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Das Recht der Heberfegung ift vorbehalten. 


Vorrede zur zweiten Auflage. 


Mas dem Berfaffer bereit3 in der eriten Auflage als das 
eigentliche Ziel der wiffenihaftlihen Behandlung des Finanzweſens 
erſchien, die Feitftellung der organifhen Grundbegriffe und bie 
eingehende Bergleihung des Finanzweſens und der Finanzgejet- 
gebung der großen Eulturvölfer Europas dur Redurirung auf 
jene organiſchen Kategorien der Staatswirthichaft, dies ift hier in 
dem Maße geboten, in welchem ein ernftlich durch zehn Jahre 
hindurch fortgeießtes Studium dieſes jo unendlich wichtigen Ge: 
biet3 der Staatswiſſenſchaft es erreihbar machte. Der Leer wird 
daher nicht blos mejentlihe Unterſchiede — hoffentlich Fort: 
Ihritte — gegenüber der eriten Auflage und ein jehr viel reicheres 
Material, jondern zum Theil auch eine principiell andere Auf: 
faffung ganzer Gebiete finden, wie namentlich bei der Renten: 
und Einfommenfteuer und bei dem Staatscredit. Troß des fait 
verboppelten Umfanges babe ich verjucht, jedes überflüflige Wort 
zu vermeiden; die großen Fortichritte-der Finanzwiſſenſchaft aber, 
die wir feit den lebten zehn Sahren den Arbeiten von Männern 
wie Bode, Hod, Gneift und andern verdanken, haben es unmög— 
lich gemacht, einfach bei der frühern Arbeit ftehen zu bleiben. 

Ich jchließe aber dieſes Werf mit der Heberzeugung, die fich 
gerade durch das Studium der einzelnen Gebiete der Steuer: 
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gejeßgebung nicht abweiſen ließ, daß wir in Europa vor der 
Epoche einer gründlichen Neugeftaltung des Steuerweſens jtehen. 
Es ift Thorbeit zu glauben, daß es einem Einzelnen gegeben jei, 
die kommende Zeit zu beherrſchen oder ihren Inhalt formuliren 
zu können; aber wohl vermag vieljährige Beobadhtung und ein- 
gehendes Nachdenken die Gebiete zu bezeichnen, auf denen aller 
Wahrſcheinlichkeit nach jene Neugeftaltung ihre Arbeit beginnen 
_ wird. Dieje Gebiete find eritens das Verhältniß des Steuerweſens zu 
der Selbftverwaltung, und zweitens das Verhältniß der Einfommen- 
fteuer zu der Berzehrungsiteuer. Ehe ein Menjchenalter vergeht, 
wird bier eine neue Ordnung plaßgreifen. 

Gerade deshalb aber können wir nicht umhin, unſer lautes 
Bedauern darüber auszudrüden, daß die Staatswiſſenſchaft über: 
haupt, fpeciell aber die jo enticheidenden Gebiete der innern Ver— 
waltung und der fo untrennbar mit ihr verbundenen Finanzwifjen- 
ihaft noch fo jehr wenig an den deutjchen Univerlitäten vertreten 
werden. Namentlih die Finanzwiſſenſchaft entbehrt faſt jeder 
organischen Stellung und Anerkennung in der Mehrzahl unjerer 
Hochſchulen. Es wird unbedingt gefordert, daß man als Gejeß- 
geber über die Verfaſſung eine politiihe, als Gejeßgeber über 
bürgerlihes Recht eine juriftiihe, als Gejeßgeber über den 
Proceß eine praftiihe Bildung haben müſſe. Alle unjere Uni- 
verfitäten würden glauben, ihrer hoben Aufgabe nicht entfernt 
nachzukommen, wenn jie nicht höchſt ausgiebige Eurje über dieje 
Disciplinen darböten, und niemand gilt als ‚‚geprüft”, der bier 
nicht ernftlich bejtanden. Gewiß mit Recht. Aber alljährlich treten 
doch aud die Reichs- und Landtage, neben ihnen die Gemeinde 
vertretungen und Gorporationen zujammen, und discutiren und 
beichließen Steuern und Laften, die Hunderte von Millionen be- 
tragen, übernehmen die Berantwortlichkeit, diefe Laſten ihren Mit- 
bürgern aufbürden, und unterwerfen ſich dann ſchließlich in ihren 
Voten mehr der dira necessitas als dem Verftändniß eines ver- 
nünftigen Steuerjyftems. In der That — hat die Fahbildung 
Deutichlands das leßtere ihnen ausreichend geboten, oder aber es 
von ihnen gefordert? Oder ift es möglich, ein ganzes Budget 
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eingehend zu berathen, wenn man die Regalien und Steuern weder 
einzeln, noch auch in ihrem Zuſammenhange zu betrachten 
gewöhnt wurde? — Es iſt ſchwer, darüber nicht vieles zu 
ſagen. Wir nun unſererſeits ſchließen aber mit der Hoffnung, ja 
mit der Behauptung, daß aus dem unſerer Ueberzeugung nach 
für die vorbereitende Fachbildung einer öffentlichen Laufbahn ab: 
folut ungenügenden Triennium durch die Staatswiſſenſchaft wieder 
ein Duadriennium werden wird; und in diejem wird dann auch 


die Staatswirthſchaftslehre ihren Play und ihre Würdigung finden. , 


Borderhband kommt e3 darauf an, das gewaltige Material 
zu bewältigen. Dielleiht daß dazu die vorliegende. Arbeit das 
Ihrige beiträgt. Alles Strebens Werth Liegt jchließlich jenfeit der 
Gegenwart, in deren Mitte wir ftehen. 


Mien, im Mai 1871. 


Foren; von Hfein. 
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Finleitung. 


— 


Die Finanzwiſſenſchaft und die Slaalswirlhſchaflslehre. 


I. Begriff und Inhalt der Stantswirthfchaft und der 
Staatswirthſchaftslehre. 


Es iſt allerdings fein Zweifel, daß die Finanzwiſſenſchaft ein 
jelbjtändiges und an und für ſich bedeutiames Gebiet der Staats: 
miffenichaft bildet. Allein es ift ebenjo gewiß, daß tie jelbit doc 
nur als Glied diejes großen Ganzen, dem fie angehört und das 
fie für ihren Theil erfüllt, ganz verftanden wird. Die Zeit iſt 
vorbei, in der die einzelnen Abtheilungen der Staatsmwiljenichaft 
als gejchiedene Gebiete nebeneinander ftanden, jedes mit dem An- 
ſpruche, durch ſich jelbjt ganz verftändlich zu jein. Bon diejem Stand- 
punfte haben wir daher zumächit für das Folgende auszugeben. 

Zwei Wege nım find bier zugleich zu betreten. Der erjte zeigt 
uns die durch den Begriff des Staats gegebene organiiche Ge— 
ftaltung des Geſammtlebens und weift nad, welcde Stellung und 
Begrenzung die Finanzwiflenichaft in dieſem Spfteme bat. Wir 
finden auf dieſem Wege zunäcft die formale Begriffsbeſtim— 
mung der Staats: und der Finanzwiffenicaft. Geben wir einen 
Schritt weiter, jo erichließt fihb uns dann das höhere Moment, 
melches jene Form beberridt: das organiiche Wejen und die 
aroße Function der Finanzen im Gejammtleben mit ihrem Princip 
und ihren Gonjequenzen. Das zuiammengefaßt wird dann zur 
eigentlihen Wiffenichaft der Staatswirthſchaft im ganzen, und 
der Finanzen im einzelnen. - 

Der zweite Weg iſt der biftoriihe, Er enthält den Proceß, 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 1 


2 


durch welchen jener formale und organiſche Inhalt den Denken: 
den einerfeits und den Staaten jelbit andererjeits zum Bewußtſein 
kommt und als Literatur und Geſetzgebung ſeine objective Geſtalt 
empfängt. Er iſt in ſeinem Ergebniſſe nicht minder reich als der 
erfte; er iſt das ewig Werdende und Unfertige neben dem ewig 
Fertigen und in ſich Ruhenden. 

Wir müfjen fie beide betreten. 


II. Der formale Begriff von Staatswirthſchaft und 
Finanzwiflenihaft. 


Seit die Grundbegriffe der Vermaltungslehre feftftehen, wird 
e3 nicht mehr ſchwer jein, das formale Wejen der Staatswirth⸗ 
ſchaft darzulegen. 

Die Staatswirthſchaft bildet einen Theil desjenigen, was 
wir die Verwaltung des Staats im weitern Sinne nennen. 

Der Staat iſt die zur ſelbſtändigen und ſelbſtthätigen Per— 
ſönlichkeit erhobene Gemeinſchaft der Menſchen. 

Als ſelbſtthätige Perſönlichkeit hat der Staat einen Organis: 
mus, mit welchem er ſeinen Willen beſtimmt und ihm die Kraft 
zur Verwirklichung verleiht. Dieſen Organismus in ſeinen höchſt 
verſchiedenen Formen und Entwickelungsſtadien nennen wir die 
Verfaſſung im weitern Sinne. 

Die Verfaſſung des Staats iſt wie der Wille im Menſchen 
an ſich vorhanden ohne Beziehung auf irgendeinen Gegenſtand 
deſſelben. Wir nennen ihn ebendeshalb den Willen an ſich. Geis 
nen Gegenftand und Inhalt empfängt er aus dem wirklichen 
Leben des Staats. 

Dem Wollen des Staats entipricht daher das zweite Moment 
in demjelben, die That. Auch fie erjcheint jelbjtändig mit eigenem 
Organismus und eigenen Gejegen, und heißt in diejer Selbftändig- 
keit die vollziehende Gemalt. 

In Wollen und Thun, in Verfafjung und Bollziehen ift 
nur der abftracte Inhalt des Staats als höchfte Form der Per: 
jönlichfeit gegeben. 

Der Staat ift aber nicht blos eine Perjönlichkeit an fich, 
jondern er ift zugleich eine wirkliche PBerjönlichkeit. Er enthält 
und umfaßt eine unendliche Menge wirklicher Lebensverhältniffe, 
die nach allen Seiten hin feine Aufgaben bilden und, indem jie 
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feinen Körper ausmachen, bejtändig neue Forderungen an ihn 
und die Thätigfeit feines Willens ftellen. 

E3 ergibt fih daraus, daß dieſe Thätigfeiten des Staats 
ih nach diejen gegebenen Verhältniſſen des wirklichen Staats: 
lebens ordnen und bejtimmen. Es gibt daher Feine Thätigfeit 
jenes Staatswillens ohne Gegenftand. Und da mithin dieje 
Dbjecte der Staatsthätigkeit den Staat jelbft erft zur wirklichen 
Thätigfeit bringen, jo muß diefe letztere ihrerjeits ſich nach der 
Natur, der Geihichte und den Bedürfniffen der wirklichen Lebens— 
verhältniffe richten, fih nach ihnen eintheilen und durch fie in 
ihrem wejentlichen Inhalte beftimmt werden. 

Auf dieje Weije entjteht die wirkliche Thätigkeit des Staats, 
geordnet nad den Grundverhältnijien des mirklichen Lebens und 
dieje zu ihrem Gegenftande machend. Und dieje wirkliche Thätig: 
feit des Staats nennen wir die Berwaltung des Staats im 
mweitejten Sinne. 

Der Inhalt diefer Verwaltung kann demnah dem Staate 
nicht mwillfürlih gegeben werden, fondern derjelbe ift vielmehr 
objectiv der Inhalt des Gefammtlebens überhaupt. Und es folgt, 
daß die Zweige der Verwaltung mithin nichts anderes jind als 
die Grundverhältnilje des wirklichen Lebens. 

Diefe nun find zunächſt das Güterleben, in welchem die 
Perjönlichkeit fih das natürlihe Dafein für ihre Zmede unter- 
wirft. Das Güterleben als Gegenftand der Verwaltung im wei— 
tern Sinne bildet die Staatswirthſchaft. 

Das zweite Grundverhältniß ift das Verhältniß der einzelnen 
Perjönlichfeiten zueinander, deren Selbſtändigkeit durch das Recht 
aufrecht gehalten wird. Das Recht als Gegenftand der Verwal: 
tung im weitern Sinne bildet die Rechtspflege. 

Das dritte Grundverhältniß iſt das Bedürfniß nach der Ent: 
widelung der Perſönlichkeit, infofern diejelbe durch die Gemein: 
jchaft bedingt wird. Dieje Entwidelung jowol der wirthſchaftlichen 
als der geiftlichen Perjönlichkeit durch die Verwaltung it die 
eigentliche Berwaltung oder die Verwaltung im engern Sinne 
oder alles, was wir die innere Verwaltung nennen, und deren 
Entwidelung wir an einem andern Orte verjucht haben. 

Die Staatswirthichaft ift demnach ein organiiher — das 
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ift durch die Natur des Staats jelbit gegebener, aljo in allen 
Staaten, wenn aud in höchſt verfchiedener Geftalt und Ent: 
widelung vorhandener Theil der Verwaltung; er it als jolcber 
dem Willen des Staats in der Verfafjung unterworfen und be: 
fist feine eigene vollziehende Gewalt. Aus dem erjten Moment 
geht das hervor, was wir das Recht der Staatswirthſchaft nennen, 
aus dem zweiten das, was wir als den Organismus derjelben 
bezeichnen. Es ift Mar, daß die Staatswirtbichaft beide Elemente 
mit der Nechtspflege und der innern Verwaltung formell gemein 
bat, wenn auch der Inhalt derjelben nach der Natur devjelben 
ein anderer ift. 

Aus diefem formalen Begriffe der Staatswirtbichaft ergibt 
ſich nun eben der Inhalt defjelben, der uns auch Begrifj und 
Anhalt der Finanzwiffenichait feitjtellt. 

Sit nämlich die Staatswirthihaft demgemäß das unter dem 
Geſetze und der Vollziehung der ftaatlihen Perjönlichteit ſtehende 
Güterleben des Staats, jo folgt, daß jie zunächit Feinen andern 
Inhalt haben kann als denjenigen, den die abjoluten Elemente des 
Begriffes vom Gut uns zeigen. Diefe nun jind die Production, Die 
Gonjumtion und die Reproduction, die in ewiger Wechjelwirfung 
auch bier dasjenige bilden, was wir das Leben der Güter 
nennen. Nun zeigt die Güterlehre, daß dieje elementaren Begriffe 
eine verichiedene Geftalt und verjchiedenen Inhalt gewinnen, je 
nachdem die Perjönlichkeit, der jie angehören, eine verjdiedene 
it. Für die Perfünlichfeit des Staats nun empfangen daber jene 
drei Elemente der Erzeugung, Berzehrung und Wiedererzeugung 
ihre eigentbümlihe Geftalt und ihren eigentbümlihen Namen. 
Sie find befannt und leicht verjtändlich. 

Die Gütererzeugung für das wirtbichaftliche Yeben des Staats 
nennen wir die Staatseinnahmen, oder mit dem hiſtoriſchen 
Worte die Finanzen des Staats. Die Folge wird zeigen, daß 
jie einen weſentlich andern Charakter bei der Perfönlichkeit des 
Staats baben, als bei der der einzelmen. 

Die Berzehrung ift im wirthichaftlichen Staatsleben gebildet 
dur die Ausgaben des Staats, die vermöge des Weſens der 
jtaatlihen Perfönlichteit die jyltematijche Verwendung der Ein- 
nabmen nicht für jeine individuelle Berjünlichteit, jondern für die 
Gefammtheit der Angehörigen des Staats bilden. Die Ausgaben 
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des Staats find Daher principiell Feine wirthichaftlichen Productions: 
verwendungen, Jondern Berwaltungsausgaben. 

Die Wiedererzeugung iſt nun eben durch diejen Begriff der 
Staatsausgaben gegeben. Sie fann und fol nicht darin beftehen, 
daß der Staat als einzelne Berjönlichkeit reich werde, ſondern viel: 
mehr in der durch die Ausgaben vermittelten wirthſchaftlichen Ent: 
widelung aller Staat3angehörigen. Das nun geht zwar bis zu einem 
gewillen Grade duch die Natur der Sache jelbjt vor ji, allein der 
Staat joll diefe Reproduction ſelbſt wollen und vollziehen, und 
jwar indem er Einnahmen und Ausgaben für dieien Zweck ſelbſt 
ordnet und verwaltet. Und dieje durch den Staat jelbit geordnete 
und damit durch die Verwendung der Ausgaben erzielte und in 
jeinen eigenen Einnahmen wieder zur Ericheinung gebradte Ne: 
production des jtaatlihen Güterlebens, als Form und Zweck ai 
gleich aufgefaßt, nennen wir den Staatshauspalt. 

Dffenbar hat ein jeder diefer drei organijchen Theile, —* 
den Inhalt der Staatswirthſchaft ausmachen, wieder ſeine Grund— 
begriffe, ſeine Regeln, ſeine objectiven Geſetze und ſeinen Organis— 
mus. Es iſt klar, daß demgemäß auch jeder dieſer Theile einer 
ſelbſtändigen wiſſenſchaftlichen Darſtellung nicht blos fähig iſt, 
ſondern derſelben auch bedarf und ſie auch gefunden hat. Es 
gibt daher eine Wiſſenſchaft der Staatseinnahmen, und das iſt 
die Finanzwiſſenſchaft. Es gibt eine Wiſſenſchaft der Aus— 
gaben, und dieſe erſcheint in der eigentlichen Verwaltungslehre. 
58 gibt endlich eine Wiſſenſchaft des Staatshaushalts, und dieſe 
pflegt man gewöhnlich die Lehre von der Finanzverwaltung 
zu nennen, obgleid) der Name nicht ganz paſſend ift. Indeſſen ift 
jo viel Har, daß es neben diejen drei Gebieten nicht noch eine 
bejondere Staatswirthichaftslehre gibt, jondern die Staatswirth- 
ichaftslehre ift eben die in dem höchſten Begrijfe des Staats als 
ein Ganzes zufammengefaßte Einheit der Lehre von Finanzen, 
Berwaltungsausgaben und Staatshaushalt. 

Sit dem nun jo, und iſt der bejondere Juhalt jener drei 
Elemente au ſich leicht verjtändlih, jo ilt es Har, daß es vor 
allem darauf ankommen wird, eben jenen höchſten Geſichtspunkt, 
der den eigentlihen Kern der Staatswirthihaft als Einheit der: 
jelben ausmacht, feitzuftellen. Wir werden denfelben als den 
organischen Begriff der Staatswirthihaft bezeichnen. 


II. Das organiſche Weſen der Staatswirthſchaft. 


Ohne Zweifel nämlih ift die Staatswirthichaft nicht blos 
ein felbftändiger formaler Theil der Verwaltung, jondern er bat 
für diefelbe auch eine ganz beitimmte Function, melde von 
feinem andern Theile vollzogen werden Fann. Dieje ihre Function 
wird fie wieder nicht durch eigene Willfür ſetzen, fondern jie gebt 
aus dem gefammten höchſten Weſen des Staats hervor. Und 
bier ift e8 daher auch, wo fidh die wahre Bedeutung der Staats: 
wirthſchaft erſt entfaltet. Nur kann man diefelbe nicht fo ganz 
einfach bezeichnen. 

Wir erkennen den Staat als die höchſte Form der Perſönlich— 
feit an. Die höchſten Forderungen des Weſens aller Perjönlich- 
keit fommen daher in ihm am greifbariten zur Geltung. Die 
Summe diefer Forderungen ift nun die nad) der vollendeten — 
das ift der unendlichen Entwidelung nicht blos des Staats für 
ich, jondern auch aller Einzelnen, die ihm angehören. Für diefe 
Forderung gibt es an fich feine Grenze, und die durch fie ge— 
fette Aufgabe des Staats it daher eine begrifflih unendliche. 

Und bier ift e8 nun, wo auch im Staat, und zwar eben durch 
die Staatswirtbichaft, das Weſen des Güterlebens überhaupt zu 
feiner Geltung gelangt. 

Während nämlich die Verfaffung und Verwaltung des Staats 
im allgemeinen die höchfte und ebendeshalb unmeßbare Entwide- 
lung der Staatsidee zum Inhalt und Object haben, ift e8 die Auf: 
gabe der Staatswirthichaft, diefen an fih im Weſen des Staats 
liegenden Beftrebungen ihr Maß durh bie Beltimmung und 
Bemefjung der mirtbihaftlichen Mittel zu geben, melde die 
Staatswirthſchaft der Verfafjung und Verwaltung zur Ber: 
fügung zu jtellen vermag. Die Staatswirthichaft hat es daher 
mit der Entwidelung des Staat3 immer in negativer Weije zu 
thun; dagegen aber erjcheint dasjenige, wofür die wirthſchaftlichen 
Mittel des Staats dur die Staatswirthichaft geboten werden, 
aud als etwas wirklich Erreichbares. Was dur die Staats- 
wirtbichaft möglich ift, ift überhaupt möglich; was durd die 
Staatsmwirthichaft verweigert wird, ift nicht möglih. Darin liegt 
die entjcheidende Bedeutung der letztern, und darum ift die Staats— 
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wirtbichaft ein jo tief greifendes Moment im Staatsleben. Die 
organische Function derjelben beſteht demnach, wenn man jie mit 
Einem Ausdrude zufammenfaffen will, darin, daß fie im ge: 
ſammten Staatsleben das mwirtbihaftlide Gleichgewicht 
zwiijhen den Staatszweden und den GStaatsmitteln 
beftändig berzuftellen bat. Und da diefe Function von 
feinem andern Organ des Staats vollzogen werden fann, fo er: 
gibt fi, daß die Störung der Staatswirtbichaft zu einer Störung 
des gejammten Staatslebens wird, während die ftrenge Ordnung 
derjelben die erfte und legte Bedingung einer maßvollen, aber 
dafür auch gejicherten Entwidelung des Staatslebens ift. 

Das nun ift das erfte organiiche Princip der Staatswirth: 
haft. Allein die Grenze dieſes Maßes ſetzt ſich doch zulegt der 
Staat jelbft; er aber ift allgewaltig; das Weberjchreiten jenes 
Maßes liegt in feiner Kraft; liegt e8 auch in jeiner Macht? Wo 
ift das Princip, nad welchem jich diefe Grenze bildet? 

Zuerſt ift e3 gewiß, daß da, wo es ji um die Erijtenz bes 
Staats handelt, der letztere abjolut berechtigt ift, die Bedingungen 
diejer Eriftenz jelbit zu nehmen, wo er fie findet. Wir nennen 
dieſes Recht das Nothrecht des Staats, und die für daffelbe 
geltenden Grundjäße find in der Entwährungslehre aufgeftellt. 
Allein es ift falſch, fie unter die Finanzwiffenichaft zu ftellen, wie 
es zumeilen gejchieht. 

Im Gegentheil liegt das wahre Princip für das Maß, das 
fih der Staat jelbft zu jegen bat, in demjelben Grundgedanken, 
aus dem das Güterleben jelbit hervorgeht: denn der Staat hat 
ja nicht feine Einnahmen um feiner jelbft willen, jondern als Be. 
dingung für feine höchſten Zwede. Dieſe aber liegen in der Ent- 
widelung des Einzelnen. Die Mittel dafür, die Staatseinnahmen, 
entfpringen ihrerjeit3 gleichfalls aus dem individuellen wirthichaft- 
lichen Leben, deſſen Entwidelung mwejentlich den Aufgaben des Staats 
angehört. Wenn daher der Staat jo viel für feine Zwecke aus der 
Einzelwirthichaft wegnimmt, daß er den Fortichritt der letztern damit 
ftört, jo folgt, daß ein abjoluter Widerſpruch entiteht — der 
Zweck wird vernichtet, um denfelben Zweck zu erreihen. Damit 
ift jenes Princip gegeben, vermöge defjen die Staatswirthichaft das 
Maß der Staatöverwaltung ift — die Bedingungen des indi- 
viduellen wirthichaftlichen Lebens dürfen nie von der Staatsmwirth: 
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ſchaft angegriffen werden; für die Verwaltung iſt nur das 
möglich, was eben die individuelle Wirthſchaft als zu— 
Läffig eriheinen läßt. In dem Einzelnen it das Map 
für die Thätigkeit des Ganzen, wie er ihm das legte Ziel der: 
ſelben iſt. Und das ilt der Punkt, auf welchem ſich aud die 
Staatswirthichaft harmoniſch an die höchſte organische Auffafjung 
der Perfönlichkeit anjchließt. Wir bezeichnen ihn kurz als das 
Princip der Harmonie der Intereſſen zwiihen Staat und 
Staatsangehörigen. Von ihm aus wird das ganze Gebiet der 
Staatswirtbichaft im einzelnen wie im ganzen beherrſcht; es iſt 
die legte Quelle der Wiſſenſchaft der Staatswirthichaft. 

Allerdings aber bedarf es einer langen und erniten Reihe 
von Arbeiten und Erfahrungen, bis die Berwaltung des wirth— 
ihaftlihen Staatslebens das Princip anerkennt. Und den Proceß, 
duch welchen es ſich zulegt Bahn bricht, nennen wir die Ge— 
ſchichte der Staatswirtbichaft. 


IV. Elemente der Geſchichte der Staatswirthidaft. 


Natürlich hat es zu allen Zeiten und in allen Staaten eine 
gewiſſe Staatswirthichaft gegeben, die ihre eigene Geſchichte vol 
von wichtigen und intereffanten Thatſachen enthält. Allein in 
höherm und eigentlihem Sinne beginnt die Staatswirthichaft doch 
erſt im der nenern Zeit; und es it von enticheidendem Werthe, 
id über den Punkt einig zu werden, mit welchem das beginnt, 
was wir die eigentliche Staatswirthichaft nennen. 

Wir müſſen in diefer Beziehung zwei große Epodyen in der 
Weltgejhichte icheiden, um den tiefften Charakter unjerer Zeit Har 
zu verjtehen. Die erjte diefer Epochen it diejenige, in der die 
ganze Staatswirthſchaft auf die Herrſchaft eines Theiles der 
Staatsglieder über die andern beruht; die ziveite diejenige, 
welde das PBrincip der vehtlihen und gejellidhaftlidben 
Gleihheit aller zur Geltung bringt. In der erften Epoche 
ſtammen die Einnahmen von den Unterworfenen ber, uud Die 
Ausgaben werden nur im Intereſſe der Herrichenden gemacht; in 
der zweiten leijiet jeder nad) feinen wirthichaftlichen Kräften, und 
die Ausgaben jind Verwallungsausgaben. In der eriten Epoche 
tt die herrſchende Klafje alleinige Herrin des geſammten Güter— 
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lebens des Staats, in der zweiten gehört die Geſammtheit der Lei: 
tungen aller allen zugleich. In der eriten gibt es weder ein jtaats- 
wirthſchaftliches Geieg noch eine jtaatswirthichaftliche Verantwort— 
lichkeit ; in der zweiten ift die ganze wirtbichaftliche Verwaltung von 
öffentlicher VBerantwortlichkeit durchdrungen. In der eriten ift das 
Maß deſſen, was der Einzelne geben muß, blos durch die phyfiiche 
Möglichkeit begrenzt, es zu erprefien; in der zweiten wird dafielbe 
nach beftimmten Principien feitgeitellt; in jener liegt daher das Ver: 
mögen der unterworfenen Klafjen, in diejer das Reineinkommen aller 
zum Grunde. Wir jcheiden daher beide leicht und klar in ihrem 
Brincip, wenn fie auch in Wirklichkeit vielfach ineinander über: 
gehen. Die erjte ift die der unfreien, die zweite ijt die der 
verfafiungsmäßigen Staatswirthſchaft. 

Wir glauben nun die ganze erjte Epoche bier übergehen zu 
jollen: fie muß in eigenen Arbeiten ihre eigene Darftellung fin: 
den. Ihr gehören die Zeiten und Zuftände der Eroberung, der 
Sklaverei, der Leibeigenihaft und Hörigkeit, und der Stände: 
unterichiede an. Sie herrſcht entjchieden in der alten Welt, und 
in der germaniichen Zeit bis zum Anfange des 16. Jahrhunderts. 
Bon da an beginnt das große Princip der jtaatsbürgerlichen Ge: 
jellfchaft jeinen Weg durch Europa zu maden; es iſt das die 
gleiche Beitimmung jedes einzelnen und mithin jeines gleichen 
privaten, ftaatlihen und geſellſchaftlichen Rechts. Und die Ber: 
wirklichung diejes Princips in der Staatswirtbichaft bildet das 
verfaflungsmäßige Staatswirthichaftsrecdht. 

Dieje verfaffungsmäßige Staatswirthihaft hat nun wieder 
ihre Epochen, Wir können drei Stadien jener Entwidelung be: 
ſtimmt nachweiſen; unſere Zeit jteht ohne Zweifel vor dem Be: 
ginn eines neuen, vierten Abjchnittes. Sie beginnt mit der 
Scheidung der im Königthum jelbjtändigen Staatsidee, und tritt 
daher allerdings zuerjt auf als der Kampf des königlichen Staats: 
einfommens und Nechtes mit dem der alten Geſchlechts- und 
Ständelörper. Das Königthun jiegt mit der Mitte des 17. Jahr— 
hunderts, und damit beginnt die Zeit jeiner Alleinherrichaft, die 
viele und ernjte an die unfreie Zeit erinnernde Erſcheinungen 
mit ſich bringt, aber dennoch nie ganz das Gefühl verliert, daß 
der König und in ihm der Staat über jedem Sunderredt und 
jedem Sonderintereffe ſteht, und daher zulegt gerade vermöge 
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feiner Souveränetät der Vertreter der Gleichheit aller Bürger 
untereinander if. Daraus gebt nun feit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts die dritte Geftalt der Staatswirthfchaft hervor, deren 
Charakter wir zuerſt al3 die volfswirthichaftlihe, dann als die 
verfaffungsmäßige Zeit bezeichnen; die erjte, welche für Einnahmen 
und Ausgaben die Gefehe des Güterlebens anzuerkennen beginnt, 
die zweite, welche den Bolfsvertretungen die Entſcheidung über 
die Einnahmen und Ausgaben de3 Staats einräumt. Es ift 
ſchwer zu jagen, welche von beiden die wichtigere ilt; gewiß ift 
nur, daß die zweite die erfte nicht etwa befeitigt, jondern viel: 
mehr mit ihrem ganzen Inhalt in fi aufnimmt. Dieſe letztere 
Entwidelung tritt nun im 19. Jahrhundert in den Vordergrund; 
in der Mitte deffelben aber zeigt ſich auch ſchon der erfte Beginn 
jener großen Thatſache, melde das ganze Leben der Staaten 
europäifher Gelittung durchdringt, die jociale Idee, welche den 
Schwerpunkt aller ihrer Fragen und Aufgaben nicht jo jehr in 
dem Weſen der Perfönlichkeit oder des Staatsbürgerthbums, ſon— 
dern vielmehr der niedern Klaffe und ihrer Hebung findet. Und 
es ift noch nicht zu berechnen, wie weit dieſe Richtung in ber 
Staatswirtbichaft zu gehen berufen ift. 

Dies find die allgemeinjten Grundlagen der Entwidelung der 
Staatswirtbiehaft. Jeder Theil derfelben, nicht blos Ausgaben, 
Einnahmen und Haushalt, jondern in ihnen mieder jede Abthei— 
lung bat innerhalb diejer Grundzüge ihre eigene hiſtoriſche Ent: 
widelung, die man, jo mweit bier thunlich, im Folgenden wieder: 
finden wird. Das aber, was wir die Literaturgefhichte der Staats: 
wirthſchaft nennen, ift nur in der That der Proceß, durch welchen 
jene Thatiahen der Geihichte zum Bewußtſein gelangen; fie ift 
die Arbeit des menſchlichen Geiftes in und für die Gejchichte dieſes 
Gebietes des Weltlebens, und auch bier gilt das ewige Geſetz, 
daß jeder von uns mit dem Beten, was er hat und thut, das Er- 
gebniß feiner Zeit ift; der Grund der Bedeutung eines jeden der 
Männer, deren Namen die Gejchichte hier zu verzeichnen bat, be- 
fteht daher nicht in dem Neuen, was der einzelne finden mag, 
fondern darin, daß er den Geift jeiner Zeit zum vollen Aus: 
drud bringt. Und von dieſem Standpunkt eriheinen nun die 
folgenden Werke ala maßgebend. 

Die Staatswifjenichaften haben gleich bei ihrem Entftehen 
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die Staatswirthſchaft als ein wejentliches Glied aufgenommen. Schon 
Bodinus fagt (‚De republica‘ [1586], Lib. VI, I): ‚Aerarii 
confieiendi et conservandi quam necessaria sit disciplina, ex 
eo percipi ac intelligi potest, quod vetere proverbio dicitur: 
reipublicae nervos in pecuniis consistere.” Der Standpunft 
der ganzen Auffaffung und Xiteratur entſprach aber den oben 
angeführten Worten. Die Frage nach dem BVerhältniffe zwiſchen 
Volkswirthſchaft und Staatswirthſchaft Fam noch gar nicht in 
Betradht; die Finanzen beftanden nur in dem Aerar und ent- 
hielten nicht3 als „‚omnem honestan aerarii conficiendi rationem“ 
(Bodinus, a.a.D.). Sie war daher im Grunde nur die Lehre von der 
Verwaltung des Staatseigentbums und feiner Gefälle, und zwar 
nicht einer rationellen, jondern einer auf dem gegebenen Ber: 
mögen und Recht des Staats gebauten Verwaltung. Doch jehen 
wir jhon bei Bodinus, der als Vater diejer ganzen Richtung 
der Staatsmwiffenjchaften angejehen werden kann, den Kampf gegen 
diejenigen principiell ausgefprodhen, „qui civium opes exhau- 
riri et principes ad inusitata vectigalium genera urgere con- 
sueverunt“; es ijt der erfte Verſuch, eine Art von Finanzſyſtem 
aufzuftellen, das freilich mit feinen fieben Quellen der Einnahme 
(domanium, spolia hostium, amicorum largitiones, vectigalia 
et tributa sociorum, mercatura, vectigalia earum rerum, quae 
aut invehuntur aut evehuntur, et subditorum tributa) noch 
jehr roh ift. Dabei war es die weſentliche Aufgabe der neuen 
Miffenfchaft, die Ordnung in dem Staatshaushalt zu predigen. 
Die Literatur, die jih an dieſen erjten Schritt anjchloß, hatte 
eine doppelte Richtung. Einerjeits fam es darauf an, das Recht 
des Landesherrn auf jene Einkünfte feitzuftellen, und jo entftand 
die fiscalifhe Jurisprudenz, die hauptjählih von den Re: 
galien handelte als der Gejammtheit aller Formen, in welchen 
die höchfte Staatsgewalt jih Einnahmen ohne Bewilligung der 
Stände vom ganzen Volke verſchaffte. Das Hauptwerk in diefer 
Richtung ift unzweifelhaft Klod, „De aerario“ (Nürnberg 1651; 
2. Ausgabe 1671). Man vergleide dazu auch die etwas con: 
fufe Darftellung der allmählichen Entwidelung der Negalität aus 
der superioritas territorialis bei ®feffinger, „Vitriar. illustr.”, 
Lib. III, T. XV, und da3 Jus Fisci aus dem Dominio ill, III, 
1,8. Auf der andern Seite ſehen wir ſchon im 17. Jahrhundert 
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neben den rein juriftiichen Fragen die eigentliche Adminiftration 
auftreten. Die Darftelung Sedendorfs im „Teutſchen Fürften: 
itaat”” (1656, Th. 3) it als der Anjtoß zu einer geregelten 
finanziellen Weberjiht und Buchführung zu betrachten. Das 
„8. Regal.: Von der Lands Stewerbarfeit”, ©. 338 fg., gibt uns 
ein jehr deutliches Bild von der Umlegung und Erhebung der 
Steuer. Zu Sedendorf’s Zeit galt die Steuer no als „ein 
Extraordinaer Mittel” — der die „Ehriftlihen Hohen Obrig— 
feiten — anderjt nicht als in hochdringenden Nöthen begehren‘‘ 
und das daher „trewlich und mwöhl anzuwenden und eine vedt: 
mäßige und billige Proportion damit zu halten jei’. Ueber dieje 
allgemeinen Ermahnungen fam man damals nicht hinaus. Im 
Anfange des 18. Jahrhunderts dagegen begann eine neue Be: 
wegung, in der jich bereit die beiden Richtungen, die Beziehung 
zur Verfafjung und die zur Volkswirthichaft, deutlich abzeichnen. 

Während nämlid England nad dem Siege des Volks über 
das Königthum den Staat auf die äußerfte Grenze feiner wirt): 
ſchaftlichen Nechte beſchränkt und dadurch feiner Theorie bedarf, 
und Deutfhland in der Zeriplitterung des Weftfäliichen Friedens 
untergebt und dadurch zu feiner Staatswirtbichaft gelangt, zivingt 
die jteigendeNoth Frankreich, über jene ftaatswirthichaftlichen An: 
gelegenheiten ernftlichit nachzudenken. Hier beginnt daher mit dem 
Anfange des 18. Jahrhunderts die eigentliche ſtaatswirthſchaftliche 
Yiteratur. Unter den großen Borläufern der Phyfiofraten hat 
Dutot, „Retlexions politiques sur les finances et le cominerce‘ 
(1738), die Finanzen ipeciell in Beziehung auf die Grundſätze 
des noch herrichenden Merkantilſyſtems gebracht, während Bauban 
in jeiner „Disme Royale“ (1707 und 1708) bereit$ die Land— 
wirthbichaft als Grundlage der Staatswirthichaft anerkennt, und 
Boisguillebert im „Detail de la France”, und mehr nod in 
dem „Factum de la France” (1707) ſchon ftatiftiiche Berechnungen 
für die ‚Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben zum Grunde 
legt, die Idee eines „geihäftsmäßigen” Haushalts nad) Colbert's 
Borgange begründend. Doch gelaugen fie alle noch zu feinen 
principiellen Standpunkt für die Staatswirthichaft. Diefen er: 
faßt zuerſt Montesquieu, freilid indem er die ganze volfswirth: 
ſchaftliche Richtung beijeite ließ, und die Bafis aller Staatswirth: 
haft in der Berfafjung der Staaten ſieht. Wol hat er Feine 
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Finanzwiffenichaft jchreiben wollen; aber er begriff zuerſt und 
nicht blos wie die frühern gefühlsmäßig, den innern organichen 
Aufammenhang des Finanzmwejens mit der ganzen innern Ent: 
widelung des Staatslebens. Noch immer ift fein Begriff der 
Staatseinnahme und fein Princip derielben gültig. Das dreizehnte 
Buch des „Esprit des lois“ iſt der Staatswirtbiehaft gewidmet. 
Das erfie Kapitel definirt: „Les revenus de l’etat sont une 
portion que chaque eitoyen donne de son bien pour avoir la 
sürete de l’autre, ou pour en jouir agrdablement.” Noch ift 
im Grunde feine befjere Begriffsbeftimmung gegeben worden. 
Allein bedeutfamer ift der von ihm zuerjt erfannte Sab, daß die 
Geftalt der Staatzeinnahmen von der Geftalt der Staatsverfaffung 
abhängt. Kap. XII ftellt die rögle générale auf: on peut lever 
des tributs plus forts a proportion de la liberté des sujets — 
ein Sag, den die Engländer nicht nöthig hatten, den die Fran- 
aofen nicht Fejthielten und den die Deutjchen entweder überfaben 
oder nicht verftanden. Kap. XIV fügt den beachtenswerthen Sag 
binzu: „L’impöt par tete est plus naturel à la servitude; l’im- 
pöt sur les marchandises est plus naturel a la liberte“, mas 
mar nicht Har gedacht, aber jebr tief gefühlt iſt. So iſt Montes— 
quieu bier wie immer reich an Anlaß zum Nachdenken, aber obne 
ſyſtematiſche Beherrſchung des Stoffs. Dieje fonnte erft begonnen 
werden, als die Boltswirtbichaftslehre für die Staatswirtbichaft 
in ihre Rechte eintrat. Und bier haben die Kranzojen dur die 
phyſiokratiſche Schule und England durch Adam Smith jo viel 
geleiftet, daß e$ mol ſchwer ift zu jagen, went der Vorrang 
gebührt. 

Quesnay und mit ihm die ganze phyſiokratiſche Schule ging 
befanntlih von dem Grundgedanten aus, daß nur die Urpro- 
duction und die Landwirthſchaft den von ibr zuerjt von dem 
Rohertrag gejchiedenen Neinertrag babe. (‚La terre est unique 
source des richesses, et c'est l’agrieulture qui les multiplie,‘ 
Quesnay, Maximes, III.) Die Anwendung diejes volf3wirtbicaft- 
lichen Grundjages auf die Beltenerung war einfah; man kann 
ie gar nicht klarer ausdrüden, als Quesnay dies ſelbſt thut. 
Maximes, V: „Que Timpöt ne soit pas destructif, ou dispro- 
portionne a la masse du revenu de la nation; que son aug- 
mentation suive l’augmentation du revenu; qu'il soit etabli 
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immediatement sur le produit net des biens fonds et non 
sur le salaire des hommes, ni sur les denrées.“ Daber 
das Sprichwort der Schule: ‚„‚Impositions indirectes, pauvres 
paysans; pauvres paysans, pauvre royaume; pauvre royaume, 
pauvre souverain.” Es fann bier nicht unterjucht werden, wie viel 
die Schlechte Vertheilung der indirecten Auflagen zu diejer Auffaffung 
beitrug; jedenfalls hatte fie in der Mitte der höchften Unklarbeit 
über ein Finanziyftem und über die richtige Vertheilung der 
Steuern den Borzug großer Einfachheit und Beltimmtheit. Aus 
ihr ging die dee einer einfachen Steuer an der Stelle einer 
vielfahen Steuerordnung hervor, die jedenfalls über die Natur 
der einzelnen Steuern nachdenken gelehrt hat. Die Schule Ques— 
nay’3 blieb bei diefem Satze ſtehen; Quesnay jelbit entwidelte den: 
jelben weiter in jeinenm ‚Second probleme &conomique’ (heraus: 
gegeben von Daire, ©. 128 fg.), worin er zuerſt die „effets d’un 
impöt indirect” weitläufig unterjuchte. Der bei weitem bedeutendite 
Nachfolger Duesnay’s iſt auch in der Finanzfrage Turgot, der 
mit großer theoretifcher Klarheit eine jehr genaue Geſchäftskunde 
und wenn auch Iocale, jo doch eingreifende Kenntniß der finanziellen 
Zuftände Frankreichs verband. ©. feine „Avis annuels sur l'im- 
position de la taille“ (herausgeg. von Daire, ©. 517 fg.). Vgl. auch 
die „Observations” über ein Steuergejeß, betreffend die vingtiemes 
und dixiemes, a.a.D., ©. 444. Seine theoretiichen Grundgedanfen,; 
durchaus im Geiſte der Schule, find weſentlich ausgejprocdhen in 
dem „Plan d’un memoire sur les impositions en general, sur 
l’imposition territoriale en particulier, et sur le projet d’un 
cadastre, a. a. D., ©. 392, zu welden man die „Comparaison 
de limpöt sur le revenu des proprietaires et de l’impöt 
sur les consommations’ hinzufügen muß (©. 409 fg.). Die 
daraus bervorgegangenen Acte der Verwaltung find im zweiten 
Band ausführlich enthalten; die auf die Finanzen fpeciell bezüg- 
lien Acte finden fich gefammelt von ©. 368—432. Man 
muß, um ihre Bedeutung zu würdigen, die innern Zuftände der 
damaligen Berwaltung allerding3 vor” Augen haben. Troß der 
Wichtigkeit jener Mafregeln beftand dennoch der größte Einfluß 
Turgot's mehr in der Freigebung des Handels und der Gewerbe, 
die er freilich nur zum Theil erreichte. Er wirkte daher praktisch 
mehr im Sinne der Ideen, welche aus der folgenden Schule her— 
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vorgingen, wie auch ſchon Ganilh, „De la science des finances“, 
Einleitung 20 und 38, von ihm anerkennt. Er hat mit jeinem Prin- 
cip die phyfiofratiihe Finanzauffaffung abgejhloffen, mit jeiner 
Verwaltung die Smith’iche eröffnet. 

Adam Smith hat in jeinem fünften Buche feineswegs blos, 
tie einige meinen, nur Steuerprincipien aufgeftellt. Es ift daſſelbe 
vielmehr die erfte volftändige Staatswirthihaftslehre und eben- 
dadurch hat das Werk auch in dieſer Richtung fo viel gewirkt. 
Kap. I des fünften Buchs enthält nämlich die Lehre von den 
Staatsausgaben. Ohne daß er den Namen der Staatswirtbichaft 
oder den der Finanzen gebrauchte, ftellte er den Grundgedanken 
an die Spige, den jhon Montesquieu ausgeiprochen (ſ. oben), 
daß die Abgaben des einzelnen an den Souverän die Mittel bieten 
jollen „für gewiſſe öffentliche Werke und Einrichtungen, die der 
einzelne oder wenige weder berjiellen noch erhalten können, weil 
der Nuten daraus ihnen nie Erjag bieten würde, obwol fie oft 
einer großen Gemeinschaft viel mehr einbringen als fie koſten“ 
(Bud IV, Kap. IX). Bon da gelangt er naturgemäß im 
Kap. II zu den GStaatseinnahmen, und zwar bei den bereits 
far ausgeiprochenen Grundzügen unſers ganzen gegenwärtigen 
Spitems der Finanzen. Und dennoch ift das Ganze feine Finanz: 
wiſſenſchaft, und zwar deshalb nicht, weil er fein für die ganze 
Staatswirthſchaft leitendes Princip aufitellt, fondern nur für die 
Steuer, und ebendarum auch nicht zu einem wifjenjchaftlichen 
Syſteme der Staatswirtbichaft uud nicht einmal zu einem ſolchen 
für die Steuern gelangt, fondern nur zu ſehr eingreifenden Be- 
merfungen über die ihm bekannten Steuern. Er muß baber als 
Ausgangspunkt der eigentlihen Finanzwiſſenſchaft angejehen wer: 
den, aber er hat jie nicht jelbjt begründet. Wir werden ihm faft 
auf jedem Punkte im Folgenden begegnen und können jchon bier 
bemerken, daß weder unter den Franzofen nod unter den Eng: 
ländern ihm ein Schriftfteller gleichkommt; dagegen haben ihn faft 
alle Deutichen ſowol an Sachkunde als an wiſſenſchaftlicher Be- 
berrihung des Stoff3 übertroffen. 

Adam Smith erkannte befanntlid als Duelle des Einkom— 
mens das Kapital, die Arbeit und die Rente an; er mußte daher 
auch ſofort den Phyſiokraten und ihrer einfadhen Steuer gegen: 
übertreten und die Principien für ein förmliches Steuerfyftem 
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aufitellen. Diefe vier berühmten Brincipien waren: die Pflicht 
eines jeden zu einer Steuer im Verhältniſſe zu jeinem Einfommen ; 
die Aufitellung einer beſtimmten, nicht willkürlichen Steuer; die 
Erhebung der Steuer in der am wenigften unbequemen und koſt— 
ipieligen Weiſe; die Bemefjung der Steuer nah dem Maße der 
Bortbeile, welche der einzelne von der Verwaltung bat. Geine 
Steuerlehre jelbft (Kap. II, S. 2) untericheidet die Steuer auf dem 
Kapitel auf der Arbeit und auf der Rente; doch wird die Ausfüb- 
rung im einzelnen unklar, weil er nicht die Steuern nad) jenem 
Princip, jonderu nad) den Zweck, den man dabei verfolgt, betrachtet 
(j. ipäter). Er bat dadurch mehr als alle andern dazu beigetragen, 
den allgemeinen Grundjag zur Anerkennung zu bringen, daß die 
Geſetze der Volkswirthſchaft den Gefeken über die Steuern zu 
runde liegen müfjfen; aber er bat auf das Berftändniß der 
einzelnen Steuern viel weniger gewirkt, als man bätte glauben 
jollen. Die Finanzwiljenschaft ward durch ihn zu einem imma: 
nenten Theil der Nationalöfonomie in Frantreih und England; 
nur die deutſche Wiſſenſchaft hat ihr ihre Selbftändigkeit wieder: 
gegeben. Und in der That ift er auf feinem fpeciellen Gebiete 
von der übrigen franzöftihen und engliichen Literatur nicht erreicht, 
viel weniger, daß fie ihn übertroffen. 

Weſentlich anders ſteht num allerdings die deutſche Literatur 
da, jo groß auch der Einfluß ijt, den namentlih Adam Smitb 
auf fie ausgeübt bat. Das, was den Deutjchen wejentlich eigen- 
thümlich ift, ift das Streben, die Lehre von der Staatswirtbichaft 
von der Nationalöfonomie loszulöjen und fie als eine jelbftändige 
Wiſſenſchaft hinzuftellen. Es ift das ein jo weientlicher Fortſchritt 
gegenüber den Engländern und Franzofen, dab wir in der That 
erit durch die Deutichen eine Staatswirtbichaftslehre befigen. Nur 
muß man jich nicht dadurch irre machen laſſen, daß ſie diejelbe 
jtet3 als „Finanzwiſſenſchaft“ bezeichnen. Erſt die neuefte Zeit 
hat dieje leßtere mit vollem Berwußtjein in der Staatswirtbichaft 
jelbftändig bingeftelt.. Der Gang diejer Entwidelung ift aber 
jolgender: 

Schon im Jahre 1752 erjchien die erjte jelbjtändige Beband- 
lung der Finanzwijjenichaft in ©. 9. v. Juſti's „Staatswirth— 
ſchaft“ und deſſen „Syſtem des Finanzweſens“ (1766), in dem 
namentlich die Arbeiten Sedendorf’3 nachwirken. So mar ſchon 
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vor Quesnay bier Theorie und Praris zu einem Syſtem ver: 
bunden, während Sonnenfels in feinen „Grundſätzen der Polizei, 
Handlung und Finanz” (1765; Bd. 3: Die Finanzwiſſenſchaft) 
weit geijtreiher und ebenſo gelehrt als Jufti, aber nur weniger 
ſyſtematiſch, freilinnige und richtige Grundjäge eifrig und rüd- 
haltslos vertrat. Seit diejer Zeit haben die Deutichen dieje Auf: 
faſſung nicht mehr fallen laſſen. Allerdings war es nicht leicht, 
zunächſt die Scheidung von den Kameralwifjenjchaften zu voll: 
zieben, da gewiffe Theile der letztern, namentlich die Regalien 
und die Domänewirthihaft, entichieden in ihnen plaßgreifen 
mußten; allein das, was eigentli der jungen Finanzwiſſenſchaft 
zum Siege verhalf, das war die große Entwidelung des Steuer: 
wejens, die allerdings zur Yolge hatte, daß man Steuern und’ 
Finanzen vielfach identificirtee Doch blieb der Gedanke einer 
„Staatswirthichaft” ſelbſtändig. Den eriten Verſuch einer ſyſte— 
matiſchen Behandlung machte Soden in feiner „Staatsfinanzwirth— 
ſchaft“ (National:Defon., Bd. 5. 1811), der die ftreng logiſchen 
Begriffe von ‚„Staatsfinanzproduction” und Staatsfinanzconjum: 
tion zum Grunde legte, während Sonnenfels mit richtigem Takte 
die Finanzwiffenichaft al3 die Grundjäße behandelt, „nach welchen 
die Staatseinfünfte auf das vortbeilbaftefte erhoben werden“, 
indem auch er Schon befanntlidy Handel (Güterlehre), Polizei (Ber: 
waltung) und Finanzwejen nah Juſti's Vorgange jcheidet. Dog: 
matiſch ftrenger ftellt dann Jacob ein felbjtändiges Syſtem der 
„Finanzwiſſenſchaft“ auf, die er als ‚die Wifjenjchaft von den 
Grundjägen‘ bezeichnet, „wie einerjeit3 die Mittel des Staatsauf: 
wandes am ziwedmäßigiten zufammengebracht und andererjeits am 
beiten verwandt werden (j. deſſen „Einleitung in das Studium 
der Staatswiffenichaften“, $. 16 und 500, und „Finanzwiſſen— 
schaft“, Einleitung, $. 2). Die Anmerkung zeigt, daß ihm ſelbſt 
diefe Bezeichnung nicht ganz recht war. Aehnlich Fulda: „Hand: 
buch der Finanzwiſſenſchaft“ (1827), $. 3 und 5. Dagegen bat 
Malchus zuerjt ganz beftimmt die Lehre von der Verwendung 
des Staat3einfommens oder den Ausgaben von der Finanzwiſſen— 
Ichaft getrennt (©. 3) und damit zuerft die eigentliche Finanz: 
verwaltung zu einem jelbftändigen und ausführliden Theile der 
FSinanzwiffenihaft erhoben. Der erfte Band feines Handbuch 
Stein, Finanzwiſſenſchaft. 2 
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handelt von der Finanzwiffenichaft, der zweite von der Finanz: 
verwaltung (ſ. auch unten). Das war richtig; nur ging ihm ba: 
durch der Begriff der Staatswirthichaft verloren, der doch ohne 
die Ausgaben nicht zu denken ift. Dagegen ift er der erjte, der 
in die deutiche Literatur einerjeit3 die Statiſtik, andererjeits das 
Spitem des Finanzorganismus hineingebracht und mit einer für 
jene Zeit vorzüglichen Klarheit und Gründlichkeit dargelegt bat, 
jodaß fein Werk nun auch hiſtoriſch nicht geringen Werth bejigt. 
Neben ihm aber treten fait gleichzeitig zwei Männer auf, melde 
mit großer Gelehrjamkeit und nicht minder großem Blid doch auf 
diefem Gebiete dem Einfluß der Franzojen unterliegen, Lotz und 
Kraus mit ihrer „Staatswirtbichaftslehre” (auch in zweiter Auf: 
lage 1837 und 1838). Beide verjtehen eigentlic) unter Staats: 
mwirtbihaftslehre die Anwendung der Grundjäße der National: 
öfonomie auf die Verwaltung in allen ihren Zweigen; bei aller 
Tüchtigfeit im einzelnen drohte durch jie die Gefahr, in die fran— 
zöfiijhe Verwirrung zurüdzufallen. Es ift das große Verdienft 
Rau's, die deutſche Selbitändigkeit der. Finanzwiſſenſchaft ihnen 
gegenüber wiederbergejtellt zu haben, und wenn aud die Ein: 
tachbeit jeiner Säte mehr dem natürlihen Verftande als den 
höhern wiſſenſchaftlichen Forderungen entfpricht, fo ift ſchon ver- 
möge der echt deutihen Griümdlichkeit jene Arbeit zugleih ein 
Schatz und ein Ruhm der deutjchen Literatur. Die neben diefen 
Männern jtehenden Werke, wie die von Hofmann (Steuern), 
Nebenius (Credit), Diegel (Schulden), Hod (Franzöſiſches Finanz: 
weſen), Bode (Britiihe Finanzen), Pfeiffer (Einnahmen), Ezörnig 
(Statiftit und Budget), Umpfenbad (Finanzwiſſenſchaft) haben in . 
einzelnen Gebieten Ausgezeichnetes geleiftet, und werden dort ihre 
Stelle finden. 

Uns ſcheint nun, daß die wichtigite Aufgabe der Gegenwart 
zunächit auch hier darin beitebt, weder mit der blos ſyſtematiſchen 
und rationellen Wiſſenſchaft, noch mit den blos pofitiven Daten 
ſich zu begnügen, jondern vielmehr das ganze europäiſche Leben 
der Staatöwirthichaft als ein Ganzes aufzufaffen. Das Leben 
Europas hat jene alten Schranken niedergeworfen,; das Befte ift 
Gemeingut, und wir müſſen auch in der Staatswiſſenſchaft den— 
jelben Schritt thun, den wir ja im wirthſchaftlichen Leben jeder 
Zag als notbwendig anerkennen, an dem, was andere haben und 
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find, uns jelbft zu verſtehen und zu beurtheilen. Wir bedürfen der 
vergleihenden Finanzwiſſenſchaft. Um fie aber auch bier über 
die bloße Zujammenjtellung des Beiondern zu erheben, müſſen 
wir allerdings zuerit den Satz feftbalten, dab auch die Staats: 
wirtbihaft ihre abjoluten Kategorien bat, die der einzelne an: 
. erkennen muß, um auf jie eben jene Bejonderbeiten zurüdführen 
und am ihmen ihre Bedeutung verjteben zu können. Solange 
wir über die formalen Grundbegriffe nicht einig find und jeder 
jein eigenes Syſtem hat und befolgt, wird die Vergleichung nur 
Verwirrung erzeugen. Gelänge es uns, auf dieſem Punkte die 
Einigung zu erzielen, jo würden wir glauben, etwas Dauerndes 
geleiftet zu baben. 

Allerdings ift es aber dazu nothiwendig, neben dem Princip, 
welches das ewig gleiche Syſtem erzeugt, auch dasjenige feftzuftellen, 
in welchem der Kern des Unterichiedes, das, was wir die nationale 
Individualität nennen, beruht. Und diejes nun glauben wir mit 
Einem Worte als das Weſen und die Function der „Staats: 
wirthſchafskörper“ bezeichen zu können. 


V. Die nationale Geftalt der Staatswirthſchaft. England, 
Frankreich, Deutſchland. 


Der an ſich einfache Begriff der Staatswirthſchaft entwickelt 
ſich nun zu einem vielgeſtaltigen Ganzen zunächſt dadurch, daß 
der Staat ſelbſt nicht eine einfache Perſönlichkeit bleibt, ſondern 
daß die vollziehende Gewalt uns zeigt, wie derſelbe nur in der 
Geſetzgebung und dem Oberhaupt — dem Willen des Staats — 
eine Einheit iſt, während die wirkliche Thätigkeit deſſelben in 
Regierung, Selbſtverwaltung und Vereinsweſen erſcheint. Gerade 
aber dieſe Vollziehung — die Verwirklichung des Staatswillens 
im einzelnen — iſt es, welche die materiellen Mittel für die Zwecke 
ihrer Verwaltung fordert. Es iſt daher klar, daß auch das öffent— 
Aiche Güterleben ſeinem Weſen nach dieſelben Grundformen an— 
nehmen muß wie die die eigentliche Verwaltung vollziehende 
Gewalt; jede der drei Kategorien der letztern bildet daher nicht 
blos ein abſtractes Ganze in dem Organismus derſelben, ſondern 
‚jede derſelben muß auch als ein ſelbſtändiger wirthſchaftlicher 
Körper erſcheinen, und zwar in der Weiſe, daß dieſelben großen 
2* 
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Kategorien der Staatswirthſchaft, welche in dem Begriffe der letztern 
liegen, ſich in dem Weſen und der Thätigkeit dieſer Körper der 
vollziehenden Gewalt wiederfinden. Jeder dieſer Körper hat daher 
ganz nothwendig ſeine Einnahme, ſeine Ausgabe, ſeinen Haus— 
halt; jeder dieſer Körper hat ſeine ſelbſtändige Verwaltung und 
ſeinen ſelbſtändigen Organismus derſelben; jeder derſelben bildet 
ein Ganzes für ſich, und in jedem dieſer Körper gelten dieſelben 
allgemeinen Grundbegriffe und Geſetze, welche für die Staats— 
wirthſchaft überhaupt gefordert werden. Und einen ſolchen öffentlich— 
vechtlih anerfannten Körper nennen wir einen Staatswirth— 
ihaftsförper. 

Es liegt nun nahe, daß unter diefen Staatswirthichaftskörpern 
wieder die Selbftverwaltungsförper, und unter diejen wieder die 
Gemeinden die Hauptform bilden. Ebendeshalb iſt e8 auch fie und 
ihr Recht, melde der Individualität der Staatswirthſchaft zu 
Grunde liegt. Denn es ift Har, daß, wenn die Aufgabe der 
Staatsverwaltung von der Selbftverwaltung vollzogen wird, die 
Regierung diejelbe nicht mehr zu vollziehen braucht; ift das aber 
der Fall, jo wird auch die Verwaltung der wirtbichaftlichen Be— 
dingungen Sache des Staatsmwirthichaftsförpers jein, und dem 
Staate als Ganzen entzogen werden. So entjtehen mit dem, was 
wir die „freie Verwaltung” nennen, in jedem Staate zwei große 
Grundformen der Staatswirtbichaft, von denen die eine dem Staat 
als Ganzen, vertreten durch die Regierung, die andere dagegen 
den Körpern der freien Verwaltung angehört. Und das Ber: 
bältniß Ddiejer beiden Factoren zueinander ift Die 
Grundlage der Jndividualität der Staatswirthſchaft 
bei den verjchiedenen Völkern der civilifirten Welt. 

Diejes Verhältniß nun beruht auf folgenden für alle Völker 
geltenden einfachen Brincipien. 

Se größer nämlich das Recht und die Aufgabe der Selbft- 
verwaltungsförper und mithin derjenige Theil der Staatswirtb- 
ihaft ijt, der ihnen anheimfällt, je geringer ift der Theil der 
Leiftungen, welche der Einzelne an den Staat zu maden bat, 
je einfacher jind die Thätigfeiten des Staats für feine einzelnen 
Theile, und je einfacher daher au das Spitem der Einnahmen 
und Ausgaben des Staats im Gegenfage zur Selbftverwaltung. 
Es folgt daraus, daß bei ftarf entwidelter Thätigfeit der einzelnen 
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Staatswirthſchaftskörper das Syſtem der öffentliben Wirthichaft 
eine vorzugsweiſe örtliche Gejtalt erhält, während das Bedürfniß 
einer ftreng jpitematiich geordneten Verwaltung des Ganzen, und 
einer genauen und rationell durchgeführten Ordnung der Staats: 
einnahmen, namentlich aljo der Steuern, in dem Grade bon ge: 
ringerer Bedeutung wird, als die Selbitverwaltungsthätigfeiten 
und Steuern an Umfang und Inhalt fteigen. Daraus wieder 
ergibt jih, daß da, wo die Selbitverwaltung den Schwerpunkt 
der Staatswirthichaft bildet, die Staatseinnahmen jicherer als ein 
organifches wejentliches Syitem behandelt werden. Eine ſyſtematiſche 
Geſetzgebung entiteht nicht leicht; das hiftoriiche Element herricht 
im Rechte der Staatswirtbichaft, und es ift ebenfo ſchwierig, eine 
einheitliche Weberficht über diefelbe zu befommen, als eine aus: 
reichende Angabe über die Summen der Ausgaben und Einnahmen, 
während aus demjelben Grunde der Staatshaushalt nur ein eng 
begrenztes Gebiet bat. Das ift im weſentlichen der Charakter 
Englands und jeiner Staatswirthichaft, und ganz ähnlich ift der 
der Schweiz und Nordamerifas. Daher denn auch bei großer 
vollswirthichaftliher Tiefe in der Behandlung einzelner Fragen 
Mangel an ſyſtematiſcher Wiffenschaft und geringe Anmendbarkeit 
der gefundenen Refultate auf andere Staaten. 

Das Gegentheil davon bildet auch bier Franfreid. Die 
Verwaltungslehre hat gezeigt, wie gering und blos formell dort 
die Rechte der Selbftverwaltung find, Die Staatswirthſchaft wird 
daher bier jo gut wie alle andern Zweige der Verwaltung vom 
Centrum aus bejtimmt; ein und daffelbe Geſetz beitimmt die Quellen 
der Einnahmen und die Zweige und Aufgaben der Verwaltung 
für das ganze Reich, wie auch ein und derjelbe Beichluß das 
ftaatswirtbichaftlide Geſetz als Budget entjcheidet. Die Folge 
davon ift, daß die Fehler in der Staatswirthichaft gleich zu all: 
gemeinen Fehlern werden, mährend andererjeitS die „dee der 
Gleichheit in der Belaftung viel confequenter durchgeführt wird. 
Eben dieſe objectiv feite Einheit it e8 nun auch, melde eine 
wijfenjchaftlihe Behandlung ſehr jchwierig macht, da diefelbe im 
Grunde nur nod als Eregeje des beftehenden Rechts ericheint. 
Man kann daher jagen, daß, während die Staatswirtbichaft in der 
einheitlihden Ordnung die Fähigkeit hat, formell die befte zu wer: 
den, das ſtets mit dem Opfer der Freiheit und der Selbſtver— 
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waltung geſchieht. Und das iſt der Charakter Frankreichs in 
dieſer Beziehung. 

In Deutfhland dagegen tritt uns faft in jedem jeiner 
Theile die große Frage nah dem Verhältniſſe der Regierung oder 
des perjönlich einheitlichen Staats zu der GSelbitverwaltung in 
Landſchaft, Gemeinde und Körperichaft entgegen, indem die Rechte 
der legtern nicht blos hiſtoriſch begründet jind, jondern auch im 
Namen der freien Verwaltung mit jedem Jahre lauter gefordert 
werden. Deutichland hat daher die beiden Grundformen der eng: 
liſchen und franzöfiichen Staatswirthichaft in jich vereinigt, beide 
find nebeneinander thätig und arbeiten fort; beide werden principiell 
und rehtmäßig anerkannt; und jo jind hier die Factoren der höchſten 
harmonischen Entwidelung gegeben. Allein das, worüber man 
ih nicht einig ift, ift die Grenze zwilchen Einheit und Selb: 
ftändigfeit, und zwar nicht blos für die Berhältniffe zwiichen Ge— 
meinde und Staat, ſondern ebenfo jehr zwijchen dem legtern und 
feinen Landſchaften und Körperichaften, fowie zwiichen den drei 
Selbjtverwaltungsförpern untereinander. Es bat ſich daraus die 
Folge ergeben, daß die Theorie einerjeit3 und die Gejeßgebung 
andererjeits über die Wirthichaft des einheitlichen Staats ſich ziem: 
lich einig find, während man das Weſen und die Verwaltung der 
Staatswirthichaftsförper nur wenig beachtet und dieje vielmehr den 
örtlichen Darftellungen überlaffen hat. Während daher der Charakter 
Deutihlands als Ganzes neben Frankreih und England ſehr klar 
ift, ift derjelbe in feinen einzelnen Theilen wieder ſehr verſchieden, 
und man wird jagen, daß, während die Gemeinſchaft der Deutjchen 
auf diefem Punkte von ihrer Wiffenfchaft repräientirt wird, das 
pofitive Recht der Träger und Ausdrud der Beionderbeit ift. So 
itellt es fich neben Frankreich und England im Gebiete der Staats: 
wirthichaft ebenio hin wie in dem der Rechtspflege und der innern 
Verwaltung. 

Diefer allgemeine Charakter der drei großen Culturvölker 
entwidelt fih nun erft dann, wenn man die drei Elemente der 
Staatswirthſchaft: Einnahmen, Ausgaben und Haushalt, betrachtet; 
vorzüglich allerdings in dem erftern, den eigentlichen Finanzen. 
Und während wir die beiden legtern nur kurz bier charafterijiren, 
werden wir bei dem Finanzſyſteme ausführlicher fein müſſen. 


Die Htaatswirtäfdaftsleßre. 


m 


Erjtes Bud. 
Die Ausgaben des Staats. 


Begriff. 


Beginnt man nun mit den Ausgaben des Staats, jo mird 
man ſchon bier den formellen Begriff von dem eigentlich höhern 
Weſen derjelben ſcheiden müfjen. 

Dem formellen Begriffe nad jind die Ausgaben des Staats 
berjenige Zahlungsproceß deſſelben, vermöge deſſen er feine Be- 
bürfniffe dedi. Es gibt daher jo viele Ausgaben, als e3 an- 
erkannte Bedürfniffe des Staats gibt. Es iſt flar, daß die erjtern 
in derſelben Ordnung und demjelben Spiteme auftreten müſſen 
wie die legtern, und man wird daher jagen, daß die Staatsaus— 
gaben das in Geld ausgedrüdte Syitem der Staatsbedürf: 
niffe find. In diefem Sinne nennen wir fie das Staats: 
erforderniß. 

Allein eben aus dem Weſen diefer Staatsbedürfniſſe geht das 
höhere Wejen der Staatsausgaben ſelbſt hervor. Der Staat hat 
feine Bedürfniffe für ſich; jene Bedürfniſſe find ſtets die materiellen 
Bedingungen der Entwidelung des Einzelnen durch das Ganze. 
Wie daher die Staatseinnahmen zulegt nichts find als die Beträge, 
welche die Einzelnen für die Bededung jener öffentlichen Bebürf: 
niffe dem Staate geben, jo find auch die Staatsausgaben nichts 
als die Form, in welcher der Staat diefe Zahlungen anftatt des 
Einzelnen vermittelt. Der Staat erfcheint daher jchon bier in 
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feiner Wirthichaft al3 der Verwalter der Gefammtwirthidhaft. Und 
daraus ergibt fih nun die erfte Grundlage für die Natur aller 
Staatsausgaben. Die Staatsausgaben find nicht nur formell, 
jondern auch ihrem Weſen nad) dur die Aufgaben des Staats 
beftimmt und bedingt. In diefer Wechielwirkung liegt ſowol 
das Element der Gefchichte derjelben, al3 ihr oberftes Princip, 
und endlih ihr Syitem. Und injofern man von einer ſelbſtän— 
digen Wiffenichaft der Ausgaben des Staats reden will, bildet 
die Geſammtheit diefer Gefichtspunfte die wiſſenſchaftliche Behand: 
lung derjelben. 


Elemente der Geſchichte der Stantsausgaben. 


So innig auch die Staatsausgaben mit den Staatseinnahmen 
zujammenhängen, jo kann man dennoch recht wohl von einer be— 
jondern Geſchichte derjelben reden, jowie man fie auf ihr legtes 
Princip zurüdführt. 

Dieje Geihichte beruht namentlich darauf, daß die Ausgaben 
de3 Staats die Verwaltung defielben in ziffermäßig beſtimm— 
ten Summen ausdrüden. Und diejer Satz ift in doppeltem Sinne 
zu verftehen. Zuerſt bezieht ſich derjelbe auf die Verwaltungs: 
aufgaben überhaupt, dann aber auf das Verhältniß des Staats 
zu den Staatswirthichaftsförpern. Denn es ijt flar, daß je mebr 
die legtern von der Verwaltung übernehmen, um jo weniger dem 
Gebiete der eigentlichen Staatsausgaben übrigbleibt. Von diefem 
Standpunkt aus ift die Gejhichte der Staatsausgaben im ganzen 
eine einfache, wenn auch das Einzelne in unendlicher Verſchieden— 
beit auftritt. 

Steht es nämlich feft, daß die Geſchichte der Staatsausgaben 
von der Geſchichte der Verwaltung bedingt wird, jo werden die 
Elemente, welche ihrerjeits die letztere beherrſchen, auch über die 
Staatsausgaben enticheiden. Jene nun aber find, wie wir in der 
Berwaltungslehre gezeigt, die großen Grundformen der gejellichaft: 
lihen Entwidelung. Es ift ferner dargelegt, daß dieje Grundformen 
zugleich über das Verhältnig zwiſchen Staat und Selbjtverwaltung 
entjcheiden. Jede Gejellihaftsordnung bat daher ihr PBrincip, ihr 
Spitem und ihre formale Ordnung der Staatsausgaben, deren 
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Berftändniß jekt innig mit dem bes ganzen innern und äußern 
Staatslebens zufammenhängt. 

In der Geſchlechterordnung befitt der Staat als felbftändige 
Perfönlichkeit noch gar Feine Verwaltung. Alles, was die Ge- 
meinfchaft Leiftet, geichieht durch die Geichlechterförper. Wir unter: 
iheiden die beiden großen Grundformen derjelben in den alten 
Geſchlechtern durch die freien Bauern und die Grundberrlichkeit 
der Lehnsepoche, während die jelbitändige Perjönlichkeit des Staats 
nur noch in der Würde des Königs und feinem Dberbefehl über 
das Heer beiteht. Hier hat der Staat noch gar feine Ausgaben; 
an die Stelle derjelben treten die perjönlichen Leiftungen und 
Laſten zuerft der freien Bauernhöfe, dann des Grundherrn. Hat 
ver legtere Grundbelig vom König empfangen, jo find jeine Lei: 
tungen an den König ein perjönliches Recht des legtern. Der 
König felbft ift im Sinne der Staatswirthihaft nur noch ein 
großer Grundbeliker. Recht und Inneres werden von Gemeinden 
oder Grundberren verwaltet; der Mann, der ins Feld zieht, er: 
bält fich felbit; der Staat ericheint mehr in dem Zufammengehören 
nah außen, als in einer innern gemeinjamen Thätigfeit. Es ift 
die erfte Epoche der Staatswirthichaft überhaupt. 

In der ſtändiſchen Gejelljchaftsordnung jcheiden und organi: 
firen jich die drei Stände, aber wieder auf Grundlage des Grund: 
beige. Jede ſtändiſche Corporation ift ihrerfeit3 eine Grund- 
berrlichkeit, die Folge ift, daß die Verwaltung, und mit ihr daher 
auch die Ausgaben, den. Charakter der Grundberrlichkeit allenthalben 
und ftreng durchführen. Ihr Princip ift das der ftrengen Ab» 
geichloffenheit jeder diejer Körperichaft gegenüber der andern; ber 
Inhalt derfelben ift jene gründliche Verjchiedenheit in der Ber: 
waltung des adelihen, geiftlihen und bürgerliden Beſitzes, melde 
eben den ganzen Charakter diefer Zeit bildet. Auch jekt hat das 
Königthum namentlih im Anfange noch gar feine jelbjtändigen 
Aufgaben, als die Führung des Heeres. Die ftändijchen Körper: 
ichaften ftehen ihm feſt abgefchloffen, ja oft feindlich gegenüber. 
Die Folge ijt, daß das Königthum feine Aufgaben und Ausgaben 
noch jtreng auf ich ſelbſt bezieht; man kann fagen, daß es in diefer 
Epoche nur noch Fönigliche und feine Staatsausgaben gibt. Bon 
einem Princip und Recht derjelben kann daher auch jet Teine 
Rede jein. Erft in dem Kampfe des Königthums gegen die 
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ſtändiſche Herrichaft ändert fich das und eine innere Gejchichte 
beginnt. 

Faßt man nun diefe Entwidelung des Königthums vom 
Standpunkt der Ausgaben auf, jo muß man zwei große Epoden 
unterjcheiden, denen allerdings beiden das allmähliche Auftreten 
der jtaatsbürgerlichen Gejellichaft zu Grunde liegt. Wir bezeichnen 
bie erjte als die der Staatenbildung in Europa, die zweite als 
die der Berfafjungen. 

In der erſten diejer beiden Epochen geht jener gewaltige 
Proceß durch Europa, in weldem das Königthum feine Macht 
entwidelt, die Stände und ihre Verwaltung niederwirft, und das 
ganze Staatsleben in fih und dem perjönlichen Willen des Fürften 
concentrirt. Diefer Proceß ift mit beftändigen Kriegen um die 
äußere Machtitellung begleitet. In diefer Epoche reißt das König: 
thum daher zwar langjam aber unmiderftehlih die ganze Ber: 
waltung an fih und muß jomit jet auch die Verwaltungsaus: 
gaben übernehmen. Zugleich fordern die jtehenden Heere beitändige 
Ausgaben, und daneben ftellt das Königthum für feine eigenen 
Bedürfniffe die höchften Anforderungen. So entjtehen die erjten 
Elemente des Syitems der Ausgaben, das noch jegt gilt; die Ver: 
waltungsausgaben, die mit den Ausgaben für das Königthum 
noch verihmolzen find, indem alle Beamtete als ‚Diener‘ des 
Königs gelten, und die Heeresausgaben, an die fich alsbald die 
Ausgaben für die Dedung der Schulden anjchließen. Jedoch ift 
pon einem Princip für diefelben noch Feine Rede; kaum daß die 
entitehende Staatsbuchhhaltung einige formelle Ordnung in diejelben 
bineinbringt. Die Ausgaben werden wie die Verwaltung von dem 
individuellen Willen und Bedürfniß des abjoluten Monarchen be: 
herrſcht; das ift der Charakter diejer Epoche. 

Erit mit dem vollen Siege des Brincips der freien ftaats- 
bürgerliden Gejellihaft tritt nun dasjenige Ausgabenmwejen ein, 
das unfere Zeit beherrſcht. Auch die Ausgaben werden der ge- 
jeggebenden Gewalt unterworfen und damit Gegenjtand und 
Inhalt des ftaatswirtbichaftliden Lebens. Sie erjcheinen jegt 
nicht mehr als ein für jich jtehendes Gebiet, gleichgültig gegen 
feine Quellen und feine Verwendung‘, fondern fie find bedingt 
und beftimmt durd das Maß der Einnahmen einerjeitS und durch 
die wahren Bedürfnifje der Verwaltung andererfjeits, und jet erft 
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kann man von einer wiffenichaftlihen Behandlung derfelben reden, 
die fih naturgemäß in den beiden Fragen nach dem Princip und 
dem Syſtem derjelben theilt. 


Das Princip der Staatsansgaben. 


So wie die Staatsausgaben nun als organischer Theil der 
Staatswirthichaft erſcheinen und als ſolche der ftaatswirthichaft: 
lihen Gejeggebung unterliegen, empfangen jie einen neuen Cha- 
rafter. Sie werden aus bloßen Ausgaben das, was fie ihrem 
Weſen nad) fein jollen, wirtbichaftlihe Verwendungen für die Be: 
dürfniffe der Entwidelung des Staats. Sie haben wie jeder 
wirtbfchaftlihe Act auch ihren pofitiv wirthſchaftlichen Charakter; 
und dieſer greift jo tief in die geſammte Staatswirtbicdhaft ein, 
daß er bejonders hervorgehoben und bezeichnet werden muß. 

Das wirthſchaftliche Weſen einer jeden Ausgabe befteht näm: 
lih darin, daß fie, um nicht den Charakter eines Verluſtes, fon: 
dern den einer wirthichaftlichen Verwendung zu haben, ihre eige: 
nen wirtbichaftliden Bedingungen wiedererzeugen muß. Diele 
Fähigkeit nennen wir die Reproductivität einer Ausgabe; das 
Ergebniß der Wiedererzeugung, das Kapital, und der Proceß, 
durch welchen die Wiedererzeugung, das Kapital hervorbringt, ift 
die Kapitalbildung. 

Auch die Staatsausgaben müſſen daher, um wirthichaftliche 
zu jein, reproductiv wirken und dem Staate ein mwirthichaftliches 
Kapital bilden. In der That thun fie dies auch, nur gewinnt 
die Reproductivität und Kapitalbildung hier durch die Duelle der 
Staatseinnahmen einen eigenthümlichen Charakter. 

Da nämlich diefe Einnahmen des Staat? aus der Gejammt: 
beit der Staatsangehörigen hervorgehen, jo wird die Größe dieſer 
Einnahmen davon abhängig jein, daß alle einzelnen Staatsange: 
börigen die wirthſchaftliche Fähigkeit befigen, dem Staate durch 
ihre Beiträge eine möglichjt große Einnahme zu verſchaffen. Da 
nun dieſe lehtere im höchſten Intereſſe des Staats, die eritere 
aber im höchſten Intereſſe der Einzelnen liegt, jo folgt zunädjit, 
daß das höchſte wirthichaftliche Intereſſe des Staats, die möglichit 
große Summe der Einnahme, zugleih das höchſte wirthichaftliche 
Interefie der Einzelnen, die höchſte Entwidelung des einzelnen 
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Vermögens enthält. So greifen Staat3einnahmen und Staats- 
ansgaben bier harmonijch ineinander. | 
Nun it damit einleuchtend, daß diejes Verhältniß der Ab: 
bängigfeit der Staatsausgaben von den Einnahmen nicht die 
Wechſelwirkung der Theile der Staatswirthichaft erihöpft. Denn 
e3 ijt Har, daß auch die einzelnen Aufgaben und Zwede der Ber: 
waltung des Staats jhon um der Erhöhung und Sicherung ber 
Einnahmen des Staats willen zugleich jih auf die wirtbichaftlichen 
Intereſſen der Einzelnen beziehen müflen. Und da nun dies ftet3 
durch die Verwendung von Gütern gejchieht, jo ergibt fi, daß 
die Ausgaben des Staats, welche dur die Einnahmen defjelben 
bedingt werden, ihrerjeitS wieder für die wirtbichaftliche Entwicke— 
lung der einzelnen beftimmt fein müſſen. Gerade dadurch erjt 
gewinnen nun die Ausgaben des Staats ihren eigentlihen wirth— 
ſchaftlichen Charakter. Denn indem diefe Ausgaben dur die 
Einnahmen bedingt find, welche aus Beiträgen der Einzelnen an 
den Staat entitehen, wird die Vermehrung der Einnahmen — 
das ift der wirtbichaftlichen Entwidelung der Einzelnen — durd 
jene Ausgaben des Staats zur Vermehrung der Quelle der Staats: 
einnahmen und mithin der Staatsausgaben. Auf diefe Weife 
fehrt die Ausgabe des Staats zu ihrem eigenen Urfprunge zurüd 
und vermehrt ſich durch ſich ſelbſt. Sie empfängt dadurch den 
ihr eigenthümlichen Charakter. Sie erjcheint nicht mehr als ein: 
fahe Ausgabe, durch irgendwelche Staatszwede bedingt, jondern 
fie wird zum großen Organismus der Verwaltung der Beiträge 
aller einzelnen, welche dieje Einzelnen als Abgaben an den Staat 
für die Zmede und Interefjen des Staats hergeben; und da dieſe 
Intereſſen mwejentlich die Förderung des Einzelinterejjes enthalten, 
fo erſcheint jene mirtbichaftlihe Staatsverwaltung damit als die 
Berwaltung der Gejammtmittel für die Gefammtzwede, welche zu: 
gleih die Zwecke des Einzelnen find. Das rein wirtbichaftliche 
Berhältnig der Ausgaben des Staats bejteht mithin darin, daß 
der Staat mit jeinen Ausgaben im Grunde nur der Vertreter der 
Intereſſen des einzelnen und der Verwalter derjenigen Angelegen- 
beiten ift, welche font der Einzelne aus eigenen Mitteln vielleicht 
gar nicht, gewiß aber theuerer und jchlechter bejorgen würde. Die 
Ausgabe des Staats macht daher diefe Ausgabe des Einzelnen 
unnöthig; fie erzeugt ihm die allgemein nothwendigen Bedingungen 
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jeiner Wirthichaft; und in diefer organischen Rückkehr der Ab- 
gaben und Leiftungen der Einzelnen an die Staatswirtbichaft 
zum woirtbichaftlichen Intereſſe des beifteuernden Einzelnen wird 
die Staatswirthſchaft im höchſten Sinne des Worts zur Trägerin 
der Harmonie der wirtbichaftlihen Intereffen des Ganzen und der 
Einzelnen. 

Auf diefe Weile gewinnt nun auch der Begriff der Kapi— 
talbildung für das Ausgabenweſen in der Staatswirthichaft feine 
eigene und eigenthümliche Bedeutung. Das Kapital ift die erjte 
Duelle des Einkommens. Das Einkommen des Staats fließt aus 
dem wirtbichaftlihen Leben der Einzelnen. Das wirthichaftliche 
Kapital des Staats ift daher nicht ein einzelnes Kapital, wie bei 
der individuellen Wirthichaft, fondern die Geſammtheit aller Einzel- 
fapitalien in ihrer Fähigkeit, dem Staate Einnahmen zu bringen. 
Die Bildung eines Kapitals für den Staat befteht daher nicht in 
der Herftellung eines eigenen wirthſchaftlichen Kapitals für den 
Staat, jondern in der Bildung der Kapitalien aller einzelnen, 
melde dem Staate angehören, da dieſe Kapitalien dem Staate 
jein Einkommen geben. Die Kapitalbildung in der Staatswirth: 
ichaft ift daher nichts anderes als der Proceß, durch welchen die 
Ausgaben des Staats die Kapitalien und mit ihnen das Ein: 
fommen aller Staatsangehörigen in ihrer wirthſchaftlichen Ent: 
wicelung befördern und dadurch ihre eigenen Quellen vermehren. 
Dies ijt der höhere Kreislauf der Güter, den wir als die Staats: 
wirtbichaft bezeichnen. Und aus dem Brincip diefer ihrem Weſen 
nah abjolut harmonifchen Bewegung ergeben ſich naturgemäß alle 
Grundjäge, welche für jeden einzelnen Theil und für jede einzelne 
Thätigfeit der Staatswirtbihaft zu gelten haben. 

Bon diefem Gefichtspunfte aus pflegt man nun auch wol 
eine Unterjcheidung zwilhen productiven und unproductiven 
Ausgaben des Staats zu machen, die aber in der That nur auf 
einer unklaren Bermechjelung der Begriffe beruht. 

Unter productiven Staatsausgaben verjteht man diejenigen, 
welche durch ihre Berwendung ein unmittelbar zinstragendes 
Kapital bilden, wie z. B. Anlagen von Eifenbahnen und Aehn— 
lied. Unproductiv find diejenigen, bei denen dies nicht der 
Fal iſt. Es leuchtet ein, daß dieje Unterjcheidung, an fich richtig, 
jo hingeftellt weder ein richtiges Verftändniß der Sache noch auch eine 
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richtige Bezeichnung enthält. Jede Staatsausgabe, auch die jchein: 
bar unproductivfte, wie etwa die für die Waffenmacht des Staats, 
ift indirect productiv, indem ſie irgendeine Bedingung der in: 
dividuellen Productivität enthält und fichert,; ebenjo wenig aber, 
wie in der Einzelwirtbfchaft jede Ausgabe deshalb eine unpro- 
ductive ift, weil man ihre Zinfen nicht jpeciell nachrechnen und 
beweifen Fann, ebenfo wenig ilt dies für die Staatsausgaben der 
Fal. Daß aber in der Staatswirtbihaft aud wirklich unpro— 
ductive Ausgaben vorkommen, jo gut wie in der Einzelwirthichaft, 
ift. ebenjo gewiß, als es gewiß it, daß damit Fein Grund ge: 
gegeben ift, jede Ausgabe, deren Broductivität jich nicht berechnen 
läßt, für eine unproductive zu erflären. Der Gegenſatz zwiichen 
productiven und unproductiven Staat3ausgaben in dem obigen 
Sinne bedeutet etwas anderes. Das, was man dort unter pro— 
ductiven Ausgaben verfteht, it nämlich nichts anderes als die- 
jenige Ausgabe, welche die Heritellung eines privatwirthſchaftlichen 
Anlage: oder Betriebskapitals für ein Unternehmen durch den 
Staat enthält, und welche, eben weil fie ein privatwirtbichaftliches 
Unternehmen bildet, der Regel nad Zinfen tragen muß, um wirtb: 
ſchaftlich gerechtfertigt zu fein, während jie auf die Erhebung des 
mwirtbichaftlichen Lebens der Geſammtheit entweder Feinen Einfluß 
bat, oder dody nicht um diejes Einflufjes willen geichaffen ward. 
Es ift daher weder zweckmäßig noch richtig, den obigen Gegenſatz 
von productiven und unproductiven Ausgaben als allgemeine 
Kategorie der Staatswirtbfchaft durchführen zu wollen. Man 
muß im Gegentheil jagen, dab alle Ausgaben im Princip pro= 
ductiv fein jollen, daß ihre Productivität, wie bei der Privat: 
wirtbichaft, theils in jelbftändigem Einkommen erſcheint, theils in 
ihrem Einfluß auf das Geſammtleben jich äußert, daß die Pro- 
ductivität nie eine abjolut gewiſſe iſt, daß demnach die Organe 
der Verfafjung die Aufgaben haben, ſolche Ausgaben, welche fich 
al3 unproductiv erweifen, abzujtellen und jolde zu machen, welche 
productiv erjcheinen, und daß daher endlich diefe ganze Pro: 
ductivität ihr Dajein und ihr Maß niemals in der directen Ber: 
zinfung, jondern in der Bolkswirthichaft zu juchen hat. Daraus 
nun ergibt ſich ein zweiter nicht minder wichtiger Grundſatz. 

Je weiter jih nämlih das Gelammtleben entwidelt, um jo 
enticheidender wird das, was die Gejammtheit für den Einzelnen 
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leiftet, und um jo größer und beftimmter werden die Forderungen 
des Einzelnen an den dieje Gejanmtheit vertretenden Staat. Die 
Folge ijt, daß mit der fortichreitenden Entwidelung der Völker 
und mit der jie begleitenden größern Thätigfeit dev Verwaltung 
auch die Ausgaben der Völker jteigen. Das regelmäßige 
Steigen der Ausgaben ift daher ein beftinnmtes Zeichen des Fort: 
ſchritts der Völker; dafjelbe bedeutet in der That die Summe, 
welche ein Volk für die materiellen Bedingungen feiner eigenen 
Entwidelung ausgibt, und es ijt daher nicht blos wahrfcheinlich, 
jondern gewiß, daß die Summe der Ausgaben noch in beftän: 
diger Zunahme bleiben wird. Der Unterjchied zwiſchen der Staats: 
wirtbichaft der verjchiedenen Völker befteht alsdann nicht in dem 
Betrage, der nach der Divifion der Ausgabeziffer mit der Bevölte: 
rungsziffer auf den Kopf der Bevölkerung fällt, jondern vielmehr 
auf die VBertheilung der Ausgaben an die einzelnen Ziveige der 
Verwaltung. Und bier ift es Fein Zweifel, daß, wenn man das 
Heerwejen den übrigen BVerwaltungsgebieten entgegenftellt, die 
Geſittung ſtets im umgekehrten VBerhältniffe zu Zu: und Abnahme 
des Procentfages jteht, den die Ausgaben für die militäriiche 
Macht eines Staats in Anſpruch nehmen, während die Verthei- 
lung des Reftes ſich ſtets nach den bejondern Bebürfniffen und 
Berhältniffen des einzelnen Landes richten würde. Um dies zu 
überjehen, muß man nun das Syſtem der Ausgaben zu Grunde 
legen. 


Nachdem der allgemeine Begriff der Staatsausgaben im jtreng 
wirtbichaftlihen Sinne jhon von Montesquieu ausgeiprohen und die 
Ausgabe des Staats jomit als eine Verwaltung der öffentlichen Be: 
dingungen der Wohlfahrt und Entwidelung der Einzelwirtbihaft auf: 
geitellt war, blieb im Grunde für die Beſtimmung des Princips in 
der Verwaltung der Staatsausgaben nur noch Eins übrig, Man 
mußte fragen, wo denn die Staatsausgabe dem Princip nad ihre 
Grenze zu juchen habe. 

Adam Smith hatte dies nicht unterfucht, aber er hatte die all: 
gemeinen Grundfäge der Nationalölonomie auf die bejondern Ber: 
bältnifje der Finanzverwaltung anwenden gelehrt. Seine hiftorijche 
Entwidelung der einzelnen Ausgaben ift vortrefflih; allein zum Syſtem 
fommt er nicht. Die Folge davon war, daß man in der Vergleihung 
des Inhalts der legtern mit den Grundfägen der erjtern zu der Frage 
fam, wie jih denn die Staatswirtbihaft und die Einzelwirthicaft 
zueinander verbielten und wo vie Grenzen für die Anwendung der 
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Grundſätze der legtern bei der erjtern zu finden ſeien. Dieje etwas 
wunderlihe Form jener Frage bat bis auf die neuejte Zeit mande 
beſchäftigt, aber natürlih nur auf die Ausgaben und den Hausbalt 
Anwendung finden können. 

Schon Say verwirrt durch feinen Begriff der „öffentlichen Con— 
jumtion“ bier die natürliche Grenze. Soden verſuchte dann die Frage 
in abjtract wiſſenſchaftlicher Form zu jtellen und zu antworten: 
„Der Staatöbürger darf nicht mehr conjumiren, als er zu produciren 
vermag; die Staatsfinangverwaltung bingegen muß conjumiren, was 
der öfonomifhe Organismus des Staatd, alfo ver Zıved des Staat®: 
vereind fordert. Dieſer Organismus ift das gebieteriihe Geſetz feiner 
Gonjumtion. Die Staatöfinanzwirtbihaft muß aljo alles dasjenige 
produciren, was fie confumiren muß.” Dabei blieb denn eben nur 
die Frage, wie viel der Staat und wie er „confumire‘, d. b. wie er 
das „Producirte”, nämlih die Staat3einnabmen, ausgeben muß, um 
darum für fih produciren, nämlih einnehmen zu fünnen. Die be: 
jtändig fteigenden Ausgaben, deren Productivität man namentlich 
während der Kriege des 19. Jahrhunderts nicht wohl finden konnte, 
erzeugten dann die Frage nah dem Weſen und Werth der öffent: 
lichen Sparſamkeit. Zwar jagt Say (VII, 13): „Niemand wird an: 
nehmen, daß bei öffentlihen Ausgaben die Sparfamfeit darin beftebe, 
wenig auszugeben; aber jeder wird zugeben, daß jie darin bejtebt, 
nur das Nöthige auszugeben und die Sahen nit über ihren Werth 
zu bezahlen.“ Darauf bafirte Jalob feine Unterjheidung der Aus: 
gaben der Notbwendigfeit, der Bequemlichkeit und des Lurus ($. 831); 
obwol er nicht die Beichränfung auf das Nothiwendige will. Auch 
Log ſteht auf derjelben Baſis (III, 81). Malchus dagegen faßt 
auch bier den Gegenjtand großartiger auf. „Das Erjparen und dafı 
erijpart werben foll, kann niemald zu einem leitenden PBrincip in dem 
Staatshausbalte erhoben, das Erjparen jederzeit nur al3 eine Klug: 
heitäregel, als eine öffentlihe Tugend betrachtet werden. Die Kunjt 
der Staat3verwaltung beftebt in vem Abwägen der Nachtheile, melde 
jür die Staatdangebörigen aus den Opfern, welde die Dedung eines 
Aufwands foftet, entſtehen fünnen, gegen die Vortheile, melde für 
fie aus den Zmweden und Anftalten, für welche verjelbe ftattfindet, 
erwachſen können“ (II, 13). Bei Rau ift die Betrahtung der „Wir: 
fung der Ausgaben in Bezug auf die Gütererzeugung” ($. 27) febr 
eng und furz, die Frage nad der „Größe des Aufwands im Ber: 
gleih mit jeiner Wirkung” (8. 28 fg.) der Form nad bejtimmt, 
dem Inhalte nah fehr unbeftimmt beantwortet. Bei alledem muß 
man fagen, daß über das Princip an fich nirgends ein Zweifel 
jtattfindet; auch liegt natürlich nicht in dem Princip, jondern in feiner 
Anwendung die eigentlihe Schwierigkeit. Die verſchiedenen Auf: 
fafjungen und Bezeichnungen find gut behandelt bei Log („Handbuch 
der Staatswirthſchaftslehre“, III, 69 fg.); er ſelbſt will auch vie 
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Staatsausgaben nur unter der Vorausſetzung gelten lafien, daß fie 
„als ein Theil de3 notbwendigen Koſtenpreiſes der Grzeugnifje des 
betriebjamen Volks angefeben werden‘, wa3 „der wahre Gulminations- 
punft für jedes Abgabenſyſtem fein muß”. Siebe ebenjo Sißmonti, 
„Nouveaux principes de l’eeonomie politique“, II, 156. Die Frage 
freilich bleibt, auf die alles anfommt, was das Nothwendige ift. 


Das Syitem der Staatsansgaben. 


[2 


E3 ift nun aus der Geihichte der Staatsausgaben leicht er: 
flärlich, daß fich erſt allmählid) ein Syſtem derjelben hat ausbilden 
fünnen. Diejes Spitem entiteht jeinerjeits naturgemäß aus dem 
Anjichluffe der Ausgaben an ihre Zwecke; dieje jind in der Ber: 
waltung gegeben; es ergibt fich demgemäß, daß das Spyitem der 
Ausgaben mit dem der Berwaltung identijch ift, und daß 
mithin die Mebereinftimmung beider als ein Zeichen der fortjchrei- 
tenden wirthichaftlihen Entwidelung anerkannt werden muß. Der 
Zeitpunkt, in welchem dieje Uebereinftimmung eintritt, iſt jtets 
der des Siegs des verfaflungsmäßigen Verwaltungsrehts, und 
zwar in dem Sinne, daß eine von der Bolfövertretung zum Ge: 
jeß erhobene VBerwaltungsaufgabe die Verpflichtung derjelben Ber- 
tretung enthält, auch die Mittel für ihre Ausführung zu bejchaffen. 
Das erftere Kriterium diejes Zuftandes ift denn die formale Ein 
theilung des Ausgabenbudget3, welches demzufolge nah Mi: 
nijterien und dieje wieder nad ihren einzelnen Reſſorts geordnet 
jind, jodaß das Nusgabenbudget damit die Grundlagen jowol der 
Berwaltungsorgane als ihrer Thätigkeit darbietet. Wir werden 
demnac neben der Eivillijte als die Ausgabe für das Staats: 
oberhaupt zunädft die Ausgaben für das Auswärtige, das 
Heer, die Finanzen, die Rechtspflege und das Innere 
unterjcheiden, wobei natürlid) im Gebiete des legtern viele Ver: 
Ichiedenheiten in Form und Ausdrud vorkommen. Aber es kann 
fein Zweifel jein, daß, je weiter wir gelangen, um fo mehr die 
Vermwaltungslehre die Grundlage des Ausgabenwejens 
zu werden beſtimmt ift. 

An diejen Geſichtspunkt knüpft ſich ein zweiter, der durch die 
Staatswirthichaftsförper gegeben wird. Dffenbar ift nämlich die 
Summe der Ausgaben in einem Staate nicht durch die eigentlich 
ftaatlihen Ausgaben erſchöpft. Einen zweiten nicht minder mic): 
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tigen Theil derfelben bilden die Ausgaben namentlich der Selbit- 
verwaltungsförper. Und zivar unterliegt diefes Verhältniß dem 
allgemeinen Gefege, daß, je freier die Verwaltung eines Staats 
ift, um jo größer auch der Antheil erfcheint, den die Selbftver- 
waltungstörper von den Ausgaben des Staats übernehmen. Es 
folgt daraus, daß das Ausgabenbudget der Staaten uns keineswegs 
ein vollftändiges Bild der Ausgaben, die im Staate gemacht werden, 
geben kann; man muß vielmehr, um die legtern zu beurtheilen 
und das Maß der Xaften, welche ein Volk trägt, vergleichen zu 
fünnen, die Ausgaben der Selbjtverwaltungstörper zu denen des 
Staats binzurechnen, was ſehr ſchwierig ift, da über die erjtern 
ung jehr wenig genau befannt ift. Die Finanzwiſſenſchaft hat ſich 
aus nabeliegenden Gründen bisher nur mit den erftern beichäftigt ; 
jowie die Verwaltungslehre ihrerjeits in der Wiſſenſchaft ein- 
gebürgert fein wird, wird man auch diejes Gebiet in diejelbe 
aufnehmen. 

Den Uebergang von den Ausgaben zu der Verwaltungslehre 
bildet nun vor allem die Vergleihung der Summen, welche jeder 
Staat für die erwähnten einzelnen Theile der Verwaltung jährlich 
beftimmt. Das nun wäre fehr einfach, wenn nicht das Element 
der Schulden und ihrer Berzinjung als letzte jelbjtändige Aus: 
gabepojt hinzukäme. Die Staatsijhulden werden nämlich in der 
Regel obne Rüdfiht auf ein beftimmtes Berwaltungsbedürfniß 
gemacht, obgleich der bei weitem größte Theil derjelben aus den 
Erfordernifjen für das Heerweſen berjftammt. Nimmt man nun 
die Gruppe der Berzinfung und Amortifirung der Staatsijhulden 
mit in das Syitem der Ausgaben auf, jo kann man im allgemeinen 
jagen, daß in fait allen europäiſchen Staaten annähernd ein Dritt: 
tbeil der Ausgaben für das Heer, ein Drittheil für die Staats: 
ihulden, und erft das legte Drittheil für die eigentlihe Verwal— 
tung bejtimmt ift. Es erfcheint unter diefen Umftänden Kar, daß 
der Fortichritt der ECultur, dem am Ende die Verwaltungsaus: 
gaben als materielle Bafis zu Grunde liegen, unter jener Drei: 
thbeilung bart leidet, und zwar in zweifacher Weile. Zuerſt 
allerdings dadurch, daß die Ausgaben für das Heer die am 
wenigſten productiven Ausgaben des Staats jind; dann dadurch, 
daß die Ausgaben für die Zinjen der Staatsjchulden direct nur 
dem Einzelnen zu Gute fommen, und ihren Einfluß auf das volks— 


35 


wirtbichaftliche Leben jtets nur indirect ausüben, während nur 
der legte Theil direct für das Ganze ausgegeben wird. Die 
große Hoffnung der Zukunft beruht darauf, daß durch den Fort: 
ſchritt wirthſchaftlicher Gefittung das Heerwejen Europas auf fein 
äußerites Minimum reducirt werde. Das Wie ift eine Frage, 
die nicht in die Finanzwiſſenſchaft gehört; fie ſelbſt aber ijt eine 
entiheidende für die ganze Zukunft Europas. 

Die Form der Ausgaben endlich ijt eine doppelte Wir 
unterjcheiden die ordentlichen (jpitemilirten) von den außer: 
ordentlihen Ausgaben. Diejer Unterjchied liegt zwar in der 
Natur der Sade, hat aber Geltung und Inhalt erft in der Epoche 
der verfafjungsmäßigen Staatswirtbichaft empfangen. Die ordent: 
lihen Ausgaben jind diejenigen, welche den regelmäßigen, in allen 
Jahren ſich gleichbleibenden Bedürfniffen entſprechen. Außer: 
ordentlihe Ausgaben find zur Dedung der nicht vorbergejehenen 
Bedürfniffe beftimmt. Diefe nun haben meiftens nad) franzöfiichem 
Borgange den Namen „Credite“ befommen, indem jie den be: 
treffenden Minifterien gegen Rechnungsablage gejeglih zur Ber: 
fügung geſtellt werden, ohne daß eine bejtimmt berechnete Ber: 
wendung dafür vorgefchrieben wäre. Sie theilen ſich wieder in 
zwei Arten. 

Drdentlihe Credite nennt man diejenigen Summen, 
welche den einzelnen höchſten Berwaltungsorganen, namentlich 
den Minifterien, für eine Reihe von Eleinern, an ih in der Na: 
tur der bejondern Verwaltung liegenden, aber im einzelnen nicht 
vorher zu beftimmenden Aufgaben bewilligt werden, und die eben: 
deshalb mit einer Durchſchnittsſumme ſchon in das regelmäßige 
Budget des Verwaltungszweigs mit eingejchloffen find. Sie ftehen 
der Regel nah dem höchſten Drgane der einzelnen Verwaltung 
zur Verfügung und bedürfen weder für ihre Auszahlung noch 
für ihre Verwendung einer befondern Bejtätigung. 

Außerordentlihe Eredite find dagegen diejenigen Sum— 
men, welche dem einzelnen Berwaltungszweige für irgendeine be- 
ftimmte Aufgabe zugeſprochen werden. In diefem Falle muß die 
Anerkennung diefer Aufgabe voraufgeben; an diefe knüpft jich 
dann erft die Bewilligung der Summe, die für jene erforderlich 
it. Der Negel nach wird damit die möglichſt genaue Feititellung 
der Vollziehung der Aufgabe nebſt der Berehnung der Kojten 
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verbunden; die Verwaltung jelbft hat dann die Ausführung und 
die Rechnungsablage. 

Beide Arten des Credits gehören daher mehr der Verwaltung 
als der Staatswirthichaft an; die ordentlichen Gredite bilden als— 
dann eine zwar Kleinere, aber regelmäßige Ausgabe, die außer: 
ordentlichen eine größere, aber unregelmäßige. Das Gebiet der 
Gredite ift demnah das des eigentlihen Haushalts in den ein- 
zelnen Zweigen der Aominiftration; aber diefer Haushalt fällt 
wieder unter feine allgemein fejtjtebende Regel, indem jeder ein- 
zelne Theil defjelben fi nach der Bejonderheit der Sachlage oder 
der beſondern Aufgabe zu richten hat. 


Anfänglih it das, was wir die Ordnung der Staatsausgaben 
nennen, nur noch eine Ordnung der Buchhaltung oder des „Red): 
nungswejens der Commune“. Die Grundlage der Auffaſſung war 
bi3 in das vorige Jahrhundert der Gedanke, daß die Staatsverwal: 
tung über die Verwendung der Ausgaben feinem andern als fich jelbit 
Rechenſchaft abzulegen habe; und das berubte allerdings auf der That: 
jahe, daß die Einnahmen aus Domänen und Regalien al® unbe: 
ftrittene8 Recht des Landesherrn, die Einnahmen aus den ftändijchen 
Bewilligungen dagegen als cin Geſchenk der Stände betrachtet wurden. 
Daher finden wir denn bis zur Schule von Adam Smith au feine 
Lehre von den Ausgaben neben der von den Einnahmen; höchſtens 
Regeln über die richtige Klaffificirung der Ausgaben in der Nechnung, 
wie bei Sedendorf im „Teutſchen Fürftenftaat” (B. III, Kap. 4, 
$. 19): 1) Zu der fürftlihen Hofftatt; 2) zum Negiments: und 
Staatöwejen; 3) zu milden Sachen; 4) zum Bauweſen; 5) zur Be: 
zablung der Schulden. Bergl. darüber einige jehr gute Notizen bei 
Baumftarf, „Encyklopädie“, S. 11—20. Durch Neder’3 Werk „L’Ad- 
ministration des finances de la France‘ (1785) wurde jedoch Das 
Aufftellen einer ſyſtematiſchen Ordnung, die nicht blos Zahlen, ſondern 
Verwaltungszweige zu Grunde legte, durch die Deffentlichkeit nothwendig, 
und dadurch iſt Neder alö der Begründer des Ausgabeſyſtems an: 
zujeben; nicht das Princip der Deffentlichleit der Ninanzverwaltung 
an fi, wie Ganilb (‚De la science des finances“, ©. 20) meint, 
jondern dieje Folge bildet die Bedeutſamkeit der Neder’ihen Finanz: 
verwaltung, obwol zum Theil Malhus recht hat, wenn er das Ber: 
dient, die Ordnung im Princip gefordert zu baben, ſchon Sully in 
jeinen Memoires zujchreibt (a. a. O., IH, 3 fg.). Die jtrengere 
deutſche Wiſſenſchaft ſuchte alsbald die allgemeinen und fejten Grund: 
begriffe für die Aufitellung einer Drbnung der Ausgaben zu gewinnen, 
Hier muß man jagen, dab, während Jakob und Rau nur Theorie 
treiben und viel Selbftveritändliches breit motiviren, das Werk von 
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Malhus den Charakter einer wirklich tiefgehenvden, mit den praftijchen 
Finanzzuſtänden und Begriffen eng vertrauten Auffafjung an fi trägt, 
den die reine Theorie weder gehörig verjtanden noch benugt hat. Der 
erjte Abjchnitt des zweiten Buchs mit feinen „Allgemeinen Bemer: 
tungen über die Anordnung des Staatsfinanzhaushalts” ift vortreff: 
ih und aus dem Leben gegriffen. Der zweite Abjchnitt „Yon 
Staatdaufwande” enthält die allgemeinjten Gruppen der Ausgaben. 
Der dritte Abſchnitt ($. 15—20) „Ueber die Gtatifirung des Staat: 
finanzhaushalts“ enthält in der $. 16 durchgeführten Unterjcheidung 
von Specialetat3 und Hauptetats die Grundlage aller Ausgabenorb: 
nung; der Begriff der ordentlihen und außerordentlihen Credite enthält 
nur noch die weitere Beziehung auf die Form, in welcher die Aus: 
gaben zur Verfügung geftellt werden, und auf die Freiheit der Be: 
megung, welche nothwendig die wirklihe Staatöverwaltung haben muß, 
um ihre Zwede zu erreihen. Schlözer, „Staatswirtbichaft“, II, 158, 
vergleicht die Ausgaben mit den „Berfiherungsprämien‘. Rau bat 
dagegen aus den Fameraliftiichen Arbeiten die Frage in die Lehre 
von den Ausgaben aufgenommen, nah welhen Grundfäßen im ein: 
zelnen Falle die Vorträge und Leiftungen derer, welche dem Staate 
zu liefern und zu leijten haben, abgefchlofjen werben jollen; ob durch 
Adjudication und Licitation, dur befondere Verträge u. j. wm. Es 
fann das nicht Gegenftand der Finanzwiſſenſchaft jein, da ſich dies 
ſtets nad den Verhältniffen richten muß, die das Verſchiedene und 
jelbft Entgegengefegte praktiſch oft als gleich richtig erfcheinen laſſen. 
Die weitläufigfte Behandlung verjelben ohne Zweifel bei Herdegen, 
„Würtemberger Staatshaushalt 1848” (S. 141—404), und ähnlich 
bei Regenauer, „Staatshaushalt de3 Großherzogtbums Baden 1863“ 
(S. 55—188) mit einem volljtändigen Bilde der ſyſtemiſirten Ber: 
waltung; natürlich beide auf ihr Land beſchränkt. 

Der Unterjhied zwijchen ven ordentlichen und außerorvent: 
lihen Ausgaben hat fich eigentlich nicht wiſſenſchaftlich, ſondern praf: 
tiih berausgebildet, und zwar an dem Steuerbemwilligungsrechte der 
Kammern, obwol er an ſich in der Natur der Sade liegt. Die 
Vorlage der Budgets forderte natürlih eine Durchſchnittsberechnung 
des mwahrjcheinlihen Bedarfs, und diefe wurde von den Kammern 
anerfannt. Es ergab ſich daraus die bejondere Begründung folder 
Forderungen, melde über diejen ordentlihen Bedarf hinausgingen, 
und es lag in der Natur ver Sache, daß gerade dieje Gegenjtand 
vielfaher Debatten wurden. Dadurch ſchieden ſich außerordentliche 
und ordentlibe Ausgaben, und vie legtern nahmen als Acte be: 
fonderer Bemilligung den Charakter von außerordentlihen Crediten 
an. Im Jahre 1827 ftellte Laffitte ven Antrag in der franzöfifchen De- 
putirtenfammer, zu dem Ende zwei Budgets aufzuftellen, le budget des 
fonds consolidé — de ce qui est permanent — und le hudget 
extraordinaire. Gr wollte die nuglofe Discuffion über die Bewil— 
ligung deſſen, was ja überhaupt nicht verweigert werben lann, mit 
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gutem Recht und guten Gründen abjchneiden und rechnete in biejes 
erite Budget: la dette publique, les traitements, les services, in: 
dem er die vorhandene Staatöfhuld, die gefeglihe Civilliſte und die 
Venfionen überhaupt naturgemäß jeder Berathung entzog. Der An: 
trag fiel aus andern Gründen; dennoch ift er jehr beadhtenswerth. 
Die aufßerordentlihen Ausgaben wären danah das eigentlihe Ge: 
biet der Steuerbemwilligung; fie find es au ihrer Natur nad; „il 
n’y aurait plus & se prononcer que sur des differences, ou sur 
des accidents“, Es dürfte faum zu bezweifeln jein, daß dieſer Ge: 
danke noch eine bedeutſame Zukunft für fih hat, da eine Bewilligung 
des abjolut Nothwendigen an ſich ein Unding und feine Verweige— 
rung als Mistrauensvotum gegen Perjönlichkeiten ein durdaus ver: 
fehrtes Mittel ift, denn fie würde in der That ein Mistrauensvotun 
gegen die Griftenz des Staats jelbjt jein. Die Form des außer: 
ordentlihen Credit für die einzelne Ausgabe ift dagegen jtet3 ein 
Botum für die Sache und für die Perjon zugleih. Vergl. Malhus, 
a. a. D, II, 114 fg. und unten. 

In Defterreih unterfheidet man zwei Arten der Staatsaus: 
lagen: die Erhebungs- oder Negieauslagen, die nicht abgefondert, 
ſondern ummittelbar bei dem Einkommenszweige jtattfinden, den jie 
treffen, und die Staatsausgaben, welche auf die Nettoeinnahmen an: 
gemwiejen find. Der erjte Theil wird unter dem Titel der „Allgemeinen 
Verwaltungsauslagen” von dem jogenannten Rameralärar oder Ka: 
meralfonds verrechnet, joweit fie nicht einer befondern Berehnung über: 
wiefen find. Die Staatsauslagen werden in Gemäßheit des Mini: 
iterialberihts vom 27. October 1854 in vierzehn verschiedenen Hubriten 
mit Unterabtheilungen eingetbeilt und verrechnet. Vergl. Deſſary, 
„Örundzüge der öſterreichiſchen Finanzgeſetzgebungstunde“, $. 94. Das 
neue Budget bat ein ftreng durdgeführtes Spitem aller Verwal: 
tungsausgaben, daneben auch die Erhebungskoſten der Einnahmen 
ſelbſtändig als Ausgaben aufgeführt. 

Der Name und der Begriff der Credite jtammt aus Frankreich 
und beruht, wie ſchon gejagt, auf dem Princip der Steuerbewilliguna. 
Malchus, a. a. D., ©.165, bat fie als „Kategorien ver Abweihungen vom 
ordentlihen Budget‘ richtig bezeichnet („eredits complementaires, er®- 
dits supplementaires und eredits extraordinaires“, Moniteur Nr. 110 
und Nr. 144 von 1827). Später find diefe drei Kategorien richtiger 
auf zwei zurüdgeführt: eredits supplementaires („Ueberſchreitung der 
Credite“) und credits extraordinaires („Eröffnung nicht vorhergeſehener 
Credite““). Bergl. von Hod, a. a. D., ©. 91. 

Es ift nun Har, daß das ganze Ausgabenwejen mit der Rege- 
lung des Statöhaushalts jetzt in die verſchiedenen Budgets auf: 
genommen ift und daß daher, ſowie man von Wertb und Grund 
der einzelnen Ausgaben abfieht, das Ganze als integrirender Theil 
des Staatöhaushalts angefeben werden muß. 


Zweites Bud. 
Der Stantshanshalt. 


Begriff. 


Allerdings bildet der Staatshaushalt formell den letzten 
Theil der Staatswirthſchaft. Es empfiehlt ſich aber für unſern 
Zweck, ihn der Lehre von den Staatseinnahmen, die er eigentlich 
vorausſetzt, vorangehen zu laſſen. 

Der Staatshaushalt iſt zunächſt ſeinem formellen Begriffe 
nach die ziffermäßige Zuſammenſtellung der Einnahmen und Aus— 
gaben, um vermöge derſelben die einen durch die andern be— 
ſtimmen zu können. Es iſt klar, daß er ſchon in dieſem Sinne 
nothwendig iſt, und daß erſt in ihm die ganze Staatswirthſchaft 
ihren Abſchluß erhält. Aber mit der hohen Bedeutung der letz— 
tern gehen auch Aufgabe und Wejen des Staatshaushalts weiter. 

Jede Ausgabe des Staats, als ziffermäßiger Ausdrud des 
Staatsbedarfs, hat wie der legtere jelbft die Tendenz zur mög: 
Lift großen Entwidelung. Es Fann fir den Staat und durch 
denfelben eigentlich nie zu viel geſchehen; und das gelangt zur 
Geltung in den Streben des Staats, feine Ausgaben beftändig 
und auf allen Punkten zu erhöhen. Dem entgegen tritt das 
Intereffe der Einzelnen, jo wenig als möglid an die Geſammt— 
heit abzugeben. Der Gegenjaß, der daraus entiteht, ift ein ewi: 
ger, meil er abjolute Grundlagen hat. Die große Aufgabe des 
Staatshaushalts ift es nun aber, in diejem Gegenjaße das rich— 
tige Maß zu finden. Der Staatshaushalt kann und ſoll daher 
nicht bei jener bloßen ziffermäßigen Berechnung ftehen bleiben. 
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Es genügt ihm daher auch nicht, blos die beiden Gruppen 
der Einnahme und Ausgabe nebeneinanderzujtellen und, ſoweit 
thunlich, die Dedung der einen durch die andere bervorzubringen. 
Es ift vielmehr feine große Function, die Einnahmen der 
Finanzen im Namen der Ausgaben der Verwaltung 
zu fordern, um es dann der Finanzwiffenichaft im einzelnen 
zu überlafjen, die Einnahmen richtig zu vertheilen und zu er: 
heben, und der Verwaltung, die ihr durd die Einnahmen erho— 
benen Summen richtig zu verwenden. Der Staatshaushalt ift 
daber in diefem Sinne nicht mehr blos eine Verwaltungsthätig- 
feit für das PVerhältniß der beiden Factoren, fjondern er wird 
zum Bemwußtiein über das ganze wirthſchaftliche Leben des 
Staats; in ihm kommen alle Gefichtspuntte zum Ausdrud, welche 
im Staate berechtigt jind, weil fie in ihm die Mittel finden, zu 
ihrer Berwirflihung zu gelangen; er muß daber felbit, jowie 
überhaupt die höhere dee des Staats zur Geltung gelangt, aus 
einer blos formalen Nechnungsthätigkeit zu einem ſyſtematiſchen, 
von Einnahmen und Ausgaben gejhiedenen, jelbitändigen Ge— 
biete der Staatswirtbichaft werden, in welchem jeder Theil jeine 
eigene Junction hat; ja er muß endlich mit feinem ganzen In— 
halt, als Grundlage der Verwaltung einerjeits und als Eingriff 
in das perjönliche Eigenthum durch die Steuern andererfeits, als 
eine jelbitändige Geſetzgebung auftreten, für welche dann das 
Finanzminifterium das vollziehende Organ ift. Und erjt damit 
vollendet ſich die dee der Staatswirthſchaft; in ihr ift das ganze 
taatswirtbichaftliche Leben jett ein Object des bewußten Willens 
der ftaatlihen Gemeinichaft, gemeinjam mit allen andern Functio- 
nen de3 Staats den Gejegen unterworfen, nad) denen ſich das 
organiihe Staatsleben richtet; aus der bloßen ftaatswirtbichaft: 
lihen Ordnung ift eine verfaijungsmäßige Staatswirth— 
Ihaft geworden, die nach den allgemeinen Grundjägen des ver- 
faffungsmäßigen Regierungsrechts geregelt wird; und dieje ver: 
faffungsmäßige Staatswirthihaft nennt man nad ihrem Haupt: 
gebiete die Lehre vom Budget. 

So mie nun auf diefe Weile das Princip der Berfaffungs: 
mäßigfeit mit den Kategorien von Gejeß und Verordnung, Haf— 
tung und Berantwortlichkeit in die Staatswirtbichaft bineintritt, 
jo bleibt jie jelbjt fein einfacher Begriff mehr. Es erfcheinen 
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vielmehr jeßt die Functionen, melde fie umfaßt, jelbitändig 
nebeneinander; der Staatshaushalt wird ein öffentlich vechtliches 
Syſtem und daher jegt erft für eine wiſſenſchaftliche Behandlung 
empfänglid. Das Syftem ift einfach und naturgemäß; die wich— 
tigfte Forderung bei jeiner Betrachtung ift die, es als eine Ein- 
beit, oder vielmehr als eine einheitliche Function zu erkennen; 
denn in der Mirklichkeit ift es eine folhe geworden. Die Ele- 
mente diejes Syſtems find demnach zuerit die Bildung des ftaat3- 
wirtbichaftlihen Gejeges, das wir eben das Budget nennen, 
dann die mechanische Ausführung diejes Gejeßes in der Staats: 
rehnung und Geldvermwaltung, und endlicd das Syitem der 
Eontrole, meldes darüber wadht, daß in Caſſa und Zahlung 
auch wirklich das Staatswirthichaftlide Geſetz zur Ausführung 
gelange. 


63 liegt in dem oben bezeichneten Wejen der Staatswirthſchaft, 
weshalb wir eigentlih jo wenig über diejelbe in der Literatur finden. 
Das vorige Jahrhundert gelangt eigentlih nicht weiter als bis zu 
dem Satze, daß es überhaupt ein organifches Verhältniß zwifchen 
Ginnahmen und Ausgaben bei den Völkern geben müfje, was zuerft 
Montesquieu, XII, Kap. 12 („Berhältniß der Höhe der Abgaben 
zum Reichthume der Völker”) ausſprach; ähnlih dann Sonnenfels 
(„Brincip”, ©. 27), Pölitz, „Encyklopädie“, VI, 43 u. a. Der 
erjte, der ein Princip aufftellt, ift Juſti, „Finanzweſen“, ©. 45; 
er will, daß ſich die Ausgaben nah den Einnahmen richten follen; 
Neder, „Admin. des Fin., de la France‘, I, 33, weiſt dann auf 
die Gefahren und Folgen zu hoher Beiteuerung hin. In unferm 
Jahrhundert wird namentlih in den eriten Jahrzehnten die Frage in 
direct entgegengejegtem Sinne entſchieden; die Forderung tritt auf, 
daß vielmehr vie Ausgaben die Einnahmen bejtimmen follen; fo 
Schmalz, „Staatswirthſchaftslehre“, II, 152; Fulda, „Handbuch 
der Finanzwiſſenſchaft“, ©. 9, 10; Pölitz, „Encyklopädie“, VI, 48, 
namentlih Log, „Staatswirthihaftslehre‘‘, III, 128. Aber einig 
wird man ficb nicht; ſ. den ganzen Streit vorzüglih Aretin, 
„Staatswirtbfhaft und Eonftitutionelle Monardie‘, IL, ıx, $. 2, 
S. 200 fg., mit der Literatur ver theoretiihen Discuffion. Die 
Berfafjungen ſelbſt find noch nicht entmwidelt genug, um zum Be: 
griffe des Budgets ald des Gejeges für die Staatswirthihaft zu ge: 
langen; daher bleiben die dahin gehörigen Fragen meift in denen für 
die Jinanzvermwaltung fteden, wie bei Jacob, oder im techni— 
ihen Clement, wie bei Malhus. Man kann jagen, daß erft feit 
1848 die jelbjtändige Bedeutung des Staatshaushalts hervortritt — 
freilich nit immer ; fo bat Umpfenbach das ganze Gebiet ver: 
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geſſen, und mwelder Meinung Pfeiffer („Cinnahmen”, S. 10 fg.) 
ift, haben wir nicht erfehen können. Das Bedeutendjte, was bier 
geleiftet ift, find ohne Zweifel die beiden Werke von C. Freiheren von 
Gzörnig, „Syftematifhe Darftellung der Budgets von Großbritan: 
nien, Frankreich, Preußen und Defterreih 1862 mit dem ganzen 
Material der Jahre 1862 und 1863”, und defjen „Darftellung und 
Ginrihtung über Budget, Staatdrehnung und Controle in Defter: 
reih, Preußen, Sachſen, Baiern, Würtemberg, Baden, Frankreich und 
Belgien 1866. Die gemwöhnlihe Statiftit gibt die Ziffern, die für 
die Sache jehr lehrreih find, aber für Recht und Ordnung natürlich 
wenig nügen. Durch Czörnig's Werte ijt es jegt leicht, den Weber: 
blid zu erhalten; das hiſtoriſche Element aufzunehmen, lag leider 
nicht in jeiner Abfiht. Hod und Vode haben daneben für Frant: 
reih und England jpeciell den Gegenjtand jo gründlich erörtert, daß 
im Folgenden vie leitenden Gedanken genügen dürften. 


A. Die Staatswirthbichafts-Gefekgebung 
oder das Budget. 


Begriff und Elemente der Geſchichte. 


Das Budget oder das Staatswirthichaftsgejeg ift nun das— 
jenige Geſetz, welches ziffermäßig die Gefammtheit aller Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats zufammenfaßt und die erftern 
wie bie legtern ſomit gejeglihd in der Weile firirt, daß das 
Minifterium der Finanzen nah den beftehenden Finanzgejegen 
die erjtern zu erheben und die legtern dem Berwaltungsminifte- 
rium zu übergeben bat, welche fie nach den beftehenden Verwal— 
tungsgejegen verwenden. Iſt jenes nicht thunlich und bedarf die 
Verwaltung einer Anleihe, jo fol diefe Anleihe formell als jelb- 
ſtändiges Geſetz beitimmt werden, das aber natürlich feinen Weſen 
nad mit dem gejammten Budget zufammenhängt. 

Das Budget enthält daher ein vollftändiges Bild des Staats 
lebens, ſoweit dafjelbe durch mwirthichaftliche Mittel bedingt er- 
Iheint. Je höher ferner ein Budget entwidelt ift, deſto mehr 
fommen die Grundjäge, welde für das Ganze gelten, aud für 
jeden Theil der Verwaltung zur Geltung. So iſt das Budget 
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in feiner höchſten Geftalt ein Spftene von Berwaltungsbudgets, 
und jeder jeiner Theile muß daher auf diejelbe Weiſe behandelt 
werden wie das Ganze. Nur wird dabei diefes Ganze naturgemäß 
von der Bolksvertretung im ganzen der Discuſſion unterzogen, 
während die einzelnen Theile den Fahmännern zugewieſen mer: 
den. So wird die Ausbildung des Budgets der Proceß, durch 
welden der Staat zum Bemußtjein einerjeit3 feiner Aufgaben, 
andererjeit3 feiner Kräfte gelangt und das Verhältniß zwijchen 
beiden objectiv feſtſtellt. Daher ift das Budget ſtets der Schwer: 
punkt aller Verhandlungen der Volksvertretung geweſen und wird 
es bleiben. 

Ebendeshalb nun ift es Ear, daß ſich diefer Staatshaushalt 
weder raſch noch gleihmäßig hat bilden Fünnen. Das, was 
Europa gegenwärtig in diefer Beziehung befigt, ift vielmehr das 
Ergebniß einer langen und fampfvollen Geſchichte, die reich an 
den wichtigiten Erjcheinungen und Fragen it. Der Kern diefer 
Geſchichte ift der Uebergang von der einfachen Staatsrehnung, 
welde die Finanzverwaltung zu allen Zeiten hat machen und 
ablegen müffen, zum Budget, in welchem die Bolksvertretung 
den gejammten Haushalt verwaltet und zum ftaatswirtbichaftlichen 
Geſetz macht, ſodaß die Staatsrechnung mit ihrer ganzen Ord— 
nung jet nad) den Erforderniffen der ftaatswirtbichaftlichen Ge: 
jeßgebung jich richtet. Legt man aber auch bier die gejellichaft: 
lihen &lemente und die daraus bervorgehende Stellung des 
Königthums zu Grunde, jo iſt die hiſtoriſche Stellung des gegen: 
wärtigen Budgets eine leichtverftändliche. 

In der Staats: und Berwaltungslofigfeit der Gejchlechter: 
ordnung gibt es natürlich feinen Staatshaushalt; alles öffentliche 
Eigenthum ericheint noch als perjönliches Eigenthum des Königs, 
und niemals hat der Grundbeſitz bis auf die neuefte Zeit es bis 
zum rationellen Haushalte gebradt. In der ftändiichen Epoche 
dagegen bildet fich der erſte Organismus einer Regierung; ber 
„Amtmann’ tritt auf; jedes Amt hat jeinen Kreis; die Regalien 
fangen an eine allgemeine Einnahme zu bilden, und jo entjtehen 
die erften VBerrechnungen diefer Amtleute mit dem Könige. Der 
legtere muß daher jetzt eine eigene Kammer zum Zwecke dieſer 
Verrehnungen errichten; das ift die Camera Principis, welche 
zugleich die Domänen verwaltet, über die Regalien Buch führt, 
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und wo Steuern und fonftige außerordentlihe Einnahmen auf: 
treten, bdiefelben verzeichnet. So entjteht die erfte rohe Organi— 
jation der Staatsrehnung, die Hoflammern, die Cour des comptes 
in Frankreich, die Court of exchequer in England. Allein nod 
find alle diefe Einnahmen fowie die Rechte und Beligungen, 
worauf fie ſich ftügen, Eigenthum des Königs; er hat niemand 
Rechenſchaft zu geben, und eine organifhe Verwaltung eriftirt 
nicht. Bei aller Berjchiedenheit im einzelnen ift daher die Sache 
jelbft in ganz Europa mejentlich diejelbe: der Staatshaushalt ift 
der rein königliche Haushalt, der mit den wirthichaftlichen In— 
terefjen des Staat? noch wenig zu thun bat. Als nun im 
17. und namentlihd im 18. Jahrhundert das Königthunm Die 
Stände unterwirft und die Steuern zu regelmäßigen Einnahmen 
macht, entfteht allerdings ein weit auägebreiteter, ſyſtematiſch ent: 
widelter Organismus für die Verrehnung der Staatseinnahmen, 
und die Bedeutung der verjchiedenen „„Hoffammern‘ nimmt zu; 
allein das Princip bleibt dafjelbe: die Einnahmen find Einnah: 
men des Königs, das Recht auf diejelben ift fein Recht, eine 
Rechenschaft darüber gibt es nicht; die wichtigſten Theile der 
innern Berwaltung bleiben nad mie vor in den Händen der 
Stände; der König verwaltet nody wenig und zahlt noch weni— 
ger, und es ijt Elar, daß eine ganz andere Baſis gefunden wer— 
den muß, um zu einem wirklichen Staatshaushalte zu gelangen. 
Diefe Baſis nun war eine doppelte, und zwei Staaten in 
Europa haben ihrerjeit8 jede Seite derfelben in höchſt merkwür— 
diger Weije vertreten. Das waren England und Preußen. 
England hatte ſchon im 17. Jahrhundert den Föniglichen 
Abjolutismus gebroden und die Steuerbewilligung gewonnen. 
Die Folge davon war die Durchführung des Princips der wirth— 
ihaftlihen Verantwortlichkeit der Regierung für die Verwaltung 
der Steuern, denn das Volk jah mit Recht diefe Steuern als die 
feinigen an und betrachtete die Regierung als jeinen Mandatar. 
So entitand der große Grundſatz der Bewilligung nicht blos der 
Steuern als Einnahmen des Staats, jondern auch der Verwen— 
dung berielben als der Berwaltung deffelben; und auf biefem 
Wege hat die engliiche Volksvertretung in und mit den Steuern 
fich zugleich die ganze Verwaltung des Staat3 unterworfen. Das 
ift, wie wir an einem andern Orte dargelegt haben, die eigent- 
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lihe dee des Selfgovernments — die verfaſſungsmäßige 
Verwaltung auf Grundlage der Steuerbemilligung. 
Diefes große Princip hat England für Europa gewonnen. 

Allerdings war die Folge davon, daß dieſes Recht der 
Steuerbewilligung fi von Anfang an nicht an ein- fyftematifches 
Budget, jondern eben an die einzelnen Steuern anſchloß. Der 
Staatshaushalt beſtand daher aus lauter einzelnen Theilen, deren 
Bafis jedesmal eine beftimmte Steuer war. Und von dieſer 
hiſtoriſchen Baſis hat ſich England auch jegt noch nicht ganz 
trennen können. Dazu Fam der große Umfang feiner Selbft: 
verwaltung, welche ihre Steuern örtlich aufbradte und aufbringt. 
England bat daher zwar den freien, nicht aber den organifchen 
Staatshaushalt in Europa begründet. 

Das Neih, das diefen legtern erzeugte, war Preußen. 
Hier war das Land arm, die königliche Macht von außen bes 
ftändig bedroht, die Geftalt des Reichs ungünftig, die Feinde 
mächtig und wachſam. Neben dem energiſchen Charakter feiner 
Fürften bedurfte daher Preußen eines zweiten Moments, das als 
feine Zebensbedingung angejehen werden mußte Es mußte einen 
mwohlgeordneten, ftreng gehandhabten Staatshaushalt führen. 
Preußen bat dies von allem Anfang an begriffen; es ift die 
Heimat des beiten und ſparſamſten adminiftrativen Staats: 
baushalts, den Europa fennt. Und von allem, was es ift und 
leijtet, verdankt es diefem ſtrengen adminiftrativen Haushalte 
nicht das Wenigſte. 

England und Preußen waren daher die Muſter aller Staats: 
wirtbichaft im vorigen Jahrhundert. Frankreich ging daneben 
unter der Laſt jeiner Unwirthichaft zu Grunde. Da kam die 
Revolution. Mit ihr zwei Brincipien für den Staatshaushalt, 
abgejeben von ihren Folgen für die Staatseinnahmen. Das 
erfte war die Einheit defjelben, das zweite war die Freiheit. 
Die erfte machte aus dem Syſtem der Einnahmen und Ausgaben 
ein Ganzes und ſchuf jo das, was wir jeßt das Budget nennen; 
die zweite brachte die VBerantwortlichfeit der Verwaltung hin— 
ein und zwang damit die Negierung, das ganze Budget in die 
einzelnen Gebiete der Minifterien aufzulöfen, um die Verant: 
wortlichleit an jedem einzelnen derſelben praktiſch durchführen zu 
fönnen. Die eigentliche Revolution gelangte freilich nicht meiter 
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als bis zur Aufitelung diejer Brincipien; unter Napoleon bildete 
fh dann das abminiftrativ:einheitliche Element im hohen Grade 
aus; unter der Rejtauration trat dann der Grundjaß der Ber: 
antwortung ſyſtematiſch durchgeführt Hinzu; und jo entitand in 
den zwanziger Jahren das, was wir das gegenwärtige Budget 
nennen, das volljtändige Staatshaushaltsgejeß, in welchem ſowol 
die Ausgaben als die Einnahmen und endlid das Ganze Gegen: 
ftand jelbjtändiger Gejeßgebung wurden. Die deutjchen Staaten 
folgten diefem Beijpiele, aber langjam und ftüdweife; der Süden 
mit feinen Berfafjungen ging feit 1818 voran; die Mitte Deutſch— 
lands ſchwankte hin und ber und gelangte (Sachſen, Heſſen) erft 
nad 1830 zu den Elementen eines verfafjungsmäßigen Staats: 
haushalt; der Norden (Preußen, Hannover) lehnte noch immer 
jede Theilnahme des Volks an feiner Staatswirtbichaft ab, und 
Deiterreih dachte nicht daran, diefelbe zu gewähren. Grit das 
Jahr 18348 bringt dann den Sieg der verfafjungsmäßigen Geſetz— 
gebung überhaupt und namentlich für die Staatswirtbichaft, und 
jegt ift mit Ausnahme Rußlands dieſer Grundfa für ganz 
Europa ein geltender. 


So ilt das „Budget“ entitanden; es ift in Deutichland noch 
ehr jung; mir find auch in diefer Beziehung erſt jeit einem 
halben Menjchenalter in die Reihe der civilifirten Nationen ge: 
treten. Sept aber ift es nothwendig, jich über Inhalt und Form 
diejes Budgets Flar zu jein. Die Kenntniß deſſelben bildet eine 
der mwejentlihen Bedingungen für jede öffentliche Thätigfeit; und 
im Grunde ift die Sache felbit eine ebenſo einfache als leicht 
verftändliche. 


Eine eigentliche Gejhichte des Staatshaushalts im obigen Sinne 
gibt es nicht; die Grundzüge verjelben jind indeß jo innig mit der 
ganzen Berfallungsgefhichte verflochten, daß vie legtere ohne die eritere 
faum gegeben werden kann. Cine eingehende Darftellung würde von 
bobem Intereſſe fein, allein fie ijt ohne aroße archivaliſche Unter: 
juhungen nicht ausführbar, denen tüchtige Studien über die Finanzen 
vorausgeben müßten. Englands Entwidelung ift am bejten bei 
Gneift dargelegt; namentlich der $. 68, „Das Grundverhältnig von Ge: 
jeg und Steuerbewilligung” („Englijches Verfaſſungsrecht“ II, 832 fg. 
Die Arbeiten von Herdegen und Megenauer geben nicht über vie 
neuejte Zeit zurüd. Das öffentliche Recht ver preußiſchen ſtaats— 
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wirthſchaftlichen Geſetzgebung als Theil des Verfaſſungsrechts aus: 
führlich bei NRönne, „Staatsrecht der preußiſchen Monarchie“, II, 
$. 64 fg. 


Die Bildung des Budgets. 
(Die ftaatswirthichaftlihe Geſetzgebung.) 


Das Budget ift demnach jetzt das auf verfaffungsmäßigem 
Wege zu Stande gelommene Staatswirtbihaftsgejeg. “Die 
Bildung diejes Gejeges ift in den Grundzügen diejelbe wie die 
jedes andern Geſetzes. Allein bei der immer wachjenden Bedeu: 
tung der Staatswirthſchaft überhaupt und bei dem Umfang, in 
welchem die legtere in die Einzelwirtbichaft hineingreift, hat ſich 
nun jener Act, durch welchen der Staat feine ganze Wirthſchaft 
wie in Einem Griffe zujammenfaßt, mehr und mehr in jeine ein= 
zelnen Theile aufgelöit. Die Bildung des Budgets muß daber 
jetzt als ein vielgeitaltiger Proceß angejehen werden, in welchem 
jedes Moment feinen eigenthümlichen Inhalt und feine eigen: 
thümliche Form bat. Die Grundzüge find folgende. 

Sede Bildung de3 BudgetS bat zwei Grundlagen. Die 
erjte ift die Feftitellung des Bedarfs. Dieſe geſchieht durch die 
einzelnen Minifterien, je nad ihrem Reffort, und theilt ſich in 
die ordentlihen oder ſyſtemiſirten und die außerordentlichen Aus: 
gaben oder Gredite. Die Zujammenftellung derjelben wird dann 
dem Finanzminijter übergeben. Sie unterjcheiden fih von den 
folgenden, indem fie in der Hauptjache feite Summen ausmaden. 
Etwas anders geftaltet ſich das zweite Element. 

Neben der Beitimmung der Ausgaben tritt die Beſtimmung 
der Einnahmen auf, deren Berehnung und Zujammenftellung 
Sache des Finanzminifters ift. Dieje hat naturgemäß immer bis 
zu einem gewiffen Grade auf einer wahrjcheinlihen Annahme zu 
beruhen. Die Bejtimmung diefer wahrſcheinlichen Größe der Ein- 
nahmen ijt eine der jehwierigften, aber auch der wichtigſten Auf: 
gaben der Finanzverwaltung. Sie jegt eine genaue Bekanntſchaft 
mit den volkswirthſchaftlichen Zuftänden und der Fähigkeit der: 
jelben voraus, den Staate ein beftimmtes Maß von Einnahmen 
zu geben; die Richtigkeit diefer Berehnung wird die Grundlage 
für die Summen, welche die Staatsverwaltung für ihre Zwecke 
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gebrauchen darf, und auf ihr beruht daher zuerft und zumeilt das 
Gleihgewicht der Einnahmen und Ausgaben des Staats. Es ift 
natürlih unmöglidh, darüber etwas Allgemeingültiges zu jagen, 
da dies ſich ſtets nach den befondern Verhältniffen des einzelnen 
Landes richten muß. 

Nur das muß als Princip gelten, daß dieſer Wahrjcheinlich- 
feitsrechnung jtet3 die Durchſchnittsrechnung der vergangenen 
Jahre zu Grunde liegen muß und daß erft dieje für die eritere 
ein gewifjes Maß der Sicherheit gibt, indem ein Abmweichen der 
wahricheinlihen Annahme von den Durchſchnitten vorliegender 
Ergebniffe jtets einer befondern Begründung bedarf, um gelten zu 
fönnen. Im allgemeinen kann man jedoch, wenn die wirklichen 
Einnahmen eine regelmäßige Steigerung erfahren haben, eine 
jolde auch für die Zukunft als wahrjcheinlich ſetzen; jedoh muß 
dabei als Grundjab gelten, daß man die Thatſache des Fort: 
jhritt3 der Einnahmen niemals blos nach ihrer ganzen Summe 
ohne Unterjcheidung der Wahricheinlichkeitsrechnung über den zu 
erwartenden Fortjchritt zu Grunde legen darf, jondern vielmehr 
diejelbe auflöjen und die Quellen der Steigerung in den einzel: 
nen Einnahmen aufſuchen und erjt nach den Verhältniffe diejer 
legtern die Wahricheinlichkeit der Zunahme und Abnahme be- 
jtimmen muß. Der finanzielle Werth einer jolden Berechnung 
berubt demnach auf dem Eingehen in dieje einzelnen Punkte der 
Einnahme; je genauer das leßtere ift, dejto größer ift der Werth 
des Boranjchlags für das Staatseinfonmmen, und umgekehrt. Und 
e3 iſt nicht überflüljig, daran zu erinnern, daß auch das Urtheil 
Einzelner in jeinem Werthe ſich nach denfelben Regeln richtet; 
nirgends find allgemeine Phraſen weniger zuläſſig als gerade auf 
diefem Punkte. 

Auf Grundlage der Nachweiſung des Erforderniffes für die 
Verwaltung und der Wahrjcheinlichkeit der Einnahmen für die 
Finanzen wird dann der Staatsvoranjhlag gebildet, deſſen 
Inhalt die Nahweifung der mwahrjcheinlihen Einnahme und die 
ziffermäßige Zuweiſung der einzelnen Summen für die Ausgaben 
der Verwaltung enthält. Der Staatsvoranjchlag ift demgemäß die 
Grundlage für den wirklichen Staatshaushalt. 

Dem Staatsvoranjhlage folgt dann die Berathung defjelben 
im Minifterratbe. Der Inhalt und Zweck diejer Berathung ift 


49 


durch die Natur der Sache gegeben. Sie erfcheint der Regel nad) 
al3 der Verfuch, die Anforderungen der einzelnen Theile der Ver: 
waltung gegenüber den Finanzen geltend zu maden. Die Form 
diejer Berathung ift naturgemäß je nad) der Verfaffung der Staaten 
eine verschiedene, aber der Inhalt derjelben ift im mefentlichen 
jtetS derjelbe. Bei den Staaten mit Volfsvertretung geht die Be: 
rathung des Voranſchlags im Minifterrathe der Berathung im 
Körper der Bolfsvertretung vorauf, und diefe fchließt ſich dann 
als zweites Glied an jene an. Wo die leßtere nicht jtattfindet, 
ſchließt die minijterielle Berathung mit einem Uebereinkommen der 
einzelnen böchiten Organe der Verwaltung über die einzelnen Po— 
fitionen des Voranſchlags. Kommt ein ſolches Uebereinfommen 
nicht zu Stande, fo bleiben die unentſchiedenen Punkte der Ent: 
ſcheidung der höchſten Staatsgewalt vorbehalten. 

Der auf diefe Weiſe gebildete Staatsvoranichlag wird alsdann 
nad) verfafjungsmäßigem Rechte der Volksvertretung zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung vorgelegt. Die biftoriihe Entwidelung des 
Staatshaushalts hat es begründet, daß man diejen Act der Be- 
Ihlußfaffung mit dem Namen der „Steuerbewilligung‘‘ bezeichnet. 
Es ijt klar, daß diefe Bezeichnung durchaus nicht mehr die rich: 
tige ift. Die Bewilligung der Steuern bildet zwar einen wejent- 
lichen Theil der ganzen ftaatswirthichaftlichen Gejeggebung, aber 
feineswegs das Ganze; denn erjtlich gehört neben derjelben auch 
die Beihlußfaffung über das wirthichaftliche Einkommen des Staats 
Dazu, zweitens die Bewilligung zur Benugung des Staatscredits, 
drittens aber und vor allem auch die Bemwilligung der Ausgaben. 
Der Ausdrud Steuerbewilligung jollte daher aus dieſem Gebiete 
ganz wegfallen. Was aber die Beichlußfajlung über den Staats: 
voranfchlag — die fogenannte Budgetberathung — betrifft, jo it 
e3 klar, daß fie nothwendig aus einer bloßen Berathung über 
Summen und Ziffern zu einer Beratung über die Verwaltung 
felbft werden muß, welcher die beſchloſſenen Einnahmen zur Ber: 
fügung geitellt werden. Die Steuerbewilligung bedeutet daher in 
Wahrheit nicht etwa blos die Bewilligung der Steuern, fondern ift 
die Haupterfcheinung des Princips des verfafjungsmäßigen Verwal: 
tungsrechts im Staatsleben überhaupt; die Forderung nad) der: 
jelben, der Kampf um fie, ihre Gültigkeit und ihr Werth find feine 
ftaatswirtbichaftlichen, fondern verfaflungsmäßige Principien und 
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Fragen, und liegen daher außerhalb des Kreijes, mit dem die 
Lehre vom Budget zu thun hat. Wenn diefe Berathung zu Ende 
ift, tritt der legte Act in der Bildung des Staatswirthſchafts-— 
gejeßes ein. 

Diefer legte Act ift die allerhöchfte Sanction. Die allerhödite 
Sanction des Voranſchlags macht aus demielben das Staats: 
bausbaltsgeieg für die Zeit, auf welche dafjelbe berechnet ilt. 
Sie legt der Finanzverwaltung die Pflicht auf, den übrigen 
Zweigen der Verwaltung die im Voranſchlage beftinnnten Sum: 
men zu zahlen und für ihre Herbeifhaffung zu ſorgen; fie gibt 
den Verwaltungszweigen das Necht, in der vom Voranſchlage be: 
ſtimmten Weife über die ihnen zur Verfügung geitellten Summen 
zu disponiren. Gie enthält damit zugleich die Anerkennung aller 
Geſetze, welche die Formen der Einnahmen bejtimmen; eine Aen: 
derung muß dann jhon durch ein bejonderes Gejeß erlajjen wer: 
den. Die allerhöchſte Sanction ift eigentli der Punkt, wo die 
Berantwortlichkeit der Finanzverwaltung beginnt. Die legtere hat 
dafür einzuftehen, daß einerjeits ihre Berechnungen im weſent— 
lihen richtig find, und andererjeits, daß die einzelnen Verwal: 
tungszweige ihre Erforderniffe wirklich ausbezahlt erhalten. Es 
ift gänzlich faljch, die Verantwortlichkeit in der Staatswirthichaft 
von der Steuerbewilligung als irgendwie abhängig zu denken; jie 
bat nur einen Sinn dem Staatsoberhaupte gegenüber und enthält 
die Verpflichtung, nad den Staatsbudget zu verfahren, eine 
Verpflichtung, welche nicht auf der Steuerbewilligung, jondern 
auf der allerböchiten Sanction beruht, da erſt diefe aus dem 
Voranſchlage ein Geſetz macht. Daß in gewiſſen Verfaſſungen 
die Volksvertretungen ganz oder zum Theil das Gericht conſti— 
tuiren, welches ſolche Uebertretungen beurtheilt, ändert an dem 
wahren Verhältniſſe nichts; ebenſo wenig das Recht der Anklage, 
welches demſelben zuweilen zuſteht. Das Weſen der Sache bleibt 
dabei ſtets daſſelbe und beruht auf dem Grundſatze, daß die aller— 
höchſte Sanction aus dem Voranſchlage ein Geſetz macht, welches 
von niemand verletzt werden darf. 

Berechnung, Voranſchlag und allerhöchſte Sanction haben 
nun endlich, wie das in der Natur eines guten Haushalts liegt, 
auch nur Gültigleit für eine beſtimmte Zeit, für welche Einnah— 
men und Ausgaben feitgeitellt werden. Diefer bejtinmte Zeit: 
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raum für den Entwurf und die Gültigkeit des Voranſchlags heißt 
die Wirthſchaftsperiode des Staatshaushalts. Dieſe Wirth— 
ſchaftsperiode hat wieder zwei Formen und daher auch zwei Namen. 
Zuerſt iſt ein formeller Abſchluß der Rechnungen nothwendig, wie 
bei jeder Verwaltung, der ſich dann freilich nur auf die wirk— 
lich bereits eingefommenen oder fälligen Einnahmen bezieht; der 
Zeitraum dafür heißt die Nehnungsperiode. Derjenige Zeit: 
raum dagegen, der die geſammte Bewegung der Einnahmen und 
Ausgaben nad einer wahrſcheinlichen Berechnung in einer be— 
fimmten Zeit umfaßt, heißt die Finanzperiode. Die Finanz: 
periode ijt naturgemäß ſtets länger als die Rechnungsperiode; bei 
ihr find die Ziffern nur der Ausdrud des eigentlichen Gegenjtandes 
der Staatswirthſchaft, der Steuerfraft des Volls und des Ganges 
der Staatsverwaltung; bei der Rechnungsperiode find fie dagegen 
die eigentlihe Hauptjadhe. Die Rechnungsperiode iſt demnach bie 
Periode des Staatshaushalts, die Finanzperiode ift die Periode 
der Staatswirtbichaft. Die Ausdrüde Netto: und Brutto 
budget bezeichnen, daß im erjtern Falle die Erhebungsfoften der 
Einnahmen, ſowol bei den wirthſchaftlichen Staatseinfommen als 
bei den Steuern, bereit3 abgerechnet jind, während im legtern die 
gefammte Roheinnahme aufgeführt wird. Es ift viel Streit über 
dieſe unfertige Bezeichnung. Richtig ift, daß jede Einnahme nad 
den Regeln der Buchführung ihre Ausgabe als Belaftung auf dem 
Debetfolium bat und jomit jeder Bolten als Ganzes zur Ab: 
ftimmung gebracht wird. 

Auf diefe Weife beftimmt fi die geſetzliche Ordnung der 
ganzen Bewegung der Einnahmen und Ausgaben. Man nennt _ 
diejelben auch mit fremdem, aber ungenauen Namen Budget und 
das Ergebnif des Budgets die Bilanz des Staatshaushalts. Es 
ift mit dem Namen nicht? gewonnen; im Gegentheil macht der: 
felbe durch den in ihm liegenden Mangel an Unterjcheidung der 
einzelnen Momente die Sache nur für die oberflächliche Beſprechung, 
nicht für die wiſſenſchaftliche Behandlung leichter. 

Das nun ift das Staatswirthſchaftsgeſetz; und jet ift es 
leicht, die Kategorien der vollziehenden Gewalt daran anzufnüpfen. 
Für die Einnahmen, wie fie im Budget vorfommen, hat der 
Finanzminifter die Erecutive; er hat fie zweitens für die Ueber: 
gabe an die einzelnen Verwaltungsminifter. Dagegen gebt ihn 
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natürlich die Verwendung der an die legtern ausgezahlten Sum: 
men nichts an; bier hört feine Gewalt und mithin auch feine 
Berantwortlichkeit auf, die der Verwaltungsbehörden tritt ein, und 
das Gebiet der eigentlichen Verwaltung beginnt. Jene Vollziehung 
der Beitimmungen des Budgets durch das Finanzminifterium ift 
aber felbft eine doppelte. Einerſeits hat e8 dafür zu forgen und 
ift dafür verantwortlich, daß die geſetzlich vorgejchriebenen Ein: 
nahmen durch feine Drgane auch wirklich erhoben werden; dieje 
Erhebung iſt es, welche wir, für ſich betrachtet, die Finanzverwal— 
tung im engern Sinne nennen; und bier beginnt daher das Ge: 
biet der Finanzwiſſenſchaft als Theil der Staatswirthſchaft. 
Andererjeit3 vollzieht es das Gejeß durch die Auszahlungen und 
das damit verbundene Buchhaltungs: und Zahlungsweſen; und 
bier beginnt daher der zweite Theil der Lehre vom eigentlihen 
Staatshaushalte. 

Diefer eigentliche Staatshaushalt hat nun in den verfchiedenen 
Staaten Europas eine verihiedene Form bei weſentlich gleichem 
Inhalte und gleichen Grundfägen, und es ift von großem Inter: 
eſſe, diejelben fich zu vergegenmärtigen. 


Wenn man die Budgetbildung in England, Frankreich und Deutich: 
land vergleicht, jo kann man im allgemeinen jagen, daß fich diejelbe 
in England wefentlich hiſtoriſch entwidelt bat, daß jie in Frankreich 
fih an eine möglichſt ftrenge Kaffenführung und Buchhaltung an- 
ihließt, und in Deutjchland die Grundlage derjelben wefentlih vie 
Theorie ift. Doch iſt der Einfluß des engliihen Budgetwejens für 
ganz Europa maßgebend geworden, ſodaß bei aller Verſchiedenheit 
die Grundzüge der Budgetbildung wol in allen Staaten die gleichen 
find. Dieje Grundzüge vderfelben find für die drei großen Staaten: 
bildungen folgende. 

Die ganze Bupdgetbildung Englands beruht darauf, daß die 
durch ein bejonderes Finanzgejeß einmal feitgejtellten Einnahmen, 
und die durch ein beſonderes Verwaltungsgejeg einmal feitgeftellten 
Ausgaben niht mehr der jährlihen Bewilligung oder Ber: 
handlung im Parlament unterliegen, jondern nur als Inhalt der 
Staatörehnung dem Parlament mitgetheilt werden, jodaß der Gegen: 
ftand der jährlihen PBarlamentsverhandlungen fi auf ungefähr ein 
Viertheil der ganzen Staatsrechnung beſchränkt. Allein dennoch müſſen 
auch die Beträge der gejeglihen Einnahmen und Ausgaben dem Bar: 
lament zur Kenntniß vorgelegt werden, ſodaß diefe Vorlage, in der 
Form zwar ein Ganzes ift, rechtlich aber aus zwei weſentlich verſchiede— 
nen Theilen bejtebt. Das Verfahren, welches daraus entiteht, ift fol- 
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gendes. Zuerſt legt der Finanzminifter die ganze Staatärehnung in 
Einnahmen und Ausgaben, und zwar die Einnahmen theil3 nah dem 
veranſchlagten Betrage der gefeglichen, theils nad dem der vorher für 
das Jahr geforderten Steuern (namentlich) der Jncome tax), vor; die 
Ausgaben jind in acht Hauptllaffen und gleichfalls nad der obigen 
Unterſcheidung getheilt. Darauf conftituirt fih das ganze Haus in 
befannter Weije als Comitd, und wählt dann zwei Hauptausſchüſſe, 
den einen für die Ausgaben (Comittee of supplies), den andern für 
die Einnahmen (Comittee of ways and means — der Wege und Mittel 
[zur Dedung]). Der Bericht beider Ausſchüſſe wird dann Gegenjtand 
der Berathung; bierbei hält ver Finanzminiſter feinen Hauptvortrag, 
der feinen eigentlihen Finanzplan darlegt; und dann wird der Be: 
ihluß des Haufes gefaßt, die Appropriation Act, welche weſentlich 
dazu bejtimmt ijt, vie einzelnen Verwendungen der bemilligten Sum: 
men gejeglid) feftzuftellen. Damit ijt jede Ueberjchreibung (Revire- 
ment) de3 etwaigen Ueberſchuſſes eines Etats auf die Ausgaben des 
andern jtrena bejeitigt und neben dem Rechte des Finanzminiſters 
auf die Erhebung der dauernd gejeglihen und der jährlich bewilligten 
Summen fteht die Pflicht defjelben, fie auch wirklih zu erheben und 
auszugeben. Der Unterihied von Netto: und Bruttobudget, dem 
deutihen Staatshausbalte gehörig, erſcheint bier daher gar nicht; 
ebenjo wenig ift das „Budget“ eine formale Einheit wie auf dem 
Gontinent, und die Steuerbewilligung tritt überhaupt mwejentlich bei 
dem Grlajje der Finanzgejege, bei der Budgetbildung dagegen nur da 
auf, wo der Finanzminifter neue und jährlihe Ausgaben und 
Einnahmen in Vorſchlag bringt, ſodaß die ganze Budgetberatbung in 
England viel kürzer ift und eine wejentlih andere Geſtalt erhält als 
in SFranfreih und Deutfchland. Die Summe der feiten jährlichen 
Ausgaben (30 Millionen) detaillirt bei Gneijt, a. a. D., ©. 768 fg. 
und ©. 843. Doch zeigt das Folgende, wie tief die englifhen Grund: 
fäge auf den ganzen Staatshaushalt des Continent3 eingewirkt haben. 
Die Literatur ift reich, foweit es fih um das verfafjungsmäßige Ele: 
ment dabei handelt; VBerweifung auf die Werte von Cor, Filchel, 
denen Vincke's Heine Schrift worangebt; erjte genaue, mit den be: 
treffenden Gejegen verjehene Darftellung des ganzen Verfahrens in 
Berbindung mit der Organijation der Finanzen bei Gneift, a. a. D.; 
dazu über das Budget fpeciell Czörnig, „Syſtematiſche Darſtellung“, 
S. 19—27; die Geihichte, jedoch mit vorzugsweijer Beſchränkung auf 
die Ginnahmen, bei Bode. Die ganze dffentlih:rehtlihe Frage 
und den Unterjchied zwiihen England und dem Gontinent hat Gneiſt 
in feiner Heinen Schrift: „Budget und Gejek nad dem conftitutio: 
nellen Staatsreht Englands mit Rüdfiht auf die deutjche Reiche: 
verfaſſung“, 1867, kurz und höchſt Klar behandelt. 

MWefentlih anders find bei gleichen Grundgedanken die Natur, 
die Form und das Net der franzöjifhen Budgetbildung. 
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Die gegenwärtige Ordnung ihres öffentlihen Rechts beginnt be: 
reitd im vorigen Jahrhundert mit dem „Compte rendu au Roi“ von 
Neder 1781. Die verzweifelte Lage des ganzen Staatöbaushalts 
ließ jhon damals viefen erjten großen Staatshaushaltsbericht nicht 
wie in England bei einzelnen Angaben jteben; er umfaßte vielmehr 
die Gejammtheit aller Einnahmen und Ausgaben des Staats, weil 
feine Aufgabe doch zulegt wejentlih darin lag, nicht jo jehr Orbnung 
zu bringen ala Hülfe zu ſuchen. Die erjte große Staathaushalts: 
rehnung Europas war daher aud das erjte ſyſtematiſche Brutto: 
budget; und dieſes hat das franzöfishe Budget bis auf den heutigen 
Tag beibehalten; es iſt ftetS ein gemaues Bruttobudget geblieben. 
Die Revolution erzeugte dann das Princip des allgemeinen Staats: 
wirtbihaft3gejeges durch Beſchluß der Volfsvertretung; die leptere 
fiel zwar unter Napoleon weg, allein die Einheit der gefammten Staats: 
rehnung blieb. Die gefammte Jahresrechnung ward jährlich wieder 
genau durhgenommen, und mit diefem zweiten Grundjage begamn num 
die Epoche der Nejtauration. Hier ftellten jegt die Kammern die 
Forderung, daß fie — im Unterſchiede von England — jährlid 
das ganze Bruttobudget bewilligen und berathen wollten. 
Natürlih ward dies legtere zu einer beinahe leeren Form; aber es 
hatte die Folge, daß die Finanzverwaltung die ganze den Franzofen 
eigenthümliche mathematiihe Genauigkeit und Umſtändlichkeit auf das 
Budget verwendete, um den Forderungen der Kammern zu genügen. 
So entjtanden die zwei Richtungen nebeneinander, welche die Geſchichte 
des franzöfifhen Budgets charakterifiren. Die erjte ift der Kampf 
um das Recht und die Aufgaben der Kammern gegenüber dem 
mafjenbaften Material der Staatörehnung; die zweite ijt die höchſt 
genaue Entwidelung des Staatsrehnungsmweiens, das die Möglichkeit 
eine genauern Eingehens auf die Einzelheiten theils geben, theils 
diejelben erjegen jollte. Aus dem erjtern diefer Elemente geht nun 
ein bejtändiges Schwanfen über ven Inhalt und die Form der Steuer: 
bewilligung ver Kammer hervor, das namentlib im Anfange der 
zwanziger Jahre in den Vordergrund tritt, und fih in zwei Fragen 
zujpigte. Die erfte war die nah der Scheidung des Ausgabe: und 
Einnahmebudget?. Nah dem Sturze Napoleon’s wurden 1814—19 
die Ausgaben und Einnahmen in Ein Budget zujammengefaßt; 1819 
und 1820 wurden fie in zwei jelbjtändig bewilligte Budgets age: 
jhieden; von da bis 1828 wurden beide wieder verbunden in Ein 
Gejeg; dann wurden fie wieder gejchievden bis 1831, bis man enplich 
jeit diejem Jahre wieder Ein Budget maht. Das iſt geblieben; aber 
die Revolution brachte die Frage wieder in anderer Form. Allerdings 
behielt die Vollsvertretung das Recht der Bewilligung des Budgets, 
aber die Form bleibt zweifelhaft. Seit 1852 mwird das Budget zwar 
im ganzen berathen, aber für jedes Minifterium im bejonvdern be: 
willigt (Const. 14. Januar 1852); die großen Webelftände, vie 
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fih daran knüpften, hatten zur Folge, dab endlih das Decret vom 
31. Mai 1862 die neue Form in die franzöfiihe Budgetbewilligung 
einführte, wonach jeder Minifter jein Budget dem Finanzminifter über: 
gibt, die Zufammenftellung wird dann dem Conseil d’Etat zur Prü— 
fung vorgelegt, von da dem Corps legislatif, in welchen dann ein 
Ausſchuß des Conseil d’Etat das Budget vertritt, ſodaß die 
Verantwortlichleit der Minifter damit auch auf diefem Punkte glüdlich 
befeitiat it. So ift die erfte Frage entfhieden. Die zweite Frage 
beziebt fih auf das englifhe Princip der Scheidung zwiſchen ven 
feiten, der Bewilligung entzogenen, und den jährlib zu bewilligenden 
Ausgaben. Der Streit bewegte fih in den zwanziger jahren lange 
bin und her; doch blieb es bei dem Princip der Bewilligung des 
Gejammtbudgets. Bergl. die Verhandlungen bei Malhus („Finanz: 
wiſſenſchaft“, II, ©. 93 fa. Anfichten Laffitte'3 aus dem „Moniteur‘‘ 
von 1822 und 1823 ebendaſ. S. 114). Später ift dieje Frage nicht 
wieder aufgenommen, und das Budget wird als Ganzes, freilich 
nad feinen Haupttbeilen (prineipe de la speeialit®), berathben. Die 
Folge ift, wie gefagt, die Unmöglichkeit eingehender Berathung, und 
die Nothwendigfeit, ven Schwerpunft in die Staatdrehnung zu legen. 
Daher die höchſt ausführliche und ſyſtematiſche Geſetzgebung über das 
Staatsrechnungsweſen (comptabilite), wie fie fein anderes Land auf: 
zumeifen bat. Frankreichs Budgetverbandlung ijt der entjcheidende 
Beweis dafür, daß die Aufgabe, dad ganze Bruttobudget jährlih zu 
beratben, die Steuerbewilligung factiſch illuſoriſch macht, wäh— 
rend Englands Syſtem beweiſt, daß der Wertb der Budgetverhand— 
lungen in dem Grade fteigt, je beftimmter dieſelben fib auf die nicht 
dauernden Ausgaben beziehen. 

In Deutihland endlich hat das Budgetrecht einen andern 
Verlauf genommen. Das Staattrehnungsmweien ijt ſchon im vorigen 
Jahrhundert Gegenjtand der Theorie (f. unten). Damals nun machte 
die große Selbjtändigfeit der Lanvdestheile, der Domänen und der 
Körperfchaften mit ihren Funden eine formale Einheit des Budgets 
unmdglid. Der Grundcharakter dieſer Zeit ift daher die Cinzelab: 
rehnung für die einzelnen Zweige des Staatshaushalts, die man als 
„Etats“ bezeichnete; die ganze Staatsrehnung beißt daher auch „Eta: 
tifirung“; von einem Budget ift natürlih no feine Rede. Das 
legtere beginnt erſt nad dem Sturze Napoleon’s, aber aud nur lang: 
ſam und ftüdweife; zuerft jeit 1818 die ſüddeutſchen Staaten, dann 
die mitteldeutichen jeit 1830, endlich vie norbdeutichen und Oeſter— 
reich jeit 1848. Das Recht der Bewilligung des Budgets hat daher 
auh einen ganz andern Charakter als in Frankreich, und entwidelt 
fih erjt zulegt zum eigentlich verfafjungsmäßigen Budget. Daſſelbe 
beginnt mit dem einfahen Grundfage, daß die Volksvertretung nur 
„Die Steuern zu bewilligen” babe: Baiern, PBerfafiung 1818, 
©. VII, S. 5; Würtemberg 1819, $. 109; Hannover, Rat. 
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1819; Baden 1818, $. 53; Weimar 1816 $. 5; ganz ähnlid 
in Schweden, Norwegen, Polen; dann nad den dreißiger Jahren in 
Sadjen, Hejlen; zu dem Grundfage einer vollitändigen parlamen: 
tariſchen Budgetverhandlung gelangt man nicht, ſodaß die „Etats“ 
meist gar feinen Gegenjtand der „Ständeverhandlungen‘ bilden. ©. 
furz und gut bei Zöpfl, „Deutſche Staats- und Wirthſchaftslehre“ 
II, 8. 328; doch griffen die Stände vielfah gleih anfangs weiter 
und nahmen das Recht in Anſpruch, die Staatsrehnungen zu prüfen 
(Naflau, Baiern, Sachſen, Braunſchweig, Hefien, Meiningen), vor 1848; 
(Zöpfl, $. 398). Diefe Anfänge gewinnen nun eine feſte Gejtalt 
nah 1848. Alle Verfafjungen Deutjchlandg geben jetzt das Recht 
nicht blos der Steuer: fondern der aanzen Budgetbewilligung: Dejter: 
reih 1849 (Kremfier), Preußen 1850 und die Hleinern Staaten, die 
noch feine Berfafiung haben; die andern entnehmen das Recht aus 
den frübern Berfafjungen. Trotzdem erhalten ſich noch zum Theil die 
„Etats“; allein jie bilden jegt einen Theil des Budget3, werden 
regelmäßig eingebrabt und der Bewilligung und Prüfung unterzogen ; 
die Vollsvertretung bat daher aud hier das Staatsrechnungsweſen 
ſich unterworfen. Demgemäß bildet fih nun in ganz Deutichland 
auch die Ordnung für die Budgetbilvung heraus, vie wir oben be: 
zeichnet: Minijterialetats, Vorlage an den Finanzminiſter, Bildung des 
Voranſchlags, Vorlage an die Abgeorpneten, Beichluß darüber, lan: 
desherrlihe Sanction,, Publication des Budgets als Staatswirth— 
ſchaftsgeſetz. Zugleich ziemlich feite und gleihartige Ordnung für die 
Verhandlung im Abgeorbnetenhaufe: Niederfegung von Specialaus: 
ihüflen, Brutto derfelben, Specialvebatte, Abſtimmung. Der Grundfag 
bleibt jevoh, dab das ganze Budget Gegenjtand der Verhandlung 
it, und daß alle Budget3 jegt Bruttobudget3 find. Speciell über das 
preußiſche öffentlihe Recht Roͤnne, „Staatsreht‘, I, $. 64 fg.; 
Gzörnig, ©. 281 fo. Deſterreich erfennt ſchon im Diplom von 
1860 das Steuerbewilligungsredht und die Prüfung der Staatsrehnung 
für den Reihsratb (Bd. IT), die ausführlihen Beitimmungen am 
26. Februar 1861 das Recht der Bolfövertretung an; dann Ge- 
Ihäftsordnung des Reihsrathbs vom 31. Juli 1861. Durch diefe 
Entwidelung bat nun auch das ganze Staatdrehnungswejen feine 
neue Gejtalt gewonnen, 
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B. Die Staatsrehnung und Geldverwaltung. 


Begriff und Yuhalt. 


Die Staatsrehnung und Geldverwaltung ift nun der zweite 
organiihe Theil des Staatshaushalts — die Vollziehung der 
im Staatswirthſchaftsgeſetze aufgeftellten gejeglichen Beflimmungen. 
So einfach diejer formale Begriff ift, jo liegt dennoch jeine Ges 
ſchichte in feinem Berhältniffe eben zum Princip der verfafjungs: 
mäßigen Berwaltung der Staatswirthichaft. 

Solange e3 nämlich Fein jtaatswirtbichaftliches Gejeg und 
mithin Feine Verhandlungen der Volksvertretung über Einnahmen 
und Ausgaben gibt, ift Fein formales Bedürfniß nach einem ein: 
heitliden Plane für die ganze Staatsredhnung. Jeder Theil 
der Staatsrechnung kann für ſich geführt werden, jeder Theil kann 
jeine Einnahmen und Ausgaben für fich verrehnen; niemand 
bat eigentlich für das Ganze eine Verantwortlichfeit, niemand bat 
einen einheitlichen Gejichtspunft durchzuführen. Wir nennen nun 
einen ſolchen Zuftand der Staatsrechnung und Geldverwaltung 
die „Etatswirthſchaft“. Mit Ausnahme Englands bat ganz 
Europa bis zu unjerm Jahrhundert eine ſolche Etatswirthichaft 
gehabt; fie hat zugleich die ganze Ordnung der Staatscontrole 
bedingt. Mit dem Eintreten der Verfaſſung ift dagegen die Etats— 
wirthichaft nicht länger möglich. Theils die Einheit der Staats: 
wirtbichaft im Budget, theils die Verantwortlichkeit des Finanz: 
minijters jchliefen die Selbitändigfeit der einzelnen „Etats“ 
aus; jeder derjelben muß als Theil des Ganzen behandelt werden; 
alle ftehen unter demjelben Gejege, unter derjelben Verantwortlich: 
feit; an die Stelle der Zeriplitterung tritt die Einheit, und der 
Ausdrud diefer Einheit, den das Princip des Budgets zur vollen 
Geltung bringt, ift die Unterordnung aller Etats unter die ein— 
heitlihe Staatsrehnung, oder die Umgeftaltung derjelben in die 
jogenannten Kapitel oder Titel der Staatsrechnung und des Bud— 
gets. Die erjtere empfängt nun dadurd auch eine neue Bedeutung. 
Ihre Klarheit wird zur Bedingung aller Erfolge der Budgetver: 
handlung; dieje ſchließen fich ihrerfeits an Verwaltungsgebiete; 
und jo entſteht jegt die allgemein gültige Grundform der Staats: 


58 


rechnung, nad) welcher diefelbe in die minifteriellen Departements 
verfällt, die wiederum vom Finanzminifterium in eins zuſammen— 
gefaßt und al3 „Staatsvoranſchlag“ in der oben bezeichneten Weije 
den Budgetverhandlungen zu Grunde gelegt werden. Damit find 
denn die Elemente diefes formalen Theiles des Staatshaushalts 
gegeben. Wir bezeichnen ſie am beften als die Staatsbuchhal— 
tungen und die eigentlihe Geldvermwaltung, welde wieder als 
das Kaſſen- und Zahlungsweſen erſcheint. 


a) Die ſStaalsbuchhallung und das Staalstechnungsweſen. 


Die Staatsbuhhhaltung ift ihrem formalen Begriffe nad) die 
geordnete, möglichft ſyſtematiſche Aufzeichnung aller einzelnen Aus: 
gaben und Einnahmen des Staat. Die große Bedeutung ſowie 
der gewaltige Umfang derjelben haben von jeher, ſolange es 
eine Finanzverwaltung im böhern Sinne des Wort3 gibt, das 
Streben erzeugt, fih über Inhalt und Grundfäge derjelben auch 
theoretifch Elar zu werden. Man hat die daraus entjtandene Lehre 
auch wol die „Staatsrechnungslehre” genannt. Allerdings läßt 
fie ih nun nicht ganz vom Budget und Geldverwaltung trennen; 
wohl aber ijt es nothwendig, fie für ſich zu betrachten. Wir ſchei— 
den zu dem Ende die Function der Staatsbuhhaltung und das 
Syſtem derfelben, das fi am legten Ende an die Controle und 
ihr Syſtem anſchließt. 

1) Principien und Function der Staatsbuchhaltung. Die 
Aufgabe der Buchhaltung im Staatshaushalte ſchließt ſich zunächſt 
an die Geldverwaltung, ſpeciell an das Kaſſenweſen. Die Buch— 
haltung begleitet das Kaſſenweſen von der unterſten bis zu der 
höchſten Stufe; es liegt jedoch in der Natur der Sache, daß 
ſie in den unterſten Kaſſen mit der Verwaltung derſelben ver— 
ſchmilzt, dagegen ſchon bei der mittlern Inſtanz ſich von der letztern 
trennt und ſelbſtändig als eigene Buchhaltung neben ſie hintritt. 
Alsdann nimmt ſie zugleich einen neuen Charakter an. Sie wird 
hier das Hauptmittel der Controle, und die Aufgabe der Kaſſen— 
controle beſteht dann darin, die Uebereinſtimmung der Ergebniſſe 
der Buchhaltung mit dem Kaſſenbeſtande aufrecht zu erhalten. 
Die Buchhaltung wird auf gleiche Weiſe gleichſam das Gewiſſen 
der Kaſſe und muß deshalb auch in den Perſonen von den Kaſſen— 
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beamten getrennt fein. Zugleich bietet die Buchhaltung der höhern 
Kaflen damit das Mittel, die Verwaltung der unterften Kaſſen 
bei jeder Einnahme und Ausgabe zu überwachen, was natürlich 
von höchſter Wichtigkeit if. ES iſt daraus die Vorftellung ent- 
ftanden, al3 Fünne man einfach die Grundjäße der kaufmänniſchen 
Buchhaltung au auf die Staatsbuchhaltung anwenden. Es ijt 
ebenjo verkehrt, das ganz im allgemeinen zu bejaben, als es zu 
verneinen. Klar ift, dab die Faufmänniihe Buchführung da 
richtig ift, wo es fih um Anlage wirthichaftlicher Verwendungen 
handelt, welche die Staatseinnahmen ihrerſeits erzeugen jollen; 
dahin gehören namentlich die Staatsgüter und ihre Bewirthichaf: 
tung, die Regalien und die Monopole.. Bei den Steuern ift fie 
nicht thunlich, folange es ſich nicht um Verpachtung derfelben 
handelt. Es iſt daher Feine Frage, daß die Lehre von der fauf: 
männiihen Buchhaltung ein mejentliches Element der Staats: 
rehnungslehre ift, ohne jedoch die legtere zu erfchöpfen. Unter 
allen Umftänden jedoch ift ihre Aufgabe eine zweifache. Sie muß 
zuerft zeigen, nach welchen Grundjägen die möglichite Sicherheit 
der Rechnung gefunden werden kann, d. i. Aufitellung derjenigen 
Regeln der Buchung, welche ſoweit thunlich die Willfür in der 
Aufitelung der Einnahmen bejeitigt und durch die Ordnung der 
Buchung die Nichtigkeit der einzelnen Poſten gewährleiſtet. Sie 
muß zweitens in die Buchhaltung die möglichite Klarheit bringen. 
Unter der Klarheit der Buchhaltung verfteht man diejenige Ord— 
nung bderjelben, vermöge deren die einzelnen Poſten jo aufge: 
führt oder gebucht werden, daß jede Hauptfumme alle ihre gehö— 
rigen Einzelbeträge wirklich enthält und die einzelnen Hauptſum— 
men damit ein vollitändiges und jeden Augenblid überjichtliches 
Bild des ganzen Zuftandes der wirklichen Einnahmen, des Kaffe: 
behalt3, der ausftehenden Forderungen und der gemachten Aus: 
gaben darbieten. Die Bedingung der Sicherheit ijt die gute 
Anführung der Belege in der Rechnung; die Bedingung der 
Klarheit ift die gute Eintheilung der Hauptconti. Dieſe müffen 
ſich dann natürlich nach der Art der Einnahmen richten, und es 
wird daher die Buchführung eine andere Geftalt bei den Staats: 
gütern, eine andere bei den Negalien und nod eine andere bei 
den Steuern und Staatsjchulden haben. Die Klarheit der Bud): 
führung führt zur Leichtigkeit in der erften Reviſion derjelben, 
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ſoweit diefelbe innerhalb des Finanzminifteriums gefchehen Tann. 
Die letzte Controle aber fällt dann unter den oberiten Red) 
nungshof. 


Die Lehre von der Buchhaltung wird faſt immer als die Lehre 
vom Rechnungsweſen (zu weit) bezeichnet, was ſeinen Grund in der 
hiſtoriſchen Entwickelung dieſes Zweigs der Theorie hat. 

Die Lehre von der Buchhaltung iſt bereits mit dem Ende des 
16. Jahrhunderts ſelbſtändig (Muñoz de Escobar, „De ratiociniis 
et eomputationibus administratorum“, 1599 und öfter, und Heeſer, 
„De rationibus reddendis“, 1665). Wäre fie aber jhon damals in 
die Staatärehnungen in irgendeiner Weije rationell übergegangen, jo 
hätten gewiß Bodinus oder doch Sedendorf ihrer genauer Erwähnung 
gethban. Unzweifelhaft ift Sully ver erite, der eine ſyſtematiſche 
Staatärehnung eingeführt hat. („Mémoires“, III, 3 und Malchus, 
„Finanzwiſſenſchaft“, II, ©. 96.) Die Buchhaltung ward erft durd 
die Entwidelung des faufmännijchen Lebens ein Gegenjtand eigener 
theoretischer Forfhungen, und erft dur das Princip der doppelten 
Buchhaltung kam man dazu, einerjeit3 allgemeine Grundfäge für die 
Buchhaltung oder „Rechnungswiſſenſchaft“ aufzuftellen, andererſeits 
diefe Grundjäge auf die Staatsredinung anzuwenden. Seit der Mitte 
de3 vorigen Jahrhunderts ijt darüber eine ſehr reiche Literatur ent: 
ftanden, welche die Buchführung der Staatswirthſchaft bald als „Fi: 
nanzrechnungswiſſenſchaft“, bald als „Staatsrechnungswiſſenſchaft“, 
bald als „Kameralrechnungswiſſenſchaft“ bezeichnete. (Oesfeld, „Fi: 
nanzrechnungswiſſenſchaft““, Berlin 1773; Jung, „Anleitung zur Ka— 
meralrehnungsmwifjenichaft‘‘, Leipzig 1786; Brand, „Grundſätze der 
Staatsrehnungswiflenihaft”, Wien 1790.) Beſonders auch bier 
wieder der trefflihe AJufti, „Staatswirthſchaft“, 2. Aufl., Ib. II, 
8. 408 fg. Vgl. Maldus, a. a. D., II, 97 fa. und J. Schrott, 
„Lehrbuch der allgemeinen Verrechnungswiſſenſchaft“ (Prag 1856), 
©. 6—8. Die Frage jener Zeit war die Zweckmäßigkeit der An— 
wendung der doppelten Buchhaltung auf die Staatsbuchhaltung. Die 
betreffende Literatur unjerd Jahrhunderts hat die Verrehnungs» und 
Buchhaltungslehre kaufmänniſch für fih ausgebildet, die Staatsbuch— 
haltung dagegen fajt jtet3 in die engite Verbindung mit dem Kafjen: 
weſen gebrabt, was aud durchaus praftiih ſcheint, obgleih dabei 
oft vergefien wurde, daß die Staatöbudhhaltung in einem großen 
Theile ihrer Formen durch das gegebene Kaſſenſyſtem beftimmt wer: 
den muß und daher nur wenig abjtracte Grundſätze zuläßt. Selb: 
ftändig find jedoch in dieſer Beziehung Fröblib, „Handbuch ver 
Staatsrechnungswiſſenſchaft“ (Wien 1852), und Eſcherich, „Lehrbuch 
de3 allgemeinen und des Staatsrechnungsweſens“ (Wien 1852). 
In den allgemeinen Werken über Finanzwifjenihaft hat, wie ſchon 
bemerkt, die Staatsbuchhaltung ihre mehr oder weniger ernſthaft be- 
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rückſichtigte Stelle. Bei Malchus iſt der Gegenſtand mit höchſt ſcharf— 
ſinnigen Bemerkungen im einzelnen behandelt (II, 8. 27 fg.; ſ. be 
jonders ©. 152 fa.). Bei Baumftark finden fih über die einzelnen 
Verwaltungsrehnungsablegungen der Domänen gute Angaben. Bei 
Rau iſt die Darftellung theoretiih am klarſten und eingehenditen 
($. 539 fg). Doch fann es nicht die Aufgabe der Finanzmwifjen: 
ihaft fein, fi) mit den Einzelfragen der Zweckmäßigkeit genauer zu 
bejhäftigen ; freilich ift e3 ebenfo einfeitig, fie mit Wirth ganz weg: 
zulajjen. 

2. Spyitem der Staatsbuhhaltung. Das Syſtem der 
Staatsbuhhhaltung erjcheint nun allerdings an fich ſehr einfach, 
indem dafjelbe durch die mechanische Aufgabe beftimmt wird, daß 
jede niedere Kaffe ihre Buchführung hat und daß die höhern Kafjen 
die Rejultate dieſer legtern zufammenfaffen, bis das Ganze in 
der oberjten Stelle als das Gejammtrefultat der Staatsrehnung 
zufammenläuft. Die nächſte Grundlage dieſes Syftems ift dann 
das der Kajfen, getheilt nah den Zweigen der Einnahmen; die 
Drganijation beruht darauf, daß die örtlichen Buchhaltungen 
unter den Landesbuhhaltungen jtehen, von diefen refumirt und 
controlirt werden, und dieje wieder unter der Staatsbuchhaltung 
in ihren verjchiedenen Formen. Allein auch auf diefem Punkte 
hat nun die verfaffungsmäßige Verwaltung eine weſentliche Um: 
geftaltung herbeigeführt. Wir haben in diejer Beziehung zwei 
Epochen zu ſcheiden, die frühere Epoche des Finanzetat3 und der 
Etatsbuhhaltung, und die gegenwärtige, die man als die 
minifterielle Buchhaltung bezeichnen muß. 

Die Geftalt der Buchhaltung vor der verfaffungsmäßigen 
Staatswirtbichaft beruhte nämlich darauf, daß jeder Zweig der 
Einnahmen jowol als der Ausgaben als ein jelbitändiges Ganze 
angefeben wurde, das feine Ausgaben für fich zu verrechnen und 
die Ueberfchüffe dann an die höchſte Finanzverwaltung abzuführen 
hatte. Viele diefer einzelnen Zweige hatten zugleich jelbitändige, 
ihnen fpeciell zugemwiejene Einnahmen (theils Fonde, theils Do: 
tationen), die dann in der legten Abrechnung gar nicht mehr er- 
Schienen, mährend die höchſte Staatsverwaltung für ganz allge: 
meine Zwede, namentlich für die Staatsfchulden, ihre Summen 
aus jenen Meberfhüfen nahm. Das waren nun die Finanz: 
etat3, und diefe Berechnung und Buchführung war die „Etatifi- 
rung“, welche zur Folge hatte, daß meift eine Anzahl von höch— 
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ſten Staatsfaffen mit eigener Verrehnung beitand. Allein ſowie 
die Verfaſſungen auftreten, ändern jich Princip und Form. Die 
büchermäßige Selbftändigfeit der einzelnen „Etats“ wird aufge: 
hoben und alles im Yinanzminijterium vereinigt. Die ganze Ver: 
tbeilung der Ausgaben jchließt fih an die organiſchen Verwal— 
tungszweige, das ijt an die Minifterien; mithin muß jet ftatt 
des Etats und der Fonde jedes Minifterium feine Buchhaltung 
baben, melde über die Verwendungen, die das Minifterium im 
Namen de3 Budgets macht, und über die Einnahmen, melde 
ihm das Budget zumeift, Rechnung führt. Das iſt im Unter: 
fhiede von der etat3mäßigen die minijterielle Buchhaltung, 
welche ihrerjeits, al3 dem ganzen Verwaltungsorganismus ent: 
fprehend, die wahre Balis der verfafjungsmäßigen Staats- 
buchhaltung if. Die Form derjelben iſt die Concentrirung 
aller minijterielen Buchhaltungen im Finanzminifterium; das 
Princip ift die Einheit unter der gejeglichen Organilation der Ver: 
waltung; die Folge ift die Umgeftaltung der Staatsabredhnung 
und Gontrole (j. unten). Das nun ift namentlich jeit 1848 die 
Grundlage des gegenwärtigen Zuftandes. Die nächite Folge war, 
daß diefe Ordnung ſelbſt wieder Gegenſtand eigener Geſetzgebung 
werden mußte, da in der That die parlamentarifhe Behandlung 
des Budgets ohne dieje neue Ordnung nicht denkbar war. Da— 
bei war die Buchführung Englands wieder jehr verjchieden von 
der continentalen, mwejentlich deshalb, weil die feften Steuern und 
Ausgaben überhaupt nicht Gegenftand der Volksvertretung waren. 
Auf dem Eontinent dagegen ging Frankreich mit feinem Beifpiele 
voran und ordnete ſchon ſeit 1814 durch eine ganze Reihe von 
Gejegen die öffentliche Buchhaltung, und die von ihm aufgeftellten 
Grundjäge find im großen und ganzen in allen übrigen Staaten 
angenommen und zulegt in Dejterreih mit dem Jahre 1866 
praftiich im Geiſte des repräjentativen Syſtems durchgeführt. 


In der Literatur über die Ordnung der Staatsbudhhaltung und 
de3 Staatsrechnungsweſens muß man wol zunädjt die allgemeine 
von der dem Finanzwejen in einzelnen Staaten angehörigen unter: 
jheiden. Die allgemeine Literatur bat, wie erwähnt, den entſchei— 
denden Einfluß der ſtaatswirthſchaftlichen Gefeggebung nicht aufge- 
nommen, bauptjädhlich weil fie der Zeit angehört, in der die legtere 
eben nicht eriftirte. Man kann daher ſchwerlich behaupten, daß das, 
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was z. B. Soden („Staatsfinanzkunde“, XII, Abth. 2) oder Jacob 
(„Sinanzwifjenfchaft“, $. 1305 fg.) fagen, von Bedeutung ift. Willen: 
ihaftlid hat eigentlih erjt Malhus die Buchhaltung mit der Finanz: 
lehre verſchmolzen (II, Kap. 6), jedoch hat er noch ganz die „Etatis 
firung” im Auge, und dad Budget erjcheint ihm nur noch al3 die 
Frage nad) der „Snitiative im Staatshaushalt“. (Val. $. 21; der 
Streit über Gentralbudhaltung, namentlich die ftatuarijche, ©. 139 fg.) 
Diel Material zur Vergleihung bei Czörnig in „Budget, Staats— 
rehnung und Gontrole”, 1866 (nad den einzelnen Staaten furz zu: 
fammengeftellt). Was die Gefepgebung über die öffentlihe Buch: 
haltung betrifft, jo ift fie naturgemäß mit den Vorſchriften über das 
Kafienwejen und die Gelpverwaltung jo eng verbunden, daß wir fie 
gemeinfhaftlih in der folgenden Note zufammenjtellen werden. Wir 
bemerken bier nur, daß Franfreih an feiner „Comptabilite” feit 
1814 arbeitet, Preußen feit 1848 und Oeſterreich feit 1866 zum 
Abſchluſſe gediehen ift, daß aber jede Darftellung ohne innige Verbin: 
dung mit der Staatdcontrole unvollftändig, ja unverftändlich erjcheint, 
während gerade die lehtere in den Behandlungen nicht gehörig bes 
rüdfichtigt wird. 


b) Die Geldverwallung. 


Die Geldverwaltung (öfterreihiic Gebarung) der Staats: 
wirtbichaft ift nun der Proceß, in welchem durd das Kaſſen— 
wejen einerjeit$ und das Zahlungsweſen andererſeits die 
wirkliche Geldbewegung in Einnahmen und Ausgaben vor fich 
gebt. 

Es ift nun Klar, daß diefe ganze Geldverwaltung in beiden 
Beziehungen eine wejentli andere fein wird, je nachdem der 
ganze Staatshaushalt noch ein „etatsmäßiger‘ oder ein ver: 
fajjungsmäßiger if. Allerdings hängt dabei im einzelnen viel 
von den Berhältnijjen, namentlich den Einnahmen ab; allein der 
Charakter ijt fo mejentlich verjchieden, daß er ſich mit wenig 
Worten im ganzen bezeichnen läßt. Wir jcheiden deshalb aud 
bier das Princip und die Formen des Kaſſen- und Zahlungs: 
weſens. 

a) Die Principien der verfaſſungsmäßigen Geld— 
verwaltung. Bei der etatsmäßigen Geldverwaltung bat jeder 
Etat feine Kaſſen und feine Zahlungen für fih und führt ſich 
jelbit feine Rechnungsbücher. Formell hat fein Etat auf die 
Gelder des andern ein Recht. Erjt mit den aus dem Einzeletat 
jih ergebenden Ueberſchüſſen tritt der Etat in das eigentliche 
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Rechnungsweſen des Staats ein. Diejes Rechnungsweſen nimmt 
ebendeshalb auch jelbft wieder den Charakter des Etats an. Die 
Staatsrehnung erjcheint nicht in Einer, jondern in einer Reihe 
von höchſten Kafjen und Buchhaltungen, die ihren Ueberihuß in 
irgendeine „Central“: Kaffe abführen, die wieder einzelne Buch: 
baltungen und Kaſſen mit Geld verfieht, welche ein Deficit haben, 
namentlich aljo die Kriegskaſſen, die Staatsſchuldenkaſſen und die 
Bejoldungskaffen der Gentralftellen. Es iſt klar, daß dabei eine 
Ueberfiht und mithin eine durchgeführte Verantwortlichkeit nicht 
möglih ift; es ift vielmehr das Collegialjyitem der Ber: 
waltungsorgane übertragen auf die Geldvermwaltung. 
Einen weſentlich andern Charakter dagegen hat das Syftem, wel: 
bes wir das verfafjungsmäßige nennen. Hier find alle Kafjen 
ohne Unterjchied ein Ganzes, und ihre Eintheilung und Ordnung 
berubt nicht auf den einzelnen Zweigen der Staatswirtbichaft, 
fondern auf den Gebieten der Verwaltung. Daher bildet hier 
jedes Minifterium einen Geldverwaltungs:, Kajjen= 
und Zablungsförper für fich, der fih für feine Bedürfnifje 
an das Finanzminifterium wendet und von ihm jeine Einnahme 
aus der betreffenden Kaffe empfängt. Die Geldverwaltung ge- 
Ihieht daher in diefem Syitem in der Weiſe, daß jedes Minifte- 
rium ſich jein Geld duch Anweiſungen an die Finanzkaſſen 
verihafft und dann das jo empfangene Geld in feiner eigenen 
Buchhaltung verrechnet, mit Belegen für jeine Ausgaben ver: 
fieht und jo jeine Buchhaltung als Grundlage der Staats- 
abrehnung dem Finanzminifterium nad Abſchluß derjelben über- 
gibt. Natürlich verſchwinden damit alle frühern auf den Etats 
beruhenden oberjten jelbjtändigen Buchhaltungen, und an ihre 
Stelle treten die Minifterialbudphaltungen, die dann als Ein— 
nahmen nur die auf Grund ihrer Anmweifungen empfangenen 
Summen anführen, als Ausgaben aber die Verwendungen, welche 
mit den in dem Budget gejeglich vorgejchriebenen ftimmen 
müfjen. Das bat nur da eine Ausnahme, mo einzelne Gebiete 
dieſes Minifteriums mit dem jelbitändigen Vermögen einzelner 
Berwaltungskförper zu thun baben; bier muß eine fürmliche 
wirtbihaftlide Buchhaltung mit Nachweis der wirtbichaftlichen. 
Einnahmen und Ausgaben zu Grunde liegen; die Entwidelung, 
der Staatswirtbichaft bringt es aber mit fi, daß dies mehr und 
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mehr verſchwindet. Dabei hat danı das Finanzminifterium eine 
weit größere Aufgabe wie früher, denn es. hat jeßt nicht mehr 
blos die Ueberſchüſſe der alten Haupt: oder Centralbudhal: 
tungen entgegenzunehmen und zu verwalten, ſondern alle Ein: 
nahmen und Ausgaben gehen durch jeine Hand; alle Einnahmen 
in ihrem ganzen Detail, alle Ausgaben aber, foweit fie auf den 
Anweiſungen der einzelnen Minifterien beruhen. Damit ift zwar 
die Scheidung der Finanzverwaltung von den übrigen Verwal: 
tungszweigen durchgeführt; es ift aber zweitens auch die Ver— 
antwortlichfeit des Finanzminifters eine beftimmte geworden, 
da derjelbe zwar nicht die einzelnen Ausgaben der Verwaltungs: 
minijterien zu controliren hat, wohl aber, ob die Gejammt: 
jumme defjen, was jedes Minijterium empfängt, die im Budget 
bewilligte Summe erreicht oder überjchreitet; und der Finanz: 
minijter ift daber dafür verantwortlih, daß Fein Minifterium 
durch jeine Anweiſungen mehr beziehe, als ihm budgetmäßig zu: 
fommt. Es folgt daraus, daß, wenn ein einzelnes Minifterium 
in diefem Syften mehr braucht, ala ihm zugejagt ift, der Finanz— 
minifter dazu feine Zuftimmung geben muß, weil er nur ver: 
pflichtet ift für die Summe, melde budgetmäßig feititeht, und 
daß er daher mit dem Minifterium, welches unter feiner Zu- 
ftimmung fein Budget überjchreitet, zugleich verantwortlid 
wird. Dadurch wächſt die Bedeutung des Finanzminifteriums 
in den Berfafjungen um das Doppelte; und diejes Verhältniß ift 
eine der wichtigften Folgen der verfaffungsmäßigen Geldvermal- 
tung im Gegenjage zu der etatSmäßigen. 

Eine zweite eng damit zulammenhängende Folge it die, daß 
jegt das Budget jelbft überhaupt Fein Nettobudget mehr jein 
fann. Denn der Finanzminifter hat es nicht mehr mit den 
Ueberſchüſſen der einzelnen Staatsbudhhaltungen, fondern mit dem 
ganzen Staatshaushalt zu thun. Daher find alle verfafjungs- 
mäßigen Budget3 principiell und nothwendig Brutto= und Feine 
Nettobudgets; ein Satz, dem aud die Gefchichte des Budgets 
entſpricht. 

Endlich ändert ſich damit auch das Weſen und der Inhalt 
der Staatscontrole, wie wir ſogleich ſehen werden. 

b) Die Formen der Geldverwaltung im Kaſſen- und 
Zahlungsweſen. Während ſich das Princip der Geldverwaltung 
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auf diefe Weife weſentlich ändert, tritt für die Formen derjelben 
eine ſolche mwejentliche Aenderung nur in den höchſten Organen 
ein. Die Grundlage ift ſtets dieſelbe. Jeder Zweig der Ein: 
nahmen bat feine Erhebung und feine unterfte Kaffe; Balis ift, 
daß dieſe unterften Kaſſen fi geographiich jheiden und ordnen; 
in den meiften Fällen werden die indirecten Abgaben an bie 
Kaflen der directen abgeführt, was durch die Natur der Sade 
bei einigen Kaffen Ausnahme findet, namentlich bei Domänen, 
Regalien und Monopolen, die ein jelbjtändiges Kaſſenſyſtem fort: 
jegen und daher aud als die Continuation des alten Etats gelten 
fönnen. Die unterften Kaffen werden dann in den Landes— 
kaſſen zufammengefaßt. An die Landesfaffen und natürlich oft 
auch an die Drtsfaffen ergehen dann die Anmeilungen für die 
örtlihen Ausgaben der verjchiedenen Minifterien, jodaß alle dieje 
Kaſſen zugleih Einnahme und Ausgabefaffen find und jtatt des 
Geldes die liquidirten Anweifungen abführen. Natürlich hat jede 
Kaffe ihre Buchhaltung. Das Syitem der Kaffen ijt daher das 
Spitem der Finanzverwaltung, während das Syitem der Anwei— 
jungen dem Syſtem der Staatöverwaltung entipriht. Die höch— 
ften Kaffen dagegen find centralifirt, namentlich in Beziehung auf 
die Ausgaben für die höchſten Vermwaltungsbehörden. Dadurch 
iſt endlich möglich, daß der Finanzminifter dur die Mitthei- 
lungen der betreffenden Kafjen auch täglich den Kaffenftand zu 
überfehen im Stande ift (tägliche Evidenz), die ſich freilihd nur 
auf die Hauptlaffe beziehen Tann. 

ec) Kaſſebeſtand und Kafjebehalt. Diejenige Summe 
nun, welche auf diefe Weije ſich in einem gegebenen Augenblide 
in den Kaflen befindet, nennen wir den Kaſſebehalt; diejenige, 
welche durchſchnittlich in denjelben vorhanden ift, ift der Kaſſe— 
beitand. Natürlih nun ift es eine wichtige Aufgabe der Geld— 
verwaltung, jo wenig Kafjebeitand in den Kafjen zu haben als 
möglih, da derjelbe bier jtet3 ohne Zinſen daliegt und auch bei 
der beiten Verwaltung ftet3 viele Millionen beträgt. Es ift aber 
eine jchwierige, noch nie gelöfte Frage, in welcher Weiſe die 
Nugbarmahung diefes Kafjebeftandes zu erzielen ift. Zwei Dinge 
ſtehen dabei feit. Zuerft daß, wenn fie überhaupt geſchehen jo, 
fie nur durch Örtliche Verwendung tbunlich ift; zweitens daß 
das Finanzminifterium als folches nicht in der Lage iſt, Diele 
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Verwendung eintreten zu laſſen, da dies in lauter Brivatgejchäfte 
auslaufen würde. Die einzige Möglichkeit dafür ift daher die 
Verwendung durch die Vermittelung eines großen, volle Sicher: 
beit bietenden Creditinftituts, und zwar nicht in der Weiſe, 
daß diejes Inſtitut zugleih die Steuern erhebt und verrechnet, 
jondern in der Weile, daß die von der Staatskafjenverwaltung 
erhobenen Gelder einem folden Inftitut gegen mäßigen Zins 
zur Verfügung gejtellt werden und jomit an die Stelle der Kaffen- 
bejtände ein Conto current mit den Filialen eines fol: 
ben Inſtituts eingerichtet werde, wobei natürlih ein 
gewiſſer Kaffebehalt ſtets übrigbleiben muß. England hat in 
der Stellung feiner Bank, Franfreih in der feiner Receveurs 
gencraux das zum Theil verwirklicht; in Deutjchland liegt das 
ganze Feld noch brach und wird fich erſt entwideln, wenn das 
Steuer: und Kaſſenweſen Deutichlands nebſt andern Dingen zur 
Einheit gelangt. 


Die ganze Geloverwaltung vor der verfaflungsmäßigen Epoche 
liegt no fait ganz im Dunkeln. Man hat das Ganze meift nur 
al3 einen Mechanismus betradtet und in der Theorie jehr wenig 
Aufmerljamfeit auf die Frage gewendet, ob hier allgemeine Grund— 
jäge gelten. Praltiſch dagegen ift das Verhältniß folgendes. Nir: 
gends vielleicht ift der Unterjchied des ganzen formalen Theils des 
Staatsbausbalt3 zwiihen England und dem Continent größer ala 
gerade im Kaſſenweſen und der ſich daran anfchließenden Geldver— 
waltung. Bis 1834 batte jeder Theil der Finanzverwaltung jein 
eigenes Kafjenwejen, an deſſen Spige das Exchequer ſtand. Seit 
1834 ift nämlich die gefammte Gelpverwaltung der Banf von Eng: 
land übertragen, welche alle Einnahmen aller Kafjen empfängt und 
gegen Anweifung auch alle Ausgaben beforgt. Der Mittelpunkt dies 
jes Anweiſungsſyſtems, das jeiner Form nah den franzöfifchen Or- 
donnateurs nadgebilvdet ift, ijt die Generalzahllaſſe (Paymasters 
General Ofüce, jeit 1856 organifirt durch 5.6. Will, IV, 35). 
Mit Net jagt daher Gneift, daß Englands Geldverwaltung jept ein 
taufmänniſches Gejhäft iſt; Frankreich bat dies im ganzen nicht durch— 
führen künnen, während es in einzelnen Punkten England voraus 
ift; die deutſchen Staaten ſtehen jtatt de3 kaufmännifchen noch immer 
auf dem alten Kaſſenſtanddunkt. (S. unten) Das muß man feit: 
balten, um den Charalter des Control: und jpäter den des Finanz: 
rechts richtig zu beurtbeilen. In Frankreich dagegen bat fi die 
Geldverwaltung des gefammten Budgets zuerft ſyſtematiſch ausge: 
bilvet, da fie factifeh, wenn natürlih auch nicht formell, die Budgets 
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berathbung in den meijten Fällen erfegen mußte. Daher denn bie 
ausführlihe und höchſt gründliche Gejeggebung Frankreichs über vie 
finanzielle Gelvverwaltung, mit der Franfreih das Mufter namentlich 
für die deutſchen Gefeggebungen geworden iſt. Diejelbe beginnt be: 
reits mit der Herftellung der Kammern; das Hauptgeſetz aber bleibt 
die große Ord. sur la. Comptabilite vom 31. Mai 1838, welche 
übrigens nicht blos die Geldverwaltung, ſondern auch die Grundzüge 
für die Bildung des Budgets definitiv feititellte, ſodaß die jpätern 
Gejege vom 17. Juni 1840, 26. Aug. 1844 und 12. Aug. 1854 
nur no Einzelheiten beftimmt baben. Die Grundzüge diejer Geld: 
verwaltung find einfah. Die Einnahmen werden beforgt durd das 
Spftem der Receveurs und das der Percepteurs. Die Receveurs 
ſcheiden fih in die Receveurs generaux in jedem Arrondijjement 
und die Receveurs speciaux für die örtlihen Einnahmen. Das jind 
die eigentlihen Einnahmekaſſen; allein fie unterfheiden fih von den 
deutfhen dadurch, daß fie zugleih einen Theil der Verwaltung ber 
Staatsfhulden haben, indem fie die Rente kaufen und verlaufen an 
kleinere und örtlihe Parteien. Die Percepteurs bolen die Abgaben 
ein und liefern fie an die Caisse des Recepteurs; der Recepteur 
special jendet jeine Einnahmen an den Recepteur general. Alle Re— 
ceveurs ſtehen allerding® unter der Direction de la comptabilite ge- 
nerale, weldhe wieder einen Caissier payeur general hat. Die Aus: 
gaben nun werden in ganz Frankreich nur gegen Anweilungen 
(Ordonnances) an die Kaſſen der Neceveurs geleiftet, und die Vor: 
ihriften darüber find fehr genau. Aus den Ueberſchüſſen wird dann 
die Caisse centrale gebildet, die wieder unter der Direction des Fonds 
oder unter der Direction de la dette inserite jtehbt. Das Detail darüber 
höchſt ausführlih bei v. Hod, „Die Finanzverwaltung Frankreichs“, 
wejentlih nad Auliffret’3 etwas confujem, aber gründlihem Werke. 
Was nun die Gelvverwaltung der deutſchen Staaten betrifft, 
jo muß man zwei Epochen unterſcheiden. Die erjte gehört dem vo: 
rigen Jahrhundert an und reicht bis zu den zwanziger Jahren; — 
die abminiftrative und die verfafjungsmäßige Epode. Grundlage der 
Geldverwaltung in der erſten ift die „etatsmäßige“ Kaſſen- und Geld— 
verwaltung; an dieje fchließt ſich ſchon vor hundert Jahren vie then: 
retifhe Frage, ob das Kaſſenweſen eines Staats auf dem durdge: 
führten Princip der Gentralifirung beruben joll oder nit. Diefer 
Streit ift namentlich feit den zwanziger Jahren diefes Jahrhunderts 
angeregt und ging naturgemäß aus der Serftellung der Einheit in 
dem Beſteuerungsſyſtem hervor, dem die Einheit des Kaſſenweſens 
entiprehen müſſe. Schon Jufti hat in feiner „Staatswirthſchaft“ 
(Thl. II, 8. 408) die ganze Frage angedeutet, aber doch nur in 
einzelnen Punkten das Richtige erfannt. Die beiden vorzüglichiten 
Schriftiteller aber find yeder, „Handbuch über das Staatsrechnungs— 
und Kaſſenweſen“ (Stuttg. 1820), ver fi jedoch mehr auf das 


69 


Rechnungsweſen bezieht, und Kiefchle, „Grundzüge zur zwechmäßigen 
Einrihtung des Staatskaflen: und Rechnungsweſens“ (Berl. 1821). 
Die übrigen bei Malhus (TI, $. 23) angeführten Schriften von 
Neugebauer, Wöhner und Hornburg gehören mehr dem Rechnungs: 
wefen an. Unter den DObengenannten ftellte zuerſt Kieſchke den Sat 
auf (S. 88—104), dab ein Centralkaſſenſyſtem, welches die Auf: 
gabe habe, alle wirklich verfügbaren Gelver in Eine Kafje zu jan: 
meln und erjt von diejer aus die Ausgaben abgeben zu lafjen, nicht 
entfprehend jei. Der Gruͤndgedanke fei dabei allerdings ein richti- 
ger: Zufammenftellung und UWeberfiht des verfügbaren Kajjebehalts; 
allein es jei erjtlih vermöge einer ſolchen Gentralfafje nicht möglich, 
die Ausgaben der einzelnen Zweige der Verwaltung zu überjeben; 
jweitend bebürfe die Weberficht des Ganzen eben feiner Kaſſe, fon: 
dern laſſe ſich durch Buchführung und Ausweiſe erreihen. Die 
Gründe, welche Malhus gegen dieſe Anfiht geltend macht ($. 23 
und 24), find offenbar mehr gegen die Furcht vor einer Berjplitte: 
rung des Kaſſenweſens, als gegen das PBrincip der Einheit der Kafjen 
vermöge des Rechnungsweſens gerichtet und haben die BVorftellung 
eine3 Heinen Staats als Grundlage, bei welchem die Gentralifirung 
phyſiſch möglih if. Dagegen gibt er die Nichtigfeit für die Auf: 
jtellung von jelbjtändigen Hauptkaſſen „bejtimmter Nevenuenzmeige‘ 
(Generalvomänen:, Generalaccije:, Generalzollkaſſe u. vergl.) zu, was 
im Grunde das Princip der Einheit aufhebt. Der Unterjhied zwi: 
ihen Einnahme: und Ausgabekaſſen ijt nirgends gehörig entwidelt. 
Mas Yacob ($. 1283 fg.) und Rau ($. 566) jagen, ift unbedeu- 
tend. 

Unter den einzelnen Staaten haben nun Preußen und Dejter: 
reich ihre bejondere Geihihte und Literatur auch auf diefem Ge: 
biete. Preußen batte jhon im vorigen Jahrhundert ein ftreng aus: 
gedehntes Rechnungs: und Kaſſenweſen, das auf dem einfachen und 
zugleih hierarchiſchen Unterſchiede der Special, Provinzial: und Ge: 
neralfafien berubte und nod berubt. Die Grundzüge des Staats: 
rechnungsweſens find bereit3 durch die Anftruction vom 27. Februar 
1769 feſtgeſtellt, jedoch durch das neue Regulativ vom 17. März 
1828 für die innere Gelvverwaltung neu geregelt. Die Bajen dafür 
find ſchon ſeit Gabinetsordre vom 17. Januar 1820, die Aufitellung 
der „Etats“, die durch Cabinetäorbre vom 29. Mai 1826 einge: 
richtete Staatöbuchhalterei (als Drgan der Einzelcontrole) ward durch 
Gabinet3ordre vom 29. Mai 1844 aufgehoben und die Function dem 
Finanzminifterium übertragen. Im wejentlichen find aber die for: 
malen Elemente geblieben, nur im Gebiete der Controle hat natür: 
(ih für das Ganze die Berfafjung von 1830 (Art. 104) Aenderungen 
hervorgebracht, für welche übrigend das definitive Geſetz noch erwartet 
wird. Das Einzelne bei Rönne, „Staatöreht der preußifhen Monar: 
hie“, II, $. 465 fg., nebſt ver auf Preußen bezüglihen jpeciellen 
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Literatur; Ezörmig, „Budget, Staatsrehnung und Controle“, S.20 fg.; 
Desfeld, „Preußen in kameraliftiicher und wirtbichaftlicher Beziebung‘“, 
S. 144—146. — In Defterreih treten die beiden Epochen viel 
ihärfer hervor. Die erfte gebt bis zum Jahre 1866; die zweite iſt 
durch Die wichtige Verordnung vom 21. November 1866 begründet. 
Die erſte berubte wie die preufifche auf der etat3mäßigen Geldver: 
waltung und einer Anzabl von „Hofbuchhaltungen“, welde unter der 
1854 organifirten oberjten Rechnungs: und Gentralbehörde ftanden. 
Dieje frühere Geftalt des Kaſſenweſens jehr gut dargeftellt bei J. Neu: 
gebauer, „Organiſche Darſtellung des Controlweſens und der Kaſſen— 
einrihtungen in den E. k. Staaten” (Wien 1845), wo auch noch 
jegt einzelne Punkte nicht unpraftifh geworden find. Die gegenmär: 
tige Drganifation des öſterreichiſchen Kaſſenweſens findet fih in all 
gemeiner und klarer Ueberjiht bei A. Deſſary, „Orundzüge der öſter— 
reichiſchen Finanzaefegkunde” (Wien 1856), $. 95 fa. Das Syitem 
de3 öſterreichiſchen Kaſſenweſens berubte zunächſt auf der Selbitän: 
digleit der Verwaltungslaſſen, „foweit die Verwaltungsjweige oder 
Fonds ausprüdlih von andern Minifterien geleitet werden, 3. B. das 
gefammte Militärwejen, oder das dem Handeldminijterium überwielene 
Commumnicationswefen u. dergl.“ (Defjary, a. a. D., ©. 257), und 
der Finanzfafien, die wieder in Brutto: und Nettofafjen zerfallen. 
Die Nettofafjen jind im Grunde nichts anderes als die reinen Aus: 
gabefafien und bilden ihre Einnahmen aus den Zufuhren der Brutto: 
fafien, welche das Spitem der Einnabmelafjen bilden. Die gejegliche 
Drganifirung diefes niedern und mittlern Kaſſenweſens: Verordnung 
vom 19. Januar 1849, untere Kaflen; Verordnung vom 27. Mai 
1853, Landeshauptkaſſenweſen; die verfchiedenen Staatsbuchbaltungen 
jeit 1817 juccefive errichtet. Die Brutto: oder Einhebungstafjen 
haben aber, je nachdem fie den directen oder indirecten Steuern an: 
gehören, oft einen verſchieden ausgedehnten Wirkungsfreis, bei vefjen 
Beitimmung die Zwedmäßigfeit vorgewaltet bat ($. 96). Die Netto: 
(Ausgabe:)Kajlen umfafjen ein völlige Syſtem, an deſſen Spite die 
Staatscentralkaſſe ftebt, melde alle Ueberſchüſſe der einzelnen Kafien 
empfängt und zunädft an die Staatshauptlafjen (Zablämter) abgibt, 
deren fieben bejtehen, und die diejenigen Zahlungen zu leiften haben, 
welche ihrer Natur nach nicht örtlich geſchehen können. Die örtlichen 
Zahlungen geſchehen durch Auftrag an die örtlihe Kafje (ſ. unten). 
Die dritte Klaſſe der Ausgabekafjen find eben vie Ausgabeabtbei: 
lungen der Landesfaflen, die ihre Einnahme von den Einnahme: 
abtheilungen verjelben empfangen (Abtbeilung II und I), ſodaß jede 
Zandeshauptkafie die Spite des Landeskaſſenſyſtems bildet, deren 
Unterabtheilungen bei den großen Aronländern wieder die Samm: 
lungslaſſen find, die gleichfalls mit den beiden Abtbeilungen ver 
Ausgabe (Abtbeilung IT) und Einnahme (Abtbeilung IT) verfeben 
find. Die lebten Glieder des Kafjeniyitems find dann die Steuer: 
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oder Einhebungskaſſen aller Art, die natürlich je nah den Arten ver 
Einnahmen wieder bejondere Namen, Functionen und nftructionen 
haben. Es bildet auf diefe Weiſe dieſer untere Theil der Gelover: 
waltung ein jehr gut eingerichtete® und rationelle® Syſtem, deſſen 
Einzelheiten, wie es denn auch naturgemäß ift, zum großen Theil 
aus der frühern Einrichtung berjtammen und von dort ihre Namen 
und Competenz haben, namentlich freilih in den untern Kaſſen. ©. 
darüber vorzüglih Neugebauer, a. a. O., Buch I, Abth. II, wo 
Abſchn. I von den Fondskaſſen, Abſchn. II von den Einnahmekaſſen 
und Abſchn. III von den Ausgabefafjen handelt. Das neue Spitem 
ift nun durch Verordnung vom 21. November 1866 errichtet und 
beziebt fih nur auf die Organifirung der höchſten Buchaltungen und 
Kafjen: Aufhebung aller alten Staatsbuchhaltungen, $. 1; an ihre 
Stelle treten Buchhaltungen, Kafjen: und Rehnungsrevifion für „jede 
mit einem Anweiſungsrechte betraute Behörde” (aljo namentlih Mi: 
nifterien), welche dann unter dem neuorganifirten Oberften Rechnungs: 
bofe jtehen, ſodaß jegt der Schwerpunft der ganzen Geldverwaltung 
in den Minifterien, und da dieje unter dem Budget jtehen, in der 
Gefeggebung oder dem Staatshaushalt liegt. Das ift ein unleug: 
barer großer Fortjchritt und, obwol mwejentlih nach franzöfifhem Vor: 
gange errichtet, dennoch ein Mujter für die künftige Entwidelung in 
Deutfhland. Allerdings muß das Controlſyſtem als jein Charakter 
erfannt werben. 


C. Das Eontrolfyjtem des Staatshaushalts. 


Aufgabe und Inhalt. 


Die Eontrole bildet den naturgemäßen dritten Theil des 
Staatshaushalts. Ihre Aufgabe ift es, die Gemwißheit zu jchaffen, 
daß die Geldverwaltung mit dem Inhalte des Staats: 
wirthbichaftsgejeges auch mwirflid übereinftimme Ohne 
eine ſolche Eontrole find daher alle Beſtimmungen des legtern 
für die erftere werthlos; fie ift am legten Orte das Kriterium 
einer guten Staatswirthichaft überhaupt. 

Ebendeshalb ilt eine Staatswirthſchaft ohne alle Gontrole 
gar nicht wohl denkbar, Wohl aber entwideli ih aud die Eon- 
trole mit der ganzen Staatswirthichaft langſam aber ſicher zu 
einem vollftändigen Syftem, und diejes Syſtem jcheidet ſich um 
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io Harer von allen übrigen Theilen der Staatswirtbichaft, je 
höher die öffentliche Nechtsbildung eines Volks überhaupt ftebt. 
Das Wahrzeihen einer folhen höhern Entwidelung aber ift die 
durchgeführte Unterſcheidung zwiſchen der niedern und ber 
höhern Eontrole, und zwar in der Weife, daß die niedere Con— 
teole jih auf das laufende Geſchäft der Geldverwaltung be- 
zieht, während die höhere Gontrole es mit dem Verhältniffe der 
Geldverwaltung zum Budget zu thbun bat. Die niedere 
Gontrole hat daher ftets den Charakter einer technifchen und ad: 
miniftrativen Aufgabe, die höhere Controle gehört dem öffent: 
lihen Recht. Die erfte kann in unfreien wie in freien Staaten 
ausgebildet fein, die legtere tritt erjt mit der VBerfaflung ein und 
gehört der verfafjungsmäßigen Verwaltung an. Die erite folgt 
dem Grundjage der Zweckmäßigkeit, die zweite den Grundjägen 
der Berfaffung. Obgleich fie daher beide an ji ein Ganzes bil: 
‚en, find fie doch fo mejentlih in Form und biftoriicher Ent: 
widelung verſchieden, daß wir fie für ſich behandeln müſſen. 


Es iſt natürlich, daß demgemäß aud die ganze Behandlung in 
der Literatur fich nach diefen zwei Gebieten jcheivet. Das eine hat 
e3 mit dem fachmännijchen, das andere mit dem verfafjungsmäßigen 
Gontrolwejen zu thun; das erftere ijt jo alt wie die ganze Theorie 
ver Geldverwaltung, das zweite entjtebt erjt mit den Verfafjungen und 
ihrer Rechtslehre. Webrigens ift es nicht zu leugnen, daß beide im 
Grunde ſehr einfab find und daß fie zu denjenigen Verhältniſſen ge: 
hören, bei denen es noch mehr auf die Perjönlichleiten als auf die 
Formen und Regeln antommt. 

Der Grund, weshalb die Lehre von der Controle in der bis: 
berigen Theorie nicht zur rechten ſyſtematiſchen Entwidelung gediehen 
ift, liegt übrigens einerfeit3 darin, da man fie nur als einen Act 
der Staatsbuchhaltung betradhtete, andererfeits aber darin, dab das 
ganze Syſtem als etwas fat Mechaniſches erihien, das für eine 
wiſſenſchaftliche Beiprehung keinen Anhaltspunkt bieten wollte. Wäb: 
rend daber die Praris die genauejten Beitimmungen über bdiejelbe 
aufftellt, find in der Theorie nur zerjtreute und unvollftändige An: 
deutungen mitgetbeilt. Dennoch ijt e8 feine Frage, daß man die 
Controle und zwar nicht blos für die Einnahmen oder die Finanzen 
im eigentlihen Sinne, jondern für die ganze Staatswirtbihaft ala 
einen fuftematifh fungirenden Organismus betradhten muß, und das 
Solgende hat eben zur Aufgabe, dem legtern feine jelbftändige 
Stellung und Drbnung in der Finanzwiffenihaft zu vwindiciren. 
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I. Die adminiftrafive Controle in Kevifion und Infperlion. 


Weſen und Aufgabe der adminiftrativen Controle bejtehen 
nun darin, daß fie zu ihrem Object die einzelnen Thätig: 
keiten, und zwar nur der Geldverwaltung im weitelten Sinne 
haben, und daß fie die Webereinftimmung diefer Thätigkeiten mit 
den Beitimmungen der Verordnungen und Berfügungen der Dr: 
ganifationsgewalt für die niedern ausführenden Organe ficher- 
ftellen. Dabei find NRevifion und Inſpection wejentlich verjchieden. 

Die Aufgabe der Revifion zunächſt ift ftets eine bereits ab: 
geihlofjene Thätigkeit der wirtbichaftlihen Verwaltung, wäh: 
rend die Inſpection es dagegen mit der laufenden Gejchäfts: 
verwaltung derjelben zu thun bat. Alle Revifion hat daher der 
Regel nach zu ihrem nächiten Object die Buchhaltung und ihre 
Ergebniffe, weil in der Buchhaltung der formale Abſchluß der 
Geldverwaltung liegt, während die Inſpection der Regel nad) 
mit der Steuererhebung al3 dem eigentlidy laufenden Gejchäft der 
Staatzwirtbichaft zu thun hat. Der gewaltige Umfang der letz— 
tern bat aber für beide ein Syftem erzeugt, deſſen Elemente, 
dur die Natur der Sache gegeben, wol in ganz Europa gleich— 
artig fein dürften. 

a) Die Revifion zunächſt ift entweder eine fuftematifche 
oder eine unregelmäßige. Die ſyſtematiſche Revifion bezieht 
ih auf die Buchhaltung und ift in Form und Aufgabe durch 
das Weſen derjelben gegeben. Ihr Princip ift, daß die jedesmal 
höhere Stelle die Revifion und Controle der Bücher der niedern 
bat, jodaß das Syſtem der Kaſſen zugleich dem Syſtem der Buch— 
haltungscontrole entſpricht. Man wird fie wol mit Recht in die 
ziffermäßige und die meritorifche fcheiden. Das Object der lep- 
tern iſt die Frage theils nach den Belegen der einzelnen Ziffern 
in den Buchhaltungen, theils nad dem Rechtätitel, den diefe Be: 
lege enthalten. Ihre Grundlage ift die Haftung der Kaffen: 
und Buhführungsbeamteten. — Die unregelmäßige Nevifion 
wird ſich dagegen der Regel nad auf die Kaffenverwaltung be: 
ziehen und muß als eine allerdings mit Revifion der Bücher 
verbundene Scontrirung der Kaffe eriheinen. Die formalen 
Bejtimmungen dafür dürfen wir als befannt vorausfegen. Es 
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ift ferner feine Frage, daß bei vorfommender Unordnung der 
Nevident das Recht der momentanen, danı allerdings zu juſti— 
fieirenden Suspenjion des betreffenden Kafjenbeamten hat; das 
weitere Verfahren gehört entweder dem Disciplinarverfahren oder 
dem Strafredt. 

b) Die Inipection bat eine wejentlih von der Revifion 
verjchiedene Form. Da nämlich die laufenden Geſchäfte, worauf 
fie fich bezieht, felbft fo jehr verjchieden find, daß diejelbe jogar 
fahmännifhe Kenntniß vorausfegt, jo gibt es feine allgemeine 
Inſpection dur die höhere Gentraljtelle der Geldvermwaltung, 
jondern jeder größere Zweig der Finanzverwaltung bat jein eige: 
nes Syſtem der Inſpection und Inſpectoren, welche den Dienit 
genau kennen und daher auch nur für ihren Zweig (Forſten, 
Poſt, Salz, Tabad, Steuern u. ſ. w.) befähigt und berechtigt find. 
Es ift Har, daß jeder diefer Zweige demgemäß auch jein eigenes 
Syſtem von Jnftructionen bat, deren zwedmäßige Abfaffung ein 
mwejentlicher Theil der Aufgabe einer guten Finanzverwaltung ift. 
Die Inſpection gehört daher auch grundjäglic dem Organismus 
der eigentlichen Finanzverwaltung an; jedoch find namentlich auf 
den niedern Stufen die Inſpectoren auch vielfach mit der eigent- 
lihen Revifion betraut, und jo bilden Revifion und Inſpection 
einen beftändig thätigen Organismus, als deſſen Aufgabe die 
Geſammtheit aller einzelnen Thätigfeiten in dem Gebiete des 
Staatshaushalts angejehen werden muß. Anders ift es nun 
mit der eigentlichen Staatscontrole. 


Was in den Lehrbühern über das Syſtem der Revifion vor: 
kommt, beſchränkt ſich meiſtens auf die Bezeichnung der Aufgaben des 
oberften Rechnungshofs. S. von Jacob ($. 1314 fg.), wo jedoch 
ihon eine wenn audb unklare Vorftellung des weitern Gebiet3 der 
Controle zu runde liegt. Malchus hat fi gleichfalls gerade bier 
in Allgemeinbeiten gehalten (S. 28). Nur Rau hat die Controle 
innerhalb der Staatsbuhhaltung richtig von der durch den oberjten 
Rechnungshof geführten geſchieden ($. 557) und eine Reihe ſehr ver: 
ftändiger Bemerkungen binzugefügt. 

In der That läßt ſich die Revifion der Rechnungen zunächſt nur 
in organijcher Verbindung mit der Staatsbuchhaltung im allgemeinen 
wie im eigentliben Sinne denlen; und mit Recht find dafür wol 
allenthalben eigene Revijoren unter verjchiedenen Titeln angejtellt, 
deren Aufgabe immer diejelbe ift. Die praktiſche Durhführung des 
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oberjten Grundfages, dab das Syſtem des Buchhaltungsmwefens in 
jeiner eigenen innern Ordnung feine eigene Gontrole tragen müſſe, 
it mit vieler Klarheit bei Neugebauer, a. a. D., Buch III, für die 
öfterreihiihe Finanzverwaltung dargelegt. Neuere, jedoch meijtens 
auf den oberjten Rechnungshof und den Rechnungsproceß bezügliche 
Grundfäpe und Gefege bei Deſſary (a. a. D., $. 107); über die 
Gautionen der verrehnenden Beamten und über den Wiedererftattungs: 
revers (ebendafelbit, $. 105 u. 106). Ueber das Rechnungs: und 
Controlwejen in Preußen vgl. Wöhner, „Handbuch des Kaſſen- und 
Rechnungsweſens“ (2. Aufl. von Symansti, Berlin 1824), und 
Graaf, „Handbuch des Etats, Kaſſen- und Rechnungsweſens des 
preußifchen Staats“ (1851). Für Frankreich f. von Hod, ©. 90 fg. 

Das Spftem der Inſpection bat nicht blos ein ſyſtematiſches 
Recht auf jelbitändige Stellung in der Staatswirthſchaft, ſondern iſt 
zugleih ein fo wejentlih praktiſches Inſtitut, daß es ohne Zweifel 
dazu bejtimmt it, mit der weitern Entwidelung namentlich ver 
Selbjtverwaltung bei der Beiteuerung eine immer wichtigere Rolle zu 
ipielen. Es iſt dabei indefjen nothwendig, das Charalterijtiiche in 
demfelben feitzubalten. Das bejteht nun darin, daß der Organismus 
der Inſpection von einem jelbftändigen, nad eigenen Gejegen und 
Inftructionen thätigen Körper, deſſen Glieder von den ausübenden 
Gemalten unabhängig dafteben, bejtändig vertreten fi. Man kann 
im allgemeinen jhon bier jagen, daß dies in dem Grade mehr der 
Fall ift, in welchem die Verwaltung freier wird, was freilich ſelbſt 
wiederum nicht von der Nichtigleit des Princips, ſondern von der 
Bildung des Volks abhängt. Ueber das Spitem der Anfpectionen 
findet man in ven Lehrbüchern jo qut als gar nichts, jelbit in den 
Darftellungen des Kaſſen- und Rechnungsweſens nicht. Betreffs 
Dejterreih3 vgl. über die Scontrirung der Kaflen Deſſary, a. a. D,, 
$. 108; über vie Stellung und Aufgabe ver Inſpectoren und die 
Grundlage derjelben die Amtsintruction vom 28. Februar 1855 
(ebendaf., $. 111). Eine genaue und fehr gute Darlegung für die 
Steuerinjpection, ihren Organismus und ihre Thätigfeit nad der 
öfterreihifhen Geſetzgebung gibt M. von Tamer, „Wirkungen und 
Dbliegenheiten der Behörden in Angelegenheiten der directen Steuern‘ 
(Wien 1855), S. 4 und 22: Katajtralinfpectoren, und S. 32—64: 
Steuerinfpectoren. Kürzer find Konopaſek und Mor, „Leitfaden zur 
Finanzgejegfunde des djterreihiihen Kaiſerſtaats“, I, S. 77, 78. 
Die Verordnung von 1866 bat darin nicht geändert, ald daß jekt 
die Minijterien durch ihre eigenen Buhhaltungen die Reviſionen aus: 
führen; die Inſpectionen find gar nit dadurch berührt. — Die 
Öffentliche vehtlihe Behandlung der Staatscontrole hat in allgemei- 
nen Werfen, wie Rönne's u. a., dieje Fragen ganz in den Hinter: 
grund gedrängt. Dagegen bat Gzörnig, „Budget, Staatsrecht und 
Gontrole”, Berfahren und Verhältniß jowol für Reviſion ala Sn: 
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fpection kurz und gründlih für alle deutſchen Staaten dargelegt. 
Für das franzöfifhe Syftem f. ausführlid von Hod, a. a. O., 
©. 57 fg., wo der Dienft der Anfpectoren überhaupt bezeichnet ift. 
Jeder Theil der Cinnabme hat dann wieder feine eigenen Inſpectoren 
(j. S. 171: directe Steuern, ©. 222: Enregistrement, ©. 237: 
Zoll, S. 444; indirecte Abgaben, S. 503: Poſtweſen). ©. 55 heißt 
ed: „Ihre Hauptaufgabe ift die periodische Bereifung der ihnen unter: 
ſtehenden Bezirke. Sie reifen nah ihrem eigenen Ermefjen und zei: 
gen dem Director blos den Tag ihrer Abreife und die Hauptorte, 
die fie bereifen werden, an. Sie geben auf ihren Reiſen in alle 
einzelnen Amtshandlungen ein. Sie ftehen allein, ohne Hülfsbeamten 
da, weil man will, daß fie jo wenig als möglich in Schreibgeihäften 
ſich verlieren.” Welche Verantwortlichkeit fällt ihnen dann zu? Dies 
wird ftetö die Grundfrage für die Ausbildung des Spitems derjelben 
abgeben. 

In England ift feit der Auflöjung des alten Exchequer und 
dem Webergange des Kaſſen- und Zablungswejens an die Bank von 
England die Controle eine reine Belegscontrole für die Kaſſen; 
der Comptroler General hat bauptfählih darüber zu wachen, daß 
keine Zahlungsanmeifungen auf Staatsgelder aus dem Finanzmini: 
fterium erlajien werden ohne gehörige Autorifation, 4.5 W. IV, 
8. 15. Gneift, a. a. D, 8. 68a. 

63 würde diejes ganze Gebiet wejentlih gewinnen, wenn bie 
Lehre von der Staatsbuhhaltung in möglichſt beftimmter Weile die 
Grundfäge formulirte, nad denen die Einrichtung derfelben fich jelbft 
controlirtt. Das Einzelne wäre dann Sache der praftiiben Hand: 
bücher. Ebenſo jollte dieſe Lehre das Syſtem der Inſpection wenig: 
ſtens charakterifiren, was jetzt leicht ift, nahdem namentlich Czörnig's 
Arbeit ein trefflihes Fundament an pofitiven Daten gegeben bat. 


U. Die verfaffungsmäßige Conirole. 


Während nun die Revilion und Inſpection es mit den laus 
fenden und einzelnen Thätigfeiten der Geldverwaltung als ad: 
miniftrative Gontrole zu thun haben, beginnt die höhere Eontrole 
da, wo es fih um das Ganze der Staatöverwaltung, die als 
Einheit zufammengefaßten Rejultate derjelben handelt. Es ijt 
fein Zweifel, daß jeder Staatshaushalt einer jolden höhern 
GControle notbwendig bedarf und daß für diejelbe nothwendig 
ein jelbftändiges Organ und ein jelbftändiges Verfahren vorhan— 
den fein müſſen. Natürlich entwicelt fich beides allmählich mit 
dem gefammten Finanzwejen eines jeden Staats; und ebenjo na= 
türlih ift es in Form und Organ je nad) der ganzen Geſtalt des 


77 


Staatshaushalts verſchieden; allein die Grundzüge ſind zuletzt 
ſtets dieſelben, und für alle treten daher auch die beiden großen 
Grundſätze ein, welche für die Geſchichte der ſogenannten Staats— 
controle entſcheidend geworden ſind. 

Solange nämlich ein Staat keine Verfaſſung hat, erſcheint 
die höchſte Controle naturgemäß als eine einfache Rechnungs— 
operation, welche zwar von der von ihr zu controlirenden Be— 
hörde, dem Finanzminiſterium, vollſtändig unabhängig ſein muß, 
aber auch mit nichts anderm zu thun hat als mit den eigentlichen 
Rechnungsbüchern und ihrer ziffermäßigen Richtigkeit. Die Be— 
hörde, welche dieſe buchhaltungsmäßige Richtigkeit feſtſtellt, iſt die 
Oberrechnungskammer (oberſte Rechnungs- und Controlbehörde). 
Sowie dagegen die Verfaſſungen ins Leben treten, genügt das 
buchmäßige Richtigſtellen nicht mehr, ſondern es wird zugleich 
nothwendig, die Innehaltung des Staatswirthſchaftsgeſetzes, des 
Budgets, in der Geldverwaltung auszuſprechen. Die dadurch 
entſtehende Controle nennen wir nun die verfaſſungsmäßige 
Controle, im Unterſchiede von der rechnungsmäßigen. Der Unter— 
ſchied beider aber zeigt ſich nur dann, wenn man die ganze höchſte 
Controle in ihre zwei Stadien auflöſt; denn in dem erſten ſind 
beide gleich, in dem zweiten aber weſentlich verſchieden. Wir 
nennen das erſte Stadium das des Abſchluſſes der Staatsrech— 
nung, das zweite das des verfaſſungsmäßigen Abſolu— 
toriums. 

a) Die Staatsrechnung. Die Staatsrechnung iſt nun 
die in Ein Ganzes zuſammengefaßte Rechnung über alle Theile 
des Staatshaushalts, welche von der oberſten Rechnungsbehörde 
revidirt und als richtig anerkannt iſt. Es iſt an ſich nicht zu 
beſtimmen, wie weit die oberſte Rechnungsbehörde in ihrer Re— 
viſion der Einzelrechnungen zurückgehen muß, um die Staats— 
rechnung ihrerſeits zuſammenzuſtellen und zu prüfen, oder wie 
viel von der Reviſion den betreffenden höchſten Buchhaltungen 
überlaſſen bleibt. Je nachdem ſie bis auf die einzelnen Kaſſen 
zurückgreift oder blos die höchſten Buchhaltungen in ihren ſum— 
mariſchen Vorlagen prüft, iſt natürlich die ganze Stellung, die 
Aufgabe und das Recht der oberſten Controlbehörde eine ſehr 
verſchiedene. Je weiter ferner die einheitliche Leitung der ganzen 
Staatswirthſchaft durch die Finanzverwaltung geht, um ſo weniger 
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bat jene Behörde zu thun. Es ilt daher ſehr erklärlich, daß, 
ganz abgejehen von der verfajjungsmäßigen Stellung des Finanz 
minifters, die formale Ordnung der oberiten NRechnungsbehörde 
von jeher eine jehr verfchiedene geweſen ift. Sie hat entweder 
die Schlußrehnung für den ganzen Staatshaushalt jelbjt zu 
machen, ober jie hat diefe vom Finanzminifterium gemachte Schluß: 
rehnung ihrerjeit3 nur zu prüfen. Sie kann wieder ihre Prü— 
fung auf die einzelnen Etats beziehen und daraus die Staats: 
rechnung zujammenjtellen, oder fie fann die legtere aus den mi: 
nifterielen Buchhaltungen bilden. Sie kann endlich ſogar blos 
einen Theil diefer Buchhaltungen erledigen und den andern dem 
Finanzminifterium überlajjen, oder auch die Buchhaltung der Fi: 
nanzen jelbjt fich unterwerfen. Für alle diefe Fälle gibt es Bei- 
jpiele. Solange aber die Verfaffung nicht hineingreift, bleibt der 
eine Grundjaß beiteben, daß diejes Organ die Schlußrecdhnungen 
des gejammten Staatshaushalt3 zujammenzufafen und mit der 
Erklärung, daß fie ziffermäßig richtig find, der Approbation des 
Staatsoberhaupt3 vorzulegen bat. Das nun ift die Staats: 
rehnung und die landesherrlide Genehmigung derjelben. 

Ye mehr Bewegung nun in den Staatshaushalt hineinfommt, 
je mehr die Einnahmen mwechjeln und die Berwaltungsthätigkeiten 
wichtiger werden, um jo nothivendiger wird es, daß ih an die 
vom oberften Rechnungshof in diefer Weife ausgeübte Controle 
auch die zweite darüber anjchließe, ob die Verwaltung der Staats: 
gelder auch nad dem Wortlaut der Gejege und im Geifte eines 
guten Haushalts vorgegangen ſei. Hier entitebt daher eine zweite 
Function der höchſten Controle. Neben der Controle der Ziffer: 
mäßigfeit tritt die der Gejegmäßigfeit auf, und eine gute Ber: 
waltung wird daher ſtets die höchſte controlirende Behörde ver: 
anlaffen, auch darüber ihr Urtheil neben der Beltätigung der 
buchhaltungsmäßigen Staatsrechnung auszuſprechen. Das nun 
fann geſchehen, indem die Uebereinftimmung der Geldverwaltung 
mit den Gejegen über Ausgaben und Einnahmen duch ein ge: 
rihtliches Urtheil ausgeſprochen wird (franzöſiſches Syitem der 
Cours des Comptes), oder es kann gejchehen, indem die oberite 
Behörde jelbit ein Urtheil als ftaatswirtbichaftlihes Gut: 
achten über die ganze Verwaltung dem Souverän vorlegt (preu— 
Bildes Syitem, nachgeahmt im öfterreihifchen der Oberrechnungs— 
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und Controlbehörde von 1854). Das erjte leidet daran, daß die 
oberfte Behörde zugleich Kläger und Richter ift, das zweite 
daran, daß das Gutachten werthlos ift, weil es natürlich zu jpät 
fommt. Das Ganze bildet daher den naturgemäßen Uebergang 
zu der zweiten Gejtalt der Staatscontrole, der verfaſſungs— 
mäßigen. 

b) Die verfafjungsmäßige Staatscontrole bejteht nun darin, 
daß die ganze Staatsrechnung zu erſt ziffermäßig — der Regel 
nah durch die neugeftaltete oberfte Rechnungsbehörde — feitge: 
jtelt und dann der Volfsvertretung zur Ertheilung des Abfolu: 
toriums vorgelegt wird. Das nun ift im Princip jehr einfach; 
allein in der Wirklichkeit wird es dadurch weiter entwidelt, daß 
die Aufgabe der Ertheilung des Abfolutoriums oder eigentlich die 
ganze Eontrole der Geldverwaltung in verjchiedene Zweige ge: 
tbeilt und jeder diefer Theile unter eine beftimmte, von den 
Organen der Bolfsvertretung auszuübende Gontrole geitellt wird. 
Den Anftoß dazu gab wol das englifche Syitem. Hier war ſchon 
durch 26 Will. III 31 eine eigene Staatsſchulden-Controleom— 
million eingefegt, welche allerdings zugleid die Verwaltung der 
Schuld hat; neben ihr it die Staatsvorſchußkaſſe Public Works 
Loan Office jeit 57 Will. III 34 errichtet (vgl. Gneiſt, a. a. 
D., $. 70 fg.); bis das ganze Spftem durch die Peel’s Acte von 
1844 vollendet ward, deren Issuing department der Banf von 
England im Grunde die erfte Staatsjchuldencontrole für das 
Papiergeld war. Die continentalen Staaten blieben meijtens bei 
dem Grundjage jtehen, daß die Volfsvertretung nach gejchehener 
ziffermäßiger Richtigftellung die Staatsrechnung als jelbitändigen 
Act der Regierung entgegenzunehmen, diejelbe in parlamentari: 
iher Form in einem engern Ausjchuffe zu behandeln und dann 
durh ein eigenes Votum das Abfjolutorium zu ertheilen babe. 
Obwol das Verfahren viel Werth hat, jo ſinkt es doch bei um: 
fangreihen Budgets zur bloßen Form herab, um jo mehr, als 
die Staatsrehnung naturgemäß doch immer erjt zwei bis drei 
Jahre nah Schluß des DVerwaltungsjahres fertig fein und daher 
ein eingebendes Urtheil der Abgeordneten nicht mehr erwartet 
werden kann. Das legtere iſt nur durch den oberiten Rechnungs- 
hof möglih, und die wahre Eontrole kann daher nur dur ein 
Zuſammenwirken beider Organe in genügender Weiſe ge- 
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geben werden, mofür jedoch bisher die genügende Form nicht 
gefunden iſt. 


Es ift num aus dem Dbigen leicht verſtändlich, weshalb die 
Behandlungen namentlih des Staatscontrolweſens bis zur neuejten 
Zeit nicht die volle Klarheit befigen, die man fordern muß. In der 
That nämlich fällt eigentlih die Rehnungscontrole mit dem Syſtem 
der Buhhaltungen formell und materiell fat ganz zujammen, 
folange man nicht das enticheidende Element des verfafjungsmäßigen 
Abjolutoriums bineinbringt. Die Theorie der Finanzwiſſenſchaft im 
Anfange dieſes Jahrhunderts iſt ſich daher nicht recht einig über vie 
Sade, um fo weniger, als es natürlih ſchon früher eine Rechnungs— 
controle gab. Der Charakter des Anfangs unſers Jahrhunderts in 
diejer Beziehung bejtand aber zunädjt darin, daß die Regierungen 
diefe Controle als einen jelbftändigen Organismus von den übrigen 
Buchhaltungen ſchieden und ihn fogar von dem Finanzminijterium 
gänzlih unabhängig machten. Neben dem wol ziemlich Ungenügenden, 
was in diejer Beziehung 3. B. von Jacob, „Finanzwiſſenſchaft“, 
$. 1318, Rau, $. 536 u. 558—560, Lotz, „Staatswirthſchaft“, 
3.3, ©. 495 fg. und Andere jagen, iſt Malchus in jeiner font jo 
tüchtigen „Finanzwiſſenſchaft“, II, $. 28 u. 29, wol ver beite Ber- 
treter der damals noch herrichenden Unfertigfeit der Anfichten. Grit 
die Entwidelung der Verfaſſungen bat bier beftimmte Principien und 
damit au eine neue Literatur gebracht, an deren Spige Czörnig's 
und Hod’3 Werke jtehen, die freilih auch den Einfluß der Verfafjung 
nicht immer ausreichend betonen. 

Man kann jevoh jept unzweifelhaft zwei große europäijce 
Spiteme der höchſten Staatscontrole hervorheben, das franzöſiſche 
und das deutſche. 

Das franzöſiſche Spitem jchließt fih an die alte Cour des 
Comptes an, die von Anfang an das hödjte Geriht über alle 
großen ftreitigen Fragen in Finanzangelegenheiten war. Gründung 
derjelben als Rechnungsgericht bereits durch Ord. vom 26. Februar 
1464, und zwar faſt neben jedem Parlament, ſodaß es vor der 
Revolution zwölf Cours des Comptes gab; Aufhebung aller Provin— 
zial-Rechnungshöfe in der Revolution und neue Organiſation des 
einzigen Nedhnungshofes für den ganzen Staatshaushalt durch 
Ord. vom 28. September 1807, als rein gerichtlihes und admini— 
jtratived Organ. Al nun der Grundjaß zur Geltung fam, dab die 
Kammern das ganze Bruttobudget des Staats beratben und ge: 
nehmigen jollten, leuchtete e3 dem praftiihen Sinne der Franzofen ein, 
daß damit eigentlih für die Nichtigkeit der Staatärehnung gar feine 
wahre Garantie gegeben ſei. Die Folge war der Grundfag, daß 
man die Cour des Comptes zu dem über die Staatörehnung in 
gerihtliher Form entjheidenden Drgan machte. Danach 
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richtet fih nun das Verfahren vor denjelben. Der Finanzminijter 
bringt die Staatrehnung bei der Cour des Comptes mit völliger 
Bolljtändigkeit ein, und zwar als Rechnung der Staatseinnahmen 
und der Staatsausgaben in geionderten Actenftüden. Dann wird 
eine förmlihe gerichtliche Procedur mit beiven vorgenommen; e3 wird 
ein Referendar für jeves gewählt und der Procureur general hat eventuell 
in Erwägung zu zieben, ob die etwaigen Unrichtigleiten, welche ver 
Referendar findet, Gegenftand einer förmlichen Anklage werden follen. 
Das Referat ſelbſt bezieht jih auf alle Rechnungen und bat einen 
doppelten Inhalt. Das erjte Referat bezieht ſich auf die vorläufigen 
Abrehnungen . des Minifters und ihre Webereinftimmung mit den 
einzelnen Buchhaltungen, und dieſe Uebereinſtimmung wird durd das 
erjte Arret des Rechnungshofes erklärt; das zweite bezieht ſich auf 
die definitive Sclußrehnung und ihr Verhältniß zu den auf 
Budget und Veroronungen bezügliben Beitimmungen, und darüber 
erläßt die Cour ihr zweites Arret. Diefe Erklärungen find es, 
welche erjt der Vollsvertretung und dem Reviſor vorgelegt werden, 
und erjt auf fie hin erfolgt das Abjolutorium. Bergl. Hod, „Finanz: 
verwaltung Frankreichs, S. 111. Drganifation und Verfahren im 
einzelnen ſehr gut bei Gzörnig, „Budget, Staatsreht und Controle‘, 
©. 115—120, bejjer alö bei Blod, „Diet. v. Cour des Comptes“, 
Dffenbar ift das Syſtem der Commissioners of audit in England 
etwas Aehnliches, obgleih es ung fcheinen will, als jeien nad der 
Aufhebung des Exchequer die Functionen derjelben kaum mehr recht 
Har zu definiren. Vergl. Gneiſt, a. a. D., $. 70. 

In der Gejhichte des deutſchen Oberrechnungsweſens ijt die Ge: 
ſchichte der preußiſchen Oberrehnungslammer maßgebend. Diejelbe 
it erſt 1808 von den Staatsbuchhaltungen gejhieden, und dann 
1810 direct unter den Staatskanzler geftellt und zur höchſten jelb: 
ftändigen Revifions: und Gentralbehörde für alle Einnahmen und 
Ausgaben beftellt. Seit 1817 tritt jevoh ein Schwanfen in ver 
Competenz und Stellung derſelben ein, bis die Inſtruction von 
18. December 1824 ihr die doppelte Aufgabe gab, zuerjt die ziffer: 
mäßige Richtigſtellung ver Buchhaltungen zu conjtatiren und zweitens 
die Innehaltung der gejeglihen Vorfchriften über Einnahmen und 
Ausgaben zu controliren. Zu dem Gedanken, daß die Finanzver— 
waltung dabei einem gerichtlichen Urtheile der Oberrehnungstammer 
wie in Franfreih unterliegen folle, hat ſich vie preußiſche Geiep: 
gebung nicht erhoben und die obige Jnjtruction gilt im mejentlichen 
noch immer. Die BVerfafjung von 1850 bat dann feitgeitellt, daß 
die auf diefe Weiſe von der Oberrehnungstammer geprüfte Staats: 
rehnung den Kammern zur Erwirkung des Abjolutoriums vorgelegt werde 
(a 104); dabei ift aber ſowol die formale Aufgabe der erjtern als 
ibr Recht in Beziebung auf die Etat3überfhreitungen ſehr beitritten. 
Vergl. Ronne, „Staatsreht der preußifhen Monarchie“, I, S. 67 
Stein, Finanzwifjenichaft. 6 
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und II, $. 237. Czörnig, ©. 23 fg. (ohne die legte Frage zu berüd: 
fihtigen). — Was nun Defterreich betrifft, jo war bier bereits im 
Jahre 1803 das Generaltehnungsdirectorium al3 eine eigene, von 
ven übrigen Gentralbehörden volllommen unabhängige Hofitelle er: 
richtet, die ſchon damals die Aufgabe hatte, die Hauptabichlüfle und 
Bilanzen der Buhhaltungen zu empfangen und zu controliren und 
ihre Bemerkungen den einzelnen Hofitellen mitzutbeilen; doch beſaß 
fie nicht das Recht, ein Abfolutorium zu geben. An feine Stelle 
trat durch faiferlihes Handjchreiben vom 27. März 1854 die „oberite 
Rehnungscontrolbehörde”, die unmittelbar dem Kaifer unterftand und 
der wieder die Staatsbuchhaltungen jelbjtändig untergeordnet waren, 
jodaß fie damit einen höchſt wichtigen pofitiven Wirkungskreis batte, 
und als das jelbjtändige Organ für die Ordnung und Revifion der 
ganzen Staatsbuhhaltung angefeben werden muß. Sie hatte daber 
dad Recht auf Anordnungen, foweit fie zur Gontrole der Buchhal— 
tungen gebören; die Ueberwahung der Ausübung der Kafjenunter: 
juhungsvorjhriften; die Erörterung der vorjehriftswidrigen Vorgänge 
in dem Kaſſen- und Zahlungsweien zu bewirken und eventuell den 
Rehnungsproceß einzuleiten; fie hatte für das Zuftandefommen ver 
PBarticular: und Centralrehnungsabichlüfie zu forgen, und endlich hatte 
ſie für alle Haupt: und Sammlungsfafien das Entlaftungserfenntnif 
auszufertigen. (Bal. Deſſary, a. a. D., $. 122, 123.) — Das 
Verhältniß iſt nun grumdfäglih und durchgreifend geändert, feit die 
neue Verfafjung ins Leben getreten if. Schon das Diplom vom 
20. October 1860 a II gab dem Neichsrathe „die Prüfung und Felt: 
jtellung der Voranjchläge und der Staatsrechnungsabſchlüſſe und ver 
Rejultate der Finanzgebung”. Das Gejeg von 21. December 1867 
jormulirte dies in wejentlich gleiher Weife A 11, das ausprüdlic dem 
Staatsrathe die „Ertheilung des Abſolutoriums“ überwies. Infolge 
deſſen ward die oberjte Rechnungs: und Gontrolsbehörde durch die 
Berorbnung vom 21. November 1866 volllommen zugleih mit dem 
Spitem der Staatsbuchhaltungen umgeftaltet. Sie empfing jegt den 
Namen des „Dberften Nehnungshofs‘ mit der ausdrüdlihen Be: 
jtimmung, daß aud die ganze Verwaltung des „Staatsvermögens“ 
nebſt „allen Rednungen der Staatäbehörden‘ der Controle deſſelben 
unterjteht. Das Elaborat deſſelben, der „Centralrechnungsabſchluß“ 
it im Laufe des zweiten Jahres „ver verfaffungsmäßigen Prüfung 
und Abfertigung zuzuführen‘; ſodaß, wenn ſich Widerſprüche in der 
Verwaltung „mit den bejtehenden Vorſchriften und VBerwaltungsgrund: 
jägen ergeben” ($. 7), „welche die Beitimmungen des Finanzgefeges, 
d. h. des feitgeftellten Staatshaushaltsetats zum Gegenftande haben“ 
die Abgeorpneten darüber entſcheiden ($. 14). Faſt gleichzeitig wurde 
eine eigene „Staat&fhuldencommiffion” durch das Geſetz vom 25. Auguſt 
1866 errichtet, die, aus den Häuſern des Reichsraths gewählt, zugleich 
ven „Umlauf der Banknoten“ zu überwachen hat; nad Gejeg vom 
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8. Januar 1867 follen ſogar alle Erlafje, welche die Anfertigung 
oder Ausgabe von Staatsnoten verfügen, zu ihrer Gültigkeit erft 
der Gegenzeihnung diejer Staatsjchuldencontrolgcommijfion bedürfen, 
„bei perjönliher Haftung der betbeiligten Organe”. — Ueber das 
Controlöwejen der übrigen deutſchen Staaten j. Gzörnig, a. a. D., 
K. Sachſen, S.41—47. Baiern, S. 52—55. Würtemberg, 8.59 — 64, 
Vergl. dazu Herdegen, „Würtembergd Staatöhaushalt 1848” (Von 
der Rejtverwaltung, ©. 368 ff.). Baden, Czörnig ©. 72—78; 
namentlih Regenauer, „Staatshaushalt des Großherzogthums Bader 
1863”, ſehr ausführlid ©. 23—58. 
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Drittes Bud). 


Stantseinnahmen und Finanzwilenfhaft. 


Wahrend nun die Lehre von den Ausgaben die Verwen— 
dungen, und die Lehre vom Staatshaushalte die Lehre von den 
Grundſätzen enthält, nach denen die Ordnung zwiſchen Einnahmen 
und Ausgaben hergeſtellt wird, iſt die Finanzwiſſenſchaft die Lehre 
von der Geſammtheit der Thätigkeiten, durch welche der Staat 
ſich die wirthſchaftlichen Mittel verſchafft, die den Ausgaben zu 
Grunde liegen und die im Staatshaushalte verrechnet werden. 

Die Finanzwiſſenſchaft iſt demnach ein ſelbſtändiger Theil 
der Staatswirthſchaft, und es braucht nicht wiederholt zu werden, 
daß ſeine Identificirung mit der letztern nur auf hiſtoriſchen Grün— 
den beruht. Denn es iſt jetzt nothwendig, unter den „Finanzen“ 
eines Staats nur noch die Einnahmen deſſelben zu verſtehen. 

Dieſe Lehre von den Einnahmen des Staats enthält daher 
zwei Theile. 

Der eine dieſer Theile enthält die Darſtellung der Organe, 
durch welche der Staat ſeine Einnahmen wirklich erhebt, den 
Organismus, die Thätigkeit und das Recht derſelben. Wir nennen 
dieſen erſten Theil die Finanzverwaltung. 

Der andere Theil die Darſtellung dieſer Einnahmen für ſich, 
das iſt aljo der Dbjecte der Thätigkeit der Finanzverwaltung, 
und der Grundſätze, welche vermöge der Natur der lehtern ſich 
für die Finanzverwaltung ergeben. Wir nennen diefen Theil Die 
Staatseinnahbmen. 
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Es war nicht richtig, in unferer erften Auflage den Begriff und 
Inhalt der „Finanzverwaltung als jelbftändige Theorie oder That: 
jahe zu bejtreiten. Die Entwidelung der Lehre von der Vollziehenden 
Gewalt und der Verwaltungslehre überhaupt zeigt uns vielmehr die 
Finanzverwaltung in einem ganz neuen Lichte, und mir fteben nicht 
an, unfere frühere Auffaflung in diefer Beziehung für ebenſo unfertig 
zu erllären wie die der bisherigen Theorie, welche gleichfall3 mit dem 
Begriffe der Finanzverwaltung nicht3 zu machen gewußt bat. 


Eriter Theil. 
Die Finanzverwaltung. 


Die Grundlage der ganzen Lehre von der Finanzverwaltung 
it ohne Zweifel der Begriff der Verwaltung im allgemeinen, und 
der Begriff der Bollziehbenden Gewalt im bejondern. 

Die Verwaltung ift der im Sinne und in der Grenze des 
Staatswillens thätige Staat. Dieje Thätigfeit des Staats, infofern 
wir fie al3 reine Thätigfeit, noch ohne beftimmtes und ein- 
zelnes Dbject betrachten, nennen wir die Vollziehende Gewalt. 
Snfofern diefe Thätigfeit jelbftändige Objecte bat, und daher auch 
jelbjtändige Formen und Ordnungen empfängt, wird fie zur eigent- 
lihen Verwaltung. Die eigentliche Verwaltung hat fo viele Theile, 
als der Staat praktiſche und felbftändige einzelne Aufgaben hat. 
Wir haben diejelben geſchieden in die fünf Hauptgebiete; unter 
diefen bildet die Staatswirthichaft das eine; und innerhalb der 
Staatswirthichaft find die Finanzen das Gebiet der Einnahmen, 
welche mithin eine jelbjtändige Verwaltung fordern. Die Finanz: 
verwaltung ift demgemäß nicht blos eine allgemeine auf die Er: 
hebung der Einnahmen des Staats gerichtete Verwaltungsthätig— 
feit des legtern, wie fie allerdings gemöhnlid gedacht wird, jondern 
fie ift vielmehr die Vollziehbende Gewalt in ihrer befon: 
dern Beziehung auf die Staat3einnahmen. Das heißt 
demnach, die Finanzverwaltung enthält diejelben Elemente und 
Grundjäße, melde den Inhalt der Vollziehenden Gewalt bilden; 
die Vorausſetzung des rechten Verſtändniſſes ift daher in der That 
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die Lehre von der Vollziehenden Gewalt, und die erftere bildet 
einen wefentlihen Theil der Erfüllung der legtern. Eine Schei— 
dung zwiſchen beiden gibt es jeßt nicht mehr. Und von diejem 
Standpunkt aus ift auch das Syſtem der Finanzverwaltung ein jehr 
einfaches; fein Werth und feine Wahrheit beftehen in der Leber: 
einftimmung mit den Principien, welche die Berwaltungslehre 
darlegt. 
Wir ſcheiden demnach in der Finanzverwaltung drei Theile. 
Zuerſt handelt es fih um den Organismus der Finanz: 
verwaltung als Glied des gefammten Verwaltungsorganismus. 
Dann folgt die Darftelung der Finanzgemalt als Anwen: 
dung des Begriffs der Staatögewalt auf das Gebiet der Einnahmen. 
Endlich ift das Finanzrecht nichts anderes als die Ueber: 
tragung des verfaffungsmäßigen Regierungsrehts auf die Rechts: 
verhältniffe der Finanzverwaltung. 


63 ift uns mol verftattet, hier auf unjere „Lehre von der Boll: 
ziehenvden Gewalt” (2. Aufl., 1869, 3 Be.) und das „Handbuch 
der Verwaltungslehre” (1. Bd. 1870) zu verweilen, in denen die 
allgemeinen Grundfäge genauer behandelt find, die wir bier als be: 
fannt vorausjegen müſſen. 


Erfter Abſchnitt. 


Der Organismus der Finanzverwaltung. 


Der Organismus der Finanzverwaltung ift nın feinem for: 
malen Begriffe nah die Gejammtheit und Einheit der Organe, 
durch welche der Staat in jeiner Staatswirthihaft fih die für 
diejelbe erforderlichen Einnahmen wirklich berbeiichafft. 

Diejer an ſich einfache Begriff empfängt nun feine Entwide: 
lung dur) diejelben Elemente wie der des VBerwaltungsorganismus 
überhaupt. Wir haben auch bier die perfönliche von der freien 
Verwaltung zu unterfcheiden. Die erftere erjcheint als die Regie— 
rung, injofern fie die Staatseinnahmen zu ihrem Object hat; und 
biefen Zweig der Regierung nennen wir im mweitern Sinne das 
Finanzminifterium, wie wir von einem Juftize, Handels-, 


87 


Kriegs:, Unterrichtsminifterium u. ſ. w. veden. Die freie Ber: 
waltung dagegen innerhalb der Einnahmen des Staats erjcheint 
wie in den übrigen Gebieten der vollziehenden Gewalt in den 
drei großen Grundformen der Landſchaft, der Gemeinde 
und der Körperjhaften. Es ijt außerordentlich jchiwierig, 
dieje elementaren Berhältniffe als Einleitung in die Finanz: 
wiffenjchaft darzuitellen; es ift außerordentlich leicht‘, fie zu ver: 
ftehen, wenn man die Grundfäße und das Spitem der Vollziehen- 
den Gewalt dabei vorausjegen darf. Wir fünnen uns jet das 
legtere an diefem Orte verjtatten. Demnad) ift der Organismus der 
Finanzverwaltung nunmehr als diejenige Gejtalt der VBollziehenden 
Gewalt zu betradhten, welche durch Weſen und Inhalt der Staats: 
einnahmen beftimmt und modificirt wird. 

Dieſe allgemeinen Grundjäge und Elemente jind nun ihrer: 
jeit3 wieder in den verjchiedenen Ländern Europas nicht un: 
wejentlich modificirt. Wir müſſen daher auch hier die Vergleihung 
der Hauptitaaten Europas als eine für unfere Zeit nicht mehr 
abweisbare Aufgabe der Wifjenichaft und des praftiichen Lebens 
andererjeit8 erkennen, wenn wir natürlich auch im einzelnen 
diefen Befonderheiten um jo weniger folgen können, als fie je 
nad den zeitlichen Bedürfniffen wechjeln. Die großen elementaren 
Grundzüge des Ganzen aber jind folgende: 


Der Unterſchied viejer Auffafjung von der bisherigen bejtebt im 
mwejentlihen darin, daß es uns nit um eine jtatitifche Daritellung 
des Finanzorganismus zu thun ift, und auch nit um eine Lehre 
von dem Zmwedmäßigen, fondern um den Grundgedanken, daß der 
Finanzorganismus ald ein Theil des Gefammtorganigmus der Ber: 
waltung betrachtet werden muß; daß er in dieſem Sinne feine Ge: 
ihichte und feine Individualität hat und daß mithin jede Trennung 
defjelben von der allgemeinen Organijation der Verwaltung weder 
praftiich noch tbeoretifh richtig if. Der Grund, weshalb die bis— 
berigen Darftellungen in ven Lebrbühern nicht genügen, liegt wol 
eben in dem Mangel diejer allgemeinen Beziehung zum Organismus 
der Verwaltung überhaupt. 
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A. Das Finanzminiftertum. 


Begriff und Elemente feiner Geſchichte. 


Das Finanzminifterium im meitern Sinne enthält die Ge: 
fammtbeit der ftaatlihen Organe oder Aemter, durch welde der 
Staat die aus verfchiedenen Quellen entipringenden, in verichiedener 
Form und aus den verjhiedenen Theilen des Staats zujammen- 
fließenden Einnahmen der Staatswirthſchaft zu einer großen Ein: 
beit fammelt und jie als eine Geſammtmaſſe der Staatöverwaltung 
zur Verfügung ftellt. 

Da fih nun dieje Einheit des Staats oder diefe auch wirth— 
ihaftlihe Herrichaft des Ganzen über die Theile weder allent: 
halben gleichzeitig noch gleihmäßig hat ausbilden Fönnen, To 
leuchtet eS ein, daß der Finanzorganismus nicht blos bei den 
verfchiedenen Staaten verichieden jein wird, jondern daß er auch 
innerhalb eines und defjelben Staats ftetS einem bald größern, 
bald geringern Wechſel unterworfen ift. Die in allem joldyen 
Wechfel dennoch gleihartige Natur des Staats ergibt aber jtets 
eine große und weſentliche Uebereinftimmung in den Grundlagen 
diefes Finanzorganismus, und die Lehre vom Finanzorganismus 
hat daher zur Aufgabe, dieje gleichartige Grundlage defjelben als 
die Bafis für die Betrachtung aller zeitlich und örtlich verjchiedenen 
Finanzorganiſationen aus dem Wejen des Staats darzuftellen. 

Dabei ift es nun der Mühe werth, den Sinn genau zu be: 
zeichnen, in welchem wir von einer Geſchichte des Finanz: 
minifteriums reden können. 

Wir haben in diejer Beziehung zunächft davon auszugeben, 
daß das Finanzminijterium ein organifches Glied der Regierung 
als der perjönlihen Verwaltung des Staats ift, und daher im 
wejentlihen diejelben Epochen durchmacht, melde die Geſchichte 
diefer Regierung bilden. Das Finanzminifterium jchließt ſich da— 
ber, mie alle Organifationen der Regierung, an das Königthum 
an, erjcheint zuerft als ein einfaches Glied der königlichen Wirth: 
Ihaft, nimmt dann namentlihd mit dem 17. Jahrhundert den 
Charakter eines ftaatlihen, wenn auch dem Könige perſönlich unter- 
worfenen Organs an, und tritt mit der ganzen Regierung feit 
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dem Beginn des 19. Jahrhunderts in die Epoche des verfaffungs- 
mäßigen Regierungsorganismus. Die Geſchichte diefer allgemeinen 
Bewegung, in welcher die Finanzverwaltungsorgane dem Gange 
der gefammten Staatsentwicelung folgen und einen untergeordneten 
Theil derjelben bilden, dürfen wir als befannt vorausfeßen. 

Innerhalb diefer Grenzen ift e8 nun, wo die eigentliche 
Gejchichte des Organismus der Finanzverwaltung beginnt. Bei 
aller Berjchiedenheit im einzelnen ift dennoch der Charakter diejer 
Geſchichte in ganz Europa derjelbe und leicht zu bezeichnen. Es 
it die Bildung eines weſentlichen, jtreng organilirten und ver: 
fafjungsmäßigen Finanzminijteriums aus der rein bifto- 
rijh entjtandenen Organifation der frühern Finanz: 
verwaltung und ihrer Behörden. Die Grundzüge diefer Ent: 
widelung find folgende. 

Ale Finanzverwaltung beginnt mit der einfachen Aufzeichnug 
der Einnahmen des Königs in der Camera Principis; die Thätig: 
feit diefer Organe ift von den Einnahmen bedingt, fchließt ſich 
an die Arten derjelben an, entwidelt jich mit denfelben zu Ab- 
theilungen und Unterabtheilungen, und wird mit dem 16. Jahr: 
hundert zu einem mehr oder weniger ausgebildeten Syſtem von 
Buhhaltungen über die landesherrliden Einnahmen. 
Bon einem volljtändigen Rechte diefer Organe, von einer Auf: 
nahme in den Staats: oder Geheimen Rath, von einer Theil: 
nahme an den großen Fragen der Politik, der Verfaffung, der 
Berwaltung oder gar der Volkswirthſchaft ift noch gar Feine Rede. 
Sie haben noch nichts zu thun, als zu verrechnen was da ilt; 
fie haben. nur die Pflichten, aber auch nur noch die Verantwort: 
Yichkeit einer Buchhaltung. 

Das nun Ändert jih mit dem 17. Jahrhundert, den ſtehen— 
den Heeren, dem wachlenden Beamtenthum, dem Schuldwefen und 
dem beginnenden Bewußtjein über die Gejege und den Werth der 
Volkswirthſchaftspflege. Die Ergebniffe der Finanzverwaltung 
werben zu einem mächtigen Factor der Bolitif; die Organe der 
Finanzverwaltung gewinnen daher ihrerjeit3 das Recht, in den 
wichtigen Staatsangelegenheiten gehört zu werden. Seitdem das 
Mercantiliyitem den Werth und die Macht des Geldes kennen ge: 
ehrt hat, wird die Beichaffung des Geldes jelbit eine Staats: 
angelegenheit. Sie verlangt daher jegt eine neue Drganijation, 
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und zwar eine ſolche, welche nicht eben die alten Buchhaltungen 
beſeitigt, ſondern vielmehr an ihre Spitze tritt. Sie beginnt den 
Gedanken zu vertreten, daß die Verwaltung der Einnahmen des 
Staats es im Grunde auch mit den Quellen dieſer Einnahmen, 
dem Volkswohlſtande, zu thun haben müſſe; die erſten Elemente 
der Volkswirthſchaftspflege verſchmelzen ſich mit der Finanzverwal⸗ 
tung; mit den Zuſtänden des 18. Jahrhunderts tritt durch die 
vortreffliche Finanzverwaltung in Preußen, welche allein den 
Siebenjährigen Krieg möglich machte, und durch die tiefſinnige 
Auffaſſung der Phyſiokratie, welche dem ganzen theoretiſchen Be— 
wußtſein einen neuen Inhalt gibt, das Finanzweſen an die Seite 
der wichtigſten Elemente des Staatslebens; die Elemente des 
Finanzminiſteriums ſind da, aber das Finanzminiſterium ſelbſt nicht. 

Dieſes nun erſcheint in ſeiner gegenwärtigen Bedeutung erſt 
mit dem 19. Jahrhundert. Das Finanzweſen wird aus einem 
Theile des königlichen Dienſtes zu einem Theile der Verfaſſung; 
die Verwaltung der Finanzen wird aus einer Reihe von mehr 
oder weniger künſtlichen Operationen die Vollziehung des ſtaats— 
wirthſchaftlichen Geſetzes, und das Finanzminifterium ijt jet ein 
organischer Theil der Regierung. Es muß daher jet auch die 
Drdnung annehmen, welde dadurch gefordert wird. Es muß 
einerfeit3 als Einheit der mwirtbichaftlihen Aufgaben des Staats 
jowol innerhalb des Gejanmtminifteriums als in Beziehung auf 
jeine eigene Thätigfeit auftreten, und es muß amdererjeit3 mit 
feinen Organen das ganze volkswirtbichaftliche Leben des Staats 
in allen feinen Theilen und Gebieten umfaffen. Aus dem erften 
diefer Momente entiteht das, was wir das eigentlihe Finanz 
minifterium nennen, aus dem zweiten das Syitem der Finanz: 
bebörden. Beide Theile des Organismus jind bei aller Ber- 
ſchiedenheit im einzelnen doch in ganz Europa weſentlich gleichartig, 
denn ihre Stellung und ihre Function find aus der Natur der 
Sache entiprungen, und die gemeinfame Grundlage ijt hier wie 
auf allen Punkten des neuen Staatslebeng der Begriff und Organis- 
mus ber Regierung, von welcher das Ganze einen Theil bildet. 


I. Das eigentliche Finangminiflerinm. 


Auch die Natur der Finanzverwaltung bringt es mit jich, 
daß das Finanzminifterium im engern Sinne als das höchſte und 
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weſentliche Drgan der Finanzverwaltung und als Mittelpunkt der 
Finanzlehre, nun wieder aus zwei Elementen bejteht, deren an: 
erfannte und formelle Unterjcheidung in dem weſentlichen und 
innern Unterjchiede in der Function beider befteht. Dieje Elemente 
find der Minifter und fein Minifterium. 


1) Der Finanzminifter. Auch bei der Finanzverwaltung 
find Begriff, Stellung und Recht des Minifters vor allen durch 
das Weſen der Verfaffung gegeben. Im Minifter der Finanzen 
faßt jich zuerft die ganze Finanzverwaltung perjönlic zuſammen; 
dur ihn wird fie ein Glied der Regierung. Als folder hat 
der Minifter der Finanzen zwei Hauptfunctionen. Die erfte be: 
fteht in der Bertretung der Staatswirthihaft im Minifterrathe 
und im Gejammtminifterium, theils um die Beftimmung der An: 
iprüche feitzuftellen, welche jeder einzelne Zmeig der Negierung an 
die Staatswirtbichaft macht (Boranjchlag des Budgets), theils um 
die Gefege vorzubringen und zu berathen, welde fih auf die 
Staatseinnahmen beziehen (Steuergejege und Staatsſchuldenweſen). 
Die zweite Hauptfunction ift dann die Vertretung der Staatswirth: 
ihaftsfragen und ihrer Verwaltung gegenüber der gejeßgebenden 
Gewalt, die Berantwortlichkeit und Haftung in der Staatswirth- 
ſchaft. In beiden Beziehungen gelten für die Finanzminifter 
diejelben Grundſätze mie für alle andern Minifter, und darf daher 
die Finanzwiſſenſchaft jih einfah auf die Darftellung der Voll: 
ziebenden Gewalt beziehen. Je größer dabei die Regierungs: 
gewalt gegenüber der freien Verwaltung ift, dejto umfangreicher 
ift diefe Verantwortlichfeit; aber defto unbeftimmter ift fie auch; 
je enger beſchränkt die Thätigfeit wird, defto intenfiver wird fie. 
Hier ift es, wo die Stellung der Minifter der Finanzen bei den 
verjhiedenen Völkern am meiften innerlih verſchieden erjcheint. 
Formell aber gilt auf allen Punkten, daß der Finanzminifter 
durch jeine Zuftimmung (Unterzeichnung) die einzelnen Acte des 
ganzen Minilteriums zu den feinigen macht. Es ift klar, daß da; 
mit die individuelle Berfönlichkeit defjelben von höchfter Bedeutung 
wird; an den Namen fängt das Syſtem an ſich anzufnüpfen; 
doch hier beginnt das Gebiet der Politik in das der Verwaltung 
binüberzugreifen. 


2) Das Minifterium der Finanzen, Das Minifterium 
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der Finanzen ift nun derjenige Körper, welcher vermöge jeiner 
Drganifation jene Einheit, die im Finanzminijter gleichjam ab: 
ftract gegeben ift, in den einzelnen concreten Theilen der Finanz: 
verwaltung wirklich durchführt. Es empfängt diefer feine Orga: 
nifation nad den einzelnen Hauptquellen der Einnahmen des 
Staats, und bietet daher in jeinem Bilde ein Bild der Einnahmen 
des Staats dar. Es ift daher klar, daß dieje Eintheilung de3 
Minifteriums in allen Ländern gerade jo viel und gerade jo wenig 
verſtanden wird wie das Syitem der Staatseinnahmen. Gemeinjam 
aber find allen zwei Punkte 

Zuerst nämlich jcheiden ſich diejenigen Einnahmen, welde 
im ganzen Staat gleihmäßig und gleichartig für alle Theile und 
alle Perſonen gelten, von denen, die auf ganz beftimmten, ein: 
zelnen und beſchränkten Quellen oder Kapitalien beruhen. 

a) Aus dem erften Gebiete geht dasjenige hervor, was wir 
die „Departements oder „Abtheilungen‘ nennen, die nad) fran: 
zöſiſchem Mufter wieder in die „Sectionen“ zufammengefaßt wer: 
den. Die Elemente diejes Syitems find einfach; Namen, Zahl und 
Gompetenz find eben wieder in den einzelnen Ländern verjchieden. 
Neben dem fogenannten „Präſidialbureau“, als der Section für 
die allgemeinen Angelegenheiten, bilden die directen Steuern in 
mannichfacher Unterabtheilung ein Ganzes, ebenfo die indirecten, 
daneben die Staatsgüter, und endlid das Staatsſchuldenweſen. 
Die jpecielle Ordnung diejer Abtheilung ſowol wie der ihres amt: 
lihen Verfahrens ift Sache des Finanzminifters, jomweit die Grund: 
lagen nicht durch ein eigenes Geſetz beftimmt find. 

b) Das zweite Gebiet kann man jchwer anders als mit dem 
Namen der „Finanzdirection‘ bezeichnen. ES find diejenigen 
dem Finanzminifter unmittelbar unterftehenden Organe, welche 
die höchſte Leitung gewiſſer einzelner Staatsunternehmungen haben, 
durch welche fi der Staat eine Einnahme verſchafft. Sie heißen 
deshalb auch wol „unmittelbare Finanzitellen”. Da fie zum Theil 
auch eigentliche Verwaltungszwecke verfolgen, während andererfeits 
gewiſſe Theile der eigentlichen Verwaltung auch wieder Einnahmen 
abwerfen, die in die Finanzen gehören (3. B. die Poſt), jo läßt 
fih bier Feine abfolute Beftimmung über dasjenige aufitellen, was 
dem Finanzminijterium und was den andern Minijterien angehört. 
Es ift das im einzelnen auch nicht wejentlich und ordnet ſich 
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leicht nach den beſondern Berhältniffen der einzelnen Staaten und 
ihrer Berwaltung. 


II. Die Finanzbehörden. 


Auch bier jegen wir den Begriff und die Stellung des Be- 
hördenſyſtems neben dem des Minifteriums und der Verwaltungs: 
lehre als befannt voraus. Die Behörde ift das örtliche oder 
Ipeciel fachliche VBolzugsorgan des Minifteriums. Es ijt das: 
jenige Syftem von Organen, durd welche die im Minifterium ges 
gebene Einheit der Verwaltung das gejammte Leben des Volks 
örtli und fjahlih umfaßt. Während das Minijterium die 
verordnnende Gewalt ift, iſt die Behörde die verfügende und eigent: 
lih vollziehende. jedes Minifterium bat daher fein Behörden: 
iyftem; jo aud das Finanzminilterium. Dabei nun bedarf im 
Grunde nur Ein Punkt einer bejondern Bezeichnung. 

Gerade im Finanzminifterium muß man fi nämlich die Be: 
börden als zwei wejentlih in ihrer Function gejchiedene Klaffen 
denken. Die erjte diejer Klafjen bejteht aus demjenigen Orga: 
nismus, der mit der unmittelbaren Thätigkeit der Finanzverwaltung, 
den eigentlichen Einnahmen, zu thun hat, und ift daher nichts 
anderes al3 das Syiten der Einnahmekaſſen, die je nach den 
Einnahmen wieder verjchiedene Namen haben (Steuerämter, Zahl: 
kaſſen u. }. w.). Die zweite Klaſſe dagegen hat nicht blos Gelder 
einzunehmen und zu verrechnen, jondern jie hat zugleich gemiffe 
Gebiete der Staatswirtbichaft zu verwalten, und erft durch und 
bei diefer Verwaltung Geld einzunehmen, jodaß, während die bloße 
Erhebung der Staatseinnahmen bei der erften die Hauptſache 
ilt, die adminiftrative Thätigfeit bei der legtern im Vordergrunde 
fteht, wie bei der Domänenverwaltung, der Boft, dem Münzmwejen, 
Monopolen u. a. Die durchgreifende Verſchiedenheit diefer 
Functionen erzeugt daher auch ftet3 zwei nebeneinander laufende 
Spfteme im gefammten Behördenweien, da die Fragen und Auf: 
gaben, welche bier vorfommen, jo verſchieden find, daß fie von 
demjelben Organe nicht entichieden werden können. Ebendeshalb ift 
auch bier die Verjchiedenheit der einzelnen Staaten eine große, 
und theils beruht diejelbe auf hiſtoriſchen Gründen, theils auf 
dem ganzen Syſteme der Einnahmen. Indeſſen fann man doch 
im allgemeinen jagen, daß die erfte Klafje, die aljo namentlich 
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mit dem directen Steuerwejen zujammenhängt, vorzugsmweile auf 
dem Princip des örtlihen Spftems der politijhen Landes: 
eintheilung beruht, an welche ſich zugleich das Kaſſenſyſtem 
anſchließt, während das zweite vielmehr durch die Natur des 
fahlihen Objects gegeben und daher in den Gebietötheilen 
des Staats je nad den Bedürfniffen in der Weiſe vertheilt iſt, 
daß jeder diefer Zweige fein eigenes Syſtem von Finanz 
bebörden bat. Demnach ift allen diefen Spitemen der Grundjag 
faft ausnahmslos gemeinfam, daß fie drei Juſtanzen haben, welche 
in dem eigentlihen Finanzminifterium ihren gemeinfchaftliden 
Ausgangspunkt finden. 

Man wird deshalb den höchft verwidelten Stoff der Statiftif 
diefer Drganifation ziemlich leicht in gewiffen Grundfategorien 
zufammenfaffen, und fi damit ſowol die Grundzüge des ganzen 
Bildes der Organe als die der Vergleihung aufftellen fünnen. 


Auch hier ſcheiden ſich die drei großen Eulturvölfer in der ihnen 
eigentbümlihen Weiſe. 

Der Organismus Englands berubte früher faft ausſchließlich auf 
dem Exchequer, als Analogon der Cour des Comptes. Erſt die neuere 
Zeit hat die Grundzüge des europäiihen Spitems bis zu einem ge- 
wifien Grade zur Geltung gebradbt; nur darf man zur Erklärung 
der Bejonverheiten nie das innige Verhältniß theil® zum Parlament, 
theil3 zur Selbjtverwaltung vergefjen. Der Finanzminifter in Eng: 
land beſteht eigentlih aus zwei Perfonen, dem First Lord of the 
Treasury, und dem Chancellor of the Exchequer, von denen der 
erfte das formale, der letere das parlamentarische Haupt der Finanz: 
verwaltung ift, während vie Lords Commissioners of the Treasury 
ala oberfte Finanzräthe und Stellvertreter des Chancellor in ver 
Berwaltung eriheinen. Der Gejhäftsgang im Finanzminijterium und 
die Elemente feiner Organijation bei Gneift, „Engliihes Verfaffungs: 
recht“, II, S. 773 fg. Dagegen bat fih das Syſtem der Direc- 
tionen in größerm Maße erhalten als auf dem Eontinent, dem 
Budget der „Fonds” entjprehend; j. oben. Sie find das General: 
zollamt (Commissioners of the Customs), das Generaljteueramt (Com- 
missioners of Inland Revenue), das Generalpojtamt (Postmaster Ge- 
neral) und der Müngzdirection (Master of the Mint). Das Einzelne 
ausführlib bei Gneijt II, $. 64—67. Dieſe Directionen find in 
Beziebung auf die Verwaltung ihrer Zweige vollftändig felbitändia, 
und ftehen nur mit ihren Einnahmen unter dem Chancellor. Eben 
in diejer Selbjtändigkeit liegt der Unterjchied von dem continentalen 
oder eigentlich franzöfiichen Syiteme, in welchem fie Organ des Finanz» 
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minifters felbft find. Das übrige Syitem der Finanzbehörden unter: 
fcheidet jih von dem continentalen wejentlih dadurd, daß jede ein: 
zelne wichtige Steuer ihr eigenes Behördenſyſtem hat, was die 
theoretiſche Ueberſicht ſehr erſchwert und praftifh nur dadurd unbe: 
denklich wird, daß es auf das engſte mit dem Syſtem der Selbit: 
verwaltung zujammenhängt. Bol. Gneift, a. a. D., $. 62, 63. 

Mejentlih verfhieden ijt vavon das Syſtem Frankreichs. Das 
leitende Princip dabei ift, daß alle Theile der gefammten Organi— 
jation unmittelbar unter dem Finanzminifter ftehen und alle maß: 
gebenden Acte durch ibn perjönli vollzogen werden, um in Einer 
Perjon die ganze PVBerantwortlichkeit concentriren zu können. Das 
Finanzminifterium mit all feinen Behörden erſcheint daher hier ala 
ein ftreng geglievertes jchematifhes Ganzes, in welchem allerdings 
jih die Minifteridlvepartement3 mit ihren Sectionen und die General: 
directionen jcheiden, aber in der geiltigen einheitlihen Verwaltung 
nit trennen. Dieſe Organifation hat ſich nicht mwefentli geändert; 
Hock hat fie in ihren allgemeinen Grundzügen, M. Blod fie im 
einzelnen angeführt; man findet da® Genauere aber im „Almanac 
Imperial” zugleih mit der Angabe ver Gompetenz jeder einzelnen 
Stelle. Dieje franzöfifhe Form hat nun der deutſchen Organifation 
ihre Grundzüge gegeben, jedoch mit dem Unterfhiede, daß das, was 
wir jpeciell die Directionen genannt haben, in Deutjhland viel jelb: 
jtändiger ijt al3 in Frantreih. Die verihiedenen Syfteme find über: 
ſichtlich zufammengeitellt bei Brachelli „Deutihe Staatentunde “, 
1860, 2 Bde., für jeden einzelnen Staat. Das inanzminifterium 
Preußens bei Rönne, „Staatsrecht“, IL, $. 227; die Grundlage ift 
die Verordnung vom 27. October 1810; feit 1817 geht die Gejep: 
gebung namentlih dahin, die Dronung der einzelnen „Directionen“ 
genauer zu regeln. Durchgeführt ift dabei der franzöjiihe Grundſatz 
der formalen Einheit aller dieſer Abtheilungen vom Finanzminifter, 
die jedoch bei vielen entſchieden nur als eine formelle erſcheint. Das 
preußiſche Finanzminiſterium muß daher mit jeiner Organifation als 
das Ergebniß einer langen und einfichtigen Arbeit angejehen werben, 
während das öfterreihiihe vielmehr nad) dem Beginn der verfafjungs: 
mäßigen Epoche ſich zu raſch hat bilden müſſen, um fogleih allen 
Anforderungen dauernd entfprehen zu können. Der bejondere Wir: 
kungstreis des Finanzminifteriums wird durd vie Allerhöchſte Ent: 
ihließung vom 12. April 1852 fejtgeitellt und die Grundlage von 
fünf Sectionen angenommen, neben denen aber eine Reihe von Di: 
rectionen in mehr oder weniger Harem, formell zwar unzweifelhaftem, 
meritoriſch aber oft ziemlich unfiherm Berbande mit dem Finanz— 
minijterium ftanden und ftehen. Das Staatshandbudh von 1866 
bält fich dabei zu viel an die Perfonen und zu wenig an bie Sade. 
Hier dürfte noch manches mit der Zeit geändert und neugeitaltet 
werben. 
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B. Die Finanzförper. 
Begriff und Weſen. 


Darſtellung und Berjtändniß der Finanzkörper haben zur 
Borausfegung, daß man jich über Begriff und Weſen der Selbit: 
verwaltung einerjeits und der Staatswirthichaftsförper anderer: 
jeit3 einig fei. Wieder einmal hat die Finanzverwaltung den 
Begriff und Inhalt der Verwaltung vorauszujegen. Mit beiden 
aber ift auch die Natur und Bedeutung der Finanztörper faſt 
von jelbit gegeben. 

Mir nennen die Selbftverwaltungskörper als Träger und 
Drgane der freien Verwaltung in der Staat&wirtbichaft die Staats: 
wirthſchaftskörper; injofern fie in diefem Sinne auch ſich jelb: 
ftändige Einnahmen verſchaffen, nennen wir fie Finanzkörper. 
Ihrem formalen Begriffe nad enthalten fie daher diejelben 
Elemente der Finanzverwaltung und der Einnahmen 
wie der Staat ſelbſt. Sie haben einerfeit3? das Analogon der 
Finanzverwaltung in allen ihren Punkten, andererjeit3 auch das 
Analogon der Staatseinnahmen in den drei Grundformen der: 
jelben, die wir unten darzuftellen haben, dem wirthichaftlichen 
Staatseinfommen, den Steuern und dem Staatsceredit. Sie find 
daher an jih das ganze Finanzwejen im Eleinen, und es würde 
demnach in der That eine jehr kurze Bemerkung über fie genü- 
gen, wenn fie nicht zwei Punkte darböten, welche bejonderer Be- 
achtung mwerth find. Das erftere ift nun wol aud der Grund, 
weshalb die Literatur ſich verhältnigmäßig jo wenig mit ihnen 
beihäftigt hat, während das letztere bejtändige Neigung erzeugt, 
uns in ein ganz anderes Gebiet hinüberzuführen. Diefe Punkte 
find nun erftlich das hiſtoriſche Necht diejer Körper in Beziehung 
auf die Finanzen, und zweitens das Verhältniß ihrer Selbftän- 
digkeit zur centralen Geſetzgebung und Bollzugsgewalt. Aus dem 
Berhältniffe beider zueinander entjpringen die Elemente ihrer Fi— 
nanzgejhichte, die im ganzen außerordentlich einfach und Klar ift, 
aber je weiter man ins einzelne bineingeräth, um jo verwidelter 
wird, je meniger man ſich namentlich über die Grundfategorien 
der Einnahmen einig ift. Dieje Elemente find in ihren legten 
Grundzügen folgende. 
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Die Selbitverwaltungsförper beginnen mit voller Selb: 
ftändigfeit ihres geſammten wirtbichaftlichen Lebens. Es gibt an: 
fangs aber weder eine allgemeine noch eine Finanzverwaltung. 
Dieſe jelbjtändige Stellung wird zu einer fpftematifchen Verwal: 
tung dur die Städte, in denen mit dem gemerblichen Befige zu: 
glei ein öffentlicher Haushalt eintritt. Dieſe Selbftändigkeit der 
Selbftverwaltungsförper in Finanzſachen erhält ſich felbjt im 
18. Jahrhundert. Die Staatswirthichaft fteht noch nicht hoch 
genug, um die Aufgaben der Selbftverwaltungstörper al3 einen 
Theil ihrer eigenen zu betrachten. Erſt das 19. Jahrhundert zieht 
ihre Verwaltung in die des Staats hinein, und jetzt entiteht auch 
die Frage nah dem Berhältniffe zwiſchen dem Finanzwejen des 
Staats und dem der Selbftverwaltungsförper. E83 ift von großem 
Intereſſe, das wenigſtens in jeinen Grundzügen zu überjehen. 
Der Ausgangspunkt für die Regelung deſſelben ift nun bier wie 
allenthalben der Gedanfe, daß es ſich dabei mwejentlich um die 
Verfaſſung diejer Selbftverwaltungstörper und nit um ihre 
Berwaltung handle. Darauf ftehend beichäftigen fich die Geſetz— 
gebungen Europas in Beziehung auf diejes Gebiet nur mit der — 
noch dazu höchſt unfertigen — Ausführung des Satzes, daß die 
Selbjtverwaltungsförper das Recht haben jollen, durch ihre frei- 
gewählten Organe die Entfeheidung über ihre eigenen mirthichaft: 
lihen Berhältniffe zu fällen; die Art und Weije, mie fie die 
felben verwalten follen, ift ohne alle gejeglihe Normirung 
geblieben. Faſt in ganz Europa beſteht daher der tiefe Wider: 
ſpruch, daß die Staatswirthichaft ziemlich genau gejeglich ge: 
ordnet ift, die Wirthichaft der Finanzkörper aber nicht. Daher 
denn die beiden Erſcheinungen, welche das Gebiet charakterifiren. 
Zuerft bat fi) dadurd eine jo große Verſchiedenheit in die: 
jem Gebiete erzeugt, daß es faft unthunlich ift, etwas gemeinjam 
Gültiges darüber zu jagen; dann aber hat die Theorie ihrerjeits 
über dafjelbe bisher weder Quellen gefammelt, noch auch e8 zu 
- einer beftimmten Auffafjung gebradt; es gibt gar feinen Theil 
der gejammten Staatswiſſenſchaft, der jo ganz ohne theoretiiche 
Behandlung geblieben wäre wie diefer. Es ift fein Zweifel, daß 
dies twefentlih an dem Mangel an Berftändniß der Selbjtver: 
waltung liegt. Wir haben darüber nichts hinzuzufügen. 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 7 
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In der Hoffnung, daß mit dem Fortſchritte der Wiſſenſchaft 
auch diejes Gebiet dereinft behandelt werden wird, glauben wir 
und auf die Elemente defjelben mit Hinweis auf die Lehre von 
der Vollziehenden Gewalt beichränfen zu dürfen. Diefelben find 
zweifacher Natur. 

Zuerft wiffen wir, daß die Selbftverwaltungstörper fi in 
drei Grundformen theilen. Wir fcheiden die Landihaften, die 
Gemeinden und die Körperihaften, die in allen Staaten mit ihren 
Elementen wieder erſcheinen. Dann aber fteht feit, daß dieſe 
Grundformen in den verfchiedenen Staaten Europas im höchſten 
Grade verſchieden find und daß der Charakter der erftern auf die 
Natur ihrer wirtbichaftlihen Verwaltung einen jo enticheidenden 
Einfluß bat, daß die legtere ohne die erftern wol ſchwer zu ver: 
ftehen ift. Dieſer Charakter ift nun mit Hinblid auf die Dar: 
ftelung, welde wir in der Bollziehenden Gewalt gegeben haben, 
im wejentlichen bei den drei Hauptculturvölfern folgender. 

Englands Selbftverwaltung ijt ein mit der ganzen Ge: 
Ihichte des Staatslebens aufgewachſenes Princip; England bat 
daher auch nie das Recht der eigenen wirtbichaftliden Verwal— 
tung diejer Körper beftritten. Der engliſche Staat hat ebendes- 
halb jeine Berwaltung jtets als die fubjidiäre angejehen; der 
Schwerpunkt der erjtern liegt in den Selbftverwaltungsförpern, 
und das Parlament iſt jelbjt nichts als die Einheit dieſer Körper. 
England bat daher bis auf die neuefte Zeit überhaupt fein Geſetz 
über die Verwaltung derjelben gehabt. Hier gilt der Grundjaß, 
daß jeder Theil für ſich ſelbſt ſorgen müſſe. Aber gerade dadurch 
bat ji eine Gleichartigkeit in diefen Organen, fpeciell in Be- 
ziehung auf die Finanzverwaltung, gebildet, die wir in feinem 
andern Lande der Welt wiederfinden; denn ftatt der Gejeke hat 
die Natur der Sache gewirkt, während andererfeits die Kenntniß 
der betreffenden Berhältniffe und Zuftände im einzelnen nur ‚eine 
jehr geringe ift. 

In Frankreich dagegen, das vor der Nevolution auf dem 
alten germaniihen Standpunkt ftand, ift dur die Revolution 
die Einheit auch für die freie Verwaltung zur vollen Geltung 
gelangt. Die Selbftverwaltungstörper find politiiche Abtheilun- 
gen des Ganzen; die Organe derjelben find mehr Beamtete als 
freigewählte Bertreter; die ganze Wirthſchaft bedarf ftetS der 
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Betätigung; das Recht der gewählten Vertreter ift ein geſetzlich 
eng beſchränktes, und in Gemäßheit deſſen ift auch das Syſtem 
der Einnahmen Fein jelbftändiges, ſondern befteht aus den Zu— 
Ihlägen zu den Steuern des Staats. So ift hier die centrale 
Verwaltung das Herrſchende, die Selbftverwaltung das Be- 
herrſchte, mährend in England gerade das Umgekehrte der Fall 
it; und das Finanzweſen des letztern bildet den beftimmteften 
Ausdrud diefes Charakters defjelben. 

Was endlih Deutſchland betrifft, fo ift fein Charakter 
gerade in Beziehung auf die Selbftverwaltung bei gleichem Princip 
für alle die hiſtoriſche Verfchiedenheit im einzelnen. Es läßt fich 
über das Finanzweſen der deutjchen Selbftverwaltungsförper faum 
weiter etwas gemeinfam Gültiges jagen, als daß die Selbftän- 
digkeit derjelben bis zur Epoche der Berfaffungen meift für die 
Bermwaltung des Befiges unbeſchränkt, für die Auflage von Steuern 
Dagegen ſehr beſchränkt war, während die Verfaſſungen faft durd): 
gehend den Grundjaß der Genehmigung von feiten der Negie- 
rung ſowol für Dispofition über das Vermögen als für die Be: 
fteuerung anerkennen, aber die Ausführung des Genehmigten 
dann wieder den Körpern felbit ziemlich frei überlaflen. Zu 
einem gleihartigen Grundjage oder Verfahren ift man auch in 
diefer Beziehung nicht gelangt; die Rechtsbildung ift eine 
örtlide, und die vermittelnde, die organiſche Einheit hinein- 
bringende Wiſſenſchaft fehlt. 

Auf diefer Bafis werfen wir nun einen Blid auf das Ber: 
hältniß der drei Grundformen. 


Es wird fih nah dem Dbigen wol erllären, weshalb vie bis: 
berige Finanzlehre auf das ganze Gebiet jo wenig Rüdfiht genom: 
men bat. Der Standpunkt verjelben ift bei verſchiedenen Anfichten 
im einzelnen dennod im ganzen derfelbe. Alle Finanzlörper erſchei— 

n nicht als jelbjtthätige und ſelbſtberechtigte Organe, ſondern als 

btheilungen der Verwaltung des Finanzminifteriums, deren Recht 
und Dajein auf der Zwedmäßigkeit für die Finanzverwaltung be: 
ruht. Der Begriff und das Weſen der Selbjtverwaltung ift eigent- 
ih feinem frühern Schriftteller zum Bewußtſein gelommen. Bl. 
SYatob, II, $. 828 u. 925; Fulda, „Handbuch“, 8. 21; Malchus, 
II, $. 7; Rau, II, 8. 53. Die gegenwärtige Auffafjung geht ohne 
Zweifel von den Arbeiten Gneiſt's über die engliihe Communal: 
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verwaltung aus; das bleibt für die Finanzwiſſenſchaft jein dauern: 


des Verdienft. Doch haben vie Neuern, wie Umpfenbah und Pfeiffer, 
die Sache trogdem nicht fortgeführt. 


I. Die Landfhafi und ihre wirkhfchaftlide Verwaltung. 


Die Lehre von der Selbftverwaltung bat Begriff und Stel- 
lung der Landfchaft als des größten Körpers der Selbftvermwal- 
tung dargelegt. Die Landihaft ift vom Standpunkte der Ge- 
ihichte das. erfte Stadium der neuen Staatenbildung Europas 
und nimmt in diefe ihre Selbftändigfeit mit hinüber, ſoweit fie 
mit den Forderungen des Staatslebens der neuern Zeit überhaupt 
vereinbar ift. Die Folge davon war allerdings in ganz Europa 
ein beftändiger Kampf der Selbftändigfeit der Landſchaft mit der 
Entwidelung der einheitlichen Staatögewalt, der dur die mit: 
wirkenden Factoren der Nationalität und der Eigenthümlichkeit 
der Länder in den verjchiedenen Staaten fehr verſchieden ausfällt. 
Die wahre Grenze diefer Selbitändigfeit aber, melche die Land: 
Ihaften aus biftorifhen Gründen meijt in ihren Verfaffungen ſu— 
hen, liegt in der That im Begriff und Inhalt der Verwal: 
tung. Dadurch iſt die Landichaft aus einem jelbftändigen Staats- 
förper langjam aber unmiderftehlich zu einem jelbitändigen Ber: 
waltungsförper geworden, ihre Aufgaben und Rechte jchließen fich 
an dieje große Thatſache an, und die Stellung der Landichaften 
hängt in jedem Lande Europas mit dem 19. Jahrhundert von 
dem Grade ab, in welchem diefer Grundjag in Berfafjung und 
Verwaltung dejjelben zur Geltung gelangt. 

Allerdings hat nun diefer Proceß der Aufnahme der Land- 
haften in die Staatenbildung gewiſſe große Stadien der Ent: 
widelung in ganz Europa gemein, und es ift für die richtige Be: 
urtbeilung auch der Finanzverwaltung von Wichtigleit, diefe Sta- 
dien wenigſtens in ihrem Princip richtig zu verftehen. Den‘ aus 
ihnen ergeben ſich fchlieglih die leitenden Gedanken für die 
wirtbihaftlihe Ordnung auch dieſer Selbftverwaltungsförper. 
Daneben aber fordert wieder jeder einzelne Staat mit feiner 
Eigenthümlichkeit eine befondere Darftellung, die allerdings zu 
viele Vorausſetzungen hat, um bier genau verfolgt werden zu kön— 
nen. Die Elemente jedoch find folgende. 
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In der Gefchichte der Aufnahme der Landichaft in die Staa- 
ten fann man drei jehr beftimmte Perioden unterfcheiden. In 
der erjten Periode, die in ihrer vollen Geltung bis zum 
17. Jahrhundert reicht, fordern die Landfchaften ohne alle Rüd: 
fiht auf das innere Leben des Staats die volle und unbedingte 
Anerkennung ihres Rechts auf innere Selbjtändigfeit ohne alle 
Beihränkung, und die Souveräne erfennen dafjelbe formell in 
den „Landesrechten“ und „Landesprivilegien“ faft ohne Ausnahme 
an, indem die eidliche Betätigung diefer Landesrechte fogar der 
Huldigung voraufgeht. Soweit es damals eine Landesfinanz: 
verwaltung gibt — die namentlich bei der ſtändiſchen Steuer: 
bewilligung und Erhebung von großer praftiiher Wichtigkeit 
ift — ſoweit ift die Landſchaft daher auch vollftändig unabhängig 
vom Staate, und das Verhältniß beider zueinander ift ein reines 
Rechtsverhältniß; von einem gegemjeitigen Einfluffe der Verwal: 
tungsgrundfäge ift noch gar feine Rede. Mit dem 17. Jahr: 
hundert ändert jich das; die landesherrlihe Verwaltung fiegt, die 
landesherrlihen Steuern werden Hauptjahe, die Landtage wer: 
den überhaupt nicht mehr berufen, ihre Steuerbemilligung ver: 
ſchwindet, und der Landjchaft bleiben höchſtens ihre landſchaft— 
lihen Güter zur eigenen Verwaltung. Es ijt die Epoche, in der 
die Selbftverwaltung überhaupt vor der amtlihen Verwaltung 
in den Hintergrund tritt. Erſt mit dem 19. Jahrhundert be- 
ginnt die dritte Epoche. Der formale Charakter derfelben ift die 
Aufnahme der Landjchaften in die Verfaffungen, ja zum Theil 
die Entftehung der Verfaffungen aus denjelben, mie in Deutſch— 
land. Mlein dieſe Epoche bleibt faſt ausnahmslos dabei ftehen, 
nur die öffentlich rechtlichen Formen der Wahl für die land: 
ihaftlihen Verwaltungsförper zu beftimmen, ohne fih um die 
Gegenftände, mit denen diefe Körper zu thun haben jollen, viel 
zu Fümmern. Der Grundfaß, daß den Landichaften ihre Finanz: 
verfdaltung wiedergegeben werden fol, ift daher allerdings vor— 
handen; die Frage, wie weit das Recht zu gehen habe, ift nicht 
entjehieden. Hier beginnt nun eine neue Bewegung, in deren 
Mitte wir ftehen und die jehr beachtensmwerth erjcheint. Es wird 
flar, daß man ein Finanziwejen nicht um feiner ſelbſt, fondern 
um der Verwaltung willen beſitzt. Die Frage nad der Selb- 
ftändigkeit der Finanzverwaltung der Landichaften wird daher 
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identifch mit der Frage nad ihrem Rechte zur Selbftverwaltung 
überhaupt; die erftere wird ein Theil der Bewegung, welche die 
freie Verwaltung neben und in der amtlichen feititellt, und bie 
legtere ift eben, wenigftens auf dem Gontinent, keineswegs eine 
ganz gleiche. Hier muß man daher das Princip von der hijtori- 
ſchen Bildung und Entwidelung defjelben wohl unterjdeiden. 

Mas zuerft das Princip betrifft, jo find die Aufgaben der 
Provinzen (oder Länder) als YFinanzkörper den Aufgaben des 
Staats analog; doc find an vielen Punkten hiftoriihe Verſchie— 
denheiten vorhanden, die fich meiftens ihrem Weſen nad auf ein: 
zelne Gebiete reduciren laſſen. 

Die erfte Aufgabe befteht in der Verwaltung des Eigen: 
thbums einer Provinz oder eines Landes. Diejes Eigenthum — 
das Provinz: oder ftändiihe Eigenthbum — ftammt immer aus 
zwei Quellen. Erftlih aus den Reiten der Landesgüter, die man 
als jtändifches Eigenthum bezeichnen Fann, weil in der Regel die 
rechtlichen Verhältniffe diefer Güter jih an die alte Drbnung der 
ſtändiſchen Unterjchiede und Rechte anjchließen. Zweitens aus 
dem Befige derjenigen öffentlichen Anftalten, weldye aus Landes: 
mitteln bergeftellt jind und dabei den Charakter entweder des 
Staat3befites oder der volkswirtbichaftliden Domäne haben 
(j. unten). Für den erjten Theil, wo derjelbe noch gilt, find 
alsdann die alten Rechte noch maßgebend. Für den zweiten 
Theil treten die allgemeinen Principien öffentliher Verwaltung 
in Kraft. 

Die zweite Aufgabe ift ein fürmliches Steuermwejen der Län- 
der. Auch bier find jene beiden Geſichtspunkte herrſchend. Die 
provinzielle Hauptiteuer war ehedem je nach den Landesverfaſſun— 
gen durch die Landftände felbit beftimmt; ihr Umfang und ihre 
Vertheilung find Gegenſtand der Landesfinanzgeihichte. Dieſe ganze 
Art von Einnahmen ift nun faft allenthalben gänzlich verſchwun— 
den, und mit der Staatsforge für die Landesangelegenheiten ift 
auch die Staatsſteuerordnung an ihre Stelle getreten. Nur hin 
und wieder findet man ſchwache Refte derjelben. Jetzt befteht die 
provinzielle Steuer in dem Zuſchlage zu den Staatsfteuern, und 
zwar rationell aus dem Grunde, weil eben das Staatsfteuerwejen 
die rationelle Befteuerung in weit höherm Grade verwirklicht als 
die alte Landesiteuer. 
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Endlih hat jedes Land auch feinen Landescredit und fein 
Landesſchuldenweſen. Und aud bier befteht das lebtere theils 
aus alten Schulden, theil3 aus neuen. Die wichtigfte Frage ift 
dabei ftet3 die, wie die Dedung und Amortijirung der Schulden 
beichafft werden fol. Es verjteht jich, daß dabei das Land felbft 
durch jeine bejondern Einnahmen die Hauptjadhe bildet. Sin 
einzelnen regelt jich dies nach den Grundjägen für den Organis- 
mus der Landesfinanzverwaltung. 

In der Wirklichkeit aber ift die Stellung dejjen, was mir 
Landſchaft nennen, in den großen Staaten Europas fo jehr ver: 
Ihieden, daß man faum noch die Gleichheit des Princips in 
ihnen wiederfindet. In England ijt die eigentliche Landichaft 
überhaupt jo gut als verihmwunden und die VBerwaltungsgemeinde 
an ihre Stelle getreten. In Frankreich ift das Departement 
in der That feine Landjchaft zu nennen, jondern nur ein amt: 
liher Berwaltungsbezirk, in welchem die Vertretung dur den 
Conseil general auch in finanziellen Berwaltungsfragen faft nur 
noch als blos berathendes Organ erjcheint. Nur in Deutjchland 
gibt es noch Landichaften; aber auch bier ift die Stellung der- 
jelben jo verjhieden, daß fich faum etwas Gemeingültiges dar: 
über jagen läßt. Feſt fteht nur das Eine, daß die Selbftändig- 
feit des landſchaftlichen Finanzweſens auf Grundlage der Selb: 
ftändigfeit der landwirthſchaftlichen Verwaltung überhaupt ſich 
mehr und mehr Geltung verichafft und daß es die Aufgabe der 
Wiſſenſchaft fein wird, die allgemeinen Grundjäße von Einnah— 
men, Ausgaben und Haushalt des Staats auch auf das land: 
Ichaftlihe Finanzwejen zur durdhgreifenden Geltung zu bringen. 


Für England bat bereit3 Gneiſt in feiner „Engliihen Coms 
munalverfafjung und Verwaltung” mit richtigem Verſtändniß die Ge: 
meinde im englijhen Sinne an die Spitze geitellt und die alte Land: 
haft fait ganz verſchwinden lafien. S. deſſen Kap. II, „Die 
Communalfteuerverfafiung‘‘, ©. 65 fg. Dazu: das „Englifhe Grund: 
ſteuerſyſtem“. Bode hat dieſes Gebiet weniger berüdfihtigt. Vgl. 
Stein, „Selbitverwaltung“, S. 183 fg. — Frankreich hat dagegen 
jein formale® Spitem ver bureaufratiihen Ordnung befanntlih auch 
auf die Selbjtverwaltung übertragen und die Departements über die 
Gemeinde geitellt. Hier zuerit kommt der Grundfag zur Geltung, 
daß das Neht auf Selbitbeiteuerung genau mit der Competenz zur 
Selbjtverwaltung übereinjtimmt und daß die legtere in jedem Sta: 
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dium nur das Syſtem der Conſeils unter Oberauffiht und Leitung 
des Syſtems der Beamteten ausgeübt wird. Daher hat das De: 
partement auch in Beziehung auf die Steuern feine feſte Competenz, 
welche jtreng von der Competenz zur Verwaltung abbängig gemacht 
ift. Dieſes Spitem ver örtlichen Befteuerung ift für Frankreich aus: 
ihließlih auf die vier directen Steuern gebaut und bejtebt in den 
centimes additionnels, welde die Quelle aller Zujchläge find. Das 
Gefeß vom 10. Mai 1838 kann als Grundgefeg für die Provinzial: 
verwaltung und für die Finanzen der Departements angejehen werben. 
Das Spftem derfelben ift fehr Har bei von Hod, a. a. D., ©. 159 fg., 
angegeben, wonach die Angaben bei Rau (8. 54 der neuen Aus: 
gabe) zu berichtigen find, der auch ſchon in den frübern Ausgaben 
feines Werks den Irrthum begeht, die depenses departementales fixes 
mit den depenses departementales communes zu vermifhen. Die 
firen Zufchläge betragen nah von Hod 16 Procent der Grund: und 
Wohnungsſteuer. Die Zujchläge für die Gemeinden werden grund: 
ſätzlich als veränderlihe betradtet. Die Beitimmung gefchieht durch 
das jährlihe Steuergefeg, die Verwaltung durch den Bräfecten; es 
ift aljo eigentlih von einer Selbjtverwaltung feine Rede. Nach der 
Angabe von Hod (S. 161) betrug die ganze Summe der cen- 
times additionnels 66 Proc. der directen Steuern; die directe Steuer 
(principal) 264,3 Mill. Fres., die centimes additionnels 173, Mill, 
zuſammen 438,4 Mill. Fred. Für Baiern findet man mehrere An: 
gaben bei Malchus, „Politik“, III, 36, und „Finanzwiſſenſchaft“, 
II, 47. ©. aub Rau, $. 54 der ältern Ausgabe. Bol. Stein, 
„Selbftverwaltung“, S. 191 fg. 

Mas jhlieflih Deutſchland betrifit, jo haben bier Begriff und 
Inhalt der Landſchaft für die meiften Staaten große Schwierigteit, 
da fie ihrem Weſen und Umfange nah jelbjt nur Landſchaften find. 
Die eigentlihe Landfhaft fommt nur in Preußen und Defterreich zur 
Erſcheinung; freilih ijt in beiden Weſen und Recht derſelben höchſt 
verſchieden. Während nämlih in Preußen die Landicaft faft ganz 
verſchwindet und an ihre Stelle die Kreistage treten, die auch die 
eigentlihen Organe der Selbtbefteuerung find, werden in Defterreich 
die Landtage gegenüber dem Reiche mehr und mehr ſelbſtändig und 
üben eine große Gewalt aus. Wir haben daher hier über die preu: 
ßiſchen Provinzialftände nichts weiter hinzuzufügen. Die öfterreichi: 
ihen Landtage haben dagegen ihre eigene Geſchichte, deren Entmwide: 
lung allerdings der neuern Zeit angehört. 

In Defterreih ift die Grundlage des Finanzwejens der Länder 
als jelbjtändiger Finanzlörper durch die Verfaffung vom 4. März 
1848 und burd die darauf folgenden Landesverfafjungen in ver 
Weife feftgeftellt und fpäter in der Verwaltung der Finanzen bei: 
behalten, daß der Idee des Reichs als Einheit und der Kronländer 
als Theile die allgemeinen Reichs- und die Landeserforderniſſe ent: 
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Iprehen, ſodaß die Kronländer ihren eigenen, durch fie jelbft aufzu- 
bringenden Landesaufwand und mithin ihr felbftändiges Finanzweſen 
haben, das in der eigenen Verrehnung als „Landesfonds“ anerkannt 
und durd Erlaß vom 20. December 1853 im einzelnen georbnet ift. 
Die Aufgaben der Landesfinanzverwaltung find einerjeit3? gewiſſe 
öffentliche Anftalten und Mafregeln (Sanitätsanftalten, Bequartierung, 
Gewerbe: und Handelskammern, Schulweſen und Wohlthätigkeits— 
anftalten), dann aber zweitens die Vollziehung der „Grundentlaſtung“, 
die zwar vom ganzen Reihe verbürgt, aber doch naturgemäß von 
den einzelnen Provinzen ausgeführt wird, zu welchem Ende in jedem 
Kronlande ein eigener „Entlaſtungsfonds“ mit eigener Direction ein: 
gerichtet ift. Die Landesfonds haben für diefe Aufgaben zwei Duel: 
len der Einnahmen, die den eben angeführten entſprechen. Die ftän: 
diſchen Domefticalfonds find die wirthſchaftlichen Beſitzthumer und 
Einlommensquellen, welche die Stände der Aronländer vor 1848 
hatten, foweit fie nicht durch die Orundentlaftung befeitigt find. Ihre 
Beitimmung bejteht meiftens darin, die alten Landesſchulden zu ver: 
zinfen und zu amortifiren. Die gegenwärtigen Landesjteuern oder 
Landesauflagen werden unter dem Namen des Landeserforberniß: 
beitragd in der Weife eingebraht, daß fie als Landeszufchläge zu 
den directen Steuern umgelegt und erhoben werden („Umlage nad) 
dem Steuergulven‘‘, weil der Gulden der directen Steuer ald Steuer: 
einheit gilt). Dieſer Landeserforbernißbeitrag wird je nah dem 
Zwede etwas verjchieden vertheilt (Sanitätsloften auf fämmtliche 
directe Steuern, Bequartierungstoften auf den Regimentsbezirk, Han: 
delöfammerlojten auf die directen Steuern der Wahlberedhtigten). 
Der Grundentlaftungszufhlag dagegen ruht auf allen directen Steuern 
fämmtliher Steuerpflihtigen. (S. über venjelben Deflary, a. a. D,, 
©. 76, 77.) Neben viefen Landesſteuern ftehen nun nod einige 
jtändifche Steuern und Abgaben, deren Urjprung in frühern Ber: 
bältnifjen liegt, deren Ertrag aber in den Landesfonds fließt und 
mit diefem verwaltet wird. (S. Deſſary, a. a. D., $. 31 u. 34.) 
Die Militärgrenze bildet außerdem einen ganz felbjtändigen Finanz: 
körper mit eigenthümlicher Steuerverfaffung (Grundzüge bei Deflary, 
$. 37 u. 38). Grundgeſetz ift das Grenzitatut vom 7. Mai 1850 
(Beiteuerung namentlih $. 10 u. 65). Die Verwaltung diefer Lan: 
desfonds bat das Minijterium des Innern und unter demfelben die 
Statthaltereien.. Doch hat über die Größe des Landeserforbernifjes 
da3 Minifterium der Finanzen zugleih zu entſcheiden (Erlaß vom 
12. December 1853). 

Der Betrag des Landesaufwands in Deiterreih ift natürlich 
theil3 nad den Kronländern verſchieden, theils wechſelt er nah den 
Jahren. Nah Deflary (S. 78) war bdiefer Betrag inclufive der 
Grundentlaftung 15 Kreuzer pro Gulden oder 25 Procent der bi» 
recten Steuern in den meiften Ländern, in fieben weniger, in vier 
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mehr. In fait allen Ländern nahm davon freilih die Grund: 
entlaftung den größten Theil in Anſpruch; namentlih in den öſtlichen 
Provinzen betrug diefer Beitrag das Doppelte, in Kroatien und ver 
Wojmodina das Schsfahe des eigentlihen Landeserforderniſſes. Von 
den italienifhen Provinzen hatten die Lombardei 42/, und Benedig 
3%/, Kr., aljo am wenigſten in der ganzen Monardie; freilih haben 
fie gar feine Grunvdentlaftung. 

In diefe Beitimmungen haben nun die neueften Geſetze viel 
weniger eingegriffen, al® man glauben ſollte. Somwol das Batent 
vom 20. October 1860 als das vom 26. Februar 1861, und end: 
lih das Gefeg vom 29. December 1867 haben jih zu ihrer Auf: 
gabe gemacht, joviel als thunlih das Verhältniß der Yandtage zu 
der Gejeggebenden Gewalt und nur fehr wenig das zur Voll: 
ziehenden und zur Verwaltung zu ordnen; Grundjaß ijt dabei ftets, 
daß alles, was nicht ausprüdlich dem Reichsrathe übermiejen iſt, 
den Landtagen zur Entſcheidung angehören folle. In welchem Ber: 
hältnifje dies zur Selbitbefteuerung und zum Finanzweſen der Land: 
tage ftehe, ijt nicht gehörig entwidelt. Dagegen iſt dad Verhältnif 
zur finanziellen Verwaltung der Gemeinde jehr beitimmt ausgefpro« 
hen (f. unten). Hier liegt ohne Zweifel die Frage, von deren Lö: 
fung die wichtigite innere Angelegenheit Dejterreihs abhängen wird. 


II. Die Gemeinde und ihr Finanzwelen. 


Den wichtigſten von allen Finanzkörpern bildet ohne Zweifel 
die Gemeinde. Die Gemeinde, mag fie immer auftreten wo und 
wie fie will, iſt ihrem Begriffe nah die örtliche Einheit aller 
Gejammtinterefjen und die darangelnüpfte örtliche Geftalt der 
Selbftverwaltung. Die Gemeinde enthält dadurch gleichfalls ihrem 
Begriffe nach nothwendig eine jelbftändige wirtbichaftliche Thätig- 
feit, die mit eigenen Einnahmen und Ausgaben jo vdafteht, 
daß diejes Finanzwejen zwar im einzelnen dem Ganzen gegenüber 
als unbedeutend erjcheinen fann, daß aber die Gejammtheit des 
Finanzweſens aller Gemeinden einen außerordentlih wichtigen 
Factor der geſammten Staatswirtbichaft abgeben muß. 

Trotzdem ift das Finanzweſen der Gemeinden im ganzen von 
der Wiſſenſchaft wenig beachtet worden; aber auch die praftifche 
Finanzverwaltung einerjeit$ und die Statiftif fowie die Rechnungs: 
führung des Staat3 andererjeit3 haben nicht viel Rüickſicht darauf 
genommen. Es ijt vollfommen unthunlich, über den Zuftand des 
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Gemeindefinanzwejens in Europa irgendetwas durchftechend Gül: 
tiges zu jagen. 

Der nächſte Grund diefer Erjcheinung liegt allerdings in der 
jo ungemein verjchiedenen Stellung, melde die Gemeinden jeit 
hundert Jahren in den ftaatlihen Ordnungen innegehabt haben 
und noch befiken, ſodaß es mol fehr jchwierig ift, nicht blos 
3. B. die engliihe und franzöfiihe Gemeinde zu vergleichen, fon- 
dern jogar überhaupt einen bejtimmten Begriff der Gemeinde 
aufzuftellen. Die Theorie hat fich deshalb bisher darauf be— 
Ihräntt, den Charakter des Gemeindeweiens der einzelnen Län- 
der zu unterſuchen, und bier it Bedeutendes gefchehen. In un: 
jerer Zeit aber wird es darauf ankommen, das Gemeinfame in 
dem Gemeindewejen Europas feftzuftellen; denn auch in diejer 
Beziehung verjchmilzt das große Lebensprincip, das unjern Welt: 
theil durchzieht, die Bejonderheiten und namentlich das Finanz: 
wejen der Gemeinden, wie e3 ift und wie es fein jollte, dürfte 
faum von einem andern als einem ſolchen höhern Standpunkte 
aus richtig beurtheilt werden. 

Wir glauben nun für die allgemeine Gejchichte des Ge⸗ 
meindeweſens auf frühere Arbeiten zurückweiſen zu dürfen. Für 
die Finanzen und die Stellung der Gemeinde in denſelben da— 
gegen ſcheint uns Ein Standpunkt maßgebend, den wir in an— 
derer Weiſe ſchon in der Vollziehenden Gewalt dargelegt haben. 

Während nämlich die frühere Selbſtändigkeit der Gemeinde 
überhaupt, ſoweit ſie vorhanden war, darin culminirte, daß ſie 
ihre eigene ſelbſtändige Rechtsbildung gegenüber dem Staate 
bejaß und vertrat, iſt fie mit unſerm Jahrhundert in das einheit- 
lihe Leben deſſelben hineingezogen und zu einem allerdings hoch— 
wichtigen Drgane der Bollziehenden Gewalt geworden. Ihre 
Selbftändigfeit bat zu ihrem Inhalte daher nicht: mehr die felb- 
ftändige gefeßgebende, jondern nur noch die verordnende Gemalt; 
fie fteht unter dem Gefege des Staats, aber fie vollzieht das 
Geſetz innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen felbftgewählten 
Drgane. Sie hat daher inmerhalb der Verwaltung gleichfam ein 
doppeltes Leben; fie it ein Theil des Ganzen und zugleich ein 
jelbftthätiger Körper. Daraus nun entfteht die große Frage nad 
der Grenze diejer Selbitthätigfeit gegenüber der Einheit des 
Staat3 und feiner Verwaltung. Natürlih war es, daß darüber 
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viel Streit entftehen mußte, und ebenfo natürlid, daß man 
lange — zu lange — bei allgemeinen Worten und Begriffen 
ftehen blieb. Hier nun war es, wo die Betrachtung der eng: 
liſchen Zuftände eine neue Bahn brad. Wir jegen diejelbe als 
befannt voraus; das Rejultat aber war der Sak, in welchem die 
Lehre von der Gemeinde mit der von dem Finanzweſen zujammen- 
hing. Die Gemeinde hat, ſoweit fie nicht ein beftehendes Geſetz 
verlegt, zu allem demjenigen das Redt, was fie mit 
ihren eigenen Mitteln bezahlen kann. In der Finanz: 
verwaltung der Gemeinde liegt der Schwerpunft ihrer Kraft und 
die pofitive Grenze ihrer Selbftverwaltung. Das ift noch nicht 
ausgeiprochen, aber das ift unzweifelhaft der Inhalt der nächften 
Zulunft des Gemeindewejens in Europa, ihre concrete Freiheit. 
Und in diefem Sinne muß die Lehre des öffentlihen Rechts aller: 
dings fordern, daß jedes Staatsrecht der nächſten Zeit fich ge: 
naue Rechenſchaft über das Finanzweien der Gemeinde geben 
folle; die Gemeindeverfaffung ift nicht mehr der Eulminations: 
punkt des Gemeindemwejens, fondern vielmehr die verfaflungs- 
mäßige Verwaltung und vor allem das verfaſſungsmäßige Finanz⸗ 
weſen der Gemeinde. 

In dieſem Sinne nun erſcheint das gefammte Gemeinde— 
finanzweſen unter zwei Hauptgeſichtspunkten, welche als die Baſis 
der Vergleichung aller Gemeindeverhältniſſe zunächſt in finanzieller 
und dann auch in anderer Beziehung gelten müſſen. Der erſte 
enthält die Gemeinde als Finanzkörper, der zweite die Ge— 
meinde als Finanzbehörde. 


Es iſt eins der großen Verdienſte Gneiſt's, gerade auf dieſem 
praktiſchen Punkte die Bedeutung der Selbſtbeſteuerung für die Selbſt— 
verwaltung zuerſt an dem engliſchen Gemeindeweſen zum Bewußtſein 
gebracht zu haben. Die Vergleichung des Charalters der Gemein: 
den in den Hauptitaaten Europa bei Stein, „Selbitverwaltung”, 
S. 214 fg. Bei aller Bearbeitung des Gemeindeweſens, namentlich 
in der deutſchen Literatur, hat man jedoh nur fehr wenig Rüdficht 
auf die Finanzverwaltung defielben genommen, ſowie auch die Ges 
meindegefeggebungen die ganze Frage mit einigen wenigen Bejtim- 
mungen erledigen und das Cinzelne den Gemeinden jelbft überlafien. 
Es muß das allerdings auf die große Verjchiedenbeit in dem Haus: 
halte der Gemeinden zurüdgeführt werden, welche ibrerfeit3 auf dem 
Unterjhiede des Umfanges der Gemeinden berubt. Eine wiſſenſchaft— 
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lihe Behandlung wird dadurch ebenfo jchwer möglich ala eine legis— 
latorifhe. Hier wird erft dann eine organifhe Geitaltung plap: 
greifen, wenn die Idee der Berwaltungsgemeinden praltiih an bie 
Stelle der bisherigen Ortsgemeinden und ihres meift ganz zufälligen 
Gemeindeweſens treten wird. ©. darüber meine „Selbftverwaltung‘, 
a. a. O. 


Die Gemeinde als ſelbſtändiger Finanzkörper. 


Die Gemeinde als Finanzkörper bedeutet nun die Gemeinde, 
inſofern fie ihre eigene Wirthſchaft als Inhalt ihrer Selbſtver— 
waltung behandelt und daher mit derſelben neben der Staats— 
wirthſchaft daſteht. 

Es ergibt ſich daraus allerdings im allgemeinen, daß die 
Gemeinde in dieſer Beziehung im weſentlichen dieſelben Elemente 
und Grundſätze haben wird wie der Staat ſelbſt. Das Finanz: 
weſen der Gemeinde wird daher feinem Wejen nad das Bild der 
Staatswirtbihaft im Kleinen darbieten. Natürlih aber bat die 
Gemeindewirtbihaft lange Zeit gebraucht, bevor fie ſich zu ihrer 
gegenwärtigen Geftalt emporgearbeitet hat. Bom Standpunkte des 
Finanzweſens kann man bier zwei ſehr beftimmt geſchiedene 
Epochen unterſcheiden. 

Urſprünglich iſt die Gemeinde aller germaniſchen Völker 
unzweifelhaft berechtigt, ſich ſelbſt nach eigenem Ermeſſen zu be— 
ſteuern und ihr Vermögen zu verwalten, wie ſie immer will; 
denn der Staat verwaltet nichts und kümmert ſich daher auch 
um die Selbſtverwaltung nicht im geringſten, ſolange dieſelbe mit 
ihren Leiſtungen für den Landesherrn nicht zurückbleibt. Jede 
Gemeinde hat daher urſprünglich ihr eigenes Finanzweſen, und 
namentlich die Städte bilden ſich bereits früh ein eigenes Syſtem 
von indirecten und Verzehrungsſteuern aus, das zum Theil dem 
ſpätern Verzehrungsſteuerſyſtem zu Grunde gelegt wird. Selbſt 
die Zeit der abſoluten Monarchie ändert an dieſem Verhältniſſe 
wenig; jedoch beginnen ſchon jetzt einzelne Beamtete mit ober: 
aufjehender Thätigfeit an die Spike der Gemeindewirtbichaft zu 
treten, aber nicht jo jehr um ein Syſtem bineinzubringen, als 
vielmehr um bdirecte Misbräuche abzufhaffen oder zu hindern. 
Erft mit dem Entjtehen der Verfafjungen beginnt nun eine neue 
Zeit, die auf zwei Elementen berubt, welche für das Finanzweſen 
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der Gemeinde entjcheidend werden. Das erfte diefer Elemente ift 
die verfaffungsmäßige Anerkennung der Selbitbeitimmung der Ge: 
meinde über ihr eigenes Vermögen unter Zuftimmung des Staats, 
das zweite aber ift die Forderung, diejes Steuerjyftem der Ge: 
meinde fo fehr als möglich mit dem des Staats gleichartig zu 
machen. Es werden daher jet die Principien der verfaflungs- 
mäßigen —— auf das Gemeindevermögen angewen— 
det, für die Steuerfisaber das Princip der Zuſchläge zu den 
Steuern ſyſtematiſch durchgeführt, und fo erjheint das, was den 
Charakter des Gemeindefinanzivefend unjerer Gegenwart bildet; 
daſſelbe ift aus einem bisher von der Staatsverwaltung ganz 
oder gar nicht beadhteten Theile des hiſtoriſchen Gemeindewejens 
zu einem integrirenden Theile der verfafjungsmäßigen Ge: 
meindeordnungen geworden, deren Grundjäße für das ganze Ge: 
meindewejen gleihmäßig gültig find. Diefe Grundfäge find nun 
einfach: 

1) Die Verwaltung des Gemeindeguts ſteht unter der 
Gemeinde, hat aber der Eontrole der höhern freien Verwaltungs: 
organe (der Landichaft) fich zu unterwerfen. Veräußerungen des 
Gemeindeguts können nicht ohne Zuftimmung der höhern Ber: 
waltungsbebörden gejchehen. 

2) Die Benußung des Gemeindecredits fordert nothwen— 
dig die Zuftimmung der höhern Berwaltung, und zwar nicht 
blos aus finanziellen Gründen, jondern auch deshalb, weil der 
Gemeindecredit ſtets bejtimmte öffentliche Aufgaben der Gemeinde 
vorausfeßt, die als außerordentliche betrachtet werden müſſen und 
für welche daher ſchon an und für fich die Zuftimmung der höhern 
Berwaltungsbehörden nöthig wird. Die Eontrole der höhern Be: 
börden über Gemeindegut und Gemeindecredit hat daher ebendieſen 
doppelten Charakter, zugleich eine finanzielle und eine abminiftra= 
tive Controle zu jein, und man kann im allgemeinen annehmen, 
daß es eben die Nothwendigkeit der letztern ift, welche die erftere 
mit ihrer Zweckmäßigkeit erzeugt hat. 

3) Das Berhältniß der Gemeindebejteuerung bat einen 
etwas andern Charakter, und gerade bier zeigt fi am deutlich: 
jten die neue Stellung der Gemeinde im Staat. Das Princip 
derjelben ift, daß die Gemeindebeftenerung in dem Grade jelb- 
tändiger wird, in welchem die Gemeinde einen größern Kreis 
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der Selbitverwaltung innehat. Sie ift daher ebenjo verjchieden 
wie die Stellung der Gemeinde der Regierung gegenüber, und 
daraus erflärt e8 fi, daß die engliihe Gemeinde ein ganz an— 
deres Steuerweſen hat als die franzöjiiche und deutfche, wie es 
ebendaraus Elar ift, weshalb das Steuerwejen der großen Stadt: 
gemeinden vermöge ihrer umfafjenden VBerwaltungsaufgaben ftet3 
viel entmwidelter ijt als das der Kleinen Landgemeinden. Bei 
großer Gleichartigkeit der leitenden Grundſätze hat daher das 
Gemeindefinanzwejen einen durchaus Localen Charakter und for: 
dert eine fpecielle theoretiiche Behandlung. 


Die abftracte Vorftellung von der Freiheit der engliſchen Ge- 
meinde bat ihren concreten Anhalt befommen dur die Erfenntniß, 
daß diejelbe fih in der That erjt vermwirfliht durch das englijche 
Gemeindefteuerwejen, das wieder die Baſis umd zugleich der Aus: 
drud der engliihen Gemeindeverwaltung ift, melde ihrerfeit3 die 
Staatöverwaltung in dem wichtigſten Gebiete erfeßt und daher ebenfo 
bod über der des Continent3 fteht, wie die Staatsverwaltung in 
den meijten Theilen derjelben untergeorbnet ijt. Gneiſt hat das eng: 
liſche Gemeindeſteuerſyſtem zuerjt gründlich dargeſtellt. Dajjelbe be: 
ruht belanntlich auf dem alten Kirchſpiel, daS von jeher allerdings 
die Verwaltung jeiner innern Angelegenheiten bejaß, aber erſt durch 
die Urmengefeggebung und die Armenfteuer zu einem vollftändigen 
Steuerfyjtem wurde, fodaß die englifhen Armen: und fonjtigen Ge: 
meindejteuern fait fo bedeutend find wie die Staatäjteuern. ©. Gneift, 
„Engliihe Communalverfaſſung“, 1860; jpeciell die Communalſteuer— 
verwaltung, ©. 65 fg. — Die franzöfifhe Gemeindefteuerverwal: 
tung iſt ebenfo abhängig von dem Beamtenthum wie die ganze Ge: 
meinde; vgl. über die legtere Stein, „Selbitverwaltung‘, ©. 244 fa. 
In Frankreich entbehrt die Gemeinde, mit Ausnahme der ganz gro: 
Ben Städte, aller Selbftändigfeit und erjcheint nur als ein örtliches 
Ölied des Departements, ſodaß ihr ganzes Finanzweſen eigentlich 
nichts anderes ift als eine Form der Vermehrung der Staatsiteuern 
durch die centimes additionnels, deren Gejammtjumme nah von Hod 
für 1857 31,6 Mill. Fres. für regelmäßige und 27, Mill, Fres. 
außerorbentlihe Ausgaben betrug. In den bdeutjhen Gemeinden 
bat fih eine Menge von Gigenthümlichleiten und Selbſtändigkeiten 
erhalten. Diefe beruhen in neuerer Zeit auf den Gemeindeorbnun: 
gen, die freilih nur das Brincip der Selbitverwaltung des Gemeinde: 
gut3 und Gemeinveeinlommens unter Oberaufjiht der Regierung und 
unter öÖffentliher Rechnungslegung ausfprehen, ohne fih auf die 
Quellen diejer Einnahmen zu beziehen, ſodaß wir fehr wenig von 
dem Finanzweſen der Gemeinden willen. Das Spitem der örtlichen 
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Befteuerung ift befanntlich ausfchließlih auf die vier directen Steuern 
gebaut und befteht in den centimes additionnels, welde die Quellen 
aller Zufchläge find. Das Gejeg vom 10. Mai 1838 kann als 
Örundgejeg für die Provinzialverwaltung und für die Finanzen des 
Departement3 angefeben werden. Das Spftem derfelben ijt klar bei 
von Hod, a. a. D., ©. 159 fg., angegeben, wonach die Angaben 
bei Rau ($. 54 der neuern Ausgabe) zu berichtigen find. Ueber 
die Vermifhung der depenses departementales fixes mit den de- 
penses departementales communes f. oben und Blod, „Dict. v. 
Commun.“, Die firen Zufchläge betragen nah von Hod 16 Bro: 
cent der Grund :» und Wohnungziteuer. Die Zufhläge für vie 
Gemeinde werden grundfäglicd als veränderliche betradtet. Die Be: 
jtimmung geſchieht durd das jährlihe Steuergefeg, die Verwaltung 
duch die Präfecten; es iſt aljo eigentlih von einer Selbitverwaltung 
feine Rede. Nah der Angabe von Hod's (S. 161) betrug die 
ganze Summe der centimes additionnels 66 Proc. der birecten 
Steuern; die directe Steuer (principal) 264,3 Mill. Fres., die cen- 
times additionnels 173, Mill., zujammen 438,4 Mill. red. Für 
Baiern findet man mehrere Angaben bei Malchus, „Politik“, III, 36 
und „Finanzwiſſenſchaft“, II, 47. ©. aud Rau, $. 54 der ältern 
Ausgabe. 

Das Deiterreih betrifft, jo beruht fein ganzes Gemeindewefen 
und fo aud die Orbnung des Finanzweſens der Gemeinden auf den 
Grundfägen der eriten freien Gemeindeverfaflung vom 17. März 
1849, an deren Inhalt die neue Gemeindegejeggebung von 1862 
eigentlich nicht3 geändert hat. 

Ueber das ältere Gemeindefinanzwejen in Dejterreih vgl. na= 
mentlih Dejiary, $. 32. Auch bier ſcheiden fi die Einnahme: 
quellen in Abgaben oder Einnahmen, melde die Gemeinden durch 
Privilegien, Statuten und andere Geſetze, und folde, melde fie 
durch das Gemeindegejeg erheben und die in Form von Zufchlägen 
erhoben werden. Die erjtern find theild allgemeine, wie die Pflicht: 
legate aus Berlaffenfhaften für Gemeinde:, Woblthätigkeit3: und 
Scäulanftalten ($. 694 des bürgerlihen Geſetzbuchs), theils beſondere, 
wie der Zinskreuzer in Wien. Die Gemeindezufhläge zu den Staats: 
fteuern waren ausnahmsweiſe ſchon vor 1848 bewilligt. Das Ge: 
meindegefeg vom 17. März 1849 enthält vie betreffenden Beſtim— 
mungen in Abjchnitt II, $. 72 fg. Nah $. 79 kann die Gemeinde 
10 Proc. bei directen und 15 Proc. bei indirecten Steuern felbit 
als Zuſchlag auferlegen; was barüber gebt, ift an höhere Bewilli— 
gung gebunden. Nah $. 80 kann fie Schulden bis zum Belaufe 
der Hälfte des jährlihen Einkommens jelbjtändig contrahiren. Ebenfo 
das Gemeindegejeg von 1862, Art. 15. Durch die neuern Land: 
taggordnungen ift nun der Grundfag durdgeführt, daß dieſes Selbit: 
beſteuerungsrecht der Gemeinde unter den Landtagen ſteht, ftatt 
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wie früher unter ven Behörden, und zwar in der Weiſe, daß Zu- 
ihläge über 10 Proc. der directen und 15 Proc. der indirecten 
Steuern durch den Landesausſchuß, höhere Zufchläge nur dur ven 
Landtag ſelbſt bewilligt werden dürfen, Zur Aufnahme von Schul: 
den im Belaufe höherer Summen ijt gleihfalls höhere Bewilligung 
nöthig. Nah einem vfficiellen Ausweije betrug die Gejammtjumme 
in der Monarchie für alle Städte über 10000 Einwohner zufammen 
in 5. €.:M.: 
Einnahmen. Ausgaben. Deficit. 

Für 1855: 14,369785 21,168219 7,849637 

Für 1856: 16,416682 23,766093 7,931763 

Für 1857: 14,848534 24,625710 8,764597. 


Die Einnahmen bezeichnen bier die jelbjtändigen Ginnabmen; das 
Deficit ift demnah die Summe, welde eben durch Zufhläge gededt 
werden mußte. Es liegt dabei in der Natur der Sache, daß der 
Procentbetrag der Zuſchläge je nah den einzelnen Gemeinden jebr 
ſtark varüirte; bei einigen war der Zuſchlag zu den directen, bei an- 
dern der Zufchlag zu den indirecten Steuern größer, was bei der 
großen Verſchiedenheit der Berhältniffe nicht auffallen wird, Die 
Summe der Zujhläge zu den directen Steuern in allen Gemeinden 
betrug für das Jahr 1857, Land und Stadt... 17,894159 FL, 
wovon auf die Hauptjtädte und Städte über 10000 


Einwohner fielen........ 5,116270 „ 
ſodaß für die Heinern Orte und das flache Land 

FRERB ua ee ER ehr 12,777889 Fl. 

Für Wien waren die gewöhnlichen Einnahmen nad dem Budget 

für 1859 berechnet u... ce ec0e. 2,402429 Fl., 

die außergewöhnlihen Einnahmen zu ....... 204753 „ 

die Zujchläge (in jieben Arten) zu»... .... 2,233618 „ 


Summa: 4,840800 }. 
Die Ausgaben betrugen 4,829478 Fl. 

Preußens Gemeindefinanzverbältniffe find überſichtlich charakterifirt 
bei Deäfeld, „Preußen in fameraliftifcher und ftaatswirtbichaftlicher Be: 
ziehung“ (1858). Hier liegt die neue Städteordbnung vom 30. Mai 
1858 zu Grunde Princip: Die Stadtverorbneten können Gemeinde: 
auflagen bejchließen, bedürfen jevoh der Genehmigung der Staats: 
regierung, wenn die Zujhläge 50 Proc. der Staatsjteuern überfteigen 
oder nit nah gleichen Sägen mit dieſen vertheilt werden follen. 
Steuern von Berzehrungsgegenftänden dürfen die Gemeinden nicht 
beſchließen. In einigen Gemeinden erhebt der Staat die Steuer für 
die Gemeinde (S. 149—152). Uebrigens macht der Mangel eines 
einbeitlihen &emeinderechts in Preußen jede durdareifende Behand— 
fung des Gemeindewefens faſt unthunlich, weshalb auch felbft Rönne 
nur wenig Rüdficht darauf himmt; ſ. defien „Staatsrecht der preußischen 
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Monarchie”, II, S. 305 fa. In Baiern hat das Gemeindeumlage: 
gejeg vom 22. Juli 1819 die Punkte feitgeitellt, für melde vie Ge: 
meinde directe Steuern ausjchreiben kann; die Erbebung indirecter 
Steuern wird beſonders bewilligt. Val. Hauf, „Bairiſche Gejeggebung“ 
(1853), 8. 135 und 136. 


Die Gemeinde als Finanzbehörde. 

In ganz anderer Weije erjcheint die zweite Seite des come 
munalen Finanzwejens, die zwar als Thatſache hinreichend an: 
erfannt ift, deren Bedeutung aber ohne Zweifel weit über die 
nächte Gegenwart hinausreicht. Das ift die Stellung der Ge: 
meinde als Finanzbehörde. 

Die Gemeinde hat ihrer Natur nad die Fähigkeit, als thä— 
tiges Glied im Firanzorganismus des Staats ebenfo nüßlich ein- 
zugreifen, als fie dies in Beziehung auf die Rechtspflege und die 
eigentliche Verwaltung theils vermag, theils aber auch wirklich 
thut. Indeß muß man im allgemeinen jagen, daß dieje Seite 
im Gemeindewejen größtenthbeils noch ſehr unentwidelt ift, und 
wir müſſen uns deshalb damit begnügen, bier die allgemeinen 
Prineipien aufzuftelen, unter welche dieſe Thätigfeiten zu fallen 
haben. 

Die Gemeinde kann nämlich in dreifacher Weife als Finanz: 
behörde wirkſam fein. | 

1. Die Gemeinde fann die Erhebung der Steuern für 
den Staat bejorgen. Wo dies einmal als wünjchenswerth ange: 
ſtrebt ift, da werden folgende Gefichtspuntte maßgebend. 

Die Erhebung der directen Steuern wird am pafjendjten durch 
die Gemeinde für den Staat gejchehen, wo diejelbe nur zu ge: 
wiſſen Zeiten eine ſtarke Beichäftigung fordert und daber ein Amt 
jtetS entweder zu viel oder zu wenig damit zu thun bat. 


Die Erhebung der indirecten Steuern wird dagegen umge: - 


fehrt am beften durch den Staat für die Gemeinde geſchehen, 
weil hier theils eine viel umfafjendere Aufiicht, theils auch eine 
größere Zuverläffigfeit nöthig ift, als dies bei den Kleinen Be: 
trägen der Gemeindeverzehrungsiteuer dur Gemeindebeamte er- 
reihbar wäre. Am deutlichjten ijt dies gerade in dem Haupt: 
falle, der ftädtiichen Acciſe. r 

Nur bei der Erhebung gewiffer Gemeindeabgaben, die auf 
dem Verkehre ruhen (Mautben, gewiffe Präjtationen, Brüden: 
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und Hafengelder 2c.) bei denen der Gemeinde zugleich gewifje 
Laſten obliegen, find eigene Gemeindebeamte für die Gemeinde 
jelbjt anzuijtellen. 

9, Biel weniger entwidelt, aber auch viel tiefgreifender ift 
die Stellung der Gemeinde zur Vertheilung der Staats: 
abgaben. Ohne Zweifel iſt die Gemeinde in vieler Beziehung 
das geeignetite Organ, um dieſe Bertheilung einer Abgabe an die 
Einzelnen nach ihrem wahren VBermögensftande am richtigften . 
berzuftellen. Es laſſen ſich dabei aber zwei Wege denken, die 
wieder ſehr verjchieden in ihrem Erfolge find. | 

Die Gemeinde kann nämlich eritens bei der BVertheilung der 
Staatsabgabe injoweit mitwirken, als dieſe auf der Selbſtſchätzung 
der Einzelnen beruht, und zwar durch unmittelbare Theilnabme 
an dem Acte der Selbjtihätung des einzelnen durch Vertretung 
vermittel3 Abgeordneter, oder aber dadurch, daß der Gemeinde: 
rath die Ergebnifje der Selbjtihägung zur Nevifion und Begut: 
achtung, ja jogar zur eriten Entſcheidung erhält. Dieje Aufgabe 
der Gemeinde ift eine jo naturgemäße, daß fie allenthalben, wo 
die Beſteuerung durch Selbitihägung geichieht, ſich gleichſam 
von ſelbſt ergibt und in leichtverſtändlichen Formen durchge— 
führt wird. 

Ein anderes Verhältniß dagegen tritt ein, wo die Gemeinde 
als Ganzes das Steuerſubject iſt und direct die Aufgabe empfängt, 
die gegebene Steuerſumme als Ganzes aufzubringen. In diefem 
Falle muß die Bertheilung diefer gefammten Steuerſumme auf 
die einzelnen Mitglieder der Gemeinde entweder direct durch die 
Gemeindeverwaltung, oder indirect durch Selbftihägung der Ein: 
zelnen unter Zuziehung der Gemeindeverwaltung geſchehen. Es 
wird dies bei den directen Steuern allenthalben, bei den indirecten 
nur für diejenigen möglich fein, bei denen das Steuerobject ein 
örtlih begrenztes if. Diejes Syſtem der Steuerumlage bietet 
zwei jehr große Vortheile. 

- Erjtens foftet e8 dent Staate weniger, als wenn er es durch 
feine eigenen Beamten ausführen läßt, und zweitens fann der 
Antheil, den der Einzelne zu tragen bat, viel leichter richtig be— 
ſtimmt werden. Allein dafjfelbe hat dafür auch gewiſſe Bedingun— 
gen, unter denen es allein feine wahre Wirkſamkeit entfalten 
kann. Der Staat muß nämlid nit blos die Steuerfähigfeit 
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der Gemeinden in dieſem Falle kennen, ſondern die entlige 
Bildung des Volks muß hoch genug jtehen, um diefe Aufgabe in 
richtiger Weije vollziehen zu fünnen. Wo beides der Fall, ift, 
wird die Gemeinde in den dazu geeigneten Steuern die beite und 
billigſte Finanzbehörde fein, welche es überhaupt gibt. Nur kann 
jelbft in diefem Falle der, Staat niemals die Vertheilung abjolut 
an die Glieder der Gemeinde überlajien, jondern muß fich die 
‚Stellung der Recursorgane vorbehalten, wie diejelben jich nad 
den verjchiedenen Steuern verjchieden geftalten. 

83. Auf das engjte hängt mit diefer Stellung der Gemeinde 
die Pflicht derjelben zur jolidariihen Haftung für die Steuer: 
beträge der Einzelnen zujammen. Eine joldhe folidarijche Haftung 
it da, wo die Gemeinde nur die Erhebung der Steuern als Fi: 
nanzbehörde hat, eine nicht gerechtfertigte Laſt, da ſie bier im 
Grunde nur die Erecutivbehörde ift. Wo jie dagegen aud) die 
Bertbeilung hat, da muß im Grunde die Gemeindehaftung für 
die Einzeljtener naturgemäß eintreten, da der Act der Verthei— 
lung jelbit die Erklärung der Gemeinde iſt, daß der Einzelne die 
ihm zugetbeilte Summe zahlen könne, während die Erhebung die 
Pflicht enthält, den Einzelnen zu nöthigen, daß er auch wirklich 
zahle, was er zahlen kann. Dieje jolidariihe Haftung bildet da- 
ber wieder den Uebergang von der Gemeinde als Finanzbehörde 
zum Finanzlörper; jie jegt alsdann bejondere Beltimmungen und 
Einrihtungen voraus und ijt da, wo fie gut durchgeführt wird, 
der höchſte Ausdrud des communalen Finanzwejens. 

Eine Bergleihung dieſes communalen Finanzwejens Tann 
daher, wie fih aus allem Obigen ergibt, durchaus nicht blos in 
den Summen gefunden werden, welde die Gemeinden zahlen 
oder verbrauden, jondern wird zuerft und zumeijt von den all 
gemeinen Grundjägen auszugehen haben, welche über dafjelbe in 
den betreffenden Gemeindegejegen feitgeftellt find. Der Unterfchied 
in dem Finanziwejen wird jich demnach an dem Berhältniffe zu 
meſſen haben, in welchem die Grundfäße des Gemeinderechts zu 
den obigen Principien jtehen. Die Eigenthümlichkeit deffelben wird 
ih in der Art und Weife zeigen, wie in dem gegebenen Gemeinde: 
rechte jene Beitimmungen aufgenommen und verarbeitet find. 

Die ganze Frage nach viefem Theile des Gemeindefinanzweiens 
ift eine Frage der Bejteuerungspolitit und läßt ſich daber in Be— 
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ziehung auf ihre Ausführung durhaus nur nad den befondern Ber: 
hältniffen entſcheiden. Die Grundlage diejer Entiheidung ijt dabei 
die Beitimmung des Unterſchieds zwiſchen der Verwaltungs: (politi: 
fhen) und der Steuergemeinde. Der Regel nah wird die legtere 
eine größere fein al& die erftere, und daher hat man bier vielfach 
die Bezirlögemeinde mit der Steuergemeinde verwecjelt oder, wie 
Rau, die legtere über die erftere vergeflen. Der Unterſchied ift jedoch 
wefentlih; denn die Bezirtögemeinde hat zugleih adminiftrative Auf: 
gaben zu vollziehen, während die Steuergemeinde eben nur die Ge: 
meinde als Finanzbehörde enthält. In viefer Beziehung ift das 
Gemeindewejen wol in den meijten Staaten noh auf der erften Stufe, 
wo es fihb um die bloße Einholung und Abzahlung der directen 
Steuern handelt (Dejterr. Gemeindegefeg vom 17. März 1849, 
$. 128: „Dem Bürgermeifter obliegt die Einholung und Abfuhr der 
directen Steuern“). Auf die Steuervertheilung und die ſolidariſche 
Haft ijt die Gemeindegejeggebung wol nod nirgends eingegangen. 


II. Die Börperfhaften und ihr Haushalt. 


Die Körperfchaften bilden den dritten Theil der Selbjtver: 
waltung. Es iſt die Aufgabe der Lehre von der Vollziehenden 
Gewalt, ihre öffentlich rechtliche Natur im VBerhältniffe zu Regierung 
und Gemeinde darzulegen; wir können diefelben daher bier als 
befannt vorausjegen. In wirtbichaftlicher Beziehung unterjcheiden 
fie fih aber von Staat und Gemeinde mwejentlich dadurch, daß fie 
nicht blos einen ganz beftimmten einzelnen Zweck zur Aufgabe 
haben, jondern auch ein eigenes Bermögen bejiken, das rechtlid) 
nur für diefen Zwed verwaltet und verwendet werden darf, und 
zivar meiftens durch eigens dazu bejtimmte Organe. Das num 
gibt ihnen in der Finanzwiſſenſchaft ihren jpeciellen Charakter. 
Denn in der That ift ein ſolcher Zwed ftets zugleich ein öffent: 
licher, und gehört daher auch dem Staate an. Der Staat fann 
e3 daher nicht darauf ankommen laffen, ob die Mittel diejer 
Körperichaften auch wirklich für jene Zwecke ausreichen, und auf 
diefem Punkte ift es, wo die Berührungen zwijchen beiden beginnen. 

Der Urjprung der meilten Anftalten bejtehbt in frommen 
Stiftungen, die oft aus jehr verichiedenen Gründen und fehr ver: 
ichiedenen Zeiten berrühren. Dieje Stiftungen find entweder 
Grundbejigungen oder fie find beſtimmte Renten. Man nennt 
fie deshalb auch Fonds. Anfänglich ging die Aufgabe der An: 
ftalten (Schulen, Hospitäler 2c.) nicht weiter als ihre Rente. ALS 
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die Nothwendigfeit größern Umfangs gefühlt ward, entftand ein 
zmweifaches Verhältniß. Der Staat gab entweder einen Zuſchuß 
zu den Einnahmen und nahm daher das Redt in Anſpruch, aud 
bei der Verwaltung thätig einzugreifen; oder er zog die Fonds 
ein, fiherte aus dem Staatseinfommen den Anjtalten ihre Rente, 
erhöhte jie nöthigenfall3 und übernahm dafür ganz die Verwal: 
tung derjelben. Auf diefe Weife ift ein großer Theil ſolcher An— 
ftalten als fjelbjtändige ganz verſchwunden und bildet einen nicht 
mehr äußerlich gejchiedenen Theil der Staatsverwaltung. Wo 
fie aber noch jelbftändig beitehen, da bilden jie mit ihrer eigenen 
unter der Dberaufliht des Staats ftehenden Verwaltung den 
Uebergang von der Staatsverwaltung zur Selbftverwaltung. Es 
ergibt fi, daß fie nicht blos an jich ſehr verfchieden find, fondern 
e3 ſind ſogar in einzelnen Staaten noch ſolche Angelegenheiten 
Gegenstand der Anftalten, die in andern bereitS ganz oder zum 
Theil der Staatsverwaltung übergeben find und daher gar nicht 
mehr den Finanzen, jondern nur noch der Verwaltung angehören. 
Es muß daher diefes ganze Gebiet nach den bejondern Berbältniffen 
der einzelnen Staaten und in diefen wieder nad) der Bejonderheit 
der einzelnen Körperichaften beurtheilt werden. Grundſatz bleibt 
jedoch ſtets, daß aud die übrigens jelbitändige Eörperfchaftliche 
Verwaltung des Vermögens unter der Oberaufſicht des Staats 
jteht, und daß ohne feine Zuftimmung feine Veränderung in der 
Verwaltung diejes Vermögens jtattfinden darf; da wo die körper— 
Ihaftlihen Anftalten den einzelnen Gemeinden angehören, werden 
fie meirt von dieſen verwaltet oder doch geleitet. 


Auh in Beziehung auf die Körperichaften find die großen 
Gulturjtaaten jehr verſchieden. In England find viefelben, wie 
namentlid die Univerfitäten, von der Regierung vollftändig unabhängig 
und verwalten jih durchaus durch eigene Organe. Vgl. Gneiſt, „Eng: 
liihe Communalverfafiung‘‘, 8. XI, ©. 810 fa. — In Frankreich 
j. über die Hospices und Höpitaux, Vlod, „Diet. de l’adm. v. Hos- 
pices“; Stein, „Handbuch der Verwaltungslehre 1870". In Deiter: 
reich über die fogenannten „Fonde“ Deſſary, 8. 13 u. 18. Das 
Verfügungsrecht derjelben über Grundeigenthbum in Preußen Rönne, 
„Staatsrecht“, I, 8. 93. 


119 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Finanzgewalt. 


Begriff und Wefen. 


Bei dem neuen Begriffe der Finanzgewalt, den wir jegt als 
einen organischen Theil der Finanzverwaltung aufitellen, wird es 
zunächſt darauf anfommen, den formalen Begriff derjelben mög: 
lichft einfach zu beftimmen. Es ift das aber nur dann möglich, 
wenn man die Grundjäße der BVollziehenden Gewalt dabei zu 
Grunde legt. Wir haben in der Lehre von der Bollziehenden 
Gewalt die Tegtere ald den Organismus der That des Staats 
bezeichnet, gegenüber der Gejeggebung als dem Willen des Staats. 
Wir haben den ‚‚Begriff der Staatsgewalt‘ dahin beftimmt, daf 
diefelbe diejenige Gewalt jei, vermöge deren der Staat feinen im 
Geſetze gegebenen Willen zur Verwirklihung bringt. Wir haben 
dann die Vollziehung, injofern fie mit den einzelnen wirklichen 
Aufgaben des Staatslebens zu thun bat, die Verwaltung im all: 
gemeinen Sinne genannt, im Gegenſatze zur Gejeßgebung und Voll: 
ziehung. Diefe Verwaltung zerfiel dann in fünf Hauptgebiete, 
welche den Inhalt des ganzen praftiihen Staatslebens erfüllen 
und umfaſſen. Diefe Hauptgebiete waren: Meußeres, Krieg, Staats: 
wirtbichaft, Rechtspflege und Inneres. 

Der allgemeine Begriff der Staatsgewalt erjcheint daher ver: 
theilt an diefe fünf Gebiete. Jedes derfelben bat daher feine 
Bollziehende Gewalt oder Staatsgewalt; und nun nennen wir die 
Finanzgewalt die Vollziehende Gewalt, injofern fie durch den 
Finanzorganismus zum Zwecke der Erhebung der Einnahmen des 
Staats ausgeübt wird. Das ijt der formale Begriff der Finanz: 
gemalt. 

Der Inhalt diejes Begriffs entiteht nun gleichfalls an dem 
Inhalte der Vollziehenden Gewalt überhaupt. Wir haben diejen 
Inhalt bezeichnet als die VBerordnungsgewalt, die Organifations: 
gewalt und die Ziwangsgewalt. Wir haben namentlid in Be: 
ziehung auf die Verorbnungsgewalt nachgewiefen, daß es drei 
Arten der Verordnungen gibt: die Vollzugsverordnung, welche die 
Gejege ausführt; die eigentliche oder Berwaltungsverordnung, welche 
die Gejege erjegt wo jie mangeln und doc nothwendig waren, und 
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die Nothverordnung, welche jie filtirt. Die Organifationsgewalt 
enthält die Gewalt, welde den einzelnen erecutiven Organen ihre 
Gompetenz gibt; die Zwangsgewalt ift die Gewalt, welche Gejege 
und Verordnungen in ihren einzelnen Bejtimmungen durch phy— 
ſiſche Mittel verwirklicht. ES folgt daher, daß auch die Finanz: 
verwaltung die Berordnungs:, die Drganijationd: und Zwangs— 
gewalt als ihren Inhalt bejigt. Allerdings aber gewinnen diefe 
einzelnen Gewalten in jedem der fünf Gebiete eine bejondere 
Geftalt. Die Finanzgewalt fordert daher ihrerjeitS eine bejondere 
Darſtellung. Dieſe nun beruht bier wie bei der ganzen Boll: 
ziehenden Gewalt darauf, dab Feine Gewalt die Grenze der Gejeße 
überfchreiten darf, foweit diefelben in ihrem Inhalte Klar find, 
Solange Gejege und Verordnung im vorigen Jahrhunderte von 
der Bildung der VBerfaffungen im öffentlihen Rechte der Staaten 
Europas, freilihd mit Ausnahme Englands, nicht gejchieden waren, 
waren die Finanzverordnungen zugleich Finanzgefege und ein ſpe— 
cififher Begriff der Finanzgewalt Eonnte daher nicht eriftiren. So— 
wie dagegen in unferm Jahrhunderte die Gejeßgebung fi von 
der Verordnung überhaupt jcheidet, werden die Einnahmen der 
Staaten Gegenftand felbjtändiger Gefege, namentlih auf dem 
Gebiete des Steuerweſens, und damit tritt die Finanzgewalt in 
ihr natürliches Gebiet zurüd. Sie wird die Vollziehende Gewalt 
für die beftehenden Finanzgelebe des Staats; und jet kann man 
daher aud von einer VBerordnungs:, Drganifations: und Zwangs: 
gewalt der Finanzverwaltung im befondern fprechen. 

Dabei findet jedoch eine Schwierigkeit ftatt, welche wir fogleich 
hervorheben möchten. Die Einnahmen des Staats haben einen 
wejentlih andern Charakter bei den Domänen, NRegalien, den 
Steuern und dem Credit. Die Finanzgewalt der Finanzvermwal: 
tung ericheint daher auch wejentlich anders, je nachdem es ſich 
um die Verwaltung jedes diejer vier Gebiete handelt, und eigent- 
lih jollte man diejelbe in diejer Weiſe fireng gejchieden durch— 
führen. Allein es it fein Zweifel, daß praftiih genommen das 
Steuerwejen bei weitem die Hauptiache bildet und das Folgende 
wird daher jeine wejentlichite Anwendung auf das Gebiet der 
Steuern als Einnahmequellen des Staats finden. 
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I. Die finanzielle Verordnungsgewalt. 


Was nun zuerft die Verordnungsgewalt betrifft, jo hat die 
Finanzverwaltung unzweifelhaft das Recht auf die Vollzugs— 
verordnung für die beftehenden Finanzgefege; ihr Princip ift 
dabei das der Zwedmäßigkeit, und das Zwedmäßige muß ihr dabei 
ganz überlafjen bleiben. Sie hat daher unzweifelhaft 5. B. bei 
Steuern die Erhebungstermine, Einrihtungen der Uuittungen, 
Zahlungsformen u. ſ. w. feitzufegen, bei den Domänen die Art 
und Weife der Verwaltung zu beftimmen, beim Credit über die 
Emiffion der Staatsihuldentitel zu beftimmen, 3. B. die Appoints; 
den Amortifationsplan und namentlid den Emiffionscurs end: 
gültig feftzufegen; da in der Regel bei der Aufnahme von Staats: 
ſchulden kein Zinsfuß gefeglich normirt wird, auch den Zinsfuß feft- 
zuitellen, jedoch unter ihrer Haftung ſowol für den angemefjenen 
Zinsfuß als auch für den Emiflionscurs in feinem Verhältniffe zum 
Binsfuße. Denn troß der außerordentlihen Wichtigkeit gerade dieſes 
Berhältniffes wird man nie vermeiden Fönnen, daß die Finanz 
verwaltung vermöge ihrer Berordnungsgewalt rechtsverbindlich für 
Dritte darüber enticheidet und kann eine ſolche Enticheidung auch 
im Falle eines Misbrauchs diefer Verordnungsgemalt nicht ange: 
fohten werben. In Beziehung auf die Regalien muß jedod, da 
diefelben ihrem Weſen nach ſtets zugleich der innern Verwaltung 
angehören, 3. B. bei Poſt und Münze, ein Einverftändniß mit 
dem Minifterium des Innern ftattfinden. 

Eigentlihe oder VBerwaltungsverordnungen werden für 
die Finanzverwaltung nur folche fein, weldhe im Verordnungsivege 
neue Einnahmequellen dem Staate eröffnen. Das ift im ver: 
fafjungsmäßigen Staatsredhte beim Steuerwejen gänzlid aus: 
geſchloſſen, denn eine Steuer joll nur vermöge eines Geſetzes, aljo 
durch Vollzugsverordnung derjelben, eingehoben werden. Verwal: 
tungsverordnungen können daher nur jtattfinden bei den Domänen 
und ganz jpeciellen Unternehmungen des Staats, Gie werden 
daher jtet3 als Ausnahmsfälle betrachtet werden dürfen und es 
iſt klar, daß gerade in diefer Ausſchließung der eigentlihen Ver: 
orbnungsgewalt des Finanzminifteriums die Verfaſſungsmäßigkeit 
der Finanzverwaltung überhaupt bejtehbt. Das iſt der mejentliche 
Unterjhied zwiſchen der Bollzugsgewalt der Finanzen und nament: 
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lich der des Innern, bei welcher die eigentliche Verordnungsgemalt 
der Natur der Sache nad) niemals ganz ausgejchloffen fein kann 
- und die Bafis des rechtlichen Unterfchieds zwijchen der abjoluten 
Beiteuerung des vorigen Jahrhunderts und der verfaffungsmäßigen 
der gegenwärtigen, ein Punkt, den wir in den bisherigen Bear: 
beitungen der Finanzwiſſenſchaft gänzlich vermißten. 

Daſſelbe gilt in anderer Weile von der Nothverordnung. 
Beim Steuerwejen kann die Nothverordnung ſich nie auf die Er: 
bebung einer neuen Steuer beziehen, nicht einmal auf die Anti: 
cipation derjelben. Iſt eine wirkliche finanzielle Noth vorhanden, 
jo bejteht das Nothrecht der Finanzgemwalt einzig und allein darin, 
einen außerordentlichen Credit einzugehen, für welchen dann die 
Finanzverwaltung die Verantwortlichfeit und Haftung übernimmt. 
Namentlich Fann man der Finanzverwaltung nie das Recht zu: 
geitehen, eigentliches Staatspapiergeld auszugeben, jelbit im Falle 
der Noth. Dagegen muß ihr veritattet fein, nad ihrem Ermefjen 
die Schuld in der Form von Steueranticipationen aller Art zu 
contrahiren; jedoch follte unbedingt der Grundſatz gelten, daß 
dieje Anticipationsfcheine ſtets einerjeits einen bejtimmten Fällig- 
feitstermin und andererfeits einen bejtimmten Zinsfuß haben, da= 
mit jie von dem Papiergeld unbedingt geichieden bleiben. Das 
ijt das, Spitem der engliichen Exchequer-Bills, und dieſes Syſtem 
jollte eine der Grundlagen der ganzen Finanzgewalt bleiben. Un: 
zweifelhaft müſſen ſolche Bills rechtlih als gültige Obligationen 
anerfannt werden, natürli unter Haftung der emittirenden 
Finanzgewalt. 

Faßt man dieſe Sätze zuſammen, ſo ergibt ſich die Formel, 
daß es keine Nothverordnung für conſolidirte Schulden und Papier— 
geld, wohl aber für die ſchwebende Schuld gibt. 


I. Die finanzielle Organiſalionsgewall. 


Die Organijationsgewalt in der Finanzverwaltung bat die 
Aufgabe, den Organismus der Finanzbehörden zu regeln und jedem 
einzelnen Organe feine Competenz für die Erhebung der Staats: 
einnahmen zu verleiben. Nur bei den Regalien muß dies im 
Einverjtändniffe mit dem Minifterium des Innern geichehen. Die 
Sade jelbit ift an fich jehr einfah und kann Faum weder be- 
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ftritten noch misverftanden werden. Nur ein Punkt ift dabei 
von allgemeinerer Wichtigkeit. Es it die Frage, ob das Finanz: 
minijterium vermöge feiner Organijationsgewalt das Recht bat, 
den Selbjtverwaltungsförpern, namentlich der Landſchaft und der 
Gemeinde, einfeitig die Pflicht zur Erhebung gewifler Staatsein- 
nahmen aufzutragen. Diejes Necht hat jie offenbar nicht, weil 
fie damit in den Organismus diejer Körper ſelbſt eingreift und 
ihnen Haftungen auferlegt, zu denen die legtern nicht verpflichtet 
find. Dagegen hat jie gewiß das Recht, auch ohne Geſetz, nad 
freier Vereinbarung, denfelben ſolche Competenzen zu übertragen, 
die dann für Dritte al3 gültig gelten müſſen. 


III. Die finanzielle Bwangsgewalt. 


Die Zwangsgewalt der Finanzverwaltung hat wiederum einen 
jehr verjchiedenen Inhalt, je nachdem es jih um Domänen, Ne: 
galien, Steuern und Schulden handelt. Bei den Domänen be- 
fteht fie entweder in der gewöhnlichen Disciplinargewalt gegen die 
Bermaltungsbeamteten derjelben oder bei Verpachtungen natürlich 
in der gewöhnlichen gerichtlichen Erecution. Bei den Regalien 
eriheint nur die Disciplinargewalt. Bei den Steuern ift fie 
eigentlih nichts anderes als eben das Erecutionsverfahren in 
Steuerſachen, das natürlich aus naheliegenden Gründen feine Dar: 
ftellung im Steuerwefen findet. Bei den Staatsfchulden gibt es 
eigentlich Feine Zwangsgewalt, da die Eontrahirung von Staats: 
ſchulden al3 ein Privatvertrag mit den darleihenden Häufern oder 
Einzelnen erjcheint und daher bei etwaiger Nichtinnehaltung der 
Verpflichtungen von feiten der contrabirenden Parteien nad) den 
Beitimmungen der Emiffion die gerichtliche Entjcheidung bei vor: 
fommenden Streitigkeiten eintreten muß. 

Wir glauben, daß die bier aufgeftellten Grundjäge über die 
Finanzgewalt auch praktiſch von der höchſten Wichtigkeit ſind und 
daß fie ihrerjeitS den Beweis liefern, daß man auch die Finanz— 
wiſſenſchaft Fünftig nicht ohne die Lehre vom Verwaltungsrechte, 
und jpecjell vom verfafjungsmäßigen Negierungsrechte, wird be— 
handeln können. 


Da Malhus und Rau über dieſes ganze Gebiet fih nicht 
äußern, ift wol nah dem Zuftande der frühern Literatur des öffent: 
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lihen Rechts fehr erflärlih. In den Staatärchten ift befanntlich die 
Unterfheidung von Gefep und Verorpnung auf die einzelnen Zmeige 
der Verwaltung nicht ausgedehnt und daher au die eigentliche Finanz: 
gemalt nicht- felbitändig behandelt. Das, was Nönne als Yinanz: 
gewalt bezeichnet, ift in der That nicht3 anderes als die Lehre vom 
Staatshausbalte und feinem Rechte. S. „Staatsrecht“, I, 8S. 63 fg. 
Bei Herdegen und Negenauer it gleihfall® auf dieſes Gebiet nicht 
eingegangen. Aber auch Umpfenbahb und Pfeiffer haben in ver 
Finanzwiſſenſchaft gar nichts als die Finanzwiſſenſchaft geſehen. Was 
uns beſonders auffällt, ift jedoch, daß auch die franzöſiſche Literatur, 
und namentlih Hod und Parieu, des ganzen Gebietes nit Erwäh— 
nung tbun. Daß die Engländer vortrefflihe Finanzen, aber feine 
Finanzwiſſenſchaft haben, iſt befannt. Es bleibt ung daher nichts 
anderes übrig, al3 für die Entwidelung der allgemeinen Grundfäße im 
einzelnen auf unjere Lehre von ver Vollziehbenden Gewalt zu verweiſen. 


Dritter Abſchnitt. 
Das Sinanzregt. 


Begriff. 


Auch das Finanzreht kann in feinem felbjtändigen Inhalt 
und in feiner großen Bedeutung für das Finanzweſen nur auf 
Grundlage der Lehre von der Vollziehenden Gewalt richtig ver: 
ftanden werden. Auch bier muß man uns vorher veritatten, die 
allgemeinen Elemente zu wiederholen und das Finanzredht als 
das Far zu mahen, was es ift, nämlich als einen Theil und eine 
Anwendung des Verwaltungsredts. 

Das Verwaltungsrecht entjteht, indem die VBollziehende Ge: 
walt mit ihrem Willen und ihrer Thätigfeit die Grenzen des ge: 
jeglihen Redts berührt. Sein Inhalt und feine Aufgabe ijt es 
daher, das gejegliche Recht gegenüber der VBerordnungs: und 
Zwangsgewalt aufrecht zu halten. Das Finanzredt ijt daher 
nichts anderes als die rechtliche Grenze, weldhe das geſetzliche 
Recht für die Finanzgewalt aufitellt. Es enthält daher ebenfo 
wie das Verwaltungsrecht überhaupt als jeinen zweiten Theil 
die organischen Beltimmungen über die Art und Weife, wie die 


125 


Berlegungen der gejeglihen Rechte für die Staatseinnahmen, 
aljo vorzugsweije der Inhalt der eigentlichen Steuergejeße durch 
die Verordnungen, Verfügungen und den Zwang der Finanz: 
gemalt wiederhergeitellt wird. Das Finanzrecht hat daher die: 
jelben beiden großen Kategorien wie das Verwaltungsrecht über: 
haupt. Wir unterfheiden zwifchen dem öffentlichen Finanzrecht 
und dem, was wir das private oder bürgerlihe Finanzrecht nennen. 
Das erjte enthält das Recht für die Finanzverordnungen gegenüber 
dem Staatswirthichaftsgejege, das zweite das Necht derſelben 
gegenüber dem Privatrechte der Einzelnen. 


I. Das öffentliche Finanzredi. 


Das Öffentlihe Finanzrecht befteht in der Durchführung des 
Principg, daß feine Verordnung und Verfügung der Finanzgemwalt 
gegen das Staatswirthichaftsgefeg (Budget) veritoßen darf. Eine 
Verlegung durch die erjtern begründet die VBerantwortlichkeit und 
die perjönliche Haftung der Finanzorgane. Der große Organismus, 
durch welchen diejes öffentliche Recht der Finanzgewalt begründet 
wird, ijt eben fein anderer als der der verfafjungsmäßigen Staats: 
controle, rejpective das Anklagerecht der Bolksvertretung gegen 
den Minijter der Finanzen, deſſen Hauptanwendung von jeher 
eben das Gebiet der Finanzen und defjen Hauptaufgabe eben die 
Verhinderung einer durch das Gefeg nicht genehmigten Verwen— 
dung der Einnahmen des Staats war und bleiben wird. Eben: 
deshalb nennen wir diefes Recht das verfaffungsmäßige Finanz: 
recht. Natürlich ift feine Vorausfegung jene Scheidung der Ge: 
jeßgebung von der Verwaltung, welche eben das Wejen der Ver: 
faffung bildet, und die ganze Lehre Fällt daher in das eigentliche 
Berfaflungsreht. Es bedarf wol faum der bejondern Bemerkung, 
daß England diefes Recht bereits auf Grundlage jeiner Steuer: 
bewilligung durch das House of Commons ſeit der Magna Charta 
gehabt hat. Auf dem Gontinent dagegen eriltirte es bis zum 
19. Jahrhundert nicht, aus dem einfachen Grunde, weil bis zu 
diejer Zeit dur den Mangel jeder Volk3vertretung Gejeßgebung 
und Verwaltung in dem Königthum und feinen oberjten Organen 
volftändig verſchmolzen war und daher ein Widerſpruch zwijchen 
Geſetz und Verordnung überhaupt nicht entitehen Fonnte. Mit 
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dem 19. Jahrhundert tritt nun bier allenthalben das Recht ein, 
welches wir als das verfajjungsmäßige Verwaltungsrecht bezeichnet 
baben und über welches man jich viel Elarer und einiger iſt als 
über das Folgende; denn bier wie allenthalben ſtehen wir vor der 
Epoche, wo aus dem Berfafjungsrechte das Berwaltungsrect erjt 
hervorgehen joll. 


I. Das eigentliche oder bürgerliche Finanzredi. 
(Fiscus und Fiscalredt.) 


Das eigentlihe oder bürgerliche Finanzrecht entjteht, indem 
die Thätigleit der Finanzverwaltung mit dem gejeglichen Rechte 
der Einzelnen in Colliiion fommt. Auch bier müſſen wir zunächft 
drei Gebiete jcheiden. 

A. Das erite umfaßt die Gejammtheit von Berhältnifien, in 
denen der Staat vermöge feiner Finanzverwaltung als wirtbichaft: 
lihe Einzelperjönlichfeit mit den einzelnen in Verkehr tritt und 
gegenfeitige Rechte und VBerbindlichkeiten eingeht. Als jolche wirth: 
Ichaftlihe Einzelperfünlichkeit heißt der Staat der „Fiscus“ oder 
das „Aerar“. Das Recht, welches für den Fiscus (oder das 
Aerar) in allen diefen Beziehungen des wirtbichaftlichen Verkehrs 
gilt, ijt grundjäglich Fein anderes als das bürgerliche Necht über: 
haupt. Es ift eins der großen Berdienite des römischen Nechts, 
diejen privatrechtlichen Begriff des Fiscus der ganzen germanischen 
Rechtsbildung klar gemacht und den Fiscus ftreng vom Landes: 
bern und den landesfürftlichen Privatrechten geſchieden zu haben. 
Dieje Scheidung haben die Juriſten des römischen Nechts feit dem 
16. Jahrhundert mit entjchiedener Hartnädigkeit feitgehalten und 
dadurh dem wahren Spiteme des Finanzrechts wejentlich vor: 
gearbeitet. Allein diejer ganze Begriff findet doc nur feine Haupt: 
anwendung in der Verwaltung der Staatsgüter und ihrer wejentlich 
privatrechtlichen Berwaltung, während bei den Negalien und 
Steuern derjelbe nur ausnahmsweiſe zur reinen ungetrübten Gel: 
tung kommt. Denn in der That iſt eine Forderung des Staats 
aus dem Titel einer Steuer genau genommen Feine fiscalijche, 
jondern eine Forderung der ftaatlichen Finanzverwaltung. Das 
Intereſſe an einer guten Verwaltung der Domänen iſt ein Privat: 
interejje des Staats, das Intereſſe an einer guten Steuervermwal: 
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tung ein allgemeines, und es ift daher ein Beweis der Unklar: 
beit über das wahre Wejen des Finanzrechts, wenn man, wie es 
nur zu häufig geichieht, das leßtere mit dem Namen des erflern, 
das allgemeine Intereſſe der Finanzverwaltung mit dem der fis- 
caliſchen Rückſichten u. ſ. w. bezeichnet, und das iſt nicht blos 
theoretiſch volllommen unbeftreitbar, jondern es ift auch praktisch 
von um jo höherer Wichtigkeit, je Elarer man den Unterſchied 
zwijchen dem bürgerlich rechtlichen und öffentlich rechtlichen Klage: 
und Proceßrecht durchführt, auf welchem das ganze verfafjungs: 
mäßige Negierungsrecht beruht. Denn es ift fein Zweifel, daß 
grundjäglich für alle wie immer gearteten fiscaliichen Rechte in 
diefem ganz beftimmten Sinne des Worts einzig und allein das 
allgemeine bürgerlide Recht, das allgemeine bürgerliche Gerichts: 
verfahren und die allgemeine bürgerliche Erecutionsordnung gelten 
müfjen. ‘Jedes privilegium fisei ift daher an und für jich falich; 
es ift gar fein denkbarer Grund, weshalb der Staat, wen er 
als PBrivatmann auftritt, nicht als Privatmann ſelbſt auftreten 
und als jolcher gerichtlich behandelt werden ſollte. Die ganze 
Tradition von den juribus et privilegiis fisci ſtammt einzig und 
allein daher, daß man den Staat in jeiner Function als ſteuer— 
erhebende Finanzgewalt mit dem Staate als Brivateigenthümer 
unklar verſchmolz. Allerdings gehört eine ftrenge und fehr ob: 
jective Auffafjung des BVerwaltungsrechts dazu, diefe Scheidung 
durchzuführen und in der Praris feitzubalten, und es iſt von 
großem Intereſſe, zu ſehen, wie jich das in den verjchiedenen 
Staaten Europas verichieden gejtaltet hat. Während nämlih in 
England zulegt alle Klagen auf Privatklagen hinauslaufen, auch 
in Steuerrechtsfragen (f. unten), bat Frankreich in feinem systeme 
des Gontentieux, wie wir es in der „Bollziehenden Gewalt‘, 
2. Aufl., Bd. 1 am Eingange, dargeftellt haben, vermöge feines 
die ganze Verwaltung durchoringenden bureaufratijchen Princips 
es dahin gebracht, Begriff und Recht des Fiscus vollftändig zu ver: 
wirren und unzweifelhafte Brivatrechtsangelegenheit der rein 
bureaufratiichen Verhandlung und Entiheidung zu unterwerfen. 
In Deutſchand dagegen it der privatrechtliche Charakter der Finanz: 
verwaltung oder des Staats in diejen Beziehungen allerdings, 
wie wir glauben, praktisch durchgeführt, nur daß der Ausprud 
Fiscus und Fiscalgewalt bier theoretiih zum großen Nachtheile 
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der Klarheit nur zu häufig auf Regalien und Steuern bezogen 
wird. Es wäre daher zu wünjchen, daß man fünftig die Gebiete 
des Finanzrechts aud in der Theorie ftreng geſchieden bielte und 
auch die Ausdrüde Fiscus und Aerar nur auf die privatrechtlichen 
Beziehungen des Staats angewendet würden, weil man erſt dann 
das Princip und das Wefen des jogleich darzulegenden öffentlichen 
Klage: und Beichwerderehts ganz zu würdigen im Stande ijt. 

Wir können daher kurz das Finanzrecht des Fiscus oder des 
Aerars als das eigentlich bürgerliche Recht der Finanzverwaltung 
bezeihnen. MWejentlih anders verhält es ji mit den beiden 
folgenden Gebieten. 

B. Das zweite Gebiet ift das der Negalien. Hier ver: 
mischt ih die Function der Finanzverwaltung, mie bei Poſt, 
Münzweſen, Eijenbahnen, jo innig mit der der innern Verwal: 
tung, und genau genommen ijt jede Forderung der Finanzen, die 
aus den einzelnen Acten der Leiltungen der Negalien entftebt, jo 
abhängig von diejen eigentlic der innern Verwaltung angehörigen 
Leiftungen, daß ein befonderes Recht der Finanzen auf die aus 
jenen Leiftungen entjpringenden rejpectiven Zahlungen der Ein- 
zelnen kaum zu unterjcheiden fein dürfte Wir glauben daber, 
daß das Verwaltungsrecht der Regalien der innern Verwaltung 
zu überweiſen ift, mit dem dazu gehörigen öffentlichen Klage: und 
Beſchwerderechte. Nur ift das feitzubalten, daß das Recht des 
Staat3 auf die Regalien an fich eben kein Finanzrecht ift, fondern 
ein inneres Verwaltungsredt. Wenn man bisher diefe Regalien 
jelbft als jura fisci bezeichnete, weil allerdings ihre Ausübung 
eine Einnahmsquelle war und ift, jo bemeift das nur, daß man 
das Bermwaltungsredht der innern Verwaltung von dem der 
Finanzen nicht zu jcheiden verftand. Das dagegen müfjen wir 
andererjeits feithalten, daß, wo die vom Gejeg beftinmte Leiftung 
des einzelnen für die individuelle Benugung eines Negals, wie 
3. B. bei der Poſt, wirklich gejcheben ijt, derjelbe ein Privatrecht 
gegen die Finanzen erwirbt, welches nad allgemeinem bürgerlichen 
Rechte zu verhandeln und zu entfcheiden ift, wenn nicht befondere 
gejegliche VBorichriften über Leitung und Haftung beftehen. Dabei 
müffen wir freilich für die Praris darauf binweifen, daß, weil 
vielfach namentlich ‘Boft: und Münzwejen dem Finanzminifterium 
untergeordnet waren, die Vorftellung allgemein ift und auch ge: 
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jeglihen Ausdrud gefunden bat, daß etwaige privatrechtliche 
Streitigkeiten in diejem Gebiete der gerichtlichen Entjcheidung ent: 
zogen und den Behörden übergeben worden find. Natürlich wird 
fich dies auf die Dauer nicht durchführen laffen, und an die 
Stelle des adminiftrativen Verfahrens das folgende gerichtliche 
eintreten. 

C. Das dritte Gebiet it nun das der eigentlidhen Steuern, 
und bier liegt allerdings der Schwerpunkt der ganzen Frage des 
Finanzrechts, das nur von dem Geſichtspunkte des verfaflungs: 
mäßigen Verwaltungsrechts zu entjcheiden ift. 

Die Darjtellung der Finanzgewalt zeigt nämlich, daß bei der 
Befteuerung ſtets zwei Elemente concurriren; einerſeits das Gejeß, 
im Namen dejfen allein die Steuerpflicht entſteht, und andererfeits 
die Verordnung, welche die Erhebung derjelben anordnet. Es 
find daher bei der Steuerverwaltung auch zwei Fälle möglich. 
E3 kann einerjeitS die Verordnung der Finanzgewalt gegen das 
Geſetz verftoßen und von dem Einzelnen einen ungejeglichen Be: 
trag derjelben erheben, und es kann andererjeit3 die einzelne 
Erecutive der Finanzen in ihren Verfügungen und Maßregeln mit 
der allgemeinen Verordnung des Finanzminifteriums in Wider: 
ipruch treten. Die Grundjäße des verfafjungsmäßigen Verwal— 
tungsrechts entjcheiden nun beide Fälle in jehr einfacher Weife: 
Es iſt grundſätzlich falſch, daß das Jinanzminijterium auch in 
dem Falle entſcheide, wo der Einzelne behauptet, daß von ihm 
eine ungeſetzliche Steuer erhoben ſei, gleichviel ob es ſich um 
die Steuer ſelbſt oder nur um ihren Betrag handelt; ebenſo wenig 
kann das Finanzminiſterium endgültig entſcheiden, wo die Ver— 
fügungen ſeiner Organe mit den Geſetzen in Widerſpruch ſtehen. 
In allen dieſen Fällen tritt vielmehr, wie es die Vollziehende 
Gewalt zeigt, das Klagerecht des Einzelnen gegen die Finanz 
gewalt ein, und wir find auch hier der entjchiedenen Ueberzeugung, 
daß in einem folchen Falle nur das bürgerliche Gericht zu ent: 
jcheiden habe. Dabei ift allerdings fejtzubalten, daß eine folche 
„Klage“ des Betreffenden vor Gericht nicht einen Suspenliv: 
effect bejigen darf; das heißt, es muß der Einzelne auf Verordnung 
der Finanzgewalt vorderhand unmeigerlich zahlen, wobei ihm das 
Negreßrecht gegen die Finanzverwaltung offen ftebt, welches er 
eben durd die Klage geltend macht. Allerdings empfiehlt es ſich 
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dabei aus praktiſchen Gründen, bei directen, aljo fich regelmäßig 
wiederholenden Steuern, jtatt der baaren Rüderjtattung eine 
Gutſchreibung für die nächſte Stenerquote einzuführen; bei in- 
directen Steuern dagegen muß baare Nüdzahlung erfolgen. Hans 
delt es fich jedoch nit um eine behauptete Verlegung eines be- 
ftehenden Gefeßes des Steuerweſens, jondern nur einer Verordnung 
der Finanzverwaltung durch ein untergeordnetes Organ berjelben, 
jo findet die Beſchwerde gegen das leßtere mit ihren drei In— 
ftanzen, wie bei jeder andern Beſchwerde, nach den Grundjägen, 
welche in der Vollziehenden Gewalt über das Bejchwerdeverfahren 
aufgeftellt worden find, ftatt. Es ift unferer Meinung nad gar Fein 
Grund vorhanden, für diefe Fragen und Berhandlungen eigene 
Gerichte zu bilden, jondern für das Klagerecht find unzweifelhaft 
die ordentlichen Gerichte competent, für die Beichwerde die höhere 
Behörde. Nur auf Einem Punkte ift die Sache etwas zweifelhaft; 
das ilt da, wo es fih um Steuervertbeilung (Repartitions- 
jteuern) durch ſelbſtgewählte Organe der Bejteuerten handelt, und 
der Einzelne fih durch den Ausfpruch derjelben verlegt oder zu 
ſchwer belajtet glaubt. Hier nun muß man jcheiden. Soweit 
es ih nämlid um die Formen des Verfahrens handelt, 
welche gejeglich feitgejegt find, tritt offenbar das Recht der Klage 
ein; jedvoh Fann der Betheiligte auch bier den Weg der Be: 
ſchwerde wählen, was dann der prorogatio fori gleihfommt. Wo 
dagegen der Streitpunft in der Sache jelbit, der Beitimmung des 
Steuerjages für den Einzelnen liegt, da ift das vertheilende 
Drgan jelbit ein vollziehbendes, und der Einzelne muß daber 
in einem ſolchen Falle unzweifelhaft jih an die Finanzverwaltung 
wenden ftatt an das ordentliche Geriht. Nur follte dabei ſtets 
das von der erjtern einzujchlagende Verfahren ein gejeglich nor: 
mirtes jein, namentlich in Beziehung auf die der ganzen Ber: 
theilung zu Grunde liegende Schäßung; und es ift Fein Zweifel, 
daß, je meiter wir in dem Syſtem der Selbftbejteuerung fort: 
ſchreiten, um jo mehr fih auch dieſes Syſtem des „Verfahrens 
bei Einihäßungsbeichwerden”, wie wir es nennen möchten, aus- 
bilden wird. Alle diefe Punkte zufammengenommen bilden nun 
das Finanzrecht der Finanzgewalt als den erften praftifchen Theil 
des verfafjungsmäßigen Verordnungs: und Vollziehungsrechts. Die 
obige Darftellung wird aber ſchon für fih Far gemacht haben, 
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daß dafjelbe nur langjam und bei den verjchiedenen Verfaffungs: 
zuftänden der Völker verſchieden ausgebildet if. Wir laffen 
daher eine furze Charakterijtif der gegenwärtigen Geftaltiing defjel- 
ben bier folgen. 


Das Verhältniß, in welchem jich das Finanzrecht der europäi- 
ihen Staaten entwidelt hat, gehört zu den bedeutſamſten Theilen 
der Geſchichte ihres öffentlihen Rechts, und feine Finanzwiſſenſchaft 
jollte künftig ihre Aufgabe gelöjt glauben, wenn fie nicht diefes Ge: 
biet in jeinen Grundzügen behandelt bat. Auch bier find die Haupt: 
jtaaten Europas wieder wejentlih voneinander verfhieden. Nur muß 
man fejthalten, daß das Finanzrecht einerjeits ohne das Verwaltungs- 
recht und andererjeit3 ohne das Steuerſyſtem derjelben nicht darge: 
jtellt werden kann. Die Elemente vefjelben find folgende. 

Mas zunähit England betrifft, jo iſt das Princip jeines Fi— 
nanzrechts befanntlih unbedingt das des grundfäglih ausgebildeten 
verfafjungsmäßigen Verwaltungsrechts mit Verantwortlichleit, Klage 
und Beſchwerde. Es ijt über die erjtere und ihr Verhältniß zur 
englifhen Verfaſſung nichts hinzuzufügen. In Betreff der Steuern 
dagegen iſt feitzubalten, daß England fein ſyſtematiſch ausgebilvetes 
Steuerwejen bat und daß daher der Grundſatz des eigentlichen Fi— 
nanzrechts auch nicht einbeitlih bat ausgebildet werden können. Der 
Charatter des engliihen Finanzrechts bejteht vielmehr darin, daß 
jede einzelne Steuer ihr eigenes, gejeglih anerlanntes 
Beſchwerde- und Klagredt bejigt, da für Englands Recht 
nicht das gejammte Steuerjyitem, jondern nur jede einzelne Steuer 
als jolhe Gegenſtand felbjtändiger Bewilligung und mithin eines 
ſelbſtändigen Gejeges it. Das Steuerreht hat nun Gneift in fei- 
nem „Englifhen Verwaltungsrecht“ (Bd. 2, von ©. 780 an) für 
jede diefer Steuern, und zwar mit Recht in engjter Verbindung mit 
der gejammten Steuererhebung und ihren Organen, erfhöpfend darge: 
ſtellt. Der Grundzug diefes Finanzrechts it, daß jede Steuer ihre 
Steuerverwaltung bat und daß in diefer Steuerverwaltung zugleich 
dad Organ und die Competenz für das Beſchwerderecht gegeben it, 
während wieder da, mo der Einzelne fein gejegliches Recht verlegt 
glaubt, ihm das eigentlihe Klagrecht, jedoch aud bier je nad der 
Steuer vor dem einen oder dem andern Gerichte zujtebt. Diejem 
englifhen Spitem fehlt daher im Grunde nichts als das Bewußtſein 
der Einheit feiner leitenden Grundjäge, und dieſes wieder mangelt, 
weil England fait ohne finanzielle Literatur it. Ganz anders iſt es 
in Frankreich. Wir fegen auch für Franfreih das öffentlihe Recht 
der Minijterverantwortlichleit ald befannt voraus; von bejonderm 
Intereſſe it dagegen fein Syſtem des eigentlihen Finanzrechts. 

Diefes nun beruht auf dem wejentlichen Unterjhiede des Rechts 
in den drei oben von uns angegebenen Punkten. Aus Gründen, 


9* 


132 


welche wir in der Daritellung ver Vollziebenden Gewalt über das 
Beamtenjvitem Frankreichs gegeben haben, hat das franzöfifhe Recht 
felbjt in den Fällen, wo die Regierung als wirthſchaftliche Einzel: 
perjönlichleit mit Verträgen aller Art jowol aus der Verwaltung der 
Domänen al3 aus dem Privatverfehr, Käufen, Verkäufen und Liefe: 
rungen, auftritt, den Gerichten die Competenz der Entjdei: 
dung entzogen und alle aus folden Nechtsgründen entjtandenen 
Streitigkeiten den Verwaltungsbebörden überwiejen. Na: 
türlib gab es aber in dieſem weiten Gebiete dennoch Fälle, wo das 
Eingreifen des reinen Privatrehts zu unzweifelbaft war, um einfach 
befeitigt werden zu fönnen. So entitand gerade für die wirtbichaft: 
lichen Rechtsfragen der Finanzverwaltung jenes Frankreich eigenthüme 
liche Gebiet der Contentieux, da3 wir im verfaflungsmäßigen Regie: 
rungsrecht ausführlich dargejtellt haben und worauf wir bier einfad 
verweilen dürfen. Das Brincip der Contentieux it, dab die Be: 
börde (ver Prefet) das Recht bat, jede Streitigteit, bei der es ſich 
um Intereſſen und rectlihe Verpflichtungen ver Finanzen banvdelt, 
einfah von den Gerichten abzuberufen und fie einjeitig zu entfchei: 
den. Von ibm gebt in diefen Fällen die Appellation an den Con- 
seil d’Etat, in der Section du Contentieux. S. „Vollziehende Ge: 
walt“, I, 424 fg. Während in dieſen Fällen das Recht der gericht: 
lihen Berfolgung wenigitens zweifelbaft it, üt es in dem zweiten 
Gebiete, der Ausübung der Regalien, unbedingt ausgeſchloſſen, und 
die betreffenden Behörden enticheivden unbedingt allein. Bei den 
Steuern aber tritt ein doppeltes Verbältni ein, Wir müfjen bier 
die Repartitionsſteuern von den unmittelbaren Steuern unterfcheiden. 
Bei den Repartitionsiteuern werden die entjtehenden Fragen, aber 
nicht blo3 die eigentliben Rechts-, jondern auch die Vertbeilungs: 
fragen von dem Conseil de prefeeture in eriter Inſtanz entjchieden ; 
bei den individuell eingelegten Steuern tritt dagegen in erjter Inſtanz 
die Entſcheidung der Präfectur ein; von beiden Entſcheidungen gebt 
die Appellation an die Cour des Comptes, die eine ziemlich ver: 
mwidelte, bijtoriih entitandene Gompetenz bat. Aus allen diefen Be: 
jftimmungen bat jih eine jelbjtändige Jurisprudenz gebilvet, die einen 
nicht unmejentliben Theil der Jurisprudence administrative bildet. 
Bol. ſpeciell Dumesnil, „Traite de la legislation speeiale du tresor 
public” (1846) und God, „Finanzverwaltung Frankreichs“, ©. 69 fa. 

Dieſe franzöſiſche Auffaſſung tt nun zwar vielfah maßgebend 
geworden für das Finanzrecht Deutſchlands; dennoch bat das 
legtere einen jelbitändigen Charakter. Zunächſt jedoch muß bemerkt 
werden, daß Deutjchland aud bier einer jelbjtändigen verwaltungs: 
rechtliben Literatur entgegengebt und auf dieſe Weije binter Eng: 
land in feinen Principien und binter Franfreih in der Ausführung 
derjelben zurüdjtebt. Deutjchland theilt jih in Beziehung auf das 
Finanzrecht in zwei große Gebiete, denen jedoch ein Grundſatz ge: 
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meinfam ift. Im ganz Deutfchland gilt im weſentlichen Unterjchiede 
von Frankreich das allgemeine PBrincip, dab für privatrechtliche Strei: 
tigfeiten aller Art der Staat als Privatperfon gegenüber dem Ein: 
zelnen zu Gericht zu jtehen habe; das iſt der eigentliche Begriff des 
Fiscus, der leider durch Vermiſchung mit der Finanzverwaltung wie: 
der vielfach unklar wird. (Val. z. B. Zöpfl, „Deutfches Staatsrecht“, 
II, $. 488.) Gemeinjam ijt ferner etwa mit Ausnahme Preußens 
der Mangel an gefeplihen irgendwie ausreichenden Beſtimmungen, 
ſodaß bier der Wiſſenſchaft noch ein weites Feld der Bearbeitung 
offen ftebt. Soweit das Finanzrecht aber die Berhältnifje der Finanz: 
verwaltung betrifft, alfo in den zwei von und erwähnten Gebieten 
der Negalien und der Steuern, treten die beiden Gruppen ziemlich 
deutlih auseinander, die norddeutiche, an ihrer Spite Preußen, 
und die ſüddeutſche, an ihrer Spitze Dejterreih. Das Recht der 
erftern hat allerdings den Vorzug, unzweifelhaft Har zu fein; daſſelbe 
ift zuerit und am Elarjten formulirt im „Preußiſchen Allgemeinen 
Landrecht“, II, $. 78, 79, vellen Beitimmungen durch die Ver: 
ordnung vom 26. December 1808 aufs neue feitgeitellt und erweitert 
worden find; vgl. darüber Nönne, „Staatsrecht“, I, $. 56. Die 
Principien find einfah und fehr bejtimmt. Jeder Rechtöweg iſt aus: 
geſchloſſen und nur der Weg der Beichwerde zuläjlig, ja es ericheint 
jogar als eine Conceflion, daß der Betreffende, der fich verlegt glaubt, 
überhaupt darüber gebört werden fol. Derjelbe Grundſatz gilt aud 
für das Finanzrecht der Selbjtverwaltungsförper. Sogar die Nhein: 
provinzen haben für ihre Conseils de prefeeture in Steuerfragen 
feinen Erſatz befommen; die Finanzbehörde enticheidet allein und 
fouverän. Es ijt das einer von den trüben Reiten aus jener Zeit, 
in welcher Gejeg und Verordnung auch in Preußen noch ohne redt: 
lihen Unterfchied bejtanden, und es ijt merfwürbig, daß die Ver: 
faflungsbildung, erihöpft in Unterfuhungen über allgemeine Ber: 
fafjungsprincipien, auch dieſes Gebiet des freien Verwaltungsrecht 
nicht unterfubt bat. So bat Pfeiffer bei aller Breite jeiner Dar: 
jtellung feinen einzigen Paragraphen für das Steuerrecht gefunden; 
von Umpfenbach aar nicht zu reden; aber auch Hoffmann in feiner 
„Lehre von den Steuern“ läßt die ganze Frage unberührt. Die 
übrigen Staaten Norddeutſchlands haben unſers Wiſſens überbaupt 
feine Gefege darüber und glauben mit dem Grundſatze zu genügen, 
daß der Fiscus unter dem Privatrechte ſtehe. Nicht unmejentlich 
mag dazu der Umitand beigetragen haben, daß überhaupt das ganze 
Steuerwejen der norbdeutihen Staaten nur in vereinzelten und ſehr 
jeltenen Fällen Gegenitand einer organischen Gejeggebung geworden 
ift, jodaß wir von den meilten Staaten das Steuerfyitem überhaupt 
nicht kennen. Einer Rechtsliteratur und Rechtsbildung fehlte daher 
allerdings ihre erſte Vorausfegung, eine Steuergefepgebung, und da— 
durb iſt es erklärlich, daß man zum Steuerrechte nicht gelangen 
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fonnte; vie tiefere Entwidelung ver Verfaſſung wird aud dieſes Ge: 
biet nicht unberührt laſſen. Was den Süden Deutſchlands betrifft, 
fo bejtebt fein Finanzrecht nur noch in dem erjten Verſuche, neben 
der Finanzbehörde ein eigenes Steuergeriht binzuitellen. Dieſen 
Verſuch verdanten wir der Idee des franzöfiihen Conseil de pre- 
feeture, die in den Vermaltungsgerichten in Baden 1863, Würtem: 
berg und zulegt Dejterreih eine mwenigftens dem Princip nad er: 
mweiterte neue Gejtalt gefunden hat. Was fpeciell Deiterreich betrifit, 
jo ift das „Staatdgrundgefeß vom 21. December 1867 über vie 
Einfegung eines Reichsgerichts“ ein Beweis davon, wie unklar man 
fih dieſe Verbältnifje gevaht hat. Das Neichsgeriht hat endgültig 
zu entjcheiden über Beſchwerden der Staatsbürger wegen Verlegung 
der ihnen durch die Verfafjung gewährleiſteten politiſchen Rechte, nach— 
dem die Angelegenheit im gefeglih vorgejchriebenen adminiitrativen 
Wege ausgetragen worden iſt. Erſtlich eriltirt kein geſetzlich vorge: 
ſchriebener adminiftrativer Meg, zweitens kann über eine ausgetra: 
gene Angelegenheit nicht noch einmal entjchieven werden, endlich aber 
jragt es ji eben, ob eine Verlegung eines Steuergejeped Verlegung 
eines verfafjungsmäßigen Rechts it. Daneben hat das weitere 
Staatögrundgefeß vom jelben Datum „über die richterliche Gewalt“ 
im Artikel 15 beitimmt, daß jeder, „der durch eine Entſcheidung 
einer Verwaltungsbebörde (aljo offenbar auch einer Finanzbehörde) 
in feinen Rechten verlegt zu jein behauptet, feine Aniprühe vor dem 
Verwaltungsgerihtshofe im öffentlihen und mündlichen Verfahren 
geltend machen kann“. 

Der PVermwaltungsgerichtsbof hat daher abfolut dieſelbe Com: 
petenz wie der Reichsgerichtshof; beide find inappellabel, beide ent: 
fheiden daher auch in Steuerfragen, beide entſcheiden auch envgültig 
über ihre eigene Competen;, und die Verwirrung märe daher eine 
ziemlich unlöslihe, wenn ver Berwaltungsgerihtähof überhaupt 
ind Leben getreten oder der Neichsgerichtähof auch nur im Stande 
wäre, den taufenditen Theil der Nechtäfragen zu erledigen, die an 
ihn gebradt werden müſſen, da er feiner ganzen Natur nad nur 
für jeden einzelnen all berufen wird und trogdem ganz allein für 
alle Rechtsftreitigleiten aller Gebiete der Verwaltung in allen Theilen 
des Reichs functioniren joll. Das Ganze ijt alfo offenbar eine durch— 
aus unpraktiihe Ausführung eines durchaus praftiihen Gedanfens. 
Dagegen ift das, was wir das eigentlihe Fiscalrecht nennen, in 
Defterreih jehr gut georpnet. Das Princip, daß in allen vertrags: 
mäßigen Fragen der Staat ald Einzelperjönlichteit behandelt wird, 
it unbezweifelt anerfannt und hat feinen organiſchen und ſogar amt: 
lihen Ausdrud gefunden in dem Spiteme der Jinanzprocuratur, 
der zum Theil wieder die dee des Conseil d’Etat zum Grunde 
liegt. Die öfterreichifhe Finanzprocuratur ift die amtlihe Rechts— 
anwaltihait des Staats. hre bisjegt mit gutem Rechte auf: 
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recht erhaltene Organifation iſt durch die VBerorbnung vom 16. Febr. 
1855 gegeben. Sie hat zur Aufgabe, zuerft ven Fiscus in allen 
Fällen direct zu vertreten, wo kein Advocat gebraucht wird; fie hat 
jweitens als ihre Hauptſache über alle von der Finanzverwaltung 
einzugebenden Verträge vorber ein Rechtsgutachten abzugeben 
und bei der Scliefung verjelben als Gonfulent der Verwaltung 
mitzuwirken; endlich bat fie ausprüdlich fchon durch die Verordnung 
vom 13, Augujt 1851 die rechtlihe Vertretung des gefammten 
Staatsvermögend. — Wie fih alle dieje Fragen in den übrigen 
deutihen Staaten verhalten, wiſſen wir nit. Denn auch bier gibt 
es zwar eine deutſche Finanzwiſſenſchaft, aber keine Finanzwiſſenſchaft 
Deutſchlands. 


Zweiter Theil. 
Die Staatseinnahmen. 


Begriff. 


Die Staatseinnahmen bilden nun die Geſammtheit der Ein— 
nahmen des Staats, inſofern ſie durch die Thätigkeit der ſoeben 
dargelegten Finanzverwaltung zur Deckung der Bedürfniſſe der 
Staatsverwaltung bereingebracht werden. 

Die Staatseinnahmen find nun allerdings ihrem allgemeinen 
Weſen und Inhalt nach zu allen Zeiten glei; allein fie find in 
Geftalt, Ordnung und Inhalt im einzelnen wieder jo verſchieden 
und jo reichhaltig und greifen amdererjeits in die Volks- und 
Einzelwirthſchaft jo tief hinein, daß jeder Theil derjelben eine 
jelbjtändige Behandlung fordert. 

Die allgemeine Auffaffung der Staatseinnahmen ift in drei 
jelbftändigen Begriffen gegeben: 

Die Finanzwiſſenſchaft hat es mit der Natur und mit 
dem durch diefe Natur gegebenen Inhalte derjelben zu thun. 

Die Finanzkunde zeigt Zuftand, Art und Maß derjelben. 
in einem gegebenen Ötaate. 

Die Finanz geſchichte endlich weiſt aus den einzelnen That: 


136 


fahen und ihrer hiſtoriſchen Neihenfolge nah, daß mit der in— 
nern Entwidelung der Staaten die gleichmäßige, organiiche und 
der Idee der Staatswirthichaft entiprechende Benutzung aller 
Quellen der Staatseinnahme naturgemäß Hand in Hand gebt. 
Erft diefer Nachweis der organiihen Entwidelung nad dieſem 
Ziele macht aus den biftorischen Angaben über das mwecjelnde 
Finanzweien eine Finanzgejchichte im höhern Sinne des Worts. 
Eine ſolche Finanzgefhichte bat jeder Staat; fie ift von diejem 
Gefichtspunft aus betrachtet ein Theil der Gefhichte der Civili- 
jation, und es ift weder möglich, ſich über ihr Interefje, noch 
über ihre praftifche Bedeutung einen Augenblid zu täufchen. 

Sowie man dagegen von diefen allgemeinen Begriffen auf 
die einzelnen Theile der Sache eingeht, ergibt ji allerdings ein 
anderes Bild. Und erjt bei diefem fängt dasjenige an, was wir 
den Inhalt der Finanzwiſſenſchaft im eigentlichen Sinne zu nen— 
nen pflegen. 


Die Quellen der Staatseinnahmen oder die Finanzquellen. 


Unter den Quellen der Finanzen verjtehen wir diejenigen 
wirtbichaftlihen Grundverhältnifje, welche dem Staate feine Ein- 
nahme geben. Sie zerfallen in drei große ihrer Natur und ihrer 
Benutzung nad mweientlich verfchiedene Gruppen. 

Die erjte Quelle der Finanzen des Staats iſt das mwirtb: 
ihaftlide Einfommen des Staats. Wirtbichaftlihes Staats- 
einfommen ift alles dasjenige, weldes dur eine auf die Er: 
zeugung deſſelben gerichtete wirtbichaftliche Thätigfeit des Staats 
und jeiner Organe hervorgebracht wird. In Beziehung auf diefe 
Duelle gelten daher für den Staat im weſentlichen diefelben 
Grundjäge, melde überhaupt für jede wirtbichaftlihe Thätigkeit 
gelten. Das FJinanzprincip ift bier daher ein öfonomifches, und 
die Ergebniffe der Verwaltung hängen von der privatwirthichaft: 
lihen Tüchtigfeit mehr als von jtaatswirtbichaftlicher Nichtigkeit 
ab. Die beiden Hauptquellen des wirtbichaftlichen Eintommens 
des Staats jind das Staatsgut und die Negalien, die natürlich 
ihre eigene Darftellung fordern. 

Die zweite Quelle der Staatsfinanzen ift das wirthſchaft— 
lide Einfommen des Einzelnen, das in der Form der 
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Steuer zu einer Einnahme für den Staat wird. Bei der Steuer 
gelten wejentlih andere Grundjäge als bei Domänen und Re— 
galien; sie it der wichtigite Theil aller Staatseinnahmen und 
bildet ein ganzes Syſtem von Finanzquellen, die im ganzen wie 
im einzelnen bejondere Beachtung fordern. 

Die dritte Duelle endlich ift der Staatscredit, der in fei: 
nen Grundſätzen zwar auf dem allgemeinen Weſen des Credits, 
in jeinen Borausfegungen aber auf jenen beiden erjten Quellen 
und ihrem Berhältniffe zu den Ausgaben beruht, jodaß im Grunde 
beim Staatsceredit die Quelle defjelben die ganze Staatswirthichaft 
it und jomit die Wirthichaft des Staats als eine Quelle ihrer 
eigenen Einnahmen ericheint. 

Es leuchtet nun ein, daß das an ſich einfache Finanzprincip 
in feiner praftiihen Anmendung auf jene drei Quellen der Ein: 
nahmen vielfache Gejtaltungen annimmt. 

In der That find jene drei Grundformen nicht etwa blos 
Kategorien der Theorie, fondern fie bedeuten vielmehr große hiſto— 
riihe Grundverhältniffe und bezeichnen zugleich in ihrer Verthei— 
lung und Ordnung den Charakter der großen Eulturvölfer jo 
beitimmt, daß ſie nicht blos als ein wejentlicher Theil der Staats- 
wiflenjchaft, jondern, wie wir jagen möchten, auch der Wifjen- 
ichaft des Staatenlebens betrachtet werden müſſen. 

Während nämlic jeder Theil der Einnahmen jeine Gejchichte 
hat, iſt es zunächit das Verhältniß derjelben zueinander, das von 
jpeeifiicher Bedeutung für die Entwidelung der gelammten Staats: 
wirtbihaft ilt und das man bei der Betrachtung derjelben nie 
außer Acht laſſen jollte. 

Es iſt nämlich kaum zweifelhaft, daß jene drei Grundformen 
zugleich die drei großen Epochen in der Entwidelung der Staats: 
wirthſchaft der europäiſch-germaniſchen Staaten beveuten. Die 
Beachtung dieſes Verhältniffes ift e$, wodurch die Finanzwiſſen— 
ichaft, deren Werth bisher nur das praktische Leben würdigen zu 
fönnen glaubte, in die höchſten Gebiete der Weltgeſchichte und 
ihres BVerftändnijjes bineingreift und fordern darf, daß man fie 
künftig mwenigitens im ganzen als ein maßgebendes Element der 
Gejammtentwidelung der menschlichen Geihichte anerfenne. Es 
mag daher verjtattet jein, die leitenden Geſichtspunkte für dieje 
Auffaffung bier als die allgemeine Einleitung für den Theil, der 
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e3 mit den einzelnen Quellen der Finanzen zu thun bat, kurz 
zu charakteriſiren. 


Elemente der Geſchichte der Staatseinnahmen. 


Es ijt nothiwendig, bei der höhern Auffaffung der Staats: 
einnahmen nicht etwa blos einzelne Erjcheinungen, ſondern den 
ganzen Gang der Geichichte ins Auge zu fallen. Und hier tritt 
uns mit jchlagender Gewalt der tiefe Unterjchied der alten Welt 
von der europäijchegermaniichen Staatenbildung auf einem Punkte 
entgegen, auf welchem man ihn nur jelten zu ſuchen gewohnt ift. 

Der Grundcharakter des Unterjchiedes zwiſchen der Alten 
und der Neuen Welt befteht offenbar auf unjerm Gebiete darin, 
daß die Alte Welt fich eigentlich nie, ſelbſt nicht bei den Grie- 
hen und Römern, zu dem Gedanken erhoben hat, daß der Staat 
etwas für ſich jelbft thun müſſe, menn er gedeihen wolle. 
Alle alten Staaten haben fih in dem Princip erichöpft, daß ihre 
Ehre und Macht darin beftehe, andere Völfer mit dem Schwerte 
in der Fauft zu zwingen, ihnen die Mittel ihrer Eriftenz zu 
geben. Alle alten Kriege mit fremden Völkern find Raubfriege; 
das Ziel aller alten Kriege war die Unterwerfung zum Zmede 
wirtbichaftliher Ausbeutung; der Schluß aller Kriege war daher 
Eroberung — gewaltfamer Erwerb des Grundbejiges durch Skla— 
verei — oder der Tribut. Der Tribut it die eigentlich cha— 
rakteriftiihe Grundform der Staatseinnahmen der Alten Welt; 
alle eigenen Staatseinnahmen find ihrem Grundjage nad) nur 
Aushülfsmittel, wo der Tribut nicht zu erreichen ift; eine regel- 
mäßige Belaftung der wirthſchaftlichen Hülfsquellen des eigenen 
Staates tritt daher nur ausnahmsweije ein und wird nur dauernd, 
wenn der Tribut nicht ausreiht. Daher fehlt das Berftändnif 
deſſen, was wir die Finanzwiffenichaft nennen, gänzlid in der 
claſſiſchen Epoche, jo jehr, daß jelbit die Grundbegriffe — Do— 
mänen, Steuern, Staatdcredit — weder ins Griechiſche noch ins 
Lateiniſche auch nur überfegt werden können, gejchweige denn, 
daß man über diejes Gebiet etwas bei Plato oder Arijtoteles fände. 
Wie die Freiheit jener Zeit nur hieß: herrſchen und bejigen, fo 
war die Unfreiheit: beherricht werden und Tribut zahlen. Wo 
daher die Finanzwiſſenſchaft anfängt, hört die Benugung der 
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Claſſiker auf. Mit den germaniichen Völkern beginnt auch bier 
eine principiell andere Welt. 

Diefe nun ift in ihrem Princip jehr einfah. Der Staat der 
germanischen Welt joll ſich ſelbſt helfen und will es aud. Er 
jol die Bedingungen jeiner wirtbichaftlichen Eriftenz in fich ſelbſt 
finden und verfteht dies aud) auszuführen. Nur geht aud dieje 
Entwidelung langjam vor ſich. Sie it außerdem feine von dem 
übrigen Leben des Staats gefonderte, jondern begleitet daffelbe 
vielmehr und bringt es zum Theil jogar zum Ausdrud. Aber 
ebendeshalb ilt es von höchſtem Intereſſe, die Stadien diejer Ent: 
widelung auch für die Finanzwiffenfchaft zu formuliren. Denn 
in wenigen Punkten zeichnen jich diefelben mit ſolcher Beſtimmt— 
beit und Klarheit ab al3 gerade bier. 

Sn der That nämlich muß man davon ausgehen, daß jene 
drei Grundbegriffe, Domänen, Steuern und Credit, zugleid) die 
drei großen Epochen der geſammten Staatswirtbihaft und damit 
des ganzen Staatslebens enthalten. 

In der erſten Epoche iſt der Staat noch eine abjtracte Ge- 
walt, welde fih um das Leben des Einzelnen und feine Ver: 
hältniffe wenig oder gar nicht Fümmert, jondern dem Einzelnen 
ſelbſt überläßt, für jich zu jorgen, ſoweit es ſich nicht um Acte 
der phyſiſchen Gewalt handelt. Der Staat hat feine Ber: 
waltung. Ebendeshalb hat der Staat auch fein Recht, von 
dem Einzelnen einen Beitrag zu fordern, und ebendeshalb braucht 
er auch feinen Credit. Die Quelle jeiner Einnahmen ift daher 
jein eigenes Vermögen, die Domänen im weiteiten Sinne des 
Worts, und die Finanzverwaltung ift nichts als die Dominical- 
verwaltung. Die Domäne jpielt daher in der alten Gejchichte 
der germanifhen Staatenbildung eine der wichtigiten Rollen und 
ift für die Erklärung der widtigiten Proceſſe in derjelben ganz 
unentbehrlih. Auf ihr namentlih beruht die Geſchichte des Me: 
rovingiſchen und Karolingiihen Hauſes und weiter gehend die 
ganze Ordnung des Lehnswejens. Sie gewinnt dann eine ganz 
neue Bedeutung mit dem Entitehen der einzelnen Staaten und 
wirkt in ihnen fort je nad ihrer befondern Natur; allein allent: 
halben hat jie Eine große hiſtoriſche Function zu erfüllen. Sie 
ift die wirthſchaftliche Baſis des ſelbſtändigen Königthums 
und mit ihm der ſelbſtändigen äußern und innern Staatenbil— 
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dung, denn fie wird die Grundlage der materiellen Unabhängig: 
feit der Könige gegenüber der Herricaft und Gewalt der mäch— 
tigen ftändifchen Körperfchaften. Ebendeshalb wird jie auch der 
Ausgangspunkt der innern Verwaltung, und als ihre Erträgnijje 
nicht mehr ausreichen, verjüngt fie ſich gleichſam aufs neue in 
dem Syſtem und Recht der Negalien, die, obwol fie unzmeifel- 
baft Verwaltungsinftitute find, dennoch als Theil des Rechts und 
der Aufgabe der Domänenverwaltung erjcheinen. Die Domäne 
dauert daber fort und wird dauern, folange es ein Königihum 
gibt. Denn beide find nicht blos hiſtoriſch, ſondern organiſch 
miteinander correjpondirende Begriffe und Thatfachen. Wohl aber 
nimmt die Domäne ebendesbalb in den verschiedenen Staaten 
und Zeiten eine ganz verichiedene Stellung ein, mährend das 
Regal den natürlichen Uebergang zum zweiten Grundbegriffe und 
zur zweiten Epoche, zu der der Steuern, bildet. 

Während nämlich die Domäne das Auftreten des jelbitän: 
digen Königthbums bedeutet, bedeutet die Steuer das Auftreten 
des jelbftändigen Staats und feiner Verwaltung. Sie ent: 
fteht wie die legtere langiam und unter beftigem Widerftreben 
der Völfer, aber fie ift unmiderftehlich, weil fie eben mehr aus: 
drüdt, als blos eine neue Form der Staatseinnahmen. Cie be: 
ginnt mit der Noth des Königthums, dem die Domäne und das 
Regal nicht mehr genügen; fie wird raſch aus einer freien Gabe 
eine öffentliche Pflicht; an diefe Pflicht knüpft ſich der Gedanke, 
daß ihr eine Leiſtung entiprechen müfje; fie wird daher zur Be: 
dingung, aber ebendeshalb auch zum Recht der Verwaltung; fie 
verſchwindet mit den einzelnen Mahregeln derjelben; fie ſchreitet 
mit ihnen jehrittweife vorwärts; fie ift der mwirtbichaftlihe Puls- 
jchlag des Staatslebens. Aber fie hat den Charakter des Ieptern. 
Sie entftebt und wird gefordert, nur wo das politive Bedürfniß 
auftritt; fie ift bis zur neueiten Zeit nur die Einnahme gegen: 
über der Ausgabe; ihr Lebenskreis ijt mit der Verwaltungsmaß— 
regel abgejchloflen, für welche fie erhoben wird, und alle taujend 
Fragen, welde fie anregt, culminiven zuleßt immer in dem Sage, 
daß die gegenwärtige Steuer ein gegenmwärtiges Bebürfniß deden 
jolle. Sowie neben dem gegenwärtigen Bedürfniſſe daber das zu: 
künftige auftritt, genügt die Steuer nicht mehr in ihrem alten 
Sinne; Domänen und Steuern reichen für den das Künftige in 


\ ; 


141 


der Gegenwart mwollenden Staat nicht mehr aus; er muß eine 
neue Form jeiner Einnahmen jich jchaffen, und diefe Form ift 
der Credit. 

Einen Credit au des Staats hat es zu allen Zeiten ge: 
geben; im Grunde war ja auch das tributum des civis romani 
ein Credit, den der Staat nach dem Siege durch die Beute wieder: 
bezahlte. Auch die Fürjten in der Epode der Domänen ge: 
brauchten den Credit, aber die Schulden, die fie machten, waren 
ein perjönlihes debitum, aber feine Schulden des Staats; fie 
rubten auf den Domänen und Negalien; das Volk hatte mit 
ihnen nichts zu thun. Erjt allmählich mit der jtändischen Steuer: 
bewilligung wird die Steuer zugleich al3 Dedung der fürftlichen 
Schulden bewilligt, weil diefe Schulden beginnen, ihrem Weſen 
nah Schulden des Staats, Mittel für die Verwaltung des 
Staats zu werden. Jetzt beginnt eine neue Epoche. Ihr Cha: 
rakter bejteht darin, daß diefe Schulden mehr und mehr einen 
regelmäßigen Inhalt des Staatshaushalts bilden; obgleich fie 
ihrem Umfange nad höchſt ungleich find, jind fie in ihrem Auf: 
trefen bereits regelmäßige Erſcheinungen; das 17. Jahrhundert 
und noch mehr das 18. rechnet mit ihnen wie mit einem ganz 
ſelbſtverſtändlichen Inhalte des Budgets; das 19. Jahrhundert 
endlich gibt ihnen die Stellung, die ihnen für die Zukunft ges 
bühren wird. 

Denn erjt mit unjerm Jahrhunderte tritt die Verwaltung 
volljtändig in ihre Rechte ein. Die Erfenntniß wird allgemein, 
daß feine einzelne Berwaltungsmaßregel von wahrer Bedeutung 
it, wenn jie blos der augenblidlichen Gegenwart dient. Was 
geihieht und begonnen wird, -joll für die Dauer geſchehen; das 
gegenwärtige Gefchlecht joll dem Fommenden vorarbeiten; das Ges 
fühl einer zukünftigen größern Geſtaltung der Dinge durchdringt 
die Staaten von ihren höchiten Spigen herab bis zu den unter: 
ften Gliedern, und verftändig tritt das Element der wirtbichaft: 
lihen Berehnung hinzu, nachweiſend, daß nur das Grofßartige, 
alles Umfafjende und für die Dauer Berechnete für die Dauer 
am menigjten koſtet. So entjteht eine ganz andere Auffafjung 
der Verwaltungsaufgaben; mit ihr aber auch eine andere Geftalt 
der Staatseinnahmen. Es wird unmöglich, mit den gegenmwärti- 
gen Ausgaben den zukünftigen Bedürfnijjen zu genügen; man 


142 


muß die zufünftigen Einnahmen gegenwärtig gebrauchen, und die 
Form, in der das geſchieht, it der Staatscredit. Mit dem 
Staatscredit tritt eine neue Vertheilung der Vermwaltungslajten 
ein, entiprehend den Prineipien der Staatsihuldenverwaltung, 
die wir jeßt wol die Staatscreditverwaltung nennen dürfen. 
Ihre große Aufgabe ift es, die Laften des im Credit gegebenen 
Staatseinfommens jo zu vertheilen wie die Leiftungen der Staats— 
verwaltung, die ihr durch den Credit möglich werden. Darauf 
berubt der Unterfchied zwiſchen Verzinſung und Schuldentilgung, 
welche beide die Beträge des Credits, den die Gegenwart genom: 
men bat, den fommenden Geſchlechtern überantworten, welche die 
Leiftungen der Gegenwart dereinft mitgenießen jollen. Darauf 
berubt weiter der große Grundſatz, daß die Steuern neben den 
regelmäßigen Ausgaben auch die außerordentlihen in dem Be— 
trage zu deden haben, in welchem die Zinfen und Tilgungsraten 
der Schulden es fordern; denn ein Theil jener Verwaltungs: 
maßregeln verwerthet fich in der Gegenwart, ein größerer Theil 
von Jahr zu Jahr mit den kommenden Geſchlechtern. Daber 
denn die weitere Frage, die der frühern Epoche ganz unbekannt 
war, ob und wie weit überhaupt die Steuern durch Anlehen zu 
erjegen jeien; daher endlich die große Thatſache, daß jede Steuer 
zugleich mwenigitens zu einem Drittheile ihres Betrags nicht mehr 
der Verwaltung der Gegenwart, ſondern der Zukunft und der 
Vergangenheit angehört, und die Gewißheit, daß die Steuern die 
regelmäßige Steigerung durch Staatsfchulden und nur ihre un: 
regelmäßige dur die Jahresbedürfniffe finden. So iſt die dritte 
Epoche eine weſentlich andere wie die frühern; aber wir fteben 
im Anfange derjelben, und auf die Xehre von der Natur des 
Staatscredits, mie fie Nebenius gegeben, folgt das Suchen nad 
dem Weſen jeiner Function, wie fie Diegel angeregt. 


Wir halten daran feit, wie wir bereits in ver erjten Auflage 
angeregt haben, dab der Gredit einen organischen Theil der Staats- 
einnabmen zu bilven bat. Es ijt kein Zmeifel mehr, dab der Credit 
jeinem böbern Wejen nad die gegenwärtige Ausgabe künftiger Ein- 
nabmen ift. Und es ift daber unzweifelhaft, daß man den Grebit 
fünftig nicht blos als die Lehre von den Staatsſchulden, ſondern 
als einen Theil der Einnabmen bebandeln wird. Es iſt höchſt be: 
zeichnend und fein Fortſchritt, daß, während Malhus noch den Be: 
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griff des Staatscredit3 bat, jeit Rau die ganze Finanzwiſſenſchaft 
nur von Staatsſchulden fpribt, wie namentlib Umpfenbab und 
Pieiffer, die weder den WPrivatcreditiianppunlt von Nebenius nod 
den höhern ftaatswirtbichaftlihen von Dietzel zur Geltung gebradt 
baben. 


Erſtes Hauptitüd. 
Das wirlhſchaftliche Einkommen des Staats. 


Begriff. 


Unter dem wirtbichaftlihen Einfommen des Staats verjtehen 
wir die Gefammtbeit aller derjenigen Einnahmen, melde durch 
eine wirtbichaftliche Thätigfeit des Staats erzeugt werden. 

Diefe Einnahmen zerfallen wieder in drei große Gruppen. 
Die erfte entfteht durch die Bewirthſchaftung derjenigen Güter, 
welche Eigenthum de3 Staats find und durch die wirthichaftliche 
Thätigfeit des Staats zu einem Ertrage gebracht werden. Die 
zweite bejteht dagegen aus Einnahmen, melde der Staat für 
ſolche Leiſtungen von den Einzelnen empfängt, die ihrer Natur 
nad nur von der Staatögewalt im Intereſſe des Gefammtlebens 
vollzogen werden können. Wir nennen die erjten die Einnahmen 
aus den Staatsgütern, die zweiten die Einnahmen aus den Ne- 
galien oder den wirtbichaftlichen Hoheitsrechten des Staatd. Die 
dritte Gruppe entjtehbt durch Einnahmen, die der Staat für Leis 
tungen empfängt, die er im Intereſſe eines einzelnen vollzieht 
und die wir die Gebühren nennen. 

Der allgemeine Charakter diefer Formen der Staatseinnah- 
men ift neben innerer Gleichheit dennoch tief verjchieden, und es 
muß als eine wejentlihe Aufgabe der Finanzwiffenichaft be: 
trachtet werden, ſowol diefe Gleichheit als diefe Verſchiedenheit 
zu charakterifiren. Denn auf der erften berubt ihr Unterfchied 
von Steuern und Staatscredit, auf der zweiten ihre eigene Ent: 
widelung bis zur Gegenwart. 

Sind nämlid Domänen, Regalien und Gebühren Einnah— 
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men, welche der Staat ſich durch jeine wirthſchaftliche Thätig: 
feit erwirbt, jo folgt zuerſt, daß der Ertrag, den fie geben 
follen und können, auch auf denjelben wirtbichaftlichen Gejeten 
berubt, welche überhaupt über die Productivität einer wirtbichaft: 
liben Thätigkeit entſcheiden. Der Staat muß auf jene Leiſtun— 
gen jeinerjeit3 Verwendungen machen, muß dabin jtreben, ihnen 
einen höhern Werth zu geben als den der Verwendungen auf 
ihre Herftellung, und muß lich begnügen mit dem NReinertrage, 
der aus der wirtbichaftlihen Productivität diejer Leiftungen ber: 
vorgeht. Er muß jich zweitens jagen, daß es nicht in jeiner 
Gewalt ſteht, aus denjelben ein höheres Einkommen zu erzielen 
als dasjenige, welches die Gefege der Volkswirthſchaft zulaffen, 
und daß jeder dahin zielende Verſuch zu einem vergeblichen wird. 
Er muß daher drittens für diefelben eine ganz andere Auf: 
fafjung zu Grunde legen wie bei Steuern und Credit. Er 
muß dieje Einnahmen nicht von dem Standpunkte einer in der 
Macht feiner Gelege liegenden Einfommensquelle betrachten, ſon— 
dern er muß jie vielmehr nach ihrer rein wirtbichaftlichen Natur 
anjehen und feine Verwaltung jo viel als möglich nach dieier 
ihrer wirtbichaftlichen Natur einrihten. Er muß aber endlich 
viertens davon ausgehen, daß auch auf diefem Standpunkte 
jene Einnahmen für ihn ſchließlich ebenjo wenig Selbitzwed find 
als die aus den Steuern fließenden; auch fie find Mittel für 
jeine das ganze Volksleben umfaſſende Function; und es folgt 
daher, daß er jelbjt nach diefem wirtbichaftlichen Reinerträgnifje 
nur fo weit jtreben joll, als Ddiejes Streben nicht durch die 
böhern Aufgaben der Verwaltung bejchränft if. Daraus wieder 
folgt, daß, je höher die Idee der Verwaltung ſich entwidelt, um 
jo mehr auch der Gedanke in den Hintergrund tritt, aus den 
wirtbichaftlichen Thätigkeiten des Staats überhaupt eine eigent: 
lihe Einnahme machen zu wollen. Das finanzielle Ele— 
ment wird mit dem Fortichritte des Staatslebens mehr und mehr 
von dem Princip dev Verwaltung abjorbirt, und das ganze Ge: 
biet ändert jomit jeinen Charakter. Während anfangs der Ge: 
fichtspunft der Einnahme, welde der Staat aus ihnen zieht, die 
Hauptjache ift, wird allmählich der Einfluß derjelben auf das ge: 
jammte Bolfsleben das leitende Princip der Verwaltung, ſodaß 
mit dem 19. Jahrhundert der Gedanke überwiegend wird, daß 
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der Staat unbedenkli den geſammten wirthichaftlihen Ertrag 
aufgeben, ja jogar unter Umftänden noch Zubuße geben müfje, 
damit jene Thätigkeiten ihrem vollen Zwede für die Geſammt— 
entwidelung entſprechen. Daraus dann ergibt fih ſchließlich, daß 
auch die ganze Lehre von diefem Theile der Staatseinnahmen, 
anftatt wie früher in den Finanzen, nunmehr in der Darjtellung 
der innern Verwaltung ihren Schwerpunkt findet; und fo 
bildet jih das heraus, was für die meiften Theile diefes Gebiets 
jept die Hauptſache wird, daß nämlich die ganze mwirtbichaftliche 
Zhätigfeit dev Staaten eine Berwaltungsthätigfeit gemwor: 
den ijt, welde die Finanzwiſſenſchaft nur noch von der Seite 
ihres wirtbichaftlihen Betriebes berechnet, indem diejelbe ſich 
von den übrigen Bermwaltungsthätigfeiten dadurch unterjcheidet, 
daß fie nicht blos wie die legtere Verwendungen für allgemeine 
Zwecke enthält, jondern auch Einnahmen dur die Erfüllung der: 
jelben gewinnt, mas bei den übrigen nicht oder wenig der Fall 
it. Allerdings ſtehen alle drei Arten des wirthichaftlihen Ein: 
fommens in dieſer Beziehung gegenwärtig noch auf einem Ueber: 
gangspunkte, und das macht dann wieder ihre Darjtellung ſchwie— 
tig; allein es ift fein Zmeifel, daß jene höhere Natur diefer Ein: 
nahmequellen ſich unmwiderftehlih Bahn bricht und daß die frühere 
Auffaffung in vielen Fällen auch ſchon praftiih der neuern Platz 
gemacht bat. 

Dieje Balis nun gewinnt feite Geftalt, indem wir nunmehr 
jede diejer drei Einnahmequellen für jich betrachten. Denn obwol 
im Brincip ganz gleichartig, jind jie in ihrem Object und ihrer 
Ausführung jo tief verſchieden, daß man die Gleichartigfeit der: 
jelben nicht weiter als bis zu jenem Punkte fefthalten kann. 
In der That befteht ein weſentliches Element ihrer Gejchichte 
darin, daß ſich allmählich für jedes diefer Gebiete ein jelbitän: 
diges Verwaltungsſyſtem ausbildet, und daß jener Kampf 
zwijchen dem finanziellen und Verwaltungselement eben dadurd 
für jeden einzelnen Theil wieder eine bejondere Geſchichte hat. 
Dadurch wird der Reichthum diejes Stoffes ein außerordentlich 
großer und ift nur dadurch zu beherrihen, daß man auf jedem 
Punkte eben jene beiden Elemente jo meit als möglich ausein: 
anderhält. 


Stein, Finanzwijfenicaft. 10 
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Was nun jchließli das Verhältniß der drei großen Völker 
zueinander betrifft, jo fann man im allgemeinen jagen, daß in 
England und Frankreich die Staatögüter eine viel geringere Rolle 
ipielen als in Deutjhland; daß dagegen der Standpunkt der 
Verwaltung für die Regalien in England zuerjt zur vollen Gel: 
tung gelangt und von da aus nad Frankreich und Deutichland 
übergeht. Frankreich hat jeinerjeits namentlich das Gebühren: 
wejen zu einer böchit wichtigen Finanzquelle gemacht, mährend 
jeine Domänen ziemlich unbedeutend geworden jind. In Deutſch— 
land bilden endlih die Domänen einen wichtigen Theil der 
Staatseinnahmen; die Regalien find dem engliſch-franzöſiſchen 
Vorgange entiprechend geordnet, das Gebührenmwejen aber iſt bier 
in hohem Grade unklar und verſchieden, jodaß wir für das leß: 
tere faum ein vollfommen ausreichendes Bild werden geben fünnen. 


Erites Hauptitüd. 
Die Stantsgüter und ihr Ertrag, 


Begriff. 


Die Staatsgüter umfaſſen ihrem formalen Begriffe nad) die 
Gejammtheit der Güter, welche im Eigenthbum des Staats jind; 
im fpeciellen Sinne jedoch nur diejenigen, welche durd ibre Ber: 
waltung einen Ertrag für die Einnabme des Staats geben. 

Schon in den Staatsgütern erjcheint daber jenes doppelte 
Element, das das gejammte wirtbichaftlihe Einfommen des Staats 
beberriht. Allerdings jind die Staatsgüter Quellen der Ein- 
nahme des Staats; allein ihre Verwaltung joll davon ausgeben, 
daß Sie nicht jo jehr als Mittel für den Erwerb jolder Ein: 
nahmen dienen, jondern vielmehr ala Bedingungen für die For: 
derung des allgemeinen FortichrittS der Volkswirthſchaft behan— 
delt werden ſollen. Ihre Gejchichte jomwie ihr gegenwärtiger Stand: 
punft jind der Ausdrud des Kampfes diefer beiden Elemente; 
diefer Kampf wiederholt jih in jedem Theile derjelben; und mit 
Recht hat man daher von Anfang an die biftoriiche Darlegung 
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des ganzen Domänenwejens der Forderung zu Grunde gelegt, 
welche die heutige Staatswifjenihaft auch an ihre finanzielle Ver: 
waltung zu ftellen bat. 


Elemente ihrer Geſchichte. 


Die großen Perioden, in denen die Geſchichte der Domänen 
verläuft, jind in der That der erfte und gleichſam materielle Aus: 
drud des Proceſſes, in dem fich die dee der innern Berwal- 
tung auch auf diefem Gebiete ihre Geltung verfchafft; und bei 
großer örtlicher Wichtigkeit der einzelnen auf die Staatsgüter be- 
züglihen Thatjahen ijt es zulegt doch eben dieſer Zuſammen— 
bang mit der Entmwidelung der innern Verwaltung, welcher jener 
Geichichte ihre höhere und dauernde Bedeutung verleiht und eben 
dadurch auch den richtigen Standpunft für die Beurtbeilung der 
einzelnen Theile in der Gegenwart abgibt. 

Wir unterjheiden drei Hauptepodhen: die Staatsgüter der 
Lehnszeit, die Kameralverwaltung und die ftaatswirtbichaftliche 
Verwaltung derjelben. 

I. Die Lehnsepoche. Geht man auf die legte Bafis des 
Staatsgüterwejens der Lehnsepoche zurüd, fo beruht daffelbe bier 
auf dem Unterfchiede zwijchen der Landesherrlichkeit und der Grund: 
berrlichfeit.. Der Landesherr ift der Eigenthümer alles nicht in 
den PBrivatbejig gelangten Grundes und Bodens und hat über 
diefelben die Rechte des Grundherrn; über die Grundherren felbft 
aber hat er das Lehnrecht. Als Grundherr der öffentlichen Güter 
bat er allein die Verwaltung und das Einkommen aus denjelben, 
dafür aber auch diejelben Pflichten wie der Grundherr. Prineip 
it, dab dieſes Einkommen die Grundlage jeiner öffentlichen 
Wirthichaft bildet. Das Volt bat über die legtere feine Gontrole, 
ftenert aber auch nichts bei, wenn er mit den Einnahmen nicht 
ausreicht. Die Natur diejer öffentlihen Güter bringt es mit fich, 
daß die Verwaltung derjelben eine durchitehend örtliche ift und 
daß die meiften Einnahmen nur als Naturaleinnahmen erſcheinen. 
Daher denn die Nothwendigkeit, in Fällen der Noth jtatt an 
diejes Einkommen ſich vielmehr an die Subjtanz derjelben zu 
balten und diefe Güter jelbit zu veräußern und zu verpfänden, 
Daher wieder die befannte Thatjache der Zeriplitterung des ur: 
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iprünglich gewaltigen Domänenbefiges; fajt die Hälfte aller gro: 
Ben Beligungen find verjchenkte oder verliehene Domänen. Das 
Recht des Landesherrn dazu wird nicht bezweifelt, um jo we— 
niger, als die Verleihungen urjprünglich ſtets an die Perſon ge: 
ſchahen und der dauernde Erwerb ji erjt langſam herausbildete. 
Nur die Schenkungen an die Kirche begründen fofort ein Eigen- 
thum. Bon einer eigentlihen Verwaltung ift nur in jehr ein: 
zelnen Fällen die Rede; dennoc beginnt ſchon jehr früh eine Auf- 
zeichnung des dem Landesherrn zuftehenden Dominialbejiges durch 
die Schreiber des Fürften in der Camera Principis, welde ſich 
dann auch zum Gerichte über etwaige Streitigkeiten aufwirft und 
als jolches anerkannt wird. Das ift die Hoflammer, die Cour 
des Comptes, die Court of Exchequer. Dadurch entjteht eine 
gewijje Ordnung der Berechnung, welche damals, da der Fürſt 
noch Feine andere Einnahme als die aus feinen Domänen bat, 
die erjte und eigentliche Zorm des Staatshaushalts ift. Die großen 
Kategorien, in denen jich dieje urjprünglichen Budgets zuſammen— 
faſſen laffen, jind die Gefälle, die der Landesherr als Lehnsherr 
bezieht, die eigentlihen Lehndienſte, die für die Verleihung und 
Belehnung geleiftet werden, und endlich die Verleihungen jelbit, 
welche den Vertrag zwiſchen Landesherrn und Bajallen enthalten. 
Bei unendlicher Verjchiedenheit im einzelnen ijt bier dennoch das 
Recht und die Drdnung ziemlich gleichartig in ganz Europa; ſelbſt 
das formale Princip der Tenancy in capite in England ändert 
an der Sache nicht viel. Eine wejentlich neue Geſtalt entſteht erft 
in der folgenden Epoche. 

I. Dieje Epode beginnt da, wo mit den eigentlihen Be- 
amteten und namentlich mit dem jtehenden Heere das Fürſtenthum 
des baaren Geldes bedarf, und daher jegt daran denkt, aus den 
Domänen eine Ertragswirtbihaft zu machen. Damit tritt jeßt 
die Nothwendigkeit einer jelbjtändigen Verwaltung dieſer Do- 
mänen ein, mit dem durch die Verwaltung entitehenden Steuer: 
ertrage aber auch das Intereſſe an dem Belige, und damit die 
rechtlihe Frage nad dem Eigentbum an den Domänen. Daraus 
ergeben jih dann die beiden großen Richtungen für die Behand: 
lung der auf die Domäne bezüglihen Fragen. 

Die erite diefer Richtungen nennen wir das Kameralſyſtem. 
Das Kameralſyſtem ift der Verſuch, vermöge der allmäblid ein: 
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tretenden und zu einem fürmlichen Syiteme ausgebildeten amt: 
lihen Gtragsverwaltung der dem Landesherrn gehörigen Be: 
figungen dem legtern die möglichit große Einnahme aus denfelben 
zu verſchaffen. Das Streben danah erzeugt nun naturgemäß 
durch die Verſchiedenheit der Güter eine Berjchiedenheit der Grund: 
läge, nad denen die Verwaltung vorgeht; das Bebürfniß einer 
tüchtigen Verwaltung, die Forderung einer gewiſſen fachmänniſchen 
Bildung für dieſelbe; dieſe wird willenjchaftlih formulirt und be: 
ginnt ein felbftändiger Theil der Berufsbildung zu werden; und 
fo entteht die fogenannte Kameralwiſſenſchaft neben und zum 
Theil gegenüber der Nationalöfonomie al3 die praftifche Seite der 
legtern. Die Kameralwifjenjchaft bewirkt dann die Scheidung in 
der Verwaltung der einzelnen Arten der Staatögüter und damit 
wird der Boden für die wilfenichaftlihe Behandlung derjelben in 
der folgenden Epoche gewonnen, während das juriftiiche Element 
eine twejentlih andere Wirkung ausübt. 

Die zweite juriftiihe Richtung nämlich enthält die Ent: 
ſcheidung über die Frage nad) dem Recht über die Staatsgüter. 
Ihre Grundlage liegt in der Entwidelung des Staatsrechts, wie 
die des Kameralipftems in der des Staatshaushalts liegt. Mit 
dem 17. Jahrhundert jchon jcheidet fich falt noch unbewußt aber 
doch jehr beftimmt die dee des Staats als der jelbitändigen Ge: 
meinjchaft der Menſchen von dem Fürftentbum als dem Ober: 
haupt, und diejes wieder von der Perjon des Fürften als einer 
einzelnen rechtlichen PBerjönlichkeit. Diefe Unterfcheidung, auf die 
bisher ungefhiedene Mafje der Staatsgüter angewendet, erzeugt nun 
die drei Kategorien der Domänen, die namentlich durch die Schärfe 
der römijch-rechtlichen Definitionen zur Geltung gelangen, und die 
jelbjt für die Gegenwart auch in der verfafjungsmäßigen Staats: 
wirtbihaft noch maßgebend geworden find. Dieje Kategorien find: 

1) Das Privateigenthbum des regierenden Fürften, die fo: 
genannten Chatoullegüter. Nur hiſtoriſche Gründe haben veran: 
laßt, daß man dahin nur die Grumdbejigungen defjelben rechnet. 
Es leuchtet ein, daß bier die Bezeichnung als Staatsgut nur 
jehr uneigentli gebraucht wird. Der Begriff des Privateigen: 
thums fchließt an ji) den des Staatsguts aus; er zeigt, daß der 
Erwerbstitel ein privatrechtlicer und mithin die ganze Verwal: 
tung eine von dem Finanzweſen vollfommen unabhängige ift, 
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daß aljo daffelbe nie einen Theil der Staatseinnahmen durch 
ihren Neinertrag bilden Fanı. Im engern Sinne bezeichnet man 
als Ehatoullegüter diejenigen fürftlichen Fideicommibgüter, deren 
Ertrag dem regierenden Fürften ein volllommen freies Einfommen 
für jeine individuelle Verfügung gibt, ſodaß fie im übrigen unter 
die folgende Art fallen. 

2) Die Güter des fürftlihen Hauſes — fürftliche Fidei— 
commißgüter — ſind diejenigen Staatsgüter, deren Ertrag das 
jelbftändige, vom übrigen Staatshaushalt unabhängige Einkom— 
men des fürftlichen Haujes bildet. Sie find Staatsgüter, in: 
jofern ihre Subjtanz, die Güter jelbit, der Verfügung des fürft- 
lihen Haufes entzogen find; jie gehören aber in die Kategorie 
privatrechtlicher Güter, injofern ihr Ertrag feinen Gegenſtand der 
Finanzverwaltung bildet, jondern nur dem Bedarf des fürjtlichen 
Hauſes zur Verfügung ſteht. Die Verwaltung derjelben ift daher 
meiſtens auch der Finanzverwaltung entzogen und ſteht unter 
eigenen Angejtellten und Dienern des fürſtlichen Hauſes. Doc 
jind bier Modificationen möglich, die jedoch nur durch fürmliche 
Gejege feitgejtellt werden können. 

3) Die eigentlichen Staatsgüter. Dieje umfaſſen alle Güter: 
fapitalien, deren Ertrag und Verwaltung dem Finanzweſen des 
Staats zuiteht. Nur jie haben die allgemeine, im Weſen der 
Staatswirthichaft liegende Beitimmung der Staatsgüter, und nur 
bei ihnen kann daher von dem ftaatswirtbichaftlichen Princip und 
Syſtem der Verwaltung die Rede jein. 

Allerdings aber treten die Fragen und Auffaffungen, die ſich 
daran knüpfen, erſt mit dem 19. Jahrhundert und feiner ver: 
faffungsmäßigen Staatswirtbihaft ins Leben, und jeßt beginnt 
damit die neue Epoche in der Geſchichte der Staatsgüter. 

III. Das große Princip der verfafjungsmäßigen Epoche der 
Verwaltung der Staatsgüter ift zuerft der Gedanke, die Staats: 
güter als ein Ganzes der fürſtlich-perſönlichen Verwaltung zu 
entziehen, und jie ala Güter des Staats der Finanzverwaltung 
und ihrer fahmännifchen Verantwortlichfeit zu übergeben. So: 
wie das geichieht, muß durch die innige Verbindung der Finanz— 
verwaltung mit der des Innern der zweite Gedanke entitehen, 
der namentlich Durch die gewaltige Entwidelung des Steuerweiens 
als der eigentlichen Einnahmequelle des Staats raſch gefördert 
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wird, daß die finanzielle Bedeutung der Staatsgüter eine unter: 
geordnete jei, und daß ſtatt der bloßen bisher allein maßgeben: 
den Ertragsverwaltung vielmehr das höhere öffentliche Intereſſe 
der Volkswirthſchaft die ganze Staatsgüterverwaltung zu beftim: 
men babe. Damit entjtehen denn auch hier zwei große Richtungen, 
die noch vielfach unflar verjehmolzen find, die aber geichieden 
werden müſſen, wenn man den gegenwärtigen Zuftand der Staats: 
güterverwaltung richtig beurtheilen will, die der Finanzverwaltung 
und die der Verwaltung des Innern. 

Die finanzielle Auffaffung der Staatsgüter zuerjt betrachtet 
diejelben nur als ein Element der Einnahme des Staat? und 
faßt fie daher auch alle von dem gleichen Gefichtspunfte auf, ohne 
ihre volfswirtbichaftliche Bejonderbeit zur Geltung fommen zu 
lafjen. Aus diejem finanziellen Gefichtspunft ergeben fich zwei 
Fragen, welche nad diefer Seite hin den Kern der Lehre von 
den Staatögütern bilden. 

Die erite Frage ift die nach der möglichjt einträgliden Be: 
wirtbihaftung derjelben. Hier tritt natürlich das techniiche 
Element in den Vordergrund und die Finanzlehre wird zur 
Kameralwifjenichaft über Landwirtbichaft, Forſt-, Berg-, Hütten: 
wejen und anderes. Die zweite Frage ijt die, ob der Belig von 
Staatögütern überhaupt für die Finanzen mwünjchenswertb jei, 
und welche Bedeutung er für diejelben habe. Die Staatögüter 
ericheinen für den erjten Geſichtspunkt zuerit als eine vollkommen 
jihere, vom Zufall und der Steuerfähigfeit unabhängige Ein: 
nabhmequelle; die allgemeinere Betrachtung zeigt aber, daß der 
Dominialertrag erjtlih in den Händen des Staats ftets ein jehr 
geringer ift, zweitens daß er nicht ficherer ift wie jeder andere, 
und drittens daß er den Bedürfniffen des Staats gegemüber faſt 
verſchwindend Elein iſt. Damit ift die Grundlage für die Beant: 
wortung der zweiten Frage gegeben, ob die Staatsgüter eine 
zwedmäßige Form des Staatsihages bilden. Man it lich 
wol jet darüber einig, daß dies nicht der Fall jei; vor allem aus 
dem einfachen Grunde, meil gerade die Zeiten, in denen man 
einen Staatsſchatz braucht, den Marktpreis für etwaige Verkäufe 
von Staatsgütern am allerungünftigiten ericheinen laffen. Die 
Sinanzwiffenichaft hat daher nur noch Einen Punkt, um deijent: 
willen fie noch an den Staatsgütern fejthält; das ijt die in einigen 
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Yändern auf hiſtoriſcher Balis feitgebaltene Beitimmung, daß die 
Staatsgüter die Grundlage für die Civilliſte des Landesherrn 
bilden. Wo das der Fall ift, muß natürlid die Ertragswirth— 
ihaft nah den Grundjägen der Kameralwiſſenſchaft fortgeſetzt 
werden. Hier ift im ganzen nur wenig fraglid; im einzelnen ift 
es Sade der tehniihen Verwaltung und der örtlichen Ber: 
hältniffe. 

Was nun die Auffaffung vom Standpunkte der innern Vers 
waltung betrifft, jo betrachtet jie die Staatsgüter nicht als ein 
ertragsfähiges Kapital, jondern vielmehr ala ein Mittel für ihre 
höhern Gulturzwede. Bon diejem Standpunkt aus it jie es, 
welche die Arten der Staat3domänen zu jcheiden und die finan- 
zielen Fragen ihren Anforderungen zu unterordnen gelehrt bat. 
Bon ihr beginnt die höhere jtaatswirtbichaftliche Lehre von den 
Staatsgütern; es ift nicht mehr möglich, fie als ein gleichartiges 
Ganze zu behandeln. Sie faßt den Staatsbefig, die Staats: 
Domänen und die Staatsgefälle für fih auf, ftellt für jedes der— 
jelben jelbitändige Grundfäße hin und jo erſt gelangen wir zu 
einer wiffenichaftlihen Behandlung des Staatsgüterwejens, welches, 
vom Steuerweſen gründlich verichieden, den Uebergang von der 
innern Verwaltung zu den Finanzen bildet. 

Indem auf diefe Weile die allgemeinen Grundjäße der Fi— 
nanzen der Kameralwiflenichaft und der innern Verwaltung für 
jeden jener Theile einen bejondern Inhalt ergeben, entſteht das, 
was wir dad Syſtem der Lehre von den Staatsgütern nennen. 


Auch die Lehre von den Domänen bat in der Finanzwiſſenſchaft 
ihren eigenthümlihen Gang genommen. Man kann im allgemeinen 
jagen, daß die gegenwärtige Geſtalt diefer Lehre aus den beiden 
ziemlich verjchiedenen Ausgangspunften der franzöfifch:englifhen Lite: 
ratur einerſeits und der deutſchen andererſeits hervorgegangen ift. 

Der erite, der die Lehre von den Domänen ala Theil der Lehre 
von dem Standpunkte der Finanzwiflenihaft auffaßte, war Bodinus 
(„De republica”, Bud 6, Kap. 2). Er ſieht in ibnen den alten ager pu- 
blicus, jtellt den Grundſatz auf, daß derſelbe auf feine Weile ver: 
jäbren oder veräußert werden dürfe, bemerkt indeß, daß die inculta 
praedia am bejten veräußert werben, „ex quibus nihil utilitatis 
respublica decerpit“. Gr citirt gute Beijpiele aus der franzöfifchen 
Geſchichte. Auch Montesquieu, der übrigens die Domänen nur bei: 
läufig erwähnt, it gegen die Veräußerung (Buch 26, 17 u. öft.). 
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Adam Smith faht die ganze Domänenfrage rein von dem Gejichtd: 
punfte der gewerblichen Unternehmungen des Staat und ift daber 
für die Veräußerung. In unferm Jahrhundert ift dieſelbe in der 
engliih:franzöfiihen Literatur jo gut als verſchwunden, beſonders wol, 
weil die Domänen in Frankreich und England jo unbedeutende Quellen 
der Einnahme bilden. In Deutihland mar fie zuerſt eine Rechte: 
frage; im vorigen Jahrhundert dagegen ward fie zur Grundlage jener 
eigentbümlihen Formation der Wiſſenſchaft, die wir als Kameral: 
wiſſenſchaft bezeichnen. Als nun die eigentlihe Finanzwiſſenſchaft 
entftand, war wieder Juſti der erite, ver in feinem „Syſtem des Finanz: 
weſens“, ©. 1766 vom $. 143 an, wenn aud nit als ein ſyſte— 
matifhe3 Ganze, die Domänen gründlich fowol vom Standpunfte der 
Finanzen ald dem ver innern Verwaltung befprab (f. unten). m 
allgemeinen ijt zu dem, mas er vor hundert Jahren gejagt bat, 
wenig Neues hinzugefügt. Sonnenfel® (III, $. 105), Soden ($. 38 
fg.), von Jakob ($. 622 fg.) baben jih auf die Verwaltung der 
Domänen gar nicht eingelafjen, fondern fih nur für den rationellen 
Verkauf entihieden. Baumitark dagegen, wie feine Vorgänger Schmalz 
und Rau („Rameralwiflenihaft”), machten die Verwaltungslehre ver 
Domänen zur Hauptfahe. In der neueften Gejtalt der Finanzwifjen: 
ihaft haben Malchus (S. 22 fg.), Lotz („Handbuch“, III, ©. 120 fa.) 
und Rau („Finanzwiflenihaft”, 4. Ausgabe, S. 107 fg.) beide 
Standpunkte verfhmolzen und ſowol die allgemeine finanzielle Be: 
deutung der Domänen als auch die Grundformen ihrer rationellen 
Verwaltung miteinander verbunden, was namentlih für Deutfchland 
ohne Zweifel das Richtigfte ift, wenn auch auf das legtere jehr leicht 
etwas zu viel Gewicht gelegt wird. Die Darftellung des ganzen Ver: 
bältnifjes ift in. jeder Beziehung ausgezeichnet bei Rau und dürfte 
den vorzüglichſten Theil des ganzen reihen Wertes bilden. Vgl. na: 
mentlich über den rechtlihen LUnterfchied $. 90 u. 91 und über die 
Kaflenführung $. 92 u. 93. 

Von den Neuern hat E. Pfeiffer in feinen „Staat3einnahmen” 
die ganze Lehre im Band I, Theil 3, ſehr verſtändlich behanvelt, 
jedoch fehlt ibm die ſyſtematiſche Einheit der Auffaſſung im einzelnen, 
während wir feinem Gedanken (Buch II, Kap. 2, $. 61), daß ber 
Domänenbefig des Staates wie eine allgemeine Einfommenjteuer wirke, 
nicht recht haben folgen können, Seine ftatiftiihen Nachrichten 
(S. 145 fa.) find fehr ſchätzbar, jedoch zu ſehr zerftreut, um ein 
vollftändiges Bild zu geben, und jeine Verwechſelung vom Monopol 
und Regal, wie z. B. namentlih bei Jagd und Fiiherei (S. 217), 
verwirrt die Auffafjung. Es ift nicht genug, zu fcheiden, man muß 
auch der Einbeit fih bewußt bleiben. 
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Syftem der Stantsgüter und ihrer Verwaltung. 
I. Der Slaalsbeſih. 


Unter Staatsbejig verftehen wir alle diejenigen Staatsgüter, 
die nicht dazu bejtimmt find, einen eigenen Ertrag zu geben und 
dur denjelben die Einnahmen des Staats zu vermehren, ſon— 
dern die in ihrer Benugung nur die Mittel für allgemeine Staats: 
zwecke darbieten. 

Dieje allgemeinen Aufgaben des Staats find die Vertheidi— 
gung des Staats, die Repräſentation dejjelben, die Verwaltung 
jeiner Angelegenheiten, die Bedingungen des Güterumlaufs und 
die Bildung des Volks. 

Die Staatsbefigungen ordnen ſich nach dieſen Zwecken. Sie 
ind: der militärifche Belig (Feſtungswerke, Arjenale, Kajernen ꝛc.), 
die Schaffammer des Staats (Reichskleinodien) und Reſidenzen, 
die Gebäude und Einrichtungen für die Adminiftrationszweige, 
die Straßen, Wege, Brüden, Häfen und Uferbauten und die 
öffentlichen Unterrichts:, Bildungs: und Bolksbeluftigungsanital: 
ten (Schulhäujer, Akademien, Bibliothefen, Mujeen, Galerien, 
Sammlungen u. j. w.). 

Aus diejer ihrer Beitimmung folgt ihre Doppelftellung in 
der Wiſſenſchaft wie in der Verwaltung. Sie find allerdings 
zuerft und vor allen Dingen öffentliches Eigenthum und als ihr 
perjönlicher Eigenthümer ericheint der Staat. Sie haben einen 
Werth, fordern Gejtehungs:, Unterhaltungsfoiten und fünnen aus: 
nahmsweiſe veräußert werden. Sie gehören daher in dieſem 
Sinne als wirthichaftlide Werthe der Lehre von den Staats: 
gütern. Allein da ſie nicht für die Erzielung von Einnahmen 
beitimmt sind, jo erjcheinen fie in der That als etwas ganz 
anderes. Sie jind Verwaltungsanjtalten, welche zu den Be: 
dingungen für die einzelnen Zweige der Berwaltung gehören. 
Die Verwaltung derjelben jelbjt Fällt daher auch nicht unter das 
Finanzminifterium, jondern unter die einzelnen Minijterien (Krieg, 
Gultus, Handel, Inneres u. j. w.), welche diejelben als ihren 
Beiig in ihren Inventarien aufführen und die Ausgaben und 
Adminiftration derjelben jelbitändig bejtreiten, je mit eigenem 
Budget, Perſonal, Buchführung u. j. wm. Aus diefer ihrer Be— 
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ftimmung für den öffentlichen Dienft entjpringt auch das Princip 
ihres Rechts; fie find im Privatverfehre unerwerbbar und unver: 
jährbar. Und fo gehören jie nur im formalen Sinne der Finanz: 
wiſſenſchaft an. 

Der Gedanke, dad, was wir den Staatäbefig nennen, in die 
Kinanzwifjenfchaft aufzunehmen, gehört deshalb der neuejten Zeit an, 
weil derfelbe eben feinen Ertrag bietet und bieten joll und im 
Grunde nur der Verwaltung der Ausgaben angehört. Man hat den 
Unterjhied zmwijchen dem Staatsbefige und dem Staatdqute zuerjt in 
Frankreich gemadt, und zwar ſchon im Code Napoleon, Bgl. die 
Darftellung bei von Hod, „Finanzverwaltung Frantreihs‘‘: S. 210, 
domaine publie (Code Napolöon, 538, 541, 2226), unveräußer: 
(ih, unverjährbar, und dem Staate zur Erfüllung jeiner Aufgaben 
unentbebrlih, und domaine de l’etat, durch Geſetz vom 1. Dec. 1790 
veräußerlih und durd Code Napoleon, 2227, verjährbar. In Eng: 
land iſt der Staatsbefig formell als Eigentbum des Königs oder der 
Selbitverwaltungstörper anerlannt und als ſolches nur vermöge eines 
Gejeges dem Verkehre unterzogen. Die deutihe Finanzwiſſenſchaft bat 
fih wenig um das Ganze gelümmert. Der Ausprud Gebraudöver: 
mögen in der deutſchen Literatur iſt höchſt incorrect. Vgl. Nau, 
$. 88. Die Schägung in Geld wird ſchon von Rau ald wenig be: 
veutjam bezeichnet. Die Neuern, wie Pfeiffer und Umpfenbach, laffen 
e3 ganz weg. 


I. Die Slaalsdomänen. 
Begriff, Princip und Syſtem. 


Als Staatsdomänen bezeichnet man die Geſammtheit der für 
Urproduction und Landwirthſchaft beſtimmten Staatsgüter. 

Die Domänen umfaſſen daher mehrere Arten, die in der 
wirthichaftlihen Natur derjelben gegeben find: die Landgüter oder 
eigentliben Domänen des Staats, die Forjten, den Bergbau, die 
Jagd und die Fiicherei. 

Die Lehre von den Domänen ijt demnach zuerit die Dar: 
ftellung der volkswirthſchaftlichen Grundjäge, nach denen fie einen 
wirthſchaftlichen Ertrag abwerfen. 

Die Lehre von den Domänen in der Finanzwiflenichaft 
hat zu zeigen, in welcher Weije der Staat zu Werfe gehen muß, 
um dieſen wirtbichaftlihen Reinertrag als Einnahme für ſich zu 
gewinnen. 

Die finanzielle Betrachtung der Domänenverwaltung iſt da= 
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ber durchaus nichts anderes als die gewöhnliche Anwendung der 
wirthſchaftlichen Grundjäge auf diejen Zweig der Staatsthätig: 
feit. Eigenthümlich ift ihr nichts als die Modificationen, melde 
durch die Natur der Staatsverwaltung in die Formen des wirth: 
ſchaftlichen Betriebs bineingebradht werden. Dieje Lehre von der 
wirtbichaftlihen Verwaltung der Staatsgüter durch die Finanz: 
bebörden bildet, wie ſchon gejagt, die Kameralwiſſenſchaft. 

Das einfache finanzielle Princip der Domänenverwaltung it 
nun, aus dem Betriebe derjelben die möglichit große Neineinnahme 
nah den Grundjäßen einer guten Bewirtbichaftung zu ziehen. 

Allein die Domänen find für den Staat weſentlich Mittel 
für die Entwidelung des gefammten jtaatlihen Lebens, wie alles 
andere, was er beſitzt. Und wie die Domänen jelbit, jo ift aud) 
die Einnahme aus ihnen nicht Selbſtzweck, jondern nur ein 
Mittel, Es entfteht daher die Frage, ob Bejig und Verwaltung 
der Domänen durch den Staat jelbit das richtige Mittel für dieſen 
Zwed feien oder nicht. Und die Beantwortung diefer Frage kann 
nicht mehr vom einjeitigen finanziellen Gefichtspunft gegeben wer: 
den, jondern es tritt bier das ſtaatswirthſchaftliche Princip als 
enticheidend auf. 

Diefes Princip fordert nun, daß der Staat nur injomeit ſelbſt 
Domänen haben joll, als dieſer Beſitz als eine abjolute Bedin- 
gung für die gefammte volkswirthſchaftliche Entwidelung erjcheint, 
die immer die wahre Grundlage der ganzen Staatswirtbichaft iſt. 
Und aus diefem jtaatswirtbichaftlihen PBrincip für die Domänen 
folgt dann der meitere Grundjag, daß der Staat jeine Domänen 
in der Weile zu verwalten bat, daß fie durch diefe Verwaltung 
dem Einzelbejige zugeführt werden, injoweit fie nicht eben im 
Belige des Staats als abjolute Bedingung der Geſammtentwicke— 
lung des Volks erjcheinen. 

Während es daher die Aufgabe der Kameralwiffenichaft ift, 
die Grundjäße zu zeigen, nad welden die Verwaltung der Do: 
mänen, jolange der Staat fie noch beißt, jo einträglicd als mög: 
lid wird, iſt es die Aufgabe der Staatswirtbichaftslehre, ſoweit 
als möglich den Punkt und die Art und Weife zu beftimmen, 
wanı und wie die Domänen vom Staate dem Einzelbeiite und 
der Einzelbewirthſchaftung zugeführt werden jollen. 

Die verjhiedenen Arten der Domänen laffen nun keine ein: 
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fahe und ftet3 gleihmäßige Anwendung diefes Grundjages zu. 
Seine Bollziehung wird vielmehr eine verjchiedene je nad der 
Beſonderheit der Domänen jelbit. 

Die Grundlage des richtigen Syſtems der Domänenverwal: 
tung ift demnach das richtige Verftändniß der Natur der einzelnen 
Arten der Domänen an fih und ihres VBerhältnifjes zu den Be: 
dürfniffen der Volkswirthſchaft. 


Wir halten es nicht für richtig, daß man, wie es gewöhnlich 
geihiebt, mit den allgemeinen Grundjägen über die „Domänenver— 
waltung“ abjchließt, ohne jpeciell auf die Natur der einzelnen Arten 
verjelben einzugeben. Denn gerade bier jhidt Eins fih nicht für 
Alle. Wir dürfen binzufegen, daß die definitive Klarheit über das 
Gebiet überhaupt nur unter der Bedingung zu erreichen fein wird, 
daß man die oben angeführte Unterſcheidung zwiſchen dem rein finan: 
ziellen und dem verwaltungsrehtlihen Standpuntte wirklich ſyſtematiſch 
und bis ms Ginzelne durchführt. Allerdings gewinnt fomit die 
ganze Domänenlehre dadurch eine wejentlih andere Geitalt; allein 
es kann kein Zweifel fein, daß wir eben bier einer andern Auffafiung 
als der bisherigen bedürfen. 


A. Die landwirthichaftlihen oder eigentlichen 
Domänen. 


Princip. 


Man nennt die landwirtbichaftliden Güter oder Grund: 
bejigungen des Staats die Domänen im engern Sinne, weil jie 
früher den wejentlichiten Ertrag unter allen Arten der Domänen 
gaben. Sie jind auch jetzt no in einigen Staaten der einträg- 
lichjte Theil der leßtern und daher Gegenitand eingehender Unter: 
juhungen geworden. 

Der erite und natürlichite Gejichtspunft für die Behandlung 
der Domänen ijt nun allerdings ohne Zweifel der finanzielle. Die 
Finanzwifjenichaft hat jich jeit Hundert Jahren eingehend mit den: 
jelben bejchäftigt, und wir können das Rejultat wol in folgenden 
einfahen Sägen zujammenfafjen. 

Die finanzielle Bedeutung befteht theils darin, daß fie den 
Finanzen eine Nente geben, melde den Charakter aller Renten 
aus Grundbejig hat: jie ericheint als ſicher und regelmäßig; theils 
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darin, daß der Staat dur fie an dem Fortichreiten des Grund: 
werths überhaupt participirt; endlich darin, daß fie als ein Ne: 
jervefapital für außerordentliche Bedürfniffe des Staats angeſehen 
werden können. 

Dieje einfache Auffaffung bat fih nun, und zwar weſentlich 
auf Grundlage ftatiftiiher Nachweiſungen, mit unſerm Jahr— 
hundert umgeftaltet. Man hat jeden der obigen Grundjäte an— 
gegriffen und geradezu verneint, und den Bejig von Domänen 
zunächſt aus rein finanziellem Geſichtspunkte in höchſt ernitlicher 
Weile angegriffen. 

Denn die Rente aus diefem Grundbeſitze ift durchaus nicht 
jicherer und regelmäßiger als der (Geld) Zins, den der Staat 
von den Kapitalien bat, die er aus ihrer Entäußerung löſen 
würde, namentlic dann, wenn ihr Preis zur Abzahlung von 
Schulden oder zur Dedung von Ausfällen verwendet wird, die 
jonft zur Contrahirung von Schulden führen müßten. An der 
Steigerung des Grundwerths participirt der Staat au dann, 
wenn er die Güter veräußert hat, durch die Steuer nämlich, welche 
mit diefer Steigerung rationell auch für den einzelnen wächſt 
und dem Staate eine Mehreinnahme bringt. Als Rejervefapital 
endlich betrachtet jind die Staatsdomänen die jchlechteite Form 
deffelben, weil die wirkliche Benugung eines joldhen Kapitals 
oder der Verkauf, der aus einem dringenden Bedürfniß bervor: 
geht, bier wie immer den Verkaufspreis jo weit berabiegt, daß 
der Staat bei eintretender Veräußerung unabweisbaren Berluften 
entgegengeht, die jo groß find, daß er der Regel nad) den Ber: 
fauf gerade dann unterläßt, wenn er ihn am nöthigiten hätte, 
um jo mehr, als dabei jtets die Mafje des Angebots eine große 
ift, während gerade für Grundbeligungen ihrer Natur nad immer 
nur eine zwar fejte, aber geringe Nachfrage vorhanden fein kann. 

Das unabweisbare Gewicht diejer Gründe hat nun den Werth 
des Belißes von Domänen für die Finanzen in jo hohem Grade 
zweifelhaft gemacht, daß man als das gegenwärtig geltende Princip 
den Grundſatz anjehen kann, daß der Staat nur diejenigen Do- 
mänen behalten dürfe, melde für feine Verwaltung unab: 
weisbar nothwendig ericheinen. Zu diejen rein finanziellen Grün: 
den jind dann namentlid in unſerm Jahrbundert die Motive der 
böbern Staatswirtbichaft hinzugetreten. Denn der finanziellen Be- 
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wirtbichaftung fehlt ihrer Natur nah das mejentlichite Moment 
aller guten Wirthihaft, die Kapitalbildung durch Eriparniß und 
Amortijation. jede Kapitalbildung kann nur vom einzelnen aus: 
gehen, weil jie nur für den einzelnen geichieht. Sie erzeugt neben 
dem gegebenen Gut und aus feinen Ueberfhüffen den Werth 
defjelben durch beftändige Thätigfeit des Individuums noch ein: 
mal, und diejes zweite Kapital wird dann der Keim der allgemei- 
nen Reproduction der Volkswirthſchaft. ES ift nicht gerade noth— 
wendig, daß die Bewirtbichaftung in den Händen des Einzelnen 
befjer jei als in den Händen des Staats, obwol es in der Natur 
der Sade liegt, daß fie es der Regel nach jein wird, und zwar 
namentlih auf gekauften Bejigungen, wo der Zins des Anlage: 
fapital® gleihjam als Mahner dem Betriebe zur Seite jteht. 
Aber es ift gewiß, daß mit dem Mangel des individuellen In— 
terejjeg an der Kapitalbildung das Entjtehen der legtern unmög— 
(ih und damit der Gejammtentwidelung ein unentbehrlider Factor 
entzogen wird. Die Staatswirtbichaft muß daher fordern, was 
das Finanzweſen zuläßt, daß die Domänen aus dem Staatsbejige 
in den Privatbejig übergeben. 

Das nun kann man als das gegenwärtig allgemein anerkannte 
PBrincip für die landwirtbichaftliden Domänen anjeben; für Forſt— 
und Bergwejen dagegen muß dafjelbe allerdings etwas anders 
formulirt werden. Nun aber muß der Staat bis zu diefer Ver: 
äußerung jeiner Domänen, die er bis dahin behalten muß, aud 
verwalten. Und dadurch nur tritt die wejentlihe Gonjequenz des 
obigen Brincips für die Domänenfrage ein, in welder ſich Fi: 
nanzwifjenfchaft und Verwaltungslehre begegnen und gegenjeitig 
erfüllen, daß nämlich ſchon die wirthichaftliche Ertragsverwaltung 
der noch im Belite des Staats befindlihen Domänen nicht zu 
ihrer legten Zeit den böchjtmöglichen Neinertrag derjelben be: 
zweden, fondern vielmehr in der Weile geordnet werden jolle, 
daß diejelbe den Uebergang der landwirthſchaftlichen Do- 
mänen in das Privateigenthbum vorbereite. Und mit 
diefem Sage nun ijt die Grundlage für die beiden Elemente der 
Lehre von den Domänen in der Finanzwiſſenſchaft gegeben, die 
wir als die Lehre von der wirtbichaftlihen Verwaltung und 
die Lehre von der Veräußerung der Domänen bezeichnen 
können. 
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Die Frage nad der Bedeutung der Domänen und ihrer Stel: 
lung in der Finanzwillenfchaft tritt naturgemäß in dem Grade in 
den Hintergrund, in welchem der Antbeil, den die Domänen zu ven 
Staatdeinnahmen geben, jelbjt geringer wird. Man kann als allge: 
meinen Grundjag aufitellen, daß diefer Antheil um fo größer, je kleiner 
der betreffende Staat jelbjt iſt; ein Verhältniß, das ih hiſloriſch 
leicht erflärt. Die Gefchichte dieſes Verbältnifjes iſt zum Theil ſehr qut 
in Hüllmann’s „Finanzgeſchichte des Mittelalters“, ©. 19 fg. dargelegt; 
j. die übrigen Quellen bei Rau, $. 88, 89, 90; bei Log, ©. 117, 
die Zufammenftellung des Domänenertrags; vdafjelbe bei Rau, $. 89. 
Der Verſuch, dieſen Antbeil in Procenten ver Staatdeinnabme zu 
berehnen, bat wefentlih nur das Beventen, dab man dabei die ver: 
jhiedenen Arten der Staatögüter confundirt, die jedoch eine wejentlich 
verjchiedene Stellung zum Ganzen einnehmen. Ueber die Gejcdhichte 
der Domänen in Frankreich ſ. von Hod, ©. 209 fg. Beſchränkt 
man, wie es gewiß richtig ift, die eigentlihen Domänen nur auf 
die landwirtbihaftlihen Güter, jo kommen wejentlih andere Nejul: 
tate zum Vorſchein. Vgl. auch Malchus, I, 8. 3. 

Die Frage nach der Beibehaltung oder Veräußerung der Domä— 
nen ward zuerſt von Montesquieu (Buch 26, Kap. 16) dabin ent— 
jhievden: „Si on aliene le domaine, l’etat sera force de faire un 
nouveau fonds pour un autre domaine“, weil noch nad feiner Anficht 
die Domäne für die Eriftenz des Staats abjolut nothwendig ift. Die 
erite Schrift dagegen, welde die Veräußerung der Domänen von dem 
höhern Standpunfte vertritt, begleitete den erſten ſyſtematiſchen Ber: 
fauf der Domänen in Preußen feit 1763. Sie wird von Aufti „Fi: 
nanzmwejen“ $. 189 citirt: „Die Verwandlung der Bauergüter in 
Domänen.” Juſti ſelbſt bleibt $. 190 fa. in vem MWiderfpruche zwijchen 
Verlauf und Erhaltung derjelben fteden; gewiß iſt aber, daß die 
Frage nad dem Verlaufe der deutſchen Wiſſenſchaft angehört. (©. 
aud unten.) Adam Smith dagegen fieht in ven Domänen conjequent 
nur ein Unternehmen und entjcheidet daher nah dem Geſichtspunkte 
der gewerblichen Thätigleit des Staats. „Obgleich“, jagt er zuerit, 
„das Eintommen der Krone aus ihren Ländereien jcheinbar den Unter: 
thanen nichts fojtet, jo foftet es in der Wirklichkeit der Gemeinſchaft 
mebr als vielleicht irgendein anderes Einfommen der Krone“; daher 
joll man dieje Grundbefigungen durch öffentliche Verfteigerung an das 
Volk vertheilen. Der Staat joll nur die zum Zwede der öffentlichen 
Erholung notbwendigen Gründe bebalten (Buch 5, Kap. 2). Diefer an 
ich richtige Standpunkt ijt geblieben, freilihd mit feinem ganzen 
Mangel an Unterjheidung der Arten der Domänen. Die praltifche 
Ausführung fand dann befanntlih im großen in Frankreich jtatt. 
(Gejeg vom 1. Dec. 1790; j. von God, ©. 210). In Deutjch- 
land erariff die Theorie mit Gifer den Gegenjtand, und es erbob fid 
ein ziemlich lange dauernder Streit über die Zwedmäßigleit der Ver— 
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äußerung überhaupt — bei dem man auch bier wie gewöhnlich Yufti 
vergaß und nur Adam Smith citirte — und dann zugleich über vie 
Verwendung der dadurch erzielten Summen, die man weſentlich als 
Abzahlung auf die Staatsſchuld gelten lajjen wollte. S. Maldus, 
S. 29 u. 30. Während einige fo weit gingen, dem Staate das 
Recht der Veräußerung abzufprehen, behaupteten andere, daß der 
Staat durd feine Domänen „ein PBrivatinterefie erhalte, welches dem 
öffentlichen Intereſſe, das er allein haben ſoll, widerſtreite“ (von 
Jakob, 8. 74). Diefe Auffaflung berubte einem wejentlihen Theile 
nad darauf, daß im Anfang dieſes Yahrhundert3 zu den Domänen 
eine Menge von gutsherrlichen Nechten gehörte, über deren Schädlich— 
feit man unbedingt einig war. S. von Yalob, $. 76, und nament: 
lih Malchus, $.4. Die lepte Entſcheidung in diejer vielbejtrittenen 
Frage gab indeß die namentlih von Lotz, ©. 116 fg., und dann 
von Rau a. a. D. theils nachgewieſene, theil3 in die Wifjenfhaft 
aufgenommene jtatijtifche Thatjache, daß die Domänen thatſächlich mehr 
für den Staat ertrugen, nachdem fie veräußert waren, als vorher bei 
eigener Regie. Rau hat außerdem das Verdienſt, die Einfeitigkeit 
betämpft zu haben, melde bisher die ganze Frage obne Nüdfiht auf 
die Arten der Domänen und die befondern Verhältniſſe des betref: 
fenden Staat3 rein von dem Standpunkte der abjtracten Wiflenfchaft 
entichied. Seine Grundfäge dürften al3 vie gemeingültigen angejehen 
werden. Bol. $. 98 fg. Pfeiffer hat denn die ganze Frage eigent: 
lih auf der Bali des von Rau Gegebenen bereit3 ausgeführt und 
manches Statiftiiche hinzugefügt. Neues war wol nit viel zu fagen. 
„Staatseinnahmen‘, I, ©. 111 fg. Umpfenbadh läßt die ganze 
Stage bei Seite. Doch fehlt bei Rau und Pfeiffer die Beziehung 
der Verwaltung auf den Verlauf, und die Unterordnung der erjtern 
unter das Princip der legtern, von dem wir nunmehr ausgehen. 


Verwaltung der Domänen. 


Die Berwwaltung der Domänen im rein finanziellen Sinne ift 
daher diejenige, welche dem Staate aus feinen Grundbefigungen 
den böchft möglichen wirthſchaftlichen Neinertrag als Theil feiner 
Einnahmen fichert. 

Die Verwaltung der Domänen im böhern ftaatswirtbichaft: 
lichen Sinne ift dagegen diejenige, welche die finanzielle Verwal: 
tung jo einrichtet, daß dieſe jelbit den Uebergang der Domänen 
in das Privateigenthum vorbereitet. 

Für die richtige finanzielle Verwaltung gelten demnach Feine 
andern als die einfachen wirtbichaftlihen Negeln in Bezug auf 
die Erzielung des Neinertrags aus der Bewirtbihaftung von 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 11 
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Grundftüden. Das höhere Princip aber fordert die Unterordnung 
diefes Gefichtspunfts unter die Maßregeln, welche durch den Ueber: 
gang ins Privateigenthum geboten werden, und gibt ihnen ihre 
Geftalt. Und in diefem Sinne ſprechen mir von einem ftaats- 
wirthſchaftlichen Syitem der Domänenverwaltung. 

Die beiden Grundformen der finanziellen Verwaltung jind 
nun die eigene Verwaltung und die Berpadhtung. 

Allerdings müfjen die bejondern Berhältnijje der Länder, in 
denen die Domänen liegen, dafür maßgebend fein, ob für eine 
Verpachtung ausreichende Bedingungen ſowol in Beziehung auf 
den rationellen Betrieb der zu verpadhtenden Güter, als in Bezie- 
bung auf die richtige Zahlung des Pachtſchillings vorhanden find. 
Iſt das nicht der Fall, jo kann immerhin die eigene Verwaltung 
die einzig zuläffige werden. Indeß liegt es in dem Weſen der 
Privatwirtbiehaft, daß fie auch in der Form der Pachtung der 
überwiegenden Regel nah der eigenen Regie vorzuziehen iſt. 
Grundſatz ift daher, daß die eigene Regie in Pachtungen zu ver: 
wandeln und mithin ſelbſt da, wo fie temporär als unvermeidlich 
erfcheint, nur als Webergang zu der Herftelung von Pachtungen 
anzujeben iſt. 

Die Grundſätze nun, welche für die Pachtungen gelten, find 
für den Staat vom Standpunkte der finanziellen Verwaltung 
durchaus Feine andern als diejenigen, welche für die Privatwirth— 
ihaft gelten. Die Finanzwiſſenſchaft darf fie deshalb als befannt 
vorausjegen, ebenjo die drei Grundformen der Pachtung, die 
BZeitpacht, die Gewährspadht und die Erbpacht. Die Anwendung 
der Grundjäße des landwirtbichaftlihen Betrieb auf die Ver: 
pachtung der Domänen bildet einen wejentlichen Theil der Kame- 
ralwiſſenſchaft. Die Finanzwiffenichaft hat dabei nur zu bemerken, 
daß an fich feine diefer Arten die abjolut richtige ift, jondern daß 
jich die Nichtigkeit der Anwendung vielmehr nad den bejondern 
Berhältniffen des einzelnen Landes zu richten hat. Diefe Anwen: 
dung bildet daher einen zwar fehr wichtigen, aber zugleich einen 
jehr jpeciellen Gegenftand der Finanzverwaltung, bei dem die Fach— 
fenntniffe, verbunden mit der Landeskunde, in jedem einzelnen 
Falle enticheidend eingreifen und den höhern Organen der Finanz: 
verwaltung nur die adminiftrative Oberauflicht und die rechnungs: 
mäßige Gontrole zuitebt. 
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Eine neue Bedeutung aber gewinnt das Syitem der Verpad): 
tung, fobald man den höhern ftaatswirthichaftlichen Geſichtspunkt 
eintreten läßt. 


Die Aufnahme der Theorie von der Verwaltung der Domänen 
im einzelnen in die eigentlihe Finanzwiſſenſchaft jtammt aus ver 
Kameralwifjenfhaft. Sie hat als befondere Form der landwirtbichaft: 
lihen Betrieb3lebre, foweit diejelbe durd die Natur des Staats als 
Gigentbümer bedingt it, natürlih ihren Werth; allein es ijt faum 
gerechtfertigt, fie als einen ſyſtematiſchen Gegenjtand ver Finanz: 
wiſſenſchaft zu betrachten, da gerade bier doch nur die befondern Ber: 
hältnifje des einzelnen Staats entſcheiden können und das Ganze 
daher der pofitiven Finanzverwaltungslehre des einzelnen Staats an: 
gehört. Daß die Verwaltung felbft entweder nur die eigene oder die 
Verpachtung fein könne, ijt natürlih nie bezweifelt worden. Ueber 
den Werth dieſer beiden Formen fowie über die einzelnen Arten der 
Verpachtung ſ. von Jakob, $. 85 fg. (ziemlich allgemein), Malchus, 
$. 7 (5. 42—62, zum Theil fehr praftiihe Bemerkungen), na: 
mentlih aber Rau's trefflihe Darftellung (4. Aufl., ©. 130— 168). 
Neben dieſen allgemeinen Darftellungen eriftirt noch eine jpecielle Li— 
teratur über diefes Gebiet, welche ſich aber meijt auf beftimmte Staaten 
bezieht. Für diefe find die Grundſätze faft immer in einer felbftän: 
digen Gefeggebung gejammelt. 

Für Frankreich find die geltenden Anordnungen gefammelt 
und carakterifirt bei von Hod, a. a. D., ©. 211—218. Das Prin: 
cip der franzöfifhen Verwaltung ift die Verpahtung, und zwar 
unter Voraufgang eines öffentlihen Meiftbotsverfahrend. Bei einem 
Bermögensftande von 8—9 Mill. Fr. ift die Sache ohnehin un: 
bedeutend. Für England ſ. Bode's hiſtoriſch und praltifh gründ- 
lihe Darftellung von ©. 151 an; jpeciell ©. 158 fg. Hier fcheinen 
noch viele Misbräuche und ſelbſt juriftifche Unklarheiten obzumwalten. 
Preußens! Domänen werden fait ausſchließlich in Zeitpacht gegeben; 
eigene Verwaltung bildet die Ausnahme. S. Nönne, „Domänen: 
wejen” und deſſen „Staatsrecht der preußiſchen Monarchie‘ II, $. 474 
nebjt der preußifchen Literatur. 

Deiterreih8 Domänenverwaltung ift ausführlich dargejtellt bei 
Konopafel und von Mor, „Finanzgefepkunde des öfterreihiihen Kaifer: 
ftaat3“, Bo. II, 8. 11 fg. Genanntes Werk enthält gute hiſtoriſche 
Daten über die djterreihifchen Domänen und ihre Verhältniffe in den 
verjchiedenen Kronländern, wobei namentlich die Darftellung der Grund: 
fäge für die Grundentlajtungsverhältnifje, foweit fie die Domänen 
betreffen (S. 44 fg.), und das Verhältniß der ungarischen Provinzen 
insbefondere ($. 14, ©. 99) ausführlid und gut gegeben find. Unter: 
abtbeilung V enthält die Darftellung der geltenden Beitimmungen 
für die „Arten der Benugung der Staatsgüter” mit Angabe der zu 
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diefem Zwede erlafjenen nftructionen und fonjtigen amtlihen Grlafie. 
Ueber die „Benugung der Domänen im PBachtwege‘ handelt nament: 
ih $. 28; f. auch (S. 192 fa.) die Formularien für Pachtverträge. 
Dajelbjt Unterabtbeilung VI, ©. 236 fg., gibt eine genaue, für die 
praftiibe Verwaltung berechnete Darftellung der Grundfäge und Ge: 
jebe für das Verfahren bei „Auslagen, Kafjegebarung, Verrechnung 
und Controle“ bei den öſterreichiſchen Staatsgütern. Es iſt nur zu 
bemerfen, daß bier allentbalben die Grundfäge und Negeln für das 
Forftwefen mit bineingezogen find; ſ. jevoh unten. "Val. auch Def: 
ſary, a. a. O., $. 20. Ueber die ftatiftifhen Verhältniſſe f., leider 
febr kurz, Pfeiffer, „Staat3einnahmen“, I, 145—147. 


Veräußerung der Domänen, 


Iſt nun einmal der Grundjaß der Veräußerung der Domänen 
jowol vom rein finanziellen al3 vom Verwaltungsjtandpunfte an 
genommen, fo müffen für diefelben drei Geſichtspunkte maßgebend 
fein, von denen der erjte in die Verwaltung der Domänen hinein: 
zugreifen bat, der zweite die rein finanzielle Frage betrifft, und 
erſt der dritte der eigentlichen Verwaltung angehört. 

Sollen nämlich die Domänen ins Privateigenthum übergeben, 
jo ift es zuerft wünſchenswerth, daß die eigene Regie jo viel als 
möglich aufgegeben werde, und die Zeitpadht an ihre Stelle 
trete, und zwar in Barcellen, deren Ausdehnung den Kauf aud 
durch kleinere Kapitalien möglich madt. Der Uebergang von der 
Beitpacht zum Eigenthbum durch Erbpadt ift aus einer Reihe von 
Gründen nicht zu empfehlen. Nur darf die Zeitpacht nicht zu 
furz fein. Das zweite Element, der wirkliche Verkauf, ift nun 
allerdings eine vorwiegend finanzielle Maßregel. Allein auch diejer 
Berkauf derjelben hat jeine Grundfäge, deren Befolgung in dem 
Maße wichtiger wird, je bedeutender der Beſitz des Staats iſt. 
Dieje Maßregeln ordnen fich nach zwei leitenden Gefichtspuntten. 

Die erite Vorausfegung des Verkaufs ift ein ausreihendes 
Kapital beim Käufer, und zwar nicht blos für den Ankauf, fon: 
dern meiltens auch für die Herftellung eines guten Betriebs, 
namentlih da, wo PBarcellivungen ftattfinden müffen. Wo das 
Kaufkapital nur für eins von beiden ausreicht, ift es gerathen, 
den Kaufpreis lieber als Grundbuchsjchuld zum Theil ftehen zu 
lajjen, der Negel nad jo, daß eine Abzahlung in Annuitäten 
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erfolgen fan. Unter Umftänden fann der Vorbehalt eines Bor: 
kaufsrechts zwedmäßig fein. 

Ein directer Vorſchuß des Staats zur Herftellung des Be- 
triebes ift nie zu empfehlen. Das Einzelne richtet ſich nach den 
beftimmten einzelnen Verhältniſſen. 

Die zweite Frage bezieht fich auf die finanzielle Verwendung 
de3 durch den Verkauf erzielten Kaufichillingg. Schon mit dem 
erjten Verkaufe der Domänen entjtand der Gedanke, diejen Kauf: 
preis nicht für die laufenden Ausgaben, jondern zur Tilgung der 
dauernden Schuld des Staats zu verwenden. Das Richtige in 
diefem Saße beruht darauf, daß die Domänen überhaupt unfähig 
jind, regelmäßig durch ihren Verkauf die Einnahmen des Staat 
zu erhöhen und daß man dur denſelben nicht die Vorftellung 
erweden fol, als gemügten die Staatseinnahmen. Denn die 
Dedung der legtern durch den erftern ift in der That nichts 
anderes als die Beftreitung der Ausgaben aus dem Kapital einer 
Wirthſchaft ftatt aus ihren Erträgniffen. Außerdem zwingt die 
Dedung des Deficit3 zu plößlichen Verkäufen, die den Preis 
drüden, oder den Erwerb für den mittlern und kleinen Befiger 
Schwer machen. Daher der Grundjaß der Verwendung des Kauf: 
preifes zur Dedung der Staatsſchuld. Wenn derjelbe nun aud 
im allgemeinen praftiih it, jo fann er doch im einzelnen nicht 
jtreng eingehalten werden. Am bejten ijt es immer, wenn das 
Geſetz, welches den Verkauf im einzelnen vorjchreibt, zugleich die 
Verwendung der Kaufſumme bejtimmt. Dabei jcheint ein Grund: 
jag allgemein angenommen und aud volllommen richtig zu fein. 
Iſt die umlaufende Papiergeldfumme in einem Staate jo groß, 
daß das Papier einen ſchlechtern Curs hat als das Metall, jo ift 
die nothiwendigfte und richtigfte Verwendung des Erlöjes aus den 
Domänen entjchieven die Einlöfung des Papiergeldes, nicht blos 
weil die Summe des lebtern dadurch vermindert, jondern aud) 
der Curs gehoben wird. Man drüdt das wol auch aus als Fun- 
dation des ‘Papiergeldes auf die Domänen. Das ift ungenau, 
die Domänen find ebenjo wenig geeignet Papiergeld zu fundiren 
wie Jmmobiliarbefig der Banken. Ueberdies darf man ſich bei 
jedem Berfaufe von Domänen von diefem Zweck nicht zu viel 
verſprechen. Steht aber einmal der Grundjag feit, daß man den 
Verkaufspreis wirklich zur Einlöjung des Papiergeldes verwenden 
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will, jo foll er auch unweigerlich fejtgehalten werden. Natürlich 
bat das Ganze nur da Bedeutung, wo die Domänen jelbjt von 
Bedeutung find. 

Die dritte Frage endlich betrifft das Verhältniß der Ver— 
äußerung der Domänen zur Vertheilung des Grundbejiges. Aller: 
dings bat die Finanzverwaltung dabei das Mittel in Händen, 
durch diefe Veräußerung in die Vertheilung einzugreifen. Wo 
dies der Fall ift, befteht die wichtige Aufgabe der Staatsverwal— 
tung darin, diefe VBertheilung der Verfaufsparcellen in der Weiſe 
vorzunehmen, daß fie die Grundlage für die Heritellung einer 
foliden bäuerliden Mittelklafje bilde, wo dieje fehlt. Die Anz 
wendung diejes Grundjages hat daher eine genaue Kenntniß von 
der Bertheilung des Grundbeliges in dem Landesgebiete der Do: 
mänen zur Borausfegung, und jeder Verkauf wird von diejem 
Gefichtspunfte um jo viel rationeller fein, je mehr vderjelbe bei 
der Beltimmung der Berfaufsparcellen davon ausgeht, die an dem 
gegebenen Drte mangelnde Klafje herzuftellen. E3 kann daher bei 
einem ſolchen Berfauf auch geboten fein, große Grundbefigungen 
zu erhalten; ebenjowol Eleine zu erzielen. Der Regel nach aber 
wird es darauf unfommen, gerade die Stlaffe des mittlern Be— 
fies zu heben. Immer ift e8 dann Sache der Organe der innern 
Verwaltung, die Größe und Bertheilung der Berkaufsparcellen 
zu bejtimmen, Sache der Finanzverwaltung, den Verkauf jelbjt 
durchzuführen. 


Es iſt harakteriftiih, daß der Verwaltungsgefihtspunft, wie wir 
ihn hervorgehoben haben, nur in Deutjchland und zwar, foviel uns 
bekannt, nur in Preußen und Dejterreih zur Anertennung und Durch: 
führung gefommen iſt. Schon im vorigen Jahrhundert war der 
Streit der Theorie ein lebhafter; ſ. Juſti a. a. D., namentlih im 
$. 193: „Die Gründe, daß die Verwandlung der Domänen in 
Bauergüter die Bevölferung mehr befördern, find jo überzeugende, 
daß fih damider gar nichts einreden läßt.“ Vergleihe fg.; jehr ver: 
ftändig. Dennoch iſt Jufti für Beibehaltung der Domänen, und zwar 
gegen Pacht mit Vorbehaltung des Erbzinjes. Es iſt fpäter wenig 
Neueres und Befleres darüber gejagt. S. namentlih og, II, 121; 
von Jakob, Bo. I, $. 197; Maldhus, Bo. I, $. 3. Doch hat von 
Jakob die Frage nah dem fogenannten Abbau der Domänen (Ver: 
Heinerung derjelben durch Parcellirung) befonders hervorgehoben, wenn 
auh nur vom volkswirthſchaftlichen Gefichtäpunfte, und fih dafür er: 
Härt. Rau hat die Modalitäten des eventuellen Berlaufs $. 99 u. 
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100 theils aus dem juridifchen, theil3 aus dem kameraliftifhen Ge— 
fichtspunkte aufgeführt, kürzer als die Lehre von der Verwaltung der: 
jelben. Im wefentlihen gilt auch bier der Grundfag, daß jeder 
einzelne Staat dafür befondere Vorſchriften erlaffen muß und erläßt, 
die den bejondern Verhältnifjen angemefjen erſcheinen, da die legtern 
höchſt verſchieden find. 

Was nun zuerſt Preußen betrifft vgl. Koch, „Domänenrecht“ 
und beſonders Nönne, „Das Domänen-, Forſt- und Jagdweſen des 
preußiſchen Staats“. Grundlage des gegenwärtigen Nedhts ift einer: 
feit3 die Domänenveräußerungdinftruction vom 25. October 1810 
„daß die Domänen, wenn fie nicht verkauft und vererbpachtet werden, 
in Zeitpaht mit Vermeidung kurzer, die Gultur behindernder Pacht— 
perioden ausgethban werden jollen, wogegen die Aominiftration auf 
jede Weife vermieden und nur im äußerſten Notbfalle dazu gejchritten 
werden ſoll“. Gbenjo die Jnftruction für die Oberrehnungstammer 
vom 28. December 1824 $. 31. Dies gilt noch gegenmärtig, 
f. Ronne, „Staatöredht“, II, $. 474. In Dejterreih Anfang des 
Domänenverfauf3 ſyſtematiſch jhon 1748. Juſti jagt darüber $. 190: 
‚Man fab ein, daß, wenn man da3 Kaufpretium in Anſchlag bradıte, 
die Domänen faum auf zwei Brocent genuget mworben; indem die 
Landwirthſchaft in Defterreid in feinem großen Flor ift und die Kam- 
mergüter niht in Verpachtung fondern in Aominiftration ſtanden. 
Nun war der Staat mit einer Menge Schulden beſchwert und mußte 
davon in der Wiener Bank fünf bis jech3 Procent Intereſſen entrichten. 
Dean wurde aud wirklih dadurch in den Stand gejept, alle Kapitalien 
der Bank bis auf fünf Procent berabzufegen; indem man diejenigen 
bezahlte, welche fie nicht vor fünf Brocent jtehen laffen wollten.” Da: 
neben entjtand eine fujtematifche Verwaltung der Verkäufe dur Ein: 
ſetzung von Staatsgüterveräußerungd:Gommiffionen in allen Kron: 
ländern (Circular vom 24. März 1789); Wortlaut vefjelben bei 
Konopafet und von Mor, ©. 206 fg., an die ſich eine weitere Reihe 
Directiven anſchloß. Mit Recht handelte es ſich dabei nicht blos um 
große Verkäufe, fjondern das Circular ftellt al3 BVeräußerungsarten 
etwa auf: „Verlauf im ganzen oder in Heinern Theilen, Erbpacht, 
empbpteutiicher Verlauf, Pacht auf längere Jahre und Potirung von 
Bisthümern und Fonds.” Hier ift offenbar ein höherer, wenn auch 
nicht jocialer, fo doch nationalöfonomifcher Geſichtspunkt zur Geltung 
gelangt: „damit ‚die eine oder andere Art, welche ihnen (den Käufern 
oder Pächtern) befier bekannt und eigen it, mit BZuverficht mehr 
Nuten hoffen laſſe.“ — Ueber die Verpachtung ſpecielles Circular 
vom 2. December 1790 (VBerpadtung auf längere Zeit); Bewirth: 
ihaftung geordnet A. April 1802. Die Epode des Verlaufs im 
großen tritt ein mit dem Jahre 1810. Erſte große Licitation 
7. October 1810; dann großer Verkauf zur Tilgung der Papiergeld: 
ihuld 20. Februar 1811; Erlaß 16. Juni 1811; Einziehung von 
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Staatögütern, welche im lebenslänglihen Genufle von Privaten waren. 
Das enticheidende Patent vom 22. Juni 1817 oronete dann einen 
regelmäßigen Verlauf zu Gunſten des Tilgungsfonds an, Grtrag bis 
1846 37,1 Millionen Gulven, die Regie berechnet auf 35 Proc. Die 
Staatögüter Ungarns betrugen vom Ganzen 58 Proc., die deutſchen 
42 Proc. Endlich trat durch das Uebereinfommen mit der National: 
bant vom 1. Mai 1855 ein neued Stadium ein; Weberlaflung der 
Staatsgüter an die Nationalbank mit dem Rechte, die Staatögüter 
zu veräußern und den Ertrag bderjelben einzunehmen, als Abjchrei: 
bung auf die Schuld des Staats an die Bank; das Cinwanderungs: 
gejeg vom Jahre 1858 den 23. December nit zur Ausführung ge: 
fommen; gefjegliher Verkauf im Jahre 1869 jelbit leider eines Theiles 
der Forſten. 

Für Frankreich gilt noh immer der Grundſatz des Geſetzes 
vom 5 November. 1790, Verpachtung dur die Domänenverwaltung, 
Veräußerung nur durch Gefep mit öffentlicher Verfteigerung; vgl. Hod, 
„Ssinanzverwaltung‘“, ©. 211, 212. Uebrigens ijt die Sache bei 
dem geringen Umfange der Domänen nicht von Bedeutung. In Eng: 
land ſcheinen nah Bode a. a. O. keine allgemeinen Grundjäge oder 
Geſetze über die Veräußerung zu bejtehen. 


B. Die Forften des Staat3 und ihre Verwaltung. 


Während nun bei den Iandwirtbichaftliden Domänen der 
finanzielle und der VBerwaltungsgefihtspunft vielfach ineinander 
übergehen, und der Schwerpunkt des letztern weſentlich in der 
Veräußerung der Domänen zur Geltung kommt, tritt bei den 
Foriten gerade das Entgegengejeßte ein. Sie jind dasjenige Gebiet 
der ganzen Staatsgüterlehre, in welchem die Brincipien der Ber: 
waltung, und zwar jpeciell der Verwaltung der Urproduction, fo 
entjchieden überwiegen, daß die ganze Forftlehre in die Verwal— 
tungslehre fällt, und die Finanzwiſſenſchaft hier nur einen jehr 
geringen Raum finden darf. Es ift von entjichiedener Wichtigkeit, 
dies feftzuhalten, und darum nicht weniger, weil diefe Grundfäße 
ſchon jeit hundert Jahren in Deutfchland theoretifh und jeit funfzig 
Jahren in Frankreich gejeglih durchgeführt find. 

Jede Lehre von den Forſten in der Finanzwiſſenſchaft fol 
daher die Grundjäge der Forftverwaltung als allein maßgebend 
an die Spige jtellen und dem finanziellen Intereffe in Beziehung 
auf die Forften nur jo viel übriglaffen, als die vollite und fräftigfte 
Durhführung der höhern Forftverwaltung es erlaubt. Bon diejem 
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Standpunkt aus muß zuerjt die ftrenge Scheidung der Forften 
von den landwirthichaftliden Domänen durchgeführt und auf ihr 
eigenthümliches Princip und Syſtem bafirt werden. 

Dabei darf die Finanzwiſſenſchaft als eine abgethbane Sache 
vorausjeßen, daß Namen und Begriff des „Forftregals‘ in unferer 
Zeit aus jedem praftijchen Lehrbuch verſchwinden und einfad) der 
deutſchen Rechts: und Verwaltungsgeſchichte definitiv übergeben 
werden ſollte. Denn „Forſtregal“ und „Forſthoheit“, wie fie 
biftorifch entjtanden find, bedeuten in ungejchiedener und darum 
unflarer Weije Beides zugleich, einerfeits die Forften als Staats: 
güter mit ihrem Ertrage, für ſich betrachtet, andererfeits die Summe 
von Verwaltungsrechten, welche der Staat über jede Forſtwirth— 
haft, ohne NRüdjiht darauf, ob fie der Staats: oder Privat- 
wirtbichaft angehört, im Namen des höchſten öffentlichen Interefjes 
aufzuftellen und durchzuführen verpflichtet fein fol. Wir hoffen 
daher, daß die Auffaffung, wie fie Klüber und zum Theil auch 
noch Zöpfl und Pögl über die Regalität überhaupt und fpeciell 
über das Forftregal fortführen, definitiv bejeitigt fein wird. Hat 
doch ſchon Mittermaier das Weſen des „Forftregals‘ als eines 
Verwaltungsrechts vollitändig richtig erfannt. Es wird jetzt Sache 
der Finanzwiſſenſchaft fein, diefen Grundgedanken auf ihrem Ge- 
biete fpeciell durchzuführen. 

Die Grundjäße, welche danach für das Forftwefen in der 
Finanzwiſſenſchaft gelten, geitalten ſich in folgender Weije. 

Allerdings bilden die Forjten des Staats faſt in allen Theilen 
Europas den Hauptbeftandtheil der Staatsgüter. Allein feit 
hundert Jahren verlieren fie mehr und mehr ihren frühern Cha: 
rafter. Sie werden aus Staatsgütern ein Staatsbeſitz; d. h. fie 
nehmen die Natur von Staatsanftalten an. Die Begründung 
diejer Thatſache ift eine einfache. 

Die Forften find nämlich in dreifacher Weile für die Volks: 
wirtbichaft von Wichtigkeit. Sie find es erftlich durch das Holz 
und feinen Werth, dann durch ihr Verhältniß zu Feuchtigkeit und 
Klima, den beiden Grundlagen aller landwirtbichaftlihen Pro— 
duction; endlich dadurch, daß fie oft die einzige Art und Weife 
der Benutzung gewiffer Arten von Grund und Boden bilden. 

Dieje allgemeine und unbeftrittene Bedeutung der Foriten, 
welche die Finanzwiſſenſchaft als befannt vorauszujegen bat, läßt 
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nun für die Berwaltung derjelben weder die ausjchließliche Gel: 
tung des finanziellen Betriebs, noch auch den Uebergang an das 
Privateigenthbum ohne weiteres zu, jondern da der Forjtbeftand 
auf diefe Weile eine der großen Bedingungen der gefammten 
Bolkswirtbichaft wird, jo kann auch für die Verwaltung defjelben 
nur das Princip gelten, daß eine Ertragsverwaltung und eine 
Ueberlafjung an die Privatwirthichaft nur dann und nur injoweit 
zuläflig erfcheinen, als die höhern Anforderungen der Volkswirth— 
ſchaft dies zulafjen. 

Die Anwendungen diejes Princips ergeben folgende allge: 
meine Grundlagen des Syitems für die verwaltungsrcchtliche Be— 
handlung der Foriten: 

a) Die Erzielung eines Neinertrags aus dem Beltande der 
Staatsforjten wird der Negel nad nur jo weit ftattfinden dürfen, 
als die Erhaltung des Beſtandes dies zuläßt, jodaß die Verwal: 
tung die Erzielung diejes unmittelbaren Ertrags denjenigen all: 
gemeinen Intereſſen nachjegt, welche für die Landwirthichaft die 
Erhaltung des Foritbejtandes wünjchenswerth machen. 

Allerdings bleiben die Foriten immerhin ertragsfähige Staats: 
güter und es bleibt daher auch die Aufgabe der Finanzverwaltung 
innerhalb der eben bezeichneten Grenze, den Finanzen aus den 
Forſten den möglichiten Neinertrag zu gewinnen. Und bier ift 
nun der Punkt, wo die Unterordnung der Finanzverwaltung unter 
die innere Verwaltung fih am Elarjten herausftellt, aber auch recht 
deutlich bezeichnet werden muß, um die obige Verwirrung der Be: 
griffe zu vermeiden. 

Jener allgemeine Charakter der Foriten kommt nämlich in 
der That nicht blos den Staatsforjten zu, jondern ebenjo ſehr 
den Privatforften und Waldungen. Auch fie find Elemente der 
Landwirthichaft, und jo wie daher die Verwaltung die Urproduction 
als ihre Aufgabe auffaßt, ftellt jie fih auf den Standpunkt, die 
gejammte Forftbewirtbihaftung im ganzen Staate al3 ein Ganzes 
ihren Verwaltungsgejegen unterzuordnien, und zwar in dem Sinne 
der oben angeführten Principien. So entjtehen die großen Forſt— 
ordnungen und Forjtgejege, welche feit dem 12. Jahrhundert bis 
auf die neuefte Zeit der Staat auf feine eigenen Forfte ebenfo 
gut al3 auf die der Privaten anwendet und deren Princip die 
Erhaltung der Forften auch mit dem Opfer ihres möglichen größern 
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Reinertrags ift. Diefes Princip wird nun mit dem 18. Jahr: 
hundert zu einem rationellen Syiteme der Forftbewirthichaftung 
ausgebildet, und jo entjteht die Forſtwiſſenſchaft, gewöhnlich als 
Foritpolizei bezeichnet, die mit der finanziellen Forjtverwaltung 
direct gar nichts zu thun hat, wohl aber wegen des großen Um— 
fang der Staatsforften, auf welde fie ihre Hauptanwendung 
findet, in die Kameralwiffenichaft als ein weſentlicher Theil der: 
jelben aufgenommen wird. Das ganze Gebiet diefer Lehre hat 
die Finanzwiſſenſchaft als bekannt vorauszujegen und natürlich in 
ihrem vollen Umfange in der Verwaltung ihrer Forften zur An- 
wendung zu bringen; den Staatseinnahmen gehört dann nur das, 
was durch eine jolde geſetzliche Bewirthſchaftung als Neinertrag 
erzielt werden kann. Daran jchließt ſich aber für die Berwaltung 
der Staatsforjten der zweite jpeciell der innern Verwaltung an: 
gehörende Punkt. 

b) Vermöge des obigen Princips nämlich fol die Verwaltung 
allenthalben, wo abjoluter Waldboden vorhanden und Bewaldung 
wünfchenswerth it, Foriten anlegen und auf dieje Weiſe bier 
Forftvomänen erwerben, um jo mehr, als dies bei der faſt durch— 
gängigen Ertragslofigkeit ſolches Bodens für die Privatwirthichaft 
nie von den einzelnen Privaten geſchehen wird, jo nützlich es auch 
der Gejammtheit derjelben fein mag. Dabei jcheint ung jedoch 
der Grundjag richtig, daß dieje Verpflichtung des Staats nicht 
weiter gehen follte — Ausnahmen vorbehalten — als bis zur 
Erihöpfung des Betrages, den die Staatsforjten als Neinertrag 
nad den obigen Grundjäßen abwerfen können. Die Ausführung 
dieſer Maßregel gehört im Einzelnen den Forjtbeamten, die Grund: 
ſätze für diefelbe der Forſtwiſſenſchaft. 

Dem rein finanziellen Standpuntt bei der Forjtverwaltung 
gehört demnach eigentlid nur der zweite große Fall, der Fall der 
Veräußerung von Staatsforjten an das Privateigenthum. 

c) Ein Uebergang ins Privateigenthum ift aus diejem Grunde 
nur da zuläffig, wo die mit diefem Uebergange verbundene und 
meiftentheils unvermeidliche Unficherheit der Erhaltung eines guten 
Forftbeftandes vermöge der ohnehin vorhandenen Menge von Wal: 
dungen entweder gleichgültig ift, oder jogar wünjchenswerth er: 
jcheint; ferner da, wo die Beltände von zu geringem Um: 
fang find, um von irgendeinem landwirtbichaftliden Einfluffe zu 


172 


jein, während ihre Verwaltung durd) den Staat zu viel koſtet. 
Wo dies aber der Fall ift, da ſoll auch der Verkauf der Foriten 
an Private ftattfinden; die Staatsverwaltung joll nie roden, um 
Aecker zu gewinnen. 

Auch bei diefem Verkaufe muß ein zweifacher Gelichtspuntt 
eintreten. Wo es ſich um wirklich große Waldungen und deren 
Berfauf handelt, welche ohne Gefahr für das allgemeine Intereſſe 
niedergelegt werden Fünnen, erjcheint der Verkauf an Gejellichaften 
mit großem Kapital am zwedmäßigiten, weil man nur ihnen die 
Verpflichtung auferlegen kann, die gerodeten Flächen für den 
Landbau brauchbar herzuſtellen. Wo es fih dagegen um Kleine 
Walditreden handelt, jollte man ſtets verfuchen, fie parcellenweije 
mit Bauergütern zu verbinden. Ein Kleiner Wald ift für den 
Bauer ein großer Schab; wenn er direct nicht viel trägt, fo 
foftet ihm jeine Verwaltung jehr wenig, und oft vermag ein ein— 
ziger Baum im Nothfalle wie ein Eleines eripartes Kapital zu 
wirken. 

Es ergibt jih aus alle diejem, daß zwar die Forftbeamten 
unter dem Finanzminifterium ftehen können, und meijtens tra= 
ditionell auch unter demfelben ſtehen als Glieder der Domänen: 
verwaltung, daß fie aber in ihrer Verwaltung dem Minifterium 
des Innern eigentlich angehören und daher im Grunde nur mit 
ihrer Geldverwaltung dem Finanzminifterium überwiejen werden 
jollten. Diejer Grundfag wird fi in dem Maße als praftiicher 
erweijen, je ftrenger die Forſtgeſetzgebung in Beziehung namentlich 
auf Gemeindewaldungen und große Privatwaldungen ausgeübt wird. 


Gerade bei der Lehre von den Forſten des Staats hat ſich die 
deutfche Wiſſenſchaft wirklihe Verdienſte erworben; ihre Ergebnifje in 
diefer Beziehung wie in der Forſtwiſſenſchaft überbaupt müſſen als 
Mufter angejeben werden. In Deutichland arbeitete die Kameral: 
wifjenihaft der Forſtlehre gründlih vor und ergab die erften Prin— 
cipien über die Verwaltung diefes Theil ver Staatsgüter. Die Lehre 
von den Forſten verſchmolz dadurh mit den Grundjägen über die 
Pilege der Vollswirtbihaft, und zwar gleih anfangs fo, daß die 
Foritverwaltung der Staatögüter den höhern Bedürfniffen der Ge: 
ſammtheit principiell untergeordnet ward. Diefer Standpunkt ijt zu: 
erſt bei Juſti, „Finanzweſen“, $. 462 fg. (von der PVorforge der 
Sinanzlammern vor die Waldungen) jo vortrefflih ausgeführt (Holz: 
productionsftatiftit $. 469, Waldtarten $. 475, Walppflanzung $. 489), 
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daß eigentlih wenig Neues an Grundfägen darüber zu fagen blieb. 
Ihm folgt namentlih Soden, „Nationalöfonomie” Bd. V, $. 74 fa., 
der die Erhaltung der Staatswaldungen für Staat und Volk ent: 
ſchieden fordert, im Gegenjage zum Verlaufe der Staatsländereien. 
Trotz einiger Widerſprüche (j. bei Lotz, ©. 131) bat fich diefer Grund: 
jag mit den nothwendigen Modificationen erhalten. Jakob betrachtet 
freilich die Waldungen noch rein aus dem finanziellen Gefihtspunfte 
einer Einfommensquelle und will die ganze Verwaltung im Detail 
danad) eingerichtet wiſſen. Malchus dagegen, nachdem er das fo: 
genannte Forftregal mit Klarheit al3 „die Bethätigung der Aufficht 
und der Einwirkung der Regierung auf die Bewirtbihaftung der Wal: 
dungen überhaupt” von der Berwaltung der Staatdwaldungen ge: 
ihieden — eine Unterſcheidung, die wir als eine jegt unbezweifelte 
anjehen dürfen, und die das jogenannte Forftregal in die Verwal: 
tungslehre verweift — gebt ſchon auf das wahre Verhältniß der 
Staatöwaldungen zur Volkswirthſchaft lebendig ein (Bd. I, 8. 13 fo.) 
und oronet die Bewirtbichaftung der Staatswaldungen ($. 15, ob 
diefelben der Privatbenugung zu überlajjen feien?) jenem Gefichts: 
punfte unter. Lotz ift im allgemeinen für die Veräußerlichkeit der 
Staatswaldungen, hält jedoch wefentli den Standpunkt der Holz: 
preife ftatt de3 höbern der Bedeutung der Waldungen für die Agri— 
cultur feft (Bo. III, ©. 134 fg.). Rau's Darftellung diefes ganzen 
Gebietes muß als eine mufterbafte bezeichnet werden (Bd. I, 8. 133 fg.). 
Seine Grundjäge über den Verkauf und die Bedingungen und Modi: 
ficationen defjelben ($. 143) liegen dem im Terte Gejagten zu Grunde, 
und feine Ausführungen über die Formen der Verwaltung der Wal: 
dungen lafjen in jeder Beziehung faum eine andere Bemerkung zu 
al3 die, dab das kameraliftifhe Clement ein wenig ftarf bervortritt. 
Die wirklihe Verwaltung der Waldungen im Intereſſe der Finanzen 
läßt fih aber fajt unmöglich auf allgemeine Grundfäge für das Detail 
je nad den einzelnen Staaten zurüdführen; bier können in der That 
nur fpecielle Inftructionen ausbelfen. Ueber die Ablöjung der Walp- 
fervituten und das fehr wohl motivirte Bedenken gegen die unbedingte 
und abfolute Durdführung verfelben ſ. daſ. $. 148; die Grundſätze 
der Staat3verwaltung und ihres Organismus $. 145 und 146. Nau 
bat zugleid der Anlage neuer Waldungen auf abjolutem Waldboden 
wieder in ber Finanzwiſſenſchaft ihren Platz angewieſen. Pfeiffer 
(„Staatseinnahmen“, I, 123—129) hat nichts Neues hinzugefügt. 

Mas nun die Sorftgefeßgebung betrifft, jo gebt auch bier 
Deutfchland den andern Ländern Europas voran, und wird zuerft und 
ſyſtematiſch das Forftregal zur Forftverwaltung ausgebildet. Die deut: 
ſchen Forſtordnungen beginnen jhon im 12. Jahrhundert; ältefte Ge: 
ſchichte: Hüllmann, „Gejhichte der Negalien“, ©. 34 und „Finanz: 
geihichte”, S. 44; vgl. Mittermaier, „Deutſches Privatrecht“, I, $. 204. 
Die neuere Geſetzgebung beginnt im 18. Jahrhundert, natürlich wie 
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alles in territorialer Begrenzung; doch wird fie erit von Bedeutung 
mit dem Beginn des 19. Jahrhunderts. Bon da an fheidet ſich 
die Behandlung des Stoffs in die tehnifhe der Korftpolizei, die 
biftorifch=juriftiihe des deutſchen Privatrehts, und die finanzielle in 
der Finanzgefeggebung der einzelnen Staaten, neben der dann die 
eigentlihen Forſtgeſetze als Verwaltungsgeſetze beiteben. Was bier 
zunädit Preußen betrifft, jo iſt die Grundlage feiner Forſtgeſetz— 
gebung allerdings die der Provinzialforjtoronungen, und dieje beginnen 
bereit3 im 17. Jahrhundert; ſ. Nönne, „Domänen:, Forſt- und Jagd— 
weſen“ und deſſen „Staatsrecht“, II, $. 380 fa., bis das „Allgemeine 
Preußiſche Landrecht“, I, $. 83—89 die allgemeinen Grundjäge für 
das Forftreht aufitellt, die dann durh das Landesculturedict von 
1811 wieder ausgebildet werden. Für die Staatsforjten erjdien 
dann zuerjt die Hausordnung vom 23. Juni 1817 und fpäter die 
Gabinet3ordre vom 5. October 1823, ſowie eine Neibe von Beftim: 
mungen über die Ablöjung der Waldfervituten bei Rönne, „Staats: 
recht“, II, 8. 475. — In Deiterreich haben fih die beiden Seiten 
der Gefeggebung noch klarer geſchieden, freilich erjt nad) 1848. Das 
eigentliche Forjtgeieg ift vom 3. December 1852; die Verwaltung ver 
Staatsforften neu geregelt jeit 1853. Die allgemeinen Grundſätze 
ſ. bei Konopafet und von Mor, Bd. II, $. 11; über die Veräufße: 
rung der Forjtproducte $. 9. Die Grundfäge für das Rechnungs: 
und Kaſſenweſen nah den Grlafien vom 24. Sept. 1853 und 
10. Juni 1854 finden ſich ebenv., $. 36. Won befonderer Wichtig: 
feit find die Beitimmungen über die Negulirung und Ablöfung der 
Holze, Weide: und Forftproductenbezugsrehte vom 5. Juli 1853, die 
in der öfterreihifhen Monarchie dur den großen Umfang der Staats: 
forften eine ſehr große Wichtigkeit haben und die in vieler Beziehung 
die Ideen der Grundentlajtung im Gebiete des Forſtweſens durch— 
geführt haben. ©. Konopafel und von Mor, $. 15, S. 100—132. 
Für Franfreih f. von Hod, ©. 223 fg.: „Das Forſtweſen wird 
noh immer nad den Principien des alten Colbert'ihen Code von 
1669 geleitet, im Geijte der Bevormundung und des Staatsſchutzes. 
Das Geſetz vom 21. Mai 1827 behanvelt das Holz nicht wie ein 
Glied der großen Reihe der Güter, fondern bebütet den vegetabi: 
liſchen Brennftoff vor der Verfügung des Cigenthümerd® und der 
Fremden. ... Der Holzbeſtand ſoll für alle Zeiten unvermindert 
bleiben.“ 

In England ift zwar das Forſtrecht ſeit Wilhelm dem Groberer 
auf das ftrenagfte gehandhabt, und das füniglihe Recht über die 
Forſte jo weit ausgedehnt wie nirgends. Erſt 1849 wurden die 
Forte unter die Verwaltung des Parlaments gejtellt, allein fie geben 
auch jetzt noch keinen Ertrag; allervingd wol weſentlich deshalb, weil 
fie geradezu unter der uncontrolirten Verwaltung der königlichen Be: 
amten zu einer reinen Wildniß geworden zu fein jcheinen. Von einem 
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Foritgefege ift feine Rede; daher Kauf nah Veräußerung der Forften. 
S. Bode, „Steuern des britifhen Staats”, ©. 141—146. Da: 
neben ift die eigentliche Foritgefepgebung in dem Code forestier (Ge: 
jet vom 21. Mai 1827) jehr ausführlihb und ganz im Sinne der 
rationellen Erhaltung der Forſten ftreng georbnet, ſowol die Nutzung 
als die Fällung und die Pflanzung. Die Gefammtheit der darauf 
bezüglihen Grundſätze bezeichnet man als das Regime forestier, unter 
welhem fowol die Staatd: wie die Privatforften fteben; namentlich 
itrenge Vorjchriften über den Verkauf (Licitation). 


C. Der Bergbau des Staats. 


Bei dem Bergbau treten nun im wejentlichen diefelben Ver: 
bältniffe ein wie bei den Forften. Zuerſt und vor allen Dingen 
it er die Production einer der allgemeinen und abjoluten Be— 
dingungen der Volkswirthſchaft. E3 ift daher eine Forderung der 
legtern, daß fein Privatrecht, alſo auch nicht das des Staats, 
jo mweit geben dürfe, um diefe Production zu beeinträchtigen, ſon— 
dern daß vielmehr die Verwaltung die öffentlich rechtliche Dronung 
und Förderung des Bergbaues herzuftellen habe. Diefem Grund: 
fage muß ſich auch der Staat unterwerfen, jo weit er überhaupt 
ein Bergmwerkbefiger ift, und jo entjteht bier dafjelbe Verhältniß 
wie beim Forftwejen, daß nämlich aus dem thatſächlichen Eigen- 
thume des Staats an feinen eigenen Bergwerken einerjeitS und der 
noch unbeftimmten Borftelung von Oberhoheit und Oberaufficht 
deſſelben über die Privatbergwerke andererjeits, auch bier fich der 
biftoriihe Begriff des Bergregals als Zufammenfafien beider 
entwidelt bat, der Jih dann, gerade wie bei den Forften, mit 
unferm Jahrhundert in die zwei Theile die eigentlich öffentlich 
rechtliche Berggejepgebung und Berwaltung für allen berg: 
männifchen Betrieb, und die finanzielle Bergwerksverwal— 
tung für die dem Staate gehörigen Bergwerke jpaltet. Auch hier 
muß durchaus die unklare Vorſtellung vom Bergregal bejeitigt 
werden; dann erjt ift es möglih, das Princip und Gebiet des 
verwaltungsrechtliden vom finanziellen Bergbetriebe zu fcheiden 
und beide, wie es fich gehört, für ſich zu behandeln. 

a) Was num zuerjt den Bergbau und jein allgemeines Ber: 
mwaltungsrecht betrifft, jo hat die Finanzwiſſenſchaft diejelben als 
befannt vorauszujegen. Es it gar Fein Zweifel, daß die Finanz: 
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verwaltung im ganzen wie im einzelnen ſich der allgemeinen 
Berggeſetzgebung zu unterwerfen hat. Die finanzielle Frage bat 
mit diefem Geſichtspunkte gar nichts zu thun. Ihre Entſcheidung 
beruht vielmehr auf wefentlih andern Grundjägen. 

b) Der finanzielle Standpunft bei der Behandlung des Berg: 
baues für den Staat hat zwei Seiten. Es handelt ſich zuerjt 
um den wirthichaftlihen Inhalt des Neftes der alten Idee des 
Bergregals, dann aber, nachdem die Betriebs: und Ertragswirth: 
ſchaft durch die allgemeine Berggejeßgebung feitgeitellt find, um 
die Frage nad dem Uebergange auch der Bergwerfe in das Privat: 
eigenthum. 

Was den erften Punkt betrifft, fo ift es wol niemand mehr 
zweifelhaft, daß das Bergregal jept gar feinen privatrechtlichen 
Anſpruch des Staat? an den Betrieb oder die Ueberlaffung der 
meilten Bergbauunternehmungen enthält. Der Bergbau ift nad) 
allen Seiten hin ein freies Unternehmen wie jedes andere, das 
nur nad den allgemeinen Grundjägen des Bergrechts betrieben 
werden muß. Nur Eine Ausnahme ift bier zuläſſig, und dieje 
ift jelbft wieder principiell unzuläflig. Das ift die des Mono: 
pols für Bergbauproducte, zuerit Salz, und dann etwa nod) 
Schwefel. Ueber diefen Theil entjicheidet dann die Frage nad) 
der Aufrehthaltung des Monopols. In der Sade jelbit it Fein 
Zweifel. Es folgt daraus, daß die wirklich ins Leben getretenen 
Bergwerksunternehmungen der Befteuerung nit etwa, mie 
man es früher nannte, im Sinne und Namen des Bergwerks— 
regal3 unterliegen, jondern daß dieje Beſteuerung gar nicht? 
anderes iſt als eine gewöhnlide Erwerbfteuer, welche felbit 
wieder nur durch die bejondere Natur des Kapitals und der Pro: 
duction bier eine bejondere Gejtalt empfängt. Mit der Negalität 
fol die Bergwerksbeſteuerung gar nichts zu thun haben. 

Wichtig dagegen ift der zweite Punkt, die Veräußerung der 
Bergwerkfe, und bier iſt wieder zu unterjcheiden die Frage nad) 
dem Princip, und die Frage nad) jeiner Ausführung. 

Das Princip ift jehr einfach. Der Bergbau ift eine Unter: 
nebmung; der Staat ijt feiner Natur nach weder berufen noch 
feinem Organismus nad fähig, Unternehmungen zu leiten. Der 
Bergbau ift daher in den Händen des Staats ebenſo wenig be: 
rechtigt wie jede andere Unternehmung. Reproductiv wirken, die 
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Bermehrung des Stoffes durch feine Thätigfeit erzeugen wie bei 
den Forften, kann der Staat beim Bergbau nicht; dafür, daß er 
rationell producire, ſorgen ohnehin die öffentlihen Bergbauord- 
nungen, denen er unterworfen ift wie jeder Private. Es ift daher 
gar Fein Grund vorhanden, dab der Staat die Bergwerke felbft 
behalte; er fol fie grundfäglich veräußern. Daß die Monopole 
eine Ausnahme bilden, ſoweit fie noch eriftiren, ift bereit erwähnt. 
Diefes Gebiet erfcheint daher abgeſchloſſen. 

Die einzig übrigbleibende Frage ift dann noch die no der 
Art und Weife der Veräußerung. Hier nun ift ohne Zmeifel die 
Natur des Bergbaues maßgebend. Grundjaß ift, daß nur das 
große Kapital fähig ift, den Bergbau ohne jene Haft des Ermwerbes 
zu betreiben, die zum NRaubbaue führt. Die Verwaltung muß 
daher überhaupt wünſchen, daß der Bergbau womöglich durch 
große Actienfapitale betrieben werde; und aus demjelben Grunde 
meinen wir, daß der Staat bei feiner Veräußerung der Berg: 
werke danach ftreben jollte, fie in die Hände ſolcher Actiengejell- 
Ichaften zu bringen, da fie ohne Zweifel die befte Garantie für 
den ganz rationellen Abbau geben. Es ift gar fein Grund vor: 
handen, dabei die Bergwerfe auf edle Metalle auszunehmen. 
Uebrigens ift die Sache nicht von großer Bedeutung, da ohnehin 
die meiften Bergwerfe in den Händen von Privatunternehmern 
find, und die techniſchen Grundſätze vollkommen feftftehen. 


63 ijt gerade die Lehre vom Bergbau in der Finanzwiſſenſchaft, 
der wir die ftrenge Unterfcheidung des finanziellen und verwaltungs- 
rechtlihen Standpunftes zu danken haben. Während Yufti noch das 
Bergregal als eine wefentlihe Cinnahmequelle anfieht und den mer: 
cantiliftiihen Grundſatz feftbält, daß der Staat die Bergwerke auf 
edle Metalle auch mit Verluſt treiben müſſe, beginnt mit Jalob, „Fi: 
nanzwiſſenſchaft“, $. 375 und namentlih mit Malchus, „Finanzwiſſen⸗ 
fchaft“, I, $. 19—24, der Gedanke durchzugreifen und aud ſtatiſtiſch 
nachgewieſen zu werden, daß der Staat veräußern müſſe. So auch 
Rau, „Finanzwiſſenſchaft“, I, $. 172. Vgl. Stein, „Vollswirthſchafts⸗ 
lehre”, ©. 489. Mfeiffer, „Staatseinnahmen”, I, 153 bat nichts 
Neues. Den reihhaltigiten Stoff über das Bergregal bietet auch bier 
Mittermaier, „Das Privatrecht”, I, 8. 241. — In Preußen bat 
da3 Princip der Negalität am längften einen praftijchen Sinn gehabt, 
indem nad dem alten vom „Allgemeinen Landrecht“, II, 16. 82 
formulirten Grundſatze das Net, einen Bergbau zu betreiben, nur 
vom Staate verliehen werden konnte, der legtere aber fih außerdem 
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die ganze Leitung des Bergbaues vorbehält (Directionsbetrieb), was 
erft mit dem Gefege vom 21. Mai 1860 befeitigt ift. In Defter: 
reich bat das große Berggejeg vom 23. Mai 1854 die Grundſätze 
des Erwerbes und Betriebes georpnet; das Patent vom 24. Dctober 
1865 bat den legten Reſt des Bergregal® mit ter Aufhebung der 
Verpflichtung der Bergwerke bejeitigt, ihre Production an edeln Me: 
tallen der Münze abzutreten. Frankreich hat weder den Begriff 
des Bergwerkregals noch eigene Staatöbergwerfe. Die Negalität des 
Bergbaues in England auf Gold und Silber ijt gleichfalls jegt be: 
feitigt; Vode, „Britiihe Steuern“, ©. 146. 147. — Belteuerung 
des Bergbaues j. unter Steuern. 


D. Jagd und Fifderei. 


Jagd und Fifcherei bilden nur injofern einen bejondern 
Gegenjtand der Staatsgüter und ihrer Verwaltung, als fie nicht 
einen integrirenden Theil des ſonſtigen Befiges des Staats aus: 
maden. Sie find alsdann Eigentbum am Benutzungsrechte; und 
man nennt fie Regalien in dem Sinne, dab man fie als wirth— 
ſchaftlichen Ausflug der rechtlichen Selbjtherrlichkeit des Staats 
betrachtet. 

Nur in wenig Fällen kann der Staat ein Jagdrecht jelbit 
benugen, das ihm anderswo als in den eigenen Forften zufteht. 
Die Fifcherei wird da, wo der Staat fie auf öffentlichen Gewäſſern 
bat, ſtets durch Brivate ausgeübt werden müſſen. Die Jagd wird 
daher eine Quelle der Einnahmen durch Verpachtung; die Fijcherei 
gleichfalls, nur daß bei der legtern der Pacht zugleich den Cha— 
rakter einer Gemwerbfteuer bat. 

Die wichtigſte Frage ift die, ob der Staat feine Jagd auf 
nicht ihm eigenthümlich gehörigem Boden behalten und verpadhten 
oder fie den Einzelnen, bezüglich den Gemeinden, überlafjen fol. 
Es ift eigentlich für das legtere um jo weniger Grund vorhanden, 
als meiltens bei der Verwaltung der Jagd durch die Gemeinden 
jelbft diefelbe nur jelten nach ihrem wahren Ertrage geſchätzt wird. 
Im übrigen gelten für Jagd und Fifcherei da, wo fie als Ein- 
nahmequelle des Staats vorlommen, ihre eigenthümlichen fach: 
gemäßen Grundjäße. 


Während Sonnenfels III, 251 noh das Jagdregal als ein 
Hobeitsreht des Staats im ganzen Lande „ald eine dem Fürjten 
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vorbehaltene Ergögung oder auch ala ein ausſchließliches Nutzungs— 
recht” anfieht, ijt mit unferm Jahrhundert diefe Auffaſſung gänzlich 
befeitigt, und die Aufhebung dieſes Rechts, wo e3 außerhalb ver 
Staatöforiten befteht, einftimmig geforbert; fo ſchon Jalob, „Finanz: 
wiſſenſchaft“, $. 336; dann Log, III, 136 und Klüber, „Deffentliches 
Recht”, $. 356. Malchus ſcheidet ſehr Har Jagdhoheit als Ber: 
waltung der Jagd vom Yagdregal und dem Jagdrecht, J, 8. 18, 
befier als Rau, I, $. 192—196. Bei Pfeiffer erfheint noch ein 
„Jagdmonopol“, in dem die Vorftellungen wieder gründli verwirrt 
werden; I, ©. 217; Umpfenbach bat mit der Berührung der Sade 
jelbjt auch jeden Itrthum vermieden. Uebrigens ift das eigentliche Jagd- 
regal wol fajt allenthalben verihwunden und die Jagd des Staats 
ſteht unter den allgemeinen Jagdgeſetzen. 


E. Erwerb durd Anfall. 


Der Staat als allgemeine Berfönlichkeit tritt ſtets da als 
privatrechtliher Nachfolger auf, wo feine einzelne Perfönlichkeit 
mehr ein Recht zur Nachfolge aufzeigen fan. Der Erwerb durch 
Anfall ift nun zwar im einzelnen in den verichiedenen Staaten 
verfchieden bejtimmt, allein im allgemeinen beruht er auf dem 
angegebenen Grundjage. Der Staat macht daher durch diefes 
Recht eine Einnahme, die man als außerordentliche bezeichnen muß. 
Bon bejondern Grundjägen für die Verwaltung folder Erwerbe 
kann nun um jo weniger die Rede fein, als das Object, wenn 
e3 in Güterfapitalien befteht, unter die Principien für Staats: 
güter oder Gewerbe fällt; befteht es in Geldfapitalien, jo wird 
e3 naturgemäß als Einnahme der Kaffe in Rechnung gebracht, 
wo es erhoben wird, und mit den übrigen Einnahmen verwendet. 


Das Heimfallsrecht theils bei Erbfchaften, theils bei Auswande⸗ 
rungen bilvete befanntlih früher eine nicht unbedeutende Einnahme: 
quelle für die Finanzen. Sein Grund war aber kein wirthichaftlicher, 
fondern ein rechtlicher; der Staat hatte dieſes Recht ald oberjter Lehns— 
berr gegenüber den ausſterbenden Bafallen und ald Grundherr gegenüber 
den einzelnen Untertbanen. Jetzt find diefe Rechte weggefallen, und 
das Anfallsrecht ift auf ein ſehr beſchränktes Maß zurüdgeführt. 
Uebrigens beſtehen hier noch manche Reſte aus den Rechten früherer 
Zeit, die man wol am beſten mit Malchus (I, $. 44) als Fiscal— 
rechte (jura fisci) bezeichnen fann. Sie find ohne Bedeutung für die 
Staatswirthſchaft, oft aber höchſt läftig für die Einzelnen und daher 
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am bejten foweit als möglih zu bejeitigen. Die Finanzwifienihaft 
bat fih damit faft gar nicht befhäftigt; im der That erjcheint das 
Ganze als eine Angelegenheit der Finanzprocuratur. 


F. Gewerbliche Unternehmungen des Staats. 


Die gewerblichen Unternehmungen des Staats find diejenigen, 
bei welchen er nah den Grundſätzen der Privatwirtbichaft durch 
gewerbliche Betriebe eine Einnahme zu machen jtrebt. 

Ursprünglich hatten die Staaten nur diejenigen Gewerbe, 
welche mit dem Belite der Domänen unmittelbar verbunden waren. 
Dann trat während längerer Zeit das Princip in den Border: 
grund, daß der Staat mit eigenen Mitteln mindeitens die größten 
und wichtigſten Gewerbe betreiben müſſe; freilih ſchon damals 
mehr von dem Geſichtspunkte von Mufterunternehmungen als von 
dem einer eigenen Erwerböquelle. In der gegenwärtigen Zeit ift 
man mol allgemein überzeugt, daß der Staat weder ſich jelbit 
noh dem Ganzen Nutzen bringt, wenn er Gewerbe bejigt und 
betreibt. Sie kommen daher nur noch ausnahmsweiſe vor, und 
zwar in den Fällen, wo die Verhältniffe gewifje Unternehmungen 
nur durch mirtbihaftlide Anftrengungen des Staats möglid) 
machen, während jie dennoch Bedingungen der gefammten Ent: 
widelung find, wie Eijenbahnen, Telegraphenlinien, Dampfichiff: 
fahrtslinien u. a. m.; oder da, wo der Staat die Production 
gewiffer Güter nicht von der Einzelwirthichaft, ihrem Vorhanden— 
fein und ihren Intereffen abhängig maden kann, wie bei militäri- 
ſchen Productionen, Staatsdrudereien, Bapierfabrifen; oder endlich 
da, wo der Staat Mufterunternehmungen aufitelen will, wie die 
Gobelinsfabrifen, Porzelanmanufacturen und ähnliche. In allen 
diejen Fällen ift die Verwaltung eine rein wirtbichaftlidhe; ihre 
Grundjäße liegen in der Natur der einzelnen Unternehmung jelbit, 
und nur die böchfte Leitung und die Eontrole fällt unter die 
eigentlihe Finanzverwaltung. 

Adam Smith ift wol der erfte, ver ſich ganz entſchieden gegen 
die Gewerbe als Einnahmequelle der Finanzen ausgefprohen bat. 
(Bud 5, Kap. 2): „ES gibt faum zwei Dinge, die ihrem Wejen nad 
jo verjhieden find ald die Natur eines Kaufmanns und die des 
Souveräng.” Say folgte ihm in diefer Anficht (7. Kap. 26). Die 
Lehre von den Staatsgewerben blieb von da an nur noch in ver 
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Kameralwifjenfhaft heimisch; foweit die gewerblihen Unternehmungen 
der Staaten dur das öffentliche Wohl geboten find, gehören fie 
nunmehr der Verwaltungslehre, und der allgemeine Grundfag gilt 
durchgreifend, daß feine gewerblihe Unternehmung eines Staat3 mehr 
um des bürgerlichen Erwerbs, fondern nur um eines höhern Zwedes 
willen bergeftellt werden darf, dem der Erwerb nöthigenfall3 unter: 
zuordnen ift. Die deutfche Literatur folgte ganz der Initiative Adam 
Smith’. Schon bei Malhus find fie ganz verihwunden; Pfeiffer 
wiederholt a. a. D. das Allgemeine, S. 99; fpecielle Angaben ©. 3, 
Es iſt das Ganze faum noch ein Gegenjtand der Finanzwiſſenſchaft. 


G. Mufterdomänen. 


Unter den Mufterdomänen, volfswirtbichaftlichen oder abſo— 
(uten Domänen verjtehen wir diejenigen Grundbeligungen des 
Staats, die er nicht um ihres Ertrag oder Werths willen hat, 
jondern die in feiner Hand nur Mittel für die landwirthichaft: 
lihe Entwidelung find. 

Dahin gehören namentlich die Mujterwirtbichaften, die Be: 
ſitzungen landwirthſchaftlicher Schulen und Lehranftalten, die Ge— 
ftüte und Aehnliches. 

Es leuchtet ein, daß hier die Verwaltung durhaus nicht vom 
finanziellen Gefichtspunkte ausgehen kann, und daß diefe Art der 
Domänen daher nur durch ihre Subftanz Gegenjtand der Finanzen 
it, während der Ertrag meiltens wieder dem Betriebe für die 
ihm eigenthümlichen Zwecke zufält. Die Lehre von dieſer Ver: 
waltung gehört daher auch der Verwaltungslehre im allgemeinen 
an; im einzelnen ift fie Sache der Fahmänner. 


Nur Rau hat diefe Art von Domänen noch in der Finanz: 
wiflenichaft fortgeführt ($. 106) und eigentlih mit gutem Rechte, denn 
fie gehören dem Staatsgute und haben ihren Ertrag und ihre Ber: 
waltung wie jede andere Domäne. Nur verfteht es fi allerdings, 
daß man feine allgemein finanziellen Grundſätze darüber aufftellen 
kann, fondern daß fie, je nad ihrer Natur und ihrem fpeciellen Zwed, 
aber jtet3 ohne Nüdfiht auf ihren Ertrag verwaltet werden. Sie 
bilden daher eigentlich den Uebergang vom Staat3befite zu den Staats: 
gütern. Ueber die wirthſchaftlichen Ergebnifie der „Kameralhöfe“ 
Rau, a. a. O. Na. 


182 


H. Gefälte. 


Die Gefälle umfaffen die Geſammtheit aller Einnahmen, 
welche der Staat weder als Staat noch als privatrechtlich Be: 
rechtigter bezieht, fondern nad) den Grumdjäßen der feudalen Ord— 
nung entweder ald Lehnsherr oder als Grundherr von den 
nad dem frühern Lehnsrechte Verpflichteten zu erheben hat. 

Sie ſcheiden fich in zwei große Gruppen, die einen weſentlich 
verjchiedenen Charakter haben. 

Die erſte diefer Gruppen bilden diejenigen Gefälle, welche dem 
Staate von den Grundberrihaften, deren Lehnsherr der Staat 
war, geleiftet wurden. Dahin gehören im weitern Sinne aud 
die Gefälle aller Art von bäuerlichen Freigütern, bei denen jehr 
oft die alte Steuer mit den jpätern Gefällen verjchmolzen oder 
verwechjelt ift. Die grundberrlichen Gefälle erjcheinen da, wo der 
Staat Grundherr über die auf feinem Grund und Boden wohnen: 
den Hinterjaffen war, und in diefer Beziehung find die Verhält: 
niffe des Staats denen der übrigen Grundherren im Princip 
immer, in Form, Art und Maß fehr häufig gleich. 

Während der Lehnsepoche bildeten die Gefälle natürlich einen 
bödhjt bedeutenden Zweig der Staatseinnahme. Die lehnsherr: 
lichen Gefälle find dann aus verjchiedenen Gründen zuerft jehr 
verringert worden, während die grundberrlichen geblieben find. Die 
neuere Zeit, die Vertreterin der Selbftändigkeit und wirtbichaftlichen 
Freiheit des bäuerlichen Grundbefikes, hat nun das PBrincip durch— 
geführt, die Grundberrlichkeit überall aufzuheben, und faft in 
ganz Europa find die Staaten ihren eigenen Angehörigen darin 
mit glänzendem Beilpiel vorangegangen. Die Gefälle find dadurch 
in einigen Staaten gänzlich verſchwunden, in andern beftehen noch 
gewiffe Hefte derjelben, deren Verwaltung meiftens den Steuer: 
behörden obliegt. Es kann aber feinem Zweifel unterliegen, daß 
fie auch bier allmählich einer geordneten Ablöfung entgegengehen, 
da fie neben der gänzlichen Aufhebung der grundberrlichen Gefälle 
als eine Anomalie erjcheinen, bei der nur Form und Zeit der 
Ablöfung, nicht aber die Iegtere ſelbſt zweifelhaft fein kann. 

Dieſe neuefte Entwidelung, im höchſten Grade jegensreich 
für alle Staaten Europas, bat daher ein ganzes, einft jehr wich: 
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tige Gebiet aus der Staatslehre verſchwinden laffen, in welchem 
die Finanzwiſſenſchaft und die Verwaltungslehre auf das innigfte 
miteinander verjchmolzen waren. Das mar die Theorie der 
Grundentlaftung. Es iſt in diefer Beziehung die Hauptfrage 
jo wenig unklar oder beftritten, daß man die Frage und den 
Gegenjtand jelbft in Princip und gejegliher Anordnung als defi- 
finitiv erledigt betrachten fann, und daß das bereit3 Gefchehene 
die feſte Richtſchnur für dasjenige gibt, was noch zu thun übrig: 
bleibt. In jedem Falle fteht feit, daß der Geſichtspunkt der bloßen 
finanziellen Einnahme ji dem des volkswirthſchaftlichen Rechts 
bier in jeder Rückſicht unterordnet. 

Die zweite Gruppe enthält alle diejenigen Einnahmen, welche 
der Staat unter der Kategorie der Geldftrafen oder Bußen 
bezieht. Sie bilden den Uebergang von der Staatswirthichaft zur 
Nehtspflege, indem ihr Princip mit der Finanzverwaltung gar 
nichts zu thun bat, ſondern nur ihr Betrag in die Einnahmen 
des Staats fällt. Diejes Gebiet bildet daher auch feinen Theil der 
Finanzwiſſenſchaft. Es muß genügen, es hier aufgeführt zu haben, 


Es iſt natürlih, daß das ganze Gefällweſen in den verſchie— 
denen Staaten fehr verſchieden iſt und daher der Negel nah aud 
befondere Grundfäge und Einrichtungen dafür beftehen. In Frankreich 
fann das Gefällwejen gar nicht mehr vorfommen. An den deutfchen 
Staaten find die Gefälle dem Namen wie dem Ertrage nach fehr ver: 
ſchieden; ſ. Rau, $. 156 fg. In Defterreich find die Gefällverhält: 
nifje wieder innerhalb ver einzelnen Provinzen fehr abweihend und 
haben noch feine wifjenfhaftlihe Darftellung gefunden. Doc iſt die 
Summe, melde durch Gefälle eintommt, fehr bedeutend. Manche 
Untlarbeit entjtehbt aud bier durh den Ausdrud, indem man nament: 
lih in Defterreih als Gefälle ſehr häufig verjhiedene Gebühren 
fowol als verſchiedene Formen der Verzehrungsfteuer bezeichnet. Uebri— 
gens iſt das ganze Gebiet im Verſchwinden begriffen. Vgl. über 
die Bedeutung des Wortes für Defterreih Defjary, a. a. D., $. 25. 
Ueber vie Jura Fisci ſ. Sonnenfels, $. 111; Malhus, $. 31. Es 
tann feine Aufgabe der Finanzwiſſenſchaft fein, die Geihichte um 
der Gejhichte willen darzuftellen. Für die Gegenwart hat nur das 
Berihwinden der alten Gefälle noch ein meijt ganz örtliches Intereſſe. 
Uebrigens iſt in einigen Staaten die Cinnahme daraus nicht ohne 
Bereutung. In Preußen gaben vie Gefälle aller Art 1849 noch 
3,974000 Thlr.; gegenwärtig nur noh 4— 500000 Thlr. In 
MWürtemberg 1845—47 für 1,476000 Fl. Zehnten und 594000 FI. 
zinspflidtige Güter, die aber jegt fait ganz abgelöjt find. ©. auch 
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Pfeiffer, „Staat3einnahmen“, I, S. 171 fg. Die Geſchichte der 
Grundentlaftung und damit der Befreiung von den Gefällen aller 
Art für England, Franfreih und Deutihland mit allen Duellen bei 
Stein, „Innere Verwaltung“, B. 7, Entwährungslehre; für England 
vgl. außer Gneift beſonders Bode, „Britiihe Steuern“, ©. 161—65 
(die Juden als Theil der Domänen in England) und die „Geſchichte 
der Lehnähoheit”, ©. 166 fo. 

Was die Gelpftrafen betrifft, jo verweilen wir über das Princip 
derfelben auf Stein, „Polizeireht” („Innere Verwaltung” B. 4.) Die 
Entjheidung über die ganze Frage, die der Finanzwiſſenſchaft nicht 
gehört, ift ein Theil der Innern Berwaltungslehre. 


Zweites Hauptftüd. 
Die Regalien. 


Begriff und Elemente der Geſchichte. 


E3 erjcheint bei den gegenwärtigen Zuftande der Frage nad) 
Mejen und Bedeutung der NRegalien ziemlich nutzlos, an einer 
Stelle, wo es doch nur beiläufig gejchehen könnte, ſich über die 
formale Definition der Regalien zu ftreiten. Wir ftellen daher 
einfach als Ausgangspunkt den Satz auf, daß wir ftreng den 
biftoriichen Begriff der Regalien von dem gegenwärtigen fcheiden; 
daß wir jede Discuffion über den erftern für fehr berechtigt hal— 
ten, daß wir aber überzeugt find, daß für unfere Gegenwart und 
jpeciell für die Finanzwiſſenſchaft nur noch der Begriff zuläfiig 
ift, nach welchem die Regalien als die wirthſchaftlichen Ho— 
hbeitsredhte des Staats bezeichnet werden müffen. Und die 
Grundlage dieſer Auffaffung glauben wir in einfachiter Weife 
in der Geſchichte der Negalien jelbft ſuchen zu müſſen, die ihrer- 
ſeits jo Har erjcheint, daß man bei allem Streite im einzelnen 
wol nur wenig Zweifel im ganzen haben kann. 

Das, mas wir die Regalien im hiſtoriſchen Sinne nennen, 
beginnt mit der Zeit, wo das Königthum feinerfeit3 beginnt, die 
eriten Anfänge einer jelbitändigen Verwaltung, die von der 
Grundherrlichkeit unabhängig werden will, zu entwideln. Die 
Regalität fängt daher gleich anfangs an, die beiden großen Ele: 
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mente zu zeigen, welche bis zum heutigen Tage diejelben beherr: 
Ihen. Die Fürften ergreifen den Gedanken mit aller Energie, 
erftlich weil die Negalität ihnen ein von den Grundberren un: 
abhängiges Einkommen verleiht, zweitens weil fie die Fähigkeit 
bat, eine jelbftthätige, von dem öffentlichen Rechte der Grund: 
berrlichkeit unabhängige Verwaltung zu beginnen und durch— 
zuführen. Allerdings ſtehen beide Elemente in dem Verhältniffe 
zueinander, daß die Negalität jahrhundertelang nur das erite be— 
deutet und erjt mit dem 17. Jahrhundert das zweite Element 
entwidelt. Aber beide Epochen haben das gemeinfam, daß in 
der Negalität das FürftenthHum dem damaligen Volke und feiner 
Geſchlechts- und Ständeordnung gegenübertritt. Sie find die 
Welt der fürſtlichen Regierung und Finanzverwaltung im Gegen 
fage zu derjenigen, an welder die Landftände fich betheiligen. 
Erit in unſerm Jahrhundert tritt die dritte Epoche ein, in wel: 
cher diefer Gegenjag verſchwindet und die Regalien, auf ihr letz— 
tes dauernde Gebiet zurüdgeführt, zugleich ihr eigentlich ftaats- 
wirtbichaftliches Princip empfangen. Und wir glauben diefe drei 
Epochen am kürzeſten zu bezeichnen, indem wir die Zeit der eigent- 
lihen Regalien, die Zeit der verwaltungsredtlidhen und 
die Zeit der wirthſchaftlichen Hoheitsrechte unterjcheiden. 
Der Charakter diefer drei Epochen ift ein einfacher. 
Urfprünglid, in der erften Epoche, drüdt die Negalität den 
Gedanken aus, daß der Fürft das Recht auf alles dasjenige habe, 
was nicht dem Einzelnen gehört, weil er eben der perjönliche 
Ausdrud und Berireter der Gemeinschaft des Volks if. Diefe 
abjtracte Idee der Negalität ift zwar ebenfo undefinirbar, aber 
dennoch ebenfo praktiich und vermöge des allgemeinen Gefühls 
ebenfo gültig als die dee der „fides”. Bon Bedeutung wird 
fie erft da, wo fie die Fähigkeit zeigt, nicht mehr blos als Lehn 
verliehen werden zu können, wie die alten Domänen nach der 
Eroberung, jondern vielmehr dem Fürften eine nur ihm gehörige 
Einnahme zu verjchaffen. Mit diefer Fähigkeit und mit dem 
gleichzeitig entitehenden größern Bedürfniß der ihrer Würde ſich 
allmählid bewußt werdenden Krone entjteht naturgemäß das 
Streben, die NRegalien immer weiter auszudehnen. Unterftügt 
von der entitehenden Geltung des Römijchen Rechts und von der 
wachjenden Macht der Fürſten dehnen ſich damit die Negalien 
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allmählich weiter und weiter aus und werden mit dem 15. und 
16. Jahrhundert die Stellvertreter der allgemeinen Belteuerung, 
an der das Fürftenthum um fo fejter hielt, als bis zum 17. Jahr: 
hundert jede Steuer nur als ein „Geſchenk“ der Stände ange: 
eben wird. So entjteht das Syitem der Negalien, das fi 
allmählich über alle innern Berhältniffe ausdehnt, ſodaß Klod 
(De Aerario) nicht weniger als 400 Regalien weiß. Dabei ver: 
ſchwindet allerdings vorderhand das Element der Bermwaltung, 
die Einnahme ift die Hauptfahe; und das wird erjt anders in 
der folgenden Epode. 

Dieſe — die Epoche der verwaltungsrechtlichen Regalität — 
beginnt da, wo die Steuern eintreten. Damit fcheiden jich die 
Regalien. Diejenigen, welche nichts als eine Form der Steuern 
find, wie die Zölle und Monopole, behalten zwar, zum Nach: 
theil der Klarheit, den Namen der Regalien, werden aber die 
Grundlage des Steuerjyitems. Diejenigen dagegen, welche einen 
verwaltungsrechtlihen Inhalt haben, werden nun zum Gegen: 
ftande der jelbitthätigen Thätigkeit der neu entjtehenden Regie: 
rung, die alsbald in die alten abgefchlojjenen Selbftverwaltungs: 
körper der Grundherren und Gemeinden bineingreift, die Thätig- 
feit derjelben jich unterwirft und nun nad einem Nechtstitel fucht, 
um die alten Berechtigungen derjelben brechen zu können. Diejer 
Nechtstitel ift im Grunde derjelbe wie der für die alten Negalien; 
er ift die jich entfaltende Jdee des Staats; und diefe auf die ein: 
zelnen VBerwaltungsgebiete angemwendete Idee des höchiten Staats: 
rechts erzeugt nun Begriff und Wort der „Hoheiten“ des Staats. 
Jeder Theil der Verwaltung wird jet im Namen einer ſolchen 
Hoheit durd das Königthum, das allein berricht, mit neuen Ge: 
jeßen und neuen Organen verjehen; e3 gibt eine „Finanzhoheit“, 
eine „Suftizhoheit”, eine „Bolizeihoheit“, fogar eine „Amtshoheit“, 
die dann im Speciellen wieder zu einer ganzen Reihe von einzel: 
nen „Hoheiten“ wird, je nachdem die einzelnen Gebiete der Ver: 
waltung fich zu jelbjtthätigen Gejeggebungen und Anftalten heraus: 
bilden — eine Wegehoheit, Forjthobeit u. |. w. Daneben befteht 
das alte Regal fort, und das ift der Grund der Berwirrung der 
Begriffe, die mit dem Ende des vorigen Jahrhunderts eintritt 
und auf das unferige übergeht. Denn da man gewijfe Dinge 
denn doch nicht als „Hoheiten“ füglich bezeichnen fonnte, wie 
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„Salzhoheit“, „Tabackshoheit“ u. ſ. w., jo griff man, um alle diefe 
Rechte doch unter Einen Gefihtöpunkt zu bringen, wieder zum Worte 
„Regal“, nannte auch die eigentlichen Hoheiten Regalien, ſprach 
ohne Unterfheidung von Finanzregal und Finanzhoheit, Juſtiz— 
regal und Juftizhoheit, von Weges, Wafler:, Berg:, Salz, Münz-, 
PBoftregal u. ſ. w, und die Verwirrung war fertig, Indeß war 
allen diefen Hoheiten und Negalien Eins gemeinfan: das war 
der Gedanke, daß fie alle das jelbitändige und gegenüber dem 
alten ſtändiſchen Rechte unantaftbare Gebiet der landesherrlichen 
Regierung bildeten; in ihnen allen ftand das Königthum dem 
Volke gegenüber und ſchloß das legtere von jeder Theil: 
nahme aus, und die Lehre von den Regalien war damit die 
Lehre von der jelbjtändigen Berwaltung der Krone in 
Finanzen, Juſtiz und Innerm, wobei die eigentlihen Regalien 
wejentlid den Finanzen zufielen. Das iſt der Charakter der 
zweiten Epode, der Epoche der verwaltungsrechtlichen Hoheiten, 
in der die Grenze zwiſchen dem finanziellen und dem adminiftra- 
tiven Element bereit3 aus dem Bewußtjein verſchwindet. 

Damit nun erklärt jih aud der Zuftand, mit dem die „Re— 
galität‘ in unjer Jahrhundert hineintritt. England, in wel: 
chem jeit der Revolution von 1688 kein folcher formeller Gegen: 
ja zwiſchen Fürft und Volk mehr juriftiih formulirt werden 
fann und jede Steuer vom Bolfe ausgeht, hat überhaupt jeit 
Aufhebung der Lehnshoheit dur 12 Ch. II, 24 feine Negalien 
mehr. Frankreich vernichtete die legte Spur der droits de la 
Couronne durch die Revolution von 1789, und feit diefer Zeit 
verjhmwindet auch die legte Spur von einem Bewußtjein der „Re: 
galität“ ſowol auf finanziellem al3 auf verwaltungsrectlichem 
Gebiete. Nur Deutfhland mit jeinen meiſt verfaflungslojen 
oder in ihrer Berfafjung höchſt beſchränkten Staaten behielt die 
KHegalität in Theorie und PBraris bei und jchleppt fie ein 
halbes Jahrhundert durch feine Wiſſenſchaft mit ji fort, weil 
e3 ich von der Vorftellung eines Gegenjages zwiſchen Fürft und 
Bolt ſowol in Finanzen als in Verwaltung in feinem Ringen 
nah Berfafjung nicht losmachen kann. In der That hat die 
alte Regalität bei den Zuftänden der deutfchen Berfafjungen bis 
1848 noch einen Sinn, und daß ſie ihn hatte, war dann ein 
Beweis, wie weit wir noch zurüd waren. Aber nach 1848 jollte 
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fein deutfcher Staatsrechtslehrer mehr von den „Regalien‘ der 
alten Zeit reden. Es gibt Feine finanziellen oder adminiſtra— 
tiven Regalien der „Krone“ mehr; die Staatswirthſchaft wie die 
Berwaltung beruhen auf dem Geſetze des Staats; das alte Negal 
ift verfhwunden; alle Thätigfeit des Staats und alle Rechte 
deffelben gehören dem Volke; und wenn daher jet der Staat 
für eine Thätigfeit feiner Regierung ein Sonderreht und eine 
Sondereinnahme in Anſpruch nimmt, jo muß dafjelbe nicht mehr 
durch ein Sonderreht der Krone, jondern dur ein höheres Be— 
dürfniß der Verwaltung begründet werden. Iſt nun aud 
jeßt noch ein joldes da, jo kann man es allerdings gern ein 
„Regal“ nennen, um der Tradition entgegenzufonmen; allein in 
Wahrheit ift es Fein Regal mehr, fondern eine von der Ber: 
waltung geforderte Anjtalt, deren Leiſtung zugleich einen 
Ertrag gibt. Eine ſolche Anftalt beruht dann auf dem Weſen 
des Staats und nicht auf einem fpeciellen Kechtstitel; und in 
diefem Sinne nennen wir diejelbe um ihrer Ertragsleiftung willen 
ein wirthſchaftliches Hobeitsreht. Das ilt der gegenwär: 
tige Begriff der Negalien, und in diefem Sinne finden fie ihren 
Platz in Finanzwifjenichaft und Verwaltungslehre. 

Ein Regal ift demgemäß diejenige wirthſchaftliche Unterneh: 
mung, deren Eriltenz und gejicherte Ordnung als eine abfolute 
und allgemeine Bedingung der wirtbichaftliden Wohlfahrt eines 
Volks erjcheint, und die ebendeshalb nicht dem Zufall oder der 
Willfür der Einzelnen in ihrer Begründung und Durdführung 
überlaffen werden kann. 

Die „Regalität“ unferer Zeit ift demnach dasjenige Princip, 
vermöge deſſen der Staat im allgemeinen Intereſſe der volkswirth— 
ſchaftlichen Entwidelung ausnahmsmeife die Ausſchließlichkeit für 
jolde Unternehmungen für die Regierung fordern foll und fordert. 

Es ijt daher weder ein Regal vorhanden, wo der Staat, wie 
bei den Monopolen, eine Steuerform aufftellt, noch da, wo er, 
wie bei der Verleihung von Bergwerksrechten, im allgemeinen 
Intereſſe das Expropriations- und Dberauffichtsrecht anwendet ; 
noch viel weniger da, wo er rein adminijtrative Maßregeln durch: 
führt; am wenigſten da, wo er, wie bei eigenen Forjten oder 
Gewäſſern, ein Einkommen aus feinen Domänen bezieht. 

Ein Regal ift im Gegentheil eine Unternehmung, die vor 
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allen Dingen als ein allgemeines, organifches und dauerndes 
Berwaltungsinftitut erjcheint, welches der Staatswirtbichaft nicht 
in feinem Princip, jondern nur in feinen Einnahme und Aus: 
gabeverhältniffen angehört. Die Negalität hat ihrem Princip 
nah da aufzuhören, wo der Zweck dur ein Privatunternehmen 
erreicht werden kann. 

Es würde ein entjchiedener Gewinn für die Klarheit ber 
Sache und für das richtige Verftändniß der Regalienverwaltung 
fein, wenn man diejen einfachen Begriff der Regalität an die Stelle 
der hiſtoriſch überkommenen Unflarheit ftellte.e Und das um jo 
mehr, als ſich erft aus diefem Begriffe die Arten und die Brin- 
cipien der Verwaltung ergeben können. 


Schon Sonnenfels („Finanzwiſſenſchaft“, $. 108 fg.) hat mit 
größter Klarheit den obigen Begriff der Regalien aufgeftellt, indem 
er die Negalien, „die ihrer Wefenbeit nah bloße Steuern und Ab: 
gaben find“, von denen unterfcheidet, „die als Hülfstheile zur Be: 
förderung der Polizei und Handlung beitragen”. Da man in Deutjche 
land fo viele franzöfiihe Bücher zu leſen batte, fo hat man auch 
bier von diefem fo bedeutenden deutjchen Schriftiteller durchaus feine 
Notiz genommen. Die richtige Vorftellung von dem Weſen der Re- 
galien Mmüpft fih in der deutſchen Literatur an die Frage: ob es 
nüglich fei, daß der Staat gewifje Gewerbe als Regal betreibe, oder 
der Privatmann? und arbeitet fih auf viefem Wege mübfam zu 
dem Rau'ſchen Standpunkt, der Hiſtoriſches und Politifhes in Un: 
klarheit gemifcht feithält. (Siehe Jakob, $. 309 fa.; Malchus, $. 24. fg.; 
Rau, $. 166 fg. Die neuejten Forfher, wie Mar Wirth („National: 
ötonomie‘, II, 330) haben die Unbequemlichleit vermieden, der Sade 
auf den Grund zu gehen, und das ganze Gebiet in einer halben Seite 
erledigt oder wie Pfeiffer die Negalien mit den Monopolen ver: 
wechjelt, ohne zu fehen, daß zum Monopol ſchon dem Wortlaut nad 
Kauf und Verkauf gehört, was weder bei Poft noch bei Münze der 
Fall ift, während es klar genug fcheint, daß das Monopol nur eine 
Steuererbebungsform, das Regal dagegen eine Berwaltungsmaßregel 
ift. Bei den Engländern ift von dem Begriffe natürlich gar feine 
Rede, wie fie denn überhaupt Feine Finanzwifjenfhaft haben. In 
Frankteich hat man dagegen die Sadhe praktiſch durchaus ridtig auf: 
gefaßt; von Negalien iſt feine Rede, ſondern, wie Hod’3 Werk es 
zeigt, bat man einfah die fogenannten Negalien ala Theile des 
Steuerwejend (Kap. VII: Zuder, Zabad, Sciefpulver) over als 
jelbftändigen Verwaltungstheil (Kap. I, 3: Münzweſen; Kap. IX: 
Poſtweſen) aufgefaßt. Es ift zu hoffen, daß wir diefem Beifpiele folgen 
werben. Uebrigens glauben wir trotz Pötzl's Angriff auf unjere Auf: 
fafjung die ganze Sache bier nicht austragen zu können. 
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Die Arten und das Berwaltungsprincip der Negalien. 


Aus dem oben entwidelten Begriffe der Negalität geht nun 
einerjeit3 jomwol das Syſtem der Negalien als andererjeit3 das 
Princip ihrer Verwaltung hervor. Die Entwidelung beider wird 
praktiſch am Elarften beweiſen, wie tief verſchieden die Negalität 
der gegenwärtigen dritten Epoche von der der frühern if. Was 
nämlich zuerft die Arten der Regalien betrifft, jo beruhen die: 
jelben nicht mehr wie in frübern Zeiten auf einem hiſtoriſch er- 
worbenen Rechte der Regalität, jondern ihre Eriftenz und ihr 
Recht find jetzt Confequenzen der Forderungen der Verwaltung 
und ihr Recht eine juriftiiche Formulirung für die Anwendung 
der Verwaltungsprincipien. Es gibt daher Feine Regalien mehr, 
weil der Staat ein Recht auf diejelben hat, jondern nur, weil 
fie nothwendig find. Das Syſtem der Regalien ift daher ein 
Theil des Spyitems der Verwaltung. Danach erkennen wir gegen- 
wärtig folgende: das Poftregal, das Münzregal, das Eijenbahn- 
regal, das Telegraphenregal und das Lottoregal. 

Aus demjelben Gefichtspunfte ergibt fi daher auch das 
Syitem der Verwaltung. 

Da diejelben als abjolute und allgemeine Bedingungen der 
Volkswohlfahrt ericheinen, fo ift es die erfte Aufgabe ihrer Ver: 
waltung, fie jo einzurichten, daß fie diefem Zwecke dienen. Sie 
empfangen daher ihren Organismus und ihre Adminiftration durch— 
aus nit vom Finanzweſen, jondern das legtere bat diejelben 
vielmehr als gegeben und zwedmäßig vorauszufegen; es ift Sache 
ber. Verwaltungslehre, die Einrihtungen diefer Inſtitute zu ord— 
nen. Da ferner die Vollswohlfahrt die legte Duelle aller Ein— 
nahmen des Staats ift, jo muß fich der finanzielle Erwerb durch 
die Regalien dem Bedürfniffe des Volks unterordnen, und jedes 
Negal darf daher nur infoweit eine innahmequelle für den 
Staat abgeben, al3 dies mit den Bedürfniffen der Geſammtheit 
vereinbarlich ift. 

Das Verwaltungsſyſtem der Negalien Tiegt demnach in den 
gegebenen Berhältniffen der Verwaltung; das finanzielle Syftem 
derjelben muß den mwirtbichaftlihen Gelichtspunft der Erzielung 
eines Neinertrags dem höhern ftaatlihen der Förderung des Ge: 
ſammtwohls unterordnen. 
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Es ergibt fih daraus, daß die Regalien jeßt in der Finanz: 
wiſſenſchaft einen jehr untergeordneten, in der VBerwaltungslehre 
dagegen einen jehr wichtigen Pla einnehmen, während früher 
gerade das umgekehrte Verhältniß ftattfand. Das aber muß als 
ein bedeutfamer Fortſchritt angejehen werden. 

Man kann übrigens jagen, daß dieje ganze Auffaffung in 
ihren weſentlichen Punkten bereit3 anerkannt iſt und daß ihr nur 
nod) die traditionelle Ungenauigkeit im Gebrauche des Ausdruds 
Regal entgegenfteht, die Feine dauernde fein kann. 


Der einzige, der fich deutlih gegen alle andern Negalien als 
Poſt- und Münzregal erklärt, iſt wol Lob („Staatswirthſchaftslehre“, 
III, 146 fg.). Den Begriff der Negalien nimmt er übrigen3 im 
gewöhnlichen Sinne. S. auch Deſſary, $. 25. Einen ganz andern 
Standpunft nimmt Umpfenbah („Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft“, 
1859, ©. 62 fg.) ein, der davon ausgeht, „daß die meiften Schrift: 
jteller weder von dem Namen noch von dem Begriffe auch nur eine 
Ahnung haben“, und dabei Negalien und Gebühren gänzlich ver: 
Ihmilzt, ohne zu verftehen, warum andere die Sache anders verjtanden 
haben. Daher im einzelnen zum Theil richtige, zum Theil ganz 
falſche Auffaffungen. Vgl. unten, namentlih beim Münzregal. Cine 
etwas weniger abſprechende Würdigung der TIhatfahen und Ans 
fichten würde viel dazu beigetragen haben, die Gefahr als bedeutend 
geringer erſcheinen zu lafjen, die die Wiſſenſchaft ohne feine Dazwifchen: 
funft gelaufen wäre. Was nun die Grundjäge der Verwaltung be: 
trifft, jo glauben wir in diefer Beziehung auf Stein, „Handbuch der 
Verwaltungslehre“, verweilen zu dürfen, wo viefelben in möglichjter 
Kürze zufammengefaßt find, 





A. Die Regalien des Communicntionswefens. 


Das Communicationswejen ift eine der mejentlichiten Be: 
dingungen der gefammten Entwidelung des Volks in wirthichaft: 
licher Beziehung. Dennoch ift der Umfang, in weldem der Ein- 
zelne fich die Verbindungen mit allen ſchaffen kann, ein jo geringer, 
daß dem erhöhten Bedürfniffe nur der Staat zu entjprechen vermag. 
Aber auch die Staatsverwaltung kann dos nur durch großartige 
Anftalten, welche das ganze Reich umfaffen, und deren Herftellung 
und Betrieb daher eine höchſt Toftipielige Aufgabe des Staats 
wird. Während daher diefe Verfehrsanftalten in Zweck und Dr: 
ganifation allerdings unzweifelhaft der innern Verwaltung an— 


192 


gehören, bildet die wirthſchaftliche Seite derjelben eine durchaus 
nicht unbedeutende Aufgabe der Staatswirtbichaft. Und darauf 
beruht es, daß von jeher diejelben in engfter Verbindung mit der 
innern Verwaltung behandelt werden. 

Das Princip diejes Zufammenhangs ift nun die Regalität 
derjelben. Die großen Ausgaben, welche mit denjelben verbunden 
find, und namentlich die großen Einnahmen, die der Staat aus 
ihnen ziehen zu können glaubte, haben von jeher den Wunſch der 
Regierung wach erhalten, diefe Anftalten in ihren ausjchließlichen 
Betrieb zu nehmen. Die Nothwendigfeit derfelben an fih und 
der hohe Werth einer jtrengen Organifation ihrer Thätigkeit im 
allgemeinen und im befondern, haben zweitens das Motiv ab: 
gegeben dafür, daß die Regierungen zuerft hiftoriih, und dann 
vermöge der Natur der Sache aus diefem Wunſche ein Recht 
machten. Diejes ausichließlihe Recht auf die Herftellung und den 
Betrieb der großen, die Gejammtheit gleihmäßig umfaſſenden 
und verbindenden Gommumnicationsanftalten ift die Negalität 
derſelben. Diefe Negalität bat daher auf allen Punkten zwei 
Seiten. Sie iſt einerjeits eine Aufgabe der Innern Verwaltung, 
und erzeugt daher ein Inneres Verwaltungsrecht für dieſelben; 
fie ift andererjeit3 die Grundlage eines wirthſchaftlichen Unter: 
nehmens, und macht diejelbe damit zu einem Theile des wirth- 
Ihaftlihen Staatseinfommens. Es ift unmöglich, das Erftere von 
dem Leptern zu trennen; allein die Finanzwiffenichaft hat von 
dem Erftern nur jo viel aufzunehmen, als die durch daffelbe er: 
zeugten wirtbichaftlichen Berbindlichfeiten und Erträgniffe es un— 
bedingt fordern. Und in diefem Sinne bildet das Ganze einen 
integrirenden Theil der Finanzwiſſenſchaft. 

Während nun alle diefe Anftalten im Princip gleich find, 
jind fie in der Ausführung ſehr verjchieden. Sie fordern daher 
jede ihre bejondere Darftelung, wie jede ihre bejondere Gejchichte 
bat, und jede auch jehr verjchieden in ihren wirthſchaftlichen Re— 
jultaten ift. Die einzelnen Arten find die Poft, die Eijenbahnen 
und die Telegraphen. Alle drei haben die VBerwaltungslehre zur 
Vorausſetzung, aber die Finanzwiſſenſchaft zur praftiichen Erfüllung. 


Es war auch von uns nicht richtig, die Negalien in der bis: 
ber üblihen Weife einfach nebeneinanderzuftellen. Noch verkehrter ift 
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es mit Pfeiffer bier von „Monopolen” zu reden (f. oben). Im 
übrigen wird der Inhalt des Folgenden am beiten über die Auffafjung 
jelbjt entjcheiden. 


I. Das Poftregal. 
1. Begriff, Princip und Syſtem. 


Das Poſtweſen beruht auf dem unmeßbaren Werthe, den eine 
allgemeine, regelmäßige, geliherte und leichte Verbindung aller 
Angehörigen des Staats für ihre wirthſchaftliche und geiftige Ent: 
widelung 'hat. Eine joldhe Verbindung fann auf diefer Grundlage 
dur Unternehmungen Einzelner hergeſtellt werden‘, nur darf dieje 
Herftellung nicht von diefem Intereſſe betroffen fein, jodaß fie unter: 
brochen werden oder ganz fehlen könnte, wo jenes Intereſſe fehlt. 
Sie joll daher eine Anftalt der Verwaltung fein, mit der Aufgabe, 
für alle perjönlihen und wirtbichaftlihen Verhältniſſe aller 
Staatsangehörigen die Verbindung beftändig aufrecht zu halten. Der 
dazu beftimmte und dafür thätige Organismus ift das Poſtweſen. 

Aus dieſer Aufgabe der Verwaltung ift nun zunächſt aus 
bijtoriich-finanziellen Gründen ein ausjchließlihes Recht auf dieſe 
regelmäßige Beförderung entitanden; und dieſes ausschließliche 
Recht auf die legtere, als im Namen der innern Verwaltung ge: 
fordert, ift das Poſtregal. 

Das Poſtweſen hat demnach wie jedes Regal feine zweifache 
Natur. ES ift zuerft eine der größten und wichtigſten Verwal: 
tungsanjtalten des Staats, und die Regeln, nach denen es für 
jene Zmwede zu functioniren bat, jind als Lehre vom Poſtweſen 
ein Theil der jogenannten Kameralmiffenichaft der frühern Zeit, 
der Verwaltungslehre der Gegenwart. Die Finanzwiſſenſchaft hat 
diefe Lehre als belannt vorauszufegen. Das Poftweien it aber 
zweitens auch ein Unternehmen, und gehört jomit nicht blos 
im ganzen, jondern aud im einzelnen in die Finanzwiſſenſchaft. 
Und fo entfteht hier zuerft jener Gegenjaß zwilchen den Grund: 
jäßen der Finanz: und der innern Verwaltung, indem die erftere 
vom wirtbichaftlichen Gefichtspunft aus die möglichſt große Ein- 
nahme dur das Poſtweſen fordert, während die lettere im 
Gegentbeil die höhern Zwecke der Bolt nur bei möglichjt ge: 
ringen Einnahmen derjelben erreicht. Beide Gejihtspunfte find 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 13 
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ohne Zweifel berechtigt. Es wird daher nothwendig, den Punkt 
zu bejtimmen, auf weldem fie nun formell eintreten. Und bier 
wird das leitende Princip des Poſtweſens Liegen. 

Derjelbe ift an jich einfah. Da die Poft in jeder Form 
eine Leiftung des Ganzen für den Einzelnen enthält, der fie be- 
nugt, jo joll auch der Einzelne den Werth dieſer Leiftung der 
Poſt und damit dem Staate zahlen. Allein da die Poſt zugleich 
eine Berwaltungsanftalt und fein Erwerbsunternehmen für den 
Staat ift, jo ſoll die Gegenleiftung des Einzelnen nie höher 
jein, ala vie Geſtehungskoſten der Boftverwaltung es fordern. 
Tritt dabei ein Neinertrag ein, jo fol diefer Neinertrag, wie bei 
jedem Unternehmen, für dafjelbe veproductiv angelegt, das ift 
zur Erweiterung und Entwidelung der Poftanftalt benußt werden; 
bat das Poſtweſen jeine volle örtliche Ausdehnung empfangen, fo 
joU der Reinertrag das Motiv zur Herabjegung der Zahlung 
der Einzelnen für die Leiltung der Poſt (Porto 2c.) abgeben. Die 
Anwendung diejes Princips auf die wirkliche Verwaltung der 
Poſt ift die Poftpolitif. Diejelbe hat aber zur Vorausſetzung, 
daß die Aufgaben der Poſt, die für die einzelnen Theile derſelben 
jehr verjchieden find, felbftändig behandelt werden. Daraus ent: 
ftebt das Syſtem des Poſtweſens. 

Diefes Syſtem des Poſtweſens beruht nun auf dem durd): 
greifenden Unterjhiede der Briefpoft und der Fahrpoſt, die 
weſentlich verfchiedene Functionen des Poftorganismus bedeuten, 
und die daher aud) in der Finanzwiſſenſchaft die Bafis des Syſtems 
abgeben. 

Wir glauben nit, daß wir bier die Stage aufs neue unter: 
ſuchen jollen, ob die Regalität der Poſt an ſich wichtig fei oder nicht. 
Die Finanzwiffenihaft im Anfange unfer® Jahrhunderts bat die 
Frage, ob die Poft als Negal ausſchließlich vom Staate oder auch 
durch Privatunternehmungen betrieben werden ſoll, ausführlich unter— 
ſucht und ſich für das erſtere entſchieden. Jakob, $. 417—425: 
Malhus, $. 29; Rau, $, 205. Nur Lob ift darüber im Zweifel 
(III, 148 fg.). Praktiſch ift die Sache längft entſchieden. Bei Pfeiffer 
bat die ſchon berübrte Verwechjelung von Monopol und Regal vie 
Conjequenz gehabt, daß er nur die Monopole für „unbedingt ſchädlich“ 
erllärt und, da er das Poſtweſen als „Boitmonopol“ bezeichnet, die 
Poſt ſelbſt gleichfalls als unbedingt ſchädlich erfheint. I, 187 u. 


205 fg. Es ift darüber wol nichts weiter zu fagen. ©. übrigens 
unten. 
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2. Abminiftrative Elemente des Poſtweſens. 


Die Grundlage diefes Spitems des Poftwejens, die daher 
eine regelmäßige Beförderung fordert und zuläßt, jind die Briefe, 
zu denen die Zeitungen und jonjtige gedrudte Nachrichten hinzu: 
fonımen, und die Perfonen mit demjenigen Theile des Güter: 
verfehrs, der dem individuellen Leben angebört (einzelne und Eleine 
Sendungen). 

Für beide Objecte ift die Aufgabe des Syitems die gleiche. 
Es jol jeden Punkt des Staats durch regelmäßige und jichere 
Communicationen mit dem Ganzen in Verbindung erhalten. Die 
bejondere Natur beider Objecte erzeugt aber für jedes eine bejon: 
dere Art der Ausführung. Daher gibt e8 in jedem Boftwejen 
zwei Syiteme der Verwaltung mit eigenen Grundjäßen, eigenen 
Einrihtungen und eigenen Gejegen. Das erite Syſtem nennen 
wir furz die Briefpoft (oder das Briefpoftweien), das zweite 
nennen wir die Perſonen- und Frachtpoſt (Perſonen- und Fracht— 
poſtweſen). 

Es liegt in der Natur der Sache, daß beide nicht äußer— 
lich und abſolut voneinander getrennt ſind; allein es iſt Regel, 
daß ſie ſich um ſo klarer ſcheiden und mit ganz unabhängigen 
Anſtalten daſtehen, je größer die Bewegung als ſolche iſt und je 
beſtimmter daher jedes Object ſeine eigenthümliche Beförderung 
fordert. Die zweite Regel iſt, daß die Briefpoſt beſtändig eine 
regelmäßige ſein muß, während die Perſonenpoſt eine Einrichtung 
fordert, nach der ſie eine wechſelnde Benutzung geſtattet. Es 
leuchtet ein, daß demgemäß auch die Abgabe für beide einen ver— 
ſchiedenen Charakter haben und eine verſchiedene Berechnung for: 
dern muß. 

Die Poſtverwaltung iſt demnach diejenige Thätigkeit der 
Verwaltung, welche die Grundſätze des Poſtweſens, wie ſie die 
innere Verwaltungslehre darſtellt, auf den Brief- und Perſonen— 
verkehr wirklich anwendet. Dieſe doppelte Aufgabe der Poſtver— 
waltung, welche als Ganzes meiſt der Finanzverwaltung unter— 
geordnet iſt, hat zwei große Organiſationen erzeugt, die man am 
kürzeſten bezeichnet, indem man die Briefpoſt als eine abſolute 
Staatsanſtalt aufſtellt, welche von Poſtmeiſtern verwaltet wird, 
während die Perfonenpoft nur ausnahmsweiſe eine jelbitändige 
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Staatsanftalt, dagegen der Regel nad ein Syitem von Verträgen 
mit Einzelunternehmern ift, die wir Pofthalter nennen. Das 
Syſtem der Briefpoftverwaltung ift daher der Organismus ber 
PBoftmeiftereien, das Spftem der Perjonenpoftverwaltung der Dr: 
ganismus der Pojthaltereien. 

PVoftmeiftereien und Pojthaltereien find nun in der verjchie: 
denften Weije miteinander verbunden; dabei gibt es jedoch fein 
abjolutes PBrincip, fondern es muß die Befonderheit des einzelnen 
Landes die zwedmäßige Verbindung ergeben. Darauf beruht es, 
daß das Poſtweſen der einzelnen Staaten oft ein jehr verſchie— 
denes Bild darbietet. Indeß find dennoch die allgemeinen Regeln 
ziemlich gleih. Dieſe nun gehören wie gejagt der Verwaltung, 
infofern fie fi auf den Zweck der Poſt beziehen; den Finanzen 
dagegen, injofern das Poſtweſen jelbit als ein wirthſchaftliches 
Unternehmen erjcheint. Und bier erfcheinen Briefpoft und Fahr: 
poft fo ſehr verfchieden, und ihre Geſchichte wie ihr Necht find jo 
jelbftändig, daß wir fie auch in der Finanzwiſſenſchaft ftreng 
auseinanderhalten müflen. 


Wir hatten wol unredht, in unferer eriten Auflage uns gegen 
die Aufnahme des Syſtems der Pojtverwaltung aud im einzelnen in 
die Zinanzwifjenihaft zu erflären. In der That hängt die finanzielle 
Seite der Sahe jo eng mit der abminiftrativen Ordnung derjelben 
zufammen, daß man fie weder ganz jcheiden kann noch foll, wenn 
auch die Finanzwifjfenihaft bier die Kenntnik der Verwaltungslehre 
in allem Wejentlihen vorauszujegen hat. Vgl. „Kurze Daritellung 
der verwaltungsrechtlichen Seite des gefammten Poſtweſens“ bei Stein, 
„Handbuch der Verwaltungslebre, mit Vergleihung des Rechts und 
der Literatur von England, Frankreich und PDeutihland 1870.“ 
S. 197 fg. 


3. Das Briefpoftwefen und das WBortofyiten. 


Das Briefpoftwejen hat fih nach allen Richtungen hin in 
unferer Zeit zu einem fehr volllommenen Syfteme ausgebildet, das 
nicht blos im einzelnen wirklid Großes leiftet, fondern auch nach 
langem und bartem Kampfe fein finanzielles Element dem ver: 
waltungsrechtlihen definitiv untergeordnet hat. Durch das Zu: 
ſammenwirken beider Factoren befigt erit die neueſte Zeit ein 
wirkliches Syſtem des Briefportoweſens, deffen einzelne finanzielle 
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Grundfäge zulegt doch erſt an der adminiftrativen Ordnung defjelben 
recht Elar werden. 

Eine mehr oder weniger regelmäßige Briefbeförderung bat es 
wol bei jeder civililirten Nation von jeher gegeben. Allein die 
Briefpojt entiteht erft da, wo die für die Negierungszwede ein: 
gerichteten und örtlihen Befürderungsanftalten die Pflicht em: 
pfangen, die Gefammtheit der Privat mittheilungen gleich: 
falls gegen Entgelt mit zu befördern. Ein genauer Zeitpunft für 
den Anfang diefes Rechts läßt ſich Faum angeben; feft fteht nur, 
daß die erjte wirkliche Boftlinie die Wien-Brüffeler Linie von 
1516 war; von da an breitet ji) die Briefpoft allmählich als 
dauerndes Inſtitut der Verwaltung über alle Theile Europas aus, 
und jegt beginnt auch mit der Entwidelung derjelben der Kampf 
zwiichen dem finanziellen und dem Verwaltungsprincip, der den 
eigentlichen Inhalt der Geſchichte der Poſt bildet. 

Nun ijt der Entgelt, den der Einzelne dem Staate für die 
Beförderung feines Briefes gibt, das Porto. Während diefe 
Drganifation und Nechtsverhältniffe der Briefpoft den Schwer: 
punkt für die Lehre von der Verwaltung derjelben bilden, ift die 
finanzielle Seite der Briefpoit in der Geſchichte und dem heutigen 
Syſteme des Portos enthalten. 

Indem wir daher für die eigentliche Bojtverwaltung auf die 
Berwaltungslehre verweilen, erjcheint das finanzielle Syſtem des 
Portos nad folgenden Gelichtspunkten. 

Man kann in diejer Beziehung drei Epochen unterjcheiden. 

In der eriten Epoche wird die ganze Poft nur noch vom 
Standpunkt der Einfommensquelle für den Staat betrachtet und 
daher das höchftmöglide Porto gefordert, ohne irgendwelche 
Rückſicht auf die allgemeinen Grundjäte der Volkswirthſchaft zu 
nehmen. Das ganze Poſt- und Portoweſen iſt im Stadium des 
Erperiment3. Uebrigens fehlen uns genauere Nachrichten, um jo 
mehr, als die Poſt als Monopol vielfah zu Lehn gegeben wird. 

Mit dem 17. Jahrhundert wird die ‘Bolt mit wenig Aus: 
nahmen dem Lehn entzogen und in die eigene Verwaltung des 
Staats zurüdgenommen. Die allgemeine Nothwendigkeit derjelben 
wird anerfannt, und demgemäß entiteht allmählich ein Syitem 
des Portos. Diejes Spitem bat allenthalben den durch die erite 
natürliche Auffaffung der Poſt gebotenen Charakter. Die Ver: 


198 


waltung betrachtet die Beförderung als eine Leitung, die theils 
nach der Entfernung, theils nah dem Gewichte der Briefe fteigt; 
die genaue Entwidelung diejes an ſich jehr einfachen Princips 
erzeugt daber ein Tarifſyſtem, in welchen für jedes Gemicht 
eines Briefes nad) jedem einzelnen Orte bin ein beftimmtes Porto 
gefordert wird. Das hat wieder die Aufzeichnung jedes einzelnen 
Briefes (die Kartirung) zur Folge, welche die ganze Expedition 
ſehr vertheuert; ebenjo fordert die Frankirung ftetS eine perjön: 
lihe Zahlung, und die Beförderung der Briefe über eine gewiſſe 
Grenze wird überhaupt nur durch Franfirung möglid. Nach— 
jtehender Grundſatz daber: das Portofyftem ift gegen den Werth 
der beförderten Briefe gleihgültig; jeine Grundlage ift die 
Gombinirung der Geftehungsfoften mit dem möglichſt großen 
Reinertrag. Folge: nur Briefe von wirflih hohem Werth für 
Abfender und Empfänger können übergeben werden; daher Lang: 
ſamkeit und Koftipieligfeit der Beförderung und geringe Brief: 
bewegung. 

Die gewaltige Entwidelung des Gejammtlebend Europas in 
unjerm Jahrhundert hat nun diefen Zuſtand allmählid unmöglich 
gemadt. Schon im Anfange diejes Jahrhunderts beginnen die 
PBoftverwaltungen eine Herabjegung des Portos anzujtreben. Allein 
dieſe Beitrebungen bleiben eine Zeit lang hindurch ohne mejent: 
lihen Erfolg, weil das Frankirungs-, Kartirungs: und Austrages 
ſyſtem ſowol für die Regierung als für das Publitum die Corre— 
ſpondenz im Berhältniß zum Werthe der einzelnen Briefe noch 
immer zu theuer madt. Es war daher ein entjcheidender Gedanke 
für den ganzen Briefverfehr in Europa, den zuerjt Rowland Hill 
(1839) in England aufitellte und der als das Briefmarken: 
ſyſtem den Charakter der Geſchichte des Briefportos bildet. 


Die Grundfäge diefes Syſtems find folgende: 


Allerdings gibt das Poſtregal dem Staate das ausſchließliche 
Recht der Beförderung, damit hat derjelbe die Möglichkeit, durch 
eine willfürliche Erhöhung des Portos fich eine jcheinbar faft un— 
begrenzte Einnahme zu verichaffen. Ebenjo fann er den Perjonen- 
verkehr bis zu einem gewiſſen Grade (joweit nicht Beförderung 
mit eigenem Fuhrwerke jtattfindet) zwingen, fich der Poſt zu be— 
dienen; in gleicher Weije den Güterumlauf, joweit derjelbe nicht 
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dem Handel, jondern dem perjönlihen Verkehre angehört (fleine 
Packete bis zu einem gewiffen Gewichte). 

Allein die mwirflide Benugung folgt auch bier dem wirth— 
Ihaftlihen Gejege, daß fie nur da ftattfindet, wo der der Poſt zu 
zahlende Preis nicht den Werth überjteigt, den die Mittheilung 
für die Mittheilenden bat. Es ergibt fich demnach die Regel, daß 
jich die Zahl dieſer Mittheilungen in dem Grade verringert, in 
welchem das Porto fteigt, und umgekehrt, daß die Briefbewegung 
jteigt, wenn ich die Brieftare vermindert. Da nun aber die Kojten 
des Poſtweſens ſich bei großem und Fleinem Verkehre mwejentlich 
gleichbleiben, jo fordert das finanzielle Brincip des Poſtweſens 
ein jo geringes Porto, daß durch die mit dem Sinfen des Portos 
jteigende Briefbewegung die Dedung der Ausgaben gejichert er: 
jcheint. Und diefer Forderung entjprechend ift daher der mög: 
lichſt geringe Betrag des Portos das erſte Brincip der finan- 
ziellen Poftverwaltung unjerer Gegenwart geivorden. 

Aus diefem Prineip nun bat jih das Syſtem des Portos 
berausgebildet, welches nicht blos Europa, jondern die ganze 
Welt beherrſcht. Diejes Syſtem enthält folgende Gelichtspunfte. 

Sein eriter umd äußerlich greifbarfter Grundſatz befteht in 
der Erhebung des Portos durch die Briefmarken, die ihm feinen 
Namen gegeben hat. Die Briefmarken, indem fie die Koften der 
Beförderung ungemein verringern, machen ihrerjeits wieder all- 
gemeine Herabjegung des Portos und dadurch die Vermehrung des 
Briefverfehrs möglich, welche theils für die finanzielle, theils aber 
- auch für. die jtaatswirtbichaftliche Seite des letztern hochwichtig iſt. 
Daher hat man eine Zeit lang den Grundjaß feitgehalten, die un: 
richtige Benugung der Briefmarken als ein Verſehen durch Nicht: 
anrehnung der faljhen Marke zu ftrafen. Doch liegt für eine 
ſolche Strafe fein Grund vor, und die Nachzahlung des zu ge: 
ringen Betrags reicht für dieſen Zweck aus. 

Allein die Briefmarke ift nur ein Theil diejes ganzen Syitems. 
Der zweite Punkt ift das Verhältniß der Höhe des Portos zur 
Entfernung. Scheinbar muß das Porto genau nah Maßgabe 
der Entfernungen fteigen, auf denen der Brief befördert wird; 
allein bei genauerer Betrachtung ergibt fi, daß nicht die Be: 
förderung der Briefe, jondern vielmehr der Act der Aufnahme 
und Ausgabe derſelben die größten Koften verurjadht. Daber hat 
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man die Entfernung als Grundlage des Ausmaßes des Portos auf 
wenige einzelne Unterjchiede zurüdgeführt und ein gleiches Maß 
deffelben für gewiſſe (meiftens vier) Poſtrayons aufgejtelt (Stadt: 
poften, 6 Meilen, 20 Meilen und mehr). 

Daneben ift allerdings der zweite Factor die Schwere des 
Briefes; aber auch diefer it auf wenige möglichit einfache Kate: 
gorien zurücgeführt. Das Austragegeld der Briefe fällt dabei 
weg; und damit ift das Ziel erreicht, melches zunächſt von der 
Verwaltung gefordert wird, durch ein ungemein geringes Porto 
auch Briefe von dem geringften innern Werthe in den Briefver- 
fehr hineinzuziehen. Und das wieder bildet den Punkt, auf wel: 
hen das finanzielle Interefje mit dem adminiftrativen in Har— 
monie tritt. Denn die fteigende Zahl der Briefe gleicht, da ſie 
nicht im Verhältniſſe zu ihrer Mafje die Beförderungskoſten ver: 
mehrt, den Ausfall wieder aus, den das geringere Porto ergibt, 
jodaß bei einem gewiſſen Quantum von Briefen die Reineinnahme 
der Finanzen troß der gewaltigen Erhöhung des Briefverfehrs 
ſich gleichbleibt und fogar fteigen fann. So befriedigt das ratio: 
nelle Bortofyitem der Briefmarke das Intereſſe beider Verwal: 
tungszweige. 

Der mächtige Aufſchwung, den infolge dieſes Syſtems der 
Briefverkehr genommen hat, hat nun die weitere Entwickelung 
deſſelben gefordert und erzeugt. Die Elemente dafür ſind die 
chargirten, die recommandirten Briefe und Poſtgeldſendungen mit 
ihrer Ordnung und ihrem Rechte. Auch dieje Berhältnifje gehören 
den Finanzen nur injoweit, als fie die techniiche Verwaltung 
und die Einnahmen davon haben; dann aber auch allerdings in Be— 
ziehung auf ihre Haftung, deren Preis durch ein höheres Brief— 
porto ihnen gezahlt werden muß. 

Diejes Portoſyſtem erjcheint nun in der That mit feinen großen 
Grundlagen als ein vollendetes. Es läßt nur zwei Fragen übrig, 
welche allerdings auch ihre wichtige finanzielle Seite haben. Die 
erfte Frage ijt die, wie tief nach den obigen Grundfäßen das 
Porto finfen kann, und ob es nicht überhaupt ganz verſchwinden 
joll. Die zweite die, was mit den Ueberſchüſſen ver Bofteinnahmen 
zu gejchehen hat. Die erjte ift nicht abjolut zu beantworten; feſt 
jteht die bejtändige Verminderung des Portos ohne Nachtheil für 
die Finanzen, und es wird nicht zu Fühn fein, wenn man vorauss 
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fagt, daß die Zeit kommen wird, two wir ebenfo wenig Porto 
als Schulgeld zahlen werden. Was die zweite betrifft, jo beruht 
die Antwort darauf auf jedem Elemente der Verwaltung, das im 
Portoweſen mehr und mehr zur Geltung fommt. Denn allerdings 
it die Poft noch immer eine Unternehmung des Staats; allein 
diefelbe hat zugleich die weitere Aufgabe, nicht blos auf den ſchon 
beftehenden Linien den Briefumlauf jo raſch, jiher und bequem 
als möglich zu erhalten, jondern auch nod immer mehr Linien 
in das Poſtnetz hineinzuziehen, jodaß womöglid Fein Punkt des 
ganzen Staats ohne Briefverbreitung durch das Poſtweſen bleibe. 
Es iſt Har, daß auf diefe Weiſe die neueften Linien jedesmal die 
am wenigiten einträglichen find und der Regel nah nur mit Nad): 
theil betrieben werden. Die Aufgabe des Ueberſchuſſes der Haupt: 
linien it nun dabei, den Ausfall der Nebenlinien zu deden und 
fie jo lange zu erhalten, bis jie jelbjt wieder ihre Koften tragen, 
Diejes Verfahren entjpricht der mwirtbichaftlihen Anlage; nur darf 
letere nicht regelmäßig von der Gewißheit eines zu erwartenden 
Ueberſchuſſes abhängig jein. 


Die ältere Gefchichte des Pofttarifs ift wenig behandelt, weil 
e3 überhaupt noch feine mifjenjhaftlihe Behandlung des gefammten 
Poſtweſens gibt. Die Elemente der Geſchichte jedoch in den Arbeiten 
von KHlüber und Stein, „Handbuh der Verwaltungslehre‘, S. 198 
u. 199 nebjt der dazu gehörigen Literatur. „Englands Porto: 
geſchichte“ bei Bode, „Britiihe Steuern“, S. 205; während die Poft 
auf dem Gontinente jtet3 Regal war, ift fie e8 in England erft ge: 
worden; unter Karl I. noch eine jährlihe Zuzahlung der Negierung 
von 7000 Bir. St.; Grundlage de3 ganzen Poſtweſens war damals 
überhaupt nicht die Staatspoſt, jondern die Pojthalterei. Erſt feit 1710 
Erzielung einer mäßigen Ertragsfähigleit auf Grundlage eines Porto: 
ſyſtems. 1812 Minimum des leichteften Briefes 4d. Ueber das Rom: 
land Hill'ſche Syſtem ſ. Vode, S. 208, und fpeciell Hüttner, „Bei: 
träge zur Kenntniß des Poſtweſens“ 2. Jahrg. 1849. S. Stein, 
„Handbuch der Verwaltungslehre”, S. 204. — Frankreichs Bolt: 
weſen und Porto ausführlib und grünplih bei Hod a. a. D. Bor 
der Revolution mar die ganze Pot Monopol; die Revolution läßt 
dafjelbe nur für die Briefpoft beftehen; Grundgejet 26. Juni 1796 
und 22. September 1792; dann das Reglement 16. Juni 1801. 
Neueite Ordnung des Portoſyſtems durch das Gefes vom 20. Mai 
1854; bei Hod, S. 173, nebjt genauer Angabe über die hargirten 
und recommandirten Briefe. Deutihlands Poſtweſen im allgemeinen, 
ipeciell aber jein Portoſyſtem, hat in unferm Jahrhundert zwei wejents 
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li verſchiedene Perioden durchlaufen. Die erjte reicht bis zum deutjch: 
öfterreihifchen Poftvertrage von 1850; die zweite beginnt auf Grund: 
lage deſſelben. Die Literatur kämpft ſchon feit Anfang dieſes Jahr— 
bunderts für die Verminderung des Portos und die rationelle Verwaltung 
der Poſt, bei der man ſich allerdings immer nur die Briefpoft dachte; 
j. die Autoren ber Stein a. a. D.; in gleihem Sinne die Finanz: 
willenshaft; vgl. Malhus, I, $. 29 und 30; ebenſo og, III, 
S. 150 fa.; Rau mit reihem Material $. 216a. Seit dem Poſt-— 
vertrage berubt der Charakter der deutichen Poſtverwaltung darauf, 
daß die Poftverträge die Stellung der Poſtgeſetze in Bezie— 
bung auf das Portoſyſtem, die Beförderung und die Haftung, alſo 
das finanzielle Recht erjegen, ſoweit ihr Gebiet reiht, während die 
Poſtgeſetzgebung nur noch das eigentlihe Poſtrecht als jeine Auf: 
gabe behält. ©. darüber im allgemeinen Stein, „Handbuch“, S. 206 fg.; 
für Preußen, „Allgemeines Landrecht“, II, 15, 141 und NRönne, 
IT, 124. Für Defterreih Deſſary, „Oeſterreichiſche Poſtverfaſſung 
1848’ und für die Gegenwart deſſen „Grundzüge”, $. 43. Einzelne 
deutſche Poitgefepe bei Stein, „Handbuch“, S. 208. 


4. Die Fahr: und Frachtpoſt. 


Neben der Nothiwendigkeit, die Briefe zu befördern, beftebt 
die zweite, auch für die Perſonen eine Verbindung mit jedem 
einzelnen Orte des Staats auf Verlangen möglich zu machen. Es 
ift unzmeifelhaft die Aufgabe des Staats, die Bedingungen auch 
dafür berzuftellen. Allein die Unregelmäßigkeit diefer Verbindung 
gibt dem Poftwejen für diejes Gebiet eine ganz andere Geftalt. 
Es kann fein einheitlih organifirtes und beftändig thätiges 
Ganzes fein, jondern es muß als eine Menge von lauter ſelbſtän— 
digen Einzelunternehmungen erjcheinen, welche allerdings von 
der PBoftverwaltung ins Leben gerufen werden, die allgemeinen 
Rechte der Poit genießen, aber dennoch Unternehmungen von 
Privatperjonen find. Eine foldde Unternehmung beißt zum 
Unterſchiede von .den (amtlichen) Briefpoft:Organen der Boftmeifterei, 
die Pofthalterei. Das Berhältnig der Bofthalter zur Verwal: 
tung wie zum Finanzweſen bat daber auch einen ganz andern 
Charakter als das der Poſtmeiſter. Dafjelbe beruht auf einem Ver— 
trage, deſſen Inhalt einerjeits die Pflicht des Poſthalters ift, in 
näber zu bejtimmender Weije entiweder regelmäßige oder unregel- 
mäßige Beförderungen berzujtellen, andererfeit3 das Recht defjelben, 
daß fich die zu befördernden Perſonen, wenn fie nicht mit eigenen 
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Beförderungsmitteln veijen, nur der Pofthalterei bedienen dürfen. 
Das erite gejchieht, um den Perjonen die Sicherung der Beför: 
derung, das zweite, um den Boithaltern die Sicherung für den 
Erjag ihrer Auslagen zu geben, die fie durch Bereithaltung der 
Beförderungsmittel, der Pferde und Wagen, haben. Es leuchtet 
ein, daß die Modificationen diejer Berträge jehr groß fein können 
und ſich jedenfalls an die örtlichen Verhältniſſe anjchließen müſſen. 
Auf jehr vielen Linien ift dabei die Beförderung der Briefe mit 
der Beförderung der PBerfonen verbunden, dann iſt der Pofthalter 
zugleich Poftmeifter. Das Nähere darüber gehört in die Verwal: 
tungslebre. 

Die finanzielle Seite deg Poſthaltereiweſens bejteht nun in 
der Feititellung der Fahr- und Frachttarife fowie der Nebenaus- 
gaben, welche die Beförderung für Berfonen und Sachen mit fi 
bringt. Die Regalität der Poft erfcheint für die Vofthaltereien 
in dem Grundjaße, daß, da jede eigene Beförderung den Erwerb 
der Boithalterei beeinträchtigt, Privatunternehmungen zum ‘Per: 
jonen: und Gütertransport aber doch nicht ausgeichloffen werden 
fönnen, die Einträglichkeit der Pofthaltereien dur folgende Be: 
ftimmungen gefichert wird: 

1. Alle Unternehmungen, welche auf regelmäßige Beförderung 
von Perſonen innerhalb einer Poithaltereiroute berechnet find, 
bedürfen einer eigenen Conceſſion und müjjen der Bofthalterei 
eine gewiffe Abgabe zahlen. 

2. Güter von kleinem Gewichte dürfen nicht anders als mit 
der Poſt befördert werden. 

. Eine Reihe von naheliegenden Gründen macht nun eine praf: 
tiſch ſtreng durchgeführte Scheidung und Unterſcheidung von Poſt— 
meiftern und Bofthaltern ziemlich unthunlid. Das ganze Inſtitut 
bat den Charakter des Dertlihen, und diejer Charakter tritt um 
jo mehr in den Vordergrund, je jtärker fih das Eifenbahnmwefen 
entwidelt. Dennoch wird es nie entbehrt werden fünnen. Eben 
deshalb ijt die Regalität der Fahr: und Perfonenpoft falſch; 
nur jol ihre Aufhebung nicht die der PBofthaltereien nah fi 
ziehen, jondern diejelben jollen jo geftellt jein, daß fie auch unter 
Goncurrenz beftehen können. Das Lohnkutſchweſen gehört dagegen 
unter die Verwaltung. Darum foll und fann die PBoithalterei 
nie eine Quelle von Einnahmen für die Finanzen werden; im 


204 


Gegentheil joll die Fianzverwaltung unter Umftänden noch einen 
Beitrag leilten; die Frage, wo und in welchem Grade dies ge- 
ſchehen muß, ift naturgemäß eine örtliche. Bei der Pofthalterei 
tritt daher der adminijtrative Charakter der Poſt, jelbft in der 
Beitimmung der Fahr- und Neittare wie in dem Erpreß- und 
Botengeld, deutlih zu Tage, und die Finanzverwaltung kann 
höchitens die Dberaufficht darüber führen. 


Im allgemeinen find die Boithaltereien viel weniger berüdfichtigt 
al3 das Briefpoftwefen; ſelbſt bei Malchus 8. 30 fehlt der Gegenitand; 
nur Rau 8. 212 behandelt ihn; Pfeiffer, Staat3einnahmen ©. 247, 
ohne neue Thatſachen und Geſichtspunkte. Grundſatz ift, in diefer 
Beziehung die mögliht freie Concurrenz an die Stelle der Staats: 
anftalt zu ſetzen. Daber in den Gejebgebungen immer freiere Be: 
wegung. Doch müſſen die örtlihen Verhältnifje enticheiven. So bieg: 
ſame Auffaſſung wie bei Umpfenbach ($. 41) fann zwar nie unrichtig 
werden, aber auch nie etwas nüben. In Frankreih heftiger Kampf 
gegen das Recht der Poſthalter; ſ. auch Dictionnaire de l’&conomie 
politique (Art. Postes; einfeitig). 

Eingehende Darjtellung des Sachverhältniſſes findet man bei Hod, 
a. a. O., ©. 493 fg. In England beginnt das Poftwefen eigent: 
lich erſt mit den Pojthaltereien. Kampf gegen die Regalität derjelben. 
Daraus eine eingehende Gejepgebung über das ganze Lohnfuhrweſen 
(stage coaches) mit Conceffionsgebühr geſetzlicher Fahrtaxe und Abgabe, 
welche zugleich Erwerbjteuer ift; Hauptgeſetz 2, 3. W., IV. 120, Gneift, 
$. 41, Ermäßigung der Tare 1855. Rau, $. 212. 


II. Die Eifenbahnen und die Finanzen. 


Ein ganz neues Gebiet betritt nun die Finanzwifjenfchaft mit 
dem Eiſenbahnweſen. Die ungeheuere Bedeutung und die faft 
gewaltjame Entwidelung des legtern einerjeits, ſowie die große 
Gewalt, die es über das individuelle Leben und feine Verkehrsver— 
hältniffe ausübt, andererjeits, legen die Verſuchung jehr nabe, 
jedesmal, wo es jih um Eijenbahnen handelt, das ganze Gebiet 
ihres öffentlichen Nechts zu berühren. Dem entgegen ift e8 eine 
wejentlihe Aufgabe der Finanzwiſſenſchaft, ſich von diefer Ver: 
ihmelzung mit der Berwaltungslehre loszumachen und das eigent- 
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lich finanzielle Gebiet jpeciell feftzuftellen. Wir werden das ver- 
ſuchen. Wir ſetzen daher die ganze Verwaltungslehre der Eiſen— 
bahnen mit allen ihren Fragen als ein bekanntes Gebiet voraus, 
und bejtimmen einzig und allein die Gejichtspunfte, bei denen es 
ih um die Einnahmeverhältnijje des Staats aus den Eijen- 
bahnen handelt. 

Allerdings ijt dabei zuerft die Frage nah der Regalität 
der Eijenbahnen von der nad ihrer Ertragsfähigkeit für die 
Staatswirthſchaft wohl zu unterjcheiden. 

I. Die Regalität der Eijenbahnen beruht ihrem allgemeinen 
Sinne nad darauf, daß diejelben ein abjolut nothiwendiges Ver— 
fehrsmittel geworden jind und daher dem ’Privatunternehmen nur 
jo weit überlaffen werden dürfen, als dies ohne Gefährdung der 
allgemeinen Intereſſen des Verkehrs geichehen kann. Die einfachite 
Folge davon war der Satz, daß der Staat jelbit alle Bahnen, die 
er für nothwendig erfannt, erbauen und betreiben mußte. Allein 
das Kapital, das dafür erfordert wird, ijt einerjeits zu groß, um 
leicht aufgebracht werden zu können; andererjeit$ aber haben die 
Leiftungen der Bahnen ftet3 einen individuellen Charakter, und 
müffen daher nach wie vor von dem Einzelnen bezahlt werden, 
fodaß eine Bahn ihrem praftiihen Betriebe nach ſtets als ein 
PBrivatunternehmen erſcheint. Dadurch nun wird die Regalität 
der Bahnen weſentlich modiftcirt, und diefe Modification erfcheint 
nun als ein jelbitändiges Syitem von Nechtsverhältniffen auch 
für die Finanzwiſſenſchaft, dejjen Hauptpunkte allerdings fo eng 
mit der Verwaltung zujammenbhängen, dab man fie zivar fcheiden, 
aber immer nur das eine durch das andere erklären fann. Bon 
diejer Regalität müfjen dann wieder die eigentlichen Staatsbahnen 
ausgeſchloſſen und als felbitändige Unternehmung felbftändig be: 
handelt werden. Auf diefe Weiſe entjtehen die drei Gebiete, welche 
den inhalt der NRegalität der Bahnen bilden. 

Diefelbe erfheint nämlih 1) in der Conceſſion, melde 
mit ihren wejentlichiten Beltimmungen der Verwaltung angehört, 
namentlih mit der Bejtimmung der Tare, der Fahrordnung und 
des Fahrtarifs. 2) In der Zinsgarantie in allen ihren verfchie- 
denen Modificationen. Die Zinsgarantie ift zunächſt wieder eine 
Berwaltungsmaßregel, injofern fie den Bau an fich wünſchens— 
werther Bahnen überhaupt möglih macht; eine Finanzmaßregel 
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dagegen, injofern fie als Vorſchuß oder Darlehn den Bahnen ge- 
geben wird. Die finanzielle Berechnung diejer Subvention beruht 
darauf, daß die Bahnen diejelbe zu einem geringern Zinsfuße 
(4 Proc.) empfangen und fie erft aus den Ueberſchüſſen des Be: 
triebes bezahlen, oder daß fie ihnen bei dem Heimfalle abgerechnet 
werden. Der Berluft des Staats bei jenem geringen Zinsfuße 
wird dann reichlic dadurd aufgewwogen, daß der Staat in der 
Bahn ein neues Steuerjubject empfängt; aus finanziellen Gründen 
gibt e8 daher nur jehr wenige Linien, bei denen die Garantie nicht 
ein höchſt vortbeilbaftes Gejhäft für den Staat wäre, was nicht 
immer gehörig beachtet wird. 3) In gemwiffen Laſten und Lei— 
tungen, welche die Bahnen für den Dienft des Staats über: 
nehmen müfjen, namentlich in Beziehung auf die Beförderung der 
Poſt und des Militärs. Endlich 4) im Heimfallsrecht, mweldes 
die Verpflichtung auferlegt, nach Ablauf der Eonceflionsdauer die 
Bahn, wenn auch meiltens ohne die Betriebsmittel, ohne Entgelt 
zurüdzugeben. Dies ijt ein reiner Gewinn für den Staat und die 
einzige Form, in welder das Princip der Negalität dereinft eine 
ungemein reihe Einnahmequelle für die Finanzen bilden wird. 

II. Die Staatsbahnen. Die Staatsbahnen ſind einfach 
unter die Domänen des Staats zu rechnen und werden von dem: 
jelben gewerblich betrieben wie andere Bahnen. Grundjaß ift nur, 
daß die Tarife auch der Staatsbahnen nicht höher und auch nicht 
niedriger gehalten werden jollen, als daß fie den Zins ihres An— 
lagefapital® und höchſtens eine Amortifationsquote von Y, Proc, 
tragen. Demnad gehören die Staatsbahnen ſyſtematiſch unter 
die Domänen und ihre Verwaltung unter die Finanzen. 


II. Was endli die Bejteuerung der Eifenbahnen be: 
trifft, jo hat diefelbe mit dem Eifenbahnregal gar nichts zu thun. 
Sie erjcheint vielmehr einfach als eine bejondere allerdings jehr 
wichtige Art der Erwerbsjteuer, ebenjo wie die Bergmwerksiteuer, 
und wird daher unten jelbitändig behandelt werden. 


Natürlich gehört die ganze Arage nah dem Eijenbahnregal erft 
der neuern Zeit an. Dennoch bat die Unklarheit über Monopol und 
Regal in der deutſchen Literatur ſchon einige Verwirrung binein- 
gebracht, wie bei Pfeiffer. Rau, „Finanzwiſſenſchaft“, I, $. 219 fg. 
bat nur die Staat3eifenbahnen behandelt. In England ift von einer 
Regalität keine Rede, ebenfo wenig von Staatseifenbahnen; vie Be: 
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Steuerung ift die Income-tax. Vocke behandelt fie nicht beſonders. In 
Frankreich ift im weſentlichen dafjelbe Syſtem der Garantie des Heim: 
falld und der Steuern wie in Deutfhland. Vgl. Hod, „Finanzver: 
mwaltung“, ©. 417, 685; über die NRüdzahlung der Garantievor: 
ihüfle, S. 464. Die Beiteuerung ſ. unten unter Gewerbsſteuer. Das 
Berwaltungsreht der Gifenbahnen mit BVergleihung des geltenden 
Rechts für England, Frankreih und Deutihland, j. Stein, „Han: 
bud der Verwaltungslehre“, S. 208—221. 


II. Die Celegraphen. 


Während bei den Eijenbahnen die Frage nach der Negalität 
durch das Hinzutreten der Privatunternehmung jehr gejtört wird, 
erſcheint dieſe Regalität bei den Telegraphen wieder in der: 
jelben Reinheit wie bei Bojt und Münze. Der Telegraph tritt 
wie die Poft zuerft auf als reine Staatsanjtalt (optiicher Tele: 
graph), nimmt dann allınähli auch Privatmittheilungen auf, und 
erhebt ſich in unferer Zeit bereits zu einem ebenſo allgemeinen 
als wichtigen Verkehrsmittel für das Gejammtleben. Die cultur: 
biftoriihe Bedeutung des Telegraphen gehört dabei der Gejchichte; 
die Technik hat ihre eigene Wiſſenſchaft; das öffentliche Recht ift 
ein Theil des Verwaltungsrechts; das, was demnach der Finanz: 
wiſſenſchaft übrigbleibt, ift eben die Frage nach der finanziellen 
Verwaltung derjelben. Und bier tritt uns dafjelbe ‘Brincip ent: 
gegen wie bei den Posten. Allerdings joll der Staat in der Tele: 
grapbentare womöglich feine Geftehungsfoften wieder einbringen; 
allein er jol erftlich die nothwendigen Linien nicht davon ab: 
hängig madhen, zweitens fol er nicht nach einem Reinertrage 
ftreben, fondern wo derjelbe fich zeigt ihn vor allen Dingen zuerit 
zur Herabminderung der Gebühr, und dann zur Anlage neuer 
Linien benugen. Die Telegraphen find und bleiben daher Ver: 
mwaltungsanftalten, bei denen die Finanzen nur als das rein 
wirtbichaftlihe Moment ins Gewicht fallen. Sie fünnen daher 
nicht aus der Finanzwifjenjchaft verſchwinden, aber auch nicht 
von ihr beberricht werden; es ift das höhere Weſen der Regalität, 
das bei ihnen zur vollen Geltung gelangt, in ganz gleicher Weile 
wie bei dem Folgenden. 
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Es liegt wol in dem Dbigen, daß die Telegrapben in ver 
Finanzwifjenihaft feine rechte Heimat gefunden haben, obgleich fie 
natürlih in jedem Budget erjheinen. Auch Pfeiffer, S. 258—260, 
bleibt bei einigen Andeutungen über die Bedeutung derfelben und die 
Principien der Verwaltung ftehen, während er zu einem finanziellen 
Grundjage nicht gelangt. Uebrigens bedarf die finanzielle Auffafiung 
noch mander jtatiitiihen Vorausſetzung, um zum definitiven Abſchluſſe 
zu gelangen; einige Notizen bei Pfeiffer, S. 260262. Die ver: 
waltungsrechtlihen Grundſätze bei Stein, „Handbuch der Verwaltungs: 
lehre”, ©. 222. 


B. Die Regalien des Umlaufswefens. 
I. Das Minzregal. 


Auch bei dem Münzregal muß man, um den gegenwärtigen 
Standpunkt deſſelben zu verjtehen, den eigenthümlichen Kampf zur 
Anſchauung bringen, den die höhere Natur der Negalität mit dem 
finanziellen Element feit Jahrhunderten gefämpft bat. Vielleicht 
ift derjelbe nirgends jo Far und greifbar al3 gerade hier, und 
am meijten dann, wenn man die biftorische Entwidelung als Grund: 
lage des gegenwärtigen Inhalts des Münzregals anerkennt. 

Zwei Gründe nämlich fordern, daß man die Negalität des 
Münzweſens dauernd anerfenne. 

Zuerft das Weſen der Münze al3 des feiten Maßes für das 
edle Metall und dadurd der Grundlage des ganzen Verkehrs, ſoweit 
derjelbe auf dem Merthe beruht, ſodaß die Münzung allein vom 
Staate vorgenommen werde als derjenigen Gewalt, welche durchaus 
fein Sonderinterejje an der falihen Bemefjung der Feinbeit und 
des Werthes der Münze hat. Dann das Princip der Währung, 
nah mweldem Zahlungen nur in der vom Staate anerkannten 
Münze gültig geleiftet werden lönnen. Das Münzregal iſt daher 
das ausjchließliche Hoheitsrecht des Staats, Münzen zu prägen. 
Die Grundjäße, nad denen dies zu geſchehen hat, bilden die 
Lehre vom Münzmwejen. Natürlich iſt diefe Lehre zunächſt nur 
eine rein technijche, und gehört in diefem Sinne der Kameral- 
wiſſenſchaft. Die Frage nah dem zwedmäßigen Münzfuße, der 
Stüdelung, der Ausbringung und der Währung ift eine weſent— 
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licher Theil des Verwaltungsrechts des Umlaufswejens. Bon allen 
diefen Dingen gehört noch keins der Finanzwiffenichaft. 

Das Münzwejen beginnt in der That erit ein Theil der 
legtern durch die Srrthümer über das Wejen der Münzung zu 
werden. Dieſe nun ſchließen fih an Begriff und Inhalt der 
Währung an. Es ift im Grunde leicht, ſich das Verhältniß zu 
vergegenwärtigen. 

Die Währung gibt der Münze dad Recht, mit ihrem Nomi: 
nalbetrage zu zahlen. Zahlung ift eben Erfüllung einer Schuld 
durch Münze mit Währung. Die entftehende Noth der Staaten, 
denen die Regalität nie bejtritten ward, ließ daher die Vorſtellung 
entitehen, daß die Staatsverwaltung auch bei geringerer Ausbrin- 
gung einer Münze vermöge des gejeglihen Werthes einen wirth— 
Ihaftlihen Werth geben könne, ſodaß man auf den Gedanken 
fam, den Finanzen eine Einnahme dadurch zu verjchaffen, daß 
man die Münze leichter prägte, und jomit mit derjelben Maſſe 
edeln Metalles mehr Schulden des Staats zahlte. Das ift die 
erjte Geftalt des Münzregals als Einnahmequelle des Staats. 

Es jcheint bier überflüflig, die Gründe darzulegen, weshalb 
dieje Einnahme fich bald als eine jeheinbare, dann fogar als ver: 
verbliche erwies. Aus der erjten Epoche ging daher die zmeite 
hervor, melde die möglihjt genaue Ausprägung der Münze 
als ein verwaltungsredhtlihes unabmweisbares Princip aner: 
fannte. Aber noch behielten die Finanzen einen wejentlichen An 
theil an dem Münzregal. 

Dies nun berubte darauf, daß die Münzung zugleich ein 
wirtbichaftliches Unternehmen if. Denn die Münze ijt zunächft 
ein wirtbichaftlihes Product der Münzanftalten und fordert als 
jolches Verwendungen, welche eines Erjages bedürfen. Die Münze 
ift jomit zugleich eine Quelle von Einnahme für den Staat, für 
welche er jedoch feinerjeits Leiftungen zu übernehmen bat. Die 
finanzielle Frage ift dabei nur die, in welchem Berhältniß beide 
ftehen, oder wie groß die Einnahme des Staat3 aus dem Münz- 
regal jein darf. 

Die Antwort auf diefe Frage war das Syſtem des Schlag: 
ſchatzes, welches den Inhalt der zweiten Epoche des Münzweſens 
bildet. Der Schlagſchatz iſt nichts anderes als die Geſtehungs— 
foften der Prägung der Münze, erhoben duch Abzug von dem 
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Finanzgehalte der wirklich geprägten Münze, ſodaß wenigſtens 
principiell jede Münze um jo viel leichter war, als die Koften 
ihrer Prägung ausmachten. Man zögerte nicht, das zuzugeiteben, 
da die auf dieſe Weije bezahlte Prägung zugleich der Münze einen 
Umlaufswertb gab, der mindeftens ebenjo groß war als der Schlag: 
ſchatz, ſodaß der Inhaber der Münze dadurch nichts zu verlieren 
ihien. Das nun ward genau ausgerechnet; der „Schlagſchatz“ 
war bei Goldinünze viel geringer im Verhältniß zum Werthe als 
bei der Silbermünze (circa 2%/, und 6 Proc.) und dur diejen 
Schlagſchatz erſchien das Münzweſen als eine wirtbichaftliche Pro- 
duction mit Einnahmen und Ausgaben, aljo wirklich neben ihrer 
volfswirtbihaftlihen Bedeutung als ein jtaatswirthichaftliches 
Unternehmen. 

Nun aber zeigten fih mit unjerm Jahrhundert bald zwei 
Thatjahen, welche auch dabei nicht jteben ließen. Zuerft it 
die Münze nicht jo jebr ein Product, das feine Koften einbringen 
fol, jondern vielmehr eine Berwaltungsanftalt, welche den mög: 
lichft genauen Maßſtab des Werthes abzugeben bat. Die Ge: 
nauigfeit diejes Maßftabes aber bat viel mehr Wertb für den 
Gejammtverkehr al3 der Koftenbetvag der Münzung. Zweitens 
aber bat die Münzung in dritten Ländern nicht einmal den 
Werth ihrer Koften, da die Münze feine Währung hat, und daber 
auch nicht nah ihrem Nominalmwerthe, jondern nur nad ihrem 
wirklich vorhandenen Feingehalte berechnet wird. Sie wird daher, 
jowie die geringfte Differenz zwiſchen Nominal: und effectivem 
Wertbe entſteht, überhaupt nicht mehr gezählt, jondern gewogen, 
d. h. an die Stelle der genauen Mefjung durch den Staat tritt die 
durch den Einzelnen; und die Prägung wird für den Großverkebr 
werthlos. Iſt jie das, jo ift e8 auch irrationell, daß der Staat 
fie durch den Schlagihag fich bezahlen läßt; der Schlagſchatz muß 
daher aus beiden Gründen wegfallen, und die Münze muß 
genau nach ihrem gejeglihen Münzfuße ausgeprägt werden, jodaß 
die Koften der Münzung als allgemeine Verwaltungskoſten 
berechnet werden, und das Münzweſen daher, ftatt eine Quelle 
von Einnahmen wie in der eriten Epoche, oder doch ein fich jelbit 
dedendes Unternehmen wie in der zweiten Epoche zu fein, als eine 
reine Verwaltungsanitalt erjcheint, die ihre Grundjäße durchaus 
unabhängig von ihrem Ertrage nur von den Gefichtspuntten der 
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Bolkswirtbichaftspflege empfängt. Nur Eine Ausnahme hat diefes 
neue Princip des Münzweſens; das ift die Scheidemünze, die 
aus eigenen Gründen bedeutend niedriger ausgebradht werden kann 
und dadurd einen Theil der Koſten des Münzweſens wieder ein- 
bringt, während bei der Haupt: oder Courantmünze der Schlag: 
ihag gänzlich weogfällt und die Aufgabe der Münzung, die mög: 
lihft genaue Ausbringung derjelben nah dem Münzfuße, mit jedem 
Opfer der Verwaltung erzielt wird. Das nun ift der an fi ein: 
fache und klare Standpunkt des Münzweſens unferer Epoche. Die 
Entwidelung des organiſchen Verkehrsweſens bat nun auch bier, 
wie bei Poſt und Telegraphen, die Forderungen des allgemeinen 
Verfehrsbedürfniffes zur Norm für das Münzwejen der einzelnen 
Staaten gemacht, und zwar durch die Münzverträge der neuejten 
Zeit, welche die obigen Grundjäge zum internationalen Rechte für 
Europa gemadht, und jomit das finanzelle Princip des 
Münzregals definitiv und vollftändig dem vermwal: 
tungsrechtlichen untergeordnet haben. 


Auch die Behandlung des Münzregals hat ihre beitimmten Epochen 
durchgemacht, deren Verfolgung die Bedeutung und Stellung ver 
einzelnen Arbeiten leiht verſtändlich macht. Die italienifhe Schule 
bat die Nothwendigfeit eine? feſten Münzfußes zuerjt wiſſenſchaftlich 
jeitgejtellt, während die ältere engliihe Schule die wirthſchaftliche 
Bedeutung des Geldes an die Spige ftellte. In Franfreih und 
Deutihland betrachtete man die Münzfrage bis zum Ende des vorigen 
Jahrhunderts mwejentlih aus dem Gefichtöpunfte des Rechts. Erſt mit 
dem Anfange diefes Jahrhunderts fing die Ueberzeugung an allgemein 
zu werden, daß die Prägung feine Einnahmequelle der Finanzen fein 
dürfe. Zugleih aber entjtand die für das Weſen des Regals ent: 
jcheidende Frage, ob denn der Staat überhaupt einen Schlagſchatz 
erhalten jolle? Hier hat Jakob das Berdienit, zuerft und gründlich 
ven Sat vertheidigt zu haben, daß der Staat gar keinen Schlagſchatz 
erbeben dürfe („Abhandlung über die Wirkung des Schlagſchatzes“ 
[Zufaß zur Ueberfegung von Say, II, 468] und „Grundſätze der 
PBolizeigefepgebung”, $. 221; jehr gut deſſen „Finanzwiſſenſchaft“, 
$. 412 fg.). Er berief ſich dabei auf Englands Beifpiel, vergaß aber, 
daß in England zwar kein Schlagſchatz auf der Hauptmünze (Golv), 
wohl aber ein bedeutender Schlagihab auf der Scheidemünze, dem 
filbernen Shilling rubt; und dadurd ijt es gefommen, daß der fol: 
gende Streit über den Schlagſchat ſtets ohne Unterjheidung der 
Haupt: und Scheidemünze geführt worden iſt. Vgl. Malchus, $. 27, 
und ebenjo Rau, $. 197, der fih ohne jede Unterſcheidung für den 
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Schlagihag als Erjag der Prägungskoſten ausſpricht. Erledigt iſt 
die Sache durch den trefflihen Münzvertrag vom 24. Yan. 1857 
Art. 6, in dem Separatart. IV, der den Schlagihat und das Re: 
medium aufbebt, und Art. 14, der für die Scheidemünzen einen leich: 
tern Münzfuß zuläßt, welcher in der That nichts anderes als der 
Schlagſchatz ift. Die Anwendung auf Deiterreih im Patent vom 
19. Sept. 1857 ſ. bei Michel, „Die neuen Münzgeſetze in Deiterreih”. 
Es dürfte hier für die Zukunft nur wenig mehr unllar fein. Auf 
diefen Berbältnifjen beruht eS denn auch, daß man über die Stel: 
lung des Münzweſens nit recht einig geworden ift. Die Grund: 
fäbe der Berwaltungslehre mit den betreffenden Gejeten Englands, 
Frankreichs und Deutſchlands, ſowie die neueften Anregungen in Be: 
ziehbung auf die Währung (Gold und Silber) bei Stein, „Handbuch 
der Verwaltungslehre“, ©. 331 fg. Das franzöfiihe Münzmwejen bei 
Hod, „Sinanzverwaltung Frankreichs“, S. 572. Das englijdhe bei 
Bode, ©. 273 fo. 


II. Das Papiergeldregal. 


Es jcheint auch hier die Bedingung alles Klaren Verſtändniſſes 
der Sade, zunädhit das Weſen und den Inhalt des Bapiergeld- 
regals von der allgemeinen Beiprehung des Weſens des Papier: 
geldes überhaupt, feines Werthes, feiner Gefahr und feiner 
Function zu ſcheiden, und ſomit auch bier der Finanzwiffenichaft 
im allgemeinen und der Lehre von dem Hoheitsrechte fpeciell ihr 
eigenes, dadurch ebenjo bejchränktes als klares Gebiet anzumeijen. 
Die Grundfäge dafür find folgende. 

Das Papiergeld im Unterfchiede von allen Arten von Noten 
ift nicht etwa eine bejondere Art der legtern, ſondern beginnt 
vielmehr ohne Rückſicht auf diejelben da, wo der Staat irgend- 
einer Note die Währung verleiht, das ift das Recht, als Zah— 
lungsmittel zu dienen. Der Unterfchied der Staats: und Ber: 
fehrswährung iſt dabei nicht maßgebend; jede Währung macht 
aus jeder Note ein Papiergeld. 

Da nun vermöge diefer Währung die Finanzen das Papier: 
geld jtatt des Metallgeldes als Zahlung annehmen müfjen, jo 
ergibt fi, daß diefe Verleihung der Währung — die Erflärung 
einer Note als Papiergeld — allerdings ein unzmeifelhaftes 
Hoheitsrecht des Staats ift. Es ift fogar dabei untergeordnet, 
ob der Staat diefe Note ſelbſt anfertigt, wie in Deutichland viel— 
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fah, oder diefelben von den Banken anfertigen läßt, wie in 
Franfreih und England. Die Frage, deren Antwort allerdings 
der Erhebung einer ſolchen Note zum ‘Bapiergelde vorausgehen 
muß, ob und wie diefelbe fundirt fei, gehört wieder nicht in- die 
Finanzwiſſenſchaft, jondern in die Nationalöfonomie. Die Ber: 
leihung der Währung an eine Note aber, jei es nun, daß fie 
in einem Bankjtatut gejchieht oder dur ein bejonderes Geſetz, 
kann nicht von den Finanzen allein ausgehen, jondern gehört zu: 
gleih der Verwaltung an. Die Regalität des Papiergeldes 
aber befteht eben in dem Rechte des Staats, allein diefe Verleihung 
ausipreden zu können. Sie umfaßt daher nicht blos die Kafjen- 
Scheine mit ihrer Steuerfundation, jondern auch die Noten mit 
ihrer banfmäßigen Fundation. Ueber dies alles dürfte faum ein 
Zweifel vorhanden fein. 

Das an fih einfache Verhältniß ift nun durch zwei Dinge 
unklar geworden. Zuerft dadurch, daß der Staat oft jelbft die 
Banken gründet, um vermöge der Noten derjelben, welche auf 
diefe Weife Papiergeld werden, eine Notenjchuld zu contrahiren; 
zweitens dadurch, daß der Staat von einer beftehenden Bank Noten 
leiht und für das Darlehn den Noten verjelben überhaupt die 
Währung verleiht. In beiden Fällen übt er allerdings feine 
Negalität aus; allein hier wird dieſe NRegalität ein Theil des 
Creditweſens des Staats, und dient als Mittel zur Drganifi- 
rung defjelben. Die Natur und der Inhalt der Regalität wird 
in diefen Fällen allerdings nicht geändert; das Papiergeldweſen 
ift und bleibt eine befondere Art der Regalität des Münz— 
wejens überhaupt, bei welcher der verwaltungsrechtliche Ge: 
ſichtspunkt allerdings nicht mehr in Prägung und Schlagichak, 
fondern in der richtigen Berehnung der Fundation befteht; 
allein diefe Anwendung der Regalität fällt trogdem mit allen ihren 
Grundlagen in die Verwaltung des Staatscredit3, und indem 
wir die Darlegung daher bier übergehen, dürfen wir auf den 
zweiten Abjchnitt "der Lehre vom Staatscredit, das Staatspapier- 
geldwejen, verweiſen. 


Die Unficherheit über die Sache zeigt ſich ſchon in der Behand— 
lung derfelben. inige reden unter den Regalien gar nicht davon, 
wie Log und Yalob; andere wie Rau nur vom volkswirthſchaftlichen 
Gefihtspunkte; Pfeiffer bringt ſogar unmittelbar ein „Bankmonopol‘“, 


.214 


bei dem er jich wol etwas Aehnliches voritellt; ſelbſt die bedeutenden 
Jahmänner wie Hod, Vocke, Regenauer, Herdegen laſſen es ganz 
weg. Wir werden beim Staatscredit genauer auf die Sade ein: 
zugehen haben, nachdem die elementaren Begriffe feititehen. Die Ge: 
jihtspuntte der Verwaltungslehre bei Stein, „Handbuch“, ©. 239 fa. 


II. Das Lotterieregal. 


Die Nothwendigkeit für den Staat, die Lotterie für ein Regal 
zu erflären und ihre Verwaltung entweder ſelbſt zu übernehmen, 
oder die Errichtung nur unter den von ihm vorgejchriebenen Bedin— 
gungen, die Ausführung unter jeiner Oberaufiicht zu geftatten, beruht 
darauf, daß eritlih das Glüdsipiel ſchon an ſich ein für die ge— 
jammte Boltswirtbichaft nicht unbedenkliches Unternehmen ift, 
zweitens darauf, daß das Publitum die Rejultate der Wahrſchein— 
lichfeitsvechnung, auf denen das Verhältniß zwiihen Einjag und 
Gewinn beruhen muß, nicht berechnen kann oder mag. Gibt man 
aljo einmal ein Glüdsjpiel zu, in der Ueberzeugung, daß das 
Bedürfnig der Menfchen ſich auf unerlaubten Wege Befriedigung 
verschaffen würde, wenn Fein erlaubter offen jtebt, jo fann es nur 
als Regal behandelt werden. 

Daß diefes Negal als Einnahmequelle der Finanzen durchaus 
nicht zu empfehlen ift, darüber ift man vollitändig einig, Es 
ift jedoch nicht Sache der Finanzen, dies zu bejeitigen, wenn jie 
auch die Aufgabe haben, die entfallende Einnahme durch eine 
andere zu erjegen. Wo es aber bejtebt, da liegen die Regeln 
feiner Verwaltung in feiner Natur und bedürfen Feiner weitern 
Auseinanderjegung. 

Ohne allen Zweifel jind nun die Zinjenlotterien, oder Lotte— 
vien, bei denen nicht um den Einjaß, fondern um die Zinjen der 
Einjäge geipielt wird, die einzig rationellen Formen der Lotterien, 
da fie den Trieb zum Spiele zu einem Antriebe zur Erjparniß der 
Einjäge machen, die ihrerjeit nicht verloren geben. Wo alfo 
Zabhlenlotterien bejtehen, da iſt es eine wichtige Aufgabe, Die 
Umgejtaltung der Zahlenlotterien in Zinfenlotterien zu erzielen; 
eine Aufgabe, die der Wiſſenſchaft ebenjo würdig wäre als der 
Verwaltung. 
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Was Yatob (I, 577 fg.) darüber jagt, iſt ſehr veritändig und 
enthält eine Art Rechtfertigung, freilih nur auf das Zahlenlotto be: 
zogen. Malhus (I, S. 65) ſteht ungefähr auf demfelben Stand: 
punkte, das Lottofpiel als ein nothwendiges Uebel und die Beauf: 
fihtigung durh den Staat als die möglihite Milderung vdefjelben 
anzufehen. Rau ijt gründlih und ausführlih; $. 220 fg. entfhieden 
gegen das Lotto, ſowol das Zahlenlotto (genuefiihes) als das Klafjen: 
lotto. Die Zinfenlotterie hat er nicht erwogen. Die öjterreidhijche 
Geſetzgebung hat das Lotto überhaupt als ausſchließende Staats: 
unternehmung bezeichnet. Das Patent vom 13. Mär; 1813 iſt die 
Grundlage aller Beftimmungen; die einzelnen Grundjäge und Bor: 
fhriften findet man bei Konopafet und Mor, a. a. O. III, 8.17 fa. 
Pfeiffer, I, 283 fg. ganz wie Rau. 


Drittes Hauptitüd. 
Die Gebühren. 


Bei den Gebühren gelangen wir nun zu einem Abſchnitte der 
Finanzwiſſenſchaft, der entweder als ein höchſt einfacher oder ala 
ein höchſt ſchwieriger betrachtet werden muß, je nachdem man den 
Ausgangspunkt für die Betrachtung derjelben feftftell. Denn es 
gibt wol kaum einen Begriff in der geſammten Staatseinnahme, 
über defjen wahre Natur man jo wenig Unterfuchungen angeftellt 
hätte. Die natürliche Folge davon ift, daß faft jeder unter „Ge: 
bühren“ etwas anderes verjteht, während andererjeits das deutfche 
Wort weder ftreng ins Engliihe noch aud ins Franzöfiiche über: 
jegt werden kann, obgleich natürlid die Sache ſelbſt allenthalben 
vorkommt. Um jo nothwendiger erjcheint eine möglichft methodifche 
Behandlung jowol des Begriffs als der Sade jelbit; und zwar 
laſſen wir den erjtern der legtern voraufgeben, da er am beften 
die Zmeifel erflärt, welche dieje mit ſich bringt. 


I. Begriff der Gebühren und Princip ihrer Bemefjung. 


Während bei den Negalien Staatsanftalten vorausgejegt 
werben, die den dauernden Zweck haben, den Verkehr zu ordnen 
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und zu fördern, treten andererjeit3 auch Fälle ein, wo Staats— 
anlagen und Staatsorgane von Einzelnen zum Zwecke des Verkehrs, 
aljo für ihr bejonderes Intereſſe benußt werden. Allerdings ver: 
bindet jih bier wie immer das allgemeine Intereſſe mit dem 
individuellen, allein das individuelle erjcheint dabei als erſter 
Zweck und erſte Beranlafjung der Leiſtung des Staats... Die 
Abgaben nun, welche für ſolche einzelne Benußung einer beftehen- 
den Staatsanlage oder Leiftung eines StaatZorgans gezahlt wer: 
den, beißen Gebühren. Und da diefe Anlagen und Organe des 
Staats regelmäßig der Verwaltung angehören, jo kann man die 
Gebühren auch als Verwaltungsabgaben — Abgaben an die Ber: 
waltung — bezeichnen. 

Schon aus diefem Begriffe der Gebühr ergibt es fi, daß 
alle Gebühren eine doppelte Natur haben, ganz abgejehen von 
der Form, in welcher fie auftreten. Sie find, wie alle wirtbichaft: 
lihen Einfommen des Staats, einerjeit3 eine Quelle der Einnahme 
des legtern, andererjeit8 aber auch hängen fie mit der Verwaltung 
auf das innigfte zufammen. Daran nun jchließen jich die Fragen, 
welche für die ganze Gebührenlehre enticheidend find, nur daß 
fie allerdings ſchon bier zur Vorausfegung haben, daß die Ge: 
bühr in ihrem ftrengen Begriff von Stempel und Steuer gejchie: 
den aufgefaßt wird. 

Die erjte Frage iſt die, ob es überhaupt noch Gebühren 
geben foll. Wir fönnen diefe Frage eben wegen des Weſens 
der Gebühren nur entihieden bejahen. Der Gebühr zu Grunde liegt 
eine Leiftung des Staats, welde zunächſt für ein Einzelinterefie 
geihieht. Es iſt gar Fein Grund vorhanden, zu fordern, dab eine 
ſolche Leitung zum Vortheile eines Einzelnen geſchehe, ohne daß 
der leßtere ihren Werth bezahle. Solange es daher folche Verwal: 
tungsleiftungen gegeben hat und geben wird, hat e8 Gebühren 
gegeben und wird es jolche geben. 

Allerdings ergibt fih aber daraus ein Saß, der für die rich: 
tige Beurtheilung der einzelnen Gebühr maßgebend wird. Die 
Gebühr ſoll nicht auferlegt werden, weil der Staat im Stande iſt, 
den Einzelnen zur Zahlung derjelben zu zwingen, jondern deshalb, 
weil er demjelben wirklich etwas leiſtet. Es folgt, daß alle 
Gebühren, denen nicht eine wirkliche Leiſtung des Staats corre: 
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Ipondirt, an und für fih ungerehtfertigt erſcheinen und, 
aus biftorifshen Gründen entitanden, mit der Entwidelung des 
Steuerfyftems zugleich aufgehoben werden jollten. Natürlich be— 
trifft die Frage weſentlich jede einzelne Gebühr; es läßt fich im 
allgemeinen nicht füglich weiter darüber reden. Wohl aber folgt 
dann.eine andere, die man bei dem Gebührenmwejen jo gut als 
gar nicht beachtet hat. 

Das ift die Frage nad der Höhe der Gebühr. Die hiſto— 
riihe Entwidelung hat es mit fi gebracht, daß diefe Höhe zu- 
nächſt eine faft willfürliche gewejen ift. Die Syitemifirung des 
Gebührenweſens ift dabei im Grunde nicht? anderes als die Auf: 
jtellung fefter Säbe — der Tare — an die Stelle willfürlicher 
Bemefjung. Allein zur Frage nad der an jich richtigen Bemeſſung 
ift man dabei nicht gelangt. Dennoch glauben wir, daß die Ant: 
wort auf diejelbe eine Hare ift. 

Die Höhe der Gebühr nämlich kann nicht bemeſſen werden 
nah dem Werthe, den die Leiftung des Staats für die Gebühren: 
pflichtigen hat, weil dieſer Werth überhaupt fich jeder bejtimmten 
Berechnung entzieht. Sie kann ferner nicht bemeſſen werden nad) 
den Koften, welche die Ausübung der Verwaltungsthätigfeit der 
Regierung auferlegt; denn theils find auch dieje nicht zu berechnen, 
theils ſtehen fie oft in gar feinem Verhältniffe zu dem Wertbe, den 
die Leitung für den Einzelnen hat. Man muß im Gegentheil 
einen ganz andern Standpunkt dabei einnehmen. 

In der That nämlich find alle zur Gebühr pflichtigen Lei- 
ftungen der Verwaltung Leiftungen für die Verkehrsver— 
hältniſſe, die bier nur bei dem Einzelnen ericheinen. In jeder 
ſolchen Leiftung liegt daher neben dem individuellen Moment auch 
ein allgemeines; indem die Verwaltung für den Einzelnen Teijtet, 
leiftet fie auch für das Allgemeine. Die Gebühr hat daher ben 
Charakter der Verkehrsſteuer, und die Höhe der Gebühr ift 
in der That ein Steuerfuß. Diejelbe unterliegt daher jtet3 den: 
jelben Gejegen wie die Höhe der Verkehrsfteuern überhaupt, nur 
daß fie als eine Steuer erjcheint, die nicht ohne Unterjchied auf 
alle, jondern nur auf den Einzelnen gelegt iſt. Daraus folgt, 
daß die Gebühr nie jo hoch jein darf, um; durch ihre Höhe den 
Einzelnen von dem mit Gebühr belegten Berfehract ab: 
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zubalten, da diejelbe ftet3 als ein Element der allgemeinen 
wirtbichaftlichen Entwidelung angejehen werden muß. Es folgt 
ferner, daß die Höhe jeder Gebühr im umgekehrten Verhältniſſe 
zu der Häufigkeit ihres Vorkommens ftehen muß; je jeltener 
fie ift, je höher kann fie fein, denn um fo mehr berricht in ihr 
der individuelle Charakter, das individuelle Intereſſe. Natürlich 
greifen dabei doch auch die Geſtehungskoſten der Leiſtung ein; 
und bier muß man folgende Negeln aufitellen: 

Iſt die Gebühr eine Zahlung für die Benugung einer ört- 
lihen Anlage, jo muß fie die Berzinjung und Amortijation 
des Anlagekapitals enthalten, während die Koften der Verwaltung 
aus den Steuern gededt werden jollten. Dies ift der Grundfag 
für die Gebühren bei Benußung von Berwaltungsanlagen für das 
Verkehrsweſen, namentlich bei Brüden und Wegen. 

Iſt die Gebühr eine Zahlung für eine beftimmte Leiſtung 
eines Verwaltungsorgans, jo jol fie nur fo hoch jein, daß fie die 
Koften dedt, welche durch diejenige Vermehrung der amtlichen 
Kräfte erzeugt werden, die ohne jene Leiftung nicht nothwendig 
jein würden. Das bat namentlich jeine Anwendung auf alle 
Gerichts: und Regiftergebühren, die ebendeswegen ſehr nie— 
drig — und auf die Gebühren für fachmänniſche Thätigkeit, 
wie Schägungen, Gutachten u. j. w. — die ebendeshalb ftets ſehr 
hoch jein werden. 

Dieje Grundjäge nun ericheinen wol ſehr einfach, und müſſen 
als Baſis einer ſyſtematiſchen Gebührenordnung betrachtet werden. 
Die Schwierigkeit aber liegt bier auf einem andern Punkte, und 
das ijt die bejtändige Verjchmelzung in Begriff und wirklicher Zah: 
lung mit den Steuern im allgemeinen, und mit dem Stempel 
im beiondern, die bis auf die Gegenwart ſich namentlich dadurch 
fortiegt, daß man den Begriff und den Inhalt der „Verkehrs— 
ſteuer“ — mit der einzigen ehrenvollen Ausnahme Vocke's — nicht 
aufgenommen bat. Gelänge es, dies feitzuitellen, jo wäre für ein 
großes und hochmwichtiges Gebiet der Finanzwiffenichaft eine auch 
praktiich jehr wichtige Bafis gemonnen. Das nun aber ijt ſchwer 
möglich, ohne wenigitens die allgemeinjten Elemente der Geſchichte 
der Gebühren bier aufzuführen. 


Man mub jagen, daß zuerft Rau das Gebührenweſen aus der 
abjoluten Unbeitimmtbeit herausgeboben bat, die bis auf ihn mit 
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dem Ausprude „Gebühr“ verbunden war und dadurd jede willen: 
ihaftlihe Berückſichtigung veflelben binvderte. In den frübern Werten 
von Jakob, Malhus, Log u. a. fommt faum das Wort, geſchweige 
denn die Sache vor. Rau's Auffaffung ift zugleih dem Princip nad 
die richtige ($. 227); nur hat Rau die Gebiete jelbjt wieder theild mit 
der Steuer (wie bei der Erbſchaftsſteuer), tbeild mit der Erhebungsform 
durh den Stempel verwechjelt, wodurch auch feine Darftellung im 
einzelnen den bedeutenden Eindrud des Ganzen wieder zerjtört. Wenn 
Hoffmann (,Würtembergifches Finanzredt”, I, 694) auch da Ge: 
bühren anerkennt, wo ver Staat feine Leiltung für die Gebühr thut, 
oder wenn Umpfenbah („Finanzwiſſenſchaft“, $. 26 fa.) Gebühren 
und Negalien ungeſchieden durdeinanderwirft, jo iſt beides entjchie: 
ven falſch. Dagegen iſt e3 faum zweifelhaft, daß die bejte Arbeit 
über das ganze Gebührenwejen der Theil von Pfeiffer „Einnahmen“ 
ift, der von den Gebühren handelt. (IT, S. 294—351). Allerdings 
iheint der ganz feite Begriff derfelben zu fehlen. Dagegen hat er den 
Ruhm, das erjte rationelle Syſtem der Gebühren aufgeftellt zu haben, 
an das wir und mit Aufgeben unferer eigenen frühern Auffafjung im 
Princip gern anſchließen, und defjen Grundzüge man jeder Gebühren: 
beurtheilung zu Grunde legen jollte, 


II. Entwidelungsgefhichte der Gebühren zu ihrer gegenwärtigen 
Geftalt. 


Die Geihichte der Gebühren — bisher noch nicht jelbjtändig 
unterfuht — iſt nicht wohl Far zu machen, ohne jie mit der 
Geſchichte des Beamtenthums in Verbindung zu jeßen, und ohne 
jie andererfeit3 von der Geſchichte der namentlih im Stempel: 
wejen ericheinenden Gejchichte der Verkehrsſteuern zu jcheiden. 

Das Amt, und in ihm der Beamtete, hat nämlich, abgejehen 
von den allgemeinern Gejichtspunften, die hier in Betracht fommen, 
zwei große Epochen in Beziehung auf feine öffentliche Function 
durchgemacht, welche man dem Verftändniffe der Gejchichte des 
Gebührenwejens unbedingt zu Grunde legen muß. 

Die erite diefer Epochen beruht darauf, daß das Amt vom 
Königthume zwar eingejeßt wird, aber von demjelben noch Feine 
bejtimmte, mit ihm verbundene und als jeine öffentliche Aufgabe 
erklärte Thätigfeit empfängt. Es functionirt Jahrhunderte hin: 
durch nur dann, wenn e3 einen äußern Anlaß findet, die Gewalt 
und das Recht des Staats zur Geltung zu bringen. Das König: 
thum gebt deshalb in der mwirthichaftlichen Stellung, welche es 
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dem Beamteten gibt, auch grundſätzlich und in ganz Europa gleich: 
mäßig davon aus, daß es dem Beamteten nur jo viel gibt, damit 
er überhaupt in der Lage fei, die eventuellen amtlichen Functionen 
vorfommenden Falles vollziehen zu können; er joll für feinen Ge- 
halt eigentlih nur da jein, wenn eine Amtshandlung vorkommt. 
Die Amtshandlung jelbft erjcheint in diefer ganzen erften Epoche 
als eine Angelegenheit des Einzelnen, mit wenigen die öffent: 
lihe Sicherheit betreffenden Ausnahmen. Die Folge diejer prin- 
cipiellen Aufgabe it es nun, daß diejer Einzelne, der mit dem 
Amte in Berührung fommt und defjelben bedarf, jeinerfeit3 das 
Amt — den Beamteten — für feine amtliche einzelne Leiftung 
auch bezahlen muß. Und diefe Zahlung ilt eben die Gebühr, 
während das, was die Regierung dem Beamteten an der Stelle 
des gegenwärtigen Gehalts gibt, nur in den äußerliden Bedin- 
gungen feines Aufenthalts, meift Wohnung, Feuerung und ein- 
zelner Nahrungsmittel (Holz, Korn-, Weinlieferung u. j. w.) 
befteht. Das ift die Epoche der Naturalabgaben; denn der Staat 
bat nie Naturalabgaben empfangen, jondern nur der Beantete. 

Die natürlihe Folge davon war nun, daß jedes Amt fich 
feine Gebühren und zwar eben mit Specification jeiner Lei: 
Hungen aufrechnete, und den Einzelnen zur Zahlung derjelben 
verhielt. Das ward dann traditionell, und jo entftand das ur: 
ſprüngliche Gebührenſyſtem, das für jedes Amt ein anderes war, 
und neben welchem es noch fein Syftem der eigentlichen Verwal: 
tungsgebühren für Benugung von Berwaltungsanlagen gab. Da 
das nun von jedem Amte geihab, jo war es natürlid, daß aud) 
die Einnahmen, melde die Aemter nicht etwa für ihre fpecielle 
Thätigfeit, jondern auf Grundlage der Negalität und der all: 
mählich entitehenden indirecten Steuern, wie namentlich beim Zoll, 
erhoben, als zu zahlende „Gebühren“ erjehienen, indem noch der 
Gedanfe der Steuern nicht durchgedrungen hatte. So entitand 
jegt die erite Verwirrung im Gebiete der Gebühren. Diejelben 
find nämlich einerjeit3 die Bejoldung der Beamteten und heißen 
als Bejoldung der Diener derjelben die „Sporteln” (disportulae, 
disportae, namentlid bei den Gerichten); fie find zweitens wirk— 
liche Gebühren, die aber von den erftern noch gar nicht geſchieden 
werden können, und jie find drittens ſchon indirecte Steuern ver- 
ichiedener Art, namentlih aber Zoll und Berkehrsfteuern. So 
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find fie in diefer Epoche wirklich der Uebergang zu der indirecten 
Beitenerung, und es wäre von großem Intereſſe, auch im einzelnen 
den Uebergang diejes Zuftandes zur folgenden zweiten Epoche 
nachweifen zu können. 

Das Princip diefer zweiten Epoche ift nun ein jehr einfaches. 
Mit der Mitte des 17. Jahrhunderts nämlich beginnt in Europa 
die Zeit der felbftthätigen Verwaltung. Mit ihr empfängt der 
einzelne Beamtete feine von den äußern Anläffen, alfo au von 
dem Petitum der Einzelnen in den meilten Fällen unabhängige, 
jelbftthätige Aufgabe. Es folgt, daß er jetzt auch nicht mehr in 
jeiner wirtbichaftlihen Stellung von dem Zufalle abhängen kann, 
ob der Eine oder Andere feiner bedarf. Es folgt ferner, daß dem 
entjprehend an der Stelle der bisherigen Naturalleiftung des 
Staats für feinen Beamteten der Gehalt entjteht, der eben der 
wirtbichaftlihe Ausdrud jener jelbitthätigen Function des neuen 
Verwaltungsbeamtenthums iſt. Es folgt weiter, daß mit der Be- 
ftimmung einerjeit3 der amtlichen Function und andererjeits mit 
der Firirung des Gehalts auc die Bejtimmung der Zahlung des 
Einzelnen für die allfällige Leiftung des Beamteten nicht mehr in 
der Willtür des leptern liegen kann, um jo weniger, als der Ein- 
zelne zur Dedung des Gehalts jekt überhaupt zu den Steuern 
berbeigezogen wird. Daraus geht dann der erite Schritt zur Bil: 
dung des neuen Gebührenmwejens hervor, die Aufſtellung gejeß- 
liher Tarife für die zu zahlenden Gebühren, die Gebührentare. 
An die Gebührentare, die im 18. Jahrhundert entfteht, ſchließt 
fih dann der naheliegende Gedanke, daß der mit dem Gehalte be- 
joldete Beamtete überhaupt eigentlich vermöge jenes Gehalts Feine 
Berechtigung mehr zu der Einnahme aus den Gebühren habe; 
daher denn der Sa, daß die „Gebühren“, noch immer ziemlich 
ohne rationelle Unterſcheidung, an die Staatskaſſe einzuliefern 
und nur ausnahmsweile Einnahmen des Beamteten fein jollen. 
Daran wieder Inüpft fich der Gedanke, der dem jteigenden Bedürf— 
nifje der Staaten leichter Eingang verihafft, daß die Gebühren 
den Charakter von Steuern haben und daher beliebig erhöht 
werden fönnen, jodaß die Thätigfeit der Einnahmelafjen der Fi- 
nanzen zu einem faft integrirenden Theile der amtlichen Thätig- 
feit überhaupt wird, Der in diefen Sätzen liegende Keim ent: 
wickelt fih nun aber zu einem fürmlichen Syitem dur das 
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Stempelmwejen. Die Stempelung ift an fich nichts als bie 
Erhebungsform der Verkehrsfteuer. Sie ift aber fo einfach und 
läßt jo viele Steuerfüße zu, daß fie allmählich bei weitem zur 
Hauptjahe wird. Ganz nahe lag es nun, die Zahlung durch 
Stempel die „Stempelgebühr’’ zu nennen, vermöge des Stempels 
alle Gebühr in die Kaſſen des Staats zu leiten und jo den 
eigentlichen Begriff der Gebühr faft ganz zu verwilchen, um fo 
mehr, als ein großer Theil der wirklichen Gebühr nunmehr blos 
in der Form der Stempel gezahlt wurde. Das eigentliche Amt 
befam jetzt gar feine Gebühr mehr, jondern nur noch Gehalt; 
der Begriff von Gebühr und Steuer verfhmolz jo gut als gänz- 
lich, und es ward ungemein jchwer, den erftern ſelbſt da feitzubalten, 
wo er ganz unzweifelhaft fich erhielt, wie bei den Wegeabgaben 
und den Verbuhungsgebühren, ſchon deshalb, mweil hier das Wort 
„Gebühr“ ungewöhnlid war. So gelangte man zu dem gegen- 
wärtigen Zuftande, zu welchem alsbald noch ein weiteres Moment 
hinzutrat. 

Mit dem 18. Jahrhundert nämlich zieht der Staat den größ- 
ten Theil der Thätigfeit der Selbitverwaltungstörper in jeine 
amtlichen Functionen hinein, namentlich die der Städte und der 
Patrimonialjurisdictionen. Dieje hatten bis dabin für alle ihre 
Thätigfeiten und Anftalten, und zwar fpeciell für Gericht, Polizei 
und Bildungsmwejen, die Laſten derjelben mit Gebühren gededt. 
Bei einigen diejer nititute waren diefe Gebühren ihre Haupt: 
einnahmequelle gewejen. Jetzt trat das Gebührenmwelen des Staats 
ein, und auch das örtliche Gebührenweſen wird nunmehr den all- 
gemeinen Grundſätzen zum Theil unterworfen. Allein nicht ganz. 
Ein Theil der örtlihen Gebühren bleibt beitehen, und dieje em: 
pfangen jegt meiftens den Namen der Sporteln, fodaß von da 
an die Gebühren vorzugsweiſe das gejeglich feitgeitellte, die Spor: 
teln das örtlich geltende Gebührenweſen bezeichnen. Dazu fommt, 
daß ein Theil der Gebühren weder damals noch jet Gebühr ge: 
nannt wird; vor allem das Schulgeld, Prüfungsgeld, Collegien: 
geld u. ſ. w. Die Vebührengefeggebung icheidet dabei nicht; die 
Finanzwiſſenſchaft auch nicht, während in der Sache eigentlich 
niemand ſich unklar ift. So ftehen wir jet vor dem Punkte, two 
eine formale und durchgreifende Beftimmung von entjcheidender 
Wichtigkeit für dieſes ganze Gebiet der Finanzwiffenichaft jein 


223 


muß. Es ift diefelbe aber um fo leichter, als in der Sache jelbit 
faum eine ernfthafte Schwierigkeit vorliegen dürfte. 

Demnach wollen wir nun verſuchen, auf Grundlage der obigen 
Begriffe die Elemente des Syſtems des Gebührenmwejens bier auf: 
zuführen, und damit die Ueberjicht über das vorliegende Gebiet 
zu geben. 


111. Das Syitem der Gebühren und feine Grundbegriffe, 
1. Sormale Grundlage. 


Wenn nun auf diefer Baſis die Bedehtung und die Begren: 
zung der einzelnen Kategorien und Beziehungen und damit auch 
das Gebührenmwejen in feiner Selbftändigfeit feftgeftelt ift, jo wird 
es leicht werden, das Syſtem defjelben zu ordnen. 

Zu dem Gebührenmwejen gebören demnach nicht alle indirecten 
und Berkehrsiteuern, gleichviel ob man jie Gebühren nennt oder 
nicht, wie 3. B. Zoll, Erbichaftsfteuern u. ſ. w. 

Der Ausdprud Tare bedeutet die gejeplich feitgeftellte Gebühr 
für die einzelne Leiftung eines Amts, im weitern Sinne aber auch 
die gejeßliche Feſtſtellung gemwifjer öffentlicher Leiltungen (mie bei 
Aerzten, Apotheken, öffentlichen Fuhrwerken u. j. w.). Der Aus» 
drud Tarif bezeichnet die einzelnen Anfäge innerhalb der Tare; 
wie 3. B. Fahrtarif, Transporttarif u. f. wm. Man kann beide 
Ausdrüde gleichbedeutend gebrauden, aber nicht cumulativ. Es 
würde ji jehr empfehlen, das Wort in diejem Sinne ausichließ- 
lih zu gebrauchen, und wir werden dabei im Folgenden ftehen 
bleiben. 

Der Stempel hat an ſich mit der Gebühr gar nichts zu 
tbun; er fann nur in gewiſſen Fällen als Erhebungsform der 
Gebühr erfcheinen. In den bei weiten meijten Fällen ift er da— 
gegen, wie wir jpäter jehen werden, die Erhebungsform der Ver: 
fehröfteuer. Der Ausdrud „Stempelgebühr‘ ift an und für fich 
durchaus falſch, ebenfo Gebührenftempel. Die ganze Lehre von 
dem Stempelmwejen jollte definitiv aus dem Gebührenweſen be- 
jeitigt werden. 

Dabingegen joll man eine ganze Reihe von Einzelzahlungen 
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für öffentlihe Functionen als Gebühren anerkennen und dadurd 
die Finanzwiffenihaft in den Stand jegen, das Gebührenmejen 
wifjenihaftlich zu behandeln. Bor allen Dingen muß man jic 
gewöhnen, ſich nicht an Namen und Ausdrüde zu binden; es 
fommt zwar nicht darauf an, bdiejelben aufzugeben, wohl aber 
darauf, fie unter den richtigen allgemeinen Begriff der Gebühr zu 
fubjumiren. 

Wil man demgemäß von dem Gebührenmwejen eines Landes 
ein klares Bild haben, jo muß man allerdings zunächſt die Ge: 
“schichte defjelben zu Hülfe nehmen, um die in einer beftimmten 
Beit gegebenen Ausdrüde und Beltimmungen zu erklären. Dann 
aber ift es nothwendig, an das jo Gefundene den gemeinjfamen 
Maßſtab eines jelbftändigen Syſtems zu legen. Und diejes be- 
rubt jeinerjeit3 auf einem einfadhen Grundgedanken. 

Da nämlich die Gebühren Zahlungen des Einzelnen für amt— 
liche Leiftung in jeinem individuellen Intereſſe jind, jo folgt, daß 
es fo viel Arten von Gebühren im meitern Sinne geben Tann, 
als e3 Leiftungen eben diejer Verwaltung für den Einzelnen gibt. 
Es folgt daraus, daß es gar fein anderes Syitem für die Ge- 
bühren geben Tann als das Syſtem der Verwaltung jelbit, 
und zwar in der Weile, daß jedes Gebiet der Verwaltung jein 
ihn eigenthümliches Gebührenſyſtem auf Grund feiner ihm eigen- 
thümlichen Functionen bat. Dabei wird es nun, will man ein 
volftändiges Bild der Sade, darauf ankommen, in diefes Syſtem 
zugleich die Gebühren bereinzuziehen, welche einerjeit3 von den 
Selbitverwaltungskörpern, andererjeit3 aber auch von den organi: 
firten Berwaltungsvereinen für ihre Xeiftungen gefordert wer: 
den. Nur muß man unterjcheiden. Die Finanzwiſſenſchaft kann 
über die Aufftellung jener Kategorien nicht hinausgehen; die Auf: 
führung der einzelnen Gebühren wird dagegen Sade der Finanz: 
geſetzkunde fein, für welche die Wiſſenſchaft nur die allgemeinen 
Principien und Kategorien zu bieten vermag. Es wird ſich daraus 
ergeben, daß bei großer Kürze und Klarheit des Syſtems die 
wirkliche Gebührenordnung ſtets eine jehr umfaſſende und detail- 
lirte werden mußte, um dem praftiichen Bedürfniſſe zu genügen. 

Bergleiht man von biefem Standpunkte das Gebührenweſen 


Englands und Frankreichs mit demjenigen Deutſchlands, fo müfjen 
wir geiteben, daß ein Urtheil uns darin fehr ſchwer werden wird, 
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weil wir im Grunde von demjelben viel zu wenig wifien. Eng: 
lands Gebührenſyſtem ift zuerft rationell behandelt von Bode, und 
zwar mit einer trefflihen bijtorifhen Begründung und mit jtrenger 
Scheidung vom Stempel, der in England allerdings nur als Ber: 
lehrsſteuererhebung auftritt. Wode trennt mit Recht die ältejte Zeit, 
die Lehnszeit, und die neuere Zeit (S. 205 fg.). Leider hat ſich 
Bode in feiner Darjtellung des engliſchen Gebührenweſens fireng auf 
die eigentlihen Gerichtägebühren (fees im engern Sinne) beſchränkt, 
ohne auf das Gebührenwejen im mweitern Sinne Nüdfiht zu nehmen, 
und die Bußen, welche noch immer einen wichtigen Theil des Polizei: 
itrafredtS einnehmen, dabei weggelajien. Wir können indejjen ſchon 
bier bemerfen, daß außer den Gerichtsgebühren die meiſten übrigen 
Gebühren unjers Wifjens nur von Gemeinden (namentlich die Mauth: 
und Hafenabgaben) oder von Gorporationen bezogen werden. Dabei 
it ed Grundfag, dab das Recht zur Erhebung folder örtliher Ge: 
bübren jtet3 auf einem fpeciellen Parlamentsbeſchluſſe beruben muß, 
der in ſolchen Fällen eine private bill ift (f. unten). Das fran: 
zöſiſche Gebührenwejen ift, ſoviel uns bekannt, gar nicht jelbit: 
jtändig behandelt, und zwar wol wejentlih wegen des mit der Ne: 
volution durchgeführten Grundfages, daß alle Gebühren nur vermöge 
eines jpeciellen Geſetzes gelten follen. Sie erfcheinen daher, wenn 
fie behandelt worden, jtet® unter der allgemeinen Kategorie des 
Enregistrement und des Timbre, während die droits de peage, ton- 
nage etc. als örtlihe Abgaben ganz weggelafjen werden. So bei 
Hod, „Finanzverwaltung Frankreichs“, Kap. V, 1u.2. Für Deutſch— 
land gibt es gar feine einheitlihe Behandlung, da die einzelnen 
Geſetzgebungen ihrerfeit® nicht blos regelmäßig Gebühren, Steuern 
und Stempel verwechjeln, jondern aud fehr wenig befannt find und 
die Unbeftimmtbeit der Ausprüde eine viel zu große if. Doc find 
in der allgemeinen Gejeggebung über das Gebührenweſen maßgebend 
die Oeſterreichiſche Hoftaxordnung 1785, welde zuerjt alle 
eigentliben Verleihungsgebühren regelte, ferner aber die Sportel: 
tarordnung für Preußen, 23. April 1825, in Bezug auf welche 
jedoh die Verordnung 22. November 1842 vorgefchrieben bat, daß 
alle Ausfertigungs: und Verbandlungsjporteln der Behör: 
den wegzufallen haben. Rönne, „Staatsrecht“, II, $. 478. Pfeiffer 
bat nah Rau's PVorgange, I, 230, in jeinen „Staatseinnahmen‘ 
ein Syſtem aufgeftellt und feine Arbeit muß als Beginn der richtigen 
Behandlung dieſes keineswegs unwichtigen Gebiet? angejeben werden. 
Nur fehlt auch ihm die gehörige Kunde der betreffenden Gejeg: 
gebungen, der fi vorderhand wol nody niemand rühmen kann. Da: 
gegen hat Dr. E. Walter in feinem Werte „Die Selbitverwaltung 
des Steuerwejens” (1869) ven Unterfchied zwijchen Gebühr und 
Steuer am jtärfjten betont, obgleih er für das Gebührenwefen zu 
feinem jelbjtändigen Nefultate, gejhmweige denn zu einem Syſteme 


Stein, Finanzwiſſenſchaft. 15 
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gelangt iſt. Wir können dabei niht umbin, ein Wort über unjere 
frübere Auffafiung des Syſtems ver Gebühren bier hinzuzufügen. 
Mir haben in der erften Auflage unterfchieden zwiſchen den Ber: 
waltungsgebühren, ven eigentlihen Gebühren und den Verleihungs— 
gebühren. Dieje Eintheilung bat fehr viel für fi, folange man vie 
Gebühren blos als Abgaben der Einzelnen in überfichtliher Weiſe ein: 
theilen will, und ſcheidet dieſelben auch binlänglih von den Steuern 
und dem Stempel. Allein offenbar reiht fie nicht mehr aus, jowie der 
Begriff der Verwaltung fi zu einem felbitändigen Spitem entwidelt 
bat, namentlih nit wenn man den Begriff der Taren oder Tarife 
mit bineinzieht. Wir glauben daher volllommen berechtigt zu jein, in 
dem folgenden Spiteme ver Gebühren im Heinen Bilde das große 
Bild der Verwaltung wiedergeben zu dürfen, da fünftig allerdings 
ohne das letztere das erjtere faum mehr ausreichen dürfte. Denn in 
der That ift ed eben das Gebührenfpftem, welches die Verbindung der 
Finanzwiſſenſchaft mit der Verwaltungslehre abgibt. Und bier dürfen 
wir uns vielleiht auf das Syſtem ver legtern berufen, das wir in 
unferm „Handbuch der Verwaltung‘ niedergelegt haben. 


2. Syfitem der Gebühren. 


Wir haben die gejammte Verwaltung im Gegenfaße zur Ver: 
faffung in die fünf Hauptgebiete des Aeußern, des Kriegs, der 
Finanzen, der Rechtspflege und des Innern, und das große und 
mweitverzweigte Gebiet des legtern, als die eigentliche Verwaltung, 
wieder in die Verwaltung des phyſiſchen, des geiftigen, des wirth— 
ſchaftlichen und des gejelichaftlichen Lebens eingetheilt. 

Jedes diejer Gebiete ift nun in dem Sinne allerdings ein 
Berwaltungsgebiet, daß die Aufgaben der Regierung durch ihre 
Organe, dann durch die Selbitverwaltung und die Vereine felbit- 
thätig vollzogen werden. Allein in jedem dieſer Gebiete treten 
Fälle ein, in denen die Vollziehende Gewalt für Einzelinter- 
ejfen und Bedürfniffe zu jorgen und thätig zu fein bat; und 
in jedem diejer Fälle tritt auch die Verpflichtung des Einzelnen 
ein, für dieſe Thätigfeit zu zahlen. Das beißt: jedes diefer Ge- 
biete hat fein Gebührenfyftem. Scheidet man nun dem praf- 
tiſchen Bedürfniß gemäß hier zwiſchen der amtlichen Thätigkeit 
der eigentlihen Verwallungsorgane, und der individuellen 
Thätigkeit derjenigen, welche durch Vollziehung einer öffentlichen 
Function einen wirtbichaftlihen Erwerb ſuchen, fo kann man 
jehr wohl den Unterjchied zwiichen Gebühren und Taxen für das 
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praktiſche Leben dahin beftimmen, daß die Gebühren die Zah: 
lungen für die amtliche Thätigkeit, die Tare die gefeklich be: 
ftimmte Minimalzahlung für die öffentlihe Thätigkeit der Pri- 
vaten ift. Auf diefe Weiſe ergeben jich folgende Hauptkategorien: 


Erjtes Gebiet. Verwaltung des Aeußern. In der Ver: 
waltung des Neußern fommt das Gebührenwejen nur auf Einem 
Punkte vor; das ift im Verkehre des Einzelnen mit Fremden. 
Hier erjcheinen die Gebühren nämlich zuerjt bei den BVilirungen 
der Päſſe bei den Gefandtichaften, dann aber vorzugsmeije bei 
den Handelsbeziehungen, welche durch die Conſulate vermittelt 
werden. 


Val. über das Gebiet der Conjulatsgebühren vorzüglih L. Neu: 
mann, „Handbud des Confulatwejens 1854, ©. 214—230; einzige 
Behandlung des Gegenjtandes in der deutſchen Literatur. Weber die 
franzöfifhen Gonfulatgebühren Vallat bei Blod „Droits de chan- 
cellerie.” Notiz bei Hod, „Sinanzverwaltung Frankreichs“, S. 204. 


Zweites Gebiet. Heeresvermwaltung. In der Heeres: 
verwaltung erjcheint das Gebührenſyſtem nur auf Einem Punkte, 
der Stellvertretung und der mit ihr verbundenen Zahlung 
an den Stellvertreter; und auch die Gebührennatur diefer Leiftung 
muß ſtark bezweifelt werden, da jie wenigſtens im Princip an 
den Stellvertreter fällt, und der Staat felbjt Feine Einnahme da= 
von ziehen ſollte. Die ganze Frage fällt übrigens bei der all: 
gemeinen Wehrpflicht von ſelbſt weg; würde man aber endlich die 
Gerechtigkeit des Sabes anerkennen, daß diejenigen, welche wegen 
Mangels an körperlicher Fähigkeit nicht zu dienen brauchen, dafür 
eine Abgabe entrichten müffen, jo würden wir diefe Abgabe in der 
That eine Steuer nennen müffen, während wir den Waffendienit 
wiederum nicht wie Parieu unter die Steuern rechnen, jo wenig 
wie die Abgabe der Stimmen bei der Wahl über den Dienft der 
Geſchworenen oder der Vormünder. Jedenfalls gehört die obige 
Gebühr, da ihre Höhe amtlich normirt ift, unter die Taren. 


Pfeiffer nennt das Gebiet die „Gebühren aus der Lanbesver: 
theidigung“, I, 341. In der Schweiz iſt die Abgabe der Wehruntaug: 
lihen durchgeführt; über Frankreich ſ. Pfeiffer, I, 343. Bal. Parieu 
„Iheories des Impots”, IV, 72. 
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Drittes Gebiet. Finanzverwaltung. Gerade in der 
Finanzverwaltung ift das Gebiet der Gebühren am unklarjten, 
und daher mag es bier geftattet fein, es in allen feinen Haupt: 
beziehungen zu charakterifiren. 

Wie ſchon bemerkt ift ein großer Theil der jogenannten Ge: 
bühren überhaupt feine Gebühr, fondern eine Steuer, wie die 
Vebertragungsgebühr, die Erbihaftsgebühr u. j. w., welche ihren 
Platz in der Lehre von den Berfehrsjteuern zu finden haben. 
Ebenjo macht der Stempel eine Steuer noch nicht zur Gebühr. 
Bon eigentlichen Gebühren fann man auch nicht bei den Regalien 
wie bei der Poſt reden, da die Zahlung der Beförderung des 
Briefes durch die Boftmarke nicht auf einer für den Einzelnen be- 
rechneten Leiftung berubt, und die Zuftellungs:(Briefträger:)Oebühr 
weggefallen ift. Die Finanzgebühren im ftrengen Sinne des 
Worts erjcheinen nur noch in Drei Formen. Die erſte diejer Formen 
ift die Depofitengebühr, wo die Finanzverwaltung durch ihre 
Drgane Gelder Einzelner zur Bewahrung übernimmt. Die zweite 
ift die Zuftellungsgebühr bei Mahnungen zur Steuereinzah— 
lung, die meiftens mit einer progrejiiwen erecutiven Erhöhung als 
Drdnungsitrafe wegen Nichteinhaltung der Termine verbunden ift. 
Die dritte endlich ift die Berwaltungsgebühr, die meiſt bei 
den Zollämtern als Ausfertigungsgebühr für die nöthigen 
Zolldocumente erjcheint, und wieder oft in mehrere mehr oder 
weniger zwechmäßig eingerichtete Theile (Wagegeld, Verſchreibungs— 
gebühr u. j. mw.) zerfällt. Bei der großen Ungleichheit der Lei: 
tungen der Zollämter je nad den Artifeln läßt fich eine folche 
Gebühr kaum definitiv bejeitigen. Dagegen find die Beftallungs- 
gebühren, melde nicht bei Verleihungen von Würden, fondern 
bei Erhöhung der Gehalte noch mannichfach gezahlt werden, durchaus 
irrationell, da bier durchaus Feine Leiſtung des Staats für den 
Einzelnen als ſolchen, jondern eine Zahlung für die Verdienſte 
dejjelben vorliegt; nur muß man die Verleihungsgebühren davon 
ſcheiden. (S. unten.) 


Ueber die Depofitalorpnung Preußens f. Rönne, II, 40 fa. 
Die Depofitentaren dagegen find für Defterreich geordnet durch Patent 
vom 26. Januar 1853. Die Beftallungsgebühren für Preußen ab: 
geihafft. Cabinetsordre vom 19. Februar 1838 (u. unten). In Defter: 
reich bejtebt leider noch immer eine ſolche ungerechtfertigte Beſteue— 
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rung oder Belaftung bei Gehaltserhöhungen. Die in vielen Staaten 
äblihe Stempelung der Beitallung oder auch der Quittungen für 
die Gehaltsbezüge kann mieder nicht als eine Gebühr angejeben 
werden, fondern ift eine unjerer Ueberzeugung nah durchaus faljche 
Art der Beiteuerung eines meift noch dazu jehr geringen Rohein: 
kommens. 


Viertes Gebiet. Die Rechtspflege und das Gebühren: 
weſen. Unzweifelhaft betreten wir in der Rechtspflege das Ge— 
biet, in welchem das Gebührenweſen hiſtoriſch ſeine Heimat beſitzt. 
Wir dürfen es daber mit wenigen Worten andeuten. 

Der Grundgedanke de3 Gebührenweſens in der Rechtspflege 
ift von jeher der, daß der Staat zwar die Organe der Entſchei— 
dung darzubieten habe, daß aber der einzelne Streit Sache des 
Einzelnen fei, und daß der Einzelne daher die Koften eines ſolchen 
Streites zu tragen habe, jedenfalls wenn er den Streit verliert, 
da die Gemeinfchaft Feine Veranlaffung finden könne, die Koften 
für den Proceß deſſen zu zahlen, der jich über jein Recht geirrt 
bat. Die Eonjequenz davon war der einfache Satz, daß der Staat 
zwar die Richter anftelle, daß aber der Proceß  diejelben unter: 
halten müffe. An das Gericht jchließen jih nun zwei andere Dr: 
ganismen an; zuerft die Anwaltſchaft und dann das Inſtitut 
der öffentlihen Bücher aller Art. Alle drei Organe zufam: 
men, Gericht, Anwalt und öffentliher Genjor, bildeten dann ein 
Ganzes, deffen Thätigkeit die Rechspflege war. Und nun galt der 
Grundjag, daß diejes Ganze, nur für Einzelne thätig, auch durd) 
die Einzelnen erhalten werden müfle So bildeten ſich hier die 
Kategorien des Gebührenweſens zuerft zu feiten Begriffen aus, die 
dann für PBraris und Theorie derjelben auch in der Innern Ber: 
waltung maßgebend wurden. Die eigentlihen Gebühren waren 
das, was die Betheiligten dem richterlihen Amte zu zahlen hatten, 
und zwar für jede einzelne feiner Functionen. Die Sporteln 
waren die Ausfertigungs: und Zuſtellungskoſten für die betreffen: 
den Acten der Gerichte. Aus den Zahlungen an die Anwälte 
entftanden dann die Taren, melde ihrerjeits urfprünglich ganz 
willfürlih, dann vom Gerichte von Fall zu Fall beftimmt, dann 
gejeglih mit ihrem Marimum feitgeftellt wurden. Die Führung 
der öffentlichen Bücher geihah dann wieder unter beftimmter Ge- 
bührenbemeffung. 
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Natürlich waren auf diefe Weije die Gebühren vor allen Dingen 
ſehr bo, ſodaß e8 dem Umnbemittelten immer jchiwerer wurde, 
die Koften des Procefjes zu erſchwingen, und Recht und Geredhtig: 
feit nur noch für die Wohlhabenden vorhanden zu fein fchien. 
Sowie daher mit dem 18. Jahrhundert die Verwaltung der Staaten 
ih entwidelt, beginnt der Kampf mit jenem alten Gebühren: 
ſyſteme. Das einzige Mittel allerdings, um es zu befeitigen, war 
das, die Richter als bejoldete Beamtete anzuftellen. Das nun 
geichieht zwar langjam, aber e3 gejchieht doch; und bier bat in 
entjcheidender Weile die Aufhebung der Batrimonialjurisdiction mit 
eingewirtt. Man fanıı jagen, daß bis zur Grundentlaftung nur 
die höhern, von diejer angefangen aber auch die niedern Stellen 
des Geriht3organismus aus bejoldeten Beamteten beitehen. Das 
Verhältniß der Anwälte und der öffentlichen Bücher bleibt un: 
verändert. 

Damit nun entjtand die ſowol theoretiiche als praftiihe Frage, 
ob es überhaupt in der Rechtspflege noch Gebühren und Sporteln 
geben ſolle. Sie wurden angegriffen, weil die Verwaltung des 
Rechts nicht vom Vermögen abhängig, jondern eine Aufgabe des 
Staats an fich fein joll; fie wurden vertheidigt, weil jeder Proceß 
eine individuelle Beranlaffung bat, und die natürliche Confequenz, 
daß dann au der Anwalt auf öffentliche Koften für jeden ein: 
treten muß, eine Belaftung der riedfertigen und Verftändigen zu 
Gunſten der Streitfüchtigen und Unvorfichtigen fein werde. Das 
Rejultat lag nahe. E3 traten für die drei Kategorien Gericht, An: 
waltihaft und öffentliche Bücher drei verfhiedene Principien 
des Gebührenwefens ein, welche durchaus nicht ohne Intereſſe find, 
und die wir nunmehr leicht Fategorifiren können. 

Mas zuerft die Gerichtsgebühren mit den Sporteln be: 
trifft, jo gelangte man zu der Erfenntniß, daß in jedem Gerichts: 
act das öffentliche und das Privatintereffe verbunden feien, und 
daß e3 daher billig jei, wenn der Staat zwar den größern Theil 
der Koften der Rechtspflege trage, der Einzelne aber, der ihn für 
jeine Angelegenheiten benußt, wenigftens den Eleinern Theil über: 
nehme. Man behielt daher ſowol die Gebühren als die Sporteln 
bei; allein man bildete jegt — namentlich feit dem 19. Jahrhundert 
— ein neues Syitem für diejelben, das auf zwei Punkten berubte. 
Zuerjt wurden die Gebühren des Gerichts bedeutend herab: 
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gefegt, indem man die Zumuthung aufhob, durch fie den Gehalt 
der Richter deden zu wollen. Zweitens aber bejoldete man 
den ganzen Richterſtand nebſt feinem Erpeditionsorganismus, und 
zog daher jegt die noch erhaltenen Gebühren und Sporteln für 
die Staatskaſſe ein. Daraus ergab ſich wieder die doppelte 
Erhebungsform für beide, melche ihrerjeits Begriff und Wefen 
derjelben jo unklar gemacht hat. Man beftimmte nämlich, daß 
ein Theil der Gebühr nach wie vor direct gezahlt werden folle; 
ein anderer Theil dagegen wurde durd den Stempel erhoben, 
das ift durch die Pflicht, die vorzulegenden Eingaben mit einen 
Stempel zu verjehen, wobei natürlich der Ankauf des leßtern die 
Zahlung der Gebühr vertrat. So verſchmolz auch hier das Stempel: 
wejen, eigentlich für die Verkehrsfteuern bejtimmt, mit dem Ge: 
bübrenwejen. Das mar das erſte Ergebniß der neuen Geftalt 
der Dinge. Das zweite bezog ſich auf die Anwälte, zu denen 
jet die Thätigkeiten der Fachmänner (Schägungen, Obductionen 
u. ſ. w.) binzufamen. Da dieje vom Staate feinen Gehalt be- 
famen, jo war es natürlid, daß man die ihnen zu zahlende 
Gebühr weſentlich in einer Höhe beließ, groß genug, um einen 
Lebensunterhalt für Ddiefelben zu geben, zugleih aber auch dieſe 
Gebühren gefeglich mit ihrem Marimum regulirte, und außerdem 
dem jetzt unbetheiligten Gerichte das Recht der eventuellen Mode: 
ration einräumte, Was endlich die öffentlichen Bücher betrifft, 
jo erkannte man mehr und mehr, daß jie vorwiegend um des 
Öffentlichen Sntereifes willen geführt wurden; die Idee der Ber: 
waltung des Creditweſens tritt in den Vordergrund, wenn auch 
noch nicht mit ihrer theoretischen Beziehung, To doch mit ihrem 
wejentlihen Verftändniß; zugleich aber fühlte man richtig, daß in 
den Eintragungen in die öffentlihen Bücher ein gewaltiger Theil 
des Verkehrs und des damit verbundenen Erwerbes und Ein: 
kommens enthalten jei, und daß daher das Ein- und Austragen 
bei denfelben der Verkehrsſteuer unterliegen müſſe. Damit ſchie— 
den ich jet in diefer Belaftung, welche mit der Benußung der 
öffentlichen Bücher verbunden war, zwei Elemente. Das erfte 
war eben die Verfehrsiteuer mit der Abgabe für Eintragungen 
und Löſchungen in denjelben mit eigenem ſehr bedeutendem und 
inftematifch geordnetem Steuerfuße, die dann natürlich nebenbei 
direct an die Steuerkaſſen abgegeben, oder auch einfacher in der 
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Form von Stempeln auf die betreffenden Documente abgeftattet 
wird — wieder zum Nachtbeil theoretiiher Klarheit, da hier aber: 
mals die Stempel mit den Gebühren in Berührung kommen, wie 
fich gleich ergibt — und das zweite die eigentliche Gebühr für 
die mechaniſche Ausfertigung der Acten, Auszüge, Mittheilungen, 
furz das, was wir eigentlih die Regiitergebühren nennen. 
Aber auch dieſe werden meiftens mit Stempeln erhoben, und 
fließen in die Staatsfaffe, ſodaß jetzt die Verkehrsſteuer der Ein- 
und Austragung von der Gebühr für die Regiftratur (oder Kanzlei) 
äußerlich gar nicht zu ſcheiden war, da beide mit Stempeln ge: 
zahlt wurden. 

Das ift im wefentlihen das gegenwärtige Syitem der Ge- 
bühren und Steuern, welche bei der Rechtspflege erwachlen. Es 
ift Har, daß die etwaigen Bußen und Strafgelder aller Art gar 
nicht in das Gebiet gehören, obgleih das Gericht fie ausſpricht, 
jondern zu den Gefällen des Staats und zwar als außerordent: 
lihe Gefälle. So einfah aber auch die obigen Grundjäge find, 
jo haben fie dennoch nicht nur in jedem Staate ihre Gejchichte, 
jondern auch ihr bejonderes Syſtem. Dies im einzelnen dar: 
zuftellen, ift aus befannten Gründen bier nicht thbunlid, da das 
Detail, zur Hauptjache werdend, allen Raum verzehren würde. 
Allein wir glauben in dem Obigen die Elemente der vergleihen: 
den Wiſſenſchaft des gerihtlihen Gebübrenmwefens der 
europäijhen Staaten gegeben zu haben. 


Was zuerft England betrifft, fo befigen wir jegt in Vocke's 
Wert eine fo feite Grundlage der Beurtheilung dieſer Verhältnifie, 
dab es uns leicht ift, es kurz zu charakterifiren; namentlich da der: 
jelbe der einzige tt, der unjern Begriff der Verkehrsſteuer und ihrer 
Scheidung vom Stempel veritanden und weiter geführt bat. Seine 
„Geſchichte der Gerichtsſporteln“, S. 206 fg. iſt vortrefflib; Grund: 
gedanfe bis auf die meuejte Zeit, dab der Nichter durch die Gebühren 
feinen Gehalt finden jolle. Ungeheuere Belaftung der Rechtspflege 
infolge deſſen; darauf bei der Organijation der Grafichaftägerichte 
Grundſatz, daß der Staat den Gehalt der Cleres zahlt, daß aber 
die Gebühren doch zulegt die Baſis diefer Zahlung bilden follen. Daber 
noch immer Beibehaltung verjelben, und zwar mit der Beitimmung, 
daß bei diejer erjten Inſtanz die Ueberjhüfje der Gebühren über den 
Gehalt (surplus fees) an die Bank abgeführt werden müſſen. Bei den 
Dbergerihten dagegen treten die Stempel ein, und zwar nad) 
einem geſetzlich vorgeichriebenen Stempelfuße, der ſich nach der ftreitigen 
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Summe richtet und für jeden einzelnen Act gezahlt wird. (S. Vode: 
„Gebühren in Stempelform“, S. 217—222; hödjt lehrreih.) — An 
Frankreich bat dafjelbe Princip eine andere Ausführung erhalten. 
Hier muß vorausgeſchickt werden, daß der Stempel (timbre) eine andere 
Bedeutung hat als in England und Deutichland ; es wird mit dem 
Stempel überhaupt feine Gebühr erhoben, fondern nur die VBerbrauds: 
jteuer auf Zeitungen, Ankündigungen u. ſ. w. Das Syſtem, welches 
dieſes gerichtlihe Gebührenmwefen enthält, ift aber folgendes. Man muß 
nämlich ſcheiden zwiſchen dem Enregistrement, den Droits de Greffe 
und den Hypothekengebühren. Das Enregistrement iſt dasjenige Jn: 
ftitut der öffentlihen Bücher, durch welches vermöge der Eintragung 
aller Acte, welche Rechtsgeſchäfte enthalten, in dieſelben dieje Acte be: 
jteuert werden. Die Abgaben jheiden fih in das droit fixe und 
das droit proportionel; letzteres bedeutet die Beitimmung der Höhe bes 
droit d’Enregistrement nad) der Höhe des mehbaren Werthes, der im 
Document erfheint. In die erjte Kategorie fallen nun theils Ber: 
fehr3documente aller Art (Zeugnifje u. f. w.) und Gerichtsacte, ſodaß 
bier Gebühr und Steuer noch geſchieden find, während im droit pro- 
portionel Gebühr und Steuer vollftändig verfchmelzen. Die droits 
de Greffe find in der That die gejeglih ſyſtemiſirten Sporteln der 
Gerichte; der Greffier ift der Expeditor des Gerichts, und dieſe droits 
find daher nichts als Gerichtögebühren. Wir finden daher das En- 
registrement bei den Verkehrsſteuern wieder, die Grefle nidt. Das 
Hauptgeſetz für das Enregistrement, das der Sache nah ſchon unter 
Ludwig XIV. beftand, ift das Geſetz 22 fruct. VI (12. Dec. 1798), 
dem eine Reihe von andern Geſetzen bier wie in allen andern 
Staaten gefolgt it. Bol. Hod, ©. 433, 438. Parieu, „Theorie de 
limpot“, IV, 167 fg. Die Hypothekenbücher haben ihre Orga: 
nifation durch das Gejet vom 21 vent. au VII erhalten; die Grund: 
buhsabgaben durd das Geje vom 21. Sept. 1810 organifirt, und 
zwar auch bier theild als Berfehrsiteuer („Steuern für den Staat 
als ſolchen“ [?] Hod, S. 205) und als eigentlihe Gebühr — „für die 
Grundbuchsführer beftimmt”; die legtern find feſt beitimmt, die erjtern 
natürlich mit wachſendem Steuerfuße; auch jie haben wir in der Ver: 
tehröjteuer wieder zu finden. Was nun zum Schluß die deutjhen 
Staaten betrifft, jo find wir ganz außer Stande, ins einzelne ein: 
zugehen, da auch bier die deutſche Wiſſenſchaft erſt durch Behandlung 
des Fremden über das Eigene Har geworden iſt, und bie eigenen 
BVerhältnifie wenig bearbeitet hat. Preußen hat jeinen Gerichtäfoften: 
tarif von 1851 georbnet, das Sportelwejen für die übrigen Behörden 
aufgehoben (jeit 1825); das neue Stempelgejek ift vom 7. Mai 1822, 
und ift wejentlih auf die Verfehräfteuer berechnet. S. Rönne, „Staats: 
recht”, II, 490; Pfeiffer, „Staat3einnahmen‘, II, 315, ſehr unvoll: 
jtändig. Dejterreihs Stempel: und Gebührengejet von 1850 ent: 
hält die Stempelpflicht für alle Einzelnen, und umfaßt auf dieſe Weije 
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zugleich die Verkehrsſteuern und die Gebühren. Negenauer, „Badiſcher 
Staatshausbalt“, hat fo gut wie gar feine Angaben, 5. 293, ebenfo 
Herdegen, „Würtembergifher Staatshaushalt“, S. 365. Rau ift zwar 
an Angaben über die Stempelergebniffe reih, nicht aber an Reful: 
taten. Es wäre eine Sache von großem Werthe, über Deutichlands 
Gerihtögebühren aud nur fo viel zu willen, al3 wir jett durch Vocke 
und Hod über England und Frankreich erfahren haben. 


Fünftes Gebiet. Die Innere Verwaltung und die 
eigentlihen Verwaltungsgebühren. 

Will man nun das legte und wichtigite Gebiet des Gebühren: 
weſens als ein weſentliches auffaflen und behandeln, jo muß man 
damit beginnen, in der Verwaltung des Innern diejenigen Func— 
tionen derjelben zu jcheiden, welche ohne Rüdjicht auf das Einzel- 
intereffe im Namen des Ganzen vollzogen werden müſſen, von den: 
jenigen, welche durch Einzelne oder Gejellichaften um des Ermwerbes 
willen vollzogen werden, und endlich von denjenigen, welde die 
Drgane der Vollzugsgemwalt eben nur für das Einzelinterefje aus: 
führen. Aus dem erjten geht der Gehalt der Beamteten hervor, 
aus dem zweiten die Tare, aus dem dritten die Gebühr, die bier 
fich ganz unzweifelhaft von der Steuer jcheidet. Wir jagen daher, 
indem die Berhältniffe des Gehalts uns an diefem Orte nicht 
wieder berühren, daß jeder Theil der Innern Verwaltung fein 
Gebühren: und Taxweſen hat; daß das Syſtem der Gebühren 
und Taren daher Fein anderes fein kann als das der Innern 
Verwaltung; daß demnach das Urtheil über die einzelne Gebühr 
ftet3 in dem Weſen diejes Theiles der Innern Verwaltung liegt, 
dem die betreffende Gebühr angehört, und daß es nur fo möglich 
ist, zu einer wiffenfchaftlichen Behandlung des Verwaltungsgebühren: 
weſens zu gelangen. 

Unfere Aufgabe kann dabei nicht weiter geben als bis zur 
Aufitelung der betreffenden Kategorien, unter denen ſich das un- 
geheuere Einzelmaterial leicht zufammenfaffen wird. Wir ftehen 
nicht an, dabei das von uns bereits aufgejtellte Syitem der Ver: 
waltung zu Grunde zu legen; e8 wird auch bier zu zeigen im 
Stande jein, daß e3 genügt. 

A. Das Gebührenweien der Verwaltung des phyſiſchen 
Lebens jcheidet fih in drei Theile. 

1) Zuerit hat das Bevölferungsmweien fein jelbitändiges 
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Gebührenſyſtem für gewiffe tief in dafjelbe hineingreifende Thätig- 
feiten der Verwaltung. Dahin gehören zunächſt die Gebühren, 
welche ſich auf die Schließung der Ehen beziehen, die Gebühren 
bei Ein: und Auswanderungsverhältniffen, die Gebühren für 
Päſſe und Heimatſcheine, und im meitern Sinne aud) die für 
die Entlafjung und Aufnahme in den Staatöverband. Dieje Ge: 
bühren werden bei der Ehe — reſp. Eheſcheidung — an die Kirche 
direct entrichtet, foweit nicht der Act eines Stempel bedarf; in 
den meilten andern Fällen bejteht die Gebührenentrihtung in dem 
Stempel, der dem betreffenden Document aufgeklebt wird, und 
das ganze Gebührenſyſtem muß daher in den Stempeltarifen ge: 
ſucht werden. 


2) Was zweitens das Gejundheitswejen betrifft, jo findet 
hier das Umgekehrte jtatt. Das ganze Geſundheitsweſen kennt 
unjeres Willens überhaupt feine Gebühr, fondern nur Taren, 
die für fachmänniſche Thätigfeit entrichtet werden, mit einziger 
Ausnahme der Seepäfje, welche aber unter die Confulatgebühren 
fallen. Die Taren dagegen erjcheinen in drei Hauptformen: die 
ärztliden Taren, die Apothefertaren und die gerichtsärzt— 
lien Zaren; daneben treten noch jpecielle Taren auf für das 
Impfweſen, Begräbniß: und Erhumationstaren, Todten: 
bejhautaren, Hebammentaren, und die Zahlungen, die bei 
Spitälern und Srrenanftalten vorkommen. Sie find meiſt geſetz— 
li geordnet, gehören aber natürlich nicht dem Staate, jondern 
find das Analogon des Gehalts. Das Detail hat dabei nur für 
die einzelnen Staaten Intereffe und ijt wenig befannt. 


Was die Functionen des Heilperjonald betrifft, jo dürfen mir 
wol auf Stein, „Geſundheitsweſen“ (Innere Verwaltung, B. 3) ver: 
weiſen. Die Medicinaltaren Breußens bei Rönne, „Staatsrecht‘, 
II, 354. Für Defterreich Jurie, „Pflichten und Rechte der Ober: 
medicinalärzte”. Das Ganze ift wenig bekannt und wenig feit. Val. 
übrigens für Franfreih Parieu, a. a. D. IV, 62. 


3) Die Polizei als ſolche tritt mit dem Gebührenweſen nur 
da in Berührung, wo es jih um eine beftimmte Thätigfeit der: 
jelben in Beziehung auf ganz einzelne Fälle und Fragen handelt, 
die wir zum Unterfchied von der gänzlich gebührenlojen Sicher: 
beitspolizei als die Verwaltungspolizei bezeichnet haben. Es find 
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das alle Beſchaugebühren, theils der Gejundheitspflege an: 
gehörig, theils dem Localkriegsweſen, theils aud dem Verkehrs: 
weſen, wie Fleiſchſchau, Unterfuhung von Maß und Gewicht, von 
Fuhrwerk und Schiffen u. ſ. w., die übrigens alle jo örtlicher 
Natur find, daß fie faum ein allgemeines Intereſſe darbieten, fo 
wichtig die Function an fih aud ift. Immerhin ift zu bemerken, 
daß bier das Gebiet der Ordnungsſtrafen fich öffnet, das weder 
in England, noch in Frankreich, noch in Deutihland jo ganz un: 
bedeutend ift; nur darf man natürlich diefe Strafen oder Bußen 
nicht zu den Gebühren rechnen, jondern fie gehören unzweifelhaft 
der Lehre von den Gefällen an. (S. oben). 


Pfeiffer, der diefe „Gebühren aus der Polizei‘ zuerit aufgeführt 
bat („Staatseinnahmen“, I, 311 fg.), bat feinen Haren Begriff von 
der Polizei und deshalb auch nit von diejen Gebühren, indem er 
viel zu viel Dinge bineinrechnet. Weber ven Begriff der Polizei, den 
man doch am Ende zu Grunde legen muß, ſ. Stein, „Polizeirecht“ 
(Innere Verwaltungslehre, B. 4) und dejien, „Handbuch der Ber: 
waltungslebre‘. 


B. Das Gebührenmwefen der Verwaltung des Bil: 
dungsweſens. DObgleih wir durchaus nicht an den Ausdrud 
„Sebührenwejen’ auf diefem Gebiete gemöhnt find, jo kann es 
doch im Grunde nicht zweifelhaft jein, daß die Zahlungen, welche die 
große Arbeit des Bildungsmejens fordert, ihrem Wejen nach nichts 
anderes als „Gebühren find. Nur muß man dabei fcheiden. Die 
allgemeine Bildung beruht ihrerfeits ganz auf der freien Thätig: 
feit des Einzelnen in Geben und Empfangen, und erjcheint daher 
durchaus als ein privatrechtliches Verhältniß, dem ein öffentliches 
Recht in Beziehung auf die Zahlung gar nicht zur Seite ftebt. 
Das ift der Fall namentlich mit der Prefje und dem Abonnement 
der Tagesblätter. Ganz anders ift es mit dem Volks- und dem 
Berufsbildungsmwejen. Aus den eriten Anfängen einer rein pri— 
vaten Thätigfeit haben jih Schulen und Univerfitäten allmählich) 
zu Organen der geiltigen Verwaltung hervorgehoben, und der 
Staat hat fie und ihre Function als einen unabweisbaren Theil 
jeiner Bermwaltungsaufgabe anerkannt. Es ift daher der Staat, 
der dieje großen Bedingungen der elementaren und der Fachbildung 
nicht blos um des Einzelnen, fondern zugleih um des Ganzen 
willen dem Einzelnen darbietet. Allein daneben behalten dieſe 
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Inftitutionen zugleich einen privaten Charakter und troß der orga: 
nifirten Gebalte blieb der Grundfaß, daß für die Leiftungen 
diefer Staatsanjtalten von jeiten derer, welche fie zu benußen 
haben, eine Gebühr zu zahlen ſei. Dieſe Gebühr hieß Schulgeld 
oder Collegiengeld. An jie jchloß ſich eine zweite, welche auf der 
Prüfung beruht, und welche, von der Doctorpromotion der Uni: 
verfitäten ausgehend, allmählich zu einer ganz allgemeinen Gebühr 
für jede Prüfung wurde. Der geringe Gehalt, den der Staat diejen 
Organen zahlt, machte es nun bis auf die neuefte Zeit natürlich, 
daß troß dejjelben. die frühern Gebühren nach wie vor meiter be: 
zahlt wurden. Erjt in unſerm Jahrhundert ift die Frage ent: 
jtanden, ob eine ſolche Gebühr an ſich richtig fei. Sie zu ent: 
jcheiden ijt nicht Sade der Finanzwiffenichaft, wohl aber kann 
man unbedenklich den Grundſatz ausfpredhen, daß, weil die Ele: 
mentarbildung fein Recht, fondern eine Pflicht des Staatsbürgers 
it, auch das Schulgeld im eigentlihen Sinne als Gebühr für 
die Leijtung des Staats wegfallen jollte, während die Collegien— 
gelder und Prüfungstaren, denen feine Pflicht zum Studium oder 
gar zur Prüfung zu Grunde liegt, beibehalten werden fünnen. Doch 
muß das Ganze auf einem andern Gebiete ausgetragen werden. 


Wir verweilen für das ganze Gebiet auf Stein, „Bildungs: 
wejen“ (innere Verwaltung, B. V.) Vgl. aud Pfeiffer, „Staats: 
einnahmen“, I, 338, dem das Verdienjt gebührt, die ganze Frage 
zuerft mit dem Gebührenweſen in Verbindung gebradt zu haben. 


C. Das Gebührenwefen der Bolfswirtbichaftspflege. 
Auch bei dem Gebührenmwejen der Volkswirthſchaft muß man vor 
allem fi daran gewöhnen, eine Reihe von Erjcheinungen, welche 
man früher mit den Gebühren in gar feine Verbindung gebracht 
bat, jegt hineinzuziehen und dadurch das Syſtem derſelben zu 
ihaffen, das dann allerdings nicht ohne Intereſſe im ganzen wie 
im einzelnen ift. 

Diejes Syſtem beruht nun auf der Unterjcheidung der Ge— 
bühren, die im Gebiete des Berfehrsmefens und die im Gebiete 
des Gewerbeweſens vorfommen. 


I) Die Gebühren des VBerfehrsmwejens haben wieder einer: 
jeits eine gemeinfame Grundlage, andererjeits eine doppelte An: 
wendung. Gemeinſam it ihnen, daß fie für die einzelne Benugung 
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von Anftalten des Verkehrs gezahlt werben; die beiden Arten 
derjelben find folgende: 


a) Gebühren für den Werth: und Güterumlauf. Die Ge: 
bühr für den Werthumlauf erfcheint nur auf Einem Punkte: der 
jogenannten Stempelungs= oder Bunzirungsgebühr für Gold: 
und Silberwaaren, die zugleih als eine Gebühr der Werthpolizei 
betrachtet werden muß und die daher nie zu einer Befteuerung 
der Gold: und Silberwaaren ausarten darf. Die Gebühren für 
den Güterumlauf beziehen jih auf die Heritellung der eriten or: 
ganifhen Bedingung alles Güterverkehrs, die Sicherung des rich: 
tigen Maßes der Güter. Sie werden gezahlt für die Stempelung 
der Maße und Gewichte aller Art, für die Aihung der Gefäße, 
und für die Mejlung der Schiffe Auch das darf nicht zu einer 
Beſteuerung ausarten, und ebenjo wenig joll die Verwaltung der 
Maße und Gewichte jelbjt produciren, Dagegen kann und joll 
fie die Wägung und Mejjung wo es nöthig ift durch ihre eigenen 
Anftalten berftellen; jo entitehen die Wagehäujer der Städte 
mit ihren Wagemeiftern, örtlich auch die früher vielbefprochenen 
„Leggen“ der LZeinenproduction, und gewiß manches andere, das 
jedoch meijtens verſchwunden iſt. Die Zahlung aller diejer Ge- 
bühren iſt eine directe; die Beftimmung derjelben geichieht durch 
einen gejeglihen Tarif; die ganze Thätigfeit der Verwaltung ift 
bier ſtets mit einer gewiſſen Polizei des Maßes und Gewichts 
verbunden und mit wenigen Ausnahmen bilden diefe Gebühren 
feine Staatseinnahmen, jondern Einnahmen der Selbftverwal- 
tungskörper. 


b) Viel wichtiger ſind dagegen die Gebühren für die Ver— 
kehrsmittel, die Land- und Waſſerwege. Wir dürfen die 
Wichtigkeit und die techniſchen Vorausſetzungen derſelben als be— 
kannt vorausſetzen. Allein auch die Gebühren für die Benutzung 
derſelben haben ihre eigene Geſchichte. 

Zu dem Ende muß man nothwendig den Begriff und den 
Inhalt der Gebühr feſthalten und von den übrigen Abgaben bei 
den Wegen und Straßen ſcheiden. Man muß dabei von dem 
Grundſatz ausgehen, daß die Gebühren bei den Verkehrsanſtalten 
erjt da anfangen, wo die Herjtellung derjelben auf öffentliche 
Koſten geſchieht, ſodaß die Gebühr nicht für die Erlaubniß zur 
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Ausübung eines Rechts, fondern für die Benutzung diefer 
Herftellungen gezahlt wird. Man darf daher, will man anders 
genau jein, nicht, wie es gewöhnlich geſchieht, Weges, Brüden- 
und Hafengelder ohne weitere Unterjheidung als Gebühr betrachten, 
jondern die Gebühr tritt erjt da ein, wo Wege, Brüden und Hafen 
auf öffentliche Koſten bergejtellt werden, mithin wo es nicht mehr 
das alte Wegeregal gibt, jondern wo die neue Wegegejeßgebung 
als Theil der Innern Verwaltung auftritt. Das Syſtem diejer 
Gebühren jchließt fih daher eng an die Geichichte der Wegever: 
waltung und ift das Complement der Wegelaft und ihrer Ordnung 
in den verfchiedenen Staaten. Ebendadurch hat ſich aud) ein ziem: 
lich feſtes Syſtem diefer Wegegebühren ausgebildet, das aller: 
dings nicht immer im einzelnen gilt, jedoch in feinem Element 
wol allenthalben anerkannt wird, und das der Vergleihung des 
betreffenden Gebührenmwejens, wenn wir einmal eine foldhe bejigen 
werden, zu Grunde gelegt werden muß. Die Elemente diejes 
Syftems find folgende: 

Erftlich fol auf den gewöhnlichen Wegen, mögen fie nun 
Staats-, Provinz: oder Gemeindewege fein, überhaupt Feine 
MWegegebühr erhoben werden, da dieje Verkehrsmittel als eine 
allgemeine Bedingung des Verkehrs zu betrachten find, und die 
Leiſtungen für diefelben als dem allgemeinen Berwaltungsaufwande 
angehörig angejehen werden müſſen. Dafjelbe gilt von den 
Wafferwegen, infofern fie durch bejondere Herftellungen nicht 
unter die folgende Kategorie fallen. Es ift daher grundjäglich 
falſch, ſogenannte Fluß: und Stromzölle, Sundzölle u. |. w., die 
aljo nichts find als verkehrte Anordnungen der Gebühren, auf: 
zulegen, jelbft da, wo die Ufer durch Bauten gejchügt und da— 
durch die Bewegungen der Schiffahrt erleichtert werden. 

Zweitens aber muß man allerdings anerkennen, daß da, 
to eintretende bedeutende Naturhinderniffe für die leichtere Com: 
munication duch entjprechende Anftrengungen zu überwinden find, 
wie bei Gebirgs: und Sumpfwegen, oder wo Kapitalien verwendet 
werden, um die Communication dadurch nicht blos leichter, fon: 
dern auch minder Foftfpielig zu machen, die Erhebung einer Ge— 
bühr als Erjag für jolde Verwendungen berechtigt if. Dahin 
gehören alfo die Chauffee:, Brüden:, Hafen: und Tonnen: 
gelder für Leuchtthürme, Brücken u. ſ. w. Dieſer Grundjag ift 
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auch ziemlih in der ganzen Welt anerkannt. Allerdings aber 
jollte die Berechnung der Höhe diefer Gebühr auf dem Princip 
beruben, daß fie nie mehr als die Berzinfung und Amortijation 
des Anlagefapitals, die Kojten der Erhaltung und die Kojten der 
Verwaltung folder Anftalten enthalten jollten. Ebendeshalb ijt 
es wol auch ziemlich in der ganzen Welt Grundjag: erjtlich, daß 
diefe Einnahme dem gebührt, der die Heritellung zu leiſten bat 
und zwar ohne Rüdficht darauf, ob es Gemeinden, Landichaften 
oder die Staaten jelbit find, welche die Serftellung bejorgen. 
Zweitens, daß die Erhebung ſtets unter der Oberaufſicht des 
Staats zu ftehen hat; und drittens vor allem, daß jede jolcher 
Gebühr nur unter Zuftimmung der Regierung eingeführt werden 
kann. Eines Gejeßes bedarf es daher nicht. Es mangelt uns 
jedoch bisher eine ausreichende Darftellung diejes Berfehrsgebühren: 
ſyſtems für die einzelnen Staaten, und ohne eine ſolche kann die 
Finanzwiffenichaft auf diefem nicht unmichtigen Gebiete nicht 
weiter fonmen. 


Das engliſche Princip iſt für die ganze Frage ein ſehr ein: 
faches. Jeder Weg, jeder Hafen, jede Brüde, jeder Kanal erfcheint 
als ein Unternebmen, jowie e8 durd Anlage von Kapitalien ber: 
gejtellt wird, Die Unternehmer — tbeil® Gemeinden, theils Gefell: 
ihaften — deden fih dann durch Gebühren, und dazu bedürfen fie 
eines formellen Beichlujied des Parlaments. Dieje Beſchlüſſe find in 
ver Ihat Verorbnungen, aus denen ſich dann die eigentlihen Wege:, 
Brüden: und Hafengejege allmäblih als Reſumirung der allgemeinen 
Grundfäge gebildet haben, während die Gebühren ſtets bejonders in 
den Turnpike, Pier and Harbour Acts aufgeführt und ſehr genau 
angegeben werden. ©. über das engliihe Wegewejen und jeine 
abminiftrative Gejepgebung Stein, „Handbuch der Verwaltungslehre”, 
S. 184 fg. nebjt der betreffenden Literatur. — Das franzöſiſche 
Spftem der Gebühren am bejten in den verjchiedenen Artikeln von 
Blod, „Dietionnaire‘, v. Bais (Mafferwege, Fähren und Brüden) Peage, 
Phares et Ports maritimes. — Das deutfhe Recht bat die ganze 
Frage mit der Kegalität jo innig verſchmolzen, daß das deutſche Pri: 
vatrecht jtatt der Finanzwiſſenſchaft als Hauptquelle über das Rechts: 
verbältniß gelten muß, während die finanzielle Seite fehlt; um fo 
mebr, als die Abgaben jtet3 örtliher Natur find. Nur Rau bat das 
Verdienſt, diejelben in der Finanzwiſſenſchaft hervorgehoben zu haben, 
wäbrend Wirth und Umpfenbach es wieder wealafien, Pfeiffer vagegen, 
obwol man in vielen einzelnen Punkten, wie 5. B. in ver unbe: 
dingten BVertheilung des Straßen: und Brüdengelves, ihm nicht bei 
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jtimmen kann, bat das ganze Gebiet gut und mit jtatiftifhen Daten 
— leider ohne Anführung der Quellen — behandelt. „Staatsein- 
nahmen‘, I, 316— 331. 


1. Die Eoncejfionsgebühren. Unter den Conceſſions— 
gebühren veritehen wir die Gejanmtheit von Abgaben, welche für 
die Berechtigung, irgendeinen Erwerb auszuüben, gezahlt werden 
müſſen. 

Auch dieſe Conceſſionsgebühren haben ihre Geſchichte, und 
wenigſtens die Grundlagen derſelben müſſen als Vorausſetzung der 
richtigen Beurtheilung dieſer Gebühren angeſehen werden. 

Die Conceſſion von Gewerben entſteht, als die gewerbliche 
Thätigkeit die Feſſeln der Zunftgewerbe durchbricht, und neue Er— 
werbszweige, die in die alte Form nicht mehr hineinpaſſen, neben 
Zunft und Innung auftreten. Die Conceſſion erſetzt dabei das 
Zunftrecht; ſie iſt daher eine Verleihung des Gewerberechts, 
und die dafür gezahlten Beiträge ſind in der That der Form 
nad) Gebühren, ebenfo wie die folgende Erſcheinung, die ſich 
daran anfchließt, das ijt die allmählich geforderte Beitätigung 
der Zunftprivilegien, die auch nicht ohne Gebühr vor fich geht. 
Betrachtet man aber diefe Abgaben genauer, jo find fie ihrem 
eigentlichen Wejen nad der Anfang der Gewerbefteuer, die 
bier als; Conceſſions- und Beftätigungsgebühr gezahlt wird. Als 
nun mit dem 19. Jahrhundert die eigentliche ſyſtematiſche Ge: 
werbefteuer allenthalben eingeführt wird, entjteht die Frage, ob 
e3 neben diefer Steuer noch eine Eonceffion geben könne und dürfe. 
An jih mußte die Antwort natürlich eine durchaus negative fein; 
das Princip der Gewerbefreibeit jchließt jede Conceſſion aus und 
mit ihr auch die Gebühr. Allein dennoch zeigten ſich alsbald 
Fälle, in denen einerjeitS die Gewerbefreiheit durch die Conceſſion 
beihränft werden mußte, andererjeitS reichte für gewiſſe Unter: 
nehmungen der einfache Begriff des Gewerbes überhaupt nicht aus, 
und endlid war auch die Thätigkeit, welche die Regierung in diejen 
Fällen ausübte, eine jo jpecielle, daß eine Gebühr dafür Feines: 
wegs unberedtigt erichien. So entwidelte jih trog und mitten 
in der Gewerbefreiheit ein eigenthümliches Syftem von Gebühren, . 
deſſen Bedeutung nicht einfach mit dem Begriff der Gewerbefrei— 
beit und mit der einfachen Negation ihrer Berechtigung abgethan 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 16 
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ift, und das in feinen Grundzügen ziemlich in der ganzen Welt 
befteht, wenn auch im Einzelnen nicht unbedeutende Unterjchiede 
dabei obmwalten. Dieſe von der Gemwerbeftener natürlich ftreng zu 
ſcheidenden Gonceffionsgebühren theilen ih in die Eonceflionen, 
welche auf der Gewerbepolizei und in diejenigen, melde auf 
dem Öffentlihen Rechte beruhen. 

a) Gebühren aus dem Eonceffionswejen der Gewerbepolizei 
entftehen da, wo der Anlage eines Gewerbes eine Unterjuchung 
aus Rüdfichten der öffentlichen Gejundheit oder Sicherheit vorber- 
gebt, und find in der That ein Erſatz der befondern Thätigfeit der Be: 
börde für den beftimmten Fall einer ſolchen Anlage, alfo meift Con: 
ceffionsgebühren. Es iſt ganz richtig, daß gar feine andern 
Gebühren gefordert werden jollten, jomweit e8 ſich um gewöhnliche 
Gewerbe handelt, und daß, wo ſolche dennoch beftehen, fie nur 
ein Beweis der Mangelhaftigkeit der Gemwerbefteuer find. Dagegen 
ift nicht abzufehen, weshalb die obige Art der Gebühren nicht als 
eine naturgemäße anerkannt werden jollte. 

b) Die Eonceffionsgebühren des öffentlihen Rechts haben 
dagegen einen ganz andern Charakter. Sie beziehen ſich auf jolde 
Unternehmungen, welche zu tief theils in das geſammte Leben der 
Volkswirthſchaft, theils in das Privatrecht eingreifen, um ohne 
eine von Fall zu Fall vorgenommene Unterfuhung und behörd— 
lihe Genehmigung vorgenommen werden zu fünnen. Wir unter: 
fcheiden dabei drei Hauptfälle, 

Der erſte ift der der Eijenbahnconcejfionen. Das Ber: 
hältniß derjelben it allerdings jehr verjchieden, je nachdem die 
Anlage von Eijenbahnen vom Staate gewünfcht wird oder ganz 
von der Privatindujtrie ausgeht. In beiden Fällen motivirt die 
umfaffende VBorunterfuhung, Angebung, Beurtheilung der Pläne 
u. ſ. w. gewiß eine Gebühr; allein es ift natürlich, daß diefelbe 
im eriten Falle wegfällt, um nicht der Bahnunternehmung große 
Laften aufzuerlegen, während fie im zweiten Falle unbedenklich 
gefordert wird. Das erfte ift der Fall auf dem ganzen Eontinent, 
das zweite in England. Die Conceffionsgebühren der einzelnen 
Bahnen find daher in England ſehr hoch; auf dem Continent 
dagegen hält fi der Staat ſchadlos durch die Stempelung der 
Actien, die man, da fie nur einmal vorkommt, in der That 
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al3 eine gewiß nicht minder bedeutende Conceffionsgebühr be- 
traten muß. Offenbar iſt eine jolde Gebühr an fich nur da 
motivirt, wo diejelbe fahmännijcher Beurtheilung außerhalb 
der Concefjionare und des Minifteriums bedarf, wenn man fie nicht 
als eine Unterart der Verkehrsſteuer betrachten will, was immerhin 
ſehr zweifelhaft jein wird. 

Der zweite, viel mehr beftrittene Fall ift der der Erfin- 
dungspatente. Will man darüber vom finanziellen Standpunfte 
in3 Klare fommen, jo muß man fi vor allem entjchließen, die 
Frage nach der Richtigkeit der Erfindungspatente an ſich von der 
Patentgebühr zu jcheiden. Thut man dies, fo ergibt fich, daß, 
da mit dem Patent überhaupt auch die Patentgebühr mwegfällt, 
die legtere, jolange es überhaupt Patente gibt, allerdings voll: 
fommen berechtigt ift. Nur muß auch bier wieder geſchieden 
werden. Die Patentgebühr fol nämlich erftlich Feine Steuer 
jein; die Steuer für das Patent kann natürlich erft mit feiner 
Ausübung in Wirkfamkeit treten. Sie ift und muß fein eine 
Entlohnung für die Thätigkeit der Fachmänner, melde das 
Patent — zu dem bier im weitern Sinne auch die Geheimmittel, 
geologische Unterfuhungen, mediciniishe Analyſen als Boraus: 
jeßungen irgendeines Ermwerbes gehören — unterjuden und bes 
urtheilen. Sie kann jein eine VBerwaltungsmaßregel, um durch 
ihre Höhe der Leichtfertigkeit und Willfür in dem Nachſuchen um 
Patente, die immerhin eine gewiſſe Beläftigung der gewerblichen 
Induſtrie enthalten, vorzubeugen oder die Dauer des Patents zu 
beihränfen. In diefem Falle würde die Batentgebühr ſich in zwei 
Theile theilen; der erjte Theil wäre die Gebühr an die Fach— 
männer, der ziveite würde dem Gebiete der Gefälle angehören. 
Erfennt man die Patente als Analogien des geiltigen Eigenthums 
an, fo wird man durdhaus vom Standpunkte der Verwaltung den 
zweiten Theil, das adminiftrative Element in der Gebühr, für 
wohl motivirt halten; jedenfalls ift vom Standpunkte der Finanz: 

wiſſenſchaft gar Fein Einwurf dagegen zu erheben. 

Der dritte, einfache Fall ift der der Jagdlicenz, bei der 
übrigens die Gebühr ebenjo ſehr den Charakter einer Pachtſumme 
als die einer Gebühr hat, welche legtere im Grunde in der Ge- 
bübr für einen Waffenpaß bezahlt wird. 
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Allerdings eriftiven feine felbftändigen Conceffionsgebühren auf 
dem Continent; dagegen find fie in England deſto bedeutender. Voce 
bat ein Beifpiel dafür aufgeführt S. 210, 211, nod dazu eins der 
am wenigiten koftipieligen; die Honorare für die Comitethätigfeit des 
Unterhauſes in der Beurtheilung der Concejjion betragen gegen 
30000 Fl.; es iſt befannt, daß fie in vielen Fällen viel theurer 
find. Ebenſo betannt ift aber, daß dieſe Kojten nicht etwa dem Staate 
zu gute kommen, fondern vielmehr nur Präfenzmarten und Honorare 
für Unterhausmitglieder und Advocaten find, ein Misbraud, der jhon 
oft erfolglos gerügt ift. — Die Gebühr für Privilegien iſt Gegen: 
jtand vielfahen Streits gemwejen. Gemöhnlih hat man dabei dieſe 
Gebühr rein als ein abminiftratives Gefälle betrachtet, während fie 
in der That vorzugsweife nur fahmännifhes Honorar ift, was bie 
Entfheidung der Frage fehr erleichtert. Rau fieht nur das Steuer: 
element darin, $. 245; Kleinſchrod bat die Sahe an fih richtig auf: 
gefaßt, jevoh das fachmänniſche Honorar nit genug hervorgehoben 
(PBatentgefepgebung); über franzöfifhes Gebührenwejen der Brevets 
d’invention bei Hod, „Finanzverwaltung“, ©. 422. Die Frage vom 
Standpunkte ver Verwaltungslehre mit der Literatur bei Stein, „Hand: 
buch”, 388 fg. 


d) Die Gebühren der gejellihaftliden Verwaltung. 


Wir haben in unſerm Syiteme der VBerwaltungslehre den Ge— 
danken aufgeftellt, und in unjerm Handbuche durchgeführt, daß 
das gejelichaftlihe Leben ein felbftändiges Gebiet der Verwal: 
tung ift. Wir haben als die eigentliche Aufgabe der Verwaltung 
das fördernde Eingreifen in die auf: und abfteigende Bewegung 
der Klafien, als das eigentlich Lebendige in der Geſellſchaft, hin— 
geitelt. Die Finanzwiſſenſchaft ihrerfeits zeigt, daß diefe Auffaſſung 
richtig ift; denn nur durch fie wird das letzte Kapitel der Ge- 
bühren verftändlich, dasjenige, welches wir al3 das der eigentlichen 
Berleihbungsgebühren bezeichnen müffen. Dieje Berleihungsgebühren 
werden gegeben in allen den Fällen, wo das Auffteigen des Ein- 
zelnen in eine höhere gejellichaftlihe Stufe durch einen freien ein= 
jeitigen Act der Krone geſchieht, aljo da, wo die gejellichaftliche 
Stellung durch Titel:, Ordens: oder Adelsverleihbung gegeben wird. 
Das germanifhe Königthum bat diefe Verleihung zu einem voll- 
ftändigen Syſtem ausgebildet, in deſſen Entwidelung fi drei Ab- 
ſchnitte jehr wohl ſcheiden lafjen. 

Der erfte Abjchnitt umfaßt die Zeit, in welcher folde Ber: 
leihungen no als eine rein perjönliche Gnade des Landesheren 
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angejehen werden. In ihm werden daher auch noch gar Feine 
Gebühren bezahlt, ſondern dieje treten erit da ein, wo die Ber: 
leihung Gegenftand einer jelbftändigen Ausfertigung in der Kanzlei 
des Fürften werden. Hier wird allerdings eine Gebühr im eigent: 
lihen Sinne des Worts bezahlt; aber es ift auch eben nur eine 
Kanzleigebühr, die jedoch ſchon urjprünglich mit der Höhe der ver: 
liehenen Würde jteigt. 

Der zweite Abjchnitt beginnt da, wo die wachjende Finanz: 
noth die Fürften dahin bringt, diefe Würden oder Ehren zu 
verkaufen. Daraus entjteht ein fürmlicher Preistarif für die ge: 
jeljchaftlihen Gnadenverleihungen der Fürften, in welchem neben 
der Zahlung an die Kaffe des Landesherrn das Gebühren: und 
Sportelfyftem für die Kanzlei jelbitändig erjcheint. Am Ende des 
17. Jahrhunderts und namentlih im 18. geht diejes Syſtem auch 
auf das gewerbliche Leben über, und es erfcheinen die Hofgemwerbe 
aller Art, deren Verleihung gleichfalls gegen Gebühren und Zah: 
lungen jtattfindet. Erſt das 19. Jahrhundert jegt dieſer Ver: 
käuflichkeit gejelichaftlicder Unterjchiede eine Schranke, ohne fie 
jedoch aufzuheben. Noch immer jind formell gewiſſe Ehren mit 
einer bejtimmten Summe Fäuflich, während andererjeits die wirk— 
lihe Erhebung der betreffenden Zahlungen mehr und mehr außer 
Gebrauch fommt. Indeſſen erhalten fich dabei die Kanzleigebühren 
namentlid bei den Adelsverleihungen, während fie bei den Orden 
und Titeln höchſtens noch als Sporteln fortbeitehen. In den Ein- 
nahmen des Staats erjcheinen diefe Einnahmen nur noch aus: 
nahmsweiſe und mit geringen Beträgen. Zum Schluß muß als 
eine außerordentliche Art der Verleihungsgebühren wol nod die 
Gebühr der Dispenjationen angefehen werden. Indeſſen ift es 
wol fein Zweifel, daß diefe Gebühr nur eine Ausfertigungsgebühr 
ift. Damit erjcheint das Syitem der Gebühren als ein abge: 
jchlofjenes, und jet beginnt die Lehre von den Haupteinnahmen 
des Staats, von den Steuern. 


Die Finanzwiſſenſchaft hat fih mit dieſem Gebiete nur fehr wenig 
abgegeben. Die Berurtbeilung des Princips der Verfäuflichkeit unter: 
liegt feinem Zweifel; von einem finanziellen Syſtem kann dabei feine 
Rede fein; jolange diefe Dinge noch fortbeftehen, kann man wol nur ver: 
nünftigerweije von Kanzleigebühren dabei reden. Eine wiſſenſchaftliche 
Behandlung ift daher bier nicht möglich, viefelbe gehört auf ein ganz 
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anderes Gebiet. Vgl. darüber Stein, „Handbuch der Verwaltungs: 
lehre“, S. 410 fg. Ueber das finanzielle Verhältniß Rau, „Finanzwiffen: 
haft“, I, 355 und Parieu, ‚‚Traite des impots”, IV, 50 fg. Pfeiffer, 
„Staatseinnabmen”, hat die Sache zwar berausgehoben, aber mit dem 
Stempelwefen zu ſehr verihmolzen I, 344 fg. Die ganze Erfchei: 
nung gehört bereit3 im wejentlihen der Geſchichte an. 


Zweites Gebiet. 
Die Steuern. 


Finleitung. 
I. Oeffentliche Laften, Leiſtungen, Steuern. 


Die entfheidende, alles in der Finanzwiſſenſchaft über: 
wiegende Bedeutung der Steuern macht es mol zunächſt noth— 
wendig, diejelben von den verwandten Erjcheinungen und Be— 
griffen zu fcheiden, um dadurch ihren Inhalt um jo Elarer 
feftftellen zu können. 

Der Staat, als die perfönliche und thätige Gemeinschaft aller, 
fordert von allen einen Theil ihrer Kraft und Thätigfeit. Dadurch 
bildet er feine eigene Kraft und Thätigfeit; er kann ohne diefe Hin- 
gabe nicht beftehen; er hat deshalb ein unbedingtes Recht auf diefe 
Bedingungen feiner Eriftenz. Die Gefammtjumme deſſen, was in 
diejem Sinne der Einzelne für das Ganze hingibt, nennen wir die 
öffentlichen Laften. 

Diefe öffentlihen Laften nun fcheiden ſich in zwei große 
Theile, wie das Wefen der Perfönlichkeit, das fie fordert. Sie 
find entweder perſönliche oder wirthſchaftliche Leiftungen. 

Die perjönlihen Leiltungen find folde, in denen die An— 
gehörigkeit des Einzelnen an den Willen und die That des Staats, 
das ift an die gejeßgebende und vollziehende Gewalt zur Erſchei— 
nung gelangt. Sie lafjen ſich daher ſehr beitimmt Fategorifiren. 
In Beziehung auf die gejeßgebende Gewalt gehört dahin die ge: 
jammte Theilnahme an der Volksvertretung; in Beziehung auf 
die vollziehende Gewalt dagegen die Theilnahme an der Thätig- 
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feit der Regierung, der Selbjtverwaltung und des Vereinsweſens. 
Dieje thätige Betheiligung ijt in den verjchiedenen Zeiten und 
Böllern eine jehr verjchiedene,; aber jie wird erit zu einer con- 
creten an dem Object der Bollziehenden Gewalt, den fünf Ge- 
bieten der Verwaltung. Sie ericheinen theils in der Verpflichtung 
zum Waffendienit, theils iin der Verpflichtung, der Regierungs— 
gewalt thätige Hülfe im Nothfalle zu leijten, theils in all den For: 
men, in welchen der Einzelne an der freien Verwaltung theilnimmt. 
Hier laſſen ſich wieder fcheiden die Pflicht zur Theilnahme an der 
Finanzverwaltung durd die Betheiligung an Schäßungs: und Ab: 
findungscommijlionen, die Pflicht zur Theilnahme an der Rechts: 
pflege in den Geſchworenengerichten und endlich die Pflicht zur 
Theilnahme an der innern Verwaltung, die ihrerjeits entweder 
durch die Betheiligung an den Bertretungen der Selbftverwal: 
tungsförper — Landſchaft, Gemeinde und Körperihaft — oder 
durch Betheiligung an den Berwaltungsvereinen geleiftet wird. 
Dieje öffentlichen Leiftungen find oft jehr bedeutend und bilden 
einen wichtigen Theil der Verwaltung. Sie erfordern in den 
meilten Fällen große Opfer an Thätigfeit und Geld, und deshalb 
ericheinen jie als öffentlide Laften. Allein andererfeits find fie 
fein Theil des wirthſchaftlichen Lebens des Staats, weil fie 
feine wirtbichaftliche Leiftung des Einzelnen für das Ganze ent: 
halten. Das zeigt ſich namentlich darin, daß fie nicht auf einen 
wirtbichaftlihden Werth und, Preis zurüdgeführt werden können; 
fie find Pflichten des perfünlichen, nicht des wirthichaftlichen Staats: 
bürgertbums; ihr Princip ift ein mwejentlid von denen diefer 
legtern verſchiedenes. Sie jind daher Feine Steuern, und es 
iſt falfch, fie unter die Kategorien der legtern zu rechnen. 
Weſentlich anders ijt e8 mit den wirthſchaftlichen Lei— 
jtungen an den Staat. Während die perjönlichen Leiftungen den 
Willen und die That des Staats bilden, haben dieje wirthichaft- 
lichen Leiftungen nur die Aufgabe, die materiellen Bedingungen 
diejer Lebensfunctionen des Staats zu geben. Dieje Leijtungen 
nun jcheiden ſich nah der Natur der Wirthſchaft in Leiftungen 
an Stoff, an Arbeit, oder an Geld. Indem man die beiden erften 
zufammenfaßt, entiteht der Begriff der Naturalabgaben, und 
diejenige Verwaltung, melde darauf angewieſen it, mit ſolchen 
Naturalleiftungen zu arbeiten, nennt man wol die Natural: 
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wirthſchaft; wogegen die Leiftungen in Geld die eigentlichen 
Steuern find, und die auf die Steuern bafirte Verwaltung die 
Geldmwirtbihaft genannt wird. Auf diefe Weije entiteht der 
formelle Begriff der Steuer. Die Steuer ift demnach formell der 
Beitrag des Einzelnen für die wirthſchaftlichen Bedürfniffe des 
Staat, der in Geld bejteht. 

Dffenbar nun ift diefer Unterjchied der wirtbichaftlichen Lei— 
tungen in Stoff und Arbeit einerfeits und in Geld andererjeits, 
oder der Unterfchied zwijchen Natural: und Geldwirthſchaft Fein 
blos formaler. Es hat einen tiefern Grund, wenn die gejchichts 
lihe Entwidelung der Staatswirthichaft fait unmiderftehlich fich 
von der Nationalwirtbichaft lostrennt und zur Geldwirthſchaft 
übergeht, und es ift wichtig, diefen Grund hervorzuheben. Der 
Werth der Naturalleiftung für die Zivede der Verwaltung ift jtets 
ein theils durch die Natur des Stoffes, theils durch die der 
Arbeit, theils aber auch durch die des Ortes verjchiedener und 
zufälliger, und die Verwaltung jelbit hängt deshalb bei der Na: 
turalwirtbichaft jtetS von diejen Leiſtungen ab, jtatt frei über 
fie verfügen zu fönnen. Jede Verwaltung, die auf Natural: 
leijtungen bafirt ift, ift daher feine entiprechende, und kann auch, 
was ebenjo mwejentlich ift, für ihre eigenen Leiftungen niemals 
verantwortli” gemacht werden, jowie es fich bei denjelben um 
fahmäßige Bildung handelt. Sobald diejelbe eine geregelte und 
zugleih verantwortliche Verwaltung. bildet, fordert fie von der 
Staatswirthſchaft jtatt der Einzelleiftung Geld, und diefes Auf: 
treten der Steuer an der Stelle der Naturalwirtbichaft bedeutet da= 
ber die Epoche, in der die Verwaltung fahgemäß und verant- 
wortlich geworden ift. ‚jede Naturalwirtbichaft gehört daher ent: 
weder der Epoche einer unvollflommenen, oder der einer unfreien 
Verwaltung, und in diefem Sinne jagen wir, daß die Steuern, und 
damit die Geldwirtbichaft, den wirthichaftlihen Ausdrud für die 
Entwidelung der dee der böhern und freiern Verwaltung bilden. 

Ebendeshalb gehört die Daritellung der Naturalwirtbichaft 
und ihrer Leitungen dev Geſchichte an; jie treten nur noch aus: 
nahmsmeije in der ftaatsbürgerlihen Gejellichaft auf, und wo fie 
noch vorkommen, werden fie immer mehr von den Steuern ver: 
drängt (4. B. Wegefrohnden), ja jelbit da, wo dieſes Staatsnoth: 
recht Dienfte fordert, erzeugt das Princip der Geldwirthſchaft den 
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Grundjak der Entihädigung. Mit dem Siege der jtaatsbürger: 
lihen Gejellihaft und der freien und verantwortlichen Verwaltung 
ift daher das Stenermwejen die ausjchließliche Grundlage der Staats: 
wirtbichaft, und das Ergebniß diejer Bewegung iſt der Saß, von 
welchem alle allgemeine Betrachtung der Steuer ausgeht, daß die- 
jelbe nur in innigjter Verbindung mit der Verwaltung veritanden 
werden kann. Erft damit ijt die Entwidelung des Steuerbegriffs 
möglid. 

In der That beginnt ebendeshalb aud die Theorie der Staat: 
wirtbihaft mit den Steuern und läßt die Nationalwirtbihaft faft 
ganz unbeachtet beijeiteliegen. Die ältern reden gar nicht von der 
legtern, Rau allein hat die Sache ind Auge gefaßt, jedoch faſt nur 
vom formellen Standpunkt, während Maurus („Die moderne Bejteue- 
rung und die Beiteuerungsreform“, 1870) den Unterfhied viel zu 
jehr verwiſcht. Gewiß ijt allerdings, daß die Steuern jteigen müſſen, 
wenn die perjönlichen Leiſtungen abnehmen und die Verwaltung alles 
bezahlen muß. Allein vie Frage, ob und wie weit das ftattfinden 
joll, gehört nicht in die Staatswirtbihaft, jondern in die Verwal: 
tungslehre. 


II. Organiſcher Begriff und Principien der Steuer. 


(Die Allgemeinheit, die Gleichheit und die Pro— 
ductivität der Steuer). 


Aus dem obigen formalen Begriffe der Steuer ergibt ſich nun 
der organiſche, den wir beſonders betonen müſſen. 

Die Steuer ift allerdings ihrem abftracten Wejen nad die 
Form, in welcher die Einheit des Einzelnen mit dem Ganzen 
wirtbichaftlich zum Ausdrud gelangt. Allein fie kommt doch erft 
zur Erjcheinung an der Verwaltung. Die Nothiwendigkeit der 
Verwaltung ift die Quelle des Rechts auf die Steuer, und ohne 
den Begriff der erftern kann man die legtere daher nie voll: 
jtändig erklären. 

Wir haben unjererjeits das Wejen der Verwaltung an einem 
andern Orte darzulegen verſucht. Hier muß ihr Verhältniß zu 
der Steuer und ihren PBrincipien feinen Platz finden. 

Die Verwaltung oder der thätige Staat ijt nämlich die durch 
die Gejehgebung bedingte und durch die vollziehende Gewalt aus: 
geführte Heritellung derjenigen Bedingungen der individuellen Ent: 
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widelung, welche für die legtere abjolut nothivendig find, aber 
dennoch durch den Einzelnen nicht allein hergeftellt werden können. 
Das, was die Verwaltung leiftet, ift daher ein mwejentlicher Theil 
deffen, mas der Einzelne producirt; je höher die Gefittung eines 
Volkes fteht, um fo größer ift der Antheil, den die Verwaltung 
auf die obige Weile an der individuellen wirthichaftlihen Pro- 
duction bat. Wie das gefchieht, zeigt die Verwaltungslehre. 

Natürlih nun haben dieje Leiftungen der Verwaltung nicht 
blos einen großen wirthſchaftlichen Werth, jondern fie fordern 
auch Koften. Es ift nun klar, daß dieje Koſten, obwol fie für 
die Verwaltung ausgegeben werden, im Grunde zu den Geftehungs- 
foften der gefammten Production des Einzelnen gehören. Dieje 
Koften werden durch die Steuern gededt. Es folgt daraus, daß 
die Steuern ihrem wirthſchaftlichen Wejen nad nicht? anderes 
ind als derjenige Theil der Geſtehungskoſten jedes einzelnen 
Einfommens, der dur den Staat und feine Organe und An— 
falten für die Intereſſen und das Einkommen des Einzelnen ver- 
waltet wird. An jedem Einfommen bat die Berwaltung einen 
Theil; jedes Einfommen muß daher auch für diejen Theil in der 
Form der Steuer zahlen. Und von diefem Gefichtspunfte aus 
erklären ſich nun leicht diejenigen Säße, welche man mwol als die 
allgemeinften Principien des Steuerweſens angejehen bat. 

Sit dem nämlich jo, jo folgt zuerit, daß jeder Staats- 
bürger eine Steuer zahlen muß, nicht etwa weil er vermöge 
jeines Reineinkommens die Steuer zahlen kann, jondern weil 
dad Reineinkommen zum Theil eben aus jenen Leitungen des 
Staats in jeiner Verwaltung hervorgeht, und daher vom volfs: 
wirtbihaftliden Standpunkte feinen andern Charakter hat als 
jede Zahlung des Einzelnen für die Leitungen eines Dritten. Ob 
der Einzelne aber muß oder will, ijt dabei gleichgültig; und in 
diejem Sinne jagen mir, daß die Steuern nicht blos abfolut find, 
wie das Weſen der Verwaltung, jondern auch allgemein, wie 
ihre Thätigkeit für jede Einzelwirthichaft. Das ift die Allgemein: 
beit der Steuern. 

Es folgt aber zweitens, daß aus demjelben Grunde die Steuern 
als Zahlung des Einzelnen für den Staat aud im Verhältniß 
zu demjenigen jtehen müfjen, was der Staat vermöge feiner Ver: 
waltung für die Einzelnen auch wirklich leiftet. Offenbar nun 
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leiftet der Staat mehr für eine große Wirthſchaft und umfaffende 
Unternehmungen als für eine fleine. So wenig wie ich für eine 
Tagesarbeit jo viel Lohn zahlen kann als ein anderer für drei, 
jo wenig fann die kleine Production ebenjo viel fteuern als die 
große. Die Steuer muß daher im Berhältniß zu dem Umfange 
der Production jtehen, welche der Thätigfeit der Verwaltung be: 
darf. Dies nennen wir das Princip der Gleichheit der Steuer. 
Die Gleichheit der Steuer bedeutet daher nicht die Gleichheit des 
Betrages, die der Einzelne al3 Steuer zahlt, fondern das 
richtige Verhältniß diejes Betrages zu der Benugung der Ber: 
waltungsleiftungen je nad) dem Umfange der Einzelwirtbichaften. 
Es ift daher klar, daß die Gleichheit des Steuerbetrages die 
Ungleichheit der Steuer fein würde, und daß vielmehr die Gleich: 
beit der Steuer nur durch die Ungleichheit des Steuerbetrags er: 
reicht wird. Nie war ein jcheinbares Parador jo unzweifelhaft 
richtig wie diejes. 

Endlih aber folgt, daß vermöge dieſes Weſens der Steuer 
diefelbe auch nur dann begründet ift, wenn das, was ich für 
meine Steuer von dem Empfänger berjelben, dem Staate, ver: 
möge feiner Verwaltung befomme, auch gleich dem ift, was ich 
als Steuer bingebe. Eine Steuer hat nur dann einen volkswirth: 
ihaftlihen Sinn, wenn fie aus meinem Einfommen genommen, 
duch ihre Verwendung mir auch wirklich denjelben Betrag an 
Einkommen wieder einbringt, den fie jelbft ausmacht. Der Werth 
der Leiftungen des Staats für mich dur jene Berwaltung muß 
mindeftens fo groß fein als der Werth; meiner Leiftungen an den 
Staat, die ih als Steuer zahle. Iſt er das nicht, jo iſt nicht 
etwa blos die Verwaltung nicht gut, jondern es iſt Elar, daß ich 
auf die Dauer eine foldhe Leiſtung wirthſchaftlich gar nicht zu 
machen im Stande bin. Und diejes Princip der Steuer nennen 
wir wol am bejten die Broductivität derjelben, das ift das: 
jenige Verhältniß, vermöge defjen fie fähig ift, durch ihre Verwen— 
dung mir fo viel wieder einzubringen, als fie mich felbft 
foftet. Die Productivität der Steuer ift daher ihre erfte und 
legte Lebensbedingung; aber es ift einleuchtend, daß diejelbe nicht 
auf der Steuer felbit, jondern auf ihrer Verwendung, das ift auf 
der Verwaltung des Staats beruht. Und jo jchließt mit ihr 
der Begriff der Steuer ſich wieder an jeinen Ausgangspunkt an, 
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den Begriff und den Inhalt der Verwaltung. In diejen Sinne 
ift er eben ein organifcher Begriff, und der innige Berührungs- 
punkt der Finanzwiſſenſchaft und der Verwaltungslehre. Es wird 
künftig nicht möglich fein, das Eine ohne das Andere zu be- 
handeln. 

Faßt man nun das Dbige zufammen, jo kann man jagen, 
daß die Allgemeinheit der Steuer ihr ftaatsbürgerlidhes, die 
Gleichheit derfelben ihr finanzielles, und die Productivität ihr 
adminiftratives Princip bildet. 

Hier nun ift der Punkt, ſich über die eigentliche Bedeutung 
zweier Ausdrüde oder Meinungen Elar zu werden, die wir ſchon 
bier als hiſtoriſche Erjheinungen bezeichnen können, die aber bis— 
jegt als rein theoretiihe Elemente der Finanzwiſſenſchaft von der 
Doctrin fortgeführt find. Das ift die Bedeutung des Wortes 
„Abgabe” und der Sa, daß jede Steuer aus dem „Reinein- 
fommen‘ gezahlt werden müſſe. 

Eine Steuer ift feine „Abgabe“. Das Weſen der Abgabe 
it erihöpft mit dem Gedanken, daß der Einzelne einen Theil 
feines Befiges überhaupt an den Staat hergeben müſſe; eine 
Steuer ſoll zugleih productiv fein. Eine Abgabe kann zwar 
allgemein und gleich, aber jie kann nie productiv fein. it fie 
das, jo ijt fie eben eine Steuer. Die Abgabe iſt thatſächlich eine 
hiſtoriſche Erjcheinung, theoretiich eine unklare Vorftellung. Aus 
den Abgaben haben ſich die Steuern gebildet; aber nachdem die 
Steuern entjtanden find, ſoll es eben feine Abgaben mehr geben. 
Nimmt man aber Steuern und Abgaben identifch, jo verwirrt man 
wieder das Verſtändniß. Es wäre gut, Wort und Begriff der 
Abgabe definitiv in das Gebiet der Gejchichte der Steuern zu 
vermeijen. 

Wichtiger ift der zweite Punkt, und bier treffen wir auf eine 
traditionell und jelbit conventionell gewordene Auffaffung, die 
wir. aber nahdrüdlich befämpfen müffen. Es ift das die befannte 
Borjtellung, daß die Steuern aus dem „Reinertrage“ bezahlt wer: 
den jollen. Dieje Vorftellung ift ein altes Erbtheil der Phyſio— 
traten, und hat biftoriich ihren großen Werth gehabt. Allein fie 
ift nicht blos ihrem Inhalte nach falſch, jondern verwirrt auch 
das richtige Urtheil. In der That jol nämlich die Steuer nicht 
von Reineinfommen, jondern vom Einfommen bezahlt und ge: 
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tragen werden, denn fie ift ein Theil der Geftehungsfoften der wirth— 
ihaftlihen Production, und jegt daher, wie alle Geftehungstoften, 
zwar ein Reineinfommen al3 wabhrjcheinlic voraus, kann aber 
wie jene nicht von dem Fünftig erft zu erwartenden Reinertrage 
abhängig gemacht werden. Es ilt ganz undenkbar, daß die Steuer 
erft dann bezahlt werden joll, wenn durch die Leiftungen der Ver: 
waltung ein Reinertrag erzielt worden ijt, da ja diefe Leiftungen 
der Verwaltung überhaupt erft durch die Zahlung der Steuer ge: 
dedt werden. Das Feithalten an dem Begriff des Reineinfommens 
bat daher eine ganz andere Bedeutung; es ift, wie wir jehen mer: 
den, der Ausdrud des jocialen PBrincips im Steuermwejen, und 
der erjte Blid auf die wirkliche Beſteuerung zeigt jedem wol in 
der unzmeifelbafteften Weife, daß feine Steuer auf ein Reinein- 
fommen wartet, jondern ohne Rückſicht darauf, ob ein foldhes 
vorhanden ijt oder nicht, umgelegt und erhoben wird. Selbft die 
Rentenftener ift gegen das Daſein eines Reineinfommens gleich: 
gültig; denn wäre fie rein auf das legtere berechnet, jo würde 
fie in dem Falle nicht eintreten dürfen, wo ich 3. B. das Geld, 
mit welchem ich die Rente mir erfauft habe, leihe und mit höherm 
Zinsfuße verftenern muß, als der iſt, den ich als Nente beziehe, 
Deutliher iſt wol die Gleichgültigkeit der Steuer an fich gegen 
das Reineinfommen nicht zu zeigen. Etwas anderes dagegen iſt 
allerdings die Frage nad) dem Verhältniffe der Höhe der Steuer 
zum Reineinlommen, von der wir unten reden. 

Das nun find die Principien der Steuer. Es ift aber von 
höchſtem Intereſſe, den großen hiſtoriſchen Proceß fich zu ver: 
gegenwärtigen, durch melden fie nah langem Ringen zur Gel- 
tung gelangt find. 


Man kann jagen, dab, während die Phyſiokraten das Princip 
der Steuer in ihrem Verhältniß zu dem Boltsvermögen zuerjt auf: 
geftellt, Adam Smith dafjelbe zuerit in jeiner Beziebung zu den Ge: 
ſetzen der Volkswirthſchaft bezeichnet bat. Die Aufgabe der Deutichen 
war es, ein Spitem daraus zu bilden; doch gibt erft die Beziehung 
zur Verwaltung dem Steuerbegriffe feinen wahren Inhalt. Wir 
glauben, daß dies vor allem feſtzuhalten ift. 
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IH. Die Elemente der Geſchichte des Steuerweſens. 


(Die grundherrlide, die ftaatsbürgerlide und die 
jociale Epode.) 


Es ift etwas anderes, die Geſchichte des Steuerweſens als 
die thatjächliche Reihenfolge der einzelnen wirklichen Abgaben und 
Steuern aufzufaſſen oder fie als einen organischen, durch beitimmte 
Geſetze beherrſchten Proceß zu verſtehen. Das eritere gibt uns 
das Material, die Thatfahhe des Wechſels im Steuerwejen; das 
zweite zeigt uns, welche Elemente dafjelbe beberrichen. 

Das Material diefer Gefchichte ift num noch jehr wenig be— 
fannt; nur auf einzelnen Punkten liegen eingehende Unterfuhungen 
vor; die bisherige Gejchichtichreibung bat jich jo wenig um das 
Steuerwejen gekümmert al3 um die Verwaltung. Es ift auch 
nicht zu leugnen, daß eine detaillirte Darftelung ein ungeheures 
Gebiet zu bewältigen hätte, und das Wenige, was wir darüber 
willen, zeigt uns auf allen Punkten diefelbe Thatjache, da näm— 
lih die ganze Steuerbildung ihrer Form, ihrem Umfange und 
ihren Beziehungen nach eine durdhgreifend örtliche ift. Diejer Ge- 
wißheit gegenüber fteht Eins feft: Die jheinbar unabjehbare Maffe 
von gleichfalls jcheinbar zufälligen und willfürlichen Beſteuerungs— 
verhältniffen ift gar nicht zu bewältigen, wenn nicht in derjelben 
ſich zulegt feite Kategorien ergeben, unter welche man die Einzel: 
beiten jubjumiren und fo ein organifches Leben an die Stelle 
des zufälligen jegen Fann. Auf diefem Punkte beginnt aber mit 
der Wiſſenſchaft der Steuergejchichte zugleich das wahre Intereſſe 
an derjelben; und dieſe Kategorien find im Grunde nicht blos 
vorhanden, jondern auch einfady und leicht verftändlich. 

Die Steuer tritt nämlich erft mit der Verwaltung auf; 
fie jchließt fich auf jedem Punkte an diejelbe an, und es ift daher 
die Entwidelung der großen Grundprincipien der Verwaltung, 
welche die wahren Epochen des Steuerwejens abgibt. Wir fchei- 
den demnach die lehnsherrliche, die jtaatsbürgerliche und die jociale 
Epode im Steuerwejen Europas. Alle Erfcheinungen des legtern 
laſſen jih ungezwungen auf diefe an ſich einfahen Grundformen 
zurüdführen. Nur muß die Finanzwiffenihaft das Weſen der 
legtern als befannt vorausjegen. 
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Erfie Epode. 
Das grundherrliche und Tehnsherrlihe Steuer: und Abgabenwejien. 


Das Wejen der Grundherrlichkeit nun, wie wir es in unferer 
Berwaltungslehre dargeftellt haben, bejteht darin, daß der Beſitzer 
de Grundes und Bodens zugleich der Beliger aller ftaatlichen 
Nechte ift — das beißt, er hat zugleich die Verwaltung innerhalb 
der Grenzen jeines Beliges. Allein jeine Berwaltungsthätigkeit 
it noch gleih Null; wo fie aber, wie bei dem Gerichte, auftritt, 
da läßt er fie fih dur Gebühren zahlen. Zwar bat die Grund: 
berrlichkeit große Abgaben; allein fie beftimmt dieje Abgaben nicht 
als Inhaberin der Steuer: und BVBerwaltungsgewalt, jondern ala 
Eigenthümerin des Grundes und Bodens; die Abgaben, melde 
fie im Namen diefer Rechte auferlegt, find daher, mögen fie jonft 
Namen haben wie jie wollen, feine Steuern, jondern Leiftungen 
an den Grundherrn. Doc jcheiden fi in diefen grundherrlichen 
Abgaben ſchon die formalen Elemente neben den Gebühren, welche 
der Hinterjaffe an das Gericht des Herrn zahlt. Wir finden ſchon 
in den Fronen und Zehnten, dem Weidereht, Rauchhuhn 2c. 
die Elemente der Grundfteuer, in dem Befthaupt, dem Mühlgeld 
u. j. w. die Elemente der Erwerbsiteuer, in dem Schanfrecht Elemente 
der Berzehrungsiteuer, in dem Abfahrtgeld (gabella) die Elemente 
der Verkehrsſteuer. Alle dieje Laften der Hinterſaſſen beruhen aber 
ihrem Rechtstitel nad) auf dem Eigenthumsrechte des Herrn. Die 
Abgabe ift daher ein Zeichen der Unfreiheit. Daher der 
wüthende Kampf gegen die Steuer, die jener Zeit viel mehr be- 
deutete als eine bloße Abgabe; daher der Grundjag der Steuer: 
bewilligung des jtändiichen Rechts; an diefem Principe ging in 
England Karl I. zu Grunde, und von ihm aus erklärt noch im 
Jahre 1666 Sedendorf die Steuer für ein „ertraordinär Mittel”, 
während Bodinus im 16. Jahrhundert fie überhaupt noch nicht 
fennt. Das wird erjt in der folgenden Epocde anders. _ 

Demnach bejteht jchon der Staat und mit ihm, wenn aud 
nod feine Steuer, jo do das Corollar derjelben. Das fi 
zwar langjam aber ficher entwidelnde Königthum organifirt all: 
mählich eine Staatswirtbichaft, in der es von Anfang an die 
Steuer aufnehmen muß. Zwar ijt es ihm anfänglich nicht mög: 
lich, eigentlihe Steuern aufzuerlegen; allein es findet einen Erſatz 
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dafür in dem Begriff und dem Necht der Regalien. Die Rega— 
lien find ihrer Form nach königliche Rechte, ihrem Inhalt und 
Zweck nad find fie ein förmliches Steuerfyften. Nur findet diejes 
Steueripftem feine fefte Grenze an dem obigen Princip der Grund: 
berrlichfeit. Die Negalien umfaffen alles, nur nicht die Rechte 
der Grundherrlichkeit; fie machen aus allem eine Einfommensquelle 
für das Königthum, nur nicht aus dem Ertrage des Grundes und 
Bodens. Dennoch fommt bald die Zeit, wo diejer Zuftand nicht mehr 
gehalten werden kann, Denn jhon mit dem 16., entſchieden aber 
mit dem 17. Jahrhundert beginnt das Königthum zu verwalten. 
Der Staat leijtet für alle; daher müfjen alle für ihn leiften. Jetzt 
ändert jih das alte Spitem der Iehnsherrlihen Rechte und Lei— 
jtungen. Bisher hat der einzelne freie Mann dem Staate das 
Seinige durh perſönliche Leiftungen gegeben. Er ging jelbit 
ins Feld, rüftete ſich jelbit, nährte jich jelbit, trat jelbit ins Ges 
riht; von einem Gehalt oder einem Erjaß ift für ihn Feine Rede; 
der Grund und Boden ijt eben die Gegenleijtung des Staats; der 
Belig an Grund und Boden iſt es, der die Verpflichtung zu den 
Leiftungen begründet. Das ijt das alte Princip, das in den 
Lehnsverträgen der Vaſallen nur beftimmt formulirt if. All: 
mäblich aber reicht das Princip nicht aus. Zwei Dinge zwingen 
das Königthum, an eine regelmäßige und jelbitändige Einnahme 
zu denken; das ilt das jtebende Heer und das Beamtenthum. 
Beide zwingen dafjelbe, anftatt ſich mit den unjihern Regalien zu 
begnügen, an einen Beitrag des Grundes und Bodens zu denken. 
Das ift aber, nad dem alten Princip, nur auf Eine Weije mög- 
lid: Die Grundherrlichkeit muß freiwillig einen Beitrag zu 
dem Einkommen des Königs leiften. So entfteht das, was wir 
die „Steuerbewilligung‘ im engern und eigentlichen Sinne nennen. 
Wie ihre Grundlage und Ausführung weſentlich verfchieden ift 
von dem Rechte, das wir als die Bewilligung des Budgets be: 
zeichnet haben, jegen wir als bekannt voraus. Sie enthält Feine 
Pflicht der Stände zur Bewilligung der Steuern, aber freilich 
auch fein Recht, die Verwaltung der Steuern zu controliven; fie 
ift Feine dauernde Verpflichtung, aber freilich auch Feine gejeglicye 
Bertheilung und Erhebung; fie bat feine bejtimmte Summe, aber 
freilich jteht fie au in gar feiner Beziehung zu den übrigen 
Einnahmen des Königs. Jedoch ift es Fein Zweifel, daß fie die 
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biftoriihe Grundform der directen Steuer ift; mit ihr ift die Epoche 
der Abgaben zu Ende, und die der Steuer beginnt. 

Will man nun den Unterjchied diejer beiden Epochen juriſtiſch 
genau beftimmen, jo beruht derjelbe darauf, daß das ganze Syitem 
diejer lehnsherrlihen Abgaben, jowol in den grundherrlichen Laften 
al3 in den Regalien und den Steuerbewilligungen, im ganzen 
wie einzelnen auf privatredhtliden Titeln beruht, obmwol 
es den Keim des öffentlichen Rechts in fich trägt. Den Ueber— 
gang in das eigentliche Steuerwejen bildet nun das Ende des 
17. und die erite Hälfte des 18. Jahrhunderts. Derjelbe ift leicht 
zu bezeichnen. Er enthält zweierlei. 

Zuerjt nehmen die Regalien den Charakter und Inhalt von 
Verwaltungsmaßregeln an und verbinden dadurd für ihre Ge: 
biete die Staatswirthichaft mit dem Weſen und Nechte der Ber: 
waltung. Mit dem 17. Jahrhundert tritt an die Stelle des 
lehnsherrlichen Königthums der Begriff des Staats, und aus dem 
föniglihen Rechte wird ein öffentliches Recht. So auf allen 
Punkten, jo aucd für die Negalien. Diejelben jind nicht mehr 
Sonderredhte des Königs, jondern Rechte des Staats. Ihre Ein— 
nahmen werden daher, wenn auch im Anfange nur principiell, 
Einnahmen des Staats. Noch weiß man nicht, daß fie zum 
großen Theil indirecte Steuern enthalten; das hat ſich zuerft klar 
berausgebildet im Zollregal und in den Monopolen. Allein den 
entjcheidenden Uebergang zu der neuen Gejtalt der Dinge bildet 
nun das Verjchwinden der alten Landſtände, das mit dem An- 
fange des 18, Jahrhunderts eintritt. Die Bewilligung der Steuern 
durch diejelben war bereits eine formelle, nad ihrem Wegfallen 
hielt nun das Königthum den Standpunkt feit, daß es auf die 
einmal bewilligten Steuern auch ein definitivesg Recht habe; und 
die Nichtberufung der alten Stände beieitigt das einzige Organ, 
welches gegen diejes Princip hätte Einſprache erheben Tünnen. So 
wird der oberjte Grundſatz des lehnsherrlichen Abgabenſyſtems 
gebrochen. Zugleich aber tritt der Gedanke auf, daß auch die 
Grundherrn wenigitens einen Theil ihrer Abgaben von den Hinter: 
jafjen nur als „Obrigkeit“ verlangen dürfen, und daß dieſe Ab- 
gaben daher zuleht doch auch „Steuern“ find. Zur rechten Gel: 
tung fommt diejes Princip noch nicht; aber der Beginn ift gemacht, 
und eine zweite Epoche beginnt. 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 17 
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Zweite Epodie. 


Das ſtaatsbürgerliche Stenerweien umd feine Prineipien. 


Wir haben diejelbe die Epoche des ftaatsbürgerliden 
Steuerwejens genannt. Das Wort drückt aber nicht blos einen 
beftimmten Begriff, jondern auch einen hiſtoriſchen Proceß aus. 

Allerdings war das königliche Recht auf die Negalien und 
Grundftenern jeiner innern Natur nah von dem lehnsherrlien 
auf Abgaben und Diente tief verjhieden. Allein fie hatten doch 
Eins gemeinfam. Sowol der Lehnsherr als der König ging davon 
aus, daß die Höhe diejer Leiftungen des Einzelnen weſentlich von 
ihnen ſelbſt beftimmt werden könne; es war das eine Der 
großen Anwendungen des öffentlich rechtlichen Brincips jener 
Epoche, das wir in der Vollzichenden Gewalt (Bd. I) als bie Ver: 
ſchmelzung der gejeggebenden und verordnenden Gemalt, und ſo— 
mit als das charafteriftiiche Element der abjoluten Monarchie be: 
zeichnet haben. Während nun die Lehre vom öffentlichen Rechte 
ſich mit dem rechtlichen Inhalte diefer Thatſache zu beſchäftigen 
hat, tritt für die Staatswirthichaft ein anderer Geſichtspunkt ein. 
Das war der volkswirthſchaftliche. Dffenbar hatte nämlich 
während der Begriff der Stenern gewonnen ward, das, was wir 
zum Unterfchiede davon die Beſteuerung nennen, feine wahre Baſis 
verloren. Das war das Maß der wirklichen Steuer. Die ge: 
waltige Entwidelung der ftehenden Heere einerfeits, und die Ver: 
ſchwendungen der Höfe andererfeits Liegen namentlich die Regie 
rungen die Steuerfraft des Volkes in einer Weile anipannen, daß 
durch die Steuer das ganze Neineinfommen der Bevölkerung ab: 
forbirt wurde, ohne daß die Verwaltung dem entgegen das Ihrige 
in entfprechender Weiſe geleitet hätte. Die unabänderlichen Geſetze 
der Nationalöfonomie traten in Kraft. Jede Wirthichaft bedarf 
des Reinertrags, wie in dem Begriffe jedes Gutes der der Wieder: 
erzeugung liegt. Ohne diejelbe geht fie zu Grunde. Die Steuern 
aber nahmen den Einzelwirtbichafteir das reproductive Element, 
und der Volkswohlſtand ſank und zwar in dem Grade, in welchem 
die Regierungen mehr Steuern nahmen und weniger in der Ver: 
waltung leifteten. So einfach die Sache an ſich war, jo dauerte 
es doch faſt ein halbes Jahrhundert, ehe man zum Nachdenken 


259 


über die tiefern Gründe diefer aus der Staatswirtbiehaft hervor: 
gehenden Verarmung gelangte. Es war natürlich, daß das Nach— 
denken da zuerft entjtand, wo das Unheil am größten war. Das 
war Frankreich. Hier blühte die Grumdherrlichkeit in ihrer höchſten 
Entwidelung und ebenjo die abjolute Monardie. Was die Seig- 
neurs übrigließen, nahmen die Intendants des finances, nament: 
lich ſeitdem nad Colbert’3 Sturz die Willfür ftatt der Ordnung 
und die Kriegslaft ftatt des volkswirthſchaftlichen Berftändniffes 
zu berrichen begonnen. So entitand jener Zuftand der VBerarmung, 
den niemand jchärfer bezeichnete al3 Vauban. Die erjte Reaction 
dagegen war der Vorſchlag defjelben, eine einfache Steuer, eine 
Dixme royale berzuftellen, ein Borfchlag, deſſen Object noch nicht 
die Steuer mit ihrem Weſen, fondern die Beiteuerung und ihre 
BVertheilung war. Natürlich half es nichts, Symptome curiren zu 
wollen. Der Kern der Sade lag eben darin, daß die Abgaben 
an den König noch immer ebenjo qut bloße Abgaben waren wie 
die grumdherrlihen Laften. Der erite Mann in Europa, der das 
Weſen des Mebeljtandes begriff und die Sache bei ihrem wahren 
Namen nannte, war Montesquien. Er erkannte zuerft, daß die 
Steuer eine Leiftung des Einzelnen für eine Gegenleijtung des 
Staats fei. Seitdem er den Sab aufgeftellt, daß in der Steuer 
jeder einen Theil feines Vermögens bergebe, um den andern ge- 
nießen zu können, hat man begonnen, über die Steuer nachzudenken. 
Allein wir müfjen zugleich darauf hinweiſen, daß die Steuerfrage 
fofort wieder in die Veftenerungsfrage überging. Denn jowol der 
Grundgedanke der Phyfiokraten, daß die Steuer nur vom Reinein: 
kommen gezahlt und ebendeshalb auch ausſchließlich vom Grund: 
befig getragen werden jolle, als der deutiche Anfang ſyſtematiſcher 
Behandlung bei Zufti, nehmen die Steuer ſchon als etwas Selbit: 
verftändliches an, und ebenjo hat Adam Smith ſich durchaus nicht 
mehr um das organiſche Verhältniß der Steuer zur Verwaltung 
getümmert, fondern ſich nur mit der Beſteuerung beihäftigt. Wohl 
aber knüpft fih am ihn die definitive Geftalt der Richtung, melde 
aus diefer Bewegung hervorging. Eine Thatjahe hatte im 
18. Jahrhundert alle andern im ganzen Steuerwejen überragt 
und war für Regierer und Negierte gleich verftändlich geblieben. 
Das war die, welche zuerft Quesnay formulirte in feinem bes 
kannten Sage Pauvre paysan, pauvre royaume; pauvre royaume, 
17° 
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pauvre roi. Man ſah ein, daß die Vorausjeßung aller Macht der 
Staaten ihre Einnahme aus den Steuern, die VBorausjegung der 
Steuern aber der Reichthum der Bürger fei. (Vergleiche dazu die 
Angaben in der Einleitung). Damit erzwang ſich die National: 
ökonomie ihre Geltung für die Lehre von den Finanzen, und die 
Epoche beginnt, in. welcher die Steuerfrage vor allem eine Frage 
der Volkswirthſchaft wird, die volkswirthichaftlihe Epoche des 
Steuerweſens. Es ift gar fein Zmeifel, daß diefe Epoche der 
Finanzwiffenschaft die größten Dienfte geleijtet hat, und daß ihr 
bis auf die neuefte Zeit alle Schriftfteller über das Steuerweſen 
angehören. Nur dadurd wird es möglich, den gemeinjamen Cha— 
rakter diejer ganzen Zeit in wenige Worte zufammenzufaffen, und 
jedem einzelnen Schriftiteller feine Stellung in diefer großen Be: 
wegung anzumeifen. Nur iſt es bezeichnend, daß jeit Quesnay 
und Adam Smith eigentlih weder die franzöfiihe noch die eng- 
liihe Literatur irgendetwas von Bedeutung für das Steuerwejen 
geleiftet hat. Die Steuerlehre ift eine ſpecifiſch deutſche 
Wiſſenſchaft feit Juſti, und dürfte cs auch troß Parieu und 
Morton bleiben. Denn feitdem Juſti die Finanzwiſſenſchaft zum 
dritten felbftändigen Theile der Staatswifjenichaft neben National: 
öfonomie und VBerwaltungslehre (Polizeiwiſſenſchaft) erhoben, bat 
die deutjche Wiffenfchaft aus den Finanzen ein Syſtem gemacht, 
deffen gewaltige Bedeutung Feine folgende Zeit wird verfennen 
können. Die Elemente diefes Syſtems find einfach. Jede Steuer 
joll aus dem NReineinfommen gededt werden; die Steuer ift ihrer— 
jeit3 die wahre Bafis der ganzen Staatswirtbichaft,; fie muß daher 
gründlich und auf jedem Punkte in innigiter Berbindung mit der 
Nationalökonomie jtudirt werden. Allein fie it und bleibt eine 
—Laſt, und es fommt weſentlich darauf an, dieſe Laſt fo zu ver- 
theilen und zu erheben, daß fie dem Ganzen wie dem Einzelnen 
jo wenig als möglich ſchade. Aus der Frage nad) der zwedmäßigiten 
Bertheilung der Steuern entjteht dann das Steuerjyjtem, an 
welches jih dann die Frage nad) den einzelnen Steuern, ihre 
Elemente, ihre Geſchichte und ihre rationelle Einrichtung anſchloß; 
aus der Frage nach der Erhebung entiteht die Lehre von der 
Steuerverwaltung und ihrer zwedmäßigiten Form. Während 
bei Soden noch das abjtracte Moment vorwiegt, jcheidet ſich ſchon 
mit dem zweiten Jahrzehnt unſers Jahrhunderts eine zweifache 
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Richtung in der Fiteratur. Die eine von Jakob, dann von Lo, 
Kraus, Rau und in neuefter Zeit von Umpfenbah, Pfeiffer und 
Maurus vertreten, verbindet die Steuerlehre mit der National: 
öfonomie, und fieht vor allem nad einem Syfteme der Steuern 
und theoretischer Begründung und Beurtheilung der einzelnen Arten 
derjelben; die zweite, au deren Spitze Malchus ſteht, deſſen be: 
deutendfter Nachfolger unzweifelhaft Hod ift, hat ſich mehr der 
Steuerverwaltung zugewendet, und vortrefflihe Monographien find 
"daraus hervorgegangen, die freilich ihren twejentlichiten Werth 
nur für Fachmänner haben Eonnten. Aber zwiſchen der geiftigen 
Betheiligung des Publikums und der Finanzwiſſenſchaft jteht in 
diefer ganzen Epoche Eine große Thatfache, welde uns die fait 
wunderliche Erſcheinung erklärt, daß, während die Nationalöfo- 
nomie mit jedem Tage mehr Naum und Theilnahme im großen 
Publikum fand, die Finanzwillenichaft durchaus als ftrenge Fach— 
wiffenfchaft und ein dem Laien faſt verjchloffenes Feld betrachtet 
wurde. Dieje Thatfache war der Mangel einer ftaatswirthichaft: 
lichen Gejeggebung gegenüber dem das ganze Gebiet der Beſteue— 
rung ausſchließlich beherrſchenden Verordnungsrecht der Regie: 
rungen, den man aus hiſtoriſchen Gründen als den Mangel des 
„SteuerbetvilligungsrechtS” bezeichnete. Das Volk war von jeiner 
Finanzverwaltung jo gut wie gänzlich ausgeichloffen, und daher 
auch ohne Intereffe für etwas, worauf es feinen Einfluß bejab. 
Die Steuern waren eine Laft, bei der man nur das Gefühl hatte, 
daß man fie nicht befeitigen könne, und den Wunſch, jie jo gering 
als möglich zu ſehen. Das öffentlihe Bewußtſein verhielt ſich 
den Steuern gegenüber faſt durchaus negativ, ſodaß ſelbſt in den 
freieften Verfaffungen zwar einzelne Steuern, niemals aber das 
Steuerfyftem eines Staals als Ganzes zur Sprade gekommen iſt. 
Allerdings aber beruhte das zum Theil aud wol darauf, daß 
jeit dem Anfange diejes Jahıhunderts die Stenergejeßgebung eine 
durchgreifende und im großen und ganzen höchſt rationelle Reform 
beginnt. Der Charakter diejer pojitiven Steuergeſetzgebung des 
19. Jahrhunderts ift ein ganz jpecifüücher, und in der That hat 
fein anderer Theil der Verwaltung jo mächtige und vorurtheils: 
Freie Fortichritte aufzuweiſen als fie. Sie vollendet nämlid), 
was an vielen Punkten bereits im vorigen Jahrhundert begonnen 
iſt; ihr großes Princip ift die Gleichheit der Steuer durch Auf: 
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hebung aller örtlichen Beſteuerung und dad Syſtem der ftaatlichen 
Steuern mit gleiher Steuereinheit, gleichem Steuerfuße und 
gleihem Stewerobject für alle Theile der verſchiedenen Staaten. 
Und aud auf diefem praftifchen Gebiete ſteht Deutihlands Steuer: 
weſen ganz ohne Zweifel an der Spige der gefammten europäiſchen 
Befteuerung. Die große Steuerreform, bereits für die Grund: 
ftener im 18. Jahrhundert namentlich in Defterreih angebahnt, 
kommt eigentlich zum Durchbruche mit der neuen Gewerbejteuer 
Preußens von 1810, der das Ermwerbfteuergejeß Deiterreihs von ' 
1812 folgt; die Zeit der großen Steuergejeßgebungen Preußens 
fällt in den Anfang der zwanziger Jahre, und hier wie in Oeſter— 
reich bildet ſich jomit ein ziemlich feftes und Elares Syſtem aus, 
das bei allen Mängeln im einzelnen doch den Grundjag feithält, 
daß man neben Herbeiziehung aller Steuerquellen einerjeitS die 
möglichft allgemeine und gleiche Belaftung aller Staatsbürger er: 
zielen, und andererſeits die Steuererhebung jo leicht und einfach 
als möglich einrichten müffe. Es it dabei feinen Augenblid zu 
verfennen, daß dieje große Steuerreform in geradem Berhältnig 
zu der Machtſtellung der Staaten Deutihlands ſteht, und zwar 
einfach deshalb, weil mit den fteigenden Kriegsrüftungen die Geld— 
bedürfniſſe ver Großmädhte fteigen, die Schulden, welche die napo— 
leonifchen Kriege gebradht haben, gedeckt und verzinft jein wollen, 
und endlid die Adminiftration eine im vorigen Jahrhundert nicht 
geahnte Thätigkeit entwidelt, die gerade bei den großen Staaten 
vom Centrum ausgeht, während fie in den kleinern theils den 
freien Selbitverwaltungskörpern der Gemeinden überlafjen bleibt, 
theild von der in Deutichland troß aller jeiner Freibeitsfriege 
noch immer in voller Blüte ftehenden grundherrlihen Verwaltung 
feftgehalten wird. Daher denn die charakteriftiihe Erſcheinung, daß in 
Deutſchland die Steuergejeggebung fait nur in den großen Staaten 
thätig ilt, während in den Kleinen Staaten eine ererbte Ordnung 
der Steuer fortbejteht, die in den bei weitem meilten Fällen gar 
feine theoretiiche Darftellung empfängt, und die andererfeit3 jo feft 
an traditionellen Namen und Einrichtungen hält, daß man ohne ört— 
lie Kunde ſchwer im Stande ift, ſich ein Gefammtbild zu verfchaffen. 
Es wiederholt fich daher für die Finanzwiſſenſchaft im allgemeinen 
und für das Seemwejen im bejondern, was mir in der Rechts: 
wiſſenſchaft und in der Verwaltung bereits jo oft fignalifirt haben. 
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Es gab und gibt feine Darftellung des deutfhen Steuer: 
wejens, troß des Reichthums der deutſchen Steuerliteratur, und 
au wir werden nicht im Stande fein, hier im einzelnen zu ge: 
nügen, bis wir über alle Theile Deutichlands Werke haben wie 
die von Negenauer und Herdegen. Während unfere Theorie in 
den allgemeinen Gelichtspunkten ſehr hoch ſteht, ſteht fie in der 
Kenntniß des politiven Steuerrechts jehr niedrig. Aber trogdem 
iſt es lein Zweifel, daß die gefammte Entwidelung von Einem 
Geiſte durchweht ift; und diefer nun kommt zu jeiner Geltung 
ſchon jeit dem erjten Beginn der angedeuteten Steuerreform. 

Wir haben nämlich diefe ganze zweite joeben charakterijirte 
Epode die ftaatsbürgerlidhe Steuerepocdhe genannt, die, auf 
volfswirtbichaftlicher Bajis berubend, mehr und mehr das Princip 
der ftaatsbürgerlichen Gleichheit jowol in Beziehung auf die Steuer: 
jubjecte ala auf die Steuerobjecte durchgeführt, und dafür den 
Grundjaß der Beltenerung durch Fürmliche Steuergejeßgebungen 
ftatt der frübern Steuerverorbnungen theils zur Geltung bringt, 
theils wenigftens laut fordert. Schon gegen das Ende diejer 
ganzen Epoche tritt nun die Richtung immer deutlicher hervor, 
die wir die ſociale nennen, und deren Kern in unferer Zeit be: 
reitö den Kern der ganzen Steuerfrage bildet. Es muß verftattet 
fein, diejelbe bier fo bejtimmt als möglich zu bezeichnen. Denn 
man würde fich jehr irren, wenn man glaubte, daß diejelbe blos 
als allgemeine Abjtraction verjtändlich würde, oder daß fie mit 
nichts zu thun hätte als mit der Beltenerung der Fapitallofen 
Klaffe. Im Gegentheil liegt der praftiiche Kern der Sade in 
der volkswirthſchaftlichen Entwidelung, welde aud bier wieder 
der allgemeinen gejelichaftlihen Bewequng erſt ihren concreten 
Inhalt gibt. Wir müfjen daher den Gang der Dinge allerdings 
in jeinen allgemeinen Umrifjen bier darlegen. 


Dritte Epoche. 
Die ſociale Geſtalt der Steuerfrage. Progreſſiver Steuerfuß und 
Exiſtenzminimum. 

Die ſociale Frage iſt in ihrer allgemeinſten Geſtalt die Frage 
nach den Bedingungen, unter denen die nichtbeſitzende Klaſſe zur 
Baſis aller perſönlichen Entwickelung und aller öffentlichen Gel— 
tung, zum Beſitz eines Kapitals gelangen kann. Dieſe Frage 
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ftellt fich die Weltgefhichte zuerft in der Franzöſiſchen Revolution; 
von da an gebt fie nicht mehr verloren, ſondern breitet jich mit 
all ihren Gonjequenzen allmählid über ganz Europa aus. Sie 
erfaßt und durchdringt das ganze Leben der Welt; fie erjcheint 
in jedem Gebiete deffelben mit ihren ganz bejtimmten orderungen ; 
unjere Sache ift es, ihre Wirkung im Steuerwefen zu charafteriliren. 

Wir unterfheiden nun drei große Grundformen, in denen 
fih jenes Princip äußert. Wir können am beften jagen, daß die 
erſte die rechtliche, die zweite die volkswirthſchaftliche, die dritte 
endlich die eigentlich jociale Frage enthält. 

Die erite, dem Steuerrechtsleben angehörige Seite der Frage, 
bat zu ihrem Objecte die noch aus der lehnsherrlichen Zeit übrig: 
gebliebenen Reſte der alten Steuerfreiheit. Dieje jchon im 
tiefften Widerſpruche mit dem jtaatsbürgerlichen Steuerweſen 
ftehende Steuerfreiheit ift im Grunde nichts als die Form, in 
welcher der Unterjchied der herrſchenden Klafje der Grundberren von 
der beberrjchten, den Grundarbeitern, theils im Princip, theils aber 
auch in einzelnen Ausnahmen (Steuerfreiheit gewifjer einzelner 
ftändiicher Körperichaften, Perſonen u. |. w.) ſich noch in Deutjch- 
land erhält. England und Frankreid kennen fie nicht; das erfte hat 
fie nie gefannt, das zweite hat fie durch feine Revolution gründlich be= 
feitigt. In Deutjchland bejteht fie aber auch in diefenm Jahrhundert 
noch vielfach fort, bis der große Proceß der gejellfchaftlichen Aus- 
gleihung auch diefes Gebiet erfaßt, und die Unterichiede der Be— 
fteuerung definitiv befeitigt. Es ift derfelbe Proceß, den wir in der 
Entwährungslehre als die Grundentlaftung dargeftellt haben; feine 
Baſis ift das Herrihen das Kapitals in Grund und Boden über 
jedes andere; ſein Sieg ift nicht ein einjeitiger, jondern geht mit 
der Befeitigung der Grundherrlichkeit Hand in Hand; aber wie er 
in unferm Jahrhundert faft nur dem germanischen Stamme an: 
gehört, jo bezieht er ſich innerhalb deſſelben wejentlih auf das 
Made Land. Er ift negativ gegen den biftorifchen Unterjchied 
des Rechts, und fein Abſchluß ift die Gleichheit der Verpflichtung 
zur Steuer für alle. Jetzt find die Klaffen der Gejchlechter- und 
Ständeordnung auch für das Steuerweien befeitigt, und die Klaſſen 
der jtaatsbürgerlichen Geſellſchaft treten an ihre Stelle. Mit ihnen 
tritt eine andere Erſcheinung ein. 


Dieje nun, kurz bezeichnet und ohne auf die tiefern Verhält— 
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nijje einzugehen, bejtehbt in der ganz Europa umfafjenden Be: 
mwegung, mit welcher ſich die Völker der neuen Form und Ordnung 
de3 Belibes, dem Belibe des Werthes zuwenden. Wir müffen 
für die unferer Ueberzeugung nad) richtige Auffaffung des Werthes 
auf unjere Darftellung in der Nationalöfonomie verweilen. Der 
Grundgedanke derjelben ift, daß der Werth die für das ganze 
Leben der Menjchheit entjcheidende Fähigkeit hat, ih von dem 
Gute zu trennen, und als felbitändiger ein jelbjtändiges Leben 
zu entfalten. Das war allerdings immer bis zu einem gewifjen 
Grade der Fall; in unjerm Jahrhundert aber ift der Proceß, der 
den Werth von den Gütern trennt, ein jo allgemeiner, daß er 
mit feinen eigenen Erjcheinungen und Gejegen die Baſis und das 
Ziel der Unternehmungen bildet, fo jehr, dab man ſchon jebt jagen 
fann, Grundlage und Ziel der Wirthſchaft (im eigentlichen Sinne) 
jei das Gut, Grundlage und Ziel der Unternehmung dagegen der 
Werth. Das genauer darzuftellen, gehört nun allerdings einer 
andern Arbeit. 

Allein diefe größte aller volfswirtbichaftlihen Thatſachen hat 
nun natürlich auch ihre unmittelbare Folge für das Steuermwejen. 
Die Steuer will ein beftimmtes, faßbares und meßbares Objeit. 
Solange das Gut vorhanden ift, iſt dafjelbe jehr einfach. Allein 
den Werth Tann ich nicht unmittelbar faſſen und meſſen. Will 
ih ihn daher befteuern, jo muß ich ihn da treffen, wo er am 
flarften zur Erſcheinung gelangt, in feiner Productivität. Dieſe 
nun nennen wir das Einkommen im engern Sinne. Die ge: 
waltige Entwidelung des Werthes erzeugt daher die Nothwendig— 
feit, das Einfommen aus dem Werthe, ftatt wie früher blos das 
Einkommen aus den Gütern, zu beftenern. Dieje Beſteuerung 
nun nennen wir die Einfommenfteuer; — nicht als ob nicht 
jede Steuer eine Beftenerung des Einkommens wäre, jondern weil 
bier das Einkommen zugleich das Steuerobject und die Steuer: 
quelle it. Die Einfommenfteuer in dieſem fpeciellen Sinne ent: 
fteht daher durch die höhere Entwidelung der Volkswirthſchaft; 
fie ift eigentlicdy Feine Erfindung dev Steuerwiſſenſchaft, jondern 
bat ſich praftifch aus dem wirklichen Leben berausgebildet, und 
bezeichnet daher gerade durch diefen ihren innigen Zuſammenhang 
mit der neuen Volkswirthſchaft den Beginn einer neuen Epoche 
des Steuerweſens. 
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Denn fie ift es nun zugleich, welche den Gegenjaß der Be: 
ligenden und Nichtbeligenden auch für das Stenerweien zum Be: 
wußtjein bringt. Sie enthält an ſich noch Fein bindendes Princip; 
allein fie bildet dur ihren inhalt den Uebergang von der nega= 
tiven focialen Richtung im Steuerweſen zu der pofitiven, die wir 
jogleich bezeichnen werden. Der Werth hat nämlich die Fähigkeit, 
ih in viel größern Quantitäten anzuhäufen als die Güter. Der 
Erwerb dur den Werth jcheint ferner ein viel leichterer als der 
durd das Gut; der Ertrag aus dem Werthe jcheint das eigentlich 
arbeitsloje Einfommen zu fein, dem die Arbeit dienen muß, wenn 
fie überhaupt zum Ertrage fommen will. In der Selbjtändigkeit 
des Werthes treten ſich daher erſt Kapital und Arbeit einander 
gegenüber; der Unterjchied der Klafjen, der mit der Gejchledhter: 
und Ständiſchen Ordnung verloren ſchien, ift wieder vorhanden; 
e3 gibt eine herrſchende Klaffe, welche den Werth befigt, und eine be— 
berrjchte, welche nichts hat als ihr perfönliches Kapital. Die Ver: 
Ichiedenheit ift wieder erftanden, und mitten in der ftaatsbürger: 
lich rechtlichen Gleichheit tritt die gejelljchaftliche Ungleichheit wieder 
in den Vordergrund. 

Man Eennt die gewaltige Bewegung, welche dieſe große That- 
jahe bervorgebradt hat und noch immer hervorbringt. Der 
Communismus und der Socialismus find als zwei welthiftorifche 
Erjheinungen anerfannt. Das, worauf es anfommt, ift aber, das 
Verhältniß derjelben zum Steuerweſen, und jpeciell zur Eins 
fommenjteuer zu beftinmen. Es ift das nicht fchwer, wenn man 
die Sache nicht rein formal auffaßt. 

Iſt nämlich jene Ungleichheit thatfählid vorhanden — ab: 
geſehen von der Frage, ob fie vorhanden fein ſoll — ſo jcheint 
zu folgen, daß fie auch im Steuerweſen ihren Einfluß baben 
muß. Und das iſt in der That der Fall. Die beiden Begriffe und 
Grundſätze, die fie ihrerfeit3 erzeugt hat, nennen wir nun ben 
progrefliven Steuerfuß und das Eriftenzminimum. In 
diejen beiden Kategorien erfcheint das, was wir den pofitiven In— 
balt des focialen Steuerwejens nennen müffen. Jede bat ihren 
bejondern Inhalt; zugleich aber haben fie einen gemeinfamen Ge: 
danken. Es ift wichtig, ſich beides zu vergegenmwärtigen. 

Der progreifive Steuerfuß (j. unten) beruht nämlich auf der 
Vorſtellung, daß die Ermwerbsfähigkeit des Werthkapitals im Ver: 
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bältniß zu feiner Größe fteige, und daß daher die formale Gleich- 
beit des GSteuerfußes bei ungleiher Größe des Kapitals eine 
factiſche Ungleichheit der Beſteuerung enthalte. Das jociale Princip 
will daher, daß das kleinere Bermögen im Berhältniß geringer 
bejteuert werden jolle als das größere, damit aus dem kleinern 
Dermögen ein großes, aus dem großen ein Eleineres werde, vor 
allem aber, daß durch diejes Princip die Gefammtheit der nun 
einmal nothwendigen Steuern durch den Kapitalbejiß getragen 
werde, jodaß die Fapitallofe Arbeit, fteuerfrei bleibe und die für 
alle Klaffen gleihmäßig thätige Verwaltung demnach ihre noth: 
wendigen materiellen Bedingungen nur von den Beligenden em— 
pfange. Damit dies gejchehen kann, muß allerdings die gefammte 
Steuer auf die einfahe Form der Einkommenſteuer zurüdgeführt 
werden. So entiteht die Frage nad) der Berechtigung der directen 
Steuern, weil fie nur fcheinbar den Beliker des Gutes treffen, in 
der That aber nur den Werth defjelben verringern, und die Frage 
nad der Buläffigfeit der indirecten Steuern, weil fie eigentlich 
gar kein Reineinfommen vorausfegen, jondern jeden in gleicher 
Weile treffen, ohne Rückſicht auf feinen Beſitz; ber progreffive 
Steuerfuß aber joll alle Zweifel Töjen, die dabei entjtehen. An 
ihn jchließt fih dann confequent die Idee des ftenerfreien Eriftenz- 
minimums. 

"Das fteuerfreie Eriftenzminimum bedeutet nun den Grundfag, 
daß die Pflicht zur Steuer erit bei einem gewifjen Betrage des 
jährlihen Einfommens beginnen joll, jodaß die Befikenden durch 
ihre nach dem progreliiven Steuerfuße geordneten Steuern alle 
Koſten für die Herftellung der öffentlichen Bedienftungen und An: 
ftalten der allgemeinen Entwidelung ausichließlich beſtreiten; ein 
Gedanke, der faft nur bei befoldeten Leiftungen praktiſch ausführbar 
ift, da ſich die Grenze des wirtbihaftlihen Einfommens in den 
bei weitem meijten Fällen gar nicht genau controliren läßt, ab: 
gejehen davon, daß er eine Prämie auf den Mangel an Sparfant: 
feit jeßt, und die kleine Kapitalsbildung ohne Grund nur bis zu 
einer gewiffen Summe ſchützt, fie dann aber verläßt. 

Faßt man num diefe beiden Principien zujammen, fo ergeben 
fie ein neues Steuerfyftem, welches die Aufgabe haben würde, die 
jociale Entwidelung dadurch zu fördern, daß es das, was mir 
die aufiteigende Klafjenbewegung genannt haben — die Zunahme 
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des Vermögens durch die Anjpannung feiner Productivität — be— 
laſtet, ſowie diejelbe einen gewiſſen Grad erreicht, und den Reich— 
thum aller dadurch befördern will, dab es den Reichthum des Ein— 
zelnen vermindert. Mit Recht hat jich das allgemeine Bewußtiein 
gegen dieſe Richtung der ſocialen Bewegung erklärt; danach aber 
ſcheint es nicht überflüjlig, hier den wahren Gejihtspunft, aus 
welchem die Sache betrachtet werden muß, zu charakteriliren. 

Zu dem Ende muß man allerdings wieder auf das eigentliche 
Wefen der Steuer zurüdgehen. Die Steuer ijt nämlich, mag ſie 
beißen wie fie will, nicht eine Abgabe, jondern fie ijt ein Theil 
der Geftehungstoften einer Production, indem durch ſie die: 
jenigen Bedingungen der leßtern vermöge der Verwaltung ber: 
geitellt werden, die der Einzelne nicht jelbft heritellen kann. Iſt 
fie nun das, jo folgt, daß jeder, der eine Steuer zahlt, den Be: 
trag der Steuer ebenjo nothwendig in den Berkaufspreis feiner 
Leiftungen bineinrechnen und ſich ihn wieder zahlen laſſen muß, 
wie jeden andern Theil feiner Geitehungstoften. Thut er das 
nicht, jo geht er wirthichaftli zu Grunde Keine Gejeggebung, 
fein PBrincip und Fein deal kann diefes Geje ändern; es ift 
nußlos, darüber zu discutiren. Wenn man daher dem größern 
Kapital eine höhere Steuer auferlegt, jo wird dafjelbe diefen höhern 
Steuerbetrag ebenjo gewiß in den Preis feiner Leitungen für die 
Kapitallofen hineinrechnen, wie der Lohnarbeiter jeine Lohnforde— 
rung fteigert und fteigern muß, wenn 3. B. das Brot theurer 
wird. Nimmt man dem Kapital durd die Steuer den Gewinn, 
jo wird es eben nicht mehr da fein; denn es lebt ſelbſt von dem, 
wodurd es entitanden ift, dem Neingewinn. Ein Kapital kann 
genau nah demjelben Princip ebenjo wenig leben, wenn die 
Steuern für etwas anderes als für die Verwaltung verwendet, als 
wenn fie bis zu dem Punkte gejteigert werden, wo fie den Rein— 
ertrag defjelben verzehren. Die Ideen der jocialen Steuer können 
daher nur entweder durch unverftändigen Hab gegen das Kapital 
oder durch unverjtändige Beurtheilung des Weſens der Steuer er: 
Härt werden. Die Beſteuerung ift und bleibt ein großer volfs- 
wirtbichaftlicher Proceß, und kann und joll fo wenig durch fociale 
Auffaffung beftimmt werden wie die Begriffe der Production, 
Conſumtion und Reproduction. Die Löfung der focialen Aufgabe 
liegt nicht innerhalb des Gebiets des Steuerwejens, und die Folge 
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wird zeigen, daß eine unmittelbare Beziehung beider aufeinander 
nicht möglich it. Will man daher eine wiljenjchaftliche Behand— 
lung des Steuerwejens, jo kann man diejelbe nur auf Einem Wege 
gewinnen. Das ift die Entwidelung der Steuerlehre vom Stand: 
puntte der Staatswirthichaft auf Grundlage nationalöfonomijcher 
Principien. Und diefe num find es, welche wir jet folgen laſſen. 


Wenn man bier nun auf die Ausführung eingeht, jo entjteben 
zwei Aufgaben, die wir an diejer Stelle nur harakterifiren fünnen. 
Die eine betrifft die Gejchichte der mirklihen Steuern, die andere die 
der Theorien über diejelben. 

Man tft eigentlih erjt im vorigen Jahrhundert zum Nachdenken 
auch über das Weſen der Steuer gelommen, oder vielmehr die Finanz— 
wiſſenſchaft it felbjt an dem Nachdenken über die Steuern entjtanden. 
Wir können daher großentheild auf das in der Einleitung Gejagte 
verweilen. Dod mögen einige weitere Bemerkungen bier folgen. 

Anfänglicd wurden die Steuern als eine außerordentliche Quelle der 
Staat3einnahmen betrachtet. Bodinus, „De republiea”, Bud 6, nimmt 
jie als „septimum genus conficiendarum pecuniarum et aerarii mu- 
niendi: si tamen eivitatem undique eireumsessam hostes sic teneant, 
ut superioribus quae dixi generibus frui non liceat, aut si qua vis 
major rempublieam oppresserit, tunc demum eives ipsos aerario suc- 
eurrere oportét.“ Aehnlich Sedendorf, „Teuticher Fürſtenſtaat“, Thl. 3, 
achtes Regal „Bon der Landes Stewrbarkeit“: „Die Stewren oder 
die aljo genente Anlage find feine ordentliche gewiſſe Gefälle, ſondern 
jind Extraordinär-Anlagen und Ginnahmen, welde ihrer rechten Art 
und Gelegenheit nad freiwillig und als gutherzige Beijteuern gereichet 
werden.” — Sie fielen daber ins öffentlihe Recht; jo bei Pfeffinger, 
„Vitr. illustr.““ III, 383. Grit als der VBollswohlitand an den Steuern 
zu Grunde ging, entitanden die erſten theoretiihen Betrachtungen, ver: 
bunden mit jcharfer Kritif des Beſtehenden und organiihen Vorfchlägen 
zur Bejjerung, namentlih in Franfreih. Dahin gehören vorzüglich 
Boisguillebert, „Factum de la France” (1697), und Vduban, „Dixme 
royale” (erite Auflage 1707). Damit war die Bahn für die folgende 
Epoche geöffnet. 

Diefe beginnt mit der Vorftellung, daß die Steuer eine Leiftung 
des Einzelnen für die dur den Staat gegebene Sicherheit ſei. Mon: 
tegquieu, „Esprit des lois”, XII, fagt: „les revenus de l’etat sont 
une portion que chaque citoyen donne de son bien pour avoir la 
sürete de lautre, ou pour en jouir agr@ablement“, woran fich jo: 
glei) das Princip ſchloß (Boxhorn, „Institutiones politieae“, I, e. 10): 
In tributis aequalitatis maxime habenda ratio. Die Vorausſetzung 
aller rationellen Behandlung des Steuerweſens jedoch, den Begriff 
des Neineinfommeng, fand erſt die phyſiokratiſche Schule. Das war 
der entjcheidende Schritt; die dee der einzigen Steuer war nur ein 
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vorübergehender Irrthum. Faſt gleichzeitig mit diefem Princip ftellte 
Adam Smith, a. a. D. (V, 7) die vier Grundſähe für die Anwendung 
defielben auf, deren Nichtigleit unzweifelhafter iſt als ihre ſyſtematiſche 
Formulirung (Verhältnißmäßigkeit, Beltimmtbeit, Leichtigleit der Gr: 
bebung und Billigteit derjelben). Dieſe Grundjäte wurden einfady bei: 
bebalten und find auch in der neuejten Epoche bei J. Mill (V, e. 11) 
und Mar Wirtb (IL, 347 fg.) wörtlid wiederholt. Damit war die 
praftiihe Richtung der rationellen Steuertheorie begründet; fie fand 
alsbald auf die einzelnen Steuern Anwendung, und zwar in der 
Form, daß man die Folgen jeder einzelnen Steuer für die Volls— 
wirtbihaft zu unterjuchen begann, namentlih für den Grundbefig und 
die Grundrente, in welcher Beziehung Ricardo mit großem Scharf: 
finne die Bahn brach („Prineiples”, Chap. 8 fg.). Die theoretifche 
Richtung fiel wie gewöhnlih den Deutjchen zu, und zwar theils in 
weitläufigen Beiprebungen des Rechts der öffentlihen Gewalt auf 
Steuern, tbeils aber in Unterfuhungen über das Weſen derjelben 
und über das wiſſenſchaftliche Syſtem. Dies fnüpft ſich meiftens an 
die Lehrbücher. Zuerſt Juſti's „Finanzwiſſenſchaft“ (mehr formelle An- 
ordnung), dann Soden’3 „Nationalökonomie, III, 526, bejonders 
aber Bd. V, wo in dem abjtracten Gegenjag der „Staatäfinanz- 
Production” und „Staatöfinanz:Confumtion‘ jede Klarheit verloren 
gebt. Die erite jtreng dogmatiſche Behandlung finden wir bei \jafob, 
„Finanzwiſſenſchaft“, mit großem hiſtoriſchen Blid (I, $. 11 fg.) und 
ſyſtematiſcher Eintheilung; doc feitbaltend an der Idee, daß die Steuern 
erit eintreten, wenn Domänen und Negalien nicht ausreichen ($. 454). 
Er bat die Fragen über Recht und Verhältniß zur Nationalölonomie 
zuerjt tbeoretiih Mar, wenn aud etwas flab formulirt ($. 456 fa.) 
und den Grundſatz feitgeftellt, daß „alle Abgaben zulegt vom Er: 
trage gezahlt werden müflen, wenn die Urfachen des Ertrags nicht 
geſchwächt werden follen” (S. 476), ein Sat, deſſen Wichtigleit nie- 
mand, auch nicht die Schule von Smith, vor ihm jo bejtimmt ausgeſpro— 
hen und erlannt, denn Adam Smith fpriht nur von den Einkünften 
im allgemeinen und ftellt einfach die Forderung auf Verbältnigmäßig- 
feit der Steuer zu den Einkünften überhaupt. Seine wunderliche 
Vorftellung vom „abgeleiteten” Ginlommen und deſſen höberer Be— 
jteuerung ($. 500) ijt der erite Anklang der focialijtiihen Richtung 
und daher troß der Erklärung von Malhus (I, 152) noch immer 
niht ganz bejeitig. Man kann indeb Jakob als den Gründer der 
finanzwifjenihaftlihen Dogmatit betrachten, während. Malhus vie 
Steuerlehre mehr vom Standpunlte der ftaatsmännifchen Bejteuerung 
behandelt. Raus Werk ijt auch bier ausgezeichnet durch Reichthum 
an Notizen, Klarheit und Ordnung im einzelnen, aber auch Mangel 
an fvitematiiher dee und Begriff. Hoffmann's „Lebre von den 
Steuern” (1840) ift eine der vorzüglichiten Monographien, welde 
die deutſche Finanzwiſſenſchaft befigt. Cine Menge von einzelnen Ab- 
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bandlungen erjcheint nebenbei, theil® über das Steuerwefen im gan: 
zen, tbeil3 über einzelne Steuern, obne der ganzen Richtung weſent— 
(ih andern Charakter oder Inhalt zu geben. Obne Zweifel bat aber 
die ganze Epoche zwei Dinge feitgeitellt. Erſtlich bat fie die entſchei— 
dende Wichtigfeit des ganzen Finanzweſens zum Bewußtjein gebracht, 
was dann dur finanzielle öffentlihe Publicationen aller Art immer: 
mebr Har wurde; zweitens bat fie die innigite Verbindung des Steuer: 
weſens mit der VBollswirtbichaft und ihren Forderungen zu einem nicht 
mehr zu bejeitigenden PBrincip erhoben. 

Die neuere Literatur über das Steuerwejen ift daber in vielen 
Beziehungen bedeutender wie die frübern, doch iſt ihr charakteriftifcher 
Grumdzug die Richtung auf das Steuerwejen der einzelnen Staaten, 
während in ver allgemeinen Theorie nicht bejondere Fortſchritte ge: 
macht worden find. Die bedeutenditen Arbeiten in dieſem Gebiete 
jind die Werke von Hod für Frankreich, das ſich namentlich dur die 
Beziehung auf die NAominijtration auszeichnet, und Wode für Groß— 
britannien, das zugleih eine vortrefflihe Geſchichte der einzelnen 
Steuern in England enthält; bei Parieu, „Traite de limpot“, man- 
gelt es neben ſehr geijtreiher Behandlung an gehöriger Kenntniß frem- 
ver Steuerjviteme. Für Nufland bat E. Walter in feiner „Selbit: 
verwaltung de3 Steuerweſens“ 1869, jehr viel Material gegeben und 
die Selbjtverwaltung in Verbindung mit der Beiteuerung gebracht. — 
Die fociale Seite der Steuerfrage, namentlich das „Exiſtenzminimum“, 
bat gleichfalls vorzüglich ſeit Mitt (B. V, Kap. 1) ihren Blag aefun: 
den. Wirth, in feiner „Nationalölonomie” (B. Il, Kap. 4), bat fie auf 
deutſches Gebiet verpflanzt, Umpfenbab, $. 54 und Pfeiffer (B. II, 
Kap. 6) haben den Gegenjtand weiter behandelt, und Maurus, „Die 
moderne Beftenerung” 1870, bat leider durd Vermengung mit einer 
Menge von fernliegenden der Innern Verwaltung und nicht der Yinanz- 
wiſſenſchaft angebörigen Begriffen, jowie durch höchſt unflare Begriffs: 
bejtimmung und Spitematif die Frage auch nit gefördert. Wir wer: 
den unten im einzelnen darauf zurückkommen. 
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Elemente des Syitems. 


In diefem Wechfel der Erfcheinungen des pofitiven Lebens 
und der Wiffenfchaft fommt es nun offenbar darauf an, eine feſte 
Grundlage für das Ganze und für die Stellung und Beurtheilung 
de3 Einzelnen in dem zu finden, was wir als die Elemente des 
Syſtems bezeichnen. Dieſe num find einfach. 

Wir unterjheiden auch bier den allgemeinen von dem beſon— 
dern Theil. Der allgemeine Theil enthält diejenigen Grundbegriffe, 
welche allen Orten der Steuer gemeinfam find. Der bejondere 
entjteht, indem die Steuer durd ihr Verhältniß zur Einzelwirth: 
ichaft fich zu einzelnen Steuerarten entwidelt. Der allgemeine 
Theil enthält dann die Lehre von der Steuer an ſich, die Lehre 
von der Befteuerung, und endlich die Lehre von der Steuerver: 
waltung. Der bejondere Theil jtellt die Gefammtheit aller wirt: 
lihen Steuern in den drei Kategorien der directen, der indirecten 
und der Einfommenjtener dar. 

Wir fünnen nicht umhin, gerade jebt den größten Werth auf 
die Strenge der Methode und die möglichite Schärfe der Defini- 
tionen zu legen, wo wir auch auf dem Gebiete der Finanzwifjen: 
ihaft den Blick zu erweitern, und das geſammte europäijche Xeben 
durch Bergleichung des Verſchiedenen zulegt als eine große Einheit 
aufzufaſſen haben. Wir halten feft an der Ueberzeugung, daß in 
diefem Sinne das Syſtem an jich einen Werth hat, und an der 
Hoffnung, daß der erſte Verfuh der Vergleihung zugleid das 
Urtbeil über das Dertlihe und Eigene klären merde. 


Allgemeiner Theil. 


Ser Abſchnitt. 


Die Steuer an fid. 
Begriff. 


Unter der Steuer an ſich verſtehen wir die Steuer noch ohne 
alle Beziehung zu dem wirthſchaftlichen Leben und feinen Geſetzen, 
aljo ohne Bezug auf ihre Wirkungen und Einflüffe auf ihre 
Quellen, blos al3 den Beitrag, der von dem Einzelnen als An- 
theil an den Koften des Staat3lebens und namentlich feiner Ver— 
waltung getragen werden muß. 

Als jolcher hat die Steuer, ohne alle Unterjcheidung ihrer 
Art, drei Momente, die den reihen Inhalt des Begriffes der 
Steuer an fich geben. Gie liegen jelbjt wieder nicht im Begriffe 
der Steuer, jondern in dem der Wirthſchaft, aus welchem die 
Steuer hervorgeht. Das ift das Steuerfubject, das Steuerobject 
und das Steuerjyftem. Erft wenn diefe Begriffe feititehen, kann 
man zu den Einflüffen übergehen, welche dieſe Steuer auf die 
wirtbichaftlihe Bewegung des Volles hat. 


I. Das Stenerfubjert. 


Das Steuerfubject ift diejenige Perſönlichkeit, welche als 
jelbitändiges Mitglied des Staats zur Zahlung einer Steuer ver: 
pflichtet iſt. 

Diefer jcheinbar einfache Begriff hat nun fofort einen fehr 
reihen Inhalt, indem derjelbe einerjeit3 alle Grundverhältniffe 
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der Berfönlichfeit zum Staate umfaßt, und andererjeit3 auch in 
allen Grundformen der Persönlichkeit felbft jeine Anwendung findet. 
Aus dem erjten Elemente entjteht die Gejchichte des Begriffs des 
Steuerfubjects, aus dem zweiten das Necht dejjelben. 

I. Die Gefchichte des Steuerjubjects ift in der That im enaften 
Naume zufammengedrängt die Gefhichte der Steuer jelbit. In 
der Geſchlechterordnung gibt es eigentlich gar Fein Stenerjubject, 
denn es gibt Feine eigentlihe Steuer; nur der Unfreie zahlt Ab— 
gaben, und die Abgabe ijt eben feine Steuer. In der Stände: 
ordnung ift ein doppeltes Steuerjubject vorhanden; zuerft die 
Stände als Körperjchaft, die dem Könige gegenüber als das eigent: 
liche Steuerfubject auftreten, und. auch allein als ſolches zur 
Steuerzahlung verpflichtet find; dann aber das einzelne Mitglied 
der ſtändiſchen Körperichaft, das jeinerjeits nur den Ständen, nicht 
dem Staate zahlt. Allerdings enthalten die Negalien ſchon damals 
die indirecte Steuer, die fi über alle Angehörigen ausdehnt und 
fie daher auch zu Steuerjubjecten macht; allein der Begriff der 
Steuer fommt auf diefelben noch nicht zur Anwendung. Erjt mit 
der Unterwerfung der alten Stände tritt mit der Steuer auch der ° 
Begriff des Steuerfubjects auf; bier aber ift e8, wo fich die bei- 
den Gruppen jcheiden, die Steuerfreien und die Befteuerten. Die 
Steuerfreiheit enthält eigentli nur ausnahmsmweije die Befreiung 
von jeder Steuer, der Regel nad) dagegen die Befreiung von 
der directen Befteuerung, oft auch mit gewiljen Befreiungen von 
den Regalien verbunden. Sept gibt es daher zwei Arten des 
Steuerfubject3, das theilweiſe und zumeilen befreite, und das zur 
Steuer verpflichtete. Diejen Unterjchied hebt num die ftaatsbürger: 
lihe Gejelichaft auf; in ihr greift das Princip der ftaatsbürger- 
lihen Gleichheit auch hier durch, und die Aufhebung der Steuer 
befreiung ericheint als der Grundjaß, daß jeder Staatsbürger 
zugleid Steuerfubject fein jol. Von diefem Grundjag aus 
bildet jih dann der Inhalt der Xehre und des Nechts des Steuer- 
jubject8, der fih an die Berjchiedenheiten des Einzelnen anſchließt. 
Durch ſie erſcheinen diefelben drei Unterfcheidungen im Begriffe 
des Steuerobjects, die wir Schon früher im allgemeinen Weſen der 
Steuer angegeben haben, die perſönliche, die wirthichaftlide und 
die fociale. 

A. Bom Standpunkte der perjönlihen Verhältniffe it das 
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Steuerobject entweder ein Einzelner oder ein Verein. Die 
Bedingung für das Steuerjubject ift bei dem Einzelnen die Staats— 
angehörigfeit, allerdings aber im meiteften Sinne. Die volle 
Staatsangehörigkeit, verbunden mit Belig und Aufenthalt, er: 
zeugt das volle Steuerjubject, das ift die Unterziehung unter alle 
drei Arten der Steuer, directe, indirecte und Einkommenſteuer; 
die wirthſchaftliche Staatsangehörigkeit, die durch Beſitz und 
Erwerb gegeben ijt, erzeugt die Unterziehung blos unter die 
directen Steuern (Grundjtener und Ermerbjteuer); der bloße 
Aufenthalt dagegen macht den Einzelnen nur zum Steuerfubject 
für die indirecte Steuer. Wird aber der Erwerb des Aus: 
länders ein dauernder, während er für feine Perſon dem Auslande 
angehört, jo ift durchaus fein Grund vorhanden, denjelben nicht 
aud der Einfommenfteuer zu unterziehen, und e3 der heimatlichen 
Regierung deilelben zu überlaffen, ihn jeinerjeitS auch mit ihrer 
Einfommenfteuer zu belegen. Das nun gejchieht bereitS da, wo 
das Steuerjubject nicht mehr ein Einzelner, jondern ein Berein 
ift. Grundfaß ift dabei, daß der Act der Anzeige, beziehentlich der 
Genehmigung des Vereins, denſelben jofort zu einem Steuerfubject 
madt. Hier aber treten wieder die Kategorien ein, die wir im 
‚‚Bereinswejen‘ bezeichnet haben. Indem wir uns auf den Inhalt 
dejjelben beziehen (Bollziehende Gewalt, Band IIT) glauben wir jehr 
furz fein zu können. 

Die Geſellſchaften find als wirtbichaftlide Einheiten 
unbedingt Steuerfubjecte in allen ihren Arten (Bereinswejen, 
©. 85 fg.); die Verwaltungsvereine dagegen jcheiden jih auch 
in diefer Beziehung in die Klaſſen, die wir aufgeltellt haben. 
Die Vereine für das geiftige Leben (S. 118 fg.) jollen gar kein 
Steuerjubject jein; die Intereffenvereine (S. 161 fg.) nur jofern 
jie befigen; die wirtbichaftlihen Vereine dagegen find Steuerjub- 
jecte für Bejig und Erwerb zugleid (©. 125 fg.), während die 
gejellichaftlihen Vereine wie die geiftigen frei find (©. 166 fg.). 
Allerdings jchließen ſich hieran einige Fragen, die mit der Ent: 
widelung des Vereinswejens von Jahr zu Jahr an Bedeutung zu: 
nehmen und über die man ſich Har fein muß. 

Die erite Frage ift die, ob das Mitglied noch ein Steuer: 
fubject ift, nachdem die Ermwerbsgejellihaft bereits ihre Steuer 
gezahlt bat. Hauptanwendung die Frage nad der Belteuerung 
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des Einkommens des Actionärs in der Einkfommenjteuer. Die 
Anwort ift an fich einfach. Zahlt die Erwerbsgeſellſchaft entweder 
direct die Eintommenftener neben der Gewerbefteuer, oder in: 
direct in derfelben, fo ift der Actionär frei, d. h. nicht zum zweiten 
mal (individuelles) Steuerjubject. Thut fie es nicht, jo wird er 
für die Einfommenfteuer Steuerjubjet. Daher it das erjtere 
das entſchieden allein Richtige, und aus vielen Gründen ift es auch 
zwedmäßig, ftatt durd den Einzelnen durch die Gejellihaft die 
Nentenftener zu zahlen. (S. unten.) 

Die zweite Frage ift die, ob jeder eigentliche Verein fteuer: 
frei fein foll, namentlid aber ob er es fein kann. Er kann 
es nicht bei gewiffen indirecten Steuern, 3. B. Hülfsvereine, 
welche die Hülfsmittel mit indircter Steuer bezahlen müjjen; eine 
Nüdvergütung derjelben ericheint nicht motivirt. Er kann es, 
infofern er namentlich Orundbejig bat; und bier ſoll er e8 fein, 
wenn er feinen Erwerb will; doch muß man fordern, daß eine 
ſolche Steuerbefreiung durch ein Geſetz ausgeſprochen werde, wenn 
es auch Sache der Bollziehenden Gewalt (Finanzminifterium) ift, 
durch ihre Verordnung (in der Genehmigung der Statuten, oder 
durch bejondern Act) dieſes Gejeß anzuwenden. 

Die dritte Frage ift die (fociale) Anwendung diejes legtern 
Grundjages auf die eigentlich geſellſchaftlichen Vereine der anſtei— 
genden Klafjfenbewegung, Borjchußvereine, PBroductionsvereine und 
Gonjumvereine. Diefe wollen den Erwerb; aber fie wollen ihn 
für die niedere, nichtbefigende Klafje. Die Frage nad) ihrer Ver: 
pflihtung zur Zahlung der Steuern bezieht fich auf alle drei Arten, 
und bildet den eigentlichen Kern desjenigen, was wir als die 
jociale Steuerfreiheit unten genauer betrachten werden. Bevor 
wir nun auf diefe übergeben, muß das rein wirtbichaftliche Ele- 
ment im Steuerjubject zuerft genau hervorgehoben werden. 

B. Das wirthichaftliche Steuerfubject unterfcheidet ſich näm— 
lid vom Steuerobject (unten) dadurch, daß es eben ein Gteuer: 
jubject dadurd wird, daß es die perjönlide Einheit von Gütern 
enthält, alſo eine „Wirthſchaft“ ift. Die Wirthſchaft ift daber 
auch das Steuerobject, wo die Perjönlichkeit fehlt. Die Wichtig- 
feit dieſes Satzes beruht darauf, daß fih durch diefen Begriff 
einerjeit3 das Gteuerdomicil, andererfeits auch die Form der 
etwaigen Erecution bejtimmt. Für diejen Begriff ift der Unter 
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ſchied zwiſchen Einzelperfönlichkeit und Verein ganz gleichgültig; 
nur auf Einem Punkte wird er von Bedeutung, wo nämlich eine 
Unternehmung jich entweder durch mehrere Steuerförper als Ein- 
heit hindurchzieht, wie die Eifenbahnen, oder wo fie Filiale hat. 
Der einfache, hier zur Geltung fommende Grundjag iſt dabei der, 
daß in beiden Fällen die Unternehmung als Ein Steuerjubject 
betrachtet wird, jomweit es fich nicht um die örtliche Beitenerung der 
Selbftverwaltungsförper handelt, aljo namentlich bei Erwverbiteuern. 
Im legten Fall erjcheint jeder Theil als Steuerfubjet. Nur ift 
es ſchwierig, im eriten Falle (Bahnen, Telegraphen, Kanäle u. ſ. w.) 
die Steuerobjecte zu beftimmen, welche diefem Steuerjubjecte an: 
gehören. Kaum wird man dabei ein Princip finden, jondern die 
Sade auf dem Wege der Billigfeit ordnen müflen. 

C. Bon größerer Bedeutung ijt der Begriff des jocialen 
Stenerfubjects. Derjelbe entjteht, indem das Princip der 
geſellſchaftlichen Entwidelung der untern Klaffe für die ſtaats— 
bürgerlichen Steuerfubjecte da ‚die Grenze zur Verpflichtung der 
Steuerzahlung: zieht, wo die Steuer anfängt, die auffleigende Be: 
wegung der niedern Klaffe zur höhern in Gefahr zu bringen. Es 
ift fein Zweifel, daß wir hier den wichtigften Punkt in der focialen 
Steuerlehre berühren, bei dem jede allgemeine Phrafe nicht mehr 
angebracht erſcheint. Wir müſſen daher die Sade um fo mehr 
in ihre einzelnen Punkte auflöjen, al3 das bisher unſers Wiffens 
nie geſchehen ift. 

Zunächſt ſteht feit, daß, das was wir die gejellichaftliche Ent: 
widelung nennen, nicht blos mehr ein allgemeines Ideal und 
nur abitractes Wünjchen ift, jondern den Kern und das bewußte 
Ziel großer und edler Beftrebungen unferer Gegenwart und Zu: 
funft bildet. Es kann daher an ſich Feine Frage fein, daß diefe 
Entwidelung auch im Steuerwejen ihre Berechtigung findet. Aus 
einer Reihe von Gründen ſchließen wir nun aber die Verſchieden— 
beit des Steuerfußes aus. Soll fie daher dennoch zur Geltung 
gelangen, jo kann das nur durch die Befreiung von der Steuer 
geihehen; und diefe it e8, welche wir die fociale Steuerfreiheit 
genannt haben. Bei diefer nun ift es von entjcheidender Bedeu— 
tung, zuerft das Princip aufzuftellen, nad) welchen die Grenze 
derjelben gefunden werden joll; dann aber die Anwendung dieſes 
Begriffes auf die Hauptarten der Steuer zu finden. 
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Die Grenze der focialen Steuerfreiheit beftimmt demnach die— 
jenigen, welde im Namen der focialen Klafjenbewegung nicht 
mehr als Steuerjubjecte zu betrachten find. Das hierfür geltende 
Princip ift wol fehr einfach, folange man nicht mehr als eine 
abftracte Formel fordert. Man wird jagen, daß die fociale Steuer: 
freiheit fo weit reichen joll, als jie die Bedingung für die auf: 
fteigende Klaffenbewegung ift. Allein praktiſch ift damit unendlid) 
wenig gewonnen. Geht man nämlich zu der Anwendung der Sache 
über, jo erfcheinen folgende Verhältniſſe. 

Wenn ih im Namen der jocialen Entwidelung die Erwerb: 
fteuer für den Heinjten Erwerb aufhebe, jo habe ich damit die Noth— 
wenbdigfeit für denfelben aufgehoben, den Werth in feiner Pro: 
duction wiederzuerzeugen, den die Verwendung der Steuern 
für die legtere hatte. Die Aufhebung der Erwerbiteuer würde 
daher — am lebten Drte dur die Goncurrenz der Eleinen 
Unternehmer — die Erzeugniffe vielleicht nicht werthloſer, wohl 
aber ihren Preis um den Betrag der Steuer geringer machen, 
fodaß auch der Nichtbefiger dadurd nicht gewinnen würde. Das 
gilt vom Grundbejige wie vom gewerblichen Betriebe. Die Frei- 
beit von der Nentenfteuer it für das Kleine Kapital bei dem Be: 
fige von Papieren gar nicht durchzuführen. Die Steuerfreiheit der 
Spareinlagen gehört ſchon der Einfommenfteuer. Es wird daher 
niht möglich jein, die fociale Steuerfreiheit für die directen 
Steuern als richtig anzuerkennen. Jeder Beliker und Unter: 
nehmer joll für fein producirendes Kapital Steuer zahlen; jeder 
jol Steuerjubject fein. 

Anders fcheint die Sache bei den indirecten Steuern zu jein. 
Vermöge derjelben jcheint jeder, ohne Rückſicht auf jein Kapital, 
gleich bejteuert, und eben dadurd wird die formell gleiche Steuer 
zu einer ungleichen, bei welcher namentlidy die niedere Klafje am 
bärtejten getroffen wird. Allein eine Aenderung ift gerade bier 
dadurch nicht thunlich, weil man eben das Steuerfubject nicht be= 
ftimmen kann; das Weſen der indirecten Steuer beiteht eben darin, 
daß jeder ohne Ausnahme ein Stenerfubject if. Das Eorrectiv 
liegt in dieſer Steuer daher einzig und allein in dem Procek, den 
wir als die Vertheilung der Steuer unten bezeichnen werden. 
Nur Ein Fall wäre in ernſte Erwägung zu ziehen, und dieſer be: 
jtände darin, daß man die Confumvereine von der indirecten 
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Steuer bis zu einem gewiffen Grade befreite, und damit in den 
Confumvereinen die fociale Stenerbefreiung aufftellte. Die Voraus: 
ſetzung einer ſolchen Maßregel wäre freilich einerjeits die Be— 
ihränfung diefer Befreiung auf gewiſſe einzelne Gegenftände, und 
andererfeitS die ftrenge Ueberwachung des Verkaufs. Die Sade 
wird im Princip fchöner fein als in der Wirklichkeit. Aber auch 
die gänzliche Befreiung wird die nichtbejigende Klaſſe nicht von 
den Folgen des Geſetzes befreien, daß der Arbeitslohn ſich ftet3 
nad den Geſtehungskoſten richtet, und daß er daher abnimmt, 
wenn durd die Steuerbefreiung Brot und Fleiſch billiger werden. 
Hier liegt daher die Löſung der jocialen Frage nicht. 

Die lebte Frage, nad) dem Gebiete der Einkommenjteuer, ift 
wol ohnehin hier nicht mehr zutreffend, da das Weſen der nicht 
beiigenden Klaſſe eben darin beſteht, noch kein Unternehmen, aljo 
auch feinen Unternehmungsgewinn zu haben. Nur auf Einem 
Punkte kann die jociale Steuerfreiheit bier praktiid werden, das 
ift da, wo das Mebreinfommen des Einzelnen nicht mehr in dem 
Preife für einzelne Arbeitsleiftungen deſſelben, jondern in einem 
feften Gehalt befteht. Hier wird die Beitenerung des Gehalts zu 
einer andern Form der Erwerbjtener, und mit Recht fordert man 
daber, daß fie erſt da eintreten ſoll, wo die Höhe des Gehalts 
den gewöhnlichen Arbeitslohn überjteigt und diejes zugleich einen 
Gewinn enthält. Hier fann daher die Freiheit von der Ein: 
fommenfteuer eintreten, und der Begriff der jocialen Steuerfreiheit 
ift ein berechtigter. Nur die Anwendung (die Beitimmung der 
Gebaltsfumme, bei der die Steuerpflicht beginnt) ift etwas fchivierig, 
da diejelbe Summe, je nad den Verhältniffen, mehr oder weniger 
wirthſchaftlichen Werth hat. Wir werden unten darauf zurüd- 
fommen. 


I. Das Stenerobject, 


Das Steuerobject ift num das einzelne Gut, das der Be- 
ftiimmung des Stenermaßes und damit der Pflicht des Steuer: 
fubject3 zur Steuerzahlung zu Grunde gelegt wird. 

So einfach diefer Begriff auch jcheint, jo hat er dennoch feine 
eigenthümlichen Schwierigkeiten. Wir müfjen nämlich vor allem 
unterjcheiden zwischen den jteuerpflichtigen und den ſteuerfreien 
Dbjecten. Jede Art bildet eben wieder ein Ganzes für jid. 
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A. Die ftenerpflihtigen Objecte. Allerdings erjcheint 
nun auch zunächſt jedes Gut 'als ein Stemerobject. Allein die 
Steuerqualität beruht nicht blos im Weſen der Güter, jondern ift 
als Moment der Belteuerung wieder an ein anderes Moment ge: 
bunden. Ein Steuerobject nämlich muß, da es nicht blos eine 
Steuer überhaupt, jondern eben eine bejtimmte Steuer leiften muß, 
meßbar fein. Danad nun tbeilen ih die Güter in Beziehung 
auf die Steuer in drei Hlaffen, und zwar je nachdem entiveder 
das Gut für fih, oder fein Ertrag oder beides zugleich meßbar 
ift. Die Unterfheidung ift dadurd von Bedeutung, daß aud) fie 
wieder die Eintheilung des Steuerſyſtems in ihrer Weiſe motivirt. 

Diejenigen Güter nämlich, bei denen fowol das Gut jelbit, 
als auch fein Einkommen meßbar ift, bilden die Steuerobjecte der 
directen Steuern und haben deshalb auh zwei Arten der 
Steuereinheit, die Gütereinheit und die eigentlihe Steuereinheit. 
(S. unten.) Diejenigen Güter dagegen, bei welchen nur das Gut, 
nicht aber das Einkommen meßbar ilt, bilden die Steuerobjecte 
der indirecten Steuer. Diejenigen dagegen, bei denen das Gut 
jelbft gar nicht meßbar ift, wohl aber das Einkommen aus dem: 
jelben, bilden die Steuerobjecte der Einfommenfteuer. Den Ueber: 
gang zwiſchen diefer und der eriten Klaſſe bilden diejenigen Güter, 
die zwar an ſich unmeßbar find, die aber als beftimmte und damit 
meßbare Leijtungen erjcheinen — jede geiftige Fähigkeit, die 
durch wirtbichaftlich beitimmte Leiftung einen Erwerb erzielt — 
fallen für das Steuerweſen unter die erjte Klaſſe und bilden die 
Erwerbiteuer neben der Kapitaljteuer. (S. unten.) Den Ueber: 
gang zu der folgenden Art bilden die für den Erwerb nidyt be- 
ftimmten Güter, bei denen aljo das Gut meßbar ift, aber vie 
Steuerquelle fehlt. 

Dieje an ſich einfachen Säße find nun von Wichtigkeit, weil 
ie der Steuereinheit und mit ihr der ganzen Beftenerung zu 
Grunde liegen. Man kann demnach fagen, daß es fo viele Steuer: 
objecte gibt, als es — nicht etwa Güter — jondern Meßbarkeiten 
der Güter gibt, und die Darftellung der Steuereinheit wird zeigen, 
wie ſich dieſe Säße zu einem zum Theil höchſt fcharfjinnigen 
Syiteme von Beſteuerungen ausgebildet haben. 

B. Die fteuerfreien Objecte ſcheiden fich ihrerjeit3 in drei 
Klaſſen. 
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Die erfte Klaffe ift diejenige, die zwar meßbar, aber mit ihrem 
Ertrage für das öffentliche Intereſſe beftimmt if. Dahin gehört 
aljo vor allem der Staatsbefik; dann einzelne andere Objecte, 
denen aus öffentlichen Rüdjichten die Steuerpflicht ganz oder zeit: 
weilig erlaffen jein kann. Die zweite Klaſſe befteht aus denjenigen 
Dbjecten, welche weder für jib, no in Verbindung mit andern 
zur Erzielung eines Ertrages beftimmt find; namentlich Kunft: 
gegenflände, wiſſenſchaftliche Sammlungen, Schmud u. ſ. w., die 
zwar an jih an ihrem Werthe meßbar find, die aber aud) zu einer 
Leiſtung bejtimmt oder fähig erjcheinen. Dennoch gibt es einen 
Punkt, wo aud) fie die Natur von Steuerobjecten annehmen, das 
it, wenn fie in den Verkehr treten (bei Einfuhr durch die Ber: 
zollung, in der Erbichaftsfteuer, den Stempel bei ihrem Ber: 
fauf u. j. w.). Das beruht darauf, daß fie in diefem Augenblid 
ihre Productionsfähigkeit in meßbarer Weije entwideln; jolange 
jie blos im Belite find, fällt mit der letztern auch die Steuer: 
qualität hinweg. 

Die dritte Klaffe iſt die der jocialen Steuerbefreiung, die für 
die nichtbefigende Klafje als jteuerfreies Eriftenzminimum gefordert 
wird. (S. oben.) Das Object diejer Steuerfreiheit ijt das jelb- 
tändig gewordene Kleine Werthfapital (Sparfaffeneinlagen) oder 
das berechenbare wirthichaftliche kleine Roheinkommen (die Heinen 
Gehalte u. ſ. w.). Hier aber bezieht ſich die Steuerfreiheit nicht 
auf das Object überhaupt, jondern nur auf einzelne ganz be— 
ftimmte Steuern und muß daher‘ bei diejen genauer dargelegt 
werden. 

Indem man nun Steuerjubject und Steuerobject zufammen: 
faßt, ergibt fi das Wehen und der Anhalt des dritten formalen 
Elements, des Steuerſyſtems. 


II. Das Steneriyften. 


Begriff der einfachen Steuer, der Steuerart und des 
Steuerſyſtems. 


Auch das Steuerſyſtem iſt kein einfacher Begriff. Die beiden 
Elemente der Perſon und des Gutes bilden vielmehr zwei große 
Kategorien für die wirkliche Steuer, von denen jede wieder ihr 
Syſtem hat. 
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Jede Wirtbichaft als eigentliches Stenerobject erſcheint zunächſt 
als ein einheitliches perjünliches Ganzes. Die Steuer, auf dieje 
wirthichaftlihe Einheit gelegt, ift daher ſelbſt eine einfache; und 
die verjchiedenen Arten, in denen dies gejhieht, bilden das Syitem 
der einfachen Steuer. 

Natürlich ift die einfache Steuer nur denkbar bei unentwidelten 
Zuftänden. Die Wirthichaft ift vielmehr ein organiiches Ganze, 
deffen Leben aus dem Zuſammenwirken verjchiedener Elemente be: 
ſteht. Dieje Elemente find das Kapital, die Arbeit und das Pro: 
duct beider, das wir in der Wirthichaftslehre das wirthichaftliche 
Erzeugniß oder das Einfommen nennen. Dieje drei Elemente find 
ihrerjeits nicht blos theoretifch, Jondern auch praktiſch jelbitändig. 
Sind fie das, jo bilden fie, jedes für ſich, auch felbftändige Gegen: 
ftände der Verwaltung, und die Thätigfeit der Verwaltung, welche 
fie im obigen Sinne fordern, ift in verichiedenem Maße für jie 
vorhanden. Kapital, Arbeit und Einfommen müſſen daher als 
die eigentlichen Steuerobjecte bezeichnet werden, die wiederum, je 
nad dem Grade, in welchem jie die Bedingungen ihrer Entwide- 
lung in der Verwaltung juchen, auch zu derjelben beitragen müffen. 
Die auf dieſe Weile durch die Auflöfung der Wirtbichaft, ala des 
allgemeinen Steuerobjects, in feine Elemente entftehende Auflöſung 
der Steuer in ihre einzelnen Formen bildet dann die Steuerart, 
und die Ordnung, Eintheilung und Einheit diejer Steuerarten ift 
das Steuerjpiten. 

Es ergibt fi daraus, daß mit der fteigenden wirtbichaftlichen 
Gelittung die einfachen Steuern jtet3 in die Steuerarten und das 
Steuerſyſtem übergehen. Die Kategorien der einfahen Steuer 
find biftorifch, die des Steuerjyftems dagegen machen den Anſpruch 
auf dauernden Werth für die geſammte Beurtheilung und Ber: 
gleihung der Finanzen eines jeden Landes. 


Die ſyſtematiſche Auffaſſung der Steuern bat nicht nur feine 
Fortſchritte jeit hundert Jahren gemacht, jondern man muß geiteben, 
dak die neueften Arbeiten diefelbe vielmehr oberflächlih bebanveln 
und binter frühern Werten darin geradezu zurüdjteben. Jakob, „Finanz: 
wiſſenſchaft“, I, $. 514, ſteht allerdings nody auf dem ganz formalen 
Standpunkte der äuferlihen Anordnung, ohne über das Weſen des 
Unterjhiedes der Steuerarten nachzudenlen; Hofimann dagegen („Lebre 
von den Steuern“, 1840) ſcheidet zuerjt willenfhaftlih: „Steuern 
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vom Bejige find directe, Steuern von den Handlungen find indirecte 
Steuern.” Daneben fühlt er fhon den Unterjhied der Eintommen: 
iteuer von beiden (S. 69 u. 73 fa.). Belanntlih bat dann Rau, 
eigentlich im Anjchluß an Yalob, deſſen formalen Standpunkt er wieder: 
holt, den Unterfhied von Schätzung und Aufwandjteuer auf: 
geftellt, der gänzlih unbrauhbar, aber dennoch vielfah beibehalten 
tft (1, 8.295), während die bedeutendere Anregung von Prittwitz 
(Theorie“, S. 192; Unterjchied der Productionsjteuern von den Con: 
fumtionsiteuern) verloren ging, da niemand ernjthaft über die Sache 
nachdachte. Dann die Neuern wie Hod, „Abgaben und Schulven”, 
1803, mit feinen vrei „Urjteuern” und ihren „Surrogaten“, oder 
Umpfenbab, der ohne Kritit Rau's Kategorie annimmt (S. 65) oder 
Pfeiffer, der daſſelbe tbut, und dabei die einzige geijtvolle Begründung 
des Unterſchiedes der directen und indirecten Steuer von Hoffmann, 
deren wir eben erwähnt, gerade jo wenig fennt wie Prittwig oder 
Stein („Staatseinnahmen”, Thl. II, S. 70 fg.) oder Maurus, der 
zur Beleuchtung des Syſtems überhaupt nicht gelangt, haben nichts 
Beachtenswertbes geliefert. Dennoch wäre es im tiefften Widerſpruche 
mit aller Wiſſenſchaft, nicht anzuerlennen, daß das allgemeine Wejen 
ber großen Steuerarten bie einzelnen Unterarten auf allen Puntten 
beherrſcht und fie zulegt erft als organiſche Theile des Ganzen ver: 
ſtändlich macht. Was in den pofitiven Darftellungen der Steuer: 
fofteme einzelner Länder fehr begreiflih iſt, daß fie ſich mie Herdegen, 
Regenauer, Deſſary, Bode, Hod mit der Unterfuhung viefer Frage 
nicht befafien, wird in der Theorie ein geradezu unverzeibliher Mangel, 
der am Ende nicht einmal die Theorie felbit leichter macht. Es wird 
vergeblih bleiben, die Berechtigung diefer Unterfuhung einfach zu 
leugnen, und mit Pfeiffer von der „Landläufigkeit“ won Unterſchei— 
dungen zu reden, die ganz Europa praftifh anertennt, während jeine 
Gelehrten fie nicht zu verſtehen juchen. 


A. Die einfachen Slenerformen. 


(KRopfiteuer, Vermögensiteuer, Perjonalitener und die einfache 
Einkommenſteuer.) 


Die einfachen Steuerformen beruhen darauf, daß in jeder 
ihrer Erſcheinungen die Wirthſchaft zuletzt ſtets eine Einheit iſt, 
in der alle Elemente derſelben ſtets mitwirken. Sie ſetzen daher 
voraus, daß Kapital und Arbeit nicht ſelbſtändig zur Geltung ge— 
langen, ſondern ſtets innig verſchmolzen bei jedem Einzelnen das 
Einkommen erzeugen. Sie können daher auch nur da gedacht 
werden, wo die Entwickelung der Induſtrie jene Elemente noch 
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nicht gefchieden bat, und find ebendeshalb als unfertige Formen 
des Steuerſyſtems leicht zu charafteriliren. 

Bei der Kopfſteuer zunächſt geht das Steuerobject — Kapital, 
Arbeit und Einkommen des Einzelnen, in das Steuerfubject, die 
Perſon, vollftändig auf; das Steuerjubject ift Steuerobject. Es 
ift Har, daß das überhaupt nur da denkbar ift, wo eben fein 
jelbftändiges Vermögen vorhanden ift; die Kopffteuer iſt nur 
denkbar für die nichtbefigende Klaffe der Bevölferung, und ver: 
ſchwindet, fobald fih Unterichiede des Vermögens entwideln. 

An ihre Stelle tritt algdann die Bermögensfteuer. Das 
Weſen derfelben befteht darin, daß wiederum das perjünliche Ele- 
ment in der Wirthſchaft verſchwindet und das Kapital zu Grunde 
gelegt wird, ohne auf Arbeit und Einfommen Rüdficht zu nehmen, 
in der Annahme, daß jede Kapitalseinheit ein gleihes Maß von 
Arbeit und Einfommen enthalte. Es iſt Flar, daß dies nicht blos 
die wefentliche Gleichheit in der Quantität, fondern auch in der 
Dualität des’Kapital3 zur Borausfegung bat. Die Vermögens 
ftener ift nur denkbar, wo jedes Kapital von feinem Befiger felbft 
bearbeitet wird. Sie ift daher die erſte hiftoriihe Form der Be- 
ftenerung der mittlern Klaffe, und weder auf die nichtbeligende 
noch auf die reihe anwendbar. 

Die fogenannten Berfonalfteuern find nichts als eine un— 
Hare Berbindung der Kopf: und Vermögensfteuer, oder aber ein 
ungluͤcklicher Ausdrud für die Erwerbfteuer. (S. unten.) 

Die einfahe Einkfommenfteuer geht endlich davon aus, daß 
das Steuerobject das durch die Perfünlichkeit aus dem Kapital 
erzeugte Einfommen fei, fodaß bier Kapital und Arbeit als felb- 
ftändige Objecte der Verwaltung und damit der Befteuerung ver: 
ſchwinden, obgleich beide weſentlich verjchiedene Verhältniffe für 
die Verwaltung darbieten. Allein da in dem Einfonmen das 
Ergebniß von Kapital und Arbeit und daher auch deffen, was von 
der Verwaltung für beide geſchieht, vorliegt, und fomit das ganze 
Steuerweſen auf feine einfachfte Grundlage zurüdgeführt erjcheint, 
fo tritt die Idee einer ſolchen einfachen Einfommenfteuer ftets als 
das deal des Steuerwefens auf, und das ganze Steuerſyſtem 
wird ihm gegenüber als ein bloßes Auskunftsmittel betrachtet, 
das man nun in Ermangelung jener Steuer anwenden müſſe. 
Offenbar ift das falih. Sowie Kapital und Arbeit jelbjtändig 
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werden, müſſen fie in dem Verhältniß fteuern, in weldem die 
Verwaltung die Bedingungen ihrer bejondern Entwidelung dar: 
bietet, und das Berhältniß ift fehr verjchieden. Das Einfommen 
entjteht durch die Arbeit aus dem Kapital; es bat daber fein 
Maß in Arbeit und Kapital, und jede einfadhe Einkommenfteuer 
ift daher unmeßbar, wenn man nicht Kapital und Arbeit gejondert 
zu Grunde legt. In der That ift daher das Ideal einer einfachen 
Einfommenjteuer nit etwa ein deal, fondern eine unklare Vor: 
jtellung von dem Steuerfyfteme und feinem organiſchen Inhalte, 
zu welchem wir jet übergeben. 


63 ijt wol fehr ſchwer, genau die eigentlihe Natur diejer Steuern 
jhon bier darzulegen, bevor man die Verzebrungsfteuer und die Er: 
werbjteuer, die fie eigentlih in unfertiger Form vertreten haben, dar: 
geftellt hat. Denn bijtorifh hat man wol nie daran gedacht, weder 
mit der Kopf: noch mit der Vermögensſteuer wirklich die andern Steuern 
in ihrer Geſammtheit zu erſetzen; fie waren factiih Surrogate des 
Steuerfuftemd, das fih aus ihnen ganz naturgemäß entwidelt bat. 
Die einzige dee einer einfachen Steuer gehört befanntlid) den Phyſio— 
traten, mit ihrer einzigen Grundfteuer, die Hoffmann (a. a. D., ©. 43) 
trefjlih charalteriſirt. Es ijt daher ebenjo verfehrt, fie theoretiſch 
mit den einzelnen Steuerarten zufammenzuwerfen, als ihr bijtorijches 
Weſen zu vergejjen. Man erfennt das leptere am beiten, wenn man 
begreift, daß fie nicht nur nicht mehr eriftiren, fondern organifch ebenjo 
wenig erijtiren fönnen, wie in unferer Epode die Faung oder Flora 
der Diluvialepoche, die Fiih, Vogel und Säugetbier in Einem Eremplar 
zu verjhmelzen batte, z 


B. Das organiſche Sleuerſyſtem. 


(Die drei Steuerarten: die directe, die indirecte und bie 
Einfommenjteuer.) 


Der Unterfchied der drei Steuerarten beruht nicht darin, daß 
die Elemente der Wirthichaft, Kapital, Arbeit und Einkommen über: 
haupt jelbftändig find und daß fie daher in jehr verjchiedenem Maße 
zur Production der Güter beitragen, jondern in der That viel: 
mehr darin, daß die Leiftungen der Verwaltung für jedes dieſer 
drei Elemente jehr verjchieden find, und daß daher das Map des- 
jenigen, was der Einzelne an Steuer zu zahlen hat, fih nad dem 
Maße richten muß, in welchem jene drei Elemente in der Wirth: 
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ſchaft jedes Einzelnen vertreten find. Erſt die Scheidung jener 
drei Arten, mit der Aufitellung eines befondern Syftems für jede 
derjelben, macht daher die richtige Beftenerung der einzelnen Wirtb- 
ichaft möglich; und jo wird es allerdings nothwendig, zuerit das 
Weſen diefer drei Arten als Grundlage jedes weitern Fort— 
jchrittes zu charakterijiren. 


a) Die directen Steuern, oder die Beiteuerung des 
werbenden Kapitals. 


Die directen Steuern beruhen wie jede Steuer im allgemeinen 
darauf, daß die Bedingungen der Productivität des Kapitals an 
und für fi zum großen Theile in den Anftalten und Thätigkeiten 
der Verwaltung liegen. In der directen Steuer zahlt daher das 
Kapital dem Staate den Preis derjenigen Leiftungen, durch welche 
das Kapital ſelbſt feinen eigenen Werth erhöht findet, oder fie 
repräfentirt denjenigen Mehrwert des Kapitals, der durch die 
Verwaltung erzeugt wird — wie den Mehrwertb, den ein Grund: 
jtüd oder eine Unternehmung durch öffentlihe Sicherheit, gute 
Nechtspflege, Verkehrsanftalten u. |. w. empfängt, kurz, fie iſt der 
Preis, den das Kapital für die Erhöhung jeines Werthes ver: 
möge der in der Verwaltung zur praftijchen Thätigkeit gewordenen 
höhern Gefittung zahlt. Das ift das Lebensprincip aller directen 
Steuer. Aus ihm folgen alle einzelnen Merkmale, welche den 
Inhalt des abjtracten Begriffs der directen Steuer erfüllen. Um 
ih aber die Bedeutung dieſes Begriffs Far zu machen, denke 
man fich einfach die Differenz des Werthes defjelben Grundftüds 
oder einer gewerbliden Unternehmung in einem civilifirten, mit 
guter Juſtiz, guten Greditanftalten, guten Wegen u. j. w. ver: 
jebenen Lande gegenüber einem rohen Naturzuftande, und man 
wird geftehen, daß eine gut verwendete directe Steuer immer mebr 
Werth erzeugt, als jie jelber Eofte. Das ift auch der Grund, 
weshalb mit der directen Steuer die eigentliche Gefittung und Ber: 
waltung anfängt, und weshalb auch die höchite directe Steuer leicht 
getragen wird, wenn die befte Verwaltung jie begleitet. 

Wendet man nun dieje Beziehung auf die Begriffe von Steuer: 
jubject und Steuerobject an, jo ijt die Folge davon für das erftere 
eine jehr einfahe. Die Steuerjubjecte der directen Steuer find 


287 


nur die Kapitalbejiger im meitelten Sinne des Worts, und 
zwar auch nur jo weit ihr Kapital wirklich producirt. Ganz 
anders gejtaltet jich die Sache dagegen bei dem Steuerobject. Hier 
gelten folgende Grundjäge. 

Zunächſt ergibt ſich daraus derjenige, wodurch jich formell 
die directe Steuer von der indirecten unterjcheidet. Die Güter: 
lehre zeigt, daß der Werth vom Kapitale geichieden iſt. Dafjelbe 
Kapital hat unter verschiedenen Umjtänden auch einen verichiedenen 
Werth. Diejer Werth des Kapitals oder das ig demjelben ge- 
gebene ‚Vermögen kommt nun zur Ericheinung und wird ge: 
meſſen an dem aus dem Kapitale entjtehenden Einkommen, dem 
wirtbichaftlihen Werthe jeines Products, Will ich daher das 
Kapital für dasjenige zahlen lajfen, was c3 durch die Verwaltung 
mehr werth ift, jo muß ich nicht feine Quantität zu Grunde legen, 
jondern jein Einfommen. Jh muß daher das Einkommen von 
Kapitale ſcheiden, und es felbjtändig zum gemejjenen (j. unten) 
Object der Steuer machen. Und diejenige Steuer nun, deren 
Dbject das von einem bejtimmten Kapitale jelbjtändig berech— 
nete Einkommen aus dem legtern ijt, ift die directe Steuer. 

Das it der einfache formale Begriff der directen Steuer. 
Die Factoren ihrer Berechnung in Steuereinheit und Steuerfuß 
j. unten. Aber eben aus diejem jtreng formalen Wejen derjelben 
folgt ihr weiteres Moment, ohne welche ihre Stellung im Steuer: 
ſyſteme und namentlich ihr Verhältniß zur Einkfommenfteuer nicht 
erklärt‘ werden kann. Denn c3 leuchtet ein, daß ſie der Form 
nad) ebenjo gut eine Beſteuerung des Einkommens enthält wie 
alle andern Arten. E3 wird daher nothivendig, ihren wejentlichen 
Unterjchied hervorzuheben. 

Da nämlich die directe Steuer den Werth der Leiſtungen der 
Verwaltung eben für das Kapital als Object der perjönlichen 
Thätigfeit für den Erwerb aus demjelben zahlt, jo iſt jie auch 
gegen das Maß und die Tüchtigkeit dieſer perjönlichen Thätigkeit 
an jih gleihgültig, denn ihr Object ift nicht der wirkliche Er: 
werb durch die Perſon, den das Kapital bejigt, jondern diejer 
Erwerb, injofern er für das Kapital durch die Verwaltung be: 
dingt it. Aus diefer principiellen Gleichgültigkeit gegen die zu: 
fällige Tüchtigfeit des Beſitzenden folgt, daß jede directe Steuer 
eine möglichſt feſte ilt, und nur langlam, aber für alle gleichartigen 
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Rapitalien in gleihem Maße fteigen muß. Sie kann und muß 
daher gefordert werden, aud wenn das Kapital in Wirklichkeit ein- 
mal gar fein Einkommen bat, weil fie jih auf den dauernden 
Werth des Kapitals bezieht und nit auf denjenigen Theil 
defjelben, der auf der Berfönlichkeit des Beligers beruht. Auf 
dem Punkte, wo die legtere beginnt, beginnt die dritte Steuerart, 
die Einkommenfteuer, mit ihren eigenthümlichen Principien. 

Das find nun die Grundjäße für die directe Steuer, an 
welche fi) das Syſtem derjelben anjchließt. 

Das Kapital ſelbſt nämlich ift fein einfacher Begriff, und 
mithin gibt es auch feine einfache und gleiche directe Steuer. Wir 
unterſcheiden vielmehr drei Arten des Kapitals, das Güterfapital, 
das Werthlapital und das perjönlihe Kapital. Danach unter: 
jcheiden wir auch drei Arten der directen Steuer, die Grund: 
fteuer, die Nentenfteuer und die Erwerbiteuer. 

Das Weſen diefer drei Arten der directen Steuer beftinmt 
fih nun an der Natur nicht etwa des Einkommens, jondern des 
Kapitals, aus weldhem das Einfommen als Steuerobject genommen 
wird. Dabei ift es klar, daß es feine abjolute Scheidung der 
drei Kapitalsarten gibt; denn diefelben find organische Begriffe, 
d. h. fie erjcheinen alle zugleich in jedem Kapital. Die obigen 
Formen bedeuten daher nicht drei abjolut gejchiedene Arten des 
Kapitals, jondern die Herrichaft einer Art defjelben über die bei- 
den andern mit ihm verbundenen. Danach darakterifiren fie 
fih in folgender Weife. 

Die Grundfteuer bezieht ſich auf alle diejenigen Arten des 
Güterlapitals, bei denen die producirenden Kräfte des Grundes 
und Bodens, und zwar unter Mitwirkung des Werth: und Güter: 
fapitals, den Erwerb erzeugen. Inſofern fie die Bedingungen diefer 
Production find, erjcheinen fie ebendeshalb als Theile des Grund: 
fapitals und find daher nicht ſelbſtändige Steuerobjecte. (Wirth: 
jchaftsgebäude, Werkzeuge, Betriebskapital.) Die wirthichaftlichen 
Unterichiede des Grundes und Bodens bedingen dann die Unter: 
jhiede in der Grundſteuer, und jo entfteht das Syſtem der 
Grundjteuer. 

Das Object der Rentenfteuer ift das zu einem felbftändigen 
Ermwerbe angelegte Werthfapital, das wieder für die Steuer drei 
Haupterjheinungen bat; es ijt entweder als Hypothek der ſelb— 
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ftändig gewordene Werth eines einzelnen Gutes, oder ala Actie 
der Werth einer Unternehmung, oder als Staatspapier ein Theil 
des in der Staatswirthichaft begriffenen Werthes. Das Object 
diefer Steuer ift der Zins (oder die Rente); die Steuer felbft heißt 
die Renteniteuer. 

Die Erwerbſteuer endlich hat zu ihrem Dbjecte das in einer 
gegebenen Unternebmung thätige perjönlihe Kapital, das durch 
jeine Verwendung auf ein gemwifjes Werth: und Güterfapital den 
Ertrag defjelben erzeugt: Das Object diefer Steuer ift eben diejer 
wahricheinliche Ertrag, bei deſſen Bemeſſung ein durchſchnittliches 
Maß von perjönlicher Tiüchtigfeit zu Grunde gelegt wird. Diefe 
Steuer nun entfaltet ſich durd die große Verſchiedenheit der Unter: 
nehmungen zu einem Syſteme von Steuerarten, deſſen Balis jedoch 
wieder der Unterjchied des eigentlichen durch die Production 
oder durch den Verkehr mit den Gütern entjtehbenden Erwerbes 
ift. Der erſten Klaffe gehören die Steuern auf Gewerbe, das 
perfönliche erwerbende Kapital und die eigentlihe Unternehmung 
anz die zweite Art wird durch die Steuer auf die Berkehrsacte 
oder die Verkehrsſteuer (Stempelfteuer, j. unten) gebildet. Dabei 
ift e3 natürlich, daß gerade dieſes Gebiet durch die Entwidelung 
des mwirtbichaftlichen Lebens jelbft in beftändiger Entwidelung be— 
griffen ift, und daher auch die größten Verſchiedenheiten bei den 
verschiedenen Völkern darbietet. 

Das nun find Wejen und Spitem der directen Steuern. Einen 
ganz andern Charakter bieten die indirecten Steuern dar. 


Wir haben bier die Verkehrsſteuer, die mir zuerſt als ſelb— 
jtändige Steuerfategorie aufgeftellt, aber unter den Begriff der Ein: 
fommenjteuer gefaht haben, von derjelben getrennt und der Kategorie 
der Erwerbtener als Unterart zugewieſen. Wir glauben, daß dies 
faum einer Rechtfertigung, bedürfen wird, wenn man unjern wie wir 
glauben wejentlih Haren Begriff der Einkommenſteuer ins Auge faßt. 


b) Die indirecten Steuern oder die Beſteuerung 
der Arbeit. 


Auch die indirecte Steuer ift gerade wie die directe der Er: 
ſatz der Leiftungen, welche die Verwaltung ihrerfeits für die Pro— 
ductivität des in der Arbeit als folder thätigen perfönlichen 
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Kapitals dem Einzelnen bietet. Allein die Arbeit als joldhe, vom 
Kapital und feinen Verfhiedenheiten getrennt und ganz jelbitän: 
dig gedacht, hat für ihre Verwerthung Bedingungen ganz anderer 
Natur; für fie arbeitet die Verwaltung des perjönlichen Lebens 
im weiteften Umfange, namentlich die Thätigkeit derjelben für per: 
ſönliche Sicherheit, für Gefundheit und vor allem das Bildungs: 
weſen. Steuerjubject und Stenerobject nehmen bier daher auch 
andere Natur an, und das Verhältniß beider ift bei der indirecten 
Steuer jet Leicht zu bezeichnen. 

Während bei der directen Steuer das Subject ftets ein Kapital 
befigt, ift für die indirecte Steuer jedes Individuum ein Steuer: 
fubject, jelbjt der Ausländer, der fih auch nur die Fürzefte Zeit 
im Staate aufhält; denn aud für feine Sicherheit jorgt die Ber: 
waltung. Das ift einfach. Schwieriger dagegen ilt die Frage in 
Beziehung auf das Steuerobject. 

Es ift nämlich zunächſt klar, daß die vom Kapital getrennt 
gedachte Arbeit überhaupt Fein Steuerobject fein Fan, fo wenig 
wie die abfolut Fapitalloje Perfönlichkeit; und zwar formell ſchon 
deshalb nicht, weil ſie nicht gemefjen werden kann. Zum Steuer: 
objecte wird fie erit da, wo fie, und zwar wiederum vom Kapi— 
tal getrennt, jelbitändig erſcheint. Das nun ift nur auf einem 
Punkte der Fal, nämlich in der Conſumtion, welde die Arbeits» 
kraft braucht, um zu exiſtiren. Das Steuerobject der Beſteuerung 
der Arbeit ift daher die Summe der Verzehrungsgegenjtände der 
arbeitenden Perjönlichkeit. Allein der Ertrag der Verzehrungsmittel 
ift unberehenbar, aus naheliegenden Gründen. Es ift daher un: 
möglich, wie bei der directen Steuer im Steuerobjecte das Out 
von feinem Ertrage zu ſcheiden und durch die Meſſung des erjtern 
zu der des legtern zu gelangen. Die indirecte Steuer muß daber 
die Ertragsfähigkeit ihres Güterobjects. als unmeßbar ganz beijeite 
laffen, und das Gut jelbit während feiner VBerzebrung 
als Steuerobject fegen, meſſen und bejteuern. Das ijt der 
formelle Unterfhied zwiſchen directer und indirecter Steuer. Aber 
bei aller formalen Unterſcheidung ift ihrem Wefen nach die in= 
directe Steuer der directen im Hauptpunkte glei. Denn aud 
die indirecte Steuer ift gegen den wirklichen Ertrag der in ihrer 
Conſumtion befteuerten Arbeit ebenſo gleichgültig wie die directe 
gegen den wirklichen Ertrag des Kapitals. Db die Berjon arbeitet 
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oder nicht, ob fie mit der Arbeit etwas verdient oder nicht, 
it durchaus indifferent für die indirecte Steuer; fie tritt mit 
dem Augenblide des Conſums jelbft ein, wie die directe mit dem 
Dajein des Kapitald. Das nun ift formell wieder ſehr einfach; 
allein es it klar, daß es ebenjo wenig eine von dem Sapital: 
bejige abjolut zu jcheidende Arbeitsfähigkeit, als eine durch den 
Kapitalbeiig nicht beeinflußte Verzehrung gibt. Es ift daher auch 
Har, daß es ebenjo wenig eine einfache VBerzehrungsiteuer geben 
fann, als es eine einfache Kapitalsjteuer gibt. Vielmehr erzeugt 
nun jenes Verhältniß zum Kapital zwei große Grundformen des 
Conſums, an welche jich die beiden Grundformen aller indirecten 
Steuern anſchließen, die wir am beiten als die Verzehrungs— 
und die Genußſteuern bezeichnen künnen. 

Das Object der Verzehrungsſteuer nämlich ijt die Ge- 
jammtheit aller derjenigen Gegenftände, welde zur Erbaltung 
jedes perjönlichen Lebens notbwendig ind. Als jolche bezeichnen 
wir die Pflanzen, die thierichen und die elementaren Nahrungs: 
mittel (Brot, Fleifh, Salz); dann Wohnung und Feuerung nebſt 
dem Licht. Für die Verzehrungsiteuer iſt daber unbedingt jedes 
Individuum Steuerjubject; ſowie diefelbe eingeführt ift, ift fie 
volljtändig gegen die Ertragsfäbigfeit der Arbeit fo wie gegen alle 
Berhältniffe des Individuums gleihgültig; und eben darin liegt 
der Grund, weshalb die neuere Zeit aus der abjoluten Berzeb: 
rungsiteuer die bedingte gemacht bat, das ijt diejenige, welche 
die Ertragsfähigfeit der in den VBerzehrungsgegenitänden befteuerten 
Arbeit vorausjegt und darauf das eigenthümliche Syftem der neuern 
Berzehrungsiteuer gebaut bat, das wir fpäter darjtellen werden. 

Weſentlich anders iſt das Verhältniß der Genußfteuer. 
Ihre Baſis ift der Gedanke, daß der höhere Preis der Mittel für 
die Befriedigung des Genuſſes eine höhere Ertragsfähigfeit ge: 
wiffer Arbeiten vorausfegt, welche wieder ſtets durch den höhern 
Grad der Eivilijation bedingt iſt, zugleich aber auch von dem 
Belige eines großen Kapitals abhängt. Daraus entipringen die 
tiefgebenden Unterſchiede zwijchen ibr und der Verzehrungsfteuer, 
und c3 bat zur Unklarheit über die ganze Frage nad der in- 
directen Steuer ſehr viel beigetragen, daß man diejen Unterjchied 
nicht formulirt bat. Derjelbe erjcheint durchgreifend ſowol bei 
dem Steuerjubject als dem Steuerobject, und erzeugt damit die 
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große Differenz des Steuerfußes für Verzehrungs: und ‚Genuß: 
fteuer, ohne welche das ganze indirecte Steuerſyſtem nicht richtig 
beurtbeilt werden fann. 

Während nämlich bei der Verzehrungsfteuer jedes Indi— 
piduum mit oder ohne Willen und Vermögen Steuerjubject ift, 
wird bei der Genußiteuer nur derjenige befteuert, der jich jelbit 
bejteuern laffen will, und zwar indem er die Genußmittel Fauft. 
Jeder kann fi daher der Genußjteuer entziehen, und wenn er 
es nicht thut, fo thut er es nicht, weil jeine Einnahme ihm er: 
laubt, in dem Preiſe der Genußmittel die Steuer zu zahlen. Die 
Genußiteuer ift daher die indirecte Steuer der Beſitzen— 
den, während die Verzehrungsiteuer die ftaatsbürgerlidhe 
indirecte Steuer ift. Ebendadurh nun wird die Frage nad) dem 
Steuerobject der erjtern jo wichtig. Denn fie bezeichnet den Punkt, 
auf welchem neben der Perſon auch das Kapital in die Verzehrung 
bineintritt. Ihre Aufgabe iſt es, diejenigen Gegenftände zu be— 
jtimmen, bei denen dies der Fall ift, um an jie den höhern Steuer: 
fuß anlegen zu können. Das Mittel zur Löſung derjelben beitebt 
darin, daß der Genuß theils in der Subjtanz ſelbſt, theils aber 
auch in der Qualität derjelben gefunden wird; die Schwierigkeit 
dagegen wieder theils in der Meſſung diefer Qualität, theils in der 
Durchführung der wirklichen Beſteuerung, theils aber in der Sache 
jelbft, indem dem einen Theile der Bevölkerung oft das jchon als 
bloßes Nahrungsmittel gilt, was für den andern ein Genuß ilt. 
Hier ijt daher bei völliger Uebereinftimmung in der Sade jelbft 
die größte Berichiedenheit in der Ausführung, und in keinem 
Punkte weichen die Steuergejeßgebungen jo weit voneinander ab 
als bier. Immer aber werden fich alle einjchlagenden Erſchei— 
nungen auf die obigen Kategorien der indirecten Steuer zurüd: 
führen lafjen. 

Erjt dann nun, wenn man in diefer Weile die directe und 
indirecte Steuer fejtgeftellt hat, läßt ſich Weſen und inhalt der 
Einfommenfteuer beftimmen. 


Es jcheint uns nicht wejentlib, dab man die Verbrauchs- und 
Genußſteuern als jtrenge Kategorien annebme, da fih die Unterſchei— 
dung eigentlib bei gar feinem Object abfolut durchführen läßt. Wohl 
aber iſt der Unterfhied wejentlib für die richtige Beurtheilung des 
Steuerfußer, von dem wir unten zu reden baben. 
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c) Die Eintommeniteuer. 


Bei der Einfommenfteuer nun muß man davon ausgehen, 
daß zunächſt ihr Name ein nicht glücklicher ift, da jede Steuer eine 
Einkommensteuer ift. Doch müſſen wir ihn beibehalten. Ferner ift 
es klar, daß, wenn die beiden Elemente alles wirtbichaftlichen 
Lebens, Kapital und Arbeit, bereits das, was die Verwaltung für 
jie geleijtet bat, in der Steuer zahlen, in der That das Einfommen 
aus beiden nicht noch einmal bejteuert werden kann, weil e8 neben 
Kapital und Arbeit nicht auch noch befondere Bedingungen für jeine 
Eriftenz fordert. Dagegen leuchtet ein, daß ſowol die directe als 
die indirecte Steuer gegen die Verſchiedenheit des wirklichen Ein: 
fommens aus den gleichen Quantitäten von Arbeit und Kapital 
gleichgültig find, und daher gerade durch diefe formale Gleichheit 
eine wirkliche Ungleichheit der Befteuerung bervorbringen. Es er: 
gibt ih daraus, daß es eine Steuer geben muß‘, welche die 
Differenz zwischen dem in der directen und der indirecten Steuer 
gejeglich angenommenen durchichnittlichen Einkommen und dem 
wirkliden Einkommen der individuellen Wirthſchaft ausgleicht, 
und diefe auf dem durch die directe und indirecte Steuer fomit 
nicht getroffenen Einkommen aus Kapital und Arbeit ruhende 
Steuer ift die Einfommeniteuer. 

Aus diefem Weſen der Einfommenfteuer folgt ihre allgemeine 
Stellung im Steueriyfteme. Sie entfteht mit dem Gefühle, daß, 
vermöge des fortgejchrittenen wirthichaftlichen Lebens das Ein: 
fommen aus Kapital und Arbeit nicht mehr blos durd Quantität 
und Qualität der legtern allein, ſondern weſentlich durch das 
Moment der individuellen Tüchtigkeit bedingt jei. Die Voraus: 
jegung diejer großen Thatfache ift eine doppelte, und es iſt un— 
möglich, diefen Vorausfegungen gegenüber die hohe geihichtliche 
Bedeutung der Einkommenfteuer zu verfennen. - Die erite diejer 
Borausjegungen nämlich iſt die gewerbliche Freiheit; dieſe 
liegt im Gebiete des öffentlichen Rechts und feiner Entwidelung. 
Die zweite ebenjo mwejentliche Vorausſetzung aber liegt in der Ent: 
widelung der Voltswirthichaft; fie befteht in der Loslöſung des 
Werthes aller Güter von den Gütern ſelbſt, und der Thatjache, 
daß in der Production des Werthes, in der Behandlung und Ber: 
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werthbung des Werthes die Bedingung für den Einzelnen liegt, 
auch ohne eigenen Sapitalbejig fich einen Erwerb zu jchaffen, der 
dem des Kapitalbefitenden gleich ift. Die Form, in der dies er— 
icheint, ift vor allen Dingen der Credit. Durd die Selbitändig- 
feit des Werthes wird neben Kapital und Arbeit der Credit die 
dritte große Quelle alles Einfommens, ein Saß, den wir in der 
Nationalökonomie dadurch ausdrüden, daß mir den Eredit das 
wahre Kapital der Unternehmung genannt haben. Die Bedingung 
dafür aber, daß der Einzelne neben jeinem Kapital und jeiner 
Arbeit auch noch den Eredit babe, ilt eben Feine andere als jeine 
perjönlihe QTüchtigkeit, und diefe wird daher zu einer jelbitän- 
digen, weder durch die directe noch die indirecte Steuer getroffenen 
Quelle des Eintommens, die aber ihrerjeits wieder jteuern muß, 
weil die Innere Verwaltung, je weiter fie fommt, deito mehr 
gerade für die Entwidelung der wirtbichaftlihen Tüchtigkeit und 
ihre Kapitalsform, den Credit, zu leiften hat. Die Steuer auf 
diefem Theile des Einfommens nun, der durch diefe wirtbichaft: 
lihe Individualität gefordert und andererjeit3 gegeben wird, 
it die eigentlihe und wahre Einfommenfteuer; und diefe Ein: 
fommenjteuer ift daher die Steuer, welche mit der Epoche der 
freien wirtbichaftlichen Individualität im Leben der Völker auf: 
tritt. Das ift ihre Stellung und ihre Geltung und an fie jchließen 
ih die Conjequenzen für Subject und Object derjelben, wie ſich 
im dritten Theile ergeben wird. 


d) Charalter ver Steuerfvfteme von England, Frankreich 
und Deutichland. 


Der enge Zujammenbang des Weſens der Steuer mit der 
Entwidelung von Staat, Gejellihaft und Wirtbichaft macht es 
erflärlih, daß das reine Syitem weder allentbalben vorhanden, 
noch auch in jeiner bisherigen Entwidelung gleichartig bei den 
einzelnen Völkern aufgetreten ijt. Es ift aber ebendeshalb von 
höchſtem Intereſſe, den Charakter dieſes Syſtems, wie ſich derjelbe 
bei den einzelnen Völkern entwickelt hat, in ſeinen Grundzügen 
darzulegen. Dieſer bildet ein höchſt weſentliches Element der 
innern Geſchichte deſſelben, und es kann nicht lange dauern, bis 
dies in der ganzen Staatswiſſenſchaft anerkannt wird. Auch hier 
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nun bieten England, Frankreih und Deutjchland jo weſentliche 
Unterjchiede dar, daß wir in ihnen wieder die Grundformen des 
ganzen europäilchen Steuerweſens wiederfinden. 

Die Gemeinjamkeit der Grundlage aber bleibt, und diefe 
beiteht darin, daß, während die einfachen Steuerformen aus einer 
Reihe von Gründen der Gejchlecht3: und Ständeordnung ans 
gehören, das Syſtem den Ausdrud des Gieges der ftaatsbürger: 
lihen Gejellichaft bildet, während wieder innerhalb des Syſtems 
das Auftreten der Einkommenfteuer einerjeit3 die Entwidelung 
des Verfehrs mit den Werthfapitalen, andererjeits die ſociale Auf: 
fafjung in der Gejetgebung und Verwaltung bedeutet. Von diejem 
Standpunfte gewinnt die Individualität der Steuerſyſteme bei den 
einzelnen Bölfern eine weit über die bloße Finanzwifjenichaft 
hinausgehende Wichtigkeit. 

Was nun zuerft in diejer Beziehung das englijhe Steuer: 
ſyſtem betrifft, jo müffen wir die Art und Weiſe der gewöhn: 
lihen Darftellung, nach welcher die ‚einzelnen Steuern einfad) 
nebeneinandergeftellt werden, wol für nicht ausreichend halten, 
was 3. B. die Unklarheit des Bildes beweilt, das man erhält, 
wenn man Bode mit Gneijt und Gzörnig zufammenftellt. 

Das Steuerſyſtem Englands beruht vielmehr darauf, daß in 
ihm alle im Syſteme aufgeführten Steuern erjcheinen, aber frei: 
lid in ungeregelter Ordnung und unter ganz verjchiedenen- Be: 
zeichnungen. Das beruht darauf, daß England nie eine ſyſte— 
matifche Steuergejeggebung gehabt hat, jondern daß bier das alte 
Spyiten der grundherrlichen, ftändiichen und Föniglichen Steuern 
neben dem jtaatsbürgerlihen Steueriyftem fortbejteht, jodaß 
derjelbe Name oft ganz verjchiedene Steuern bezeichnet, während 
ganz verjchiedene Namen ganz diejelben Steuerfategorien bedeuten. 
Dadurch wird es nothwendig, für das unklare Berhältniß ein 
feftes Princip aufzuftellen, durch welches man jich zurechtfindet. 
und diejes Princip befteht darin, daß die jtaatsbürgerlichen Steuern 
in England diejenigen find, welche nad) dem Einfommen berechnet 
werden, und den Schilling oder den Denier auf das Pfund als 
Steuereinheit haben, während die alten Steuern auf dem Objecte 
als jolhem ruhen und daher mit einem biftoriihen und will: 
kürlichen Steuerfuße erfcheinen. Das gilt natürlich vorzugsweiſe 
von den directen und den Einkfommenjteuern, während die in- 
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directen Steuern durch den Gedanken einer möglichiten Entlaftung 
der Verzehrung und des Verbrauchs beberrjcht werden. Bon diefem 
Gelichtspunfte aus gewinnt die Anwendung des Syftems auf das 
engliihe Steuerwejen folgenden Inhalt. 

Das Spitem der directen Steuern enthält als die Reſte der 
alten Steuern die Vermögensfteuer und die Monatsgelder. Die 
alte Grundftener oder Land tax ijt der Uebergang zum neuen 
Steuerjyiteme, indem jie neben einer wenn auch höchſt unvoll: 
fommenen Schägung des Grundertrags jchon die Werthkapitalien 
mit einer Nentenfteuer belegt, welche bier no als Vermögens: 
ſteuer eriheint. Daneben bejteben die alten Erwerbjtenern als 
Licences fort, mit dem ausgeprägten Charakter einer ftändilchen 
Gewerbebefteuerung und endlich die Verfehrsfteuern in den Erb: 
ſchafts- und Stempelfteuern (Legacy and stamp duties). Die 
eriten Steuern faßt nun die Income tax in das jpecifiiche Syftem 
‚der engliſchen directen Steuer zujammen, indem fie die Grunde 
ftener, die Nentenjteuer und die Erwerbiteuer in ihren verjchie- 
denen Formen als Belteuerung des Einfommens aus diejen ein— 
zelnen Ermwerbsquellen jpecificirt, die Steuereinheit des Pfund 
Sterling zu Grunde legt, und einen Procentjag als Steuerfuß 
legt. Daneben bejteben aber die alten Steuern fort; die natür: 
lihe Folge ilt, daß fie, namentlich die alte Land tax, den Cha: 
tafter der Steuern verlieren und als eine Grundlaft angejehen 
werden, welde wie jede Hypothek ablösbar if. Das Nefultat 
ift, daß die eigentlibe directe Steuer Englands jept die 
Income tax ijt, die man aljo durchaus nicht mit der eigent- 
lihen Einfommenfteuer verwechjeln darf, wie es nur zu oft 
geſchieht. 

Das Syſtem der indirecten Steuern enthält in ſehr aus— 
geprägter Weiſe, und ſtärker als irgendwo auf dem Continent, 
den Unterſchied zwiſchen den Verzehrungs- und den Genußſteuern; 
nur mangelt beiden das Syſtem. Die Verzehrungsſteuer beſteht 
in der Excise und zum Theil im Zoll; die Genußſteuer iſt zum 
Ausdrud gebraht in den Assessed taxes, eine Steuerart, die 
auf dem Gontinent noch nicht nachgeahmt ift. Die Wohnungs: 
iteuer (habited houses duty) ift freilich ebenfo fehr als eine directe 
Steuer anzufehen. 

Eine eigentliche Einkommenſteuer gibt es nun durd die hohe 


297 


Ausbildung der Income tax nicht; das Princip des gleichen Steuer: 
fußes, das den Charakter der erftern ausmacht, fehlt. Doch liegt 
der eigentlihe Mangel des engliihen Steuerfyftems, wie mir 
unten jeben werden, in dem Mangel eines feiten Kataſters, 
und diejer ilt es, der dafjelbe auch praktiſch tief von den gleich: 
artigen Steuern des Eontinents unterjcheidet. 

Frankreich. In weſentlich verjchiedener Weije hat ſich da— 
gegen das Steuerſyſtem Frankreichs geſtaltet. Auch Frankreich 
hatte bis zur Revolution das alte in ganz Europa gültige Sfeuer: 
ſyſtem mit der Baſis der grumdberrlichen directen und der könig— 
lihen (jtaatlichen) indirecten Steuer. Die Revolution brach aud) 
mit diejer biftorischen Geſtalt, und auch bier verjuchte fie ein 
Steueriyitem auf Grundlage rein abftracter Principien aufzubauen. 
Das erwies jih jehr jchnell als unthunlid. Frankreich ward 
daher gezwungen, den uriprünglichen Standpunft des Steuer: 
ſyſtems der Nevolutiongepoche alsbald zu verlafien und eine Steuer 
nach der andern hinzuzufügen, jodaß es beinahe alle Grundformen 
der Steuern wieder bei fi) einführte. Die kurze Gejchichte des 
franzöfiihen Steuerſyſtems ift daher der allerdings höchſt inter: 
effante hijtorifche Beweis, daß das Princip der einzigen Steuer 
unbaltbar iſt. Allein eben dadurch, daß ſich die Steuerarten 
in Frankreich erſt jucceffiv und gleichlam zwangsweiſe entwideln, 
bat das franzölische Steueriyftem etwas Zufälliges und Lückenhaftes, 
jodaß es bei großer Bollendung in der techniihen Berwaltung, 
organisch dennoch meit hinter dem deutſchen zurüditeht. Der 
biftorifche Ueberblid ijt dabei von nicht geringem Intereſſe, und 
es it auch hier nicht richtig, einfach die Steuerarten nebeneinander 
aufzuzählen. Es lafjen ſich dabei ganz bejtimmte Stadien in der 
Entwidelung unterjcheiden. 

Die erſte Epoche beginnt mit der Aufhebung des ganzen 
hiſtoriſchen Steuerſyſtems auf Grundlage der Nacht des 4. Auguft 
1789. Die Constituante, vollftändig beherricht von den jo ftarf 
focial gefärbten Anſchauungen der Phyſiokraten, ging von dem 
Srundfage aus, daß die Grundſteuer die einzige Steuer 
fein jolle. So entjtand das Geſetz vom 23. November 1790, die 
Einführung der contribution fonciere enthaltend, das noch gegen: 
wärtig die Bafis der Grundftener iſt. Aber unmittelbar daran 
Ihloß fich die Erkenntniß, daß die Grundſteuer nicht ausreiche, 
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Das Gejeg vom 18. December 1790 führte daher neben derjelben 
die contribution personnelle et mobiliere ein, die Beſteuerung des 
perfönlichen Kapitals in der erjtern, die des Werthfapitals- in 
der zweiten enthaltend, und das gleichzeitige Gejeß vom 19. De: 
cember 1790 regelte das Einregistrement, die eigenthümliche Ver: 
bindung des Gebühren: und Verkehrsſteuerweſens in Frankreich, 
aber no ohne Stempel. So waren die Formen des Kapitals 
beſteuert, und jet trat das jociale Moment hervor. Die Con- 
stituante hob nämlich ein Jahr ſpäter alle indirecten Steuern auf 
(Geje vom Februar 1791), dagegen führte jie die Ermerbiteuer 
als Contribution des patentes ein (Gele vom 17. März 1791); 
auch die legtere Steuer wurde jedoch im Jahre 1793 aufgehoben, 
und jo berubte jeßt das ganze Steuermweien auf den obigen Formen 
der Kapitalsbejteuerung. Das war der Inhalt der eriten Epoche. 

Nah dem Terrorismus trat nun mit der allmählich platz— 
greifenden Verwaltung die zweite Epoche unter dem Directorium 
ein, mit ihr die erfte Ordnung der Verwaltung. „Sie fordert vor 
allem einen regelmäßigen Eingang der Steuern. Das Directorium 
läßt daher noch das Princip der Nevolution beftehen, bildet aber 
die directen Steuern zu einem Syſteme aus. Zuerſt führt das 
Directorium die Erwerbjteuer (Contribution des patentes) wieder 
ein (an IV); dann ward zu dem Enregistrement die Gejeßgebung 
über die Stempel hinzugefügt, deren erfter Theil (Gejeg vom 
30. September 1797) den Stempel als VBerbraudhsfteuer, der zweite 
Theil (Gejeg vom 3. November 1798) den Stempel als Berlehrs: 
ftener aufſtellt. Daran fchließt ji) das neue Geſetz über die 
contribution des portes et fenetres (Gejeß vom 4. November 
1798), der erſte Verſuch, das Gefammteinfommen mit der Steuer 
in jeiner Haupterfheinung, der Wohnung, zu treffen; und endlich 
ward die Grundſteuer definitiv vegulirt (Gejeg vom 3 Frimaire 
an VII): Aber nod ift die Confumtion unbefteuert. Die Frage, 
ob das Kapital allein die Laften der Verwaltung tragen kann, 
iſt nicht beantwortet, denn theils ift die Unordnung noch zu aroß, 
theils bat man verjucht, ſich mit den Affignaten zu belfen. Erſt 
mit Napoleon beginnt mit der ftrengen Verwaltung die Frage, 
ob man mit dem bisherigen Spiteme ausreichen fünne Die Ant: 
wort war einfach; fie bildet die dritte Epoche. 

Dieſe dritte Epoche iſt charakterifirt durch die Herftellung der 
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ivitematiihen indirecten Beſteuerung, die freilich erft 
juccefiive eintritt, aber unter Napoleon I. doch vollitändig fertig 
dafteht. Zuerſt das Spitem der eigentlichen Verzehrungsſteuer 
in den droits reunis, Gejeg vom 23. Februar 1804 (Befteue: 
rung der Getränfe, Fuhrwerke, Spielkarten und Einführung ge: 
wiſſer Gebühren); daran jchließt fich die Steuer auf Salz durd 
Decret vom 11. Juni 1806; dann die Einführung des Tabads: 
monopols (Decret vom 27. December 1810), und das Schieß— 
pulvermonopol (Decret vom 16. März 1813); die Beitenerung 
des Nübenzuders folgt erit am 18. Juli 1837. Das Zoll: 
wejen ging daneben jeinen eigenen Weg; der Steuerzoll war 
untergeordnet, der Kampf gegen England die Hauptjache; erjt der 
Tarif von 1822 enthält zugleich eine ſyſtematiſch durchgeführte 
Berzehrungsiteuer neben dem Schußzoll. So ift jegt das Syſtem 
fertig und bis auf unfere Zeit ift im mwejentlichen nichts daran 
geändert. 

Faßt man num diejes franzöſiſche Syſtem im ganzen auf, jo 
ift fein organifcher Charakter Har. Es ift nicht fähig, dem wirk— 
lihen Einlonmen aus dem Werth: und perjönlichen Kapital zu 
folgen; ihm fehlt nicht blos gänzlich die Nentenfteuer, jondern 
auch jede Art der Einkommenjteuer, da jelbit die Thor: und Fenfter: 
fteuer durch das Gele vom 3. November 1802 zu einer bloßen 
Repartitionsiteuer geworden iſt. Daber ift das große Werth: 
kapital fowie der Unternehmungsgewinn in Frankreich am wenigiten 
in ganz Europa bejteuert, und nachdem in den Hauptſtädten jogar 
die Thür: und Fenfterfteuer, welche die Einfommenfteuer noch er: 
jegen follte, auf die ſtädtiſche Thorftener (Octroi) übermittelt ift, 
liegt die wejentliche Laft der Steuern auf Grundbelig, Arbeit und 
Verkehr. Das iſt die Folge davon, daß man ein abjtractes Sy: 
ftem der Befteuerung erzwingen wollte, ohne diejes Syſtem ſelbſt zu 
befigen. Frankreichs Steuerverwaltung ift daher vielleicht die voll: 
fommenfte, fein Steuerfyitem das unvolllommenjte in Europa. 

Deutjhland Neben Franfreih und England fteht num 
Deutichland wieder in eigenthümlicher Weile da. Auch in feinem 
Steuerwejen bat e3 feinen doppelten Charakter. Es herrſcht in 
demjelben derjelbe hiftoriihe Grundzug und Gedanke, aber die 
Steuerſyſteme feiner Theile find wieder innerhalb diefer Baſis 
verfchieden. Wir müſſen dabei leider conftatiren, daß wir fait 
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von der Hälfte der deutichen Steuerſyſteme nichts wiſſen, und uns 
daher begnügen, den Charakter der beiden Haupttheile, Oeſter— 
veichs und Preußens, zu bejtimmen. Es ift eine eigene Arbeit, 
die Zufammenftellung aller geltenden Bejteuerungen auf Bajis 
des Syſtems auszuarbeiten. Erſt dann wird es neben der theo— 
retiichen eine pofitive deutiche Steuerwijlenschaft geben. Der Cha: 
rafter des Ganzen aber iſt auch jo nicht ſchwer zu bejtimmen. 

Während nämlich England im 18. Jahrhundert einige zient: 
lid rohe Erperimente macht, um ein Steuerjyitem zu finden, und 
Frankreich unter der Laſt jeiner grundherrlichen und jtändiichen 
Steuern zu Grunde geht, um mit jeiner Nevolution zwar zu einem 
PBrincip, nicht aber zu einem Spftem zu gelangen, beginnt in 
Deutichland Schon im Beginn des 18. Jahrhunderts die ernjthafte 
Arbeit im Steuerweien. Und fchon bier zeigt fi der tief: 
verichiedene Charakter Defterreihs, Preußens und der Fleinern 
Staaten. 

Preußens Charakter ijt überhaupt eine außerordentliche ad: 
miniftrative QTüchtigfeit, aber verbunden mit einer viel zu großen 
Hochachtung vor den ftändiichen und großberrlichen Vorrechten, 
an der auch die beften Dinge nur zu oft jcheitern. Oeſterreich 
ift viel weniger tüchtig in adminiltrativer Beziehung, aber dafür 
auch rüdjichtslos gegen jedes Vorrecht, wo es fih um das Ganze 
des Staat? handelt. Die Heinen Staaten dagegen haben von 
jeher im praftiichen Peben feinen Naum für große Gejichtspunfte 
gehabt. Das nun zeigt ſich auch im Steuerwejen; feine Gejchichte 
gewinnt dadurd ein bejonderes und eigenthümliches Intereſſe. 

Preußen, aus verjchiedenen Ländern zur Einheit erwachſend, 
und gezwungen, die biftoriihen Rechte derjelben anzuerkennen, 
beginnt feine Steuergejeßgebung mit dem, was durch jeine ad» 
miniftrative Ausbildung gefordert wird, der Gejeßgebung über die 
landesherrlihen Steuern, namentlih die VBerzehrungsiteuer, ſchon 
1641, der die Gejege von 1680 und 1684 zunächſt für die Kur— 
mark folgten. Tiefergehende Reformen im ganzen fehlen; aber 
die Tüchtigfeit der Verwaltung erjegt den Mangel am Brincip, 
und die Sparjamfeit des 18. Jahrhunderts macht die Steuer: 
erhebung überflüſſig. Sp tritt Preußen mit jeinem ganzen alten 
Stenerfufteme in das 19. Jahrhundert hinein. Die Schladt von 
Jena it der Wendepunkt. Die Nettung des Staats durch die 


301 


ftändijchen Ordnungen iſt ebenjo unmöglich als durch die admi— 
niftrativen: der Staat muß fich der ſtaatsbürgerlichen Gejelljchaft 
bingeben. Den entjcheidenden Schritt dafür bildet befanntlich die 
Städteordnung und die Gewerbefreibeit; an fie Ichließt ſich das 
neue Steuerſyſtem der napoleoniichen Kriegszeit, in ihm der merk: 
würdige Kampf der jtaatsbürgerliden und arundberrlichen Gejell: 
Ihaft. Die Edicte vom 27. und 28. October 1810 ſprechen zuerit 
den Grundjab aus, daß alle Staatsbürger gleihmäßig und ohne 
Unterjhied an den Steuern theilnehmen follten, und hoben alle 
grundberrlichen Steuervorredhte auf. Allein die Verordnung vom 
12. Mai 1814 ftellte dieje Vorrechte einfach wieder ber, und von 
da an beſchränkt jich die juftematifche Entwidelung des preußiichen 
Steuerwejens auf die Herftellung des Syſtems in allen übrigen 
Gebieten der Steuer, mit Ausnahme der Grundfteuer. Doc kommt 
während der napoleonijchen Kriege nur noch die Gewerbeſteuer 
in ihrer urjprünglichen freien Form zur Geltung. Erft nach dem 
Parifer Frieden, und nachdem die neuen Gebietstheile ihre for: 
melle Verbindung mit Preußen gefunden, tritt die eigentliche 
Epoche der Steuergejeßgebung ein. Das Spitem, offenbar nicht vor: 
bereitet, ward in den Jahren 1820—22 durch die Steuergejeß: 
gebung begründet, und berubt auf folgenden Elementen, die dann 
jpäter nur auf Einem allerdings mwejentlic Punkte geändert find. 

Die directe Beitenerung bat für die Grundfteuer und für 
die Ermwerbjteuer befondere Gejeke (vom 30. Mai 1820 und das 
neue Gewerbfteuergejeg vom 30. Mai 1820) nebjt.der Eijenbahn 
und Bergwerfsbefteuerung. Die Rentenfteuer dagegen ift erſt 
durch das Gejeß über die Haffifieirte Einfommenftener vom 1. Mai 
1851 eingeführt und vertritt die eigentlihe Cinlommenfteuer, 
während die Verkehrs- (Stempelfteuer) 1822 definitiv geordnet 
wird. Dieje preußiſche Auffaffung bat dann die Einführung der 
Rentenſteuer auch in den meiften andern deutſchen Staaten bes 
ftimmt. (S. unten.) 

Die indirecte Beltenerung hat ihre eigenthümliche Geftalt 
zunächſt in der Unterfcheidung der Mahl: und Schlacdhtiteuer von 
der Klaſſenſteuer (Gejeg vom 30, Mai 1820); daneben die Salz: 
ftener (Gejet vom 17. Juni 1820) und die Getränfe: und Tabads- 
fteuer (Gejeß vom 8. Februar 1820), die dann zum Theil jpäter 
modificirt find. Die Genußitenern liegen theils in den Zolltarifen 
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(erfter von 1818, dann Zollverein und franzöſiſcher Handelsver— 
trag), theils in der Stempelfteuer (Geje vom 7. März 1822); 
es iſt charakteriſtiſch, und ein wejentlicher Unterfchied von Eng: 
land und Frankreich, daß Preußen und mit ihm ganz Deutjchland 
eigentlich feine felbitändige Genußitener fennt, da die Getränke— 
ftener doch im Grunde Berzehrungsiteuer ift. 

Die Hafjifieirte Einfommenfteuer nun ift endlich Verbin: 
dung der Rentenjteuer und der Reineinfommenfteuer, und als 
ſolche, wenn auch unfertig, jo doc eine höchſt beachtenswerthe 
Erſcheinung, auf die wir fpäter zurüdfommen. 

Einen andern Entwidelungsgang bat bei gleihem Charakter 
die Steuergejhichte Defterreichs. Defterreich zeichnet ſich dadurch 
vor ganz Europa aus, daß es eigentlich die ſyſtematiſche Steuer: 
gejeßgebung des ganzen Welttheiles zuerft begonnen und für die 
Grundftener auch durchgeführt hat. Sein Grundſteuerſyſtem, be: 
gonnen mit dem Consimento Milanese 1713 und bejchloffen mit 
ftabilem Katafter jeit 1817, an dem fich dann das Repartitiong- 
gejeß für die Grundfteuer von 1869 anſchließt, ift das Mufter 
für Franfreih und auch für Preußen geworden. Kaiſer Joſeph 
bat den Ruhm, das große Princip der allgemeinen und gleichen 
Beltenerung zuerft unter allen Regierungen Deutſchlands und vor 
der Franzöliihen Revolution ausgeſprochen zu haben, klarer als 
dies je in Frankreich oder Deutichland in einem Geſetze geicheben 
ift. In feinem Steuerregulirungspatent vom 20. April 1785 beißt 
es, „Daß jede Provinz, jede Gemeinde und jeder einzelne Grund: 
befiger nah Verhältniß des Nutzens das Seine in gleihem 
Make zur Bededung des Staatserfordernifjes beitragen müſſe“. 
Zwar konnte er feine Maßregeln nicht durchführen; aber der Ge- 
danfe der gleichen Verpflichtung aller Staatsangehörigen blieb 
von da an in Defterreich lebendig, und das öfterreichiiche Steuer- 
ſyſtem ift feit diejer Zeit das einzige in Deutichland, welches das 
große Princip der Gleichheit der Steuer ohne alle Rüdficht 
auf ſtändiſche und grundherrliche Steuerprivilegien feitgehalten 
und durchgeführt bat. Das ift fein eigentliher Charakter, und 
wenn jeine Finanzen trogdem nicht blühten, jo lag das an ganz 
andern Urſachen. Die Entwidelung der Steuergejeßgebung auf 
jener Baſis iſt dann eine langſame aber ftetige. Das erſte Ge- 
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jeß ift das Erwerbjteuergejeg von 1812 nah dem Mufter des 
franzöjischen, das 1811 in den italienischen Landen eingeführt war. 
Dann folgt, wie gejagt, die definitive Ordnung der Grunditeuer 
dur den jtabilen Katafter, feit 1817 begonnen; im Jahre 1829 
ward dann das ganze Syſtem der grundherrlichen Verzehrungs— 
fteuer aufgehoben, und das neue Syitem mit Gleichheit in Steuer: 
fuß und Steuereinheit im ganzen Neiche eingeführt; die erſte jtän- 
diihe Form der Stempelfteuer ward durd das Gejeß von 1840 
reformirt; das Zollwejen blieb jedoch noch auf feinem alten Stand: 
punkte des Probibitivipftems. Das war der Zuftand vor 1848. 
Die große Erjhütterung diefer Zeit brachte auch für das Steuer: 
wejen Dejterreichs einen neuen Fortjchritt, der in den zwei wich 
tigiten Gejegen, der Einführung der Einfommenftener von 1849 
und der neuen Stempelgefeßgebung von 1850, zum Ausdrud ge: 
langt, während gleichzeitig das Zollweſen durch die Zollvereins- 
verträge mit dem Zollverein vom Jahre 1853 zum gemäßigten 
Schutzzollſyſteme überging. Damit ftand jetzt das Steuerſyſtem 
Oeſterreichs feſt, und iſt in ſeinen Grundzügen ein ſehr klares 
und einfaches. Nur die Aufſtellung des Budgets, das ſeit jener 
Zeit auch die Regalien in die Kategorie der indirecten Steuern 
aufnahm, während die Einfommenjteuer als directe Steuer auf: 
tritt, macht das theoretiihe Verſtändniß ſchwer. Das Syſtem 
jelbft ijt einfach folgendes: 

Die directe Beſteuerung bejteht in der Grundſteuer (1817) 
und der davon 1820 gejchiedenen Hausfteuer einerjeit3, und in 
der Erwerbjteuer (1812) andererfeits, an welche ſich dann die Ein: 
fommenfteuer anjchließt, deren erites und zweites Kapitel reine 
Erwerbfteuerformen find, während das dritte Kapitel die jelb- 
ftändige Nentenfteuer enthält, und die Verkehrsſteuer in der 
Stempeliteuer von 1850 in Dejterreich diefelbe Verwirrung der 
Grundſätze über Gebühr und Steuer enthält wie in den übrigen 
Ländern Europas. 

Das indirecte Steuerfyftem enihält die Verzebrungsiteuer ' 
auf Grundlage des Gejehes von 1829, neben derjelben aber die 
jelbftändige Belteuerung der Getränke und jeit 1850 aud die 
Rübenzuderiteuer; die indirecte Bejteuerung des Salzes und Tabads 
geihieht durch die Monopole; eigentlihe Luxusſteuer erjcheint 
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nur in den Städten (Hundefteuer). ine jelbitändige eigentliche 
Einfommenfteuer ilt dagegen nicht vorhanden, da der auf 
diejelbe binzielende Entwurf von 1869 zurückgenommen. 

Das nun, glauben wir, jind die Grundbegriffe der Vergleichung 
für die Steuerfyfteme der drei Eulturvölfer Europas. Es ift 
leiht, die Vergleihung auf diefer Bafis weiter zu führen und 
damit diefem Theile der Finanzwiſſenſchaft feinen volljtändigen 
Inhalt zu geben. Allein dennoch ift das nur noch die Form, der 
wirtbichaftlihe Inhalt erjcheint erft in dem Folgenden. 


weiter Abſchnitt. 


Die Principien der Beflenerung oder die 
Steuerpolitik. 


Begriff und Inhalt. 


Aus dem obigen Inhalt der Steuer an jich entjteht nun der 
zweite Abjchnitt der allgemeinen Steuerlehre dadurd, daß die 
Steuer in all ihren Formen es mit einer großen und bejtändig 
wechjelnden Berjchiedenheit der Wirtbihaften zu thun hat. Es 
ergibt jih daraus der allgemeine Satz, welcher der ganzen Lehre 
von der Anlage der Steuer auf die in einem Staate wirklich vor: 
bandenen Wirtbichaften, oder dem, was wir furz die Bejteuerung im 
Unterjchiede von der Steuer genannt haben, zu Grunde liegt, daß 
diefelbe Steuer, je nach der wirtbichaftlihden Natur ihres Steuer: 
object3, bei völliger Gleichheit der Form eine durchaus ver— 
ihiedene in der Wirkung fein fann. Nun aber joll die 
Steuer nicht wie die Abgabe blos als eine Schuld gezahlt werden, 
und auch genügt es natürlich nicht, daß die Steuerobjecte Die 
Fähigkeit haben, fie für einmal zu tragen. Iſt die Steuer die 
Zahlung der Staatsangehörigen für ihre Verwaltung, jo muß fie 
eine doppelte Natur haben, Sie muß erftlich jo eingerichtet fein, 
daß die diejelbe zahlende Wirthichaft im Stande ift, fie dauernd 
zu zahlen; das ift, fie muß von dem Einkommen derjelben und 
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nicht von dem Kapitale gezahlt werden; und fie muß zweitens die 
Fähigkeit bejigen, von den Wirthichaften, welche jie zahlen, auch 
producirt werden zu können; das ift, fie muß producirt fein. 
Mit diefen beiden Forderungen tritt das Steuerſyſtem in ein 
neues Gebiet hinein. Es wird ein organiſcher Tbeil der ge— 
jammten Volkswirthſchaft. Das iſt, durd diejelbe bedingt 
und fie auch wieder bedingend; es muß im ganzen wie in jedem 
jeiner Theile von dem Bemwußtjein diejes innigen Zulammenbangs 
durhdrungen jein; e3 muß jede einzelne Steuer von den Ge: 
jichtspunften, die jih daraus ergeben, erwogen und im einzelnen 
bejtimmt und bemejjen werden; und diejenigen wirklichen Steuern, 
die fih daraus ergeben, bilden das, was wir die rationelle 
Belteuerung, und in jeiner ſyſtematiſchen Anwendung auf die 
Gejeßgebung die Steuerpolitik im allgemeinen Sinne nennen. 

Eine ſolche rationelle Belteuerung nun tritt überbaupt erft 
da ein, wo die eigentliche Steuer ji) von der Abgabe trennt und 
ihr Verhältniß zu den organiſchen Bedürfniffen des Staats, nament: 
lih bier zu feiner Verwaltung far wird; dann aber wird aud) 
das Bedürfniß nach derjelben unmiderftehlid. Die alte Welt, 
die Zeit der Grund: und Lehnsherrlichkeit, kennt daher Eeine 
Steuerpolitif. Sie entjteht erft im vorigen Jahrhundert mit dem 
erjten Auftreten der Verwaltung, und der erjte Act derfelben be: 
gnügt ſich noch mit der bloßen jtrengen Ordnung der Steuer, bis 
theils die Entwidelung der Volkswirthſchaft, theils aber auch die 
durh ſchlechte Steuerwirtbichaft erzeugte Noth des Staats die 
wirkliche Steuerpolitik langiam errangen. Seit einem Jahrhundert 
iit daher das Bewußtſein allgemein, daß die Beſteuerung die An— 
erfennung der volfswirthichaftlichen Grundjäge fordert, und ſeit 
Montesquieu gibt es vielleicht feinen Schriftiteller, der nicht in 
einer oder der andern Meije diefe Frage berührt hätte. Allein 
nachdem das Princip feftiteht, wird es nunmehr darauf ankommen, 
jeine Anwendung auch in möglichit fejte Formeln zu bringen. 
Damit erjt wird dann die wifjenjchaftlihe Behandlung der Be: 
fteuerung neben der des Steueriyftems möglich. Dieje nun hat 
im wejentlichen vier Geſichtspunkte ins Auge zu fallen. Das Ber: 
hältniß der Steuern zur Einzelwirtbichaft bedarf zuerit des Maßes, 
und jo entiteht die Lehre vom Steuermaß; das zweite VBerhältniß 
derjelben zur Broduction oder zum Einkommen dev einzelnen 
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Wirthſchaft erzeugt Begriff und Wejen der Steuerböhe; das 
dritte Verhältniß zum Wechſel diejes Einfommens erzeugt die 
Grundjäge des Steuerwecjels; und das vierte VBerhältniß zur 
Gejammtheit der Volkswirthſchaft endlich ergibt die Antwort auf 
die allbefannte Frage nad der Ueberwälzung der Steuern. 
Die Aufgabe der Steuerpolitik ift e8 nun, alle dieje Fragen wieder 
nicht im allgemeinen, jondern ſtets in Beziehung auf die einzelnen 
Steuerarten zu unterfuchen. Die leitenden Gedanken dafür aber 
find die folgenden: 


Immer wird das, was der in der Finanzwiſſenſchaft und jpeciell 
in der Steuerlehre fajt vergeſſene Montesquieu über die großen Prin: 
cipien der Beiteuerung gejagt bat, als der Anfangspunft aller Steuer: 
politit anzujeben fein; und feine Sätze find noch immer das Geift- 
reichſte, was die Steuerpolitif, allerdings von ihrer biftoriihen Seite, 
fennt. Montesquieu jtellt die Regle generale auf: On peut lever des 
tributs plus forts a proportion de la liberte des sujets, et 
on est fore® de les moderer a mesure que la servitude aug- 
mente. (L. XIII, Ch. 12.) Er ift in diefem Sinne der erjte, dem 
wir den Unterjchied zwijchen Abgabe und Steuer, tribut und impöt 
verdanken. Er fennt jhon den Unterſchied zwifchen directen und in: 
directen Steuern, den er in feiner Weiſe ausprüdt; er glaubt, daß 
die indirecte Steuer (droits sur les marchandises) am wenigjten ge: 
fühlt wird (Ch. 7); er befämpft die Salzfteuer und die Stempeljteuer 
al3 irrationell (ib.); wie tief ijt fein Gebanfe, daß der „impöt par 
töte est plus naturel a la servitude” (Abgabe auf die unfreien Hinter: 
ſaſſen ohne Rüdjiht auf das Cinfommen) „limpöt sur les marchan- 
dises est plus naturel a la liberte (Steuer in Verbindung mit Bro: 
duction und Confumtion als „impöt naturel du gouvernement modere” 
ib., Ch. 14) und die Verbindung der Tribute mit der Eroberung. 
(Ch. 16). Es ift der Geilt der Gefhihte der Steuern, der bier 
ein ewiges Denkmal gefunden. Quesnay dagegen bat zuerjt in feinem 
impöt unique das erſte Princip der rationellen Steuer aufgeitellt, 
dad danı von Adam Smith in feinen befannten vier Grundfägen zu 
einem Syſtem erhoben ward. Wir müfjen geiteben, daß das 19. Jahr— 
bundert über dieje Principien nicht hinausgegangen ift. Nur Ein 
Punkt gehört bisher der rationellen Bejteuerungslebre unjerer Zeit an; 
das tft das fociale Princip des jteuerfreien Eriftenzminimums, deſſen 
Bedeutung jo groß ift, daß es trog jeiner Unklarbeit neben dem pro: 
grejiven Steuerfuße plabgegriffen bat. Das, was uns zu tbun 
übrigbleibt, ijt übrigens nit etwa das Aufitellen neuer Grundſätze, 
jondern der Verſuch, die alten Principien foweit tbunlib auch im ein» 
zelnen zu formuliren. Und das kann doch nur durch Beziebung zum 
Spitem der Steuern geſchehen. 
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I. Das Steuermaß. 
Steuereinheit und Steuerfuß. Der progrejjive Steuerfuß. 


Das Steuermaß entitebt nun, indem der Grundgedanke der 
gleichen Bejteuerung für die VBerjchiedenheit der Steuerjubjecte und 
Steuerobjecte zunächſt vermöge der Neducirung derjelben auf ein 
gemeinjames Maß durchgeführt wird. Die beiden Grundformen 
dejjelben find die Begriffe der Steuereinheit und des Steuer— 
fußes. An fih enthalten fie natürlid nur noch die formale 
VBorausjegung aller Steuerpolitif; aber gerade darin liegt ihre 
große praftiiche Wichtigkeit. 

a) Die Steuereinbeit ilt ihrem Begriffe nad das ein- 
beitlihe Maß für die Mefjung der Steuerobjecte zum Zwecke der 
Beiteuerung. Allein die durchgreifende Verſchiedenheit der Steuer: 
objecte gerade in diefer Beziehung macht eine gleiche Steuereinheit 
nicht möglid. Sie fordert vielmehr ein Syſtem von Steuerein: 
beiten. Ein jolches ift von jeher dagemejen, da ohne dafjelbe die 
Beiteuerung gar nicht möglich iſt. Die Finanzwiſſenſchaft kann 
die Sache daher nicht erfinden, jondern nur erklären und zum 
Bewußtjein bringen. Es ilt von großem Intereſſe, das zu ver: 
juchen, da es zugleich in das Wejen der Steuerarten einen tiefen 
Einblid thun läßt. 

Es liegt nun in der Natur der Sade, daß alle Beitenerung 
mit den möglichſt einfahen Steuereinheiten beginnt und erft 
allmählich zu der Aufftellung eines eigentlihen Syſtems derjelben 
übergeht. Die Gejhichte der Steuereinheiten begleitet daher die: 
jenige des Steuerwejens überhaupt, und fie find es, welde ung 
einen nicht geringen Theil des legtern erklären. 

Die einfachite Steuereinheit ift das Steuerfubject in Verbin: 
dung mit dem Steuerobject, die Perſon, ohne Unterſchied ihres 
Einfommens, mit gleicher Befteuerung für jedes Individuum. Die 
daraus bervorgehende Steuer ilt die Kopfiteuer, die robefte 
Form aller Bejteuerung. 

Die zweite Form der Steuereinheit entiteht, indem ich nicht 
die Perjon und auch nicht ihr Einfommen, jondern den Werth 
ihres Beſitzes als Steuerobject betrachte, und die Einheit der Steuer 
als Decimaljtelle diejes Werthes in Geld ausgedrücdt, anjege, oder 
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die Münzeintbeilung als Wertheinheit nehme. Ein jolher Werth 
wird entweder durch Schäßung oder Selbjtbefenntniß feitgeitellt 
und die Steuerfraft befteht dabei in der wabrjcheinlichen Ertrags— 
fähigfeit jeder Einheit (von hundert im Werth), die als gleich 
angenommen wird. Eine joldhe auf der Wertheinheit des Ver— 
mögens berubende Einheit heißt die Bermögensiteuer. 

Die Vermögensfteuer ſteht nun offenbar viel höher als die 
Kopfiteuer. Allein ihr großer Mangel ift klar. Einerſeits ift jede 
Schägung höchſt unfiher, am unficherjten da, wo wenig Verkehr 
vorhanden ift, und Werth und Preis daher jtarf differiren. 
Andererſeits aber entziehen fich die wichtigiten Güter, die perjön- 
lihen, geradezu dev Schägung und Mefjung als Gut, und daher 
auch der Beiteuerung, wodurd die Vermögensſteuer ftetS eine ein 
jeitige Steuerbefreiung des auf dem perjönlichen Kapitale be— 
rubenden Erwerbes it, während jie nur den Erwerb aus den 
Güter: und Werthfapitalien trifft. Sie iſt daher jtets der Anfang 
der rationellen Steuereinheit, und erjcheint als die roheſte Form 
des Steuerſyſtems; aber feine Zeit kann bei ihr ſtehen bleiben. 

Die höhere Entwidelung des Steuerwejens beginnt daher mit 
der Erfenntniß, daß die wahre Steuereinheit dur die Mejjung 
des Einfommens gefunden werden müſſe, und daß dem ent: 
iprechend die Mefjung des Gutes jelbit nur das Mittel fei, zur 
Meſſung des Einkommens zu gelangen. Die ideale Steuer— 
einheit iſt Daher eine Einheit des Einfommens aus den 
Gütern des Steuerjubjectd. Die VBerjchiedenheit des legtern aber 
macht die einfache Aufitellung derjelben nicht möglich, und mit der 
Entjtehung des Steuerſyſtems entjteht daher auch das Syſtem 
der Steuereinbeiten, deſſen Verſtändniß eine wejentlihe Voraus: 
jeßung aller Steuerpolitik unjerer Zeit bildet. 

1) Bei der directen Steuer nämlich, wo die Güter als Quelle 
des Einfommens angenommen werden, erjcheinen Gut und Ein: 
fommen nebeneinander als jelbitändig, und daher treten bier auch 
zwei Arten der Steuereinheit auf, die Gütereinbeiten, für 
welche die Summe des Einkommens gejucht wird, und die De: 
cimaleinbeit des aus den Gütern berechneten Einfommens ſelbſt, 
oder der eigentlichen Steuerquelle. Jene Gütereinheiten find dann 
je nad der Natur der Güter verfhieden. Wir unterfcheiden 
kurz und Ear die Gütereinheit des Maßes bei den Grundfteuern, 
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die Gütereinheit der Klafie bei den Erwerbfteuern und Verfehrs: 
fteuern, und die Gütereinheit des Kapitals bei der Renten: 
jteuer. Aus jeder diefer Einheiten wird dann das Einkommen 
berechnet. Erſt diejes Einfommen, von dem Gute in diejer Weije 
zum Zwed der Beiteuerung getrennt, bildet die eigentliche Steuer: 
quelle der directen Steuer, und für diefe Steuergquelle wird dann 
die Steuereinheit geſetzt. Dieſe Steuereinheit wird dann gejucht 
in einem Decimalbruche des Einfommenbeitrags, oder: die Steuer: 
einbeit der directen Steuer ift grundfäglic ein Procentſatz des 
Einfommens oder der Steuerquelle aus der Gütereinheit (in 
Map, Klafje und Kapital). Und gerade durch diefe Neducirung 
auf dieſe Procentjäge des Einkommens hat die directe Steuer die 
größte Gleichheit in der Beiteuerung aller ihrer Arten gewinnen 
föunen, jo jehr, daß man durchichnittlich 20 Procent der Steuer: 
quelle als Steuerfuß derjelben angenommen bat. (S. unten.) 

2) Bei der indirecten Steuer nämlich ift das Einfommen aus 
dem befteuerten Object von demfelben überhaupt nicht zu ſchei— 
den, und die indirecte Steuer jucht daher auch gar feine Einheit 
des Einfommens wie die directe, fondern ihr Weſen beſteht darin, 
fich mit der reinen Gütereinheit des reinen Steuerobjects 
zu begnügen. Dieje Einheit ift daher jtet3 einfach ein Gütermaß, 
und auf diejes Gütermaß wird dann ohne weitere Mejjung feiner 
Productionskraft der Stenerfuß aufgelegt. Diejes Gütermaß ift 
dann vermöge der Natur diefer Steuerobjecte ftet3 zuerjt die ein: 
fahe Maß: und Gewichtseinheit der VBerzehrungsgegenftände (Gent: 
ner, Bund, Eimer, Maß, Stüd u. f. w.). Se höher aber das 
Steuerweſen ſich entwidelt, um fo mehr bildet es das Streben 
bei jih aus, neben der Mefjung der Quantität der indirecten 
Steuerobjecte auch die Qualität derjelben zu mejjen, und alſo 
auch Einheiten für die Qualitäten zu finden. Die Mühe, melde 
jih das Steuerwejen Europas bier gegeben, iſt höchſt bedeutungs— 
voll, mweil ſie auf der Erfenntniß beruht, daß die Verzehrung 
höherer Qualität bei gleicher Quantität ein größeres Einkommen 
des Berzehrenden vorausfegt, und daher auch einen höhern Steuer: 
fuß derjelben quantitativen Steuereinheit zuläßt. Wiſſenſchaft 
und Erfahrung baben fich bier die Hände gereicht; die Grade des 
Alfoholometers beim Branntwein, des Saccharometers beim Biere, 
ind nichts anderes als ſolche Steuereinheiten der Qualität. 
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Ebenso beruht der höhere Steuerfuß auf Wildpret u. j. w., der 
böbere Zoll auf feine Waaren, der höhere Preis feinerer Qualität 
beim Tabad3monopol u. ſ. w. auf dem Streben nad) den Qualitäts: 
einbeiten. Die wahre und legte Bedeutung diejer Richtung aber 
beruht darauf, daß die höhere Beitenerung der Qualität feinerer 
Verzehrungsgegenftände die niedern der gewöhnlichen Conſum— 
tibilien möglid macht; die Unteriheidung der Qualität in den 
Steuerobjecten der indirecten Steuern enthält daher zugleich ein 
jociales Element neben dem rein wirtbichaftlichen, das bier auch) 
aus finanziellen Gründen volllommen beredtigt it. 

3) Was nun zulegt die Steuereinheit der Einfommenftener 
betrifft, jo ift fie formell jehr einfad. Sie ift ein Decimalbetrag 
des individuellen Einfommens (ſ. oben) in Geld ausgedrüdt. Ein 
Zurückgehen auf die Meffung durch Gütereinheiten findet erft. da 
ftatt, wo eine öffentliche Schätzung notbwendig wird; lektere ilt das 
Gorrectiv der Selbitihäßung, nicht aber ein principielles Element 
der Einfommenfteuer. Gerade dadurch ijt bier die Beſteuerung 
ebenjo einfach als in ihrer Richtigkeit gefährdet. 

So bilden nun die Steuereinheiten ein großes, vielverziveigtes 
und dennoh zujammenhängendes Syſtem, das in feinen einzelnen 
Theilen wieder die mannichfachiten Erjcheinungen und Berfuche 
aufweiſt, und noch feincswegs als abgejhloffen zu betrachten ift. 
Der Begriff der Steuereinheit aber ilt von jet an ein immanentes 
Element jeder Steuer, und bei jeder Steuer werden wir darauf 
zurückverwieſen. Doch empfängt derjelbe erft jeine Erfüllung durch 
den Begriff des Steuerfußes, zu deſſen Entwidelung wir jet 
übergeben. 

b) Steuerbetrag und Steuerfuß. Das Weſen des 
Steuerfußes wird am Harften, wenn man denjelben vom Steuer: 
betrage unterjcheidet. Der Steuerbetrag ijt diejenige Summe, 
welche das Steuerjubject von einem bejtimmten Steuerobject zu 
zahlen bat. Der Steuerbetrag kann daber ein zufälliger jein, und 
iſt es in vielen Fällen auch geweſen, wo er hiſtoriſch entitanden 
it. Der Steuerfuß dagegen ift der Beitrag, der von jeder Steuer: 
einbeit zu zahlen it. Der Steuerbetrag wird daher meift nach 
dem Werthe des Gutes, der Steuerfuß dagegen nad der Pro— 
ductionskraft der Steuereinheit berechnet, und bedeutet ſomit das 
Auftreten einer vationellen Beſteuerung. Sowie er jelbjtändig 
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auftritt, empfängt auch der Steuerbetrag einen andern Sinn. Er 
wird dann die addirte Summe der einzelnen Steuerfuße, die für 
ein Object zu zahlen ift, und feine Feſtſtellung geichieht durch die 
möglichit genaue Berechnung der Einheiten und Steuerfuße. Aus 
diefem Anſchluſſe des Steuerfußes an die Steuereinheit ergibt ſich 
dann das Princip und das Syſtem der Steuerfuße, die jich wieder 
auf das ganze Steuerjyitem zu beziehen haben. 

c) Brincip des Steuerfußes. Der progrefjive und 
regreſſive Steuerfuß. Das Princip des Steuerfußes iſt das 
Berhältniß defjelben zu der für die Steuereinheit ermittelten Summe 
der Production diefer Steuereinheit. Indem nun die Natur 
der Steuereinheiten, wie joeben dargelegt, die Berechnung der 
Productionsfähigkeit des Steuerobjects je nach der Steuerart ver: 
ſchieden geftaltet, jo hat der Steuerfuß bei jeder der drei Steuer: 
arten einen durchaus verjchiedenen Charafter. 

Bei der directen Steuer ift der Steuerfuß ein Betrag nicht 
von der Gütereinheit, fondern von der eigentlichen Steuereinheit 
oder der Einheit des Ertrages der Gütereinheit (Steuerquelle); 
daraus ergibt fi, daß der Steuerfuß bei formell gleicher Güter: 
einbeit, je nah Maßgabe der Productivität derjelben ein jehr 
verjchiedener jein fann. Das eine Joch Land hat einen ganz 
andern Steuerfuß wie das andere; dos eine Gewerbe einen andern 
wie das gleiche andere (z. B. nach den Ortsklaffen); der größere 
Gehalt iſt in feinem Steuerfuße verschieden von dem Lleinern. Nur 
der Steuerfuß der Rente bleibt ſich gleih, und zwar deshalb, 
weil bier die eigentliche Steuerquelle, der Ertrag, ſtets ein gleicher 
it. Bei der indirecten Steuer dagegen verläßt der Steuerfuß das 
Einkommen, aber dennoch eigentlich nicht feine Tendenz, fi nad 
- dem Einkommen zu richten. Damit erfcheint hier ein ganz anderes 
Brincip des Steuerfußes. 

Da nämlich bei der indirecten Steuer die Berehnung des 
Ertrags der Steuerobjecte unmöglih ift, jo muß man ſich bier 
damit begnügen, den Steuerfuß nach dem Preiſe der Steuer: 
einheit zu beftimmen, und zwar fo, daß der Steuerfuß mit diejem 
Preije der Steuereinheit fteigt und fällt. Der Steuerfuß er: 
jcheint daher bei den meiften Steuern als Tarifjag (Verzehrungs— 
jteuer- und Bolltariffag für Steuereinheit von Maß, Pfund, 
Gentner, Stüd u. j. w.); bei den Monopolen iſt er ein Theil 
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des Verfaufspreifes, bei den reinen Genußftenern dagegen ein 
fefter Fuß. Der Verſuch, diefen Steuerfuß der Ertragsfähigteit 
jo nahe als möglih zu bringen, liegt bier in der Erhöhung 
deijelben bei den werthvollern Gegenjtänden des Verbrauchs (böherer 
Tarif bei edlern Fleifcharten, Früchten, feinern Jnduftrieimporten, 
beſſern Tabadiorten u. f. w.), was wieder, wie bereit3 gejagt, 
zu einer ſyſtematiſchen Bemeſſung wird durch den Anichluß an 
wiſſenſchaftliche Steuereinheiten ( Alkoholomeler, Saccharometer 
u. ſ. w.) Allein trotzdem bleibt die Beſtimmung des Steuerfußes 
hier meiſt in den Stadien des Experiments, und deshalb iſt es 
das Gebiet gerade dieſes Steuerfußes, für welches die Grundſätze 
über die Höhe der Steuer am meiſten maßgebend werden. 
(S. das Folgende). 

Dagegen iſt der Steuerfuß bei der Einfonmenfteuer ein ein— 
facher und Elarer. Die Steuereinheit ift eine Decimalftelle des 
SteuerobjectS oder des individuellen Cinfommens, und der Bro: 
centja davon iſt der ſtets gleiche und einfache Steuerfuß. Bei 
diejer Steuer nun ift e8, wo die dee des progrefiiven Steuer: 
fußes eigentlich entitanden ift. 

Der progreſſive Steuerfuß iſt feinem Begriffe nah näm- 
lich derjenige, der nach irgendeiner Scala erhöht wird, je nachdem 
das Steuerjubject im Beige einer größern Anzahl von Steuer: 
einbeiten if. Da dies bei allen Berzehrungsiteuern und jelbft 
bei den Gemwerbefteuern geradezu unthunlich ift, jo kommt der pro= 
greſſive Steuerfuß überhaupt nur in Frage bei der Grundfteuer, 
der Rentenfteuer, der Verfehrsiteuer, der Einkommenſteuer und 
endlich der Gehaltiteuer. Bei allen diefen Steuern ift die Voraus: 
jegung des progrejiiven Steuerfußes vor allen Dingen die Gleich: 
beit der Steuereinbeit; wo dieje auch nur in der Qualität un: 
gleich iſt (3. B. bei verjchiedenen Fleiſch- und Tabadsarten, bei 
verihiedenen Wohnungen u. ſ. mw.) gibt es feinen progrejliven, 
ſondern nur einen höhern und niederern Steuerfuß. Indeß ift fie 
ihon formell ſchwer durchzuführen, wo man überhaupt von ihr 
reden kann. Bei der Grundſteuer macht aber die Verjchiedenbeit 
des Steuerfußes für die Steuereinheiten diefe Progreiiion un: 
durchführbar; bei der Nentenfteuer ift fie ein Widerfpruch, weil 
das zweite Hundert ja nicht mehr Rente trägt als das erfte; bei 
der Gehaltſteuer ift fie ein Widerfpruch, weil die Höhe des Ge- 
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halts nad) den Bedürfniffen des Entlohnten fleigt; bei der eigent: 
lihen Einfommenfteuer endlich ilt fie ein Unding, weil diefe Steuer 
hen an und für fich gerade dazu bejtimmt iſt, das zu leijten, 
wofür der progrefiive Steuerfuß erdacht wurde, nämlich das wirf: 
lihe Einfommen, das von dem übrigen Steuerjyiteme nicht er: 
reicht würde, mit der Beiteuerung zu treffen. Geht man aber 
auf die mirtbichaftliche Grundlage des progrejiiven Steuerfußes 
ein, jo wird derjelbe, abgejehen von der formalen Unmöglichkeit, 
ihn allenthalben durchzuführen, zu einem wirtbichaftlihen Wider: 
ſpruche. Die Gejege der Nationalökonomie zeigen nämlich, daß 
bei einer gewiflen Größe des Kapitals die Ertragsfähigfeit der 
Steuereinheit (von hundert) abnimmt ftatt zuzunehmen, ſowie 
daß der erzielbare Ueberijhuß aus den Entlohnungen (Gebalten 
u. ſ. mw.) nicht mit der Höhe derjelben zunimmt. Daber tritt bier 
jogar das umgekehrte Berhältnig ein, und der Steuerfuß mird 
Feiner mit der zunehmenden Zahl von Steuereinheiten: das ijt 
der regreffive Steuerfuß, der namentlich in gewiſſen Theilen der 
Berkehrsfteuer auftritt. Hier mangelt daher noch das feſte Princip; 
jedenfalls ift die Abweichung von dem feiten Steuerfuße der Steuer: 
einbeit durch keinen Grundjag der Finanzwiſſenſchaft zu recht: 
fertigen. Speciell ift der progrejjive Steuerfuß das Gegentheil 
der jocialen Steuerfreibeit; die Belteuerung kann ihn nur im 
Namen einer jocialen Maßregel vollziehen. Als ſolche aber iſt er 
gründlich falſch, und es wäre baldigit zu wünjchen, daß er mit 
feiner durchaus negativen Natur jobald als möglich in der deutjchen 
Steuergejeßgebung verſchwände, wo ihn die Einfommenfteuer über: 
flüjlig macht, während die Verwaltungslehre ihn verurtheilt. 


Der progreffive Steuerfuß war vor 1848 auch in Deutſchland 
aänzlih unbelannt; denn die Klafjenfteuerfüße find, wie z. B. bei der 
preußifchen Klafjeniteuer oder der öſterreichiſchen Hausjtener, feine pro: 
greſſiven Steuerfühe, weil ihnen feine gleihen Einheiten zu Grunde 
liegen. Das Jahr 1848 bat ihn eingeführt; jo in der ſächſiſchen Ge: 
werbe: und Perfonalbefteuerung, wo er ein Steuerfuß der Einfommen: 
jteuer ijt, bei der öfterreihiichen Ginfommenfteuer von 1849 in der 
2. Klaſſe. Die franzöfiiche Literatur hat diefen Steuerfuß hart beurtheilt:: 
Barieu, „Theorie de limpöt sur les revenues”, S. 149; der impöt 
proportionel (zur Höbe des Einkommens aus der Steuereinheit) ent: 
ſpricht dem franzöfiihen Geifte als Har und einfach; der impöt gradue 
- dagegen dem deutjchen mit feinen „jentimentalen und vagen Beltre: 
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bungen“. Daß diefe fentimentalen und vagen Beitrebungen aus dem 
franzöfiihen Socialiamus jtammen, vergißt freilihb Herr Parieu, dem 
bier und ander2wo mehr Sachkunde und weniger Phrajen zu wünjcen 
wären. Ebenjo Leon Faudier, Paſſy und Puynode; Baurrillart jagt 
dagegen mit Recht, die progrefive Steuer fei „nicht Gleichheit” (ver 
Steuer) ‚sondern Gleihmahung” (des Kapitals); „aud wo jie mäßig 
ist, it fie eine Strafe auf die Erſparniſſe.“ Das ijt alles jebr all: 
gemein, denn es gilt ja auch von der Rentenſteuer, die freilih aud) 
in Frankreich fehlt. Dal. Engels, „Mittheilungen des Statiſtiſchen 
Bureaus 1867, Nr. 45. Schließlich ift anzunehmen, daß Pfeiffer, 
„Staat3einnahmen“, IT, 27 fa. die Abficht hatte, etwas über die 
Sache zu jagen. Vgl. auh Maurus, „Moderne Beſteuerung“, S. 226 — 
228, der nur von der Höhe der Steuer bei der Lohnarbeit jpricht 
und ©. 329, wo er den Steuerfuß mit dem Steuerbetrage verwecjelt. 


II. Steuerquelle, Stenerktraft und Höhe der Steuer. 


Diejes Verhältniß der Steuer zur Reproduction der Wirth: 
Ihaft erzeugt nun zunächſt die Grundbegriffe der Steuerquelle, 
der Steuerfraft und der Steuerhöbe. 

Die Steuerquelle ift nämlich danach nicht das Steuerobject 
(Kapital, Vermögen, perjönliche Fähigkeiten u. ſ. w.) und nicht 
einmal die reproductive Kraft — die Neinertragsfähigleit — der 
bejtenerten Wirthichaft, jondern die wahre Steuerquelle liegt in 
der reproducliven Kraft der durd die Verwaltung gegebenen Ber: 
wendung der Steuer, und die Steuerfraft ift eben die Fähigkeit 
der Einzelwirtbichaft, durch die zwedmäßige Benutzung der dur 
die Steuer dargebotenen Elemente der wirtbichaftlichen Production 
den Betrag der Steuer wieder zu produciren. Man kann daher 
im allgemeinen jagen, daß die wahre Steuerquelle die Verwal— 
tung des Staats ift, während die Steuerkraft in der indivi— 
duellen mirtbichaftlihen Tüchtigkeit beſteht. Das ift an ſich 
ganz richtig. 

Praktiſch aber läßt ſich natürlid der Einfluß der Verwal— 
tungsmaßregeln auf die Production von andern Factoren nicht 
ſcheiden; deshalb jagen wir furz, die Steuerquelle fei das Rein— 
einkommen, und die Steuerfraft die Fähigkeit, ein jolches Nein: 
einfommen zu erzeugen. Das kann aucd genügen, um die folgen: 
den Fragen zu beantworten. 
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Zunächſt ift es wol nicht nothwendig, die Auffaffung erit 
zurüdzumeifen, nach welcher die Steuerfraft überhaupt nur die 
Fähigkeit ift, um auferlegte Steuern zu bezahlen. Natürlich würde 
eine ſolche Anficht die Steuerquelle jtatt mit dem Reineinkommen 
mit dem Vermögen felbjt identificiven und die Steuerfraft als die 
Größe diejes Vermögens binftellen. Ein Staat kann das thun; 
aber wenn er es thut, lebt feine Wirtbichaft vom Kapital ftatt 
von dem Erträgniß, und die Verarmung ijt die Folge davon. 
Diefer Grundjag iſt daher aud nur in zwei Fällen möglich; erſt— 
li bei dem Tribut, den ein befiegter Staat dem Sieger zahlen 
muß, und zweitens bei der verfafjungsmäßigen Herrichaft einer 
Klaſſe über die andere. Er iſt es, der- dem wirtbichaftlichen Ruin 
den geiltigen hinzugefügt bat. Die jtaatsbürgerlihe Geſellſchaft 
und ihre Staatswirtbichaft macht ihn unmöglid. An jeine Stelle 
tritt dann die Frage nad) der Höhe der Steuer. 

Mährend nämlih die Größe des Steuerbetrags einfach die 
Summe bedeutet, welche als Steuer bezahlt wird, ilt die Höhe 
der Steuer vielmehr das Verhältniß des Steuerbetrags zum 
aefammten Reineinfommen. Eine hohe Steuer ift daher die- 
jenige, welche von dem Reineinkommen einen großen Theil weg: 
nimmt; eine niedere Steuer nimmt wenig von demjelben. Es kann 
daber eine geringe Steuer eine hohe jein, eine große Steuer eine 
geringe; diejelbe Steuer kann unter verfchiedenen Umjtänden hoc 
und nicht boch fein. Auch dies ift jehr einfah. Und ebenjo ein: 
fach ift daher auch das allgemeine Princip für die Steuerhöhe. 
Wir werden bier das biftoriihe und das rein ftaatswirthfchaft: 
lihe Princip unterjcheiden müſſen. Das hiſtoriſche Princip ift, 
daß nicht blos der Steuerbetrag, jondern aud die Steuerhöhe mit 
der fortichreitenden Gefittung des Volks beftändig fteigt, und 
zwar einfach deshalb, weil mit derjelben die Bedingungen des 
individuellen Fortſchritts mehr und mehr ftatt in der bloßen in- 
dividuellen Kraft vielmehr im Gelammtleben liegen, und daher 
der Verwaltung bebürfen, welche dur fteigende Steuern gededt 
werden muß, während fie zugleich ſteigen kann, da die repro— 
ductive Kraft der Wirtbichaften fteigt. Das ftaatswirthichaftlicye 
Princip der Steuerhöhe ift, dab fie niemald den Betrag diejer 
reproductiven Kraft abjorbiren darf; thäte fie das, jo wäre jchließ- 
lih die Verwaltung nicht mehr um des Einzelnen, jondern die 
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Einzelnen um der Verwaltung willen da. Das bedarf Feiner 
mweitern Darlegung. 

Schwierig wird jedoch die Sade, wenn man Begriff und 
Princip der Höhe der Steuern mit dem Öteuerjpitem zujamments 
bringt, indem man jie auf die einzelnen Steuern anmendet. 

Hiſtoriſch zunächſt geftaltet fi die Sache dabei jo, daß in 
der Geſchlechts- und Ständeordnung die directen Steuern als Be- 
fteuerung der berrjchenden Klafje ſtets jehr niedrig bleiben, wäh: 
rend die indirecte Steuer um jo höher ift, je mehr die berrichende 
Klaſſe von ihr befreit bleiben fann. In der jtaatsbürgerlichen Ge— 
jellihaft tritt dann mit dem Steuerſyſtem und der Idee der 
Steuerpolitif der Verjuh ein, die Steuerhöhe ſyſtematiſch zu be: 
ftimmen. Dieſer Verſuch ift jedoch bisher im Gebiete des Er: 
periments geblieben, und zwar mwejentlich deshalb, weil man bald 
erfannte, daß die Steuerobjecte eine jehr verjchiedene Steuerfraft 
haben, die man gern bis zu der legten Grenze ausnutzen wollte. 
Zu einer abjolut richtigen Ziffer gelangte man für die einzelnen 
Steuerarten dadurch nicht; und in der That halten wir diejelbe 
für unmöglich, weil die Steuerfraft derjelben Steuerobjecte oft in 
demjelben Volke wechjelt, faſt immer aber bei verjchiedenen Völkern 
verihieden ift. An die Stelle des Suchens nach diejer Ziffer 
baben daher die allgemeinen Grundſätze als maßgebend einzutreten, 
und dieje find nah den Elementen des Steuerfpitems folgende. 

Eine directe Steuer ift body, wenn die Zunahme der gleich- 
artigen Unternehmungen abnimmt, zu bo, wenn die Zahl der: 
jelben fich verändert. Eine indirecte Steuer iſt zu bob, wenn 
der Conjum des bejteuerten Artifeld abnimmt und durch Sur: 
rogate erjegt wird. Eine Einfommenfteuer ift zu hoch, wenn 
das mittlere Einfommen, namentlich bei öffentlicher Beſteuerung 
(ſ. unten) fich gegen diejelbe opponirt. Bei jeder diefer Steuern 
it ihre Höhe bedenklich, wenn die Rückſtände länger als ein Jahr 
alt werden; man fann mit Sicherheit annehmen, daß fie zu hoch 
ind, wenn die Steuererecutionen bei directen und Einkommen— 
fteuern mehr ald 5 Procent der Zahl der Steuerjubjecte treffen, 
bei indirecten Steuern der Schmuggel es bis zur Schmuggelprämie 
gebracht hat. Es iſt eine wichtige Aufgabe jeder Finanzbehörde, 
die Anwendung diefer Säße auf Grundlage örtlicher Erfah: 
rungen richtig zu bemefjen; in der That werden erft dadurd die 
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obigen theoretiihen Sätze ihre richtige praftiihe Anwendung 
empfangen, während wieder andererjeit8 eine abjtracte Berall- 
gemeinerung folder Erfahrungen von fehr zweifelhaften Wertbe 
ift. Hier ift daher der Punkt, wo Theorie und Praxis einander 
die Hand reichen follen. 


Die Stellung, welche die Literatur zu dieſer Frage einnimmt, 
läßt jib im allgemeinen leicht bezeichnen. Einig ift man, daß feine 
Steuer jo hob jein darf, daß fie dad Cinlommen verzehrt und das 
Kapital angreift, obwol einige verjtändig genug find, zuzugeben, „daß 
e3 nicht in der Macht irgendeines Syſtems fiscalifher Anordnungen 
liege, bervorzurufen, daß die Beiteuerung ganz auf das Cinfommen 
und gar nicht auf das Kapital falle” (Mill, II, 283). Jenes Prin: 
cip, auf verjchievdene Weife ausgeprüdt, bleibt immer vafjelbe. Einig 
ift man ferner darüber, daß die Steuern einen großen Einfluß auf 
die wirthſchaftlichen Verbältnifje ihres Objects in Production und Con: 
jumtion baben; natürlich in der Weife, daß fie die Producte um ihren 
Betrag vertheuern und die Einnahme vermindern. Wie Lotz (III, 222) 
bezweifeln kann, was Ricardo zuerſt Har nachgewieſen, daß jede Steuer 
den Preis der Producte jchlieklih erhöhen müfje, auf die fie gelegt 
wird, ift unverftändlid. Die Anwendung dieſes Sate3 auf die ein: 
zelnen Steuerarten hat dann, namentlich bei der Zwedmähßigfeit der: 
jelben überhaupt, 3. B. bei der ganzen Gruppe der Grunpfteuern, der 
indirecten Steuern u. j. w., zu einer Menge einzelner Anfichten und 
Regeln geführt, weldhe man wol als Steuerpolitif bezeichnet hat, vie 
fih aber einem großen Theile nah, itatt auf die Höhe der Steuer, 
vielmehr auf die Grundfäge über die Steuerverwaltung und Erbebung 
beziehen. Die jchließlihe Frage, auf die am Ende alles ankommt, 
wann eine Steuer zu bob, und wie lange fie e3 nicht iſt, ift bisher 
nicht formulirt. Ich babe bei Pfeiffer, Maurus, Vode, Umpfen: 
bab u. a. nichts darüber gefunden als höchſtens die Bemerkung, daß 
eine Steuer zu bob jei, wenn fie auf das Griftenzminimum, auf 
welches fie überhaupt nicht angewendet werden foll, Anwendung findet. 
Der Uebergang vom Erperiment zur Wiſſenſchaft hat auf diejem Ge: 
biete noch zu geſchehen. 


II. Der Wechſel der Steuern und die Steuerpolitik 
im engern Sinne, 


Der Wechjel der Steuer hat drei Formen: die Erhöhung, 
die Verminderung, und die Aenderung der Steuer in Subject, 
Dbject und Steuermaß. 

Es iſt jehr jchwierig, im allgemeinen über den Wechiel der 
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Steuer, jolange man alle Arten derjelben zuſammenfaßt, mebr 
zu fagen, als daß thatſächlich die Erhöhung der Steuern faft immer 
aus dem wecjelnden Bedürfniſſe des Staats, die Verminderung 
derjelben aus der zu ſtark angejpannten Steuerfraft des Einzelnen, 
und die Veränderung derjelben aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
eintritt. Von praftiiher Bedeutung wird die Sade erit, wenn 
man die obigen Sätze auf die einzelnen Steuern anwendet. Und 
die Grundfäße der Wiffenichaft und Erfahrung, welche für den 
Wechſel der Beiteuerung innerhalb des Steuerſyſtems gelten, bilden 
das, was wir die Steuerpolitik im eigentlichen oder engern 
Sinne nennen. 

Natürlih ift nun das Object diefer Steuerpolitif zunächſt 
immer nicht etwa eine theoretiſche Unterfuhung der Steuern, 
jondern irgendein gegebener Zuſtand der Beltenerung in einer 
gegebenen Zeit. Jedes Land, und in jedem Lande jede Finanz: 
periode hat in diefem Sinne ihre Steuerpolitif. Sie ift die Auf: 
gabe der bödhjiten Finanzverwaltung und das Reſultat aller der: 
jenigen Kenntnifje und Erfahrungen, welche den Werth eines guten 
Finanzminifteriums bilden. Demnach lafjen fi gewiſſe Geſichts— 
punkte recht wohl feitjtellen, welche im großen und ganzen für den 
Wechſel innerhalb der Steuerarten maßgebend ericheinen. 

Bei den directen Steuern muß man in Beziehung auf den 
Wechſel derjelben ftreng unterjcheiden zwischen den feiten und den 
beweglichen oder Repartitiongfteuern. Die fejten directen Steuern 
nehmen, weil jie ohne Rüdfiht auf das wechſelnde Einfommen 
auferlegt werden, den Charakter einer unfündbaren Schuld des 
Unternehmens an, deren Betrag, zum Landeszinsfuße kapitaliſirt, 
vom Berkehrswerthe des SteuerobjectS abgezogen wird. Eine Er: 
böhung derjelben ift daher factiich eine Belaftung des legtern, 
eine Verminderung ein Geſchenk an den Befiger; daher für dieſe 
Art der Steuern der Grundfag: jede alte Steuer ift gut, jede 
neue ift jchleht. Daher denn auch theoretiich die Confequenz, daß 
alle feiten directen Steuern immer nur langfam und in Fleinen aber 
feften Beträgen. geändert werden jollen; daher endlich das Bedenk— 
lihe der naturgemäß beftändig wechjelnden Zujchläge zu der feiten 
directen Steuer, das Syſtem der centimes additionels, das wir 
Frankreich verdanken, wie Frankreich uns feine Katafter verdantt. 
Beides zujammengenommen bat bei der Nothwendigfeit des Steuer: 
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wechjels das Princip der feiten directen Steuer ſchon jeßt beinahe 
vernichtet und wird es mit der Zeit gänzlich bejeitigen. 

Was dagegen die beweglichen directen Steuern betrifft, jo ift 
e3 die Hauptjache, daß bei ihnen in dem in ihnen gegebenen be- 
jtändigen Wechjel des Steuerbetrags die Steuereinheit feitgehalten 
worden, die alddann der Steuervertheilung (r&partition) zu Grunde 
liegt. Geſchieht das, fo ift der Steuerwechjel auf das geringite 
Map jeiner Uebeljtände zurüdgeführt, indem der Wechjel der Be: 
fteuerung, der dabei jeden Einzelnen trifft, jelbft wieder theils 
durch die Finanzperiode, theils durch das öffentliche Bedürfniß 
jeine Regelmäßigfeit wieder empfängt. 

Bei den indirecten Steuern kann dagegen umgekehrt der Wechiel 
des Steuerfußes ohne Nachtheil jehr oft eintreten, jei es als Er: 
böhung, jei es als Verminderung; nur muß derjelbe ein geringer 
jein, und jo wenig als irgendmöglih an den Steuereinheiten 
ändern. Es ift in vielen Fällen befjer, eine unvolllommene Steuer: 
einbeit (in Gewicht, Raum oder Längenmaß) beftehen zu laſſen, 
als eine neue einzuführen, namentlich da, wo es fih um eigent: 
lihe Verzehrungsiteuern handelt. Dabei liegt es in der Natur 
der Eonjumtion, daß große Erhöhungen des Steuerfußes jtets 
viel mehr empfunden werden als große Erniedrigungen. Während 
endlich bei den directen Steuern eine rein temporäre Erhöhung 
oder Erniedrigung wohl begründet jein kann, joll bei den in— 
directen Steuern, wenigitens grundjäglich, ein ſolcher Wechjel aus: 
geichloffen bleiben. Jede indirecte Steuer muß als dauernde auf: 
treten; die Erflärung, daß eine directe Steuer nur eine temporäre 
jei, nimmt ihr, wenn fie motivirt ift, ftet3 viel von ihrem nad): 
theiligen Einflufje auf den Verkehrswerth der bejteuerten Objecte; 
und bierin vor allem jehen wir den Grund, weshalb das ſonſt 
jo praftifhe England fich fo leicht den Wechjel jeiner Income tax 
gefallen läßt, der bei feter directer Steuer die entjchiedenfte Oppo— 
fition hätte erzeugen müſſen. 

Für die Einkommenfteuer endlih, die auch in diejer Bes 
ziehbung am wenigften unterjucht ift, muß der Grundjaß gelten, 
der zugleich den Ausdrud ihres innern Zujammenhangs mit den 
übrigen Steuerſyſtemen bildet. 

Die Möglichkeit, die directe und indirecte Steuer dem Wechjel 
der Steuereinheit und des Steuerfußes zu unterwerfen, jtebt in 
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umgefehrtem Verhältniſſe zu der Fähigkeit der Einkommen— 
fteuer, den Wechjel zuzulajjen. Wenn die Einlommenfteuer wechjelt, 
müſſen die directen und indirecten Steuern feit jein; wechſeln da= 
gegen diefe, jo darf jich wieder die Einfommenfteuer nicht bewegen. 
Denn wenn der Wechjel der Steuerfraft bereits durch die Wechſel 
der eritern im Einzelnen getroffen iſt, kann er nicht füglich dur 
den des legtern noch einmal getroffen werden, und umgekehrt. 
Nur muß man dabei allerdings an die eigentlihe Einkommen 
fteuer, und nicht etwa an die Rentenfteuer Deutjchlands oder die 
Income tax Englands denfen, wie ji unten zeigen wird. 

Die Aufgabe der Steuerpolitif ift es nun, alle diefe all 
gemeinen Grundjäge auf die bejtimmten einzeln geltenden Steuer: 
ipiteme des einzelnen Landes anzuwenden. Und bier erjcheint die 
allerdings bei unjerer bisherigen publiciftiichen Bildung nicht Schwer 
erflärlihe Thatjache, daß die Steuerpolitif noch immer fait ein 
ausjchließliches Gebiet der Finanzverwaltung iſt, und die Volks— 
vertretung jowie die öÖffentlihe Meinung jehr jelten darüber zu 
einem Rejultate gelangen, was ſich erjt ändern wird, wenn man 
beginnt nachzudenken, jtatt zu erperimentiren. 


Auch beim Wechjel der Beiteuerung begegnen wir einer Begriffs: 
verwirrung, die im Grunde nur die überwiegende Abhängigkeit von 
fremden Gedankenweiſen zeigt. Mit der rationellen Steuertheorie trat 
der Zweifel ein, ob überhaupt ein Wechſel der Beiteuerung richtig 
fei, ein Zweifel, ven Adam Smith noch nicht abnt, dem aber Canarv 
in jeinen „Prineipes d’eeonomie politique” den erjten Ausdrud ge: 
geben bat. Dieſer Zweifel berubte darauf, daß man bei der ganzen 
Frage, ftatt an das Steuerfyitem ald Ganzes zu denfen, in der That 
nur an die Grumdfteuer dachte, und noch dazu an die feite Grund: 
jteuer und Rentenſteuer. Indem man jo alle andern Steuern vergaß, 
bezog man alle Gründe, welde gegen den Wechſel der Grundjteuer 
ipreben, obne Weberlegung auf die Steuer überhaupt, und indem 
man jede alte Grunpdjteuer als eine Hypothek des Staats anfab, die 
wie jede andere Schuld im NKaufpreife des Gute vom Käufer ab- 
gerechnet werde, jede neue Grunpfteuer aber nicht als neue Steuer, 
jondern als eine zu verzinfende neue Nealihuld betrachtete, gelangte 
man zu der unklaren Voritellung, daß „das Leben die Steuern in 
alle jeine Verhältniſſe volljtändig aufnehme“ und deshalb die alte 
Steuer beſſer jei ald die neue (Hoffmann, a. a. D., ©. 60), was 
Ganard zu dem bekannten Sage bradte: „Tout vieil impöt est bon 
et tout nouveau impöt est mauvais‘, oder wie Prittwitz ſagt: „Man 
kann von jeder Steuergeſetzgebung jagen, daß fie mit einer Ungerechtig— 
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feit verbunden jei“, was freilich zur Conſequenz haben würde, daß 
auch ſchon die erjte Steuer, mitbin die Steuer an und für fi, eine 
Ungeretigfeit jein muß. Was nun den Wechfel der Beiteuerung bei 
den Grundſteuern betrifft, jo vgl. unten. Hätte man dabei aub an 
andere Steuern gedadht, z. B. an den Zoll oder die Stempeliteuer, 
jo glauben wir, daß nicht leicht jemand die Kühnheit haben würde, zu 
jagen: Jeder alte Zoll oder jeder alte Thorſteuerſatz oder jede alte 
Stempeliteuer iſt gut und jede neue ift fchleht. Sobald man ji 
daher von der Einfeitigfeit des Zweifeld und jeiner Beziehung zur 
Grundjteuer Nehenihaft ablegt, jo it damit im Grunde die Sadıe 
bejeitigt, und die folgenden Regeln treten in ihr volles Recht auch 
theoretifh ein, während ihnen dafjelbe praktiſch keinen Augenblid lang 
jemal3 bejtritten worden ift. 

Daß übrigens ein wejentliher Unterjchied zwiſchen dem Wechſel 
in der Steuereinheit und dem Steuerfuße vorhanden ijt, zeigt nament: 
lich die englijhe Income tax, welche die erjte nicht ändert, während ver 
legtere grundjäglih nah dem Bedürfniſſe des Staats wechſelt. Die 
neuern Schriftfteller, wie Pfeiffer, Maurus, Umpfenbab, baben von 
der Sache gar nicht geſprochen; denn was der eritere Bd. II, ©. 68 
jagt, kann wol faum als wirkliche Erwägung der Frage gelten. 


VI. Die Ueberwälzung der Etenern und die wirthidhaftliche 
Production derjelben, 


Das lebte wirtbichaftliche Element der Steuer, die jogenannte 
Ueberwälzung der Steuer, it num von befonderer Wichtigkeit, 
aber auch jehr ſchwierig. Vielleicht dürfen wir gerade bier deshalb 
um bejondere Aufmerfjamfeit bitten; denn e3 leuchtet ein, daß 
dieje „Ueberwälzung“ der Steuern, wenn jie wirklich in der ge: 
wöhnlichen Weife ftattfände, praftiih alle Steuerpolitif nuglos 
machen würde. 

Unter der Ueberwälzung der Steuer verjteht man der Regel 
nach den Proceß, vermöge deſſen der Verkäufer den Steuerbetrag, 
der für das Steuerobject bezahlt wird, in die VBerkaufspreisfumme 
rechnet, und ſomit diefe Steuer zwar als Steuerjubject auslegt, 
ſich aber diejelbe von dem Käufer wieder bezahlen läßt, jodaß der 
Käufer dadurh zum wirklichen Steuerfubject wird. Da nun 
der Betrag der Steuer, der auf dem einzelnen Object ruht, nur 
in einzelnen Fällen berechnet werden kann, fo hat man auch wol 
zwiſchen überwälzbaren und nicht übermälzbaren Steuern — 3. ®. 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 21 
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Zoll und Einkommenſteuer — unterjhieden, und darauf allerlei 
Conſequenzen gebaut. 

Nun ift es auf den erſten Blid Klar, daß diejer Begriff und 
diefe Unterfcheidung durchaus falſch find. Die Steuern find ein 
Theil der Gejtehungsfoften jeder Production; es ift an und für 
fih undenkbar, daß fie nicht wie jede Art der Geſtehungskoſten 
in den Verkehrswerth jedes Products hineingerechnet werden jollten. 
Wer etwas Fauft, zahlt alle Steuern, mweldhe der Verkäufer bat 
leiften müffen, um das DVerfaufsobject produciren zu können, und 
e3 it ganz unmöglih, daß der Producent und Berfäufer die 
Summe feiner Steuern in irgendeiner Weije auf feine Producte 
nicht vertheilen und fich diefelben vom Käufer nicht erjegen lafjen 
jolte. Der Landmann berechnet feine Grundfteuer, der Gewerks— 
mann feine Gewerbefteuer nebjt der Häuferfteuer, der Arbeiter die 
Verzehrungsfteuer, der Verkehrsmann den Zoll und den Stempel, 
der Rentier die Rentenjteuer, und jchlägt fie zu dem Preije feines 
Verkaufsobjects. Jeder Einzelne zahlt daher im Verhält— 
niß zum Berfaufsobject die Steuern des Andern, und 
injfofern der Verkäufer urjprünglich jelbit Käufer war und da— 
ber die Steuern des frühern Verkäufers jchon gezahlt hat, auch die 
Steuern diejes erjtern Verkäufers, in den meijten Fällen ohne zu 
ahnen, wie groß diejelben jein mögen; nur bei einzelnen Steuern, 
namentlich) bei Zoll und Verkehrsſteuer, kann er den Betrag der 
Steuer genau berechnen und daher auch lettern im Verfaufspreije 
genau angeben. Dies jind die eigentlih jogenannten „Ueber: 
wälzungen” Es iſt nun Far, daß dies zwar einen formellen, 
aber feinen mwejentlihen Unterſchied macht. Geht man aber jegt 
einen Schritt weiter, jo zeigt ſich ein eigenthümlicher Kreislauf 
in der wirklichen Bertheilung der Steuer. Denn es ijt fein Zweifel, 
daß der Verkäufer einer verzollten Waare neben dem Zoll auch 
jeine Gewerbe: und Berzehrungsiteuer ebenjo gewiß in den Ver— 
faufspreis bineinrechnet als den Zoll; ebenjo gewiß rechnet er 
auch feine Miethe und den Arbeitslohn jeiner Leute binein; in 
der Miethe ijt aber die Hausfteuer feines Hausherrn, im Arbeits: 
lohne die Verzehrungsfteuer feiner Leute enthalten. Iſt der Haus: 
berr Käufer bei dem Kaufmann, jo empfängt er die Hausfteuer 
von dem leßtern bei der Miethe und zahlt jie ihm bei dem Kaufe 
jeiner Waaren in dem Preiſe derjelben zurüd; kauft der Land: 
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mann, jo bat derjelbe in jeinem Korn den Betrag der Grundfteuer 
berechnet, den ihn der Arbeiter in dem Preiſe des täglichen Brots 
zurückzahlt, während der lektere diefen Betrag vom Gemwerbtreiben: 
den in Lohn zurüdempfängt, und derjelbe Gewerbtreibende, bei 
dem der Landmann ji den Rod Fauft, den er trägt, muß in dem 
Preiſe dieſes Rocks denjelben Steuerbetrag, den er beim Verkaufe 
des Korns fich berechnete und herausgeben ließ, dem Gewerbs— 
mann zurüdgeben. Das Bild läßt ich ins Unendliche fortipinnen, 
Das große Rejultat aber ift, daß jede Steuer von jedem auf 
jeden überwälzt wird, indem jeder die Steuern, die er zahlt, 
nur für den andern, der jein Product braucht, auslegt, um fie 
ihm in irgendeiner Weije aufzurechnen, gerade jo gewiß, fo regel: 
mäßig und jo organiſch nothwendig, wie er das bei dem Zins 
feiner Kapitalien und dem Arbeitslohne thut. Eine ipecielle 
Stenerüberwälzung gibt e8 daher gar nicht; das, was man unter 
derſelben bisher verjtanden hat, ift nur die in ganz einzelnen Fällen 
mögliche jpecielle Berrehnung der Steuerüberwälzung; der Begriff 
der legtern erfcheint abgethan; aber an feiner Stelle entiteht jofort 
eine andere, im Grunde viel ernitere Frage. Denn wenn jeder 
jede Steuer‘ „überwälzt” und überwälzen muß, gleichgültig da- 
gegen, wer fie zufällig zahlt, — mer trägt dann eigentlich 
die Steuer, die von einem Steuerobject gefordert und ges 
leiftet wird? 

Dffenbar reichen bier die bisherigen Auffafjungen nicht aus, 
wenn das „Tragen“ einer Steuer etwas anderes ift als das 
„Zahlen“ derjelben. Hier kann nur das Weſen der Steuer die 
Sade ‚erflären. Die Steuer zahlt die Leitungen der Verwaltung 
für die Production des Steuerobject3; fie ift daher nichts anderes 
als ein Theil der Geftehungskoften des letztern, wie Zins und 
Arbeitslohn. Nun ift e8 die Aufgabe der Production, ein Pros 
duct zu liefern, deſſen Werth mindeftens glei dem der Gejtehung 
ift, alſo gleich dem Werthe und Preis des Stoffes, der Zinjen, 
des Arbeitslohnes und der Steuern, welche auf das Object fallen; 
oder: der Producent muß in dem Werthe feines Erzeugniffes den 
Werth der auf demjelben belaftenden Steuer produciren, mie 
er den Betrag von Zins und Arbeitslohn produciren muß, um 
bei dem Verkaufe des Products einen Erwerb zu machen. Hat 
das Product diefen Werth nicht, fo bleibt e8 entweder unver: 
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fäuflic oder es muß mit Verluft verfauft werden; dabei find die 
Steuern nichts Bejonderes, jondern jie find abjolut identiſch mit 
Zins und Lohn; der Producent muß ebenjo gut den Zins und 
den Lohn im Werthe feines Product® produciren, wie Die 
Steuer, wenn er einen Verdienſt machen will. Damit tritt 
an die Stelle der unklaren Ueberwälzung der Steuern der 
are Begriff der Production vderjelben. Ein jeder muß in 
jeinen Erzeugniffen, mögen fie Namen haben welchen fie wollen, 
aus dem Stoffe durch feine Arbeit einen Mehrwert produciren, 
der gleich ift dem Zins, dem Lohne und der Steuer, die er felbit 
zahlt. Daraus nun folgt der Satz, der den Anfangs: und Schluß: 
punkt der Steuerpolitif überhaupt bildet. Die Geſammtſumme 
aller Steuern muß alljährlih als Mehrwerth der Production von 
dem Bolfe wirklich producirt werden, oder, der Werth aller 
Producte der Volkswirthſchaft muß jährlid außer feinen jonjtigen 
Geftehungsfoften um jo viel größer fein al3 die Steuer beträgt. 
Das iſt der an fich einfache Begriff der Steuerproduction, 
ohne den das Steuerwejen wirtbichaftlich unerklärlich bliebe, wenn 
man fi) die Frage beantworten wollte, woher denn jährlich die 
Zaufende von Millionen zulegt fommen follen, welche die Völker 
als Steuern zahlen. Die praftiihe Ausführung diefes Gedanfens 
aber beiteht darin, daß jeder Käufer den Preis zahlt, in welchem 
die Steuer des Verkäufers enthalten it, weil ihm das Product 
jo viel werth iſt; wäre es das nicht, er würde es ja nicht faufen; 
fauft er es aber, jo hat auch der Verkäufer jeine Steuer pro— 
ducirt, und die fogenannte Ueberwälzung ift nichts anderes als 
die Zahlung diejes producirten Steuerwerthes des Objects durch 
den, für den es diefen Werth hat. jeder Beiteuerte ift daher 
beitändig damit bejchäftigt, zu berechnen, ob er durch jeine Arbeit 
einen Werth produciren kann glei dem der Geſtehungskoſten 
plus der Steuer, und jeder Kauf it, als Rückerſtattung diejer 
Steuer des Producenten, ein Beweis, daß er eben dies ver: 
mocht bat. 

Dies jcheint wol einfah. Andererfeit3 aber ift das gerade 
vom wahren Standpunkt der Steuer aus auch ganz natürlich, da 
die Steuer jelbit ja nur die Zahlung für die Leiftungen ift, welche 
der Staat durch jeine Verwaltung als Bedingung der Production 
dem Einzelnen darbietet. Die Steuer ift daher in Wahrbeit nur 
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die Berechnung des Werthes, den die Leitung der Gejammtheit 
in der Verwaltung für das Steuerobject hat; die Production der 
Steuer iſt mithin nur der Gebrauch diefes Werthes, und die Ge: 
meinſchaft hat das Recht, diefen Gebrauh als Steuer zurüd: 
zufordern. So verjchmelzen in der Steuerproduction wieder die 
Einzel: und die Staatswirtbichaft; und gerade diefe Verjchmelzung 
ift der lebendige Keim der höchſten Entwidelung der legtern. 
Erfennt man nun dies, jo ijt mit diefem Begriffe der Steuer: 
production auch derjenige der wahren Höhe der Steuer erledigt. 
Da fie producirt werden muß, jo ift fie nie zu hoch, jolange 
fie produeirt werden kann. Sie kann aber producirt werden, 
wenn der Werth der Leiftungen der Verwaltung für die 
Production gleid ijt der Summe, weldeder Staat als 
Steuer von dem Producenten fordert. Sit der Werth ge: 
ringer, jo it die Steuer zu hoch, und zwar beides natürlich 
ganz gleichgültig gegen den Betrag der Steuer. Und jomit er: 
gibt ſich als höchſter Geſichtspunkt für die volfswirtbichaftliche 
Natur der Steuerit, daß in einem gejitteten Staate ihre wahre 
Höhe nit im Verhältniſſe fteht zu ihrem Betrage, jondern zu der 
Entwidelung der Principien der Gejeßgebung und Vollziehung, 
der Verwaltung des Staats. 
Die Lehre von der fogenannten Weberwälzung der Steuern it 
eine der wunderlichſten Begriffäverwirrungen, vie es wol je in der 
Wiſſenſchaft gegeben bat. Obgleich man die Steuer ald Theil der 
Geſtehungskoſten unzmweifelbaft anerkennt, jo denkt man doch, daß es 
in der Natur gewifler Steuern liege, ganz, in der Natur anderer 
gar nicht, und in der Natur noch anderer bis zu einem gemifjen 
Grade überwälzt, d. h. in ven Geſtehungskoſten der Producte an: 
gerechnet zu werden, was eben der Natur der Geſtehungskoſten ab: 
folut wivderipriht. Das ganze Chaos von Vorjtellungen ftammt aus 
der Behandlungsmweife her, mit der Ricardo zuerft die Gegenjäge ver 
Grundrente, der Paht und des Kapitals und der Arbeitslöhne in 
der Beiteuerung der Arbeit darjtellte, wobei er zu dem gänzlich ver: 
fehlten Satze kam, „dab eine Beiteuerung des Arbeitälohns weder 
den Kapitaliiten noch den Grundbefiger treffe, jondern nur auf dem 
Arbeitgeber ruhe‘ (Kap. 16). Als ob der Unternehmer, wenn er 
das Product der Arbeit dem Grundbeſitzer verfauft, in dem Preiſe 
dejjelben den Steuerbetrag der Arbeitsiteuer dem Grundberen ſchenken 
würde oder vernünftigerweife jchenfen könnte! Dem entiprechend ſchie— 
den nun die Folgenden überwälzbare und nicht überwälzbare Steuern, 
was zu der gründlich verkehrten Vorftellung Anlaß aab, als fei es 
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Aufgabe der Finanzverwaltung, die Steuern jo einzurichten, daß fie 
nicht überwälzt würden, damit fie womöglich den treffen, der fie zablt, 
ein Unding, da dies weder erreihbar noch wünſchenswerth fein kann. 
Diefe ganze Ueberwälzungslehre ift nichts als ein gänzlich misver— 
itandener Verjuh, das wahre Verhältniß der Steuern zum Einkommen 
varzuftellen, und der bei dem nur zu großen Mangel an Selbitändig: 
feit unferer deutſchen Finanzliteratur, gegenüber namentlih der eng: 
lifhen, die Steuervertheilung bei der Grundrente als Grundform der 
Steuervertbeilung überhaupt erjcheinen lief. Man muß daher end: 
lih an vie Stelle diefer ganzen Verwirrung den einfahen Sat jegen: 
Jeder muß in dem Werthe und Preife feines Productd den Steuer: 
betrag, der darauf rubt, wieder produciren, indem er in feinem Pro: 
duct neben den Geftehungsfojten und dem Gewinn auch noch den 
Werth der Steuer erzeugt, um ſich denjelben dadurch zurüdzahlen zu 
laflen; das ijt die wahre Ueberwälzung. Keine einzelne Steuer kann 
daher überwälzt werden, fondern auf jedem Product ruhen alle Steuern 
zugleih, und jeder Käufer wird fie alle zahlen, wenn das Product 
nebjt den übrigen Geſtehungskoſten aud den Steuerbetrag wertb tft, 
der darauf liegt. An die Stelle der confufen Boritellung der Ueber: 
wälzung muß daher der Begriff der Steuerproduction dur die ge: 
ſammte wirthſchaftliche IThätigkeit einer Nation und der Steuerver: 
theilung durch den Verkehr treten; dann erjt wird man das richtige 
Verbältnik der Steuer zur Production verſtehen lernen. Uebrigens 
will fhon Lotz, a. a. O. III, 189, „vom Gange des Verkehrs 
die Ausgleihung der Ungleihbeiten (der Beiteuerung) erwarten‘, was 
im Grunde viejelbe Idee enthält. Aehnlich Malhus, $. 34. Daß 
Wirth noch über die „Abwälzung” eine eigene Theorie  aufjtell® 
(S. 350 fa.) muß billig wundernehmen. Umpfenbab liefert gar 
nichts ald das wichtige „Gebot der Vermeidung einer verjehlten Ve: 
#ouerung” ($. 69) mworunter er verjtebt, dab eine verfehlte Beſteue— 
rung nicht durd den Verkehr ganz wieder qut gemacht werden kann. 
Hoffmann („Lehre von den Steuern“) hat die Frage taftvoll um: 
gangen (5.58 fg.). Bei Hod („Abgaben und Schulden“) tritt Con: 
fufion ein; was foll man fih unter Fortwälzung, Abwälzung, Rüd: 
wälzung und fonjtigen Wälzungen eigentlih denten? (S. 91—98). 
Pfeiffer, „Staatseinnahmen“, II, 77 fg. denkt fi bei der Frage 
vieles (S. 98), unter andern aud noch die „Weiterwälzung“; es muß 
jedoch anerkannt werden, daß er zuerjt die Heberwälzungstheorie nad 
den einzelnen Steuern ind Auge gefaßt bat. Wie Maurus a. a. O. 
S. 223 zu feiner Anfiht gelangt, dab die die Armen treffenden — 
zablen denn die, die nichts zu zahlen haben, over die, welde jie 
unterhalten? — Steuern nit „gewälzt“ werden können, ijt und nicht 
Har. Natürlib zahlen die Zahlungsunfähigen nicht; oder glaubt er 
wirklich, daß z. B. ein engliſcher Landlord als Producent die Armen: 
jteuer nicht mit berechnet ? 
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Dritter Abſchnitt. 
Die Verwaltung der Steuern. 


Begriff und Inhalt, 
Der Unterihied der amtlihen und der Selbitbeiteuerung und feine 
Folgen. 


Die Verwaltung der Steuern enthält nun ihrem allgemeinen 
Begriffe nah die Gejammtheit der Thätigfeiten des Staats in 
jeiner Finanzverwaltung, durch welche er die gejeglich vorgejchrie: 
benen Steuern wirklich erhebt. 

Die Elemente diefer Verwaltung find an fich jehr einfach. 
Sie enthalten zuerft den Organismus der Steuerverwaltung, dann 
das Necht derjelben, und endlich die Formen ihrer wirklichen 
Thätigkeit, als die wirkliche Steuererhebung. 

Es ließe fih daher vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte über 
diejes Gebiet nur jehr menig jagen, wenn nicht namentlid in 
neuerer Zeit ein Moment binzugefommen wäre, das, weit über 
das formale Element der Verwaltung binausgehend, auf das 
tiefite in das gejammte Steuerweien hineingreift, und zugleich die 
ganze Steuerverwaltung weſentlich modificirt. Das ift der Unter: 
ſchied zwiſchen der amtlichen und der freien Steuerverwaltung, 
der jeinerjeits eine neue Epoche der legtern, und zum Theil fogar 
der Beiteuerung überhaupt begründet hat. 

Es iſt nicht möglich, diefen jo wichtigen Unterſchied zu er: 
flären, ohne auf die obigen Elemente des Steuerſyſtems und der 
Beiteuerung zurüdzugreifen. 

Bis zur erften Hälfte unſers Jahrhunderts, und zwar in 
Franfreih bis zur neuen Grundſteuer mit der repartition, in 
England bis zur Income tax und in Deutjchland bis zum Ein: 
kommenſteuerſyſteme jeit 1848, herrichte ausichließlich der Grund: 
ja in der Steuerverwaltung, daß alle Steuern aud in Steuer: 
object, Steuerfuß, Steuerbetrag und Steuererhebung ausschließlich 
durch das Geſetz bejtimmt und durch die amtlichen Organe nad) 
Maßgabe des Gejeßes oder der — der Finanzgewalt 
erhoben werden ſollten. 
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Unjer Jahrhundert bradte nun zwei neue Grundſätze. Der 
erite und einfachite war der, daß die Selbftverwaltungsorgane den 
jtaatlihen Behörden in Beziehung auf die Verwaltung der Steuern 
an die Seite gejegt werden jollen. Der zweite war die Erfennt- 
niß, daß die feſten gejeglihen Steuern nicht im Stande feien, die 
Steuerquelle durch das gejegliche Verfahren zu treffen, jondern 
daß im Gegentheil diefe Steuerquelle, das Einkommen, ſich gerade 
vermöge der rein geieglichen Steuerbeträge der Bejteuerung viel: 
fach entziehe. 

Daraus gingen die zwei Principien der Steuerverwaltung 
unjerer Zeit hervor, welche die legtere von der frühern Epode in 
mweientlicher Weile jcheiden. 

Das erite war der Grundjag, die Selbjtverwaltung fo viel 
als möglich zu der Steuerverwaltung berbeizuziehen, und nament: 
lih den Gemeinden einen Theil der Steuererhebung zu übertragen. 

Das zweite war der, der Belteuerung überhaupt diejelbe Be— 
weglichfeit zu geben, welche die Steuerquelle jelbjt gewonnen hatte, 
um nicht mehr blos das gejeglich berechnete, jondern auch das 
wirklich vorhandene Einkommen des Cinzelnen mit der Steuer 
treffen zu können. Dies nun war vermöge der Natur der Steuern 
nur denkbar dadurd, daß man zur Beltimmung des jteuerbaren 
Einkommens des Einzelnen entweder neben oder ganz an die 
Stelle der amtlihen Organe einen zweiten Organismus erjchuf, 
der die Fähigkeit hatte, dem Wechjel der Steuerlraft des Einzelnen 
zu folgen, und jomit der Steuer diejelbe Beweglichkeit zu geben, 
welche das Einfommen ſelbſt angenommen hatte. Dieſer Organis- 
mus bejtand in dem Herbeiziehen der freien Thätigkeit einerfeits 
des Beitenerten, andererjeitS der Mitbürger dejjelben. Das Ob: 
ject diejes zweiten Organismus war das, was wir nach Englands 
Vorgange die Einkommenſteuer nennen, und die Junction dejjelben 
bezeichnen wir als die Selbjtbeiteuerung. 

Dieſe Selbſtbeſteuerung war nun ihrerjeits nur auf einem 
ganz beitimmten Gebiete möglich, nämlih da, wo die Steuer auf 
ein bejtimmtes und nachweisbares Einfommen zurüdgeführt werden 
fonnte. Das war immer der Fall bei der directen Steuer und 
der Einkommenſteuer. Und jo ergab ſich als Grundlage der neuen 
Steuerverwaltung, dab alle Steuerverwaltung ſich in zwei große, 
weientlich verschiedene Gruppen jchied: die der amtlichen und 
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die der Selbjtbeftenerung, und zwar in der Weile, daß die erjtere 
nur noch bei den indirecten Steuern allein gültig blieb, während 
bei den directen und den Einkommenſteuern die amtliche mit der 
Selbitbejteuerung in mannichfacher Weile verbunden ward. Aller: 
dings find die Steuerverwaltungen der einzelnen Bölfer gerade 
in diejer Beziehung jehr verjchieden; allein dennod ijt ihr Cha— 
after gleich; wir müfjen daher von zwei Grundformen der Steuer: 
verwaltung reden, und es wird fich jofort ergeben, daß vermöge der: 
jelben auch die Steuern vielfach einen andern Charakter annehmen. 
Die eigentliche Bedeutung diejes Satzes zeigt jih nun, wenn 
man eben nicht bei diejer allgemeinen Bezeichnung ſtehen bleibt, 
jondern diejelbe auf die Steuerorgane, das Steuerverordnungs: 
veht und endlich die Steuererhebung anwendet. Und fügt man 
binzu, daß außerdem noch jpeciell die Erhebung an und für jich 
von größter vollswirtbichaftlicher Bedeutung für die Steuer jelbjt 
it und man daher auch jchon bei derjelben von einer eigenen 
Steuererhebungspolitif reden muß, jo ijt es flar, daß damit die 
Steuerverwaltung berechtigt ift, ein eigenes hochwichtiges und 
jelbftändiges Gebiet in Theorie und Praris des Steuerweſens 
einzunehmen, dejjen Elemente wir im Folgenden angeben: 


Die Literatur der Steuerverwaltung hat ihre jelbitändige Ge: 
ihichte. Sie beginnt mit der Erkenntniß, daß die Steuererbebung 
an und für fih, abgejeben von der Steuer, von enticheidender Wichtig: 
feit für die Steuerzablung jei, und bei vielen Steuern eigentlich vie 
wahre Steuerlaft ausmache. Der Kampf für eine rationelle Steuer: 
verwaltung beginnt daher gleichzeitig mit der Steuerliteratur. So ſchon 
„Memoires de Sully“ (1588), IV, 332. Aehnlich bei Vauban, 
„Dixine royale’, an mebrern Stellen; die Nothwendigkeit einer mög: 
lichſt Shonenvden Erhebung aud ſchon bei Sedenvorf, a. a. O., Thl. TIT, 
achtes Regal: „Die riftliben Obrigkeiten, welche dieſes Rechts fähig 
find, jollen billig deſto bebutjamer damit verfahren.” Jedoch erit 
Adam Smith jtellt das Steuerverwaltungsprincip als integrivenden 
heil der rationellen Bejteuerung bin. Von da ward die Steuer: 
erhebung als integrirender Theil in die Finanzwiſſenſchaft aufgenom: 
men; namentlich bei Jacob, „Finanzwiſſenſchaft“, I, $. 1197 fg., ver 
zuerjt die Verjchiedenbeit der Erbebung nah der Natur der Steuer 
betont. Malchus bat in feiner praftiiben Weife die Sahe weiter ges 
führt I, F. 76—99; etwas kurz für fein Werk. Hoffmann, „Lehre 
von den Steuern“, ©. 12, bleibt nod allgemeiner. inzelne Er: 
bebungsformen, namentlich die Verpachtung, werden frei beſprochen 
Sonnenfels, „Finanzwiſſenſchaft“, 125 fa. Rau bat darin die ganze 
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formale Steuerverwaltung wieder der Steuertheorie nad Jacob's Vor: 
gange einverleibt (I, $. 281); doch behielt ver legtere große Vorzüge. 
In der neuejten Zeit hat dagegen die reine Theorie (Umpfenbad, 
Pfeiffer, Maurus u. a.) die ganze Sache fallen lafjen, zu ihrem großen 
Nachtheil, während vie praftifhe Richtung fie als pofitive Ordnung 
mit großer Umficht, aber freilih in Beſchränkung auf einzelne Länder, 
wieder aufnahm und durchführte, wie Gneiit für England, Hod für 
Frankreich, Deſſary, Konopaſek und Moor für Defterreih, etwa Bil: 
laume und Bergius für Preußen, Hervegen für Würtemberg, Regenauer 
für Baden. Das, worauf e3 jegt ankommt, ijt, der Bedeutung der 
Selbitbefteuerung für die Steuerverwaltung ihren Plag zu gewinnen. 


I. Die Organe der Steuerverwaltung. Steueramt und 
| Steuerausſchüſſe. 


Die Steuerorgane ſind urſprünglich nur Steuerämter. Mit 
dem 19. Jahrhundert treten aber auch die Gemeinden und Aus— 
ſchüſſe als Organe der Selbſtbeſteuerung auf, und jetzt iſt der 
Organismus der Steuerverwaltung ein vielverzweigter, deſſen 
Wichtigkeit darin beſteht, daß er als der formale Ausdruck des 
Steuerſyſtems betrachtet werden muß. Man muß daher bei der 
Auffaſſung davon ausgehen, daß wir das Verhältniß zum Ge— 
ſammtminiſterium vorausſetzen, und die Steuerverwaltung hier 
von dem Standpunkte der einzelnen Steuern und ihres Syſtems 
aus betrachten. Es iſt unvermeidlich, dabei von dem Folgenden 
einige Punkte vorauszuſetzen. 


a) Die directen Steuern zunächſt ſind diejenigen, welche 
alle drei Formen der Steuerverwaltung allmählich in ſich auf— 
genommen haben, und zwar ſo, daß dieſelben die Function der 
Steuerverwaltung unter ſich theilen. 

Die amtlichen Organe haben bei den directen Steuern die 
innere Umlegung und Ausſchreibung, und die Steuerkaſſen min— 
deſtens die Uebernahme der Eingänge von den Gemeinden; wo 
dieſe nicht die Steuererhebung haben, erheben ſie ſie auch amtlich. 
In England erhebt ſie die Gemeinde allein, in Frankreich die 
Finanzverwaltung, in den verſchiedenen deutſchen Staaten theils 
die Gemeinde, theils das Amt. Hier fehlt uns noch viel Mate— 
rial zur Beurtheilung. 

Wo dagegen die Repartitionsſteuern auftreten, kann das Amt 
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nicht genügen. Hier wird der Steuerausfhuß oder die Steuer: 
commiffion gebildet, welche die Steuer vertbeilt; die Gemeinde 
erhebt fie, und das Steueramt führt fie ab. Natürlich find da— 
mit auch die Steuerverhältnifje jehr verſchieden; e3 liegt dann in 
der Natur der Sache, daß jich dies wieder nad den einzelnen 
Steuern in den einzelnen Ländern richtet. 

b) Die indirecten Steuern haben dagegen eine wejentlich 
andere Natur. Sie müfjen namentlih in Beziehung auf die 
GSteuererbebung in zwei Gruppen getheilt werden. Die erfte ift 
diejenige, welche gar Feine Selbitbeiteuerung zuläßt, und daher 
nur amtlich erhoben mwerden kann; das find einerjeits die Zölle 
und andererjeits die Monopole. Die zweite läßt zwar die Selbft: 
verwaltung und »Erhebung der Steuern zu, allein die Form 
wie die Ausdehnung diejer Zulafjung kann nie für alle diefe 
Steuern allgemein und gleich fein, Sondern richtet ſich nad den 
Berhältniffen. Die BVerzehrungsiteuer zunädhit wird von den 
Aemtern auf dem flachen Lande, von den Gemeinden bei der Thor: 
fteuer erhoben; leßteres gilt auch von der Klaſſenſteuer. Da mo 
die Abfindung eintritt, vertheilt und erhebt fie die abfindende Ge- 
meinde oder Gemeinschaft. Daffelbe kann der Fall fein bei der: 
jenigen Form der indirecten Steuern, die durch Beiteuerung der 
Production umgelegt werden (Gemwerkiteuern), während die Genuß: 
fteuern meiſtens al3 örtliche Steuer wieder der Gemeinde an 
gehören. Der Organismus der Steuerverwaltung für die indirecte 
Steuer ift daher der verfchiedenartigfte, und bier ift es daher auch, 
wo das Moment der Zweckmäßigkeit den größten Raum bat. 
Einfacher ift der Organismus der legten Steuerart. 

c) Bei den Einfommenfteuern ift das natürliche Organ der 
Verwaltung vermöge der Selbitihäßgung der Steuerausfhuß, der 
jedoch ftets möglichit mit der Gemeinde übereinftimmen follte. 

So hat der Drganismus der Steuerverwaltung auf allen 
Punkten den Charakter der Steuern angenommen. Daſſelbe ift 
für das Folgende der Fall: 


Die allgemeine Finanzliteratur hat fih mit allen einjchlagenven 
Fragen wenig bejhäftigt; in der That muß man geitehen, daß bier 
da3 praktische Verſtändniß der Verhältnifje von feiten der Finanz: 
verwaltung die Hauptſache bleibt, und vieles fih nah Ort und Zeit 
richtet. Dagegen find die Darftellungen über einzelne Länder ſehr 
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reich und zum Theil vortrefflib; ſ. namentlih für England Gneift, 
„Finanzverwaltungsrecht“ (mehrfab), für Franfreih Hod, „Finanz: 
verwaltung Frankreichs“, Kap. 1. u. 2, Die Staatshbandpbüder 
der neuern Heit find übrigens über die amtlihen Competenzverhält: 
nifje die bejte locale Duelle; nur feblen fie da, wo es fih um die 
ragen der Selbitbeiteuerung handelt. Warum eigentlib, da doch 
die Sache fo praftiih iſt? 


I. Das Steuerrecht, Steuergeſetz und Stenerverordnung. 


Das Steuerredt it wie das Finanzrecht ein doppeltes, weil 
e3 eben nur eine Anwendung des legtern auf das jpecielle Ge: 
biet der Steuer ilt. Indem wir es bejonders hervorheben, ge: 
ihieht dies aus einem bejondern Grunde. 

Das Steuerrecht ift nämlich zuerft ein gefegliches Recht, 
dann iſt es ein Verordnungsrecht. Nah den Grundjäßen des 
Rechts der Bollziehenden Gewalt tritt daher wenigſtens principiell 
das Recht der Klage ein, ſowie es jich bei der Steuerverwaltung 
um die Frage handelt, ob das Geſetz durch daſſelbe verlegt jei; 
wo dagegen die Maßregeln der Finanzorgane nur den Berord- 
nungen angehören, joll die Beſchwerde plaßgreifen, immer aber 
auch bier ohne Suspenfiveffect, dafür aber unter Haftung und 
Berantwortlichkeit der Finanzorgane. 

Nun aber iſt es gerade das Gebiet der Steuern, auf welchem 
der Begriff des gejeglichen Rechts bisher am wenigiten platz— 
gegriffen hat. Das vorige Jahrhundert Iennt auf dem ganzen Con— 
tinent überhaupt gerade für die Steuern feinen Unterfhied von 
Geſetz und Verordnung, jondern behandelt die Verordnung mie 
ein Gejeß, jowie es jih um die Erecution der Steuer handelt, 
dagegen das Gejeg wie eine Berordnung, jowie ein Einzelner 
ih durch die Steuerverwaltung beichwert glaubt; das ijt in jeiner 
praftiihen Folge, es läßt überhaupt Feine Klage zu, jondern 
nur den Weg der Beichwerde bei der obern Behörde, mag es ſich 
dabei handeln um welche Frage es will. Diefer Grundfa bat 
ih im mwejentliden auf dem Gontinent erhalten, trogden daß 
duch die Verfaſſungen die Steuern alle zu wirklichen Gejegen 
erhoben find; und bier ift der Punkt, wo der Widerjpruch der 
beftehenden Ordnungen mit den Principien des verfaffungsmäßigen 
Negierungsrechts am größten iſt und am lebhafteiten gefühlt wird. 
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Die Finanzbehörden haben jich allentbalben fait die ausſchließliche 
Entiheidung darüber vorbehalten, was in Steuerfragen Rechten 
jei, und nirgends ift die Competenz der Gerichte auch bei der 
offeniten Verlegung des Steuergefeges anerkannt. Doch find bier 
die Völker wieder verjchieden. Während England in vielen Fällen 
doch die eigentliche Klage vor Gericht zuläßt, bat Frankreich ein 
anderes Spitem, das auf der Unterjcheidung der fejten von der 
beweglichen oder Repartitionsiteuer beruht. Bei allen feiten 
Steuern nämlich fallen die entjtehenden Streitigkeiten unter das 
Contentieux und feine Grundjäße, bei den beweglichen dagegen 
bat Frankreich zuerit das Organ des Conseil de prefecture auf: 
geitellt, das als Gerihtshof der Repartitionsiteuern be 
tradhtet werden muß. Die deutjchen Staaten, auf dem alten 
Standpunft des Steuerrechts jtehend und fern von dem engliſchen 
Princip, haben auch das franzöfiiche nicht angenommen, weil jie 
eben feine Repartitionsjteuern hatten. Erſt nad) dem Jahre 1848 hat 
man in der Heimat des deutichen verfaffungsmäßigen Regierungs— 
rechts, dem Süden Deutichland3, den allerdings noch jehr unklaren 
Beginn einer gerichtlichen Verfolgung der Steuerjtreitigkeiten in 
den ‚‚Berwaltungsgerichtshöfen‘ gemadt, nad) dem Mufter der 
Conseil de prefecture gebildet, ohne ſich recht über das eigent: 
lihe Verhältniß Elar zu fein. Wir wiederholen bier, was wir an 
anderer Stelle gejagt haben, daß ein ſolcher Verwaltungsgerichtshof 
überhaupt falih und unbhaltbar, daß es aber ein dringendes 
Bedürfniß ift, feſte und Elare Grundjäte für das Klage: und 
Beihmwerdereht in Steuerfragen für jede Finanzverwal- 
tung endlich einzuführen. 


Ueber das engliihe Klage und Beſchwerderecht und Verfahren 
in Steuerfahen verdanken wir Gneiſt die einzige uns befannte Dar: 
jtellung. „Englifches Verwaltungsrecht“, IT, $. 62, 63. Charalter: 
jede einzelne Steuer bat ihr eigenes gejeplihes Berfahren, und fogar 
ihre eigenen Initanzen. Das ift der Mangel des engliihen Steuer: 
rechts. Für Frankreich hat Hod in jeiner „Finanzverwaltung Frank— 
reichs“ einen Auszug aus dem reihen Material Audiffret's gegeben. 
E.169 fg. Da jedoch diefer fo wenig als Grün im „Dietionnaire‘ 
von Blod einen Begriff von Steuerrecht in Klage und Beſchwerde hat, 
jo fuht man dies auch vergeblih bei Hod. Wir find daher in ver 
Lage, für das ganze Gebiet auf Stein, „Vollziehende Gewalt‘, Bd. I, 
das verfaſſungsmäßige Negierungsredt, S. 410 fg., ſowol über Eng: 
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land, als fpeciell das Contentieux in Frankreich und die Verwal: 
tung3gerichte in Baden, Baiern und Defterreih verweifen zu müflen, 
mit dem Bemerfen, daß alles, was dort im allgemeinen gejagt ift, 
jeine fpecielle Anwendung auf das Steuerrecht zu finden hat. 


IN. Die Erhebung der Steuern. 
1) Begriff und Grundformen. 


Die Erhebung der Steuern umfaßt die Gejammtheit der 
Thätigfeiten, durch melde die Steuerbehörden in Gemäßheit der 
Steuergejeßgebung die Steuern von dem Steuerfubject oder Steuer: 
object wirklich für die Staatskaſſe einziehen. 

Die Steuererhebung ijt aber einer der mwichtigiten Theile des 
ganzen Steuerweſens; denn fie ift es einerjeits, durch welche das 
legtere eben in die Verhältniffe der Einzelwirthichaft unmittelbar 
eingreift, andererjeit3 ift fie als der eigentliche Act der Erwer— 
bung der Steuern für den Staat zugleih dasjenige, was die 
meilten Auslagen fordert. Die Principien des Steuermwejens in 
ihrer Anwendung auf die Steuererhebung fordern eine Einrich— 
tung der legtern, vermöge deren diejelbe den wirthſchaftlichen Er— 
werb des Einzelnen jo wenig ftört als möglich und dabei zugleich 
jo wenig Eoftipielig ift als thunlich; denn die Störung der Einzel- 
wirthſchaft durch die Erhebung macht die Steuer bei gleicher Höhe 
des Steuerfußes oder Betrags jchwerer, die Erhöhung der Er— 
hebungskoſten dagegen fordert ihrerjeits eine Erhöhung des Steuer: 
betrag3 um den Betrag der Erhebungsfojten, da der Staat feine 
Reineinnahme aus den Steuern nicht entbehren fann und jede 
nicht abjolut nothwendige Ausgabe für die Erhebung feine repro= 
ductive Fähigkeit enthält. 

Trotzdem ijt die erite Bedingung aller Steuererhebung die 
Getwißheit, daß die Steuer nad) dem Steuergejege und von jedem 
Steuerobject wirklich und jicher erhoben werde. 

Der einfachſten Form der Steuererhebung würde nun die freie 
Ueberlafjung der Steuerzahlung an den Einzelnen am beften ent= 
Iprehen, der zweiten dagegen die ftreng durchgeführte Erhebung 
der Steuern durch die Steuerbehörden. 

Bei der abjoluten Nothwendigkeit der Steuern kann ſich jedoch 
der Staat auf das Zufällige der ganz freien Zahlung der Steuern 
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nicht einlaffen. Der natürlihe Beginn aller Steuererhebung ift 
daher die Erhebung durch die amtlihen Organe, und die Grund: 
jäge für diefe amtlihe Erhebung bilden daher einen Theil der 
Finanzwiſſenſchaft im engern Sinne. 

Daher denn iſt auch die wirkliche Steuererhebung ſtets ur— 
ſprünglich eine amtliche, und es macht keinen Unterſchied, ob dieſe 
Erhebung durch die Staats- oder Gemeindebeamteten erfolgt, da 


dieſe bier nicht als Selbſtverwaltungs-, ſondern als Finanzorgane 


functioniren. 

Allein das freie Staatsbürgerthum hat auch hier die Forde— 
rung unabweisbar gemacht, der Theilnahme an der Erhebung 
der Steuern neben der Theilnahme an der Steuergeſetzgebung 
Raum zu gewähren, ohne die Bedürfniſſe und Rechte des Staats 
dabei zu beeinträchtigen. Die Zeit, in der das geſchieht, iſt das 
19. Jahrhundert. Die große Frage aber, um die es ſich dabei 
handelte, war die, in welcher Weiſe eine ſolche Betheiligung mög— 
lich ſei, um das Einzelintereſſe der Beſteuerten mit der allgemeinen 
Pflicht der Steuerzahlung in Harmonie zu bringen. 

Dieſelbe Bewegung, welche die Frage erzeugte, hat auch die 
Löſung derſelben faſt von ſelbſt, ohne beſondere Anſtrengung der 
Theorie gefunden. 

Das Princip, auf welchem dieſelbe beruhte, war einfach. 
Sowie der Grundſatz der allgemeinen und gleichen oder ſtaats— 
bürgerlichen Steuer ſiegt, folgt von ſelbſt die Erkenntniß, daß die 
zu geringe Beſteuerung des Einen die zu große des Andern un— 
bedingt nach ſich zieht. 

Davor nun konnte die Steuergeſetzgebung und auch die amt— 
liche Steuerverwaltung nicht ſchützen. Sie konnte zwar die ge— 
meinſamen Elemente der Steuer und Beſteuerung feſtſtellen, aber 
durch ihre feſten Beſtimmungen das wechſelnde wirthſchaftliche 
Leben des Einzelnen nicht erfaſſen. Hier war es, wo jene ge— 
waltigſte aller volkswirthſchaftlichen Thatſachen, das Auftreten des 
Werthes und der perſönlichen Thätigkeit an der Stelle des bloßen 
Güterkapitals in entſcheidender Weiſe eintrat, und eine neue Ge— 
ſtalt auch für die Erhebung der Steuern begründete. 

Durch ſie nämlich war es nothwendig, der Beſteuerung die— 
ſelbe Beweglichkeit zu geben, welche die Steuerkraft vermöge der— 
ſelben annahm, und ſo durch die wirkliche Gleichheit der Be— 
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fteuerung des Einzelnen die formale Gleichheit zur vollen Geltung 
zu bringen. Die Bedingung dafür aber lag in dem Herbeiziehen 
ziveier ganz neuer Factoren in die Befteuerung, der individuellen 
Erklärung des Einzelnen über fein Einfommen oder dem Steuer: 
befenntniß als Steuerquelle, und der Aufftelung von Steuer: 
ausihüjjen als Organ des öffentlichen Urtheils über dieſe 
Erklärung. Und dieje beiden Factoren in ihrer Thätigkeit find 
e3, welche wir die eigentliche Selbjtbefteuerung nennen. 

Der Inhalt oder die Wirkſamkeit diefer Selbitbefteuerung nun 
ergibt fich fait von jelbft, wenn man fie mit dem Begriffe des 
Steuergejeßes zufammenhält. Das Geſetz joll auch bier bejtinnmen, 
was es beitimmen kann. Das aber ijt Steuerjubject, Object, Ein: 
beit und Fuß. Nur Eins vermag das Geſetz, wie gejagt, nicht: 
es vermag nicht die Steuerfraft der objectiv gegebenen Steuer: 
einbeit zu bejtimmen. Und dies nun ijt die Aufgabe der Selbſt— 
bejteuerung. 

Das Gebiet der GSelbjtbeiteuerung ift daher das, die Er: 
bebung der gejeglichen Steuern infoweit in die Hand zu nehmen, 
als dies durch die Beltimmung der Steuerfraft der gejeglichen 
Steuerobjecte und Einheiten nad) dem gleichfalls gejeglichen Steuer: 
fuß geſchehen kann. Gie kann daher nie an die Stelle der geſetz— 
lihen und amtlichen Steuererhebung treten, jondern fie fann ihr 
nur auf jenem ganz beftimmten Gebiete zu Hülfe fommen, und 
auch dies nur bei denjenigen Steuern, bei welden die Steuer: 
fraft gefeglich nicht beftimmt erfaßt werden kann. Das aber find 
nur die bdirecten Steuern und die eigentlihe Ginfommenftener. 
Bei allen andern Steuern bleibt die amtliche Erhebung die aus: 
Ihließlih gültige Form; jedoch kann auch bei gewiſſen indirecten 
Steuern die Selbitbefteuerung ausnahmsmeije eintreten. 

Somit bat die Erhebung der Steuern jegt eine zweifache 
Form der Ausführung, die nun auf die beiden formalen Grund: 
formen der Erhebung Anwendung findet. Dieje find die Steuer: 
umlegung und die Steuereintreibung, die mithin aus beiden obigen 
Geſichtspunkten betrachtet werden müfjen. 


Es ift aus den obigen Gründen erflärlih, daß die Literatur ſich 
mit jenem Unterjchiede nicht befhäftigt, und nur zum Theil die pofi: 
tiven Daten der gefeglichen Ordnung ausgeführt hat. Demnach hatte 
man wol eine ernitere Berüdfihtigung der Sache erwarten dürfen. 


k 337 


2) Die Steuerumlegung oder Ausjchreibung. 


Die feiten und beweglihen Steuern (Quotitäts- und Repartitionsfteuern.) 
Das Steuerbefenntnik und die Ginfommenfteuer. 


Die Steuerumlegung, Regulirung oder Anlegung der Steuer, 
it die durch die gejegliche Behörde volljogene und veröffentlichte 
Beſtimmung des Steuerbetrags, welder zu zahlen ift. Diefe 
Steuerumlegung enthält daher die genaue Beitimmung des Steuer: 
object3, der Steuereinheit, de3 Steuerfußes und des Steuerbetrags. 
Wenn dabei zugleich das individuelle Steuerjubject mit bezeichnet 
it, jo heißt fie Steuerausichreibung. Dieje formale Bezeichnung 
der Begriffe bedarf wol feiner weitern Erklärung. 

Soweit nun der Steuerbetrag, der vermöge diejer Steuer: 
ausihreibung von dem Steuerjubject zu zahlen ift, endgültig durch 
das Geſetz beitimmt wird, iſt die Sache fehr einfach). 

Die Bedingung einer den Principien des Steuerwejens ent: 
Iprechenden Steuerumlegung iſt demnach die Genauigkeit und Er: 
fennbarfeit der gejeglichen Steuerpflicht in Object, Subject und 
Maß. Dieſe aber it nach der verjchiedenen Natur des Objects 
naturgemäß eine verjehiedene, hat daber auch verjchiedene Namen 
und bringt je nach der Bejonderheit dejielben auch eine weſentlich 
verjchiedene Form der Erhebung mit jih. Doch mußte man dabei 
ihon die Umlegung auch der Renten: und Ginfommeniteuer als 
„Kataſter“ im meitern Sinne bezeichnen, was jich nicht empfiehlt. 
Cine rein formale Eintheilung ijt daher werthlos. 

Die gejegliche Steuerumlegung der Productions: oder Kapital: 
jteuern geſchieht durch den Kataſter; die Steueranlage für die 
Gonjumtionsftenern ijt der Tarif; die Negulirung der Einkommen: 
jtenern bejtimmt die Tare. Man Fann daher die Steuern je nad 
der Form ihrer Umlegung in Katajterjteuern, Tarifſteuern und 
Zaren oder Tarjteuern eintheilen. 

Die Natur der drei Grundlagen ift nun am beiten bei der 
Darftellung der einzelnen Steuerarten darzulegen. Es ergibt fi 
indeß jchon hier, daß die Katafterjteuern ſtets, die Tarifjteuern 
nur unter ausnahmsweijen Bedingungen und die Zaren nur zum 
Theil mit einer individuellen Steuerausjchreibung verbunden find. 
Die äußere Form ijt dabei einfah. Bei den directen Steuern 
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wird dem Steuerjubject nach Conſtatirung des Steuerobjects der 
Betrag jeiner Steuer perfönlih auferlegt. Bei der indirecten 
Steuer ift das Dbject der Umlegung nicht das Steuerjubject, 
jondern die Beftimmung des Betrags nach dem Object, fodaß nicht 
das Eigenthum, jondern der Belig entjcheidet. 

Bei den Berkehrsiteuern bejteht die Umlegung in der Pflicht 
der Ausfteller der Verkehrsdocumente, die Steuer, meift in Form 
der Stempel, zu zahlen. Die Einfommenfteuer bat für ihre Um: 
legung die Form der directen Steuer. Die Umlegung bei dem 
Monopol ericheint als Aufjchlag auf den Geftehungspreis, bei den 
Zöllen als Zolltarif; bei der Rentenjteuer theils als Abzug an dem 
Coupon, theils als directe Umlegung, aber auf den Schuldner; 
daneben gibt es noch einzelne andere Formen, die untergeordneter 
Natur find. Reſultat it, daß es Feine allgemeine und gleiche 
Form der Umlegung gibt und geben fann, jondern daß die Um— 
legung fich bei jeder einzelnen Steuer nach der Natur des Objects, 
der Zweckmäßigkeit und Billigfeit richtet. 

Das an fi einfache Syitem wird nun mejentlic) mobificirt, 
wo die Selbjtbeiteuerung eintritt. Hier entjtehen mwejentlich ver: 
ihiedene Grundjäge und Formen der Steuerumlegung. 

Inſofern nämlich die amtliche Finanzverwaltung auf Grund 
der Steuer und des Steuererhebungsgejeges dem Einzelnen feinen 
Steuerbetrag individuell vorjchreibt, nennen wir dieſe Steuer 
die Quotitätsiteuer, die Umlegung die directe Steuer— 
ausihreibung, und den Steuerbetrag des Einzelnen die fefte 
Steuer. Wenn aber die Steuergejeßgebung davon ausgeht, daß 
fie einen bejtimmten Gejammtjteuerertrag ftatt von dem Einzelnen, 
vielmehr von einem Gteuerverwaltungsgebiete fordert, und nun 
den Organen des lehtern die Bertheilung diejes Betrages an die 
Einzelnen überläßt, jo entiteht ein neuer Proceß der Steuer— 
umlegung. In dieſem Yale ift zuerjt nicht mehr der Einzelne, 
jondern der ganze Verwaltungskörper das Steuerjubjec. Die 
Bertheilung gejchieht durch die Organe der Selbitbefteuerung, Ges 
meinde und Ausschuß, wobei allerdings der gejegliche Steuerfuß 
und die Steuereinheit zu Grunde gelegt werden, aber die Höhe 
der Steuerquelle, das Einfommen, nad dem Ermeſſen jener Or: 
gane bejtimmt und danach dem Einzelnen fein Steuerbetrag zu: 
gejchrieben wird. Dadurch wird der Einzelne Steuerfubject für 
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den VBerwaltungsförper; für das Recht der Bertheilung an die 
Einzelnen nah ihrem Einfommen bat aber der Berwaltungstörper 
neben dem Rechte der amtlichen Steuereintreibung auch die Haftung 
dafür, daß die auf ihn repartirte Summe auch wirklich den Fi- 
nanzen abgeliefert wird. Eine folde Steuerumlegung nennen 
wir die NRepartition, und die auf dieje Weife erhobene Steuer 
die Repartitionsfteuer, und der daraus fich ergebende Steuer: 
fuß ift der Repartitionsftenerfuß. 

Es kann aber auch zweitens die Schwierigkeit der Steuer: 
erhebung es wünſchenswerth machen, daß ftatt der individuellen 
Vorſchreibung eine Anzahl von Steuerjubjecten, die von einer 
gleichen Steuer betroffen werden, die legtern fidh vereinigen und 
den addirten Steuerbetrag gemeinschaftlich den Finanzen anbieten. 
Im Falle der Annahme wird dann diefer Gemeinihaft das Recht 
der Steuerumlegung gegeben, und dafjelbe Verfahren tritt ein 
wie bei den Repartitionsfteuern. Der Unterjchied bejteht bier 
wejentlih darin, daß die Finanzverwaltung den Gejammtbetrag 
nah ihrem Ermefjen feitiegt, und daß die Einzelnen wenigſtens 
grundjäglich nicht gezwungen werden können, fi) dev Gemein 
Ihaft anzujchließen, in welchem Falle gegen jie das individuelle 
Steuerverfahren in Anwendung kommt. Diejes Verfahren nennen 
wir die Abfindung, und die Steuern die Abfindungsfteuern. 

Endlich aber fann die Beiteuerung in der Art vor jich gehen, 
daß zwar gejeglih Fuß und Einheit, aber nicht die Steuerquelle 
feftgeftellt, und die Angabe dieſer Steuerquelle oder des Ein: 
fommens ganz dem Einzelnen vor einem dazu aufgejtellten Aus: 
Ihufje überlajjen wird, worauf dann auf Grund diejes Verfahrens 
die Steuerausjchreibung wieder amtlich erfolgt. Dieje Erklärung 
beißt die Selbitihägung, und die auf diefe Weije bejtimmten 
Steuerbeträge bilden die verfhiedenen Formen der Einfommen= 
fteuer. 

Allerdings erfcheinen nun dieje drei Grundformen der Steuer: 
umlegung zunächſt al3 Sache der Zweckmäßigkeit. Allein die immer 
wachſende Bedeutung des Werthes in jeiner Trennung vom Gute, 
und die damit wachſende Unmöglichkeit, vermöge der gejeglichen 
Steuereinheit auch Fünftig das Einkommen des Einzelnen richtig 
zu beftimmen, machen es zu einem hochwichtigen PBrincip der 
Steuerverwaltung, die drei Formen der Selbjtbeiteuerung, jomweit 
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als die Natur der Steuern es überhaupt zuläßt, an die Stelle 
der amtlichen Steuerumlegung und Ausjchreibung eintreten zu 
laffen. Das ijt nun zur richtigen Beurtbeilung des gegenwärtigen 
Steuerweſens von entjcheidender Wichtigkeit; denn es ergibt fich, 
daß vermöge diejes Princips die directen und ſelbſt die in— 
directen Steuern die Form und den Erfolg der eigent- 
lihden Einfommenjteuern annehmen, und ebendaber auch 
die eigentliche Einfommenjteuer erjfegen fünnen. Dies ilt in 
vielen Fällen auch wirklich gejcheben. Und nun folgt, daß, wo 
auf dieſe Weije die directen Steuern jene Grundjäße der Ein- 
fommenjteuer in ſich aufnehmen und aus einer amtlichen Steuer 
zur Selbitbeiteuerung werden, die Frage entjtehen muß, ob dann 
noch eine eigentliche Einfonmenjteuer, die Fein beftimmtes gejeß: 
liches Object, jondern nur das Einfommen überhaupt zur Grund: 
lage bat, überhaupt richtig und durchführbar tit. 

Diefe Frage nun müſſen wir dahin beantworten, daß die 
Nepartitionsfteuer des franzöſiſchen Syſtems allerdings für die . 
eigentliche Einkommenſteuer nicht blos möglich, jondern jogar noth— 
wendig ift, da die gejegliche Verſchreibung des Antheils eines 
Verwaltungskörpers an der Steuer nicht das wirkliche Einkommen 
erfaffen kann. Ebenſo bleibt bei den Abfindungsiteuern die eigent— 
lihe Einfommenfteuer nicht blos vollkommen thunlich, fondern 
jogar nothwendig, da ſich die Abfindung ſtets nur auf Eine 
Steuerart beziehen Fan. Wo dagegen die Selbjtbefteuerung fich 
auf alle diejenigen Steuern bezieht, bei denen fie überhaupt ans 
wendbar ijt, namentlich aber auf die Renten, Erwerbs: und Ber: 
kehrsſteuer, da wird eine eigentliche Einfommeniteuer ungerecht, 
weil ihr Object, das von dem gejeßlichen Steuerbetrage nicht be- 
troffene Einfommen, eben durd die Selbjtbetenntniß in die directe 
Steuer bineingezogen it, und daber bei einer nochmaligen eigent= 
lihen Einfommenjteuer unzweifelhaft zum zweiten mal befteuert 
werden würde. 

Es jcheint ung diefer Gegenitand von um jo größerer Wichtig: 
keit, al3 er die ganze Natur des formellen Steueriyftems der ein— 
zelnen Länder beberriht, und erſt durch jene Gefichtspunfte das 
eigentlihe Weſen derjelben ganz klar wird. 

England nämlich hat die Selbftbeiteuerung jo weit über das 
directe Steuerfpitem ausgedehnt, als dies thunlich war, jedoch mit 
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der nur hiſtoriſch erflärbaren Ausnahme, daß die zweite Hälfte 
feiner directen Steuern (Land tax, Assessed taxes und einzelne 
Licenses) noch als reine amtliche oder Quotitätsfteuern neben 
der Selbitbefteuerung der Income tax fortbeftehen. Die Zölle 
und Verkehrsſteuern jind natürlich amtlihe Steuern. Die Ein- 
führung der Selbftbefteuerung bei den directen Steuern bat die 
eigentliche Einfommenjteuer dann überflüjjig gemacht; aber gerade 
diefe Steuer ift es, welche die Vorftellung erwirkt hat, daß alles 
das eine „Einfommenfteuer” jei, was die Formen der Selbit: 
befteuerung zuläßt. 

Frankreich, das die Selbitverwaltung in feinem Theile 
jeiner Verwaltung kennt, kennt conjequent auch Feine Selbit: 
befteuerung, jondern hat mit Ausnahme der Grundjteuer, die eine 
Repartitionsjteuer nach den Departements ift, nur amtliche Steuern. 

Preußen hat dagegen zwar für alle andern Steuern die 
Duotitätsbefteuerung feitgehalten, namentlich auch für die Grund: 
‚Steuer; jedoch bat es bei der Klaſſen- und der klaffificirten Ein- 
fommenjteuer die Selbjtbeiteuerung, und bei einigen indirecten 
Steuern die Abfindung zugelafjen. 

Dejterreich endlid bat für die Grundfteuer die amtliche 
Umlegung, dagegen für die Erwerbfteuer die Cumulation der amt: 
lien Beſteuerung mit der Selbitbefteuerung eingeführt, und die 
legtere als Einkommenſteuer bezeichnet. Das Geſetz über die Ein: 
führung des Princips der Repartitionsfteuer für den Grundbeſitz 
ift vorderhand nicht ins Leben getreten. Bei einzelnen Verzeh— 
rungsfteuern kommen dann noch Abfindungen vor. 

In den übrigen deutichen Staaten ift das Brincip der Selbit: 
beiteuerung erft jeit 1848 in den Einfommenfteuern zur Geltung 
gelangt. 

Wir entbebren in der Literatur der Finanzwiſſenſchaft einer ein: 
gehenden Behandlung diefer Frage trog ihrer großen praftiihen Wichtig— 
feit. Einzelnes werden wir im Folgenden nadtragen. 


3) Die Steuerzahlung. 


Auch die Steuerzahlung bat ihre Geſchichte. Der Charakter 
derjelben ift der allmähliche aber unmiderftehliche Uebergang von 
der fogenannten Naturalmwirtbichaft zur Geldwirtbichaft, der feiner: 
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ſeits mit der Entwidelung der Verfaſſung ſowie mit der der Volks— 
wirtbichaft auf das engite zufammenhängt. Wie jcheiden in diefer 
Beziehung die eigentliche Zahlung von dem Zahlungstermine. 


a) Eigentlihe Zahlung. Solange die öffentlihen Functionen 
durh die Gemeinden oder die ſtändiſchen Körperichaften ſelbſt 
volljogen wurden, war die perjönliche oder ſachliche Leiftung von 
jeiten der Mitglieder derfelben ausreihend, wie beim Schöffen: 
gerichte, dem alten Heerbann, den Gemeindeftraßen u. f. w. Se 
allgemeiner aber die Thätigfeit der Staatsgewalt ward und je 
gleichmäßiger fie jih über den ganzen Staat vertheilte, dejto mehr 
mußte der Betrag der einzelnen Leiſtung auf ein für alle gleiche 
artiges Maß zurüdgeführt werden, das feinerjeitS wieder der 
Verwaltung die Möglichkeit gab, den Betrag, der auf die Einzel: 
nen zu vertbeilen war, nach der Summe des Bedarfs für die 
öffentlichen Ziwede genau zu berechnen. Diejes Maß iſt das Geld. 
Die Entwidelung des Staat3 in jeiner Verwaltung bradte es 
daher mit fi, daß allmählich an die Stelle der perſönlichen oder 
ſachlichen Leiſtungen der Einzelnen Geldzablungen als Steuer: 
leitung eingeführt wurden. Es bedarf feiner Nachweiſung, daß 
und warum dieje Geldzahlungen allen andern Xeiftungen, bei 
denen das wirtbichaftliche Element vorherrſcht, vorzuziehen find. 
Den Uebergang von den perjönlichen oder fachlichen Leiſtungen zur 
Geldzablung nennt man nun den Uebergang von der Natural: 
wirthſchaft zur Geldwirthſchaft, und mit Recht hat man das 
Auftreten der legtern als einen weſentlichen Fortichritt betrachtet. 
Allein dennoch gibt es gewiſſe Aufgaben, welde über der Sphäre 
des mirtbichaftlichen Lebens ſtehen und bei denen daher eine 
Steuerzablung die perjönliche Xeiftung nie ganz eriegen kann; 
andere, die ihrer Natur nah nit dur bloße Steuerzahlung 
erledigt werden fünnen. Zu den erftern gehören namentlich die 
Militärpflicht, die Theilnahme an den Gerichten (als Beiliger und 
Gejhmworene), die Theilnahme an örtlihen Verwaltungen und die 
Pflicht, der Staatsgewalt bei augenblidliher Störung des öffent: 
lihen Friedens perjönlich zu Hülfe zu fommen. Zu den leptern 
gehören die Einquartierung des Militärs, gezwungene Noth— 
leiltungen an Gütern und Dienften in plöglichen dringenden Ge— 
fahren und Mebnliches. Die Leitungen baben daber nody immer 
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eine wichtige Stellung neben den Zahlungen. Doch haben wir 
ihon oben nachgewieſen, daß nur das eine Steuer ift, was nad) 
dem gejeglichen Betrage regelmäßig gezahlt werden kann, und in 
dieſem Sinne iſt die Steuerzahlung oder die durchgreifende Anz 
erfennung der Geldwirthichaft das erſte Moment für die wirkliche 
Erhebung der Steuer. 

Die Steuerverwaltung bat in Beziehung auf die Steuer: 
zablung zunächft drei Beftimmungen feftzuftellen. 

Es muß zuerft die Münze beftimmt werden, in welcher die 
Zahlung geichehen kann oder muß. 

E3 muß zweitens das amtlihe Organ bezeichnet werden, bei 
welchem die Zahlung zu leiften ift. 

E3 muß drittens die Form genau vorgejchrieben werden, in 
welcher die gejchehene Zahlung conftatirt werden ſoll, theils wegen 
der Rechnungscontrole, theild um gegen Steueranfprüche ficher: 
zuftellen. Die Beſtimmungen bierüber hängen mit denen über 
die Steuereintreibung eng zujammen (j. unten). 

Die Steuerzahlungsordnung iſt danach jo einzurichten, daß 
die Münze Landesmünze, daß das Organ zur Einkaſſirung nicht 
örtlich zu entfernt und daß die Form auch für die weniger Ge: 
bildeten leicht verjtändlich fei. 

Nicht minder wichtig aber jind die Zeitfrijten. 


b) Steuertermine. Die Steuertermine haben diejelben Bor: 
ausjegungen wie die Steuern jelbit. Da lehtere von dem Ertrage 
der Wirthichaft gegeben werden jollen, jo müſſen die Termine fo 
bejtimmt werden, daß fie womöglih mit den Zeitpunkten des 
Ertrags zujammenfallen und mithin der Steuerbetrag nicht aus 
dem Betriebsfapital genommen zu werden braucht. Als allgemeiner 
Grundjag für die Beftimmung der Steuertermine gilt demnad, 
daß jeder Steuertermin um fo richtiger ift, je näher derjelbe dem 
Reinertrage liegt, den das Steuerobject bietet. 

Demgemäß werden die Steuerfriften nad) den drei Steuer: 
arten einen verichiedenen Charakter haben. 

Die Steuerfriften müſſen für die Productions» oder die 
directen Steuern feite Termine haben (Bieler), die fih an die 
Herftelung des Ertrags anjchließen. 

Für die Conſumtions- oder indirecten Steuern muß die 
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Steuerzahlung auf den Zeitpunkt gelegt werden, wo das Steuer: 
object in die Confumtion übergeht, weil dabei der Ertrag aus 
der Verzehrung erzielt wird. 

Bei der Einkommenſteuer tritt ein anderes Verhältniß ein. 
Ihre Duelle ijt der Neinertrag der gejammten Wirthichaft, joweit 
derjelbe nicht mehr von dem Kapital und der Arbeit, fondern von 
der individuellen Tiichtigfeit bedingt wird. Ein folder Reinertrag 
fann aber erſt nah Ablauf einer Wirthichaftsperiode berechnet 
werden. Der Steuertermin der Einfommenfteuer ift daher natur: 
gemäß das (Kalender:) Jahr. 

Die Erecution beſteht in der auf amtlihem Wege vorgenonts 
menen Beräußerung des Steuerobjectd, um den Steuerbetrag 
einzubringen. Dieſe muß jo eingerichtet werden, daß fie jo wenig 
al3 möglich das Betriebskapital trifft, um die Bedingung der Steuer: 
kraft, den Erwerb dur Production, fo wenig als möglich zu ftören. 


4) Steuereintreibung; Nachläſſe, Rüdftände und 
Erecution. 


Die Steuereintreibung tritt ein, wenn bei der Steuerzahlung 
die Steuerfrift nicht eingehalten wird. Sie ift der Act, durch 
welchen der Staat den Betrag der Steuer durd Verwerthung des 
Steuerobject® zur Erhebung bringt. 

Die Steuereintreibung hat entweder den Mangel an gutem 
Willen von jeiten des Steuerjubject3 oder den Mangel an wirtb- 
Ihaftliher Fähigkeit zur Zahlung als Vorausſetzung. 

Sie ift, da jie jich an die Steuerquelle oder den Ertrag halten 
muß, verichieden nach der verjchiedenen Art der Steuer. 

Bei den directen Steuern muß eine Mahnung an den Steuer: 
pflihtigen vorausgeben, die, wenigitens wenn fie wiederholt wird, 
mit gewiſſen Koften für den Säumigen verbunden iſt, damit fie 
Erfolg habe. Erfolgt die Steuerzahlung aud dann nicht, jo tritt 
das Berfahren ein, das mir als die eigentlihe Steuereintreibung 
bezeichnen. 

Diejes Verfahren aber ijt wieder verfchieden nad den Haupt: 
arten der Steuern jelbit. 

Bei den directen Steuern muß zunächſt unterjucht werden, 
ob der Ertrag, von dem die Steuer gezahlt werden foll, nicht 
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ohne Verjchulden des Producenten untergegangen iſt. Wo dies 
der Fall ift, kann die Steuerzahlung erlajjen werden, ganz oder 
zum Theil; dies ijt der Steuernachlaß. Wo dagegen die Un: 
fähigkeit, die Steuer zu zahlen, nicht dur äußere unabwendbare 
Gründe hervorgerufen ward, da muß der Betrag der Steuer ent: 
weder gejtundet oder erequirt werden. 

Die gejtundeten Steuern bilden die Steuerrüditände. Es ijt 
bei diefen darauf zu halten, daß fie nicht jo groß werden, daß 
jie mit den fälligen Steuern zujammen den Ertrag des Steuer: 
objects überjteigen,; denn wo dies der Fall ift, kann natürlich 
der Rückſtand nicht mehr eingetrieben werden. Das richtige Map 
dabei muß ſich nad) den Verhältniſſen richten. 

Die Erecution bejteht in der auf amtlihem Wege vorgenom: 
menen Beräußerung des Steuerobject$, um den Steuerbetrag 
einzubringen. Dieje muß jo eingerichtet werden, daß fie jo wenig 
al3 möglich das Betriebsfapital trifft, um die Bedingung der 
Steuerfraft, den Erwerb durch Production, jo wenig als möglich 
zu jtören. 

Die genauere Darjtellung der Regeln, welche hier eingreifen, 
bildet einen moichtigen Theil der praftifchen Steuerverwaltung, 
vorzugsweije bei der Grundjteuer. Weit einfacher jind diejelben 
bei den beiden andern Arten der Steuern. 

Bei den indirecten Steuern muß die Steuerzahlung unmittel: 
bar in dem Zeitpunfte geſchehen, in welchem jie auferlegt üft. 
Hier dürfen Feine Nachläjje jtattfinden, weil ein Wechjel des 
Reinertrags theils nicht nachweisbar ift, theild von dem Con: 
jumenten jelbit berechnet werden müßte. Die Erecution erfolgt durd) 
Beihlugnahme des SteuerobjectS und durch Verkauf defjelben. 

Derjenige Theil der indirecten Steuern, welche wir die Ge: 
winn: und Verkehrsſteuern nennen, bat den Charakter der Con: 
jumtionsjteuer; fie haben feine Nachläffe, und bei den Verkehrs— 
jteuern fällt die Erecution meiftens zugleich mit einer Beftrafung 
für die verjuchte Umgehung der Steuern zujammen. Die reine 
Einkommenfteuer dagegen bat den Charakter der Productions: 
fteuern, nur daß bier feine Nachläſſe jtattfinden können, weil bei 
der Selbjtihägung ein Irrthum nicht angenommen werden fann. 

Es ergibt ih daraus, daß im allgemeinen bei den Pro— 
ductionäfteuer-Eintreibungen Borliht und Nachiicht, bei den Con: 
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jumtionsfteuer-Eintreibungen Beſtimmtheit und raſches Verfahren, 
bei den Einfommenfteuer:Eintreibungen die feite Ordnung die 
Hauptgefichtspunfte fein müſſen. 

"Dem Rechte des Staats auf die Eintreibung der Steuer 
entjpricht nun die Pflicht der Zahlung, und die Möglichkeit, dieje 
Pflicht zu übertreten, begründet das Steuerftrafrecht. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß alle dahin einſchlagen— 
den Fragen einerſeits erit bei den einzelnen Steuern ihre prak— 
tiihe Bedeutung gewinnen, andererjeit3 der eigentlihen Technik 
der Steuerverwaltung angehören. 

Sie werden im folgenden bejondern Theile einzeln betrachtet 
werden. 


Die einzelnen Vorſchriften für die praftifhe Steuerverwaltung 
find meift Gegenftand einer Reihe von fpeciellen Berordnungen, die 
fih auf die Formen der Erecution und die Bedingungen und Mo- 
dalitäten der Nachläſſe und Geftundungen beziehen. S. Rau, $. 287. 


Befonderer Theil. 
Die einzelnen Steuern. 


Der bejondere Theil der Stenerlehre enthält nun in der Lehre 
von den einzelnen Steuern die Anwendung aller im allgemeinen 
Theile enthaltenen Grundfäge und Begriffe auf die einzelnen Arten 
und Gruppen der Steuerobjecte. 

Was nun die einzelnen Steuern ihrem Begriffe nach betrifft, 
fo haben wir das Syſtem derjelben bereits oben dargeitellt. Die 
Auffafjung der wirklichen einzelnen Steuern dagegen muß eine 
andere fein. Denn dieje wirklichen einzelnen Steuern find weder 
rein theoretiſch entjtanden, noch auch theoretiih ganz zu erklären. 
Man muß vielmehr dabei zwei Gefichtspunfte wohl unterjcheiden. 

Dem Begriffe nach iſt nämlich die einzelne, bejondere oder 
bejtimmte Steuer diejenige Steuer, die auf ein befonderes und be— 
ſtimmtes Steuerobject berechnet ijt und durch die wirthichaftliche Na— 
tur diejes Steuerobjects ihre eigenthümliche Steuereinheit und ihren 
beftimmten Steuerfuß erhält. Das Entjtehen der einzelnen Steuern 
beruht demnach darauf, daß die Bejonderheit der Steuerobjecte 
eine Befonderheit von Einheit und Fuß fordert, um eine Gleid)- 
beit der Bejtenerung zu erzielen; die Aufgabe des Syſtems der 
einzelnen Steuern und ihrer Berjchiedenheiten ijt daher die Voraus: 
ſetzung und Verwirklichung der Gleichheit der Beſteuerung aller 
Steuerobjecte. 

Sn der Wirklichkeit jind dagegen die einzelnen Steuern 
mit ihren Namen, ihrer Organifation, ihrer Verwaltung und ihrem 
Rechte meilt durch Gründe finanzieller Zweckmäßigkeit entjtanden, 
und die Natur der Sache jpielt dabei jtet nur die zweite Rolle, 
Daraus ergibt ſich für die Darftellung derjelben, daß, während 
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das Weſen diefer Steuern allerdings aus der Sade jelbit, ihre 
concrete Geftalt vielmehr durch die Formen der Steuerverwaltung, 
und namentlich der Erhebung, gebildet worden iſt, jodaß es die 
Erhebung ift, welche ihrerjeits eine Reihe von jelbftändigen Arten 
bat entjtehen laffen. Daher muß ein großer Theil der folgenden 
einzelnen Steuern nicht als jelbitändige Arten von Steuern, 
jondern als Erbebungsarten derjelben betrachtet werden, mie 
3. B. Zölle, Monopole, Klaſſenſteuer u. a. Nur die großen Kate: 
gorien der directen, indirecten und Einkommenſteuer bleiben be- 
jtehen, und dieje jind es, welche es möglich machen, das allgemeine 
wiſſenſchaftliche Element in der fpeciellen Daritellung feitzubalten. 

Die Lehre von den einzelnen Steuern enthält demnach auch 
bei den Eintheilungen und Arten, die dur die Erhebungsforn 
beitimmt werden, die Darlegung der Grundjäge, nah welden 
Steuereinheit und Steuerfuß fih der Natur der Steuerobjecte 
anzupafjen fuchen, um dieſe Gleichheit wirklich ing Leben zu rufen. 


Erjte Abtheilung. 


Die directen Steuern. 
(Kapital: oder Broductiongfteuern.) 


Weſen derjelben. 


Die erite große Gruppe oder Art der Steuern ift die der 
directen, der Kapital: oder Productionsfteuern. 

Dieje Gruppe geht davon aus, daß das Kapital feiner Natur 
nah ein Element des Reinertrags aller Wirthſchaft ift, und daß 
e3 daher das erfte und natürlichjte Object der Beſteuerung bildet. 
Kapitaljteuern nennt man fie, infofern das wirtbichaftlide Object 
das Kapital iſt; Productionsiteuern, infofern die Steuerquelle in 
dem Ertrage de3 Kapitald gegeben und mit der Benugung jedes 
Kapitals verbunden ift; directe Steuern, injofern man bei dem 
Ertrage des Kapitals den Reinertrag von dem Robertrage jon= 
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dern und fomit in dem erftern die eigentliche Steuerquelle direct 
treffen Tann. 

Indem auf diefe Weile das Kapital als Träger eines in 
feiner mwirtbichaftlihen Natur liegenden Neinertrags angejehen 
und dadurch zum unbedingten Steuerobject gemadt wird, muß 
die directe Steuer diejelben Grundformen annehmen, welde das 
Kapital jelbit hat. 

Das Kapital an fih hat nun die drei Grundformen des 
Güterkapitals, des perjönlihen Kapital3 und des Werthfapitals. 
Die Befteuerung des Kapitals muß daher ihrem Begriffe nad) auch 
in die drei Gruppen der directen Steuer zerfallen. 

Diejenige Form indeß, bei der man dieſe Arten des Kapitals 
noch nicht unterjcheidet, jondern das Kapital als jolches ala Ob: 
ject der directen Steuer jeßt, bildet die jogenannte Vermögens: 
jteuer. Es liegt in der Natur des unentwidelten Begriffs, daß 
derjelbe der Entwidelung feiner einzelnen Momente biftoriih vor: 
aufgeht. Die Vermögensſteuer als Kapitalfteuer an fich ift daber 
die erfte Form der directen Steuer, die ſich erjt allmählich zu den 
einzelnen Arten der legtern entfaltet. 

Die erjte der obigen drei Grundformen ijt nun diejenige, 
welche wir die Grundfteuer nennen. Ihr Steuerobject ift das 
unbemweglide Gut mit jeiner in jeiner natürlichen Productivität 
gegebenen Steuerquelle. 

Die zweite Grundform ijt die, deren Dbject das Werthkapital 
it, und die wir die Nentenfteuer nennen. Ihre Aufgabe ilt e8, 
die als jelbftändige Production des Werthkapitals erjcheinende 
Rente als Steuerquelle der Beſteuerung zu unterziehen. 

Nicht jo einfah ift die, dritte Grundform, die Erwerb: 
jtener. Ihr Object ift das Güter: und Werthlapital, injofern es 
durch die perjönlihe Thätigkeit productiv wird, aljo im meiteften 
Sinne das Unternehmen. Der Begriff des Unternehmens um: 
faßt aber eine Reihe von höchft verjchiedenen Arten, die ihrer 
wirtbichaftlihen Natur nach bei an ſich gleichem Princip der Bes 
fteuerung dennoch fo verſchiedene Formen der legtern fordern, daß 
die Ermwerbfteuer im meiteften Sinne wieder ein ganzes Steuer: 
ſyſtem bildet, defjen Darftellung feineswegs ohne Schwierigkeit ift. 

Dennoch bleiben diefe Formen noch ziemlich einfach, jolange 
fie als Sade der reinen amtlichen Steuerverwaltung ericheinen. 
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Mit dem 19. Jahrhundert aber tritt in fie das Princip der Selbit- 
bejteuerung hinein, und geftaltet nicht blos die ganze Erhebung 
um, jondern führt auch, wenigitens zum Theil, den Gedanten 
durch, das Princip der eigentlichen Einfommenjteuer mit dem der 
directen Steuer zu verbinden. Es ift fein Zmeifel, daß wir uns 
bier in einem wichtigen Uebergangsitadium befinden, und e8 ge: 
nügt daher die bloße Angabe des gejeglichen Rechts nicht, ſondern 
die allgemeinen Geſichtspunkte fordern ihre ernftlichite Erwägung. 
Es ift dafür durchaus nothwendig, die beiden erwähnten großen 
Grundformen der directen Beiteuerung in ihrem allgemeinen Wejen 
zu beftimmen, da fie zugleich zwei große gejchichtliche Epochen des 
Steuerwejens bedeuten. 
Wir bemerken hier nur, daß wir unfere frühere Auffaflung, nad 
welcher wir die Verkehrsſteuern in die Einkommenſteuer rechneten, für 
unrichtig erfannt und daher diefe Steuerart unter die Erwerbiteuer 


aufgenommen haben, mo fie allerdings vermöge ihrer befondern Natur 
als eine jelbitändige Steuerart erfcheint. 


Die Kataftral- und die Einfommenbejtenerung bei der 
directen Steuer, 


Das, was wir die Katafter und die Sataftralbeiteuerung. bei 
der directen Steuer nennen, entjteht in folgender Weile. 

Wie ſchon gezeigt, it allerdings die Grundlage der directen 
Steuer das Gut; allein die Steuerquelle ift das Einfommen aus 
demjelben, das, von jenem geichieden, das eigentliche Steuerobject 
bildet. Bei jeder directen Steuer finden daher zwei Meſſungen 
ftatt. Die erfte iſt die des Gutes für fich mit feiner Gütereinbeit, 
die zweite die des Einkommens mit jeiner Einheit, welche aljo die 
eigentlihe Steuereinheit ift. Diefe Meſſung des Gutes hat nun 
bei den drei Arten der directen Steuer natürlich jehr verjchiedene 
Formen, die an ihrem Orte dargeftellt werden. Allein diefe Formen 
haben gewifje gleichartige Grundlagen, und von diejfen muß man 
ausgeben, um den obigen Unterjchied Klar zu machen. 

Solange nämlich die amtliche Finanzverwaltung allein die 
directe Befteuerung vollzieht, berechnet fie auch allein den Rein— 
ertrag aus den Gütereinheiten, und diejer Reinertrag wird dann 
als gejeglich feftitehend angejehen. Die Art, in der fie den= 
jelben berechnet, ift im Princip gleich, in der Ausführung dagegen 
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durch die Natur des Objects verſchieden. Sie ſtellt zuerſt die 
Gütereinheit auf (Bodenmaß, Kapitalseinheit, Unternehmungs— 
art). Dann nimmt ſie ein gewiſſes Maß des Roheinkommens für 
jede Einheit an, zieht einen durchſchnittlichen Betrag der Pro— 
ductionskoſten ab, und gelangt ſo zum geſetzlichen Reineinkommen. 
Um dies praktiſch durchführbar zu machen gegenüber der unend— 
lichen Maſſe von Steuerobjecten, ſtellt ſie eine Muſtereintheilung, 
oder ein geſetzlich gültiges allgemeines Schema mit beſondern 
Klaſſen für die Einkommensfähigkeit der verſchiedenen Kapitalien 
und ihrer Unterarten auf, welche die Steuerfraft der einzelnen 
Dbjecte bedeuten, und daher ala Steuereinheiten der Steuer: 
fraft anerkannt werden, an welche dann der Steuerfuß angelegt 
wird. Nun wird für die einzelnen Steuerobjecte die Einſchätzung 
vollzogen, durch welche jedes Gut oder Unternehmen in jeine be— 
jtimmte Klaffe, alfo mit feinem bejtimmten Steuerfuße, eingereibt 
wird, jodaß damit der Steuerbetrag, den jedes „Steuerfubject als 
Beliger des auf diefe Weije gemefjenen und gejhäßgten Objects zu 
entrichten hat, feitgeftellt erfcheint. Das num wird amtlich verzeichnet, 
und dieje Aufzeichnung mit Object, Subject, Klaffe und Steuerbetrag 
heißt der Kataſter, und das Verfahren, um durch Meffung, Klaſſi— 
fiirung und Einfhätung zu dem Steuerbetrage jedes Einzelnen 
und damit Aller zu gelangen, heißt die Kataftrirung, die auf 
diefe Weije umgelegte Steuer aber die Katajtraljteuer. 

Dffenbar nun ift die Grundlage der Kataftralfteuer, das ein: 
geihägte Einfommen, gleichgültig gegen das wirkliche Einkommen 
aus dem Steuerobject. Jede Kataftralfteuer hat daher den großen 
Bortheil, eine feſte Leiltung des Steuerfubjects zu jein, allein 
den Nachtheil, dem höchſten Princip der Beiteuerung nicht zu ent: 
iprehen. Sowie daher diejes Princip auftritt, tritt auch der Ge— 
danke auf, der Kataftralfteuer das zu geben, mas ihr fehlt, nämlich 
die Beweglichkeit ihrer eigenen Steuerquelle, des wirklichen Ein: 
fommend. Die Verjuhe, das Ziel zu erreihen, find nun ohne 
Steuerbefenntniß und Selbftihägung nicht zu Ende zu führen. 
Dieje aber enthalten eben die Anwendung der Grundjäge der Ein: 
fommenfteuer auf die directe Steuer; und jo empfängt, die Ka— 
tajtraljteuer die Zorm und zum großen Theil den Erfolg der 
Einfommenfteuer; die Einfommenftener tritt neben die Kataſtral— 
befteuerung. 


392 


So mie das nun gefordert wird, tritt auch die eigentliche 
Schwierigkeit der Sache auf. Dieje beiteht darin, dag man die 
directe Steuer nicht ganz dem Steuerbefenntniß überlaſſen kann, 
ohne Gefahr zu laufen, daß fie nicht mehr gehörig einfließt. Dieje 
Schwierigkeit nun erzeugt zwei Syiteme. 

a) Die Kataftralreviiion. Das erjte, die Katajtralrevilion, 
vermirft die Verbindung der Selbftbeitenerung mit den directen 
Steuern, läßt die einmal gejegten Kataftraljteuern unberührt, und 
jucht daneben nad dem Mittel, dur die Finanzverwaltung jtatt 
durch die Selbſtbeſteuerung den Widerſpruch zu löſen, der in dem 
Spiteme der Katafterfteuern liegt. Das Mittel ift nun die Ne: 
vilion des Katafters. Die Revilion des Katajters läßt nun 
die Mefjung bei der Grundftener und die Klaſſenſyſteme bei der 
Ermwerbjtener unberührt, da das Object nicht die Gütereinheit, ſon— 
dern die eigentliche Steuerquelle iſt. Auch der Steuerfuß ift nicht 
Gegenftand der Revijion, jondern muß durd ein Gejeg geändert 
werden. Alle Revilion bezieht fich daher auf die Steuerquelle — 
den gejegli angenommenen Neinertrag der Steuereinheit, und 
zwar gejchieht fie dadurd, daß vermöge der Revijion das Gut in 
eine höhere oder niedere Klafje eingeſchätzt und dadurch die feite 
directe Steuer dem wirklichen Einfommen näher gebradt wird. 
Mit diejer Verwaltungsreviiion darf man natürlich die gejegliche 
nicht verwechleln, deren Object nit das einzelne Steuerjubject 
und Object, jondern die Meſſung, die Einheiten, die Klaffen und 
der Fuß find. Bei jener VBerwaltungsrevilion können nun, wie 
bei der erſten Aufitellung des Katajters, allerdings Commiſſionen 
zugezogen werden, und es iſt durchaus zwedmäßig, daß dies ge— 
ſchehe; allein fie haben ftets nur eine berathende Stimme, und 
dadurch unterjcheiden ſie fich weſentlich von dem zweiten Syiteme. 

b) Repartitions- und Einfommenbefteuerung bei der 
Rataftraliteuer. Diejes zweite Syitem geht nun davon aus, dab 
das Einkommen aus den Güterit, welche der directen Steuer unter: 
liegen, überhaupt nicht dur Klaſſeneinſchätzung, jondern durch 
Steuerbefenntniß feitgeltellt werden jo, das vor einem freien 
Steuerausſchuſſe abgeneben, und nah welchem auf Grundlage des 
gefeglichen Steuerfußes dem. Stenerjüubject fein Steuerbetrag zu: 
gewiejen wird. Geſchieht dies in der Weile, daß eine bejtimmte 
Summe ven den Angehörigen eines Yinanzkörpers aufgebracht 
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werden fol, jo wird die Beitimmung des Antheils, den der Ein: 
jelne vermöge feines Beliges zu tragen bat, von dem Ausihuß 
ausgeben, und der Einzelne nur dagegen Recurs ergreifen können. 
Alsdann entjteht die eigentlihe Nepartitionsfteuer, bei der 
die Hauptfrage die ift, nah melden Grundjäßen die zu repar- 
tirende Summe bejtimmt wird. Gejchieht dies dagegen in der 
Weije, daß der Einzelne ohne Rückſicht auf ein Geſammterforderniß 
fein Einkommen zum Zwede der Anlegung des Steuerfußes be: 
fennt, jo entfteht die Einfommenbejteuerung in der directen 
Beiteuerung. Bei diefer Einfommenbejteuerung bejteht die Haupt: 
frage in dem Berhältniß derjelben zum Katafter und der Kataftral- 
jteuer. Fällt nämlich die Beziehung auf den Katajter mit jeiner 
Meffung der Steuerobjecte weg, jo iſt die Steuer eben über: 
baupt eine allgemeine Einfommenjteuer. Die Verbindung der 
legtern mit der SKataftralftener beruht dagegen darauf, daß der 
Katajter der Beurtheilung des Belenniniffes zu Grunde gelegt 
und die Kataftralfteuer als das Minimum der Steuerpflicht feit: 
gehalten wird, ſodaß die Selbitbeiteuerung bier nur höhere 
Steuerbeträge als der Katafter ergeben kann. Daraus ergibt ſich 
ihr Verhältniß zur Repartitionsiteuer. Jede Einfommenbejteue: 
rung bei der directen Steuer erjcheint daher ſtets als eine auf den 
Grundfägen der Selbitbejteuerung berubende Steuererhöhung 
der directen Steuer, während die Nepartitionsfteuer jtetS nur 
eine rationelle VBertbeilung der directen Steuerjumme enthält. 
Während daher die erite die eigentliche Einfommenfteuer, wenigitens 
zum Theil, überflüjlig macht, bat die zweite principiell auf die: 
jelbe feinen Einfluß. Endlich ergibt die Natur beider Steuern, 
daß die Nepartitionsbefteuerung ſich weſentlich für die Grundſteuer 
eignet, während die Einkommenbeſteuerung mehr für die Erwerb: 
steuer anwendbar ijt. Immer aber wird einerſeits für beide der Werth 
eines feiten Katafters ein fo großer bleiben, daß man ihn nie wird 
entbehren können, andererjeitS aber wird, wenn beide eingeführt 
find, die eigentliche Einkommenſteuer beinahe überflüjjig werden. 

c) Vergleicht man nun von diejem Standpunkte das Ddirecte 
Steuerſyſtem der verſchiedenen Länder, jo ergibt ji, daß England 
überhaupt feinen Katajter hat, jondern daß bei der Land tax die 
einfache Aufzeihnung des Steuerbettags, tie ſich derfelbe hiſtoriſch 
gebildet hat, den Katafter vertritt, Während die großen Mängel 
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diejer Beſteuerung durch die Income tax ausgeglichen werden, welche 
eine directe Einfommenbefteuerung, aber auch twieder nicht auf 
Grundlage eines Katafters, jondern der bloßen Schägung enthält, 
weshalb ihre Irrthümer jo groß find wie die feiner andern 
Nation. Frankreid hat einen Katafter für Grund und Boden, 
bejteuert denjelben aber durch Nepartition; der Erwerbfteuer da— 
gegen ijt ein höchſt Fünftlicher Klaſſenkataſter zu Grunde gelegt. 
Dejterreich hat jeinerjeit3 eine jtrenge Rataftraljteuer für den Grund: 
beiig, dagegen in feiner Erwerbiteuer eine ganz eigenthümliche 
Verbindung der Katajtral: und Einfommenbefteuerung ohne eine 
daneben ftehende eigentliche Einfommenfteuer, während Preußen die 
Kataftraliteuer für alle directen Steuern ausſchließlich durchführt, 
und ebendeswegen daneben in der Hajfificirten Einkommenſteuer eine 
eigentliche Einfommenjteuer aufgeftellt hat. So ift man auf diefem 
wichtigen Gebiete keineswegs einig, und dadurch erwächſt die große 
Schwierigkeit der Darftellung, zu der wir jegt übergehen. 


Da man die Kataftralbeiteuerung bisher immer nur auf die Grund: 
jteuer bezogen und die Gewerbejteuerfataiter nicht hineingenommen, auch 
das organiihe Verhältniß der Einfommenbejtenerung zur Kataftral: 
bejteuerung nirgends unſers Wifjens berüdjichtigt hat, jo können wir 
ung auf feine Literatur berufen. Merkwürdig ijt, daß die innere 
Identität des Syſtems der Ermwerbfteuer mit dem Kataiter der Grund: 
und Häuferfteuer gar nirgends berührt wird. Die ganze Kataftral: 
fteuerliteratur bezieht ſich ausſchließlich auf die Grunpfteuer. (S. unten.) 


Die einzelnen directen Steuern, 





Erfte Art. 


Die Dermögensfleuer oder die allgemeine Productions- 
oder Kapitalfleuer. 


Die einfachfte Art, das vorhandene Kapital in feiner Er- 
tragsfähigkeit zu meſſen und es danach zu befteuern, ſcheint die 
zu fein, daß man als Steuerobject das Kapital ohne meitere 
Unterfheidung aufftellt, feine Größe nah jeinem Werthe als Ber: 
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mögen mißt und die Einheiten des Vermögens als Steuereinheiten 
annimmt, für die man alsdann einen bejtimmten Steuerfuß feſt— 
ftellt und die Summe des Steuerbetrags damit für jedes einzelne 
Vermögen bemißt. Eine ſolche Steuer heißt eine Vermögensiteuer. 

Die Vermögensſteuer jegt demnach voraus, daß alle ver: 
ſchiedenen Arten von Kapitalien, die in einem Vermögen zufammen 
vorhanden find, zunächit auf eine gemeinichaftliche Einheit reducirt 
werden, welche dann das Maß der Steuereinheit fein muß. Dieje 
Einheit it nun, wie es jhon im mirtbichaftlihen Begriff des 
Vermögens liegt, der Werth aller Einzelfapitalien in Geld aus: 
gedrüdt. Die Höhe diejes Geldwerths der Kapitalien muß dabei 
durch Klafjificirung und Schäßung für jede einzelne Art der vor: 
bandenen Güterfapitalien genau beitimmt, oder e8 muß ein Preis 
der Kapitalien gefunden werden. Die natürlide Einheit aller jo 
gefundenen einzelnen Geldwerthe der das Vermögen bildenden 
Kapitalien iſt nun eine numerische Einheit des Decimalſyſtems, 
meiltens die Einheit von hundert. Dieje Einheit wird dann als 
das Maß der Steuerquelle gelegt, oder es wird angenommen, 
dab je Hundert vom Werthe der Kapitalien beftimmte Procente 
als Reinertrag geben; und von diefem nach Procenten berechneten - 
Reinertrage wird dann wieder ein beftimmter Theil als Steuer 
feftgeftellt. Diefer Theil ift der Steuerfuß von der Steuereinheit 
bei der Vermögensiteuer. Der Bermögensiteuerfatajter enthält 
demgemäß die Angabe und Meffung der in jedem Vermögen vor— 
bandenen Kapitalien, dann die Klaffificirung und Schätzung jeder 
der legtern in Geld, die durcichnittliche Berechnung des Rein— 
ertrags, endlih die Angabe des Steuerfußes und in der legten 
Rubrik die Beftimmung des daraus ſich ergebenden Steuerbetrags 
für das Steuerfubject oder den Eigenthümer des Bermögens. 

Man fieht aus diefem Inhalt der Vermögensiteuer, daß jie 
durchaus feine eigenthümliche Steuer ift, wenn fie jo eingerichtet 
werden fol, wie das rationelle Syftem der Kapitalbefteuerung es 
fordert. Sie iſt im Gegentheil gar nichts anderes al3 eine für 
das jedesmalige betreffende Steuerfubject zujammengeftellte ein— 
fahe Addition aller einzelnen Arten der Kapitalfteuern. Im 
Grunde muß man daher fagen, daß es entweder feine Grund: 
und Gemwerbiteuer oder Feine VBermögensfteuer gibt; denn die 
erften bilden eben die zweite, jobald fie addirt werden, und die 
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zweite enthält die erjtern, jobald man jie auflöjt. Es ift unmög— 
lih, daß fie nebeneinander beſtehen, wenn jie richtig eingerichtet 
find; denn es gibt Feine andere Art von Vermögen als die des 
Grundbeliges und des gewerblichen Unternehmens, und deshalb 
kann auch die Meſſung, Schäßung, Klaſſifiecirung und Beſteuerung 
durchaus feine verjchiedene jein, wenn fie für beide richtig jein fol. 

Der Begriff und die Einführung einer Vermögensiteuer als 
jelbftändiger Steuer bat deshalb einen andern Grund. Sie kann 
nur da vorkommen, wo man an die Stelle einer jtrengen und zu: 
verläfiigen Meſſung, Klafiificirung und Schägung der einzelnen 
Kapitalien eine oberflächliche Wertbihägung mit einem gleichfalls 
oberflähhlich angenommenen Reinertrage ſetzt, jodaß der Steuerfuß 
und Steuerbetrag dabei den Charakter des Zufälligen und Will 
fürlihen unvermeidlih annehmen müſſen. Cine VBermögensjteuer 
gehört daher vermöge diejes ihres Inhalts zu den unklaren und 
unfertigen $ormen der Beiteuerung. Sie kann nur da vorkommen, 
wo man noch Feine genaue Kataftrirung der vorhandenen Kapi— 
talien bat; fie fann diejer voraufgehen, aber jie muß verſchwin— 
den, jowie die legtere auch nur zum Theil auftritt. Sie gebt 
daher auch naturgemäß den eigentlichen Productionsſteuern vorauf; 
wegen ihrer unvermeidlichen Ungenauigfeit it fie nie von großer 
Dauer; wird fie aber neben den bejtehenden Kataftraljteuern auf: 
erlegt, fo ift fie in der That die Erhöhung des Kataftralfteuerfußes 
nad einem ſchlechtern Katajter ald dem bejtebenden. 

Das Auftreten der VBermögensiteuer bat jedoch einen großen 
hiſtoriſchen Werth. Sie iſt meiltens die Form, in melcher das 
gewerbliche Kapital zuerſt neben dem Grundkapital zu einer regel: 
mäßigen, wenn auch jehr ungenauen, jo doch principiell aner: 
fannten Steuer auf Grundlage eines gleichfalls jehr willfürlichen, 
aber doch bereits ſyſtematiſch geſuchten Steuerfatafters herbeigezogen 
wird. Sie bezeichnet daher den Punkt, auf dem das Kapital: 
oder Kataſterſteuerſyſtem entitebt, zu welchem jie den nothiwendigen, 
aber unfertigen Uebergang bildet. Aber fie hat weder einen ra— 
tionellen noch einen praftiihen dauernden Werth, und nur die 
Unflarbeit über das eigentlihe Wejen der Kapitalfteuern kann fie 
als eine jelbitändige wiſſenſchaftliche Art der Steuern beibehalten 
laſſen. 
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Die engliihe und franzöfifhe Literatur kennen feine Vermögens: 
jteuer in dem obigen Sinne; ſie haben überhaupt fein Wort für 
Vermögen. Die Property tax in England war feine Vermögens-, jon: 
dern einfah eine Einfommenjteuer (Income tax). In der deutſchen 
Wiſſenſchaft gebt die Betrachtung derjelben von ver hiſtoriſchen That: 
jahe aus, daß uriprünglih in den Städten bei dem Mangel einer 
jelbjtändigen Häufer: und Ermwerbjteuer und bei einer unausgebilveten 
Verzehrungsfteuer das ganze Vermögen als Steuerobject nad ober: 
flächlichen Schägungen ohne meitere Klaffification angenommen und 
ein Steuerfuß für die Einheit von je hundert gejeßt wurde, der dann 
wieder nicht nah dem wahrſcheinlichen Reinertrage, jondern vielmehr 
nah dem Bedarf der öffentlichen Kafjen berechnet ward. Es leuchtet 
ein, dab dies die Glemente der directen Steuer, aber nur in febr 
rober Weife enthielt. Somie fih die einzelnen Arten der directen 
Steuern entwidelten, mußten die Vermögensiteuern allentbalben ver: 
ſchwinden, oder vielmehr ſich in ihre volllommenern Formen auflöfen. 
Jetzt gibt e& nirgends mehr Bermögensiteuern. Der Grund, weshalb 
die Literatur fie noch aufführt, berubt einfach darauf, dab man das 
Vermögen als Duelle der Einnahme anfiehbt und deshalb von einer 
Vermögensſteuer ſprechen zu müſſen glaubt als einer jelbftändigen Art 


der directen Steuern. Es iſt dafjelbe Verhältniß wie bei den Per: 


jonaliteuern. Daſſelbe jhon bei Yalob, $. 566. Malchus ($. 39) 
erledigt die Frage unter Anführung der Literatur für die Vermögens: 
jteuer, die übrigens unbedeutend ift. Das Beſte, was über die Ver: 
mögengjteuer gejagt ift, ijt noch immer Rau's Darftellung und Be: 
urtheilung, „Finanzwiſſenſchaft“, II, 8. 402 fa.; nur hätte er fie an 
die Spitze jeiner Shägungen jtatt an das Ende jtellen müſſen. Nach 
ihm bejteben noch einzelne Ueberreite derjelben in einigen Schweizer: 
cantonen, $. 402 Note. Hod („Abgaben und Schulden“) jagt gar 
nichts; Pfeiffer, „Staat3einnabmen‘‘, II, Kap. 9 nichts Neues; Maurus, 
„Moderne Befteuerung”, S. 115, bat nur die Eigenthümlichkeit, aud) 
die allgemeine Vermögensſteuer als Art feiner Bejteuerung des „Eigen: 
thumsrechts“ aufzuführen, als ob man ein Recht beiteuern könne, 


Zweite Art. 
Die Grundſteuer. 
I. Allgemeiner Begriff. Erſte hiſtoriſche Geſtalt. 


Die Grundfteuern find im allgemeinen diejenigen Steuern, 
deren Object entweder der Grund und Boden jelbit it, oder das, 
was mit der Production aus demielben unmittelbar und dauernd 
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zufammenbängt. Die Steuerquelle ift dabei der regelmäßige Rein: 
ertrag aus diefem feiten Kapital, die Steuereinheit ein bejtimmtes 
äußeres Maß des Objects; der Steuerfuß bejtimmt fih nad dem 
Maße der Steuerquelle, und der Steuerbetrag ift die Summe der 
Steuerfuße, die das GSteuerjubject je nach der in der Zahl der 
Steuereinheiten gemejjenen Größe jeines feiten Beſitzes zu zahlen bat. 

Die Grunditeuern baben daher einen gemeinjchaftlihen Cha— 
rafter. Sie fordern einen in der Meffung möglichft genauen und 
in Klaſſificirung und Schäßung bei jeder Steuereinheit möglichit 
richtigen Katafter, und da das Object ein feites ift, jo iſt diefer 
Katajter auch wirklich berzuftellen. Sie find ferner, da das Object 
in jeinem Umfange wenig wechjelt und gleichfalls in feinem durch— 
ſchnittlichen Reinertrage fich ftet3 wejentlich gleichbleibt, diejenigen 
Steuern, welche den jicherjten Theil der Staatseinnahmen bilden. 
Sie jind endlich, da bier das Object mit feinem Ertrage vorliegt, 
auch naturgemäß biftoriich die erfte Art der Steuern. Durch alle 
diefe Punkte nehmen fie die erite und wichtigfte Stelle in jedem 
Steuerfyitem ein und ericheinen dem entiprehend auch als die 
hiſtoriſch erſte Form der directen Belteuerung. 

Allein trogdem bat es Jahrtauſende gedauert, bis jelbjt dieje 
Steuergruppe zu einem eigentlichen Spitem in ihrer Belteuerung 
gelangt, und fait ein halbes Jahrhundert, bis das endlich ent: 
wickelte Syſtem zu feiner Verwirflihung gediehen ift. Gerade ſie 
bieten daher den deutlichiten Beweis, wie außerordentlich langſam 
die Entwidelung von der an ſich einfahen Thatfahe zu einer 
organischen Gejtaltung derjelben vor ih geht. Die Gejdhichte 
der Grundjteuern iſt dabei, da Object und Quelle diefer Steuern 
nie zweifelhaft gewejen, weſentlich die Gefchichte der Steuereinheit 
und des Steuerkatajters einerfeits, andererfeits aber greift diejelbe 
tief in die Gejchichte der focialen Geftaltung dur den auf der 
verfaffungsmäßigen Stellung der gejelichaftlihen Elemente be: 
rubenden Unterfchied der fteuerfreien und fteuerbaren Grundbeſitze 
ein und gehört dadurch zu den freilich noch immer nicht gebörig 
beachteten Ericheinungen der Wirkung, welche die Geſellſchafts— 
ordnung auf das öffentliche Recht hat. Dadurch gewinnt dieſe 
Geſchichte einen ebenſo reichen als intereſſanten Inhalt. 

So einfach die Beſteuerung des Grundes und Bodens zu ſein 
ſcheint, ſo bietet dennoch ihre Geſchichte eine Reihe tiefgreifender, 
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mit dem gejammten Staat3leben jo eng zufammenhängender Um: 
gejtaltungen, daß man den Gang derielben mwenigitens in feinen 
Grundzügen vor Augen haben muß, um die Bedeutung der gegen: 
wärtigen Grundfteueripfteme und die Tragweite der Fragen, die 
mit ihr zuſammenhängen, richtig überjehen zu können. 

Die Grundſteuer ift die biftoriich erfte Form rationeller Be: 
fteuerung, weil der Grund und Boden die hiſtoriſch erfte Form 
des feiten, meßbaren Kapitals ift. Sie bat, wie ihre Grundlage, 
der Grund und Boden jelbit, urjprünglich alle directen Steuern 
in jih geſchloſſen. Erjt allmählich haben ſich diefe von ihr ab- 
getrennt und find zu ſelbſtändigen Steuern auf Häufer und Ge: 
werbe geworden, und erjt dadurd ward wiederum ein Kapital- 
fteueriyftem möglihd. Auch in diefer Beziehung find nun die 
einzelnen Staaten untereinander verihieden; doch geben gewiſſe 
gleichartige Grundlagen durch alle Steuergefchichten hindurch, die 
man im allgemeinen nicht ſchwer bezeichnen Fann. 

Das, was im Beginn der Gejchlechterordnung die jpätere 
Grundſteuer vertritt, ift der Zuftand, in welchem die Steuer nod 
in der perjönlichen Leiftung des Grundbejigers für die Aufgaben 
des Staats, das Gericht und das Heer erjcheint. Der Grunde 
beſitz ift gleich wie die Leiftung; Heerbann und Gerichtsbann ordnen 
die legtere; eines Katafter8 bedarf man nicht. Die Steuereinheit 
it die Hufe — huba, mansus. 

Das zweite Stadium tritt ein durch die Eroberung und den 
Unterfhied der freien und unfreien Grundjtüde und Berfonen. 
Da die Unfreibeit die Unfähigkeit zu Waffendienft und Gerichts: 
ftand enthält, fo muß an die Stelle der Leiſtung an den Staat 
die Leiftung an die den Unfreien jelbft Vertretenden treten. Die 
Erſcheinung des Genfus oder Zinſes bezeichnet den Anfangspunkt 
diefer Leiftung in Geld. Bon diejem Punkte aus entjteht nun 
eine Reihe neuer Verbältniffe. 

Der ſcharfe Unterſchied der Freien und Unfreien dauert nicht 
lange. Eine jehr vielgeftaltige Bewegung tritt ein, melde die 
große Klaſſe der Mittelfreien ſchafft. Das Princip der perſön— 
lihen Leiſtung an den Staat zieht ſich auf den engen Kreis des 
Adels zurüd. Die Grundbeiigungen defjelben nehmen ftaatliche 
Rechte und Functionen als Eigenthum auf und bleiben jteuerfrei. 
Deshalb heißen fie jet Grundherrſchaften. Die Klaſſe der Mittel- 
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freien jteuert, und zwar zum Theil in Prlichtigkeiten und Giebig: 
feiten, zum Theil in Geld; anfangs fait ausjchließlich das erftere. 
Das Königthum ericheint jelbit nur als die größte Grundherrlichkeit: 
nur wo es Grundherr iſt, fann es Steuern fordern; die Klaſſe 
der Grundherren bat dem Staate nur die Waffendienite und den 
Gerichtsdienjt zu leilten. So entjtehen zwei Gruppen von Be: 
ſitzungen in Beziehung auf die öffentlichen Xeiftungen, die Grund: 
herren und die Pflihtigen, die legtern entweder dem eigenen 
Grundberrn oder dem Fürften als Grundherrn verpflichtet. Die 
unabjehbbare Mannichfaltigkeit von Verbältniffen, die daraus ent: 
fteht, ift, wenn aud) in den Grundlagen überall gleich, im einzelnen 
faum zu erjchöpfen. Sie ijt in allen Ländern Europas auf gleicher 
Baſis verſchieden; die Folgen reichen aber bis in die neuefte Zeit. 

Aus diefer verwirrten Geftaltung entwidelt fih allmählich) 
in unſichern Umriffen ein Syftem der öffentlihen Laſten und 
Seiftungen, das wir das Lehnsiteueripitem nennen fönnen. Die 
Fürſten hatten zwar nicht die einzelnen Rechte der Grundherrlichkeit 
über die Grundherren, aber die fides, die anfänglich den einzigen 
Inhalt der Lehnspflicht bildete, erweiterte ſich allmählich zu dem 
praftiihen Inhalt, daß die Vaſallen die Pflicht hatten, ihrem 
Fürjten als Lehnsherrn in jeinen Kriegsunternehmungen auch mit 
wirtbichaftlicher Unterjtügung beizuiteben. Doch war eine jolde 
Unterftügung feine Pflicht, ſondern erſchien als eine freiwillige 
Gabe der Vaſallen an den Fürften als oberften Lehnsherrn. Dieſes 
Princip blieb, auch als die jelbitändigen Lehnsherren der einzelnen 
Länder verjhwanden und die Landſchaften dem Fürftenthum 
unmittelbar unterworfen wurden, ein Recht des Yandes. Die 
Ausübung diejes Rechts bejtand darin, daß der Fürit, jener Unter: 
tügung bedürftig, die jteuerfreien Grundherren bat, ihm einen 
Beitrag zu jeinen Ausgaben freiwillig zu geben. Dies geſchah 
auf den Landtagen. Der Landtag bemwilligte diejen Beitrag als 
Geſchenk an den Landesherrn und zwar von dem an fich fteuer: 
freien Grunde; daneben fonnte natürlich der Fürit auf feiner 
eigenen Grundberrlichkeit jede Steuer unmittelbar nah Ermeſſen 
auferlegen. Auf diefe Weije entitanden allmählich zwei Spiteme, 
die man fich Far vergegenwärtigen muß, um die fpätere Ent: 
widelung zu veritehen. 

Das eine und urfprüngliche begriff diejenigen Anjälligen, 
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für welche der Landesfürft Grundherr war. Hier konnte derjelbe 
die Höhe der Leiftung oder Abgabe, die Einheit und die Form 
der Erhebung als Grundherr und einfeitig beftimmen wie jeder 
andere Grundherr, joweit die Unterthbanen der Klaſſe der Hörigen 
angehörten; bei der viel verjchiedenen Klaffe der Mittelfreien war 
dies einem großen Theile nach entweder ausdrüdlid oder durch 
Herkommen geordnet. Natürlic war diejes Syſtem faft in allen 
Ländern verjchieden; vermöge des gleichen Charakters kann man 
e3 jedoch das Syſtem der grundberrlihen Abgaben nennen. 

Das zweite Syftem nennen wir das der ftändiichen Grund: 
fteuer. Dieſe Grundfteuer wurde von dem Landtage als Eine 
Summe dem Fürften zugeſagt. Dem Fürften gegenüber war 
dabei der Landtag das Steuerfubject, das ganze Land das Steuer: 
object. Die fürftlihe Verwaltung hatte dabei nichts zu thun, 
als die ganze Summe, welche der Landtag bewilligt hatte, von 
den Beamten des Landtags in Empfang zu nehmen. Der Land: 
tag batte dafür das Recht, diefe Summe wieder zu vertheilen 
(„aufzubringen“). Er beitimmte daher die Steuerobjecte, die 
Grundherrſchaften; er ordnete die Steuereinheit an, ſetzte den 
Steuerfuß feit und hatte die Erhebung der Steuer jelbit zu be: 
jorgen. Dieje ftändiihe Bewilligung bildet daher den Uebergang 
von der urjprünglichen grundberrlichen Abgabe zum Princip und 
Syftem der Grundftener. Sie enthielt daher jowol in der Be: 
jftimmung des Steuerbetrags als in der wirklichen Erhebung eine 
Selbitbeiteuerung, die wiederum je nach den einzelnen Ländern 
jehr verjchieden ausfiel. Zwar bietet die Grundfteuer jener Epoche 
ein ungemein verwirrtes Bild dar, das man damals ebenfo wenig 
auf allen Punkten überjehen konnte, al$ man es jet noch dar: 
zujtellen vermag; trogdem wiederholte ſich allenthalben bald 
eine und diefelbe Ericheinung, die zu der folgenden Epoche hin- 
überführte. 

Anfänglich waren die ſtändiſchen Grunditeuern nur Aus— 
nahmen. Mit der Regelmäßigfeit der landesherrlichen Bedürfniffe 
jedoh wurden die Anträge der Fürften einerjeit3, die Bewil— 
ligungen der Stände andererſeits gleichfalls immer regelmäßiger. 
Die ftändifhe Grundftener ward dadurch jelbit eine ordentliche; 
neben der ordentlichen entitand die außerordentlide, die bald 
noch allein den Charakter der frühern ganz freiwilligen Befteuerung 
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beibebielt, während die Bewilligung der ordentlichen Steuer höch— 
ſtens zum Mittel ward, Wünſche und Beichwerden des Landtags 
vor den fürftlihen Thron zu bringen. Die Staatsverwaltung 
lernte daber mit Sicherheit auf dieſe Steuern, mindeſtens auf 
die ordentliche rechnen. Und da nun auf diefe Weije die ganze 
Staatswirthichaft von der wirklichen Steuerzahlung abhängig ward, 
jo mußte die Staatsverwaltung zulegt ein unabweisbares Intereſſe 
daran gewinnen, daß die Ordnung diejer Steuer in Einheit, Fuß 
und Erhebung in richtigem Verbältniß zu der Production des 
Steuerobject3 ſtehe; kurz jie mußte dahin gelangen, die Steuer: 
fraft als Grundlage der wirtbichaftliden Eriftenz des Staats ins 
Auge zu faſſen. 

Dabei nun ergab ſich, daß derjenige Theil des Grunditeuer: 
ſyſtems, den mir die ſtändiſchen Steuern genannt haben, einer 
rationellen Ordnung ganz entbehre und daß mithin auch die Er: 
hebung derjelben ohne Gontrole von jeiten der Regierung, die 
doch am Ende am meijten dabei intereflirt war, vor jich gebe. 
Die Landtage batten für die Aufbringung ihrer Landesiteuer 
entweder überhaupt feine Steuereinheit und feinen Steuerfuß, oder, 
wo jie einen ſolchen annäherungsweile bejaßen, da gab es fein 
Mittel, die Steuerumlegung, die durch die einzelnen Landtags: 
mitglieder geſchah, zu überwachen. Die Folge war, daß die recht: 
loſe Klaſſe der Pflihtigen, obnebin ſchon durch die Laften der 
Unfreibeit ſchwer leidend, die ungleih und unregelmäßig ver: 
tbeilte Abgabenlajt nicht zu tragen vermochte. Die öffentliche Laft 
nahm nicht blos den gejammten Neinertrag, jondern bald noch 
mebr hinweg; die Landwirthſchaft ging zurüd und damit vermin- 
derten jich zulegt auch die Einnahmen der Staatsverwaltung. 
Dazu kam eine Erhebung, welche durch verkehrte Einrichtung und 
Misbraud die Laften noch bedeutend erhöhte; Abhülfe ward immer 
notbiwendiger, bis ſie endlich durch die Regierungen geboten ward. 

Den eriten Verſuch diejer Abbülfe bieten die Steuerregu: 
lirungen, die meijtens dem vorigen Jahrhundert angebören. 


Es möge bier verjtattet fein, die Bemerkung oder Klage Rau's 
zu wiederholen, daß uns nicht nur eine Geſchichte der Finanzen 
überbaupt, fondern auch eine Geibichte der Grundfteuer mangelt. Die 
deutſche Reichs- und Rechtsgeſchichte bat allerdings eine Menge Materiar 
lien gejammelt, und die Werke von Lang und Hüllmann enthalten einen 


3063 


Berjuh, das erite eine Art von Steuerivjtem, das zweite eine or: 
ganifhe Geſchichte feiner Entwidelung zu geben. Doch bleibt das 
Meifte zu thun übrig, und jo müjjen wir uns bier mit der obigen 
allgemeinen Form der Verbindung der focialen Entwidelung mit dem 
Grundſteuerweſen begnügen, für die Adam Smith in mander Beziebung 
ein unübertrefilibes Vorbild ift und in der ibm für die Steuern 
Hoffmann in jeinem mehrfach erwähnten Werke in ebenio ausgezeich: 
neter Weiſe gefolgt iſt. Daß im übrigen die deutſche finanzielle 
Literatur den hiſtoriſchen Gefichtäpunft bei den einzelnen Steuern dur 
den rein rationellen ganz bat verdrängen laſſen, iſt gewiß nur ein 
Nahtbeil für das Verſtändniß der Sade. Uebrigens bat Rau jelbft 
($. 316) eine Reibe von Angaben gemadt, vie vielfach wertbvoll 
find. Doch läßt ſich eine eigentliche Geſchichte nicht obne eine zu: 
jammenbängende Darftellung und zwar mit bejtändiger Beziebung auf 
das gefammte Steuerjvitem geben. Lang's „Hiſtoriſche Entwickelung 
der deutſchen Steuerverfaflung‘ it zu wenig pragmatiih; einzelne 
Mittbeilungen gibt es genug. 


U. Entwidelung des Grundjtenerwejens bis zur Gegenwart. 


Die eigentlihe Geihichte der Grundfteuer beginnt nun auf 
dem Punkte, wo die Regierungen dieje Beltenerung und damit 
die alten grumdberrlichen Abgaben jowol als die ftändijchen 
Steuern in die Hand nehmen. Dieſe Geſchichte ift nun Feines: 
wegs eine abgejchlojjene. Wir müſſen vielmehr der Ueberzeugung 
jein, daß wir nod mitten in derjelben jteben. Die Thatjache, 
welche dies beweiſt, ijt die große Berfchiedenheit des ganzen Grund: 
ftenerweiens in den einzelnen Theilen Europas, die ſich auch bier 
am beiten charakterifirt in dem jpecifiichen Unterfchied des Grund: 
fteneriyftems von England, Franfreih und Deutihland. Um 
daſſelbe demnach als das, was es wirklich iſt, als eine Einheit 
aufzufafien, bleibt nur Eins übrig. Man muß diefe Verjchieden- 
beiten biftorifch entjtehen jehen. Und dies kann man bier wenig: 
ftens in feinen Grundzügen bezweden. 

Dabei nun muß man allerdings zwei große Epochen unter: 
jcheiden, die Zeit der Grundftenerregulirungen, welche dem 13., und 
des Grumdfteuerfatafters, melde dem 19. Jahrhundert gehört. 
Der Charakter und Berlauf beider Epochen ijt im mejentlichen 
folgender. 
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a) Die Grundfteuerregulirungen. 
17. und 18. Jahrhundert. 


Sowie nämlich mit dem 17. Jahrhundert die Stellung und 
das Recht der alten ſtändiſchen Landichaften verſchwindet, treten 
die Regierungen mit der Forderung auf, die bisher von den Stän- 
den bemilligte Steuer als ein ihnen abſolut zuftehendes Recht an: 
zuerfennen, und nirgends hat eine landichaftliche Gorporation weder 
die Fähigkeit noch die Gewalt, diefen Standpunkt der Regierungen 
ernftlich zu befämpfen. Damit aber Eonnte die bisherige Steuer 
ihre alte Geftalt nicht behalten. Die große dee, welche der mit 
dem 17. Jahrhundert eigentlich erjt entjtehenden Gewalt der Regie- 
rung ihre Macht und ihren hohen civilifatorijhen Hintergrund 
gab, die Gleichheit der Verpflichtung jedes Staatsangehörigen, 
dem Staate das Seinige zu leiften, fängt an ihre Wirfung auch 
in der Grundfteuer auszuüben, und bei aller Verſchiedenheit deſſen, 
was fih daraus ergab, hat die neue Grundfteuer den gemein: 
ſamen Charakter einerjeitö der Gejeglichkeit in Umlegung und Er- 
bebung, und andererfeits des Strebens nach Herbeiziehung aller 
Grundbefigungen zur Tragung der Staatslaft. Im allgemeinen 
ergibt fi daraus die leitende Thatſache für dieſe ganze Epoche. 
Die Entftehung und Fortbildung der Grundfteuer hängt aufs engite 
mit der Entwidelung der Regierungsgemwalt überhaupt zu— 
fammen, und der leicht verſtändliche Grundſatz dafür ift, daß die 
Grundfteuer um jo gründlicher regulirt wird, je freier die Negie- 
rung fih von der Herrihaft der ftändijhen Gewalten und 
Intereſſen zu balten vermag. 

Eben daraus nun erflärt es ſich, mie diefe Grundfteuer: 
regulirungen einen jo höchſt verjchiedenen Verlauf und Erfolg in 
England, Franfreih und Deutſchland gehabt haben. 

Während nämlich in England die durchaus ſtändiſch geartete 
Herrſchaft des Parlaments eine rationelle Vertheilung der Grund: 
jteuer noch unmöglih macht, und die legtere daher bei der ein- 
fachen gejeglihen Normirung der alten Land-tax ftehen bleibt, 
gelangt Frankreich mitten in feiner finanziellen Verzweiflung 
zwar zum Bemwußtjein der Nothwendigkeit einer gründlichen Reform 
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der Grundjteuer, aber nicht zur Durdführung derjelben, da das 
abjolute Königthbum ausjchließlih in den Händen der höhern 
Stände if. Die wahre Reform der Grundfteuer erwartet bier 
daher die Revolution. In Defterreich dagegen geht die Regierung 
ihon mit dem Anfang des 18. Jahrhunderts in der Grundfteuer: 
regulirung allen europäifhen Staaten in glänzender Weije voran, 
während Preußen, ohne an die Prinecipien der ſtändiſchen Grund: 
ftenern zu rütteln, fi durch ftrenge adminiftrative Ordnung des 
Erbebungswejens auszeichnet. In den übrigen deutichen Staaten 
fommt e3 zu feiner durchgreifenden Gejepgebung, jodaß bier ein 
jehr verjchiedener, aber jehr wenig befannter Zujtand ſich bis auf 
die neuere Zeit erbiel. Die ganze Epoche der Regulirungen 
macht daher auf jedem Punkte den Eindrud eines unfertigen, aber 
in feinem Princip bedeutungsvollen Ueberganges zum 19. Jahr: 
bundert. 

Betrachtet man nun den Gefammtcharakter diejer erjten Regu— 
lirungen, jo ift derjelbe im allgemeinen der Mangel an einer 
eigentlihen Meffung des Grund und Bodens, jowie an einer 
regelmäßigen Klafjification und Schägung der Steuereinheiten; die 
legtere wird jehr häufig durch Selbitihägung erjegt. Sie halten 
ferner den Unterſchied zwifchen fteuerfreien und fteuerpflichtigen 
Grundftücden feft, jedoch nicht als volle Befreiung der eritern, 
fondern meiftens jo, daß ſie die Steuerpfliht der erjtern als 
Grundſatz annehmen, nur daß ſie für diefelben theil3 andere 
Steuerobjecte, theil3 auch andere Steuereinheiten und Steuerfuße 
als für die legtern aufitellen. Sie bilden daher nicht jo jehr ein 
neues Spitem, als fie vielmehr das doppelte alte Syitem ordnen 
und deshalb auch als Regulirungen der grundherrliden Steuer 
einerfeit3 und der lehnsherrlichen andererjeit$ erfcheinen. Sie haben 
ferner miteinander gemein, daß fie die Häujer: und Gewerbiteuer 
noch von der Grundfteuer nicht getrennt haben; allein indem fie 
diefelben als jelbjtändige Factoren in die Schäßung der Steuer: 
kraft bineinziehen, bilden fie doch den erjten Schritt zur Entwide: 
lung einer jelbjtändigen Berehnung und Befteuerung derjelben. 
Endlich jegen fie, indem fie vermöge diejer Schätungen einen feften 
Steuerbetrag für jedes Steuerobject aufftelen und meiftens auch 
die Steuererhebung ordnen, der Willtür in der Einzelbeitenerung 
und dem ausfaugenden Steuererhebungsſyſtem der frübern Zeit 
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ein Ziel. Allein zu einem feften Syſtem kommt doch erit die 
folgende Epoche. 


England. Allerdings ift, wie Bode richtig entwidelt, die alte 
engliſche Land tax nicht blos eine Grundſteuer, jondern zugleih eine 
Bermögensiteuer, die jih aber jhon früher zur eigentlihen Grund: 
fteuer in Verbindung mit Renten: und Ermwerbiteuer entwidelt, ob: 
gleich fie den Keim der ganzen Income tax ſchon von Anfang an in fi 
trägt. Allein dieſe Land tax hatte eben vermöge diejer Verſchmelzung 
mit der Steuer auf dem beweglihen Vermögen niemals eine feite 
rationelle Grundlage. Sie iſt von jeher eine fatajterlofe Grunditeuer 
geweſen, und hat daher von dem Augenblide an, wo ji die Gejeg: 
gebung derfelben bemädhtigte, auch rechtlih den Charakter einer Hypo: 
tbef, das ift eine Verpflihtung obne NRüdjiht auf den wirklichen 
Ertrag des Steuerobjectd, angenommen. ©. die furze und Elare 
hiftoriihe Begründung bei Bladitone, I, 309. Die Steuereinheit war 
fein Grundmaß, fondern ein gejbägtes, aber auf feiner Vermeſſung 
berubendes Einfommen von 1 Pf. St. mit 1 Schill. als Steuerfuß. 
Sie ward periodiſch bewilligt (Bladftone, I, 8). Daher auch Ver: 
ichiedenheit de3 Steuerfußes. Folge war nun jo große Ungleichheit, 
dab die feite Regulirung der Steuer durch das Hauptgeſetz 38, Geo. 
III, 5 eingeführt ward. Diejes Geieg iſt der Vorläufer der Income 
tax und ausführlich mitgetheilt bei Gneift, „Engliiches Verwaltungs: 
recht‘, II, 789 fa. Nur muß man eben feithalten, dab ſchon dieſes 
Gejeg die Grundſteuer wie in Kap. IV regelt, während die Er: 
werbäbefteuerung daneben beitebt. S. auch Rau, II, 26 und 315 
fowie Hübner, „Berichte des ftatijtiichen Gentralbureaus‘ (Berlin 1858), 
S. 133, der das legtere Moment überjieht. Gerade dieje Nichtberüd: 
fihtigung der Bemefjung der Steuer machte es möglih, im Jahre 1798 
die Ablösbarkeit dieſer Land tax gejetlih einzuführen, wovon viel: 
fah Gebrauch gemacht ift; ebenſo erklärt es fih nur daraus, daß die 
Land tax ohne Einfluß auf die Income tax troß ihrer formellen und 
materiellen Analogie geblieben ij. Vocke, ©. 502. Das Gejet 38, 
Geo. III, 5 ift vaber in dem Theil, der die Grundſteuer betrifft, 
al3 die engliihe Orundfteuerregulirung anzujeben; jein Nachfolger, die 
Income tax, iſt ebenjo fein ſelbſtändiges Grundſteuergeſetz, jondern 
gleichfalls eine Verbindung mit der Renten: und Erwerbiteuer. (S. unten.) 

Frankreich ift, wie gefagt, au nicht einmal zu einer Grund« 
jteuerregulirung gelangt, aber e3 bat dafür zuerſt ein theoretifches 
Spitem derjelben aufgeitellt. Yauban’s, „Dixme royale“ ift im Grunde 
nicht3 anderes als eine ſolche Grunpfteuerregulirung, freilih auf jtän: 
diſcher Grundlage, während die einzige Steuer Quesnay's das Princip 
der Vertretung aller Steuern durch die Grundfteuer enthält, was aber, 
ohne Verſtändniß des Kataſters aufgeitellt, im Sinne der Finanz— 
wiſſenſchaft mehr ein geitreiher Gedanle al3 ein praftiicher Vorſchlag 
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war. Die Franzöjiihe Revolution ging dann nah dem Mufter der 
öfterreihijchen Gefeggebung zur eigentliben Katajtrirung über, wo 
wir ihr wieder begegnen werten. Ganz anders war der Verlauf in 
Oeſterreich. 

In Deſterreich hatten ſchon im 17. Jahrhundert einige Verſuche 
zur Regulirung jtattgefunden, biß® das Censimento Milanese al3 der 
erite große Act einer förmlichen Kataftralbeiteunerung auftrat. Frübere 
Verfuhe zu Prag (1542) und Brud a. d. Mur (1578). An ver 
legtern Verfammlung ward jhon der Grundſatz aufgejtellt, dab jede 
Realität geihägt und der 60. Theil vom Schägungsmerth ald Grund: 
fteuer angenommen werden jolle. Das Censimento Milanese ward 
durh Patent vom. 7. Sept. 1718 begründet, welches die Giunta 
einfegte. Orundfäge des Verfahrens: Mefjung nah Pertiha (182 wiener 
Quadratklafter); Erbebung der culturfähigen Grundjtüde, der Häufer 
und der Momente der Ertragsihägung (Pachtzins, Verkaufspreis und 
Erträgniſſe). Dann die Einihägung, wozu 1725—26 eine eigene 
Schägungscommifjion niedergefegt wurde. Dieje Haffificirte zuerſt vie 
gemejjenen Grundftüde in drei Klaſſen; die vierte bildete das un: 
urbare Land. Dann die Feititellung des Reinertrags durch Ermitte: 
lung der Gultur: und Unterhaltskoſten. Dann die Einjhägung der 
einzelnen Grundjtüde, mit Belanntmahung verjelben, unter Zulaſſung 
von Yndividual:Reclamationen. Die Arbeiten wurden 1733 dur 
den Krieg unterbrohen und erſt 1749 wieder aufgenommen; die 
definitive Annahme erfolgte 1750; die letzte peremtoriſche Frijt für 
Reclamationen ward 1759 geiblofien und die Einführung 1760 be: 
ftimmt. Dieſes Censimento Milanese iſt die erfte und faſt vollfommene 
Einführung der Kataftrirung und kann als Mufter für alle folgenden 
angeieben werden. Es ijt zu bemerken, daß ſich gegen dieſelbe nie: 
mal3 Bedenken erhoben haben. Die zweite Regulirung war die von 
Maria Therejia, die auf Grundlage eines Patents vom 2. März 1713 
eingeleitet ward, nach welchem alle Geiftlihen, Obrigfeiten, Städte und 
Untertbanen eine Selbitihägung zum Zmwede der Steuer vornehmen 
jollten. Die zur Prüfung eingejegte Commijjion arbeitete bis 1747; 
nah ihren Elaboraten erfolgte die Negulirung von 1748. Brincip: 
jedes Land ſolle jeine bisherige Steuer aufbringen; dieſe Steuer jolle 
nah den Grunpftüden vertheilt werden; dabei Unterſcheidung zwiſchen 
den fteuerfreien oder grundberrlihen Beligungen und den bäuerlichen 
(Dominical: und Rufticalfatafter). Vermeſſung fand nicht jtatt, fondern 
nur Selbſtſchätzung. Der Katajter enthielt nicht blo8 den Grund und 
Boden, fondern auch die Gebäude und die Realgewerbe. Abſchluß 
1756. Bol. auch Rau, II, 55. Der Katafter jelbit war natürlich 
bödit ungenau und der Charakter der Unteriheidung zwiſchen beiden 
Arten von Grunpftüden, den freien und unfreien, machte jede gute 
Vertbeilung unmöglid. Dieſer folgte die Joſephiniſche Steuerregu: 
lirung, die zuerft den Reinertrag zum felbitändigen Steuerobject er: 
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bob und das Princip der vollen Gleichheit der Beiteuerung ausſprach 
(Batent vom 20. April 1785; „daß jede Provinz, jede Gemeinde 
und jeder einzelne Grundbefiger nah Verhältniß des Nutzens von 
feinem Grunde in gleibem Maße zum Staatserforderniß beitragen 
müjje‘‘). Zugleich follte das Ganze vermefjen werden; doch geſchah 
die Vermefjung durch die Gemeinden jelbjt in ziemlich rober Weile. 
Maß: das Joh von 1600 wiener Quatratllafter; dann Selbit: 
ihägung; dann die Gontributionsfumme der Provinz als Steuerbetrag 
des Landes nah dem Robertrag vertbeilt und die Culturkoſten ab: 
gezogen. Wefentlih war dabei der zuerſt bier durchgeführte Grundſaßtz, 
daß nicht mehr die Grundherren, ſondern die Steuereinnebmer vie 
Ausihreibung und Erhebung der Steuern haben ſollen. Die Ein: 
führung dieſes Katafterd und feines Princips der Steuergleichheit ſtieß 
aber auf den Widerſtand aller Grundherrlichkeiten; daher geſchah fie 
nur an einzelnen Orten und ward jhon 1792 wieder aufgehoben. 
Vgl. Rau, II, $. 52. Im Jahre 1810 begannen dann die Vor: 
arbeiten für den gegenwärtigen Kataſter. So iſt dad 18. Jahrhundert 
in Defterreih für die Gedichte der Grunditeuer hochwichtig; es dürfte 
faum in irgendeinem andern Lande fo viel theils geſchehen, tbeils 
verfucht fein. Zu bemerken iſt dabei, daß Ungarn mit den damaligen 
Nebenländern fih von allen diefen Verſuchen grundſätzlich ausſchloß 
und daber feine alten, in hohem Grade unbilligen Grundjteuerzujtände 
beibebielt. 

In Preußen bat das vorige Jahrhundert jih aus dem Be: 
reiche der biftorifhen Geitalt der Grundfteuer nicht zu erheben ver: 
modt; Preußen it erit 1810 dem Anitoße zu einer rationellen Be: 
jteuerung des Grundfapital® gefolgt. Das Gejeg vom 27. Oct. 
1810 ſprach die Aufhebung aller Grundjteuerbefreiungen aus, bat 
aber das erſte Princip, die Steuergleihbeit, unter allen Mächten 
Europas bisjegt allein nicht einmal grundſätzlich ganz durchführen 
fönnen. ©. Neden, „Staatshaushalt des preußifhen Staats“, ©. 253. 
2. Kühne, „Weber den Gefepentwurf, betreffend die Grundſteuer— 
befreiungen” (1849). Die Verordnung vom 27. Juli 1808 bat die 
Grundbefige und Ablöjung der Domänenbauern zwar geregelt; den: 
noch bejteben noch immer die größten Unterſchiede. S. den folgenden 
Paragraphen. Desfeld, „Preußen, S. 80 fg., führt für die öftlichen 
Provinzen ſechs verſchiedene Grundfteuerverfafiungen auf; für die weit: 
lihen Provinzen ift die Kataftralgrundfteuer durchgeführt, die unter 
der Napoleonijchen Zeit begonnen und durch Gejeg vom 21. Jan. 
1859 definitiv geregelt ward (von Struenfee, „Die Grundfteuer mit 
bejonderer Beziehung auf die königlih preußifhen Staaten“, 1850), 
jodaß Preußen mit feinem Dften der Epoche der Regulirungen, mit 
feinem Weiten der Epode der Kataftrirung angebört. Es it wol 
zum Theil die ftrenge amtliche Regelung der beſtehenden Steuer, zum 
heil aber auch die Nothwendigkeit, das biftoriihe Steuerreht feiner 
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fucceffive annectirten Provinzen ſchonend anzuerfennen, welde ven 
Gedanken fowol einer Kataftrirung als den einer vollen Steuerfreibeit 
für Preußen ausſchloß. Bon der Grundſteuergeſchichte der übrigen 
deutfhen Staaten wiſſen wir, einzelne zerjtreute Notizen ausgenommen, 
auch aus dem vorigen Jahrhundert nicht viel; allerdings kann eine Ge- 
ſchichte nicht ohne das Syſtem aufgeftellt werden; jene Notizen find, für 
fih betrachtet, ziemlich werthlos. 


b) Die Grundſteuer-Kataſter. 
19. Jahrhundert. 


Will man nun diejenige Form der Grundjteuer, welche wir 
als die Kataftralbefteuerung derjelben bezeichnen, in ihrem ganzen 
Umfange verftehen, jo darf man zwar die formale Begriffsbeitim- 
mung vorausfenden, muß aber zugleich von höherm Geſichtspunkte 
aus die vielfach verjchiedene Geftalt erklären, welche dieſe Steuer 
dur den Entwidelungsgang der neuern Geihichte in den einzelnen 
Staaten Europas angenommen bat. 

Mit der Herftellung der Gleichheit aller Staatsangehörigen vor 
dem Geſetze mußte allmählich der mwichtigite von den Grunditeuer: 
regulirungen noch beibehaltene Reſt des alten doppelten Grund: 
ſteuerſyſtems, der Unterjchied der fteuerfreien und fteuerpflichtigen 
Grundftüde und der darauf gebaute Unterichied der Steuerfuße 
und der Steuerbeträge, wegfallen. Die Gleichheit in Recht und 
Pflicht forderte demnach auch eine Gleichheit in den Leiſtungen an 
ven Staat, und dieje konnte nur erreicht werden durd die Her— 
ftellung eines volllommen gleihen Maßes für die Steuereinheit, 
die Steuerquelle und den Steuerfuß der Grundfteuer, ſowie dur 
die Einführung volllommen gleicher Grundſätze für die Steuer: 
erhebung. Die Ausführung diefer großen, ihrer Natur nad den 
gejammten Grundbefig der Staaten umfaffenden Aufgabe bildete 
die Herftellung des Grundfteuerfatafterd. Das ijt dasjenige, was 
wir als den formalen Begriff des Grundfteuerfatafters und feiner 
Entwidelung aus der Grunditenerregulirung binjtellen können. 

Weſentlich verfchieden aber geitaltet jich diejelbe bei den ein- 
zelnen großen Eulturvölfern. 


England zuerjt zeichnet ſich dadurch aus, daß es die Beſteue— 
rung des Grundes und Bodens nicht auf einen eigentlihen Katafter 
Stein, Finanzwiffenihaft. 24 


370 


bafirt, fondern auh im 19. Jahrhundert feine Grundfteuer als einen 
Theil der Einftommenfteuer hinſtellt, ſodaß die Grundbefteuerung bier 
nicht befondern Beitimmungen über die Mefjung und Schätung, fon: 
dern nur den allgemeinen Vorſchriften zur Feititellung des Eintommens 
unterliegt. Die Grundbeſteuerung Englands ijt der große Verſuch der 
europäifchen Grunpfteuer, das unbewegliche Kapital in jeinem Ein: 
fommen ohne allen Katajter, und zwar einjeitig auf Grundlage der 
Selbjtbefteuerung zu bejteuern, und daneben aud feinen feiten Steuer: 
fuß zu beftimmen, fondern den letztern, je nah den mwecjelnden Be: 
dürfniffen der Finanzperiode, durch dad Parlament bewilligen zu 
laſſen. .Die Form der Grunpditeuer ift daher die einfahe Aufnahme in 
die Land- and Property-tax in unmittelbarer Verbindung mit der 
Renten: und Ermwerbiteuer; alle drei Steuern find nur Anmendungen 
derjelben Grundfäße; und jo erjcheint der leitende Grundgedanke für 
Englands Grundjteuer, daß die engliihe Geſetzgebung auch jett noch 
gar feine jelbjtändige Grundfteuer fennt, jondern dab England in 
feiner Income-tax fein allgemeines directes Steuerſyſtem 
befigt, von welchem die kataſterloſe Grundjteuer nichts als Eine be: 
jtimmte Anwendung bildet, während auch die andern directen Steuern 
ebenfo wenig einen Katajter al® Grundlage haben. Daher ift die 
engliihe Grundjteuer jo wenig mit der continentalen zu vergleichen, 
da das Steuerbefenntniß die Stelle des Kataſters, und die Parlaments: 
bewilligung die Stelle des feſten Katajterfteuerfußes vertritt. So it 
auch vie engliihe Income-tax aus denjelben allgemeinen Elementen 
entjtanden wie die Katajtralgrundjteuer des Continents. Allein dennoch 
ift dieje engliibe Form der Grundſteuer gewiß nicht die richtige. 

Denn es ift fein Zweifel, dab alle Mängel ver Selbitbeiteuerung 
gerade bei der Grundſteuer jo qut wie bei allen Steuern eintreten, 
aber nur bei der Grundjteuer durch eine Kataſter, ſoviel e8 über: 
baupt möglich ijt, vermieden werden köonen. Bei dem Spitem ver 
engliiben Grundbeſteuerung nad den Grundſätzen der Income-tax fehlt 
die Meſſung und damit das Moment der objectiven Wahrheit, 
an deren Stelle der Kampf der fubjectiven Wahrhaftigkeit mit Irr— 
tbum und Intereſſe gejegt wird. Keine nadträglihe Schägung kann 
vermeiden, daß dabei nicht die größten Jrrungen vorlommen, und die 
Geſchichte der englijchen Erträgnifie aus der Grundſteuer bejtätigt uns, 
daß ohne ein Katajter ein richtiges jubjectives Urtheil nicht gefunden 
werden kann. Wir müflen daber das enaliihe Grunditeuerprincip, 
die Eintommenihägung obne Kataiter, für ein höchſt unvolllommenes 
balten. 

Frankreich. Wejentlih anders ift das Syſtem Frankreichs, das 
in jeiner Grundlage eine Vermiſchung des engliihen und deutſchen 
Principe it. Es iſt begonnen auf Grundlage der enalifchen Grund» 
fteuer und dann übergegangen zur deutichen, ohne das erfte ganz zu 
verfteben und obne das zweite gründlich durdzuführen. Die Fran— 
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zöfiihe Revolution warf mit der ſtändiſchen Gejellihaft auch das ganze 
ftändifche Steuerfuftem um, und da ſich außer den Phrfiofraten nie: 
mand mit dem Steuermweien bejhäftigt batte, jo war es natürlih, daß 
die Constituante auf die Theorie derielben zurückgriff. So entitand 
das, was wir das Eigenthümliche der franzöſiſchen Grundſteuer nennen 
müſſen. Man verſuchte die Orunpfteuer als einzige Steuer ein: 
zuführen Daraus entjtand ein einfaches Syſtem. Anftatt die Grund: 
jtüde nad ihrem Ertrage zu befteuern, beftimmte man den Gejammtbedarf 
der ganzen Staatswirtbichaft, und legte nun diejen Gejfammtbedarf auf 
alle Grunpjtüde um, vertbeilte denjelben an die neugebildeten Departe: 
ment3, mit der Aufgabe, die auf jie entfallende Summe an vie Ge: 
meinden, und dur dieje wieder an die Einzelnen zu vertbeilen. Diejes 
Princip ward ſchon durch Gejeg vom 23. Nov. 1791 eingeführt; 
daflelbe nahm einen Gejammtreinertrag von 1200 Mill. Fred. in Frank: 
reih an, movon 240 Mill. ald Steuer zu zahlen waren. Natürlich 
fam das Gefeg jo aut ald gar nicht während der eriten Revolution 
zur Ausführung. Erſt das Geſetz vom 3. Nov. 1798 bradte infofern 
etwas Ordnung binein, als wenigitend die Steuerobjecte und die 
Steuerbefreiungen, fowie das Verfahren bei der Einihätung bejtimmt 
wurden. Grundgedanfe blieb jevoh noch immer der englifhe einer 
bloßen Schätung de3 Einkommens, ohne die feite Grundlage eines 
Katafters. Die rajche Entwidelung der indirecten Steuern zwang 
dann allerdings zur Einführung eines förmlichen Katajters mit einem 
dem öfterreihifhben im weſentlichen nadgebilveten Katajtralverfabren 
durch Gejeg vom 15. Nov. 1807; allein natürlich konnte dieſe Auf: 
gabe nicht in furzer Zeit erledigt werben, und ijt noch jet nicht er: 
ledigt, ſodaß im Laufe der Kataftrirung die Ertragsſchätzungen für die 
zuerſt geihägten Grunpdjtüde jelbjt faljh geworden jind, was mehr: 
fache Angriffe auf die Katajtralbeiteuerung an ſich hervorrief. Die gegen: 
wärtige Grundſteuer Frankreichs bejteht daher aus beiden Spitemen, 
einerjeit3 nah dem Gelege von 1798, und andererjeit® da, wo der 
Katajter eingeführt ift, unter Zugrundelegung defjelben. Erjte deutiche 
Darftellung bei Benzenbera, „Ueber ven Katajter”, 1818. Die Ge: 
ſchichte des Kataſters bei Blod, „Diet. de l’adm. v. Cadastre”, das 
Berfabren vortrefflih bei Hod, „Finanzwiſſenſchaft Frankreichs“, 
S. 161 fg. Pol. Anies, „Zeitfhrift für Staatswifienichaft, 1858” 
und Wirtb, „Nationalölonomie‘, II, 406. Weit beſſer Malchus, 
„Finanzwiſſenſchaft“, I, 209 und Log, „Staatswirtbicaftälehre“, 
III, 242 fo. 

Einen andern Charakter hat wieder die Geſchichte und die gegen: 
wärtige Gejtalt der Grundjteuer in Preußen, jeit es mit dem PBarifer 
Frieden jeine neue Gejtalt gewonnen hat. Auch hier muß man feithalten, 
dak Preußen damald noch aus zwei weſentlich verſchiedenen Theilen 
beitand, den rheiniihen Provinzen, die man wieder von ranfreich 
losgerifien hatte, und dem diesrbeiniihen Preußen. In Rbeinpreußen 
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galt das franzöfiihe Grundjteuerreht, und zwar Beiteuerung nah dem 
Katafter, gleihe Steuerpflicht für alle Beiigungen; im übrigen Preußen 
Dagegen war die hiſtoriſche Grundſteuer beibebalten, und namentlich 
die Steuerbefreiung der Nittergüter nicht angetajtet. Die Grundlage 
beiver Spiteme war fo tief verichieden, daß innerhalb ver jonft fo 
itreng adminijtrativ centralifirten preußiihen Monardhie ein Kampf 
zwiichen beiden unausbleiblih war. Die erjte große Erſcheinung dieſes 
Kampfes war das Finanzedict vom 27. Oct. 1810, welches, nod obne 
alle Rüdfiht auf die Einführung eines Kataſters, die Aufhebung ver 
Steuerbefreiungen als Grundjag aufjtellte, was das Edict vom 7. Sept. 
1811 allerdings feſthielt. Allein zur praftiiben Ausführung kamen 
beide Geſetze nicht. Erſt nad der Neugeitaltung der Monardie be: 
gann die zweite Periode der Grundfteuergejeggebung, deren Ausprud 
das Gejeg vom 20. Mai 1820 war. Das Gejeg legte den Unter: 
ſchied der Welt: und der Djtprovinzen zu Grunde Wejtpreußen 
bebielt das franzöfiibe Princip und Spitem. Der Katajter wurde 
ausdrüdlih anerfannt (Gejeg vom 26. Juli 1820), zum Theil weiter 
durhgeführt, dur Gejeg vom 21. Yan. 1839 periodiſchen Revifionen 
unterworfen und dieje dann durch die leitende Verordnung vom 14. Oct. 
1844 genauer georbnet; namentlih find jpäter die Verordnungen vom 
15. März und 7. Mai 1858 über das Verfahren bei Aenderungen 
des Kataſters erlafien. Vgl. Wagner, „Das Entiteben und die Fort: 
führung des rheiniſch-weſtfäliſchen Kataſters, 1855 mit Nadtrag 
von 1860. Oſtpreußen dagegen bebielt in allem Wejentlihen jeine 
alte Grundfteuer mit den ftändiichen Befreiungen bei, und die natür: 
lihe Folge war eine allgemeine Klage über die Ungleichheit der Steuer, 
und die immer beutlichere Erfenntniß, dab diefer Steuerzuftand nicht 
dauernd fein künne. Sowie daber das Jahr 1848 kam, begann mit 
dem Kampfe gegen diejen Zujtand vie dritte Epoche der preußifchen 
Grundſteuer. Sie beginnt mit der Vorlage vom 20. Juli 1848 an 
die Nationalverfammlung, betreffend die Gleichheit der Grundſteuer 
auf Grundlage eines allgemeinen Steuerfatafterd und Aufbebung der 
Steuerbefreiungen; die daraus bervorgebenden Gejegentwürfe famen 
jedoch nicht zur Ausführung, wohl aber erfannte die Dctoberverfafjung 
von 1849 Art. 100 die Nothwendigfeit einer Nevijion der Steuer: 
gejeggebung. Dem entiprehend erging dad Geſetz vom 24. Febr. 
1850, betreffend die Aufbebung der Orundfteuerbefreiungen; jedoch 
zu einer wejentliben Grundbefteuerung gelangte Preußen erft durch 
das Geſetz vom 21. Mai 1861 (mebjt Gejeg über Entihädigung für die 
Aufhebung der Steuerbefreiung und Einführung der Gebäubdeiteuer), 
welde für den ganzen Umfang der Monarchie ergangen und mit 
dem 1. Yan. 1865 in Kraft getreten find. Die Baſis diefer Grund: 
beiteuerung ift die Aufftellung eines Gejammtbetragd von 10 Mill. 
Thaler, welche an die Provinzen und von diefen an die einzelnen 
Theile umgelegt werben, und zwar auf Grundlage einer amtlich genau 
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vorgejchriebenen und volljogenen Einihägung; nur bei den Weit: 
provinzen „auf Unterlage des Katafterd”; für die Dftprovinzen wird 
nah $. 8 noch ein bejonderes Gejek zu erwarten fein. So ift das 
franzöfifche Princip der Hauptfteuerfumme mit dem englifchen der indi— 
viduellen Schägung verbunden, und zugleich der Katafter im Weiten 
gültig; es iſt klar, daß bier noch fein definitiver Abſchluß gefunden 
ft. Vgl. Bergius, „Preußen in ftatiftifher Beziehung“, ©. 12. 
Reden, a. a. O., S. 265 fg. Ueber den Charakter der frühern Grund: 
fteuer f. Hoffmann, „Steuern“, S. 123 fg.; Franz, „Preußifcher 
Staat”, ©. 533. 

Für die übrigen Theile Deutſchlands entlehnen wir auch eine 
allerdings jehr ſchwer zu gemwinnende Ueberſicht. Die Grunpfteuer für 
MWürtemberg kurz und nit jehr Har bei Herdegen, „Würtem— 
bergifcher Staatshaushalt‘, S. 325—-327. Neues Geſetz vom 8. Juli 
1824; dur die Verbindung mit der Gemwerbfteuer wird das eigent: 
lihe Grundſteuerſyſtem ſehr ſchwer faßlich; Grundlage ift jedoch ein 
Kataſter mit Reinertragsberechuung. Für Baden ſ. Regenauer, 
„Staatshaushalt des Großherzogthums Baden, 1863“, $. 263 fg. 
Erſte Grundſteuerordnung vom 20. Juli 1810, nad welcher noch jetzt 
die Grundſteuer im weſentlichen erhoben wird. Ein Kataſter fehlt noch 
immer. Die Grundſteuer in Sachſen vortrefflich hiſtoriſch dargeſtellt 
in der „Zeitſchrift des ſtatiſtiſchen Bureau“, 1858, Nr. 1. Statiſtiſche 
Ergebnifje ebend. Nr. 2 u. 3. Auch bier ift das Princip der Gleich: 
beit und der Katajtrirung noch nicht durchgeführt; die Grundfteuer 
Sadfens bat den Charakter der Grundfteuer des djtlihen Preußens, 
In Baiern iſt das Geſetz vom 25. Aug. 1828 die Grundlage. Die 
Vermeſſung und Natajtrirung umfabt das ganze Land; die Grund: 
fäge der Klaffification find nicht wejentlih von den allgemeinen ver: 
ſchieden; die Einſchätzung geſchieht durch Zuſammenwirken von Selbit: 
bekenntniß und Ertragsermittelung; eigenthümlich iſt jedoch hier, daß 
die Steuereinheit der Scheffel Korn Rohertrag, und zwar zu dem feſten 
Preiſe von 8 Gulden, der Steuerfuß 1 Kr. von je einem Scheffel iſt. 
Hauf, „Bairiihe Geſetzgebung“, S. 521 fg. 

Eine wifjenschaftlihe Behandlung des Grundfteuerwejens in Deutjch- 
land fehlt und noch gänzlich. 

Um jo flarer und bejtimmter ijt die Grundſteuergeſetzgebung 
Oeſterreichs, die fih in ganz organijcher Weife an die Grunpfteuer: 
regulirungen des 18. Jahrhunderts anſchließt. Der Gedanfe war 
trog der Aufhebung des Yojepbiniihen Geſetzweſens nicht aufgegeben, 
Man ſchloß fich daher ſchon während der Kriege mit Franfreih an 
frühere Geieggeber, namentlih an das Censimento wieder an. Schon 
am 20. Aug. 1810 ward eine Steuerregulirungd:Hofcommifjion ein: 
gejett, deren Arbeiten durch die Kriege unmöglich gemacht wurden. 
Das Decret vom 23. Dec. 1817 leitete die Einführung des eigent: 
lihen oder jtabilen Grundkataſters ein, deſſen Aufgabe es fein foll, 
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in allen Theilen der Monarchie auf Grundlage aleihmäßiger Ber: 
meſſung, Klaffification und Schätzung eine vollitändige Gleichheit der 
Beiteuerung bervorzubringen. Erridtung einer eigenen Behörde dafür. 
Grundlage des Maßes das Joh zu 1600 wiener Quadratklaftern. 
Klaffification in vier Klaſſen. Einſchätzung unter Zuziehbung von Ges 
meindevertretern. Steuerfuß nad dem Neinertrage und der bisherigen 
Steuer durchſchnittlich feitgeitelt mit 16. Proc, des Reinertrags. Ein: 
bebung durch die Steuerämter. Einführung begonnen jeit 1834 
(Niederöiterreih) und 1840 (deutſche Kronländer), Ausdehnung feit 
1849. Bis dabin das Grundjteuerproviiorium vom 1. Mai 1819, 
wirkſam jeit 1821. Val. über das Einzelne die „Tafeln zur Statiftit 
des Steuerweſens“ (1858), namentlich die Einleitung mit einer außer: 
orventlib lichtvollen Darlegung des gegenwärtigen noch keineswegs 
vollendeten Kataftralfteuerwejens in Defterreihb und der biäber noch 
geltenden einzelnen Grundjteuen. Die genaue Angabe über das 
Kataftralverfabren bei Kreuzer, „Oeſterreichiſches Steuerweſen“, Bud II. 
Kurz und qut dargeitellt von Chlupp, „Syitematiihes Handbud ver 
directen Steuern im Kaijerjtaat Oeſterreich“, 2. Aufl, 1856, $. 12 fg. 
Der Charakter des djterreibiichen Grundſteuerweſens iſt dabei ein Har 
ausgeſprochener. Einerſeits fennt die öſterreichiſche Grundſteuer nicht 
die Beſtimmung eines Geſammtertrages für einzelne Landestheile, ſon— 
dern iſt eine ſtreng durchgeführte individuelle Vermeſſung und Vor: 
ſchreibung der Grundſteuer; andererſeits iſt die Berechnung des Rein— 
ertrags auf die einzelnen Perioden zurückgeführt, und der Kataſter 
iſt daher ein grundſätzlich durchgeführter Periodenkataſter mit all feinen 
Vortheilen und Nachtheilen, ſodaß wir dieſe öſterreichiſche Kataſtral— 
beſteuerung als das Hauptmuſter für das Folgende feſthalten, an 
welchem das neue Geſetz von 1869 nichts Weſentliches geändert bat; 
abgejeben davon, daß feine Einführung wol nod einige Zeit erfordern 
dürfte. Faßt man nun die obigen Darjtellungen zufammen, jo fann 
man jagen, daß die großen Culturvölker eigentlih alle Formen der 
Grundſteuer bei ſich entwidelt haben. Eine ſyſtematiſche Darftellung 
diefer Grundſteuer bat daber die jihmierige Aufgabe, alle diefe ver: 
ſchiedenen Verbältnijje unter den gemeinjamen böbern Geſichtspunkt 
zu bringen, wobei die bisherige Literatur nicht ausreichen dürfte. 
Schon jeit dem Anfange diejes Jahrhunderts bat fi eine jelb- 
jtändige und ziemlich reiche Literatur über die ganze Grundfteuerfrage 
entwidelt, die fih bis zum beutigen Tage, obne neues Nefultat zu 
fördern, fortgefegt bat. Namentlih die preußiſche Bewegung auf 
dem Gebiete der Grundjteuer bat dazu Veranlafjung gegeben. Man 
fann dabei verjhiedene Richtungen jceiden. Die eine begnügt ſich 
mejentlib damit, das Verhältniß der Grundſteuer zur Örundrente 
(namentlib nah Nicardo) zu unterfuhben, und gelangt in ibren 
äußerten Spigen zu dem Grundjage, dab jede Grundſteuer unverändert 
bleiben ſolle. Prittwitz, „Theorie der Steuern“, ©. 132; Bülow: 
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Eummerow, „Preußen“, IL, 181. Zur Geltung konnte viefe Anficht 
natürlib nicht gelangen. Eine zweite Richtung ift die, melde fi 
gegen vie Katajtraljteuer als ſolche erklärt, weil fie fein wahres Bild 
von den Reinertragsverhältniffen geben fann; namentlih Hod in jeiner 
„Finanzwiſſenſchaft Frankreichs“ und fpäter in feinen „Abgaben und 
Schulden“, S. 188; aus der bloßen Negation kommt viefe Auffafjung 
nicht heraus. Die dritte ift die gewöhnliche theoretiſche, welche alle 
Spiteme nebeneinanderftellt, jedes für ſich kritifirt, jelbit keins aufs 
jtellt, und es uns fo möglih macht, viel zu lernen, aber wenig zu 
ändern. Dabin gehören die für jeden einzelnen Punkt in der ganzen 
Grundbefteuerung hochwichtigen Arbeiten von Jakob, Log, Malchus, 
Rau und ſelbſt Hoffmann. Wielleiht nun, daß es gelingt, im Folgen: 
den ein poſitives alle Verhältniſſe umfafiendes Bild aufzuftellen. 


II. Die Grunditenerfyiteme. 


Die Schwierigkeit bei der richtigen Beurtheilung der Grund: 
fteuer fcheint wol vor allen Dingen darauf zu beruhen, daß man 
die verjchiedenen Formen als unvereinbar nebeneinanderftellt. 
Man wird daher nur dann zu einem Nejultate fommen, wenn 
man den einheitlichen Zweck als die herrichende Hauptiache feſthält 
und dann die Frage verfolgt, welchen Werth jene verjchiedenen 
Grunditeuerformen für diefen Zweck haben. 

Danach ergeben fih folgende Gefichtspuntte: 

Die Grundfteuer fol zuerjt den Neinertrag des Grundes und 
Bodens als eine jelbjtändige Wertbziffer feftitellen. Um das voll- 
ftändig zu Fönnen, jind offenbar zwei wejentlich verfchiedene Ope— 
rationen nothwendig. Die erjte diefer Operationen iſt die Meſſung 
des Grundes und Bodens und die Beitimmung feiner Productions: 
arten. Die zweite ijt die Feſtſtellung feines Reinertrags. Die 
erfte ergibt das Steuerobject, die zweite gibt die Steuerquelle. Es 
ift fein Zweifel, daß, je genauer die erfte ift, um jo richtiger die 
zweite werden wird. Die erjte Vorausfegung aller Grunditeuer 
ift daber die möglichft genaue Meffung des Grundes und Bodens, 
welche eben durch den Katafter geichieht. Indem man dieſe Meffung 
durch andere Mittel erjegt, entjteben die andern Arten der Grund: 
jteuer. Die Beitimmung des Reinertrags kann nun aber aud 
ohne eine ſolche Meſſung, und zwar dur bloße Schäßung ver: 
jucht werden. Dadurch nun, daß auf diefe Weile an die Stelle 
der Mefjung ganz oder zum Theil die Schätung tritt, entitehen 
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die drei Arten der Beiteuerung des rundes, die wir nunmehr die 
Kataſtralſteuer-, die Werthiteuer- und die Einfommenfteuerform 
nennen. Die Schwierigkeit der Sache beiteht dann darin, daß aud) 
die beiden legten Formen der Grundfteuer eine gewiſſe Meſſung 
des Grundes und Bodens vorausſetzen, während die erfte wieder 
das Reineintommen blos auf Grundlage der Meffung feititellen will. 
So ift eine ftrenge Scheidung in der Form derjelben ſchwer durch— 
zuführen. Es ergibt fi aber jchon bier das leitende Princip für 
alle Grundfteuer: Feine der drei Grundformen genügt allein ganz 
für fi, jondern die wahre Grundbeiteuerung entjteht, wenn man 
für diejelbe alle drei Arten in rationeller Weiſe combinirt. Erft 
dann kann man zu der zweiten Hauptfrage aller Grundfteuer 
übergeben. 

Diefe zweite Frage betrifft den Grundfteuerfuß, und bier iſt 
es, wo ſich principiel der Katafterfuß von dem Einfommenfteuer: 
fuß, oder der ftabile und der bewegliche Einfommenfteuerfuß fchei- 
den. Nur indem man dieje Scheidung feithält, wird man zu einem 
definitiven Rejultate gelangen fünnen. 


Der Hauptgrund, weshalb die bisherigen Bearbeitungen und wol 
auch die unjerige in unjerer erften Auflage nicht genügen, bejteht, wenn 
man will, wunderlicherweiſe darin, daß Theorie und Praris das erite 
nicht combiniren und das zweite nicht auseinanderhalten, wodurch für 
das erite Verwirrung und für das zweite Refultatlofigkeit entitebt 
und die ganze Beſprechung ſich meiſtens in Kritik oder pofitive An: 
gaben auflöft. Wir müſſen daber die Benupung der Literatur in den 
meijten Fällen unfern Leſern überlaffen. 


A. Die Rataftralfteuer. 


Wir jtellen im Folgenden die Kataftraliteuer als die ftrenafte 
der drei erwähnten Formen voran, weil dadurch die andern beiden 
Formen zu beurtheilen find. Die Ratajtralbeitenerung fcheidet fich 
demnad in die Kataftralvermeffung und die Kataftralflaffification. 


a) Die Kataſtralvermeſſung. 


Die erite Grundlage aller Kataftrirung ift nun die genaue 
Kenntniß des reinen Flächenmaßes der einzelnen Grundftüde oder 
Stenerobjecte, welche durd die Kataftralmefjung erlangt wird. 
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Die Kataftralmeffung ilt die amtliche Meffung aller Grund: 
ftüde vermöge der durch die dazu beftimmten Organe nad) vor: 
geihriebenen Regeln vollzjogenen Zurüdführung auf ein beftimmtes 
Grundmaß, welches als Gütermaß der Steuereinheit zu Grunde 
gelegt wird. 

Die Regeln, nad denen diefe Meffung geihieht, bilden die 
Landmeßkunſt. 

Das erſte Object der Meſſung iſt das Land als Ganzes. Die 
daraus entſtehende Karte mit ihren politiſchen Eintheilungen bildet 
die Landkarte. 

Das zweite Object der Meſſung iſt die Geſammtheit aller ein— 
zelnen Beſitzungen. Dieſe Beſitzungen erſcheinen wieder als lauter 
einzelne für den wirthſchaftlichen Betrieb abgegrenzte Grundſtücke. 
Solche Theile heißen Parcellen. Die Vermeſſung zum Zweck der 
Beſteuerung muß daher dieſe einzelnen Parcellen umfaſſen. Die 
auf dieſe Weiſe zu Stande gekommene Vermeſſung aller einzelnen 
Grundſtücke bildet das, was wir den Parcellenkataſter nennen. 
Die nach geſchehener Meſſung vollzogene Aufzeichnung der vor— 
gefundenen Gütereinheiten und ihrer Vertheilung bilden die Flur— 
karte, die der Regel nach gemeindeweiſe nach demſelben Maßſtabe 
aufgezeichnet wird. 

Dieſe ganze Meſſung hat nun zu ihrer Grundlage das im 
Lande übliche Maß des Grundes und Bodens (Joch, Morgen, 
Hektare, Acre u. a. m). Die Kataſtrirung reducirt jede jener 
Parcellen auf dieſe Einheiten. In jeder Flurkarte wird daher bei 
jeder Parcelle ihr Maß hineingeſchrieben, und der auf dieſe Weiſe 
entſtandene, das ganze Land umfaſſende und in jeder einzelnen Ge— 
meinde als Flurfarte aufgenommene PBarcellenfatajter gibt demnach 
bi3 zum legten Theile hinab das Bild der wirthſchaftlichen Ver: 
theilung des Grundbejiges in einem Lande. 

Nun ift es klar, daß ein folder Barcellenfatajter noch für 
ganz andere Dinge als für die Grundfteuer einen hoben Werth 
bat. Denn er conjtatirt vor allen Dingen die genaue Befiggrenze 
für jeden einzelnen Grundbeliger. Und es wäre daher von ebenfo 
großer theoretiiher als praktiſcher Wichtigkeit, diefen Parcellen- 
fatajter mit dem Grundbuchsweſen in gejeglihe Verbindung zu 
bringen. Zu dem Ende müßten erftens in jedem Grundbuchfolium 
die Kataftralnummern auf den betreffenden Folien genau angegeben 
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werden; zweitens müßte jede Aenderung der PBarcellen in dem 
Grundbuhe angegeben werden, drittens müßte nad) dem öfter: 
reihiichen Grundjage die Zus und Abjchreibung der einzelnen Par: 
cellen im Grundbuche als Befig und Eigenthumsübertragung gelten. 
Mir find außerdem der Ueberzeugung, daß auch die Kataftral: 
klaſſification (j. unten) der einzelnen Parcellen mit in das Grund: 
buch aufgenommen werden müßte, jowie daß jede Aenderung der 
Gulturart gleichfalls im Grundbuch anzugeben wäre Erjt dann 
würde ein Grundbuchsauszug für den Realcredit jeinen vollen 
Werth haben und auf diefem Punkte liegt der eigentlihe Mangel 
des öjterreihifhen Grundbuchsweſens. 

Andere Verwendungen eines jolden Katajters liegen nabe, 
gehören aber nicht hierher. Indeß ift aus dem Obigen jchon das 
klar, daß ein folder Katajter, jelbit abgejeben von jeiner Ber: 
wendung für die Steuer, viel mehr mwerth ift als er fojtet, ja 
jogar als eine an und für fich nothwendige Aufgabe der Ber: 
waltung betrachtet werden muß. Diejer Werth fteigert fih nun 
bedeutend, wenn wir den Kataſter als Steuergrundlage betradten. 


Hod bat in feiner „Finanzverwaltung Frankreichs‘ zuerjt die 
Katajtrirung principiell und namentlib aus dem Koftenpunfte befämpft, 
weil er nichts darin jab als eine Steuermaßregel. Cr bat offenbar 
volllommen unredt. Jeder Grunpbefiger wird mit Vergnügen für 
eine genaue Vermefjung jeines Grundbejiges den Heinen Betrag zahlen, 
der auf Joh oder Morgen entfällt. Keine Verwaltung wird daber 
eines ſolchen Kataſters entbebren können, jelbit abgejeben von ver 
Grundſteuer. Rau bat von allen Schriftjtellern den ganzen Proceß 
der Natajtrirung am ausführlichſten und beiten bejchrieben, es feblt 
bier nur, bei zu viel Einzelbeiten, etwas die Ueberjidhtlichfeit. Weber 
die Vermeſſung in&bejondere j. $. 319 mit Angabe für die Mani: 
pulation, 


b) Die Kataſtralklaſſification. 


Der Punkt nun, wo dieſe Katajtralvermejjung zu einem 
wejentliden Elemente der Grundſteuer wird, it die Klaflification. 
Diejelbe bejtebt in demjenigen Verfahren, vermöge deſſen für das 
der Katajtralvermefjung unterzogene Yand die Ertragsfähigfeit be- 
jtimmt wird. Die Borausjegung für das an jich ſehr einfache 
Verfahren iſt zunächſt die fertige Aufitellung der verjchiedenen 
Gulturarten, die eigentlih ſchon bei der Vermeſſung mit auf: 
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genommen und angegeben werden jollten, weil jie eine der wefent: 
lihen Grundlagen für den Credit der Grundftüde bilden. Als 
ſolche bat man zu rechnen Wiefen, Aeder, Holz, und daneben die 
Meingärten und Hausgärten, oder Gartenland; eine jelbitändige 
Kategorie bildet das unurbare Land. Wenn diefe Arten auf: 
geftellt, und in diejelben die einzelnen Perioden eingetbeilt find, 
beginnt eigentlich erſt die Klaflification. 

Diefe Klafiification befteht darin, daß für jede der erwähnten 
Arten gemwiffe Mufterftüde (Types) aufgeftellt werden, welche die 
verjhiedenen Grade der Fruchtbarkeit bedeuten und die Einheiten 
diefer Productionsfäbigkeit bilden. Das find die Klajjen der Pro: 
ductionsarten. Dann wird jede einzeln vermeſſene Barcelle in 
eine diefer Klaffen bineingeihägt, und das Reſultat, die Verthei— 
lung aller vermeffenen ‘Barcellen nah den aufgeitellten Klaffen, 
ist die Klaffification des Steuerfatafterd. Die Sache ift in der 
Theorie äußerft einfach, in der Praris äußerft ſchwierig; doch wer— 
den die zur Klaſſificirung berufenen Sadverftändigen ſich der 
Regel nah nicht gar zu jehr irren. it das nun geſchehen, fo 
wird neben der Flurkarte, welche die Kataftralvermeffung enthält, 
eine Tabelle hinzugefügt, welche alle einzelnen Barcellen nad 
ihrer Klaſſe zugleich aufführt; diefe Aufzeichnung nennen wir den 
Klafjentatafter; und jegt ift die feite Baſis für die Kataftral: 
ſchätzung gewonnen, aus welcher in höchſt einfacher Weiſe durch 
Anlegung des Steuerfußes die Kataftralbefteuerung hervorgeht. 

Allerdings nun kann ein jolder Klaffenkatafter nicht dauernd 
genügen, wie die einfache Kataftermeffung. Denn in der Land: 
wirthſchaft ändern ſich beitändig jowol die Culturarten als die 
productive Qualität der Parcellen. Jedoch ilt diefe Aenderung 
ftet3 eine jo langfame, daß eine rationelle Behandlung der Ka— 
taftralftener leicht die gejchehenen Aenderungen in dem Klaffen- 
fatafter nachtragen kann; daß das aber geſchehe, muß allerdings 
wejentlich von der Selbitbeiteuerung ausgehen, wie wir unten zu 
zeigen haben. 

Die Kataftralbefteuerung geht nun aus der Kataftralihägung 
bervor, die fih an dieſes Klafjenkatafter unmittelbar anſchließt. 

Für das ganze Verfahren ift die öfterreichifche Kataftralbefteuerung 
das Vorbild; die franzöfifhe bat im Grunde nur das bier Gegebene 
nachgeahmt. Wir halten ed nicht für richtig, ſchon bei dieſer Klaſſi— 


380 


fication den Kaufprei3 weder des Grundes und Bodens noch der Pro: 
ducte bineinzuziehen. Derfelbe gehört in die folgende Aufgabe. Die 
eigentliche Schwierigkeit bejteht darin, vie Hlaffification von der Schäßung 
des Neinertrags praftifh zu trennen; das Beſte ift, daß diefe Tren— 
nung, theoretiih fehr nothwendig, praktiſch gar nicht jo wichtig ift, 
wie fich gleidy ergeben wird. 


c) Die Kataſtralſchätzung. 
1. Ihre Principien. 


Die Kataftralihägung hat nun die Aufgabe, für die auf dieſe 
Weiſe gemefjenen und Elafjificirten Barcellen den Reinertrag als 
Steuerquelle zu bejtimmen. Und bier iſt e8, wo die eigentlichen 
Bedenken gegen den Katafter zu Tage treten. 

Mir werden, um bier zu einem definitiven Nejultate zu ges 
langen, nicht wie die hisherigen gejeglichen Kataſter blos einen, 
fondern drei Momente in Anjchlag bringen müſſen. Dieſe find: 
die Koften der Production, die Koften des Transports und 
der Marktpreis. 

Der Neinertrag oder die Steuerquelle der gemefjenen und 
klaſſificirten Barcelle entjteht zuerft, indem ich die Auslagen für 
ein bejtimmtes Quantum von Producten, und zwar in Brocenten 
der Productenmaſſe, feititellee Es ift nun ganz rationell, 
dafür ein durchſchnittliches Maß feitzuftellen, ftet3 mit dem Zus 
jage, daß Örtliche Abweichungen zwar zuläfjig find, aber von Fall 
zu Fall bewiejen werden müjjen. Die Heinen Differenzen, die ſich 
dabei ergeben, jind nicht von Bedeutung. Mit großem Recht hat 
man dagegen bemerkt, daß bei ganz gleicher Tandwirtbichaftlicher 
Productionsfähigkeit der Ertrag der einzelnen Barcellen jehr ver: 
ſchieden fein kann, je nach der Natur des Gejammtbefiges, zu dem 
lie gehören. Dabei iſt jtets die Entfernung von der Hauptwirth: 
Ihaft das Mafßgebende. Und jo gelangen wir zum zweiten Mo: 
ment der Kataſtralſchätzung. 

Diejes Moment befteht wejentlih in den Koften des Trans: 
ports für die Arbeitsmittel und die Product. Es kann eine 
einzelne Parcelle durch die Entfernungen faſt werthlos werden, 
obgleich fie jonft in der eriten Klafje fteht. Man hat nun mol 
unter dem „Parcellenkataſter“ ſich einen foldhen gedacht, der die 
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Ertragsfähigkeit der einzelnen Parcellen eben nur nach ſeinem 
Erträgniß berechnet und danach den Steuerbetrag beſtimmt. Das 
iſt eben nicht ein Beweis gegen den Parcellenkataſter, ſondern 
nur dafür, daß man ihn falſch verſtehen kann. Nur fordern wir, 
daß die erſte Einſchätzung auf ſolche Verhältniſſe keine Rückſicht 
nehmen ſoll, ſondern daß es Sache des Betreffenden iſt, die Ver— 
minderung des Reinertrags ſeiner Parcellen durch die Transport— 
koſten nachzuweiſen. Es iſt gar keine Beſorgniß, daß ein 
ſolcher Beweis nicht ſollte angenommen werden. 

Iſt nun auf dieſe Weiſe das Quantum des Reinertrags durch 
Subtraction der Geſtehungskoſten und des Transports von dem 
Quantum des Rohertrages feſtgeſtellt, ſo bleibt es übrig, dieſen 
Reinertrag als Steuerquelle in ſeinem Geldwerthe zu berechnen. 
Dies geſchieht, indem man die Gütereinheiten dieſes Reinertrags 
(Scheffel, Metzen, Centner Heu, Maß Wein, Klafter Holz) nach 
ihrem Marktpreiſe beſtimmt. Die addirte Summe gibt dann die 
Steuerquelle in ihrem Werthe an Geld, bei der die Steuereinheit 
als Decimalſtelle — 100 Thaler, Gulden, Francs u. ſ. w. — 
angenommen und daran der Steuerfuß angelegt wird. Auch hier 
bat die Kataftralfteuer einer großen Schwierigfeit zu begegnen. 
Das it die Aenderung des Markftpreijes der Producte, die 
jowol für alle, al3 für einzelne, und für leßtere wieder zu ver: 
ſchiedenen Zeiten in verjchiedener Weije eintreten kann. Indeß ift 
e3 auf den eriten Blid Elar, daß es nie die Aufgabe des Ka— 
tajters fein kann, dieſem Wechjel zu folgen, obgleich derjelbe der 
Wechſel der Steuerquelle ift. Es iſt eben der Grundfehler aller 
Beurtheilungen des Katajters, daß man ihm zumuthet, zu leiten, 
was er gar nicht leiften kann und joll, und ihn zu verurtbeilen, 
weil er nicht gegen feine Natur functionirt. Gier ift es vielmehr, 
wo die Selbftbefteuerung einzutreten hat, indem der Katajter die: 
jelbe nicht erjegen, fondern nur ihr als feftes Fundament dienen 
fol, indem fie die beiden folgenden Arten zu Hülfe nimmt, wie 
wir jogleich zeigen werden. 

Iſt nun die Kataftralbefteuerung auf diefe Weiſe durd: 
geführt, jo bat fie geleiftet, wozu fie beftimmt und fähig mar. 
Man weiß die Größe, man weiß die Eulturart und man weiß 
den durchſchnittlichen Reinertrag jeder Parcelle in einem ges 
. gebenen Augenblid; und jet fommt es darauf an, den Mangel, 


382 


der in diefer Bejteuerung noch liegt, durch die folgenden beiden 
Ürten zu erjegen. 


Die Schwierigkeit, bier ſowol die Gefege als vie Literatur zu 
benugen, befteht nicht darin, daß alle diefe Begriffe und Beſtim— 
mungen nicht vortommen, jondern darin, daß fie eben zugleich bei 
den folgenden Arten vorkommen, da weder die Werth: noch die Ein: 
fommenbejteuerung berjelben ganz entbehren fann. Daber kann man 
die ganze Kataitralbefteuerung jo ſchwer jcheiden, und daher ver: 
ihmelzen die Darftellungen. So namentlih bei Malhus, und zum 
Theil auch bei Rau $. 316 und $. 323. Das äußere Kriterium 
ift, daß bei der Katajtralbejteuerung die Parcellenvermeflung und Klaifi: 
fiirung der Schäßung voraufgehben muß, während fie bei ven 
folgenden eigentlih gar nicht erjcheint oder doch nur die Schäßung 
begleitet. Es ergibt ſich dabei, daß der Werth der Kataftrirung 
als durch die Grundjteuer nicht erjcböpft feitgehalten und jtets in 
innigjter Verbindung mit dem Grundbuchsweſen gedacht werden muß. 
Dann entjtebt die PBarcellenvermeflung und Klafjificirung von jelbit, 
und damit hat die Kataftralihägung ihre wahre Bedeutung; und 
dies zeigt fich jogleih im Folgenden. 


2. Verfahren und Recht. Der jtabile Katafter. 


Mit den allgemeinen Principien ijt nun die Kataftralihägung 
nicht beendet. 

Es ift offenbar unmöglid, die obigen Principien mit einiger 
Gleichmäßigkeit auf alle einzelnen Parcellen eines ganzen Landes 
anzuwenden. Es muß daher ein Verfahren aufgeftellt werden, 
welches das thunlich macht. Und diejes Verfahren, wie das Steuer: 
recht jeines Ergebnifjes, bilden den praftiihen Schwerpunft der 
Rataftralbeiteuerung gegenüber dem theoretischen. 

Das Berfahren ijt in feinen Grundzügen folgendes. 

Nachdem die Klaffifieirung mit der Vermeſſung vollzogen ift, 
werden unter den Grunditüden gleicher Klaffe derjelben Gegend 
diejenigen ‚ausgewählt, melde unter Anwendung der obigen all- 
gemeinen Grundjäge den höchſten, den mittlern und den nie: 
drigiten Reinertrag ergeben. Dieſe Barcellen find die Muſter— 
parcellen (Types), Mit diefen Mufterparcellen werden dann 
die einzelnen gemeffenen Parcellen verglichen, und nad dem Ur: 
theile der Sachverſtändigen in die erfte, zweite oder dritte Ertrags: 
klaſſe eingeſchätzt (bonitirt). Dieie Einſchätzung ift es, welche 
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ihrerſeits ein möglichjt objectives Urtheil vorausjegt und möglich 
macht. Mit ihr ift dann der Katajtralreinertrag gegeben; und nun 
tritt das Rechtsprincip dejjelben ins Leben, daß dieſer auf 
diefe Weile nah Maßgabe der Mufter gefundene Kataftralrein: 
ertrag aller einzelnen Barcellen nunmehr als der gejeglich gül— 
tige angenommen wird, und zwar in der Weile, daß dieſer 
Reinertrag feitgehalten wird ohne alle Rüdjicht darauf, ob der 
wirkliche Neinertrag der betreffenden Parcellen auch wirklich der 
fataftralmäßig feitgeftellte ift oder nicht. Darauf beruht die Stärfe 
und Schwäde der ganzen Kataftralbefteuerung; und wir nennen 
nah dem Vorgange Dejterreihs einen joldhen auf dieſe Weife zu 
Stande gefonmenen Steuerfatajter den ftabilen Kataiter. Durch 
den jtabilen SKatajter werden daher zwei Dinge erreicht. Erftlich 
wird die Steuerjumme jedes einzelnen Grundftüds feit bejtimmt, 
und zweitens ift gleichfalls die ganze Steuerfumme eines Landes 
für die Grundftener ohne Rückſicht auf die Eventualitäten eines 
wechjelnden Ertrags für die Finanzen feitgejtellt. Der Werth des 
ftabilen Kataſters beruht darauf, daß fein Ergebniß, die dur 
das Berfahren gefundene Steuerquelle der Barcelle, den Charakter 
einer Hypothek annimmt, und daher um fo leichter getragen wird, 
je länger derfelbe auf dem Grundftüd ruht. Der Mangel dagegen 
beſteht darin, daß diejer ftabile Katajter in jeinen Nefultaten nie 
ganz mit dem wirklichen Reinertrag übereinjtimmt, daher die 
Natur einer Steuer verliert, und ftatt derfelben zu einer Abgabe 
wird. Das Urtbeil über den ftabilen Katafter läßt fich daher in 
dem Satze zujammenfaffen, daß derjelbe wegen der erjten Eigen 
ſchaft nie ganz entbehrt werden Fann, aber wegen der zweiten nie 
ganz genügen darf. Und bier ift es nun, wo fich die folgenden 
Grundformen in naturgemäßer Weiſe an denjelben anjchließen. 
Für diejes ganze Verfahren ift nun die Aufftellung der Ein: 
ſchätzungsorgane von entjcheidender Bedeutung. Dieje Organe 
werden naturgemäß ſtets aus zwei Elementen beitehen, die eine 
ganz verjchiedene Function haben. Das eine dieſer Elemente ijt 
ftet3 das Negierungsorgan, deſſen nächſte und weſentlichſte Auf: 
gabe nicht jo jehr die Theilnahme an der Schäßung jelbft, als 
vielmehr die Ueberwachung der geleglichen Formen für die Ein— 
Ihägung iſt. Das zweite Organ ift dann eine Schäßungs- 
commiffion, melde aus jachveritändigen Landwirtben eines be- 
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jtimmten Schätzungbezirks gebildet wird und die eigentlihe Ein- 
ſchätzung der Parcellen vollzieht. Natürlich ift dabei die Aufftellung 
von möglichjt eingehenden Inftructionen nothwendig. Diefe 
Snftructionen find nun in der Epode der Entftehung des Kataſters 
ftet3 von den Regierungen ausgearbeitet. Die Entmwidelung der 
Selbitverwaltung fordert aber, daß fie nie ohne Mitwirkung der 
Landſchaften feitgeftellt werden folten. Ebenfo müſſen wir im 
Namen der freien Befteuerung fordern, daß die Reclamation über 
die geſchehene Einihäßung ftet8 von den Schätzungscommiſſionen 
an die Landichaft und nicht an eine Regierungsftelle gehen jollen. 
Erſt damit ift erreicht, mas der ftabile Katafter überhaupt leiten 
fann; die einzelnen Beſtimmungen müffen fi) nach den gegebenen 
Berhältniffen der betreffenden Länder richten. 


Natürlich wird für die praftiihe Ausführung diefer Bejtimmungen 
jowol in Beziebung auf die Klaffificirung al® die Einſchätzung der 
einzelnen Barcellen die Gulturart maßgebend. So muß allerdings 
bei Waldungen und ohne Zweifel auch bei Weinbergen der Verkaufs: 
preis des Holzes und Weines nicht blos bei der Einfhägung, fondern 
auch bei der Aufftelung von Klafjen zu Grunde gelegt werden. ©. Hauf, 
„Bairiihe Gejeggebung“, $. 393. Als Hülfsmittel können freilich 
aub bier Kauf: und Pachtbeträge gebraudt werden (Naflau; bei 
Rau, a. a. O.). Nothwendig ift dagegen bei Bildung ver Klaſſen 
die eitftellung einer Anzahl von Betriebsjahren, aus deren ermitteltem 
Reinertrage die Steuerkraft der einzelnen Klaſſe zu bilden iſt, mie 
z. B. in Baden (die beiden Jahrzehnte von 1780—89 und 1800 
—10). Rau, a.a.D. Das badiſche Gejep ilt vom 20. Yuli 1810. 
Die Unterfheidung der Klaffification von der Einſchätzung ift natürlich 
die Grundlage für das Verſtändniß des ganzen Verfahrens. 

Ueber vie Schägung berrihen viele Vorftellungen, die auf Un: 
Harheit in den Grundbegriffen der Vollswirtbibaft beruhen und bes: 
balb viel dazu beigetragen haben, aud das Weſen und die Aufgabe 
des Kataſters umrictig zu beurtheilen. Man ijt einig, dab die 
Schägung nur den Zwed bat, den Reinertrag als eigentlihe Steuer: 
quelle zu finden; e3 fragt fib nur, wie derfelbe zu finden il. Man 
dachte dabei vielfah an eine Schägung der Propuctionsfäbigleit 
des Bodens, oder wie Lotz, III, 249, an die „Beſteuerung nad der 
natürlihen Beichaffenbeit des Bodens“, wogegen mit Recht gejagt 
ward, daß ja nicht die natürlihe Beichaffenbeit, ſondern der Ertrag 
aus derjelben die Steuerquelle bilden könne (Malchus, I, 188 fg.). 
Man hat ferner den NRobertrag als Steuerjubject gefegt und danach 
den Steuerfuß beftimmt, wie Sartoriuß: „Weber die gleihe Beiteue: 
rung.“ Dagegen, wie die Natur der Sache es fordert, ſchon Malchus, 
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I, 201, obgleih das frühere bairiſche Syftem der Grundfteuer darauf 
beruht. ©. die Literatur darüber bei Malchus, S. 202. Wie Mal: 
chus zwiſchen der mittlern natürlihen Ertragsfähigkeit der Grundftüde 
in dem Obigen jcheiden will, ift nicht recht abzufehen. Die Idee 
daß die Bodenrente der Schägung zu Grunde liegen folle, braudt 
niht mit Wirth, II, 384 fg., damit befämpft zu werben, daß man 
das Dafein der Bodenrente überhaupt leugnet, weil man nur den 
Ricardo'ſchen Begriff derfelben hat, jondern ergibt ſich einfach als 
einfeitig, meil die Bodenrente nicht felbftändig, fondern im Preiſe 
der geihägten Producte zur Erjheinung kommt und daher ohnehin 
geihägt wird, Der Gedanke, daß die Grundſteuer „al3 directe 
Einfommenjteuer umgelegt werden müſſe“, was den Satafter über: 
flüffig maden fol (Wirth, S. 405), ift nichts al3 eine Unflarbeit, 
da die Schägung auf der Grundlage des SKatafterd ja eben nichts 
anderes ijt ald die möglihjt genaue Beftimmung des Einkommens 
aus dem gejhägten Grundftüd. Wirth meint feine Gründe gegen den 
Katajter überhaupt zu richten, während er fie in der That nur gegen 
den abjolut Jtabilen Katafter und die unveränderlihe Grundſteuer 
richtet (f. unten). Die wichtigſte Frage ift wol die, ob man die 
Einfhägung nah dem Rohertrage mahen oder den Neinertrag er: 
mitteln ſoll. Mit Recht fpricht dagegen Rau, $. 327; denn in der 
That ift der Nohertrag auch da, wo er ald Maßſtab benutzt wird, doch 
nichts als die Örundlage für die Auffindung des Reinertrags als ver 
eigentlihen Steuerquelle. Die Grundfäge der Ermittelung des Rein: 
ertrags für Oeſterreich enthalten die Schäfungßinftructionen von 1826 
und 1828 am ausführlichiten bei Linden, „Grundjteuerverfafjung ver 
öfterreihifchen Monarchie”, I, 209—411. Die Elemente der Erhebung 
bed Neinertrag aus dem Bruttoertrage kurz bei Chlupp, a. a. O. 8.55. 
Das Verfahren bejteht, nachdem die Klafjification aufgeftellt ift, in ver 
Erhebung de3 Bruttoertragd, dann in der Erhebung der Cultur- 
foften und endlih in der Beitimmung des Reinertragd. Die Reſultate 
werben erſt zur Kenntniß der Kataftralgemeinden, dann zur Kenntniß 
der Einzelnen gebracht; daher find die Reclamationen erjt gemeindemeife 
und dann erſt von den einzelnen zu erheben. Linden, I, $. 443, 445 fg. 
Neuere Darftellung bei Chlupp, a. a. D., $. 52 fo. Rau, $. 336. 
Der zweite Hauptpunft betrifft die Regel für den Abzug der Culturkoſten, 
je nad der Art der Eultur. In Deiterreih find nad der nftruction 
bei Aedern 20—60 Proc., bei Weingärten 40—80 Broc., bei Wieſen 
10—30 Broc., bei Hutungen und Wäldern höchſtens 1—5 Proc. 
zu berechnen. Chlupp, $. 55. Rau, $. 335. Die Einrehnung der 
Grundlaften war natürlich fo lange von Wichtigkeit, als fie noch in 
größerm Umfange beftanden; daher genaue Vorſchriften: für Baden 
Grundfteuerordnung von 1810, $. 4; Würtemberg Gejeg vom 15. Juli 
1821; Baiern Geſetz von 1828; Preußen Gefeg vom 21. Yan. 
1839 (mejtlihe Provinzen), $. 24: „daß privatrechtliche Laften nicht 
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angerechnet werden dürfen“. Rau, $. 309. Bgl. die Inſtruction vom 
11. Febr. 1822 (meitfälifhe und Rheinprovinz) und vom 3. Juni 
1823. ©. aub „Meininger Jahrbücher“, II, 403. 

Rau ($. 335 fg.) bat nit glüdlih unter dem Ausprud Abſchätzung 
jowol die Klaffification als die Einſchätzung zufammengezjogen, mas 
den mefentlihen Unterſchied beider Acte leicht verwiſcht. Im übrigen 
enthalten die beiden nftructionen wejentlid über zwei Punkte näbere 
Beftimmung. Zunächft über die Zufammenfetung der Organe, durd 
welche vie Einfhägung vollzogen wird. Es iſt natürlih, daß alle 
Inſtructionen die drei Theile der Einſchätzung haben, die wir an: 
gaben; der Unterfchied beftebt nur in dem Verhältniß, in welchem 
fie zueinander ſtehen. Hier find mande Bejonderheiten. Die Haupt: 
frage iſt ſtets, wer die entſcheidende Stimme hat, das Amt oder die 
gewählte GCommiffion. In Frankreich werden die Steuercontroleure 
vom Präfecten in die Gemeinden geiendet, wohnen ven Verhand— 
lungen bei und beridten an den Steuerinfpector; diejer an ben 
Steuerdirector. Ueber die Recurje entjcheidet der Präfect nah Auf: 
nahme eines Protofoll3 über die Beſchwerden durch den Controleur, 
Aus jeder Gemeinde wird ein Grundbeſitzer gewählt, diefe treten nad 
den Gantonen zufammen und bringen die Einfhägungen in richtiges 
Verbältniß. „Rec. methodique des lois sur le cadastre de la France‘, 
1811, ©. 734 — 780. Hod, „Finanzen Frankreichs“, S. 164 fg., 
auzführlih nah den Quellen. In Defterreih wird ein Gemeinde: 
ausſchuß gebildet, jegt unter Vorfig des Bezirksvorftandes; für je 
12—15 QDuabdratmeilen ein Schäpungscommiflar, für je 100—200 
Rataftralgemeinden ein Schäßungsinfpector. Linden, I, 317. Ueber 
die Organe in den übrigen deutſchen Staaten einzelne Angaben bei 
Rau, $. 336. Alle diefe Organe dienen zugleich bei der Werth: und 
der Einftommenbefteuerung. 


B. Die Sefteuerung nad) dem Derkehrswerthe. 
(Beitimmung der Grundfteuer nah Werth und Preis im Verkehr.) 


Die Shäßung nah dem Verkehrswerthe geht davon aus, 
daß der Verkehrswerth jelbft durch die Kapitalifirung des betreffen: 
den Ertrags beftimmt wird. Die Feititellung eines Verkehrswerthes 
wird demnach die Berechnung des Reinertrags enthalten und damit 
das Maß der Steuerquelle oder die Größe des NReinertrags als den 
Bins von dem in der Schägung gefundenen Kapital ergeben. 

Die VBorausjegung für jede ſolche Schägung iſt nun offenbar 
die, daß man das Object — das Grundftüd — fowol in feiner 
Ausdehnung als in feiner Culturart genau fenne. Es ift Har, 
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daß dabei allgemeine Bezeichnungen nicht viel nüßen. In der 
That hat daher jede Schäßung nad dem Eulturmwerthe doch zuleßt 
eine Kataftralvermefjung und Klafjificirung zur Vorausſetzung; es 
ift nicht abzujehen, wie man zu einem richtigen Rejultat ohne 
diefelben gelangen will. Die Schätzung nad dem Verkehrswerthe 
kann daher nie die Kataftralihägung erjegen. Es ergibt fich aber 
jofort, daß fie auch für diefe nicht ausreidt. 

Die beiden Formen des Verfehrswerthes der Grunditüde find 
nun der Berfaufspreis derjelben oder der Pachtzins. 

Die Aufgabe diefer Schägung ift demnach, zuerjt den Beitrag 
beider amtlich ficherzuftellen. 

Dies fann für den Verkaufspreis dadurch geichehen, daß man 
den amtlich angegebenen Preis, der jich in den Grundbuchsacten 
findet, herauszieht. Wenn ein Grundftüd mehrmals verkauft ift, 
jo muß ein Durchſchnitt aus den verjchiedenen Kaufpreijen unter 
Erwägung der befondern Umftände gemacht werden. Wo fein 
Verkauf vorliegt, oder Fein Kaufpreis ermittelt werden kann, oder 
der ermittelte als ein erceptioneller erjcheint, muß der Kaufpreis 
duch die Schägung ermittelt werden. Soll aber eine fjolde 
Schätzung ſelbſt wieder genau jein, jo fann fie gar nicht anders 
vorgenommen werben als die Katajtralihägung. 

Es ergibt ſich daraus, daß die Schätzung nad) dem Verkehrs: 
werthe eine höcft ungenügende Form für die amtliche Beſtim— 
mung der Größe der Steuerquelle ift, da fie bei verichiedenen 
Beſitzungen niemals diefelben Grundlagen hat und daher auch 
nie für alle den gleichen Werth haben kann. Man muß daher 
fagen, daß die Schäßung nad dem Verkehrswerthe für einzelne 
Befigungen unter gemwiffen Bedingungen fehr gut, ja die befte 
fein, daß fie aber nie für die Aufftellung einer gleichen Steuer: 
einheit und mithin einer gleichmäßigen Beſteuerung in einem 
ganzen Lande ausreichen Fann. 

Noc weniger kann man die Baht als Maßſtab der Schätzung 
des Verkehrswerthes gebrauden; ſchon darum nicht, weil fie nur 
ausnahmsweije vorkommt und jeder Bachtzins auf gleichartige 
Grundlagen zu reduciren wäre. 

Ale Schägungen nah dem Verkehrswerthe ald Grundlage 
für die Herftelung eines gleichen Steuerfußes, obwol mehrfach 
verfucht, haben ſich als unzulänglich erwiejen. Sie können daher nur 
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noch al3 mitwirfende Factoren für die eigentlihe Kataftralihägung 
betrachtet werden, die fi unmittelbar an die Kataftralvermeffung 
nad beftimmten Regeln anichließt. 

Es kann daher wol faum ein gegründeter Zweifel jein, daß 
eine Grundjtener auf Grundlage des Verkehrswerthes überhaupt 
nicht auferlegt werden kann. Derjelbe kann höchſtens ald Vor— 
Läufer der Kataftralbefteuerung angeſehen werden, und aud als 
folder nur in einzelnen Fällen ausreihen. Die Schäßung nad 
dem Verfehrswerthbe kann daher nur in einzelnen Fällen als 
Supplement für die Kataftralihägung dienen, wo diejelbe unjicher 
zu fein glaubt. Eine praftiihde Anwendung bat jie für ganze 
Länder wol nirgends gefunden. 


Den ribtigen Standpunft bat der Herzog von Gakta ſchon in 
feinen „Memoires“, II, 315, ausgeiprodhen, als Princip des Ver: 
fahrens in Franfreih: „Les taux ne sont consultes que comme 
un point de comparaison des resultats des @valuations, et pour con- 
stater les differences, dont on pourrait avoir a se rendre compte.” 
Ebenjo Malchus, I, 200. Alle Zweifel über den Werth der Schätzung 
nah dem Berfebröwertbe, ſei es, daß man ihn al3 Kapital bejtimmt, 
jei e8 in der Pacht als Neinertrag, rühren immer von der Vorſtel— 
lungsweiſe ber, al® ob man den Verkehrswerth als ausſchließlichen 
Schägungsmaßjtab gebraudhen wollte So bei \alob, $. 1020; 
Malchus, $. 45; Rau, $. 321—326; jelbjt bei Wirth, ©. 417 fa. 
(wo ed nur unrictig ift, daß in England die Grundjteuer nad den 
Miethpreifen umgelegt wird, noch unrichtiger, dies eine „Erbebungs: 
art” zu nennen). Kein Berftändiger wird die Einfeitigfeit einer Ein: 
ihägung nah dem Verkehrswerthe, aber auch feiner die große Ber 
nugbarleit der legtern für die wahre Einſchätzung verfennen. Die 
Schwierigkeiten der richtigen Ermittelung des mittlern Kaufpreijes 
findet man bei Malchus, I, 196 fg. Die badifhe Regulirung nad 
dem mittlern Kaufpreije bat dazu geführt, denfelben an allen Buntten, 
wo er mangelte, dur die Kapitalifirung des Reinertrags zu erjegen; 
ähnlih in Naſſau. S. Malhus, ©. 198. 


C. Die Sefteuerung nad dem Einkommen. 


Für die richtige Beurtheilung diejer directen Form der Grund: 
fteuer muß man davon ausgeben, daß im Grunde jede Steuer, 
alſo aud die Kataftral: und Werthiteuer, Beiteuerungen nad dem 
Einkommen find und fein wollen. Wenn man daber dieje Ein- 
fommenjteuer von den andern beiden Arten ſcheiden wil, fo muß 


389 


man vor allen Dingen genau beftimmen, worin eigentlich der 
Unterjchied diejer Art von jenen beiden erftern befteht. 

Diefer Unterjchied ift nun ſpecifiſch und einfach. 

Unter der eigentlichen Einfommenbefteuerung können wir dies 
jenige veriteben, bei welcher an die Stelle einer amtlichen Meffung 
und Schäßung die Selbſtſchätzung des Eigenthümers eintritt, und 
zwar jo, daß das Urtheil der öffentlichen Organe über die Er: 
tragsfähigfeit als Steuerquelle eben zu ihrem Object nur dieſe 
Selbitihägung mit ihren Angaben hat. Dabei fann nun jehr 
wohl dieje Selbitihätung eine möglichit genaue fein, indem bei 
derjelben möglichſt genaue Angaben des Beligers über den Flächen: 
inhalt, die Eulturfähigfeit, die Gejtehungstofter und die Ertrags: 
menge der Producte gefordert, und eben dieje genauen Angaben 
zum Gegenjtand der Beurtheilung der Steuerorgane und Aus: 
ihüfle gemacht werden. it das der Fall, fo ergibt theoretiſch 
dieſe Selbftihägung das genaueſte und mwahrfte von allen Reſul— 
taten, und bat daneben den Borzug, die Koften und Unbequemlich: 
feiten der amtlichen Beſteuerung zu vermeiden. Es ift daher 
ganz natürlich, daß bei oberflählicher Betrachtung gerade dieſe 
Form als die vorzüglichere erjcheint. 

Geht man aber einen Schritt weiter, jo ift es fofort Klar. 
daß die öffentlichen Organe die Hauptbedingung ihrer Thätigfeit, 
die Gontrole der Angabe des Steuerobject3, nur darin befiken, 
daß eine objectiv gewiſſe Angabe menigjtens über den Flächen: 
inhalt und die Eulturarten vorliegt. Es ift daher feinen Augen: 
blid zweifelhaft, daß die Angaben der Selbſtſchätzung in dem 
Grade mwerthvoller fein werden, je genauer die amtlide Erhebung 
über jene beiden Punkte vorgenommen — das ift, ein Parcellen: 
fatafter aufgeftellt ift. Ebenſo wird die Selbftihägung des Ein- 
fommens aus den vermefjenen Barcellen in dem Grade leichter 
zu beurtheilen fein, in welchem eine möglichit genaue Katajtral: 
einſchätzung voraufgegangen ift. Iſt beides nicht der Fall, jo ift 
mit der größten Wahrjcheinlidkeit anzunehmen, daß die Selbit- 
ſchätzung, da fie zum guten Theil geradezu uncontrolirbar if, 
praftifch immer nur ein Rejultat von jehr zweifelhaftem Werthe 
gibt. Troß der hohen Bedeutung der Selbftbeiteuerung des Grun— 
de3 und Bodens ift es daher nicht zweifelhaft, daß fie ihrerjeits 
ebenjo wenig allein ausreicht, als die Kataftral: und die Werth: 
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befteuerung; und jo gelangen wir dann zu dem Rejultat, daß 
die wahre Grundfteuer auf Feiner von diejen Formen allein, fon: 
dern nur auf allen zugleich beruhen muß. 


Das Urbild der Einfommenbejteuerung de3 Grundbeſitzes ift wol 
doh immer die Income tax, nachdem die Land tax volltommen zum 
ftabilen Katafter geworden ift und mit allen Nactbeilen viejes Ka: 
taſters auch die der möglichjt ungenauen Mefjung verbindet. Die In- 
come tax faßt die Grundbeſteuerung, wie jchon erwähnt, als eine 
Abtheilung oder Form der Beiteuerung des wirthſchaftlichen Einkommens 
überhaupt neben der Renten: und ©emerbefteuer auf, und befteuert 
nun den Grund und Boden in der Weiſe, daß jeder Grundbefiger 
durch Ausfüllung eines amtlih formulirten Steuerihemas fein Ein: 
fommen aus Grund und Boden befennen muß. Dieje Formel ift die 
Schedula A, welche durch das Geſetz bejtimmt ift, und allerdings die 
Verpflichtung entbält, da® ganze Einfommen aus dem Grundbefig 
anzugeben, Nun eriftirt in England fein Katafter, und nidt einmal 
ein gut organifirtes® Grundbuch. Wie daneben ein vernünftiger Menſch 
diefe Art der Belteuerung für etwas anderes als eine ſyſtematiſche 
Veranlaſſung zu möglichſt ungenauen Angaben anſehen, oder wie er 
dabei eine praktiſche Controle derſelben für möglich halten kann, iſt 
mir geradezu unbegreiflich. Wir behaupten im Gegentheil, daß es 
es in ganz Europa keine ſchlechtere Beſteuerungsmethode 
des Grundbeſihes gibt als in England, und boffen lebhaft, daß man 
fih auch bier von der traditionellen Bewunderung des Fremden endlich 
losmachen und erkennen wird, daß wir in Deutichland mit unferer 
Grundjteuer bei weitem am höchſten fteben, und daß Frankreich das, 
was es Gutes in diefer Beziehung befigt, in der That nur uns ver— 
dankt. Daß wir jelbit aber noch viel zu tbun übrig haben, wird 
jogleih das Folgende zeigen. 


IV. Die Prineipien der Grundſteuer. 


A. Allgemeine Grundfäße. 


Das Nefultat, welches ſich aus den obigen Betrachtungen 
ergibt, it nun folgendes: 


1) Ein Barcellenkatafter ift an und für ſich, auch abgeſehen 
bon der Grunditeuer, nothwendig. Auch die Kataftralihägung 
iſt für mebr als Einen Zwed von höherm Werthe als die Koften, 
die fie fordert. 
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2) Dagegen ift die Beitimmung eines ftabilen Katafters für 
die Grundſteuer falſch, da die Steuerquelle nicht ftabil und daher 
die Steuer jelbjt ungenau: ift. 

3) Die Aufgabe der Grundfteuer ift es daher, die Sicherheit 
der Beiteuerung mit der Beweglichkeit derjelben in der Weife zu 
vereinen, daß die öffentlih rechtliche Feititellung des Einfommens 
aus dem Grund und Boden dem Wechſel des factiihen Ein 
fommens beftändig folgen und die Gleichheit der Beſteuerung 
dadurch erzielt werden fünne. 

4) Die erite Bedingung dafür ift, daß die Steuerquelle oder 
das Einfommen weder blos durd die Katafter, noch durd die 
Wirtbihägung, noch die Selbjtbeiteuerung erreicht, jondern daß 
jede diejer drei Arten in ihrer Weile bei der Beſtimmung des 
Einfommens benußgt werde. Eine ſolche Grundbefteuerung nennen 
wir eine organiſche Befteuerung. 

5) Die Form, in welcher dieje Beiteuerung einzig und allein 
volljtändig verwirklicht werden kann, bejteht darin, daß nad) mög» 
lihit genauer Beftimmung des Einfommens dur die Kataftral- 
bejteuerung jeder Einzelne feine Selbftihägung dem Katajtral- 
betrage gegenüberftelle und die von ihm behaupteten Abweichungen 
felbjt beweije. Das ift demnach der Punkt, wo das Princip 
der Einfommenfteuer in die Grundjteuer einzugreifen bat. 

6) Ein joldher Beweis kann immer nur auf ein Jahr gelten 
und muß auf Koſten des Betreffenden gejchehen. 

7) Die Evidenzhaltung des Katajters bat dabei zwei Auf: 
gaben, von denen die erite in großen Perioden vollzogen wird, 
die zweite aber bejtändig fortläuft. Die erfte enthält die Revifion 
der Geftehungs- und der Marftpreife, und bildet die Form, 
in der eine Erhöhung der Grundjteuer ausgeführt werden fol. 
Die zweite hat den Wechfel der Eulturarten zum Inhalt; ihr 
Refultat ift der Steuerbetrag des einzelnen Beligerd. Die erite 
ift Sache der Geſetzgebung und wird ſtets auf das ganze Land 
ausgedehnt; die zweite ift die Sache des örtlichen Steueramt3 und 
ift zugleih im Grundbuche zu verzeichnen. Und bier ift der 
Punkt, wo die Werthſchätzung maßgebend wird, um die Grund: 
lage ſowol für die Ertragsfähigfeit im allgemeinen (im erften 
Falle), als für die einzelnen ihre Culturart ändernden Grundftüde 
(im zweiten Falle) feitzuftellen. 
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8) Diefe Operationen werden ftetS unter geeignetem Zus 
jammenmwirfen der Behörden und der GSelbitverwaltung ausge- 
führt, wobei die Behörden unbedingt das formale, die Selbitver: 
waltungsorgane das materielle Element vertreten. Dabei treten 
die Gemeinden nur bei den Repartitionsſteuern auf; bei dem 
Wechſel der Steuer werden Ausſchüſſe gebildet; die Appellationg- 
inftanzen bilden die Landtagsausihüffe unter Vorfig und Leitung 
der Behörde. 

Denkt man fich eine Grundfteuer in diefer Weile ausgeführt: 
Kataftralfteuer als feite Balis, aber in ihrer Anwendung auf den 
Einzelbefig nah den Grundjägen der Einkommenfteuer, in der 
Anmendung auf den Wechſel der Steuerfumme nach denen der 
Werthſteuer modificirt und dadurch fähig, dem Wechſel des wirk— 
lihen Werthes und des wirklichen Einfommens zu folgen, jo 
wird mol das Syſtem der Grundfteuer feine beiden Aufgaben 
erfüllen; es wird zugleich feſt und doch der lebendigen Entwide: 
lung fähig fein. | 

Dies nun vollendet ſich erjt, indem man das Princip des 
Grundfteuerfußes binzufügt. 


Vielleiht daß wir auf diefem Wege zu einem Abjhlufje über 
die Katajterfrage gelangen, die jo alt iſt wie der Katajter jelbjt. Eng: 
land und Frankreich haben bier nicht viel geleiltet. Die deutſche 
Literatur hat allerdings die eigentliche Frage jchon früh aufgenommen, 
ift aber fajt immer bei der Vorftellung ftehen geblieben, als folle ver 
Katafter die abfolut richtige Grunpdfteuer abgeben. Alle Gründe gegen 
den Katajter gelangen, abgefehen von der Koftenfrage, auf den Punkt, 
die Unmöglichkeit der abjolut richtigen Grundfteuer vermöge des Ka: 
tafter® nachzuweiſen, weil er jelbjt fein abjolut richtiges Bild der 
Vertbeilung des Reinertrags gebe, und laufen daher bei Malchus, 
Jakob, Hoffmann, Rau, Log u. a. entweder darauf hinaus, zu gar 
feinem definitiven Abjchluß zu gelangen, oder darauf, wie bei Kries 
und Wirth, die richtige Verbindung des Kataſters mit ver Selbſt— 
bejteuerung dunkel zu erfennen, ohne fie recht Har formuliren zu 
fönnen. Bol. beſonders Wirth, ©. 426, 427. Namentlih bat fi 
in neuejter Zeit wieder Hod gegen die Kataftrirung und die feite 
Kataſtralſteuer erklärt. Der Mangel des Katafters in Frankreich wird 
ihon von Benzenberg „Ueber das Kataſter“ (2 Bde. 1818) darin 
gejuht, daß man dort zugleih eine genaue Karte von ganz Frank— 
reih dadurch erreihen wollte. Val. auch die gute Darftellung bei 
Lotz, III, 268. Hoffmann (S. 117 fg.) ift, mie gewöhnlich, bei 
feiner Haren Objectivität zu feinem feiten Refultate gelommen. Die 


393 


jehr richtige Bemerkung, „vaß bei der Landwirthſchaft der Ertrag viel 
abhängiger von den perjönlihen Eigenſchaften jei, als man glaube‘ 
(S. 40), und „daß die gewöhnliche Grundſteuer eine ſehr ſchlechte 
Steuerform jei” (S. 106), reihen denn doch nicht aus, fie an fi 
zu verurtbeilen. Bei M. Wirth und bei firies, a. a. O., fowie in 
deſſen Schrift: „Vorſchläge zur Regelung der Grundfteuer in Preußen“, 
berriht dagegen der Grundgedanke, daß die Rataftraliteuer darum nicht 
zwedmäßig jei, weil fie eine abjolut fejte und jtet3 gleihe Steuer 
bilde und deshalb den Charakter einer Steuer verliere; daher vie 
Voritellung, daß fie als Einkommenſteuer erhoben werden müjje. 
Über es ijt feitzubalten, daß die Unwandelbarkeit in GSteuerfuß und 
Betrag nicht mit dem Katajter gegeben ift, jondern daß ſich die natur: 
gemäße Entwidelung eben zu einer freien Bewegung auf Grund: 
lage des Kataſters hinwendet. Das richtige Urtheil über den Werth 
de3 Katajter3 beruht jtet3 darauf, daß man ihn nicht ala abjolute 
Form der Steuervertbeilung, jondern als Baſis derſelben anerkennt; 
und auf diefer Grundlage dürften jih die Meinungen leicht einigen. 
Gerade jene Unabänderlichkeit der Kataftralfteuer war es auch, melde 
die Ablöfung in England möglich erſcheinen ließ. Pitt's Rede vom 
2. April 1798: „Ich geſtehe gern zu, daß ich es für einen urjprüng: 
liben Mangel ver jegigen Bertheilungsart betrachte, daß feine perio- 
difhe Revifion angeorbnet worden war.’ Zu der Frage nad ver 
Katajtrirung kam er nicht; feine Anficht bezieht fich daher aud nur 
auf die Selbftihägung und den Steuerfuß. Rau hat alle Bedenken 
gegen die Grundjteuer genau aufgeführt ($. 304—316), ohne zu 
einem definitiven Refultat zu gelangen. Pfeiffer, II, 159, Walter, 
a. a. D. 126, Maurus, ©. 97 fg. bringen nichts Neues. 


B. Der Grundfteuerfuß. Seine Principien und feine 


Spiteme. 


(Der hiftoriihe, der finanzielle [Repartionsſteuerfuß] und der rationelle 


[Einfommen: und Katajtraljteuerfuß].) 


Nachdem nun das Grundfteuerjyitem im eigentlihen Sinne 


als die Gefammtheit von Grundjägen und Maßregeln, nady welchen 
die Steuerquelle vom Steuerobject getrennt und jelbitändig zum 
Zwecke der Beftenerung gemejjen wird, dargejtellt ift, wird der 
Grundfteuerfuß leicht verftändlich fein. 


Der Grundfteuerfuß ift jeinem formalen Begriffe nach der 


Antheil, den die Finanzen von dem dur das Grundfteuerver: 
fahren ermittelten Reineintommen als Steuer erheben. 


Das Brincip der Gleichheit der Steuer fordert nun, daß dieſer 
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Steuerfuß diefelbe Höhe habe, welche der Steuerfuß bei jeder 
andern Steuerart hat. Allein wie jchon bemerkt, ift diefe Höbe 
bei den andern Steuern theils jchwer, theil® gar nicht meßbar. 
Es bat ſich daher von felbft gemacht, daß diefer Steuerfuß ohne 
Nüdjiht auf die Höhe der andern Steuern bejtimmt worden ift, 
wobei jtet3 der Grundgedanke vorgewaltet hat, daß die Grund: 
fteuer von allen Steuern am leichteften zu übermwälzen jei. Daher 
ift der Grundjteuerfuß faft in der ganzen Welt der höchſte aller 
Steuerfuße, und dieje jeine Höhe ift um jo empfindlicher, als 
der Grundbeſitz gerade vermöge der Grundſteuerbemeſſung fih am 
ſchwerſten der Steuer entziehen Fann. Das Verhältniß ift dann 
auch der Grund, weshalb Feine einzige von allen Steuern von 
jeher jo mannichfachen Kampf und jo viele Unterjuchungen hervor: 
gerufen hat, als die Grundftener. Nur hat man merfwürdiger: 
meije dabei ftet3 die Vermeſſung, aber fait nie den Grundfteuerfuß 
zum Gegenjtand der Unterfuhung gemacht. Vorwiegend mag dies 
in dem Mangel an Unterſcheidung zwijchen Grunditeuerfuß und 
Grundjteuereinheit liegen. Indeſſen jegt ilt die Sache, glauben 
wir, ziemlich klar. Dennoch bedarf fie einer hiſtoriſchen Darftellung. 

Wir unterjcheiden zu diefem Ende den hiſtoriſchen, den 
finanziellen und den rationellen Grundjteuerfuß. Der Ueber: 
gang von dem einen zum andern beruht ſeinerſeits darauf, daß die 
Grundfteuervermefjung die Möglichkeit und die fteigende Forderung 
der Finanzen die Nothiwendigkeit einer Berechnung des Grundſteuer— 
fußes mit jeder Generation näher legen. 

a) Der hiſtoriſche Grundfteuerfuß ift der ftändiiche. Der: 
felbe entjteht einfach dadurd, daß die Landftände dem Landesherrn 
die ftändifche Steuer bewilligen, und nun dieſe ganze bewilligte 
Summe meijtens ganz ohne Vermeffung, immer ohne Berechnung 
des Neinertrags vertbeilen. Es ift felbitverftändlih, daß dabei 
Zufall und Willfür mwalteten; die wahre Quelle alles Uebels je: 
doch war das damit erzeugte Princip der Grundjteuerbefreiungen, 
indem die berrichenden Stände innerhalb ihrer Grundberrlichkeit 
wieder das Allod von den Bejigungen der Vaſallen und bäuer- 
lihen Hinterjaffen ſchieden, das erjtere auf biftoriihem Rechts— 
titel fteuerfrei erflärten und die ganze Grundſteuer auf die legten 
warfen. Die Folge war ein unverhältnißmäßig hoher Grund: 
jteuerfuß für die unfreien Beligungen, der namentlich im 18. Jahr: 
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hundert jeden Aufihwung der Landwirtbichaft bei den bäuerlichen 
Beligungen unmögli machte und dadurch die ganze Entwidelung 
der Staaten hemmte. Erſt in der Mitte des 18. Jahrhunderts 
zwingt die finanzielle Noth die Regierungen, gegenüber der Un: 
fähigfeit der bäuerlichen Befigungen, noch mehr Steuern zu zahlen, 
auch die grundherrlihen Grundftüde zur Steuer hberbeizuziehen. 
Das geſchah namentlich in Defterreih durch die obenerwähnten 
Grundjteuerregulirungen; in Franfreich gelangte man überhaupt 
nicht dazu, und in England hatte man es wegen der allgemeinen 
Land tax nicht nöthig, Während daher in England ſchon im 
18. Jahrhundert der rationelle Steuerfuß angeftrebt wird, ward 
Frankreich gezwungen, im Namen der Theorie eine ganz neue 
Bafis der Grunditeuer zu fordern; in den deutfchen Staaten aber 
begann nun der Kampf zwiichen dem bejteuerten und jteuerfreien 
Grund und Boden, deſſen jchließliches Ziel eben die Gleichheit des 
Grundfteuerfußes war, obgleih man vielmehr immer nur von 
der Grundfteuer im allgemeinen jprah. Mit diefen Gegenjäßen 
beginnt nun die Entwidelung der Grundfteuerfuße für das 19. Jahr: 
hundert. Und bier können wir jogleich den Charakter diejer Be: 
wegung jehr bejtimmt charakterijiren, denn während Frankreich 
den finanziellen Grundfteuerfuß zu Grunde legt, nimmt England 
den rationellen an, jedoch ohne die Katajtralvermeffung oder den 
Eintommenfteuerfuß, in Deutichland dagegen jiegt derjelbe, aber 
in Verbindung mit dem Kataſter als Kataftraljteuerfuß, jedoch mit 
beftändiger Neigung, diejen Kataftraliteuerfuß wieder mit dem 
finanziellen zu verbinden. So iſt au bier das formale Syftem 
zulegt der Inhalt der Geſchichte. 

b) Der finanzielle Steuerfuß ijt nun jeinem formalen Be- 
griffe nach derjenige, der als Steuerfuß jedes einzelnen Grund- 
ftüds entjtehbt, wenn der Staat vom Lande eine bejtimmte 
Gejammtjumme als Grundjteuer fordert und nun dieje Geſammt— 
jumme auf die einzelnen Grundjtüde vertheilt, aber ohne bei der 
Beftimmung jener gefammten Summe der Grundjteuer den Rein 
ertrag der Grundftüde, jondern nur das Bedürfniß der Finanzen 
zu Grunde zu legen. Man wird daher mit Recht diejen Steuerfuß 
aud den Repartitiongfteuerfuß nennen können. Es entjtehen 
dann die zwei Proceſſe der Vertheilung der Grundſteuer — der 
erite, der die Geſammtſumme, welche durch das Erforderniß des 
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Staats gebildet wird, auf die Landestheile vertheilt, der zweite, 
der den Theil diejer Steuer beftimmt, welde der Einzelne zu 
tragen bat. Es ift natürlich) im zweiten Theil diejes Proceſſes 
von großer Wichtigkeit, daß dieſe Vertheilung an den Einzelnen 
oder die „Umlegung“ (f. unten) auf Grundlage einer möglichit 
genauen Schägung und Mefjung geichehe; und da dieje am Ende 
doch nur durch den Katafter jo weit thunlich feitgeftellt werden 
fann, jo wird die finanzielle Beiteuerung bei der Jndividual- 
umlegung jtet3 der Form nad zur Katafterfteuer. Dem Wejen 
nach aber find beide dadurch jo jehr verjchieden, daß bei der erjten 
der Steuerfuß ohne NRüdjicht auf den Neinertrag der Grund: 
ftüde beftimmt wird, da die Gejammtjumme aufgebradht werden 
muß, mag der Reinertrag fein, welcher er will, was natürlich 
bei der rationellen Grundſteuer ausgeſchloſſen iſt. Es ift jehr 
wichtig, diefen weſentlichen Unterfchied feſtzuhalten. 

Denn in diefem Sinne umgelegt, ift ein finanzieller Steuer: 
fuß, da derjelbe unter Umftänden den ganzen Reinertrag des 
Grundftüds abjorbiren kann, nur dann vernünftigerweije denkbar, 
wenn man von dem Gedanken ausgeht, daß die Grundfteuer leicht 
überwälzt werden kann. Das nun war eben die dee der Phyfio- 
fratiichen Schule, und dieje Idee hat das franzöfische Grundſteuer— 
ſyſtem in den Jahren 1791 und 1798 zur Ausführung gebracht, 
auf die vage, durh Feine Vermeſſung begründete Annahme 
bin, daß der Gejanmtreinertrag des Grundes und Bodens etwa 
1200 Mill. Fres. betrage, und daß man davon 20 Proc. als 
Gejammtjteuerfumme von ganz Franfreih müſſe zahlen laſſen. 
Der Katajter von 1808 hatte daher auch nicht die Aufgabe, wie 
der deutiche, exit die Steuerjumme zu finden, ſondern nur die 
Bertheilung derjelben rationell einzurichten, was ſowol Hod als 
neuerdings Walker nicht erfannt haben. Darin nun lag der 
Mangel diejes Syftems für die Beitimmung des Grundftenerfußes, 
und diejer iſt es, den der rationelle Steuerfuß vermieden bat. 

c) Der rationelle Grundfteuerfuß gebt nun davon aus, 
den Gteuerfuß jedes einzelnen Grundftüds als einen feiten Pro— 
centantheil jeines Reinertrags aufzulegen. Diefer Grundfteuerfuß 
bat wieder zwei Formen, den Einfommen: und den Kataftral: 
fteuerfuß, den erften können wir den engliihen, den ziweiten den . 
Öfterreichifchen nennen, während die dritte Form, die preußische, 
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eine Verbindung beider if. Es fcheint von großer Wichtigkeit, 
diejelben einzeln zu bezeichnen. 

Der Einkommenfteuerfuß der Grundftener in England hat 
zur Aufgabe, das Reineinfommen aus Grund und Boden mit 
dem gleichen Steuerfuß zu belegen, wie jedes andere nachweis— 
bare Einfommen, weshalb eben die Grundfteuer in England dur 
bafjelbe Gejet beftimmt wird wie die Renten: und Erwerbiteuer. 
Allein diefem englifhen Grundfteuerfuß der Income tax mit feiner 
Sndividualumlegung fehlt die feite Meffung des Steuerobjects 
im Katafter, und dadurch verliert fie ihren wahren Werth. 

Der Kataftraljtenerfuß im eigentlichen Sinne dagegen beftimmt 
den Steuerfuß objectiv in Defterreich 16 Proc. des Kataftralein- 
fommens, jeit 1849 ein Drittel mehr, aljo gegenwärtig 21", Proc. 
des letztern, und die Gejammtgrundfteuer des Reiches ift demnach 
die Addition aller einzelnen Grundfteuerbeträge des Reiches. Hier 
hängt daher die Gejammteinnahme der Finanzen aus der Grund- 
ftener von den Einzelbeträgen ab, während bei der franzöjiichen 
Grundfteuer das Umgekehrte der Fall ift. 

Der große Mangel diefes Grundfteuerfußes befteht nun darin, 
daß, da die Geſtehungskoſten und die Verkaufspreiſe wechſeln, 
aus denen der Reinertrag gebildet ift, auch der an fich gleiche 
Kataftralfteuerfuß factifch eine ungleiche Beiteuerung ergibt. Um 
diefem Uebel zu begegnen, ift nun die legte Form der Beiteuerung 
des Grundfteuerfußes entjtanden, melde nad dem Geſetze von 
1861 feit 1865 in Preußen gilt, und feit dem Geſetze von 1868 
auch für Defterreih in eine allerdings noch nicht ganz nahe Aus: 
fiht genommen ift. 

Diefe nun beruht darauf, daß dem Grumdjteuerfuße aller: 
dings wie in Frankreich eine beftimmte Gefammtjumme zu Grunde 
gelegt wird, welche die Grundjtener aufzubringen bat, daß aber 
diefe Gefammtjumme nit wie in Franfreih nah dem Bedürfniß 
der Finanzen, jondern nach dem wirklich ermittelten durch— 
ſchnittlichen Reinertrage der Grundftüde feitgeftellt wird. Die 
Vertheilung folgt dann auf Grundlage nicht einer Selbitihägung, 
wie in England, fondern des Grundfteuerfatafters, wie in Deiter: 
reih, und zwar unter Mitwirkung der Gelbftbeiteuerung ge: 
meindeweije. 
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Mährend fih vie Literatur mit den obigen Grundformen und 
Principien des Steuerfußes gar nicht befhäftigt hat, hat fie die Frage 
nah der Höhe der Grundfteuer in abstracto jehr lebhaft behandelt, 
natürlih ohne zu einem feiten Refultate zu gelangen. Zuerft brachte 
man fie in Verbindung mit der Grundrente (j. oben); dann aber, 
und mit viel befjern Gründen, mit der Pichtigkeit der Bevölkerung. 
Namentlih Hoffmann bat (S. 132 fg.) mit Recht die Bevölkerungs— 
verbältniffe damit in Verbindung gebradt. Es ergibt ſich daraus 
das allgemeine und jehr wichtige Princip, dab der gleihe Fuß und 
Betrag der Grunpjteuer eine um jo höhere Beiteugrung enthält, je 
dünner, und eine um fo geringere, je dichter die Bevölkerung ift. 
Diefer Sag führt für die Beitimmung des Kataftralfußes auch bei 
Gleichheit des Ertrags zu fehr wichtigen Folgerungen, die im Folgen: 
den wieder aufgenommen werden. Es ijt beachtenswertb, daß auch 
die neuere Theorie ſich mit diefer Frage durchaus nicht beſchäftigt bat; 
anftatt deſſen jehr viel mit der Frage nah der Wirkung der Grund: 
fteuer im allgemeinen, wo die Grundſätze Ricardo's vielfah in den 
Vordergrund treten. Gebt man dagegen einen Schritt weiter, fo er: 
geben ſich zwei leitende Grundfäge für die Höhe der Grundſteuer. 
Zuerft bat die Höhe die Preisfteigerung der landwirthſchaftlichen Pro— 
ducte und damit die Höhe des Arbeitslohnes, oder aber, wo diejer 
nicht fteigen fann, die ſchlechte Ernährung des Volks zur Folge; und 
bier finden wir das Hauptargument dafür, daß jeder Staat feinen 
Grundfteuerfuß jo niedrig als möglich ſetzen ſoll. Zweitens mangelt 
dem deutſchen wie dem franzöfiiben Syiteme die Vergleihung des 
Fußes der Grundfteuer mit der Ermwerbiteuer; das hiſtoriſche Element 
wiegt viel zu jehr vor. Eine gründliche Unterjuhung der Grunpdfteuer 
mangelt und aber weſentlich deshalb, weil wir eben die Grundfteuer: 
fuße Deutjchlands noch gar nicht fennen. Hier wäre nod eine ebenfo 
große als dantbare Aufgabe zu erfüllen, 


C. Die Erhebung der Grunpdfteuer. 


Die Erhebung der Grundfteuer ift nun, wenn man die obigen 
Spiteme ins Auge faßt, jehr einfach. Wir unterfcheiden die Um: 
legung, die Zahlung und die Eintreibung der Grundftener. 

A. Die Umlegung ift nun bedingt duch das Grundfteuer: 
ſyſtem und bringt daffelbe praftifch zum Ausdrud. Bei der bifto- 
riſchen Grundfteuer ſowie bei der Kataftralgrundfteuer iſt fie ein 
einfacher amtlicher Act, der auch wol die (Individual:) Vorſchrei— 
bung der Steuerbeträge beißt. 

Diefe Umlegung der Grumbdfteuer gejchieht, indem dem 
Einzelnen amtlid die Anzeige des von ihm nad) Maßgabe feines 
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Katafterd zu zahlenden Gejammtjteuerbetrags gemacht wird. Der 
Negel nah mird diefe Umlegung zugleih als Ausjchreibung be— 
handelt, indem in der Anzeige zugleich der Ort der Zahlung und 
die Termine derjelben angegeben werden, ſodaß die einmalige Aus: 
ſchreibung als eine dauernde gilt und eine terminweiſe Ausjchrei- 
bung überflüfjig erjcheint. Nothwendig ift eine Erneuerung der 
individuellen Umlegung und Ausjhreibung nur dann, wenn ent: 
weder eine Kataftralumfchreibung ftattgefunden und der Steuer: 
betrag des Betreffenden dadurch eine Aenderung erfahren hat, oder 
wenn gejeglihe Modificationen in der Zahlung eintreten. 

Bei der Repartitionsjteuer dagegen findet, wie gelagt, eine 
doppelte Umlegung ftatt. Die erfte ift die nah Landſchaften und 
Gemeinden, die zweite ift die Jndividulumlegung. Natürlich fordert 
das jtetS ein Gejeg, welches die Summe der betreffenden Lands 
ſchafts- und Gemeindebeträge beftimmt, wobei als Grundfag gelten 
fol, daß die Reichsvertretung den Betrag der Landfchaft, die Landes: 
vertretung dagegen den Betrag der einzelnen Gemeinden feitftellt; 
die zweite dagegen fordert ein Geſetz, welches das Verfahren für 
diefe Individualvorfchreibung beftimmt. Es ift felbft in der ab: 
foluten Monarchie wol nicht denkbar, daß dies legtere ohne Zu— 
ziehung der Elemente der Selbjtbeiteuerung gejchehe, wodurch dieje 
Umlegung die Formen der folgenden Art annimmt. 

Bei der Einfommenbejteuerung nämlich beruht die ganze Um- 
legung auf der Selbitihägung und der durch die Organe ber 
Selbftbeitenerung dabei vorgenommenen Kritik derjelben. Es ift 
aber Klar, daß hier auch die Vorichreibung einen andern Charakter 
annimmt als bei den obigen Formen. Während fie nämlich bei 
dieſen als eine Verpflichtung des Grundes und Bodens erjcheint, 
die al3 Grundlaft auf jeden Beliger übergeht, iſt fie bei der Ein- 
fommenbefteuerung vielmehr eine perjönliche Verpflichtung des 
Beiteuerten und kann nur durch gejegliche Beftimmung und unter 
beftimmten Formen zu einer realen erhoben werden. Danach find 
au die Verhältniffe der Rüdjtände zu beftimmen. 

B. Die Zahlung muß in beftimmten, rationell in viertel- 
jährigen Terminen ftattfinden. Die Form der Zahlung muß ein- 
fach und verftändlich, fie ſelbſt aber von einer Quittung, am beften 
in einem eigenen Steuerbuche, begleitet jein. 

C. Die Eintreibung der Steuern enthält die Gejammtheit 
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der Acte, durch mweldhe die Zahlung erziwungen wird. Sie bat 
nur etwas Belonderes in Beziehung auf die Rüdftände, bei 
denen die Verzinfung des Nüdjtandsbetrages Grundjag fein follte, 
und auf die Steuern achläſſe, welche auf Elementarſchäden beruhen. 

Da die Steuerquelle beim Grundbeliß, der Ertrag überhaupt, 
von Naturgewalten abhängig it, jo gilt al3 Princip, daß, wo 
die Naturgewalt den Ertrag ganz oder theilweiſe ohne Schuld des 
Berpflichteten vernichtet, auch ein Steuererlaß nah Maßgabe des 
Schadens einzutreten bat. Dabei muß ein gejeglich vorgejchrie- 
benes Verfahren ftattfinden, durch welches ſowol das Borhanden: 
fein des Schadens als der Umfang defjelben beftimmt und infolge 
deſſen der Erlaß gegeben wird. Jede Grunditeuergefeßgebung hat 
darüber ihre beiondern Borjchriften. 

Grundſatz muß dabei fein, daß bei der Nepartitionsfteuer die 
Steuergemeinde zwar für den Steuernadhlaß haftet, aber auch — 
unter Berufung an den Landesausihuß — über ihn entjcheidet. 

Wo die Nichtzahlung ohne vorhergegangenen Schaden ein: 
tritt, da folgt die Steuereintreibung oder Erecution. Die Ein: 
treibung bat bier, vermöge der Natur des Steuerobject3, ver: 
jchtedene Grade. Der erite Grad ift die Mahnung, bei der die 
Mahnungsgelder oder Ganggelder zu zahlen jind; der zmeite 
Grad ijt das Einlager durch Militär; der dritte Grad erft ift der 
Verkauf, der wieder zuerjt mit der Pfändung der beweglichen 
Saden und der Sequejtration der Einkünfte beginnt, bis der 
eigentliche Verfauf eintritt. Weber alle diefe einzelnen Maßnahmen 
bejtimmen der Regel nad eigene Geſetze das Nähere. 


Die Formen der Umlegung in Steuerbühern u. f. w. find na: 
türlih für das praftifche Leben von großer Wichtigkeit und bier das 
ber ausführlihe Jnftructionen und faßliche Anordnungen nothwendig. 
Ueber das Verfahren in Defterreih ſ. Chlupp, a. a. D., ©. 90 fa. 
Ueber die Zahlung nah Naturalbeträgen, eifrig vertreten von Lotz, 
III, 216, Maldus, I, 208. 
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Dritte Art. 
Die Gebäudefleuer- 
I. Weſen und Elemente der Geſchichte. 


Die Gebäudeiteuer bildet die zweite Art der Grunditeuern, 
weil bei ihr das Kapital zwar ein unbeweglides ift, allein Er: 
werb und Reinertrag auf wejentlich andern Verhältniffen beruhen 
als bei der eigentlihen Grundſteuer. 

Die Gebäudefteuer bat jich erſt langjam von der eigentlichen 
Grundjteuer getrennt, und zwar beruht dies auf der hiſtoriſchen 
Entwidelung des Güterlebens. 

Urjprünglid war das Gebäude bei allen aderbautreibenden. 
Völkern jo eng mit der Landwirthichaft verbunden, daß ſelbſt die 
Wohnung des Menjchen nur als ein Beltandtheil der landwirth- 
ſchaftlichen Betriebsgebäude betrachtet ward. Wie die Wohnung 
daher nicht von der Landmwirthichaft, jo war auch der Reinertrag — 
der Gebäudeiteuer von dem des rundes und Bodens gar nicht 
zu unterfcheiden, und daher war an eine Trennung der Bejteuerung 
des Gebäudes von der des Feldes nicht zu denken. 

Alein fhon bei der eriten Entwidelung des gewerblichen 
Lebens, namentlid bei dem Entjtehen der Städte, die ja großen: 
theils auf aufänglich unfreien Boden gebaut waren, trat die jelb- 
ftändige Natur der Gebäude als Steuerobject jo deutlich hervor, 
daß wir faft gleichzeitig mit dem Beginn aller Steuern auc die 
Häuferfteuer als eine Nebenform der Grundſteuer entitehen jehen. 
Die folgende Gejhichte der Steuern bat nun diejen Standpunft 
nicht mehr verlaffen, und fo läßt fi bis auf die gegenwärtige 
Zeit eine jelbitändige und jehr bedeutſame Geihichte der Gebäudes 
jteuer verfolgen, die uns zugleih den Charakter des heutigen 
Syſtems und bei manden formalen Unterſchieden die wejentliche 
Gleichheit derjelben in allen Staaten Europas erklärt. 

Wir können diefe Geſchichte am Elarjten nach den drei Grund: 
formen der gegenwärtigen Gebäudeſteuer in die Epochen thrilen, 
die wir als die Gebäudegrundjteuer, die Gebäudellaffenjteuer und 
die Gebäudezinsfteuer bezeichnen. Auch bier ijt das theoretiſche 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 26 
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Syſtem nichts anderes als die wiſſenſchaftliche Formulirung der 
Arbeit des Geiſtes, welche wir die Geſchichte nennen. 

Alle Beſteuerung der Gebäude beginnt damit, das Haus 
als ſolches zu beſteuern, und zwar noch ohne Unterſchied ſeines 
Gebrauchs und Werthes, ohne Berechnung der Steuerkraft, als 
einfaches Analogon der urſprünglichen Grundſteuer. Das Haus 
als ſolches iſt die Steuereinheit, allerdings aber nur das Wohn: 
baus. Die Steuer felbit ift daher anfänglich auch gleih; nod it 
das gewerbliche Leben nicht jo meit entwidelt, um den Werth 
vom Gute unterjcheiden zu fünnen. Das Haus ijt ein Theil des 
Grundes und Bodens, und die Gebäudefteuer ericheint als eine 
Gebäudegrunditeuer. 

Die zweite Epoche der Gebäudeiteuer beginnt nun mit der 
Grundfteuerregulirung des 18. Jahrhunderts. Das Princip der: 
jelben, die Mefjung des Ertrags, wird naturgemäß auch auf die 
Gebäude angewendet, und ſofort ergibt ih, daß man die Ge: 
bäude in zwei Klaſſen eintheilen muß — diejenigen, welche an 
und für jich feinen Werth haben, jondern als Betriebsfapital für 
die Wirthichaft angejehen werden müſſen, und deren Ertrag daber 
in dem GErtrage der Wirthſchaft jchon angerechnet und mit der 
Steuer derjelben mitbejteuert ift —, und diejenigen, welche einen 
jelbftändigen Werth und Gebrauch bejigen, und daher auch als 
jelbftändige Steuerobjecte angejehen werden fünnen. Die Folge 
davon ift für die Beiteuerung, daß man nun auch für die Ge: 
bäude wenigſtens zwei Arten von Steuereinheiten, und für jede 
diejer Arten einen eigenen Steuerfuß aufitellen muß, wobei natür: 
lih wieder Unterarten möglih find. Wir nennen diefe beiden 
Hauptarten die Betriebd: und die Wohngebäude, und die Steuer: 
epoche, welche auf dieſem Unterjchiede in ihrem Steuerfpfteme 
beruht, die Epoche der Gebäudeflajjenfteuer. 

Mit der Entwidelung des jelbjtändigen gewerblichen und 
des Werthfapitals erjcheint nun, auch im Gebiete der Gebäude 
und Wohnungen diejelbe große Thatjache, welche mit dem Ende 
des 18. Jahrhunderts Europas Volkswirthſchaft zu regieren beginnt, 
die Theilung der Unternehmungen. Das Wohngebäude ift nicht mehr 
wie in der frübern Zeit blos ein integrirender Theil des wirth: 
ſchaftlichen Betriebes, jondern die Herftellung defjelben wird viel: 
mehr ein jelbitändiges Unternehmen. Das Haus ift aus einem 
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Theil eines Befiges zu einem jelbjtändigen Kapital geworden mit 
eigenem Ertrage; die Form, in der diefe Ertragsfähigfeit des 
Haufes zur Eriheinung gelangt, iſt die Miethe oder der Haus: 
zins, und e3 ijt daher naturgemäß, daß neben jeder andern jelb: 
tändigen Quelle der Einnahmen und der Unternehmungen auch 
das für den Hauszins gebaute Haus ein eigenes Stewerobject 
wird. Natürlich tritt damit gleichzeitig die Nothiwendigkeit hervor, 
für das neue Steuerobject, das Zinshaus, wieder eine andere 
Steuereinheit und einen andern Steuerfuß aufzuftellen, und jo 
entjteht die dritte Grundform der Gebäudefteuer, die Gebäude: 
jinsjteuer, an die fih nun wieder die Frage anſchließt, ob 
man nicht diefelbe vermöge der mweitern Beitimmung der Steuer: 
einheit und des GSteuerfußes zugleich zu einer Einkommenſteuer 
machen fann, da die Größe der Wohnung als eine der Haupt: 
ericheinungen des Reineinkommens zu gelten fcheint, jodaß auch 
die Öebäudezinsfteuer nicht mehr als eine einfache Steuer, fondern 
al3 ein Steuerſyſtem für jich auftritt, über deffen Werth und Form 
man fich allerdings noch keineswegs einig ilt. 

So bat ſich die Gebäudeftener mit der Volkswirthſchaft in 
Europa entwidelt und ift zu einem Syitem geworden, in welchem 
alle drei obigen Epochen in den gegenwärtigen drei Arten der 
Gebäudefteuer fortleben. Auf diefer Grundlage ift es nun nicht 
ſchwer, weder dieje Arten zu veritehen, noch auch das Gebäude: 
ſteuerſyſtem der einzelnen Staaten zu beurtheilen. 


Natürlih hat diefe Gebäudefteuer in jedem Staate wieder ihre 

. bejonvere Gejhichte; das herrſchende Princip ift aber unzweifelhaft, 
dab die Ausbildung des Zinsſteuerſyſtems in gleihem Verhältniß 
jteht zu der Entwidelung der Induſtrie der Städte, während das 
Klaſſenſyſtem vielmehr von dem Gewerbe abhängt und das Grund: 
ſteuerſyſtem als das landwirtbichaftliche bezeichnet werden muß. Die 
Elemente diejer Gefchichte für England bei Gneijt, „Englifhes Ber: 
faffungsrecht‘‘, IL, 790, und Node, „Britiſche Steuern”, S. 401, der 
die Häuferfteuer einfeitig ald Aufwandfteuer auffaßt; fur; aud bei 
Hübner, „Bericht des ftatiftiichen Centralbericht3”, 1858. Nr. 2. u. 34. 
Für die frühere Zeit Frankreichs fehlen uns ausreichende Angaben; 
vgl. jedoch Parieu, „Theorie de l'impôt“, I, 200 fg. Für Deutſch— 
land viel Material bei Lang, „Geſchichte der Steuern”, S. 60 fg. 
Das theoretiſche Verſtändniß der Gebäudefteuer beginnt in ver That 
erſt mit Adam Smith, der ald Grundlage verjelben den Unterſchied 
von Bodenrente und Baurente aufitellt und damit den Uebergang 
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von der Gebäudegrumpjteuer zur Klaffen: und im Princip auch zur 
Binsfteuer bildet. Allerdings berubte das zunächſt auf ven engliſchen 
Verbältniffen, wo ſchon damals die Miethe in den Städten und vie 
Pacht auf dem Lande die üblibe Form der Benubung waren. Von 
da bat ſich die Literatur eingebend mit dem Gegenftande bejcäftigt. 
Namentlich die deutiche Literatur hat jene Unteriheidung aufgenommen, 
während die engliſche fib mehr an die allgemeinen Principien ge: 
balten bat. S. Jakob ($. 624 fg. u. $. 1037 fa.) und Fulda 
($. 176). Sie fheiden wie Smith die Grundrente für den Grund 
und Boven, auf dem das Haus ſteht, und die Kapitalrente für das 
Baufapital, was aber zur Gonjequenz bat, daß die erftere eben der 
Gebäudefteuer nicht angebört, ſondern, wie gejagt, der Grundſteuer. 
Ricardo (‚‚Prineiples”, Kap. 14) unterjubt nur, auf wen bie Steuer 
fällt, auf ven Gigentbümer oder Miether, was natürlih gar nicht 
objectiv entichievden werden fann, da fie nur dann auf den Eigen: 
tbümer fällt, wenn jein Haus weniger wertb it, ala es ihn gefoftet 
bat; fällt fie auf ven Mietber, fo berechnet er fie mit der Mietbe in dem 
Verkehrspreiſe feines Erwerbd. J. Mill (Bub 5, Kap. 3) erklärt 
die Hausjteuer „für eine der gerechteſten Sieuern“; nur meint er 
falſch, daß fie nicht das Cinfommen aus den Häufern, jondern der 
durh die Wohnung gemachten Verausgabung jein fol. Yatob ftellt 
zuerft die Grundſätze für. die Aufitellung eines möglichſt genauen 
Gebäubdefatafters auf ($. 1039 fg.), wobei jedoch die Idee der Kata: 
ftrirung des Mietbzinfes viel zu jehr in den Hintergrund tritt. Lok 
bat fib (IL, 317) gegen die Gebäudeiteuer überbaupt erllärt, aus 
unzureichenven Vorjtellungen, namentlich bei Selbftbewohnung. Malchus 
bat fie mit Necht vertreten (5. 51). Begründung der Gebäudeſteuer 
durh den Kapitalwertb in mebrern deutichen Staaten bei Malchus, 
I, 236. Ein febr autes Reſumé und richtige Anfıichten findet man 
in ver „Beitfchrift des ſächſiſchen Statiſtiſchen Bureau“, a. a. O,, 
©. 27 fg. Was Wirth jagt (II, 439): „daß die Gebäudeſteuer als 
Einfommen: oder Kapitaljteuer behandelt werden müſſe“, um „gerecht“ 
zu fein, iſt untlar gedacht, aber richtig gefühlt; die Aufgabe des 
Katajters it e3 eben, das Einfommen aus dem im Gebäude jteben- 
den Kapital genau zu ermejjen und „gerecht‘’ zu vertbeilen. Daß „vie 
Anlegung einer Häuferjteuer nah dem Kataſter in einem größern 
Lande zu den ärgiten Berrüdungen führen muß“, iſt eine Pbraie; 
dies würde nah Wirth's eigener, nur nit Har gedachter Meinung 
nur dann der Fall jein, wenn der Steuerfuß ganz gleih und felten 
revidirt wäre, alfo nicht dur den Katajter an fi, ſondern durd die 
verkehrte Anwendung deſſelben. Mit Net eifert er dagegen wider 
die auf die Thüren und Feniter gelegte Gebäudefteuer. Nau hat das 
Gebiet weitläufig behanvelt, jedoch ohne recht zu einem feſten Ab: 
ſchluſſe zu kommen. II, 80 fg. mit viel Material aber wenig Spftem 
Hod, „Abgaben und Schulden”, ©. 199 fg. Pfeiffer, „Staatsein: 
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nabmen“, II, 108 .fg., haben Rau's Arbeit nicht eigentlih weiter ge: 
führt, Wober legterer feine Angaben hat (S. 184) ift ſchwer zu fagen. 
So gibt er den Grirag der öfterreihiichen Grundfteuer, auf Thaler 
veducirt, mit 46,654000 Thlr. und den der Gebäudefteuer mit 
15,491600 Thlr. an, während diejelben im Budget von 1870 mit 
36,476785 und 17,962414 Gulden jteben, allervingd ohne Zu: 
jhläge, die aber auch ın dem übrigen Burget nit gerechnet find. 
Die Gebäudejteuer betrug 1860—64 nur 10—13 Millionen. Ganz 
unyerftändlih üt, daß nah ©. 188 dieſe Gebäudefteuer 24 Proc. der 
Gejammtjumme der Reineinnahme der Finanzverwaltung in Defterreich 
fein ſoll. 


II. Charakter der Gebäudeiteuer in England, Frankreich 
und Deutſchland. 


Das Syſtem der Gebäupdeiteuer mit feinen drei großen Grup: 
pen, der Grund-, Klaffen: und Zinsjteuer der Gebäude hat nun 
allerdings nicht die Bedeutung, ebenjo wenig als das Eyjtem der 
Grundjteuer, daß die politiven Belteuerungen jih daran ans 
geichloffen haben. Dajjelbe muß vielmehr als Grundlage und 
Mupitab für die Beurtheilung der verjchiedenen Syiteme in Eng: 
land, Frankfreih und Deutſchland, und wie wir hoffen auch als 
das Ziel ihrer Entwidelung angejeben werden. Der Werth diejes 
Syſtems aber erjcheint erit dann, wenn man ſich vergegenmwärtigt, 
daß die Bezeichnung „Gebäudeſteuer“ in diefem allgemeinen Sinne 
wenig Werth hat, wenn man nicht dabei feithält, daß jede jener 
Arten wieder ihr eigenes Steuerobject, ihre eigene Steuereinheit 
und ihren eigenen Steuerfuß befigt, für welche wir uns nun einfach 
auf die Elemente der Gejeggebung beziehen dürfen. Dieje find 
folgende. 

In England beginnt die Häujerjteuer genau wie in Deutjch: 
land als jelbftändige Steuer der Wohnung des Grundbeſitzers; 
die Rauchhuhnſteuer (smook farthing, fumage, norm: fouage), 
die eine grundherrlihe Abgabe war, bis das Barlament 1662 das 
Herdftättegeld (chimney money) als erfte Häuferfteuer an den 
König bewilligte, an defjen Stelle 1695 (3. 4 Will et M. 39) die 
erſte Fenfterfteuer trat. Damit beginnt der Kampf um dieje eigent- 
lihe Gebäudeiteuer, die Inhabited houses duty, während die Ge— 
bäudegrundfteuer in die Land tax aufgenommen wurde, obwol 
fie bier nicht jelbjtändig berechnet erjcheint. Der Kampf gegen die 
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Senfterfteuer zieht fich das ganze 18. Jahrhundert hindurch; erft 
im Jahre 1851 ward fie gänzlich aufgehoben. Geſchichte bei 
Bladjtone I, 335. Gneift, IL, 798. Bode 464. Neben diejer 
Fenfterfteuer, die als eine Art der Assessed taxes angejehen 
wurde, und der Land tax erſcheint nun die Einfommenfteuer, 
welche eigentlich urjprünglich eine Gebäudezinsjteuer ijt, da ihr 
Dbject nit das Gebäude, ſondern das reine Einkommen (rak- 
rent) aus der Pacht ift, aber bald zur wirklichen Zinsfteuer wird, 
indem das reine Einfommen nah dem möglichen Pachtertrage 
bejtimmt wird. 5.6. Vict. 35; schedula A bei Gneiſt, ©. 795— 7%. 
England bat daher jegt in jeiner Land tax die Gebäudegrund: 
fteuer, in jeiner Income tax die Gebäudezinsiteuer; Die Gebäude: 
tlafienfteuer fehlt, und zwar indem alle Gebäude, die nicht wenigftens 
10 Pfd. St. jährlich werth find, befreit find. Ebenſo fehlt hier 
wie bei der Grundfteuer der Gebäudefteuerfatafter, indem nad 
dem Verfahren bei der Income tax die Einfhätung denjelben ver: 
tritt. Dies ift der größte Mangel in dem Spitem der englijchen 
Gebäudefteuer, den namentlich die preußijche, jomweit thunlich, ver: 
mieden bat. 

Einen wejentlih andern Charakter hat die Bejteuerung der 
Gebäude in Frankreich. Bor der Revolution war das Recht 
diefer Steuern ebenſo ungleich und örtlich gejtaltet wie in Deutſch— 
land. Die Revolution dagegen hat, wenngleich in eigenthbümlicher 
Meile, in der Gebäudefteuer die drei Hauptformen entwidelt, die 
wir aufgeftellt. Das erite Gejeg vom 3. Nov. 1791 nimmt noch 
die Gebäudejtener als Theil der Grundfteuer, und zwar fo, daß 
alle Gebäude, welche zu Vergnügungszweden der Eultur entzogen 
find, mit der höchſten Grundjteuer belegt werden, während alle 
andern Gebäude in zwei Klafjen geichieden find — Gebäude für ges 
werblichen Betrieb und Wohnhäuſer; die Steuerquelle wird dur 
Schätzung des Reinertrags jeit mehrern Jahren für beide in gleicher 
Weife gefunden, der Steuerfuß ift auch gleich, allein die Erhal— 
tungskoſten der erjtern werden mit 33%, Proc., die der legtern nur 
mit 25 Proc. vom Ertrage abgezogen. Neben diefer Gebäude: 
grundfteuer entjteht nun die Wohnungsiteuer in dem impöt per- 
sonnel et mobilier (Gejeß vom 23. Nov. 1790), deren Object nicht 
das Haus, jondern die Wohnung ift, und die von allen Bewohnern 
erhoben wird. Sie ift das Analogon der Gebäudezinsfteuer, als 
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das jie, offenbar verfehrterweile, nicht von dem Eigenthümer der 
Gebäude, jondern von dem Inwohner erhoben wird. Das Wieder: 
entitehen des Wohljtandes ließ dann auch die engliſche Inhabited 
houses duty in Frankreich als contribution portes et fenêtres 
durch Gejeg vom 24. Nov. 1798 plapfinden, deren Object und 
Einheit Thüren und Feniter, deren Steuerquelle das Einkommen 
des Inwohners ift, der beide zu zahlen bat. Es iſt formell klar, 
daß entweder das Gejeg von 1790 ausreicht und dann dieſe Thür: 
und Fenſterſteuer überflüſſig war, oder daß der impöt mobilier 
das perjönliche Einfommen nicht trifft, und dann dieſer impöt 
hätte wegfallen müjjen. Es iſt aber meritorisch Fein Zweifel, daß 
die Steuer durch ihr Object eine ganz faljche ift, da fie den Be: 
figer zwingt, vermöge der Steuer weniger Licht und Luft in die 
Mohnung zuzulaffen, ohne durch das durch die Thüren und Fenfter 
nicht zu mefjende Einkommen zu treffen. Die franzöfiihe Ge 
bäudefteuer ift außerdem eine Repartitionsftener, und der Steuer: 
fuß wird daher nicht do das Einkommen, fondern durch den 
Bedarf des Staatd gegeben, was gerade hier allen Regeln guter 
Beſteuerung widerjpridt. Sie muß daher im Princip und Aus: 
führung als die unvollfommenfte angejeben werden. 

Dagegen ift die preußifche Gebäudefteuer möglichit einfach, 
aber auch möglichſt unentwidelt. Bis auf die neuefte Zeit gab 
e3 feine jelbjtändige Gebäudeſteuer in Preußen, fondern jeder 
biftorijche Staatstheil hatte feine Syfteme der Gebäudebefteuerung, 
wie er jeine Syſteme der Grundfteuer hatte, ohne daß die Geſetz— 
gebung je die Sache ernjthaft in Erwägung gezogen hätte. Erſt 
als feit 1848 die Reform der Grundjtener vorgenommen wurde, 
ward auch ein neues Gebäudefteuergejeg verſprochen und diejes 
mit dem Grundfteuergefeg vom 21. Mai 1861 gleichzeitig erlaffen. 
Diejes Geſetz fcheidet die Gebäudegrundftener in der Form von der 
Gebäudellafienfteuer, daß es alle Beiriebsgebäude von den übrigen 
Gebäuden trennt; die erftern find dann von der Gebäudefteuer 
frei und fallen unter die Grundftener; die übrigen Gebäude zer: 
fallen in die gewerblichen Betriebsgebäude und die Wohngebäude; 
die erjtern haben einen Steuerfuß von 4 Proc. des Nutzungs— 
werthes, die legtern haben ihren eigenen Steuertarif. Der Mangel 
dieſes Gebäudefteueriyftems liegt offenbar darin, daß die genaue 
Scheidung der legten beiden Klaffen jo gut als unthunlich ift, 


408 
“ 


und daber jehr ungenaue Belteuerung namentlich da berausfommt, 
wo Betrieb und Wohnung fih unter demfelben Dache befinden. 
Auch wird bier das unjerer Ueberzeugung nad) einzig maßgebende 
Element, die Scheidung des Zinshaufes vom eigenen Haufe, nicht 
richtig verstanden, und ift trog aller Durchführungsverordnung aud) 
durch einen Gebäudefatajter nicht zu erjegen. Vgl. diefe Verord: 
nung über Ausführung jenes Gejeges bei Nönne, „Staatsrecht“, 
II, $. 482, Note. 

Wir glauben nun, daß die rationellite Form der Gebäude: 
fteuer die öfterreichifche ift, die ſich freilich erit jehr langſam ent: 
widelt hat. Im vorigen Jahrhundert jteht die Gebäubdeiteuer 
noch ganz auf dem Standpunkte der Grundjteuer, wofür das 
Censimento Milanese den Anlaß gab, indem es die Gebäude nur 
nah dem Flächeninhalt bejteuerte. Urſprünglich bielt auch der 
ftabile Katafter an diefem Gedanken feſt; aber jchon bei den eriten 
Meflungen ergab ſich die Unmöglichkeit, dies durchzuführen. So 
ward das Gebäudeſteuerſyſtem von der Grunditeuer durch das 
Patent vom 20. Dec. 1820 durchgreifend geſchieden, die gänzlich 
unbewohnbaren Gebäude den Grundfteuerfuß als Grbäudegrund: 
fteuer unterworfen, die Wohngebäude aber in die Klaſſen- und 
Zinsſteuer gejchieden und jo das gegenwärtige Syitem aufgeftellt. 
Wir können die Grundzüge defjelben als die an ſich rationellen 
bezeichnen. 


Die übrigen deutſchen Gebäudeſteuerſyſteme find uns nicht bin: 
länalih bekannt. Hervegen über Mürtemberg ©. 325 unverftinplic. 
Baden, Gejeg vom 18. Sept. 1810: Eteuer nah nur unklar ge: 
baltener Schägung; Negenauer, $. 268. Auch das ſächſiſche und 
bairiihe Häuferfteuergefeß beruben auf Vermengung der Gebäude:, 
Grunde und E.nfommenfteuer, wobei hartnädig der Mietbzins als 
Steuerobject und Quelle vermieden wird. Vgl. Rau, $. 349 fg. 


II. Die drei Arten der Gebäudeſteuer. 
1. Gebäudegrunpfteuer. 


Die Gebäudegrunditeuer ift demnach diejenige, welche bei dem 
Gebäude nichts anderes als Steuerobject betrachtet als die Grund: 
fläche, weil das Gebäude jelbit als Theil des Kapitals erfcheint, 
das in der Grund: oder Gewerbejteuer befteuert iſt. Daher find 
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alle Baulichkeiten, welche als Wohnung benugt werden, von der: 
jelben ausgejhloffen und gehören der folgenden Klaſſe. Die 
Steuereinheit ilt das Grundflähenmaß; der Steuerfuß der Grund: 
fteuerfuß; naturgemäß der höchſte. Eigene Schäßung nicht noth— 
wendig; die Kataltrirung dagegen follte ftreng durchgeführt werden, 
zwar nit für die Zmede der Finanzen, wohl aber für die des 
Grundbuhs und des Nealcredits. Daher fällt wieder diefe Grund: 
fteuer weg bei allen Wohngebäuden, bei welchen fih Räume be: 
finden, die nicht für den landwirtbichaftlihen Betrieb beftimmt 
find (Höfe, Fleine Gärten u. ſ. m.), weil fie im Ertrage der 
Wohnung mit enthalten find. Die ganze Gebäudegrundfteuer er: 
Iheint daher im Steueriyftem überhaupt nicht felbjtändig, ſondern 
verichmilzt mit der Grundfteuer. Anders die folgenden. 


2. Die Gebäudellafjenjteuer. 


Die Gebäudellafjeniteuer entiteht, wo das Gebäude zur Woh— 
nung des Bejteuerten und zugleich zum gewerblichen Betriebe 
defjelben beitimmt ift, fodaß die Benugung der Wohnung als 
ungejchiedener Theil der Gejammtauslagen diefes Betriebes er: 
Iheint. Eben diefe innere Verſchmelzung mit den Betriebslocali: 
täten, welche dur) die Erwerbjteuer befteuert werden, erzeugt nun 
die jelbftändige Gebäudeklaſſenſteuer als den Verſuch, den Rein: 
ertrag der Wohnung felbitändig von dem der Gewerbsbaulichkeiten 
zu ſcheiden. Die Grundfäße dafür find folgende. 

Die Steuerquelle ift der Reinertrag, den die eigene Benußung 
der Wohnung bringt. Ihre Größe ift natürlich eine verfchiedene 
je nad der Größe der Wohnungen jelbit. Das Verfahren, nad 
welchem die unendliche Berjchiedenheit in der Größe der Wohn: 
gebäude nach beftimmten durdichnittlihen Größen geordnet mwird, 
nennen wir auch bier die Klaffification der Wohngebäude. Der 
Zwed der Klafiification ift demnah, in der räumlichen Größe 
ein Maß für den NReinertrag zu gewinnen. Die auf diefe Weije 
gefundene Klafje ift dann die Steuereinheit, und die Klaflirung 
der einzelnen Häufer ift daneben das Analogon der Mefjung und 
Schäßung des Kataſtralverfahrens. Troßdem ift diefer der klaſſen— 
mäßigen Größe entipredhende Neinertrag jehr ſchwer durch eigene 
Schätzung zu beftimmen und erjcheint daher nicht als jelbftändige 
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Ziffer; der Steuerfuß kann mithin auch nicht als ein Procentjaß 
von dem fo ermittelten Flaffenmäßigen Reinertrag bejtimmt wer: 
den, Sondern wird als ein feiter Steuerbetrag nah den Klajjen 
aufgelegt. Für die Zahl der Klaffen gibt es fein an ſich gültiges 
Princip. Die Größe des Eaffeniteuermäßigen Betrags muß hervor: 
geben aus der Schägung des Werthes, den die Wohnung in den 
Gebäuden der Eafienmäßigen Größe für den Bewohnenden bat; 
von diefem Werthe it der NReinertrag zu beredhnen und nad 
diefem Reinertrage der Steuerfuß für die Klafje aufzuftellen. Diejer 
Steuerfuß darf dann nicht böber fein als der der Zinsſteuer, 
wenn man beide auf das gemeinjame Steuergrundmaß von hundert 
reduciren würde. Nur wird, da jener Werth nicht genau feit: 
geftellt werden kann, auch der Steuerfuß bei der Gebäudellajjen: 
fteuer nie ganz genau dem wahren Steuerfuß entjpredhen. Und 
das ift der Grund, weshalb man mit Necht danach jtrebt, die 
Klaffenjteuer bei Gebäuden joweit als irgend thunlich durch die 
Binsfteuer zu erjegen; nur dürfte eine gänzliche Auflöfung der 
erftern in die legtere, wenn fie überhaupt möglich ift, nur langjam 
und mit der größten Vorſicht vor ſich gehen. 

Die Einfhägung ift nun der Act, durch welchen das einzelne 
Gebäude in eine der gejeglihen Klafjen eingereiht wird (Klaſſi— 
rung, Klaifificirung). Damit ift für dafjelbe auch zugleich der 
Steuerbetrag beſtimmt. 

Der Gebäudellaffenfteuerfatafter enthält endlich die amtliche 
Aufzeichnung aller Gebäude, mit Eintragung derjelben nach den 
verjchiedenen Klajjen und dem daraus für jede einzelne Wohnung 
entfallenden Steuerbetrag. Die Umjchreibung bezeichnet entweder 
den Wechſel des Bejigers oder die Umgeftaltung des Objects; aus 
jener ergibt fich der jedesmal zur Zahlung Verpflichtete, aus diefer, 
wo jie ftattfindet, der Lebergang des Wohngebäudes aus einer Klaſſe 
in die andere und damit der Wechjel des Steuerbetrags für daffelbe. 


Dejterreihifches Patent vom 20. Dec. 1820. Die Steuereinbeit 
ift das Gebäude; die Klaifification nah der Fläbe und den Stod: 
werten; 12 Klaſſen; Steuerfuß feit; von 20 Kr. bis 30 Fl. ur: 
Iprünglid; jegt von 53%/, Kir. bis 8O Fl. Darftellung bei von Kremer, 
„Das Steuerweien Dejterreih8”, IT, 132. Chlupp, a. a.D., ©. 131 fa. 
Es mangelt bier wie bei der Grumpfteuer die Beweglichkeit durch 
Zbeilnabme der Gemeinde an der Umlequng. 
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3. Die Gebäudezinziteuer. 


Die Gebäudezinsfteuer entjteht da, wo das Erbauen von 
Wohnungen ein jelbitändiges Unternehmen wird, deſſen Roh- und 
Reinertrag auf dem Miethzins beruht. Für diefelbe find drei 
Punkte zu erwägen: die Grundjäge der Beiteuerung, die Bildung 
des Katafters und das BVerhältniß zur Gebäudeklaſſenſteuer. 

A. Die Gütereinheit als Grundlage für die Bemefjung der 
Steuereinheit it bier daher nicht mehr das Gebäude als folches, 
jondern die Wohnung, die zum Vermiethen beftimmt ift; das 
Gebäude ijt nur noch das Steuerobject, das durch die Einheit 
der Wohnungen gemefjen wird. Ungenau nennt man deshalb 
wol auch jene Gütereinheit oder das Gütermaß die Steuerein: 
heit, wie das Flächenmaß bei der Grundſteuer, obgleih es aud 
bier nur die Einheit des Steuerobject3 und nicht die der Steuer: 
quelle iſt. Es ijt nicht richtig, als Steuereinheit etwas anderes 
als die Wohnung zu jegen; jede andere Einheit, als Zimmerz, 
Fenfter- oder Thürenzahl, Flächenraum, ift darum falſch, weil 
die Größe des Roh- und Neinertrags, aljo der Steuerquelle, auf 
welche alles anfommt, von diejen Einheiten entweder gar nicht, 
wie bei Thüren und Fenitern, oder unbeftimmbar, wie bei 
Flächenraum und Zimmerzahl, abhängig ift. „Eine Wohnung“ 
aber ift eine für eine wirtbichaftliche Berjönlichkeit berechnete Ge: 
jammtheit von Wohnungsbejtandtbeilen; der Begriff derjelben kann 
nicht bezmweifelt werden; er läßt ebenjo viele Modificationen zu, 
als es wirtbihaftliche Perjönlichkeiten gibt, und reicht daher in 
jeder Beziehung als Einheit für die Meſſung der Gebäude aus. 

Die Steuerquelle ift nur der von dem Miethzins dem Eigen: 
thümer übrigbleibende Reinertrag, und das iſt ihr Unterſchied von 
der Form der franzöjifhen und engliihen Gebäudefteuer und 
Wohnungsfteuer, melde das Einlommen des Miethers treffen, 
und der preußijchen, weldhe das Einkommen des Eigenthümers 
ohne die Steuer feitiegen will. Da nun bier ein foldher Rein- 
ertrag berechnet werden kann, jo läßt ſich auch als (reine) Steuer: 
einheit die Decimalftele 100 als Grundlage des Steuerfußes 
bier vollfommen anwenden, und ebendadurd ift die Gebäudezins- 
fteuer eine jo richtige und rationelle Steuer. Das Berfahren ift 
dabei das regelmäßige. Der Robertrag wird gebildet durch die 
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Summe der Miethzinje, in melde der durchſchnittliche Zins der 
eigenen Wohnung hineingerechnet wird. Bon dieſem NRobertrage 
werden die durchſchnittlichen Beträge für Unterhaltung und fonftige 
Ausgaben einfach abgezogen; der Reit it der Reinertrag des 
Unternehmens und von diefem wird als Steuerfuß ein Procent: 
antheil bejtimmt, der, jo viel mal addirt, als der Neinertrag feine 
Steuereinheit von hundert enthält, den Steuerbetrag für das ein- 
zelne Gebäude ergibt. 

B. Da auf diefe Weile eine feite Größe der Steuerquelle 
durch den ſtets nachweisbaren Zins vorliegt, jo tritt bei der Ge: 
bäudezinsjteuer an die Stelle der Einfhägung ein jelbjtändiges 
Berfahren, dejjen Aufgabe es ift, für jedes Gebäude den Betrag 
bes Miethzinjes oder des Rohertrags genau und von Jahr zu Jahr 
feſtzuſtellen. Diejes Verfahren ruht auf folgenden Grundlagen: 

Der Gebäudezinsiteuerfatajter enthält die Aufzeihnung nicht 
blos aller Gebäude, jondern auch aller Wohnungen in diefen 
Gebäuden, und zwar mit Angabe der Räumlichkeiten, um den 
Umfang der Vermiethungen controliren zu können. Diejer Ge— 
bäudezinsfteuerfatafter ilt in den Händen des Steueramt3, 

Der Katajter enthält ferner die Angabe des Beligers über 
die Vermiethungen, die in bejtimmten (halbjährlichen) Terminen 
abgegeben werden muß. Dieſe Angabe muß neben der Haus: 
beſchreibung enthalten: 

a) die Namen der Miether, um durch Vergleihung mit der 

Perjonalmeldung die Richtigkeit controliren zu können; 

b) Die Dauer der Miethe-und den Ort, wohin der Ausziehende 

jih begeben bat; 

ec) die Miethpreije. 

Der Regel nad wird jede Steuerverwaltung zum Zweck diejer 
Angaben jelbit die nöthigen Formulare druden und vertheilen 
laſſen, eine Einrihtung, deren Zwedmäßigkeit ſich von felbft ver: 
fteht und daher einer weitern Erläuterung bier nicht bedarf. 

Darauf folgt von feiten des Steueramts die Bezeichnung des 
Steuerbetrags für das ganze Gebäude, nachdem die Angaben mit 
dem Katafter und, wo es nöthig jcheint, mit den frühern Angaben 
über die erzielten Miethpreife verglichen find. 

Es liegt im Begriff diefer Steuer, daß fie, auf den Mieth- 
zins als ihre Quelle gebaut, entweder ganz oder zum Theil weg— 
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fällt, wenn die Vermiethbung nicht oder nur zum Theil ftattfand. 
Berbeimlihungen und faljche Angaben fallen unter das Steuer: 
ſtrafrecht. 

C. Die einzige Schwierigkeit bei dieſer Steuer ift es nun, 
das Verhältniß zur Gebäubdellafjenfteuer, das im Princip einfach 
ift, auch in der Praris durdzuführen. Natürlich ift das ent- 
iheidend, da der Steuerfuß bei der Klafjenftener jehr gering, bei 
der Zinsſteuer jehr hoch ift. 

Man kann dafür zwei Wege einichlagen. Man kann entweder 
die einzelnen Häufer, je nad ihrer Beftimmung, oder man fann 
diefelben ortsweiſe der Zinsſteuer unterziehen, Offenbar iſt das 
eritere jchwer ausführbar, da die Vermiethung in lleinern Orten 
oft eine zufällige und vorübergehende ift. Es jegt daher eine 
jehr genaue Gontrole der Hausverhältniffe voraus, die mieder 
durch eine entwidelte Selbjtverwaltung der Gemeinde bedingt ift. 
Wo dieſe vorhanden ijt, iſt allerdings die Einzelbejtimmung der 
Zinsfteuer entſchieden richtig. Einfacher, aber auch roher ijt die 
Umlegung der Sinsfteuer je nad der Thatſache, ob die größere 
Anzahl der Häufer zum VBermiethen oder zum Selbſtgebrauche be- 
ftimmt it. Das legtere ift in Defterreih der Fall; natürlicy wird 
die Entwidelung der Selbjtverwaltung dieje Form auch hier bald 
überflüfig machen. 

D. Steuerbefreiungen wegen Neubauten und Umbauten müfjen 
als Verwaltungs: und nicht als Finanzmaßregeln beurtheilt werden. 


Das Spitem der öfterreihiiben Gebäudezinsſteuer ift einfah und 
gut bei Chlupp a. a. D., ©. 119 fg. Ausdehnung deſſelben 
©. 139 fa. 

Vierte Art. 
Die Kapitalrentenfleuer. 
I. Weſen und Elemente der Geſchichte. 


Mehr noch der hiftoriihe Gang der Dinge als der Streit 
der Theorie hat e8 bervorgebradt, daß die Kapitalrenteniteuer, 
ebenjo wie die eigentliche oder directe Einfommenjteuer, nicht blos 
die beftrittenfte, ſondern auch die untlarfte Art der Steuer ge— 


414 


worden ift. E3 wird daher nothwendig werden, mit um jo größerer 
Beitimmtheit das Weſen und den Inhalt derjelben bier auf: 
zuftellen. 

Der formale Begriff derjelben ift folgender. 

Die Kapitalrentenfteuer iſt eine zweite felbftändige Form der 
directen Steuer, indem auch fie ein bejtimmtes Güterobject bat, 
das Werthfapital, das fih wie der Grund und Boden mejjen 
läßt, und doch einen von dem SKapitale jelbitändig jcheivbaren 
Reinertrag befigt, der, nachdem er wie bei der Grundfteuer ge: 
Ihieden und mit der Steuereinheit gemefjen ilt, das eigentliche 
Steuerobject bildet. Die Kapitalrentenjtener ift daher die Steuer 
auf den NReinertrag eines jelbftändig daftehenden und mit jelb: 
ftändigem Reinertrag, der Kapitalsrente in der Form des Zinjes, 
verjebenen Werthfapitals. 

Nun gab e8 zu allen Zeiten ſolche jelbitändige, zinstragende 
Werthfapitalien, Dennoch gehört die Beiteuerung diejer Kapitalien 
erft der neueiten Zeit an, und iſt aud in diejer ernitlichjt be— 
ftritten. Um zu einem Refultate zu gelangen, wird es daher noth— 
wendig, zuerft die hiſtoriſche Grundlage derjelben zu charafterifiren, 
und dann den Inhalt und die Beurtheilung derjelben darzulegen. 

Es ijt nicht möglich, den Grund der Entitehung diefer Steuer 
auf die bloße Thatſache zurüdzuführen, daß erjt mit dem 19. Jahr— 
hundert das Werthfapital in hervortretender Weile einen Ertrag 
gefunden habe. Im Gegentbeil hat in früherer Zeit das Werth: 
fapital weit größern Zins gehabt als gegenwärtig. Allerdings 
jeben wir ausnahmsweiſe jchon jeit dem 15. Jahrhundert in 
einigen Städten den Gedanken einer Beiteuerung des Werthfapitals 
auftreten, allein nur als Theil der VBermögensiteuer; mit der Ent: 
widelung der leßtern zu einem Syſtem jelbitändiger Steuern ver— 
ihwindet die Belteuerung des Zinſes, jelbft das phyſiokratiſche 
Syitem denkt nicht daran; jogar die Anregung, die Adam Smith 
gibt, bleibt faft ein halbes Jahrhundert lang unbeachtet, und erft 
mit der Mitte des 19. Jahrhunderts beginnt der Gedanke einer 
Kapitalrentenfteuer wieder recht plapzugreifen. Es fcheint daher 
nicht zweifelhaft, daß der Grund dafür in allgemeinen wirtbichaft- 
lihen Berhältniffen gelegen babe. Und das iſt in der That 
der Fall. 

Der Unterjhied der Volkswirthſchaft unjerer Zeit von der 
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der frühern Epoche bejteht ohne Zweifel in dem Siege der großen 
Induftrie über das vereinzelte und Kleine Gewerbe. Die Bedingung 
diefes Sieges ift das große Kapital; die Folge ift ein großer 
Verdienſt dejjelben; die naturgemäße weitere Conjequenz aber die, 
diefes Kapital auch zur Steuer heranziehen zu wollen. Nun hatte 
der Entwidelungsgang der Theorie es mit fih gebradt, daß 
man ſich über das Weſen des Kapitals nicht recht einig war. Nur 
über zwei Dinge war man Far; zuerit daß das Einkommen des 
reichiten Theiles des Volkes auf dem Kapital beruht, und dann, 
daß man das Kapital als Steuerobject nur da aufführen kann, wo 
e3 in der Form einer bejtimmten Schuldurfunde auftritt, mit 
jeinem jelbitändigen Reinertrag als Zins. Es war nun jehr be: 
greiflih, dab man im Anfange zum Zwed der Befteuerung beide 
Thatjahen ungeihieden zujammenfaßte, und die Beiteuerung 
des Kapitals überhaupt, namentli aber nad engliſchem Bor: 
gange, als die „Einkommenſteuer“ bezeichnete, was natürlich zu 
vieler Unklarheit Anlaß gab, da ja jede Steuer eine „Einfommen= 
fteuer” ift. Es bat das Verſtändniß jehr verwirrt, daß demgemäß 
die Gefeggebungen mancher deutichen Staaten nad Englands Vor: 
gang als „Einkommenſteuergeſetze“ die Beiteuerung der Kapitals: 
vente mit der der directen Einfommenftener formell verbanden 
und dadurch die Voritellung erwedten, daß die Kapitalsrente den— 
jelben Charakter habe wie das Object der eigentlihen Einkommen— 
fteuer; und wir jtehen noch in der Epoche, wo dies von fehr 
vielen zu Grunde gelegt wird. Allein es ift Elar, daß dies falſch 
it, und daß das Kapital einen jehr verjchiedenen Charakter hat, 
je nachdem es in der lebendigen Production den Stoff eines 
Unternehmens hergibt oder eine einfache Darlehnsihuld ift. Wohl 
ward auch das von vielen Geſetzgebungen gefühlt, als fie im Laufe 
diejes Jahrhunderts, und namentlidy feit 1848, das Werthfapital 
überhaupt zu beiteuern begannen. Denn allenthalben jehen wir 
jene Unterjheidung in der Thatjache auftreten, daß das Unter: 
nehmungsfapital theils durch die erneute Erwerbſteuer, theils 
durch die directe oder eigentliche Einfommenfteuer, und daher mit 
einem ganz andern Steuerjyfteme getroffen wird als das Renten 
fapital, jodaß Einfommenjteuer und Rentenſteuer in den meiſten 
Fällen nebeneinander ftehen. Biele aber hielt der focialiftiiche 
Gedanke, den Belig des Rentenkapitals nicht unbeſteuert zu laſſen, 
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von dem ausſchließlichen Feſthalten an der eigentlichen Einfommen- 
fteuer ab, andere auch bejteuerten die Rente um der Steuer willen. 
Zur Haren Unterfheidung gelangte man nicht, und daher die jonft 
unerklärliche Erſcheinung, daß, während die eigentliche Einfommen: 
jteuer in einigen Ländern, wie Frankreich und Preußen, principiell 
anerfannt ward, in andern wieder diefe Steuer mit der Renten: 
jteuer verbunden ward, wie in Sachſen, während in noch andern, 
wie in Defterreih und England, die eigentliche Einfommenfteuer 
in der Anwendung auf die Gewerbefteuer neben der jelbitändigen 
Rentenfteuer erfcheint. Die Literatur iſt fih jeit 50 Jahren 
vollftändig uneinig, und daher ift das Gebiet das unfertigite in 
der ganzen Finanzwillenichaft und Praris, während es allerdings 
fein Zmeifel ift, daß man die Nentenfteuer ohne die eigentliche 
Einfommenfteuer jchwer verjtehen wird. 

E3 wird daher durdhaus nothwendig, ſchon bier diefe Unter: 
jheidung vorzunehmen und damit der Rentenſteuer ihren Plaß 
und ihren inhalt endgültig anzuweilen. Erſt dann ijt auch der 
Werth der legtern richtig zu beitimmen. 

Die eigentliche (directe) Einkommenſteuer hat zu ihrem Object 
das in der Production (als Analogon des Stoffes) durd die 
Unternehmung verwendete Kapital (Anlage und Betriebsfapital), 
das wir das Unternehbmungsfapitalnennen können. Dafjelbe 
it ein bejtändig in Werth, Form und Ertrag wechſelndes, ent: 
zieht fich deshalb einer feiten, objectiven Meſſung und kann nur 
durch die Selbitbeiteuerung richtig befteuert werden. 

Das Object der Rentenfteuer ift dagegen ein feftes, beftimmtes, 
mit jelbftändigem und meßbarem Ertrage (Zins) verjehenes Kapital, 
deſſen Größe und Borhandenfein öffentlich conftatirt und gemefjen 
werden, deſſen Erträgnijje als Zins ebenjo, nöthigenfalls auch ohne 
Selbitbefteuerung, feitgeitellt werden können, und das daher ein 
eigenes, von dem Unternehmungskapital jtreng gefchiedenes Steuer: 
object bildet, deſſen Steuerquelle der Zins, deffen Steuereinheit eine 
Decimaljtelle, defjen Steuerfuß ein Procentfag vom Zinsbetrage ift; 
und die Beiteuerung diejes ‚Renten: oder Schuldfapitals‘ bildet 
daher im ftrengen Unterſchied von der Beiteuerung des Unter: 
nebmungsfapitals die eigentliche Kapitalrentenfteuer als jelbjtän- 
diger Zweig der directen Steuern, mit denen fie alle Momente 
gemein bat. 
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Und jegt erſt ift es möglich, auf Grundlage diejer Form des 
Kapitals den Werth diefer Nentenfteuer zu unterjuden. 


Auch wir haben in der erften Auflage die Kapitalrentenjteuer 
nicht richtig verftanden und fie mit der eigentlihen Einkommenſteuer 
verjhmolzen, wie es gemöhnlih geſchieht. Es mangelte uns eben 
vie richtige Auffaffung des Kapitals in feinem Inhalt. Die beveu: 
tendjte Arbeit über den ganzen Gegenftand iſt Vocke's „‚Kapitalrenten: 
bejteuerung mit befonderer Rüdjiht auf Baiern“, (Preußiſche Bier: 
teljabrfchrift 1868) Heft I, 2. Leider bat er die eigentlihe Ein: 
fommenfteuer nit mit in Betracht gezogen. Hod und Pfeiffer haben 
hingegen die Sache faum weiter geprüft. Wir glauben nun, daß 
die folgenden Gefichtspunfte in Verbindung mit der eigentlichen Ein— 
fommenjteuer die Grundlage der Crörterung fein follten. 


I. Syſtem und Kritif der Kapitalrentenftener, 


(Beiteuerung des Conto corrents; Beiteuerung des Actiencoupong; 
eigentlihe Kapitalrentenjteuer). 


Wil man nun demnach die Kapitalrentenjteuer als felbitän- 
digen Theil der directen Steuer feititellen, jo hat das zwei Bor: 
ausfegungen. Zuerſt muß jie von der allgemeinen (directen) Ein- 
kommenſteuer definitiv gejchieden, und dann muß ihr fpecifiicher 
Inhalt feitgeitellt werden. 

Die Kapitalrentenfteuer unterjcheidet fih von der allgemeinen 
eigentlichen Einfommenfteuer dadurh, daß fie zu ihrem Object 
eine bejtimmte Summe, zu ihrer Quelle den Zinsertrag derjelben 
bat, während die eigentliche Einfommenfteuer, wie gejagt, fein 
jelbftändiges Kapital und feinen beftimmten Kapitalzins, jondern 
den Unternehmungsgewinn aus allen Formen des Kapitalbejiges 
bat. Die Scheidung ijt auf diefer Grundlage leicht zu vollziehen. 

Meint man nun aber die Kapitalrentenfteuer in dem obigen 
ganz beftimmten Sinne, jo enthält fie wieder drei gleichfalls be- 
ftimmte Berhältnifje, deren jedes für fich betrachtet werden muß. 
Nur können wir dabei nicht vermeiden, unjere Unterfheidung des 
Gredit3 bier zu Grunde zu legen. 

a. Kapitalrentenftener des Geſchäftscredits. Die erfte 
Form, in der ein beftimmt nachmweisbares Kapital Zinjen trägt, 
it das im Conto corrent laufende Kapital mit feinen Zinſen 
(Zinszahlen). Der Grund, weshalb das Kapital auf Conto corrent 
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zu jener Steuer nicht herbeigezogen werden kann, obwol es oft 
die beiten Zinfen trägt, befteht nicht in der Unmöglichkeit feiner 
Nahmeifung, jondern darin, daß es felbft einen Theil des Ge: 
ihäfts bildet, das für feinen Neinertrag bereits in der Erwerb: 
jteuer belaftet if. Selbft da, wo das ganze Geſchäft als Es— 
comptegefchäft nur auf Berzinfung des Kapitals berechnet ift, 
würde eine Beſteuerung dieſes Ertrags eine doppelte Beſteue— 
rung enthalten. Diefe Form der Kapitalrentenfteuer entfällt daher 
gänzlich. 

b. Befteuerung der Coupons und Dividenden aus den Actien. 
Die ſehr ernfte Frage nad der Beſteuerung der Coupons und 
Dividenden der Actien iſt formell fo leicht und einfach zu erledi: 
gen, daß der Zweifel an der Sade nur hijtoriich erllärt werden 
fann. In der That ift die Actie nichts anderes, als die Form, 
in welcher der Antheil des Actieninhabers an dem Unternehmungs: 
inftitut dargeftelt und Gegenftand eines jelbjtändigen Verkehrs 
mit diefem SKapitale if. Nun kann das Unternehmungsfapital 
überhaupt als ſolches nicht beftenert werden, jondern die Beſteue— 
rung feines Ertrags findet rationell nur ftatt in der Erwerbjleuer 
auf Actiengeſellſchaften, eine Steuer, die gar nichts anderes ift, 
al3 die Anwendung der Grundläße der Erwerbjteuer auf Unter: 
nehmungen, deren Kapital durch Actien gebildet wird. Wenn man 
daher den Coupon der Actie auch neben der Erwerbiteuer mit einer 
Steuer belegt, jo begeht man den groben Widerſpruch, einen Nein- 
ertrag zweimal zu beiteuern; denn die Vertheilung des Ertrags 
der Unternehmung als Dividende für die Actie findet ja überhaupt 
erft dann ftatt, wenn die Steuer für das Unternehmen ſelbſt von 
dem Reinertrage abgerechnet ift, ſodaß jeder Inhaber einer Actie 
ohnehin den Betrag der Erwerbſteuer an jeiner Dividende 
weniger befommt. Will man trogdem auf der Beftenerung der 
Actie bejtehen, jo muß man eben für jedes Gompagniegeichäft 
nebjt jener Ermwerbjteuer auch das Kapital ermitteln, und diejes 
mit dem Analogon der Nentenjteuer belegen; denn die Actienge: 
ſellſchaft ift nichts als eine andere Form der Erwerbsgeſellſchaft. 
Selbit bei garantirten Zinjen gibt es Feine Ausnahme, denn die 
Garantie jol nur das Minimum des Ertrags beftimmen und da= 
ber nur für die Feſtſtellung der Ermwerbfteuer einen Minimalbe— 
trag ergeben. Im Grunde ift auch dies nicht einmal richtig, wenn 
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die Actiengejelichaft die Verpflichtung bat, die gezahlte Summe 
zu verzinfen und zurüdzuerjtatten, da in diejem Falle die Garantie 
ja nicht3 anderes ift, als ein unter Gejtattung der Verwaltung 
vorausbehobener Fünftiger Unternehmungsgewinn. Wir finden 
aber gar feinen Grund, die Actie als ſolche zu beftenern; wir 
müfjen im Gegentheil jede Beltenerung derjelben für gänzlich ir: 
rationell erklären. Allerdings ijt aber dabei vorausgejeßt, daß 
die Unternehmung als ſolche durch die Erwerbſteuer getroffen 
wird. Und bier liegt die Erflärung dafür, daß troß des fonft 
unzweifelbaften Widerfpruchs, den die Beſteuerung des Actienvermö— 
gens enthält, diefelbe dennoch vertheidigt werden fann. Gerade 
die Actiengejellichaften find nämlich in ihrem Ertrage als Unter: 
nehmung ſehr ſchwer zu beurtheilen und es ijt Fein Zweifel, daß 
eben die Dividende der Actie die Steuerquelle, den Neinertrag, 
allein und unzweifelhaft meßbar binftellt. Die Erwerbsbefteuerung 
der Actiengeſellſchaften kann daher fehr füglich den Coupon treffen 
und diefe Couponjteuer ijt dann die rationellite Art der Befteue- 
rung der Actiengejellihaft al3 Form der Erwerbfteuer (ſ. unten). 
Allein alsdann ift dieſe Couponfteuer auch feine Kapitalren- 
tenfteuer, fondern fie ift eben eine Erwerbfteuer. Die erfte 
wichtige Conſequenz diejes Sabes, der nur jcheinbar ein formeller 
ift, ift dann die, daß neben der Couponfteuer nicht auch außer: 
dem eine Ermwerbiteuer auf die Actiengejellichaft gelegt werden 
darf, ohne in einen fchreienden Widerſpruch zu gerathen. Die 
zweite Gonjequenz ift, daß der Steuerfuß der Couponfteuer 
fih nicht nah dem einer Kapitalrentenftener, jondern nach dem 
der Erwerbfteuer richten muß. Die dritte und richtigfte Gonjes 
quenz aber ift die, daß jede Couponjteuer in diefem Sinne, nad 
Befeitigung der jonftigen Erwerbfteuer, nicht mehr eine Quotitäts-, 
jondern eine Repartitionsfteuer jein muß; das heißt, daß 
der Steuerbetrag, den die Actie zahlt, nicht eben ein gejeglicher 
und feftitehender fein darf, der ohne Nüdjicht auf den Neinertrag 
gefordert wird, fondern daß die Steuerbehörde jährlih nad 
Vorlage des Geſchäftsberichts mit jeinen Reinerträgnifjen die Ge: 
jammtjumme für die Gejellichaft feftitellt, welde dann der Erwerb: 
jtenerbetrag ift, und daß alsdann diefer Gejfammtbetrag auf die 
einzelnen Coupons von der Verwaltung der Gejellihaft vertheilt 
wird. In diefem Sinne vertreten wir die Couponftener entjchie: 
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den al3 Form der Erwerbjteuer, während mir fie eben fo ent: 
jchieden als Nentenfteuer verurtheilen müſſen. 

Das find nun die beiden erften Arten der Bejtenerung des 
jelbftändigen Kapitalertragse. Sie haben etwas miteinander ge= 
mein, wodurd fie fih vom Folgenden unterjheiden und was ihr 
eigentlihes Wejen ausmacht. Die Steuerquelle derjelben, der 
Ertrag de3 Kapitals, beruht auf der erwerbenden Thätigfeit des 
Belipers jelbit. Ebendeshalb find fie in der That Erwerbiteuern, 
und es ift gründlich falſch, fie überhaupt als Kapitaljteuern zu 
behandeln. Etwas anderes ift nun die dritte Form, die eigent: 
lihe Rentenfteuer. | 

c. Die eigentliche Kapitalrentenftener beruht darauf, daß der 
Bins eines Kapitals, jobald er von einem Schuldner einem Gläu— 
biger bezahlt wird, für den Gläubiger ein volllommen reines und 
jelbjtändiges Einkommen ift, da es ohne Arbeit. und Auslagen 
von diefem erhoben wird. Die Natur diefer Steuerquelle ift da— 
mit gegeben; ebenjo einfach it an fid) die Nätur des Steuerob: 
jects. Es ijt die Steuer von den Zinſen eines Darlehns, aljo 
eine3 Perjonal: und Realcredits, mit Ausschluß aller Formen des 
Geſchäftseredits. 

Als Object der Kapitalrentenſteuer kann demnach nur der 
Zins von einem ſolchen Darlehn gelten, welches eine beſtimmte 
und wenigſtens temporär dauernde Schuld bildet und zugleich als 
Zins einen Reinertrag abwirft. 

Dieſe Darlehn ſcheiden ſich nun in zwei Hauptformen, da die 
dritte, der reine Perſonalcredit, ſich der Beſteuerung entzieht, 
wejentlich jchon deshalb, weil er Feine dauernde Schuld enthält. 
Dieje beiden Formen find die Hypotheken und die Staats: 
Ihuldverjhreibungen. 

Der eigentlihe Irrthum, der diefer ganzen Steuer zum 
Grunde liegt, ift nämlich) ein doppelter. Zuerft meint man, 
der Zins eines Darlehens fei ein jonft unbejteuertes Neineintom: 
men, dann glaubt man, mit der Steuer die Kapitalbefiger und 
Renteninhaber zu treffen. Beides aber ift gänzlich falſch, und 
deshalb Fünnen wir uns nur ganz entjchieden gegen dieje Steuer 
erklären. | 

In der That ijt nämlich das zinstragende Kapital, gleichviel 
in welder Form, der Ueberihuß irgendeiner ertverbenden Thätig: 


421 


feit, welche bereits bejteuert war, als fie jenes Kapital bildete. 
Das Kapital, welches ich als Darlehn gebe, ift daher der Reſt 
eines bereits beftenerten Neinertrags; es ift ſchon vor 
dem Darlehn um fo viel geringer, al3 die Steuer auf einer Weber: 
rehnung, durch welche ich das Darlehnskapital erwarb; ohne diefe 
Steuer wäre e8 3. B. 140, vermöge berjelben habe ih nur 100 
übrig. Wenn ich daher jetzt 3 Proc. befomme, fo befteht die Be: 
theiligung an der Steuer darin, dab ich ohne diejelbe 7 Proc. 
gehabt haben würde. Der Zins, den ih für mein Kapital be: 
fomme, trägt daher den ganzen Betrag der directen und indi— 
recten Steuern, melde ich während der Kapitalbildung gezahlt 
babe, in der dadurch verminderten Kapitals: und Zinsſumme. 
Den Zins des nach der Beitenerung übrigbleibenden Ueberſchuſſes 
wieder bejteuern, heißt die Unternehmung zweimal bejteuenn. 

Dies num zeigt jih alsbald praktiſch darin, daß das Ueber: 
ſchußkapital ji weigert, noch einmal die Steuer zu tragen, und 
daß es demgemäß unthunlich ift, den zinsberechtigten Gläubiger 
zu treffen. Jede Kapitalrentenjteuer wird jtet3 von dem Schuld: 
ner, nie von dem Gläubiger getragen. Der Beweis liegt nahe. 

An ih iſt es gleihgültig, ſowol in welcher Weife die Schuld 
beftellt, al$ wer der Schuldner iſt, ob eine Privatperjon, eine 
Anftalt oder der Staat jelbjt. Die Gründe gegen die Anwendung 
der Kapitalrentenfteuer auf die Zinjen, welche der Staat für feine 
Obligationen zahlt, find troß ihrer großen Wichtigkeit durchaus 
von feiner bejondern Natur, jondern fallen mit denjenigen zus 
jammen, welde überhaupt gegen diefe Art der Veſteuerung auf⸗ 
geſtellt werden müſſen (ſ. unten). 

Die Steuereinheit iſt eine Decimaleinheit des Zinſenbetrags; 
natürlich gewöhnlich das Hundert. 

Der Steuerfuß läßt ſich in gar keiner Weiſe auf irgendeine 
abſolute Formel reduciren. Es iſt der Antheil, den der Staat 
als Steuer von jeder Steuereinheit der Kapitalzinſen fordert. 
Man kann höchſtens ſagen, das der Steuerfuß nicht ſo groß ſein 
darf, daß er das wirthſchaftliche Intereſſe an der Bildung eines 
zum Darlehn beſtimmten Kapitals hindert. Es iſt danach ein ſehr 
niedriger Steuerfuß, wenn als Kapitalrentenſteuer etwa fünf vom 
Hundert der Zinſen gefordert werden. 

Die Steuererhebung iſt nun ſehr leicht bei den auf Immo— 
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bilien rubenden und bei den in öffentlichen Documenten verbrieften 
Schulden. In beiden Fällen wird nur um der Erleichterung der 
Erhebung willen der Schuldner als Steuerzahlender geſetzt, ſodaß 
derjelbe den Betrag der Steuer dem Gläubiger als gejchehene 
Binszahlung in Verrechnung zu bringen hat. Die Quittung der 
Steuerkafje gilt dann als Zinsquittung. 

Dieſe ganze Steuer hat demnach auf den erſten Blid vieles 
für fih. Die Steuerquelle ift rationell; das Object iſt wenigitens 
bei den Immobiliar- und öffentlihen Schulden klar; die Einhe— 
bung bat wenigitens bier feine Schwierigkeit, und es jcheint, daß 
diefe Steuer, namentlich wenn jie mit geringem Steuerfuße feit: 
geftellt wird, auch für den Kapitalverkehr Feine Uebelftände habe. 

Dennoch erjcheint diefe ganze Steuer, injofern fie neben der 
Berftenerung des Geſammteinkommens ſteht oder als einzige Form 
der Einkommenbejtenerung geſetzt wird, als eine den Geſetzen des 
Werths und den höhern Forderungen des Verkehrs durchaus nicht 
entiprechende. 

Die thatfählihe Folge der Kapitalrentenftener ift daher, daß 
nicht etwa der Kapitalift, jondern daß der Unternehmer, der das 
Kapital Leiht, die Steuer trägt und ihren Betrag produciren muß. 
Sie wirkt daher einfach als eine Erhöhung der Erwerbs: 
teuer. Und das fol fie eben nicht. 

Geſetzt aber, es gelänge, den Gläubiger zur wirklichen Tra: 
gung der Steuer anzuhalten, jo würde die in der Verminderung 
der Zinſen liegende Verminderung des Werths der Kapitalien nur 
eine Verminderung des Angebots von Kapital zur Folge haben, 
oder der Credit der Geldfuchenden würde mindejtens um den Be: 
trag der Fapitalifirten Steuer für jede Steuereinheit jinfen. Der 
Nachtheil, der daraus erwächſt, erjcheint für den Einzelnen in den 
vermehrten Koſten der Kapitalaufnahme, für den Staat einfach 
in dem Sinken der Curſe feiner Obligationen um den obigen Be: 
trag. Es ijt daher auch bier einleuchtend, daß der Schuldner der 
wirflihen Zahlung der Steuer durchaus nicht entgehen kann und 
daß die Kapitalrentenſteuer einen vergeblichen Kampf mit den Ge: 
jeßen des Werths der Kapitalien Fämpft, der rationell nur durch 
die völlige Aufhebung diefer Steuer zu bejeitigen ift. 

Zu dieſem principiellen Widerfpruch kommt der praktiiche, 
daß es durchaus unmöglich iſt, die Privatdarlehen, die nicht durch 
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öffentlichen Act feftgeftellt find, der Steuer zu unterziehen, da 
bier Schuld und Zinfen für den Staat gleich) unfindbar bleiben. 
Die Kapitalrentenfteuer ruht daher factiſch nur auf einem Theile 
der Renten. 

Endlid) Teuchtet ein, daß das Neineinfommen aus Zinfen 
durchaus Feine andere Natur hat als jedes andere Reineinkommen. 
Wenn daher neben der Kapitalrentenfteuer eine eigentliche Ein: 
fommenfteuer nicht beſteht, fo ift es ein Widerfpruch, nur eine 
Art des Neineinfommens befteuern, die andere aber unbejteuert 
lafjen zu wollen. Beſteht aber eine folche zweite eigentlihe Ein: 
kommenſteuer, jo iſt es nicht minder Har, daß es ein Wider: 
ſpruch it, einen andern Steuerfuß und andere Steuereinheiten 
für die Kapitalrentenjteuer als für das eigentliche Neineinfommen 
feftzuftellen. Sept man aber diejelbe Steuereinheit und denjelben 
Steuerfuß für beide, wie es allein richtig ift, jo ijt eben durch— 
aus fein Grund denkbar, zwei Formen der Steuer auf das Ein: 
fommen zu jeßen, jondern es ergibt ſich, daß die jelbjtändige Ka— 
pitalrentenfteuer eben eine verkehrte Form der Befteuerung ift und 
nur als wejentlihes Moment für die Beſtimmung der eigentlichen 
Einfommenfteuer gebraucht werden kann. 

Der Gedanke endlich, alle dieje ebelftände und Widerfprüche 
dadurch zu bejeitigen, daß man den Steuerfuß fehr gering anſetzt, 
it im Grunde eine Armutbserflärung der Wiflenjchaft und der 
Praris. Ale Kapitalrentenfteuer kann in der That nur gelten 
als eine unklare Form der eigentlihen Einfommenfteuer; jie ift 
als ſolche auch entjtanden, und wo fie ift, Kann fie nur als Ueber: 
gang zu der legtern, als eine leichte aber auch gründlich verfehlte 
Löfung der Aufgabe der Tegtern angejehen werden, wenn man 
ih nicht auf den rohen Standpunkt der jocialiftiichen Beſteue— 
rung ftellen will, ein Einkommen blos deshalb zu bejtenern, weil 
es da ift, und damit das Entftehen der Kapitalien felbft zu be— 
drohen. 


Dan wird wol aus dem Dbigen entnehmen, weshalb wir uns 
in feine Kritit der bisherigen ziemlich reihen Literatur, wie fie na= 
mentlihb Rau II. 377 ja. mittbeilt, einlafjen können. Gelbjt Hod 
in feinen „Abgaben und Schulden‘ hat es zu feinem greifbaren Re: 
jultate gebracht. Pfeiffer, Darftellung II, 5.229 fg., liefert den Be: 
weis, dab man mit dem rein formalen Nebeneinander von Zins: 
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Die Actienbefteuerung bat er ganz weggelafien, obgleih bier Diesel 
in feiner tüchtigen Arbeit „Beſteuerung der Actiengejellihaften” die 
Babn gebroden. Hätte der leptere den Begriff der Ermerbiteuer feit: 
gehalten, jo würde er jhon damals die Frage im wejentlihen erle: 
digt haben. Uebrigens hat ſchon Bierjal, „Ueber Beſteuerung“, ©. 17, 
den obigen Grundjag ausgefprohen und Bode venfelben a. a. D., 
S. 283 kurz und entfcheidend begründet; gejeglih find daher aud) 
in Würtemberg, Sahjen und Baden die Actienerträgnijle (Diviven: 
den) der Nentenfteuer nur fo weit unterworfen, al3 fie nit von der 
Gewerbefteuer getroffen find. Aehnlich in Weimar, Völkl, ©. 284. 


III, Bofitive Geſetzgebung. 


Aus diefem eigenthümlichen Verhältniß der Kapitalrenten: 
fteuer als hiftorifche Vorbereitung der eigentlichen Einkommenſteuer 
wird es fih nun leicht erklären, weshalb die Einkommenſteuer— 
Gefeßgebungen ihrerfeits einen jo höchſt verjchiedenen Standpunkt 
für diefes Gebiet innehalten. Es iſt von Werth, denjelben in Für: 
zeiter Form bier zu bezeichnen. 

England ijt das erſte Land, welches den Gedanken einer 
Einfommenfteuer überhaupt gefaßt hat. Es führte denjelben aber 
aus, indem es jeden Zweig des Einkommens jelbjtändig befteuerte. 
Das geſchah bereits in der Land tax, 38 Geo. III. 5. Die Ren: 
tenjteuer erjchien bier als dritte Klaſſe und ward erhoben durch 
Abzug des zinszahlenden Schuldners an den Gläubiger. Die 
neuelncome and Property tax, 5. 6., Vict. 35 fteht im wejent: 
lihen auf demjelben Standpunkte. England hat danadı Feine 
eigentliche Einfommenfteuer ; die Beitenerung der Kapitalsrente, 
welche offenbar den deutſchen Einfommenfteuern zu Grunde lag, 
geihah bier durch zwei Mittel. Bei den Hypotheken dadurd, 
daß der Beliger den Betrag der Steuer auf die bypothecirte 
Summe und ohne Zins abziehen follte (Sched. A.); bei den 
öffentlichen Renten, indem der Staat auf die Coupons fowol der 
Staatsjhulden als der Gejellihaften unmittelbar die Steuer auf: 
legte. So ift die Couponſteuer entitanden. Natürlich Tonnte 
man num nicht noch daneben eine allgemeine Einfommenfteuer 
aufitellen, da namentlich die Erwerbfteuer ſchon in der Einkom— 
menfteuerform erhoben wurde (Sched. D. u. E. f. unten). An 
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diefe Form bat ſich namentlich Defterreich in jeinem Einkommen— 
ftenergefeg von 1840 angefchloffen. Das Element der allgemeinen 
Einfommenfleuer it bier verſchwunden. 

Frankreich dagegen hat gar Feine Einfommenfteuer, weder 
eine allgemeine — denn die contribution personnelle iſt ein höchſt 
dürftiger Nepräjentant diefer Steuer und gehört zugleich der in: 
directen Beitenerung, ebenfo wie die contribution mobiliere — 
noch auch eine Kapitalrentenfteuer; das unvolllommene Surrogat 
der letztern liegt in.-dem Princip der Nepartition, welche das 
Einkommenſteuerweſen überhaupt erjegen joll. 

Preußen endlich hat feine allgemeine Einfommenftener feit 
1850 ohne Kapitalrentenſteuer eingeführt und fteht ebenfo bier 
auf dem allein richtigen Standpunkte; dagegen erjcheint die Be— 
fteuerung der Actie als nicht rationell. — Mehrere andere deutjche 
Staaten haben dann die Befteuerung der Kapitalsrente noh neben 
der allgemeinen Beſteuerung, wenn and mit jehr niedrigem Fuße, 
eingeführt. Man kann das wol nur ein nicht ſyſtematiſches Er: 
periment nennen. 


Ueber England j. Gneijt „Engliihes Verfaſſungsrecht“ II, 
796 fg. u. Vocke's „Geſchichtliche Entwidelung britiiher Steuern‘ 
©. 505 fa.; derfelbe hat jedoch das Mefen der Erwerbiteuern nicht 
gehörig gewürdigt. 

Das öjterreihifche Einfommenfteuergefeg vom 29. Det. 1849, 
ausgedehnt auf Ungarn 25. April 1850, Siebenbürgen und Dal: 
matien 1851, Kroatien und Slawonien 1852 und mit einigen Ver: 
änderungen in Stalien feit 1851, hat die Grundlage des englifchen 
Geſetzes in eigenthümliher Weife zu einem ganz felbjtändigen Syſteme 
verarbeitet. Die Einfommenbefteuerung zerfällt nämlih bier in zwei 
große Gruppen. Die erjte Gruppe wird von allen Grundbeſitzern 
gebilvet; bier ift die Steuereinheit die Grund: und Häuferfteuer und 
der Steuerfuß ift ein Zufchlag von 33, Proc. diefer Steuer. Dieſer 
Theil wird daher als Grunpdfteuer umgelegt und erhoben und ift in 
der That ebenfo wenig wie die englifhe Income tax unter 1 eine 
Reineintommenfteuer, fondern, da fie gar nit nad dem Reinein: 
tommen fragt, eine organische Erhöhung der Grundfteuer. Die zweite 
Gruppe enthält drei Klafjen. Die erjte Klaſſe ift die Beſteuerung 
der in der Gewerbjteuer bereits bejteuerten Gewerbe, zu melden noch 
das Einfommen der Berg: und Hüttenwerfe und der Pachtung hinzu— 
gefent ift. Steuerfuß: 5 Proc. des befannten Reinertragd. Die zweite 
Klaſſe ift eine Erſatzſteuer für diejenigen Ermwerböformen, welde ber 
Ermwerbjteuer nicht unterliegen, daher einige Gewerbe, alle öffentlichen 
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Aemter, Arbeiten und Dienjtleiftungen, namentlich der freie Erwerb, 
Skhriftiteller, Aerzte u. ſ. w.; bier ift die Steuereinheit eine Decimal: 
jtelle des (Brutto:) Einlommens und der Steuerfuß von 600— 1000 Fl. 
jährlich PBroc., von je taufend mebr 1 Proc. mehr, über 10000 AI. 
10 Proc. Dabei ift denn natürlih eine große Belaſtung des mitt: 
lern Bruttoeinlommens gegenüber dem Heinen bis 1000 Fl. nicht zu 
verfennen, namentlih bei Beamten, die ihr Bruttoeinfommen ganz 
genau angeben müſſen. Die dritte Klafje endli enthält die Steuer 
auf die Zinfen von allen Arten von Schulden und die Leibrenten., 
Steuereinheit 100; Steuerfuß 5 Proc. Derjenige Theil, der bier 
als Erfat der Gewerbiteuer angejeben werden muß, und der dritte 
Theil erjcheinen bier vollkommen rationell gebildet. Im erjten Theile 
ift der Zuſat weſentlich, daß die Ermwerbjteuer in den Einkommen— 
jteuerbetrag bineingerehnet wird. Nur iſt dabei der Unterfhied der 
zweiten Klaſſe von der erjten nicht motivirt. 

63 ijt Har, daß bier der Ausprud „Einkommenſteuer“ die ganze 
Auffaffung vermwirren mußte und verwirrt hat, indem gerade das, 
was derſelbe bezeichnet, die eigentliche Eintommenjteuer, fehlt. Uebri— 
gens it die Gouponjteuer in feinem Staate in jo harter und ir: 
rationeller Weife ausgedehnt wie in Defterreih. Nachdem nämlich 
durch das Geſetz vom 20. Juni 1868, betreffend die Convertirung der 
Staatsjhuld, die Nominalbeträge blieben, jtellt ih rehnungsmähig 
der Steuerfuß auf die verjchiedenen Arten der öffentlihen Sculven 
auf 7, 10, 15, 16 und jelbit 20 Proc. heraus! Wal, Compaß, 
„Jahrbuch für Handel :c. für 1869”, S. 179. Aehnliches gibt es in 
Europa unſers Wiſſens nicht. 

In Baiern bejteht die doppelte Befteuerung der Kapitalsrenten 
(f. unten) und die jedes reinen Cinfommens außerdem; im Grunde 
ein Widerſpruch, da die zweite Steuer die Nente zum zweiten mal 
trifft. Hauff, Bairiihe Gejeggebung”, $. 398 fg. Objeet ift jedes 
rentirende bewegliche Vermögen; Steuereinheit ijt der Gulden; Steuer: 
fuß ift 1 Ar. per Gulden; bis 20 Fl. Nenten frei; von 20 bis 
100 Fl. Kr. per Gulden. Es ift offenbar fein rationeller Grund 
“denkbar, weshalb bier ein anderer Steuerfuß gilt als bei der Einkommen— 
jteuer. Vgl. Hauff, „Bairiſche Gejeggebung“, $. 398. Cine genaue 
Analyfe mit Tert und Commentar bei Gerjtner, „Das bairifhe Ein: 
fommen: und Sapitalrentenjteuergefeg vom 31. Mai 1856”. 

In Sachſen befteht die Rentenſteuer als ein befonderer Theil 
der Perjonaljteuer durh das Geſetz vom 23. April 1850. Die Ber: 
jonaljteuer überhaupt ift bier nicht3 anderes als die auf den freien 
Grwerb beredhnete Gewerbiteuer; ſie trifft Beamte, Gelehrte, Prävdi: 
catijten, Gebülfen und Diener und die Perſonen, welche von feiner 
andern Steuer getroffen werden; dann Nentenbefiter. Hier ift die: 
jelbe Verfhmelzung wie in der englifhen und öfterreihifchen Geſetz— 
gebung. ©. Judeich, „Die Nentenjteuer im Nönigreihe Sachſen“ 
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(Dresden, ohne Jahrzahl). Das jähliihe Nentengefep bat eine fehr 
gute Darftellung erfahren von Judeich. UObject find eigentlih nur 
Nenten, Zinjen und Dividenden; der Verfaſſer tommt aber zu dem 
wohlmotivirten Schlußſatz: „daß alles Einkommen, welches unter keiner 
andern Abtbeilung der Grund: oder Perſonalſteuer zu begreifen iſt, 
ein Object der Nentenfteuer bildet” (S. 31). In der That erfcheint 
die ſächſiſche Rentenſteuer vielmehr als eine Neineintommenjteuer, 
deren Haupttheil allerdings die Rentenſteuer bildet. Der Steuerfuf 
wird nach einer Glaflification des Einkommens gebildet, deren erite 
Klaſſe, 20 —50 Thlr. Rente, mit 6 Ngr., deren lebte (ſechsund— 
dreißigite), 4800— 5000 Thlr., mit 130 Thlrn. jährlich beleat iſt. 
Die geſchichtliche Einleitung, die der Berfafler $. 2 gibt, iſt vor: 
trefflih, wenn auch kurz; eine Bergleihung mit andern Steuern lag 
leiver außer dem Plane, 

In Weimar ift das Einfommenfteuergejeg von 29. April 1821 » 
wie die preußische claffificirte Einkommenſteuer und der zweite Theil 
der bairishen Eintommenjteuer eine reine directe Steuer auf das Ein: 
fommen überhaupt. Bol. Reden, „Finanzftatiftit‘, I, 1596. 

In Hannover hat die Einfommenfteuer von 1834 vdenjelben 
Charalter. Reden, I, 742. Princip jedoch, daß das Cinlommen 
nicht ſchon durch andere directe Steuern getroffen it. Steuerfuß 
21/, Proc. (England). 

Die preußische Eintommenfteuer:Gefeggebung fann erft bei der Gin: 
fommenjteuer dargeftellt "werden. Ausführlihe und trefflich gearbei: 
tete Darjtellung der Gejepgebung der Feinern deutihen Staaten bei 
Bode, Tüb. BVierteljahrfehrift, |. unten. 


Fünfte Art. 
Die Srwerbitener. 


Allgemeiner Begriff. Die drei Arten und ihr Syſtem. 
Das Princip der Geſchichte der Erwerbtener. 


Auch bei der Erwerbfteuer als fünfter Grundform der directen 
Steuer wird es nun nothiwendig, um die großen Verſchiedenheiten 
zu beherrichen, welche jowol in der politiven Gejeßgebung als 
in der Theorie über diejelbe ftattfinden, zuerjt die ganz einfache 
und formelle Begriffsbeitimmung derjelben binzuftellen und auf 
diefe dann alle jene Unterichiede zurüdzuführen. Steht dieje ein: 
mal feit, jo glauben wir, auch über die Erwerbjteuer zu einem 
definitiven NRefultate gelangen zu können. 
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Während nämlich die Grumdftener das unbewegliche und. die 
Nentenftener das Werthfapital zum Steuerobject bat, entjteht das 
Steuerobject der Erwerbſteuer, indem die perſönliche Thätigfeit 
zu dem Werthfapital binzutritt und aus demjelben neue Producte 
mit neuen Werthen erzeugt. Wir nennen eine jolde Production, 
die von einer einzelnen Wirthichaft ausgeht, im weitelten Sinne 
ein Unternehmen und die durch die perjönliche Thätigfeit er: 
reichte Production den wirtbichaftliden Erwerb im weitern Sinne, 
die Steuer aber, welche diejes Unternehmen zum Steuerobject und 
den Erwerb aus demjelben zur Steuerquelle hat, die Erwerb: 
fteuer. 

Die Erwerbfteuer jcheidet ih nun in ganz beftimmter Weiſe 
fowol von der Grund: al3 von der Nentenfteuer und hat deshalb 
auch weſentlich andere Steuereinheiten und Steuerfüße. Diefer 
nicht immer klar fejtgehaltene Unterjchied beruht darauf, daß im 
Unternehmen das Kapital Fein feites bleibt, jondern beftändig für 
die Production verwendet wird, jodaß es felbit beftändig nur in 
Stoff, Arbeitslohn und Werth der Producte, und nicht mehr felb- 
ftändig vorhanden ift. Dadurch wird die Aufitelung des Kapitals 
als Steuerobject unmöglich und an feine Stelle tritt der von dem: 
jelben gefchiedene Erwerb aus der Production, der ebenfo fehr 
durch die Güter als durd das perſönliche Kapital erzeugt wird. 
Diefer Erwerb wird nun bier von dem Kapital geſchieden und 
ift dadurch an der Stelle des legtern das eigentliche und jelbftän: 
wige Steuerobject. Eben durch diefe Scheidung, in welcher die 
Steuerquelle zum Steuerobject wird, ift die Erwerbfteuer 
eine directe Steuer. 

Es ijt daher grumdfäglich falſch, die beiden Kapitalftenern 
mit der Erwerbfteuer zu verjchmelzen. Es ift aber auch falſch, 
die Ermwerbfteuer als Bejteuerung der Unternehmung, als eine 
einfache aufzufaffen und jie, wie e3 immer gefchieht, mehr oder 
weniger mit der „Gewerbeſteuer“ zu identificiren. Ebenfo ift es 
auch bier verkehrt, die Formen, in denen Steuerfuß und Steuer: 
erhbebung für die Erwerbjteuer jtattfinden, als „Arten“ diejer 
Steuer aufzuftellen. Es ijt ganz richtig, daß dies biftorifch ent: 
ftanden und begründet ift, wie wir gleich fehen werden; aber es 
iſt falſch, in unjerer Zeit dabei ftehen zu bleiben. Wir find viel: 
mehr in der Epode, in welcher wir alle die verſchiedenen Erjchei- 
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nungen, die fih darauf beziehen, nur durch eine organifch ein- 
heitliche Auffafjung beberrfchen Fünnen. 

Die wahre Grundlage dafür bildet nun der Inhalt des all 
gemeinen Grundbegriff3 der Unternehmung. Derjelbe hat — ges 
wiß menigjtens für die Beiteuerung — drei Grundformen. In 
der eriten jind das Güter: und das perjönliche Kapital jo eng 
miteinander in jedem Producte und aljo auch in der Steuergquelle, 
dem Erwerb durch dafjelbe, verſchmolzen, daß eine Scheidung beider 
nicht mehr möglich it, und daß es unmehbar ift, in welchem 
Grade das eine oder das andere daran mitgewirkt hat. Dieje 
Art des Unternehmens nennen wir das Gewerbe, und die Er: 
werbiteuer des Gewerbes die Gemwerbefteuer. In der zweiten 
Art des Unternehmens berrjcht dagegen das perſönliche Kapital 
jo entichieden vor, daß das Güterfapital mit feinem Einfluffe faft 
ganz verſchwindet und daher auch der Begriff des Unternehmens 
nur im weitern Sinne Anwendung findet; der Erwerb aus diejer 
Form aber heißt der Verdienſt (Lohn, Gehalt, Honorar zc.) 
und die Beiteuerung de3 Verdienſtes ift dann die perfönliche Er: 
werbs- oder Berdienftjteuer. In der dritten Art endlich wird 
da3 Güter: und Werthkapital wieder die Hauptſache, jedoch ſtets 
jo, daß es nur in der durch daffelbe erzielten Production zum 
Erwerbe gelangt; diefe Art ift das eigentlihe Unternehmen 
und die Belteuerung deſſelben geſchieht dur die Unterneh: 
mungsfteuer. (Fabriken, Bankhäufer, größere Gefchäfte 2c.). Die 
tiefe Verſchiedenheit diefer drei Arten erzeugt daher auch drei Arten 
ſowol der Steuereinheit al3 des Steuerfußes, und diefe drei Be- 
fteuerungsarten bilden fomit das, was wir das Syftem der Er: 
werbjtener nennen. 

Jede diefer drei Arten kann nun wieder, wie jede andere di- 
recte Steuer, die zweifache Grundform der Steuerumlegung und 
Erhebung haben, die wir oben al3 die Kataftral und die Einkom— 
menbefteuerung bezeichneten. Daraus entftehen zwei Arten der 
Steuerverwaltung für jenes Syſtem, die zuweilen auch miteinander 
verbunden erjcheinen. Sie find aber nicht Ausflüffe des Weſens 
der Steuer, fondern vielmehr Fragen der Zwedmäßigkeit. Es 
muß das nun mit Nakhdrud betont werden, weil es namentlich 
duch das engliihe Syitem der Einkommenſteuer jehr gewöhnlich 
geworden ift, die Erwerbftener nur „Einkommenftener‘ zu nennen, 
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ſowie fie ftalt der Kataftral- dur die Einkommenſteuer beftenert 
wird. Es ift das nur geeignet, die Begriffe zu vermwirren; wir 
werden zeigen, wo jene Unterſcheidung an ihrem Platze ift. 

Das find nun die drei Arten der Erwerbiteuer, und aud) bier 
it die Geſchichte der lektern im großen und ganzen nichts als die 
thatjächliche Entwidelung diefer ftreng organischen Grundlage. In 
der That nämlich hat die Geſchichte der Erwerbjtener, jo wie fie 
mit dem jelbjtändigen Gewerbe beginnt, drei große Epochen. 
Die erjte enthält die Entwidelung der Gewerbejteuer und ihr beu- 
tiges Syſtem, die zweite die der VBerdienftftener, die dritte it das 
jelbjtändige Auftreten der Unternehmungsfteuer. jeder dieſer 
Theile hat num aber wieder nicht blos ſeine Geſchichte, jon- 
dern auch jeine individuelle Geftalt in jedem der großen 
Staaten Europas; und das ijt die Grundlage der folgenden Dar: 
jtellung. 


Wir glauben jagen zu dürfen, daß die meijten Unklarheiten über 
die Erwerbjteuer jich faft von felbjt ausgleichen, jowie man die obigen 
Unterfheidungen zu Grunde legt. Die Verjchmeljung des Gewerbes 
mit dem Unternebmen und der Werbienftiteuer mit der Einkommen— 
jteuer werden ein Hares Verſtändniß beftändig unthunlich machen. 
Auch wir haben in unferer erjten Auflage den Gegenjtand fo wenig 
ganz beberricht wie unjere Vorgänger. Dabei iſt es ſehr natürlich, 
daß der Schwerpunft jowol der Literatur ald der Geſetzgebung noch 
immer in der Gewerbejteuer liegt. Der Mangel ver legtern iſt jedoch 
wejentlih in dem Mangel einer ausreichenden praftiihen Scheidung 
des Unternehmens vom Gewerbe zu fuchen, die aber bei der immer 
größern Entwidelung deserjtern an der Stelle der Gewerbe allerdings mit 
jevem Jahre nötbiger wird. Hier iſt e8, wo, wir möchten faft ja: 
gen unbewußter Weife, die Steuerform die Junction der Steuerart 
erjept bat, indem allerdings die Cinfommenbefteuerung allein im 
Stande ift, jene Scheidung praftifh durchzuführen, wie wir gleich 
zeigen werden. — Die Scheidung der Beiteuerung der Landwirtb: 
jhaft von der Gemwerbejteuer ijt nunmebr wol in allen Staaten mit 
wenigen Ausnahmen vollzogen; vgl. Nau $. 381. 


A. Die Gewerbejtener. 
I. Begriff und Elemente der Gefdidte. 


Die Gewerbeiteuer als ſelbſtändige und hiſtoriſch erjte Art der 
Erwerbjteuer jegt ihrem Begriffe nad den ftrengen Unterjchied 
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zwiichen Gewerbe und Verkehr einerjeit3 und Induſtrie und Handel 
andererjeits voraus. Das Gewerbe an jich ift diejenige Art der 
Unternehmung, in welcher das Güter: und Werthfapital noch un: 
unterfcheidbar mit dem perfönlidhen Kapital in der Production 
verihmolzen ift; die Erjcheinung diejer jelbjtändigen Natur des 
Gewerbes bejteht darin, daß dafjelbe demgemäß auch nur für das 
individuelle Bedürfniß arbeitet und mithin in Kapital und 
Production begrenzt it, während die Induſtrie auf großem Ka— 
pital beruht, für das allgemeine Bedürfniß arbeitet und unfähig 
iit, blos mit der perjönlichen Tüchtigleit die Wirkung des Kapi— 
tals zu erjegen. Dafür aber iſt das Gewerbe das Gebict der 
Production, in welcher eben das Element des perſönlichen Kapi- 
tals zuerft jich feine Bahn bricht, fih von der unfrei gewordenen 
Landwirthſchaft ablöjt und zuerft das Staatsbürgerthum auf das 
jelbfterworbene Vermögen fügt. Sowie das aber geichieht, tritt 
auch die Nothiwendigfeit der Theilnahme an den öffentlichen Laſten 
ein; die Beſteuerung beginnt und die Gewerbejteuer wird damit 
zur urjprüngliden Form der Erwerbſteuer überhaupt, die 
von da an mit der Entwidelung der Volkswirthſchaft Hand in 
Hand geht. 

Zunächſt ift es daraus Har, daß die Geſchichte der Gewerbe 
auch zugleich die Geſchichte der Gewerbeſteuer enthält. 

Zu dem Ende muß man glei anfangs die beiden hiſtoriſchen 
Formen des Gewerbes unterjcheiden, melde die beiden älteiten 
Formen der Gemwerbebeiteuerung begründen. 

Das jtädtijche Gewerbe nimmt, mitten in der ftändifchen 
Geſellſchaftsordnung ftehend,.gleih von Anfang die Formen des 
ſtändiſchen Rechts in den Zünften und Innungen an. Die Zünfte 
und Innungen find aber nicht blos Gewerbeordnungen, jondern- 
zugleich die Öffentlichen rechtlihen Formen, in denen das jtädtifche 
Gewerbe jeine öffentlichen Leiftungen für die Stadt vollzog, ng: 
mentlih in Beziehung auf den Kriegsdienſt. 

Da bier die Gewerbmeijter perſönlich eintraten, jo war eine 
bejondere Erwerbftener bei ihnen nicht wohl denkbar und auch 
nicht nöthig. In diefer erften Epoche glichen die Gewerbe demnach 
in diefer Beziehung den Grundherren, und ganz ähnlich war ihr 
Berhältniß in der folgenden. 

Als nämlih das ſtändiſche Steuerſyſtem ſich entwidelte und 
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die Städte als dritter Etand einen Theil der Landesjteuer zur 
eigenen Vertheilung und Aufbringung übernahmen, da mußten fie 
aud das Gewerbe, die Grundlage ihres Wohljtandes, befteuern. 
Dabei nun wendete man ſich naturgemäß noch nit an das Ge: 
werbe als jolches, fondern an das, was als gefammter Neinertrag 
defjelben erſchien, an das Vermögen der Gewerbtreibenden, als 
Steuerobject. So entitanden die Vermögensiteuern, deren Heimat 
deshalb die Städte find. Sie enthalten zugleich die Gebäude: und 
Grundfteuern mit und find, wie fi aus dem Obigen ergibt, feine 
ftaatlihen, jondern Gemeindefteuern. 

In diefe Geftalt der Gemwerbfteuer, bei der noch von dem 
eigentlihen Gewerbe nicht die Nede it, tritt nun die erjte Form 
der Staatlichen Gewerbiteuer hinein, durch die Gewerbverleihungen 
oder Eonceffionen, die in verjhiedener Form falt in allen Staaten 
auftreten. Sie enthalten das zweite Syftem der gewerblichen 
Drdnung, das fich neben die zünftige Ordnung binftellt; fie geben 
ein Meifterrecht, meiftens freilich für nicht zünftige Gewerbe, und 
befteuern dafjelbe durch die Verleihungs- oder Gonceffionstare. 
Nur daß diefe Tare dabei noch den Charakter einer Verleihungs— 
gebühr behält und daher ohne feſte Steuereinheit, ohne Steuerfuß 
und ohne rechte Negel ift. 

Man kann daher jagen, daß in bdiejer zweiten Epoche die 
Gewerbjteuer zu einem kleinen Theile nod in perjönlichen Lei: 
ftungen der Gewerbtreibenden, zum größten Theil aber in den 
ſtädtiſchen Vermögensſteuern und den ftaatlihen Berleihungsge: 
bübren enthalten: ift. 

Neben diejen ftädtifchen Gewerben ftanden die Ländlichen Ge: 
werbe. Dieje umfahten nur wenig Arten; einerfeitS die noth— 
wendigen ländlichen Gewerbsarten, namentlih das Schmiede: 
und Wagnergewerbe, andererjeits das Schankwirthſchaftsgewerbe. 
Dieje Gewerbe erjhienen mit ihrem Betriebe als ein Recht der 
Grundftüde und unterlagen demgenäß, wie der Grundbefig jelbft, 
der Abgabe an den Gutsherrn. Hier fonnte daher von einer 
jtaatlihen Steuer urſprünglich ebenjo wenig die Rede fein als 
von einer ftaatlihen Verleihung. Sie bildeten vielmehr einen 
Theil des Grundes und Bodens, und bei den erften Verfuchen 
einer organischen Grundfteuer fielen fie daher unter das Steuer: 
object des Grundbeliges, dem fie angehörten. So entſprach ihre 
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Bejteuerung ihrem Namen; fie waren Realgewerbe und murden 
als ſolche beiteuert. 

Es iſt daher Har, daß dasjenige, was bis zu Ende des 
vorigen Jahrhunderts die heutige Gewerbſteuer vertrat, auf das 
engite mit der Ordnung des gejellichaftlihen Rechts und Lebens 
zuſammenhing und in feiner Weile einen Ausdrud deſſelben bil: 
dete. Mit der neuen Gejtalt der Gejellichaft mußte daher auch 
eine neue Form der Gemwerbfteuer entitehen. 

Die Gleichheit des Nechts und der Verpflichtungen aller Staats: 
angehörigen gegenüber dem Staate, welche den Charakter der neuen 
gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung bildet, trat befanntlich mit 
unferm Jahrhundert ins Leben. Ihre Anwendung auf das Ge: 
werbeweſen ift, unter definitiver Aufhebung aller ftändiichen Unter: 
Ihiede und Rechte, das Princip der Gemwerbefreiheit. Mit 
der Gewerbefreiheit beginnt daher eine neue Gejtalt der Befteue- 
rung der Gewerbe. 

Die Grundlage diefer neuen Beftenerung ijt nun mit der 
Gleichheit und Freiheit des Rechts auch Gleichheit der Be— 
ftenerung. Dieſe Gleichheit berubte darauf, daß man dasjenige, 
was allen Gewerbtreibenden ohne Unterichied gemein mar, zum 
Stenerobjeet machte und möglichft gleichmäßig zu befteuern ver: 
juchte. Das aber war eben nichts anderes als das Gewerbe felbft. 
Und fo entitand der großartige Verſuch, die Gewerbe als folde 
ohne Unterjchied der Beſteuerung zu unterziehen. 

Nachdem diejes Princip einmal feitgeftellt war, fam es nun 
darauf an, dafjelbe einerjeit3 auf das Gewerbsrecht, andererfeits 
anf die Steuerfraft der Gewerbe organisch anzumenden und mit— 
hin eine Steuerordnung aufzuftellen, welche im Stande fei, nicht 
nur alle Gewerbe zu umfaſſen, fondern auch für jedes einzelne 
Gewerbe eine Steuereinheit und eine Steuerfraft zu berechnen, 
die demfelben foviel als möglih in feinem wirklichen Reinertrage 
entiprah. Das eritere war der Ausdrud der Allgemeinheit, das 
zweite der Ausdrud der Gleichheit diefer Steuer. Aus dieſem 
Streben find nun die Gewerbftenergefepe unjers Jahrhunderts her— 
vorgegangen. 

Die Aufgabe diefer Gewerbfteuergefege, ihrem Weſen nad) 
ſehr einfah, war in der Ausführung dennoch ehr ſchwierig, 
und die Verſchiedenheit jener Gefehgebung beruht weſentlich 
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auf den gegebenen Berhältniffen, welche jene Schwierigkeiten ber: 
vorriefen. 

Die Gewerbſteuergeſetze traten nämlich, wie das in der Natur 
der Sache lag, mitten in der Epode auf, wo das gewerbliche 
Leben einer ebenfo durchgreifenden innern als rechtlichen Umge— 
ftaltung entgegenging. Dieje Untgeftaltung war keineswegs ab— 
geihlojfen, als die Beitenerung der Gewerbe ins Leben trat, und 
ebenjo wenig fonnte die leßtere darauf warten, bis ſich die neue 
Geftalt der gewerblichen Ordnung definitiv fejtgeftellt hatte. Dazu 
fam, daß die rechtlichen Principien über die Gewerbeordnung 
feineswegs allenthalben gleih, noch auch allenthalben definitiv 
beftimmt waren. Theils entjtanden daher während und nach der 
eriten Gewerbjteuerordnung neue Arten des Gewerbes, theils ar: 
beitete die Gefeßgebung an neuen Grundjägen über Zünfte oder 
Gewerbefreibeit; theils entitanden jehr wichtige Fragen über die 
Art und Weije, wie man die bejtebenden Gewerbe in ihrem Er: 
trage bemefjen ſolle. Aus allen diefen Gründen erklärt jih nun 
leicht die Erſcheinung, daß die Gewerbfteuer in den verfchiedenen 
Staaten große Berjchiedenheiten darbieten mußte, um fo mehr, 
als man ſich auch theoretiich feineswegs über die Anwendung der 
Grundbegriffe der Befteuerung auf diefe Steuerart ganz klar war. 
Allerdings muß man den Eifer und die Gejchidlichkeit hochachten, 
mit welcher die Geſetzgebungen verjuchten, in der Gewerbebefteuerung 
diefer neu entjtehenden Dronung der Gewerbe nachzukommen und 
in dem Syſteme der Steuereinheiten und Steuerfüße die Idee der 
Steuergleichheit für dieſelbe praftifch durdhzuführen. Allein zwei 
Dinge machten das Gewerbſteuerſyſtem diefer Epoche unfähig, das 
Ziel ganz zu erreichen. Zuerſt war in Deutſchland bis auf die 
allerneuefte Zeit das alte Zunftwefen noch immer nicht aufgehoben; 
dann aber hatte jich die eigentliche Induſtrie felbftändig neben 
den Gewerbe entwicelt und fih von demſelben bereits in den 
wichtigiten Punkten gejchieden. Die Gewerbfteuer, wie fie im 
Anfange diejes Jahrhunderts entjtanden war, hatte das Gewerbe 
noch als identiſch mit der Induſtrie aufgefaßt, und ihr größter 
Mangel lag und Liegt noch zum größten Theil darin, die großen 
Unternehmungen in das Steuerfyften der eigentlihen Gewerbe 
mit aufnehmen zu wollen. Mit den vierziger Jahren, mehr aber 
noch im jehsten Jahrzehnt, ward es Far, daß dies nicht thunlich 
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jei. Allein den richtigen und zugleich Haren Standpunkt dafür 
hatte man noch nicht gefunden. So blieb die Induftrie mit der 
von ung bezeichneten Unternehmungsfteuer noch innerhalb der 
eigentlihen Gemwerbjteuer und das hat nicht blos die Theorie ge: 
hindert, zu einem Abjchluffe zu gelangen, ſondern auch die pofitive 
Gejeggebung vielfach beirrt, ſodaß es jehr ſchwierig ift, fie in der 
Darftellung recht Far zu machen. Ebenjo wurde weder theoretifch 
noch praftiich die Verdienftteuer in ihrem rechten Verhältnig zur 
Gewerbfteuer erfannt. Die Forderung, welde wir daher an die 
legtere zu ftellen haben und auf welcher die Fünftige Entwidelung 
derjelben beruhen wird, ift die, die Gewerbfteuer al3 eine durd: 
aus jelbjtändige Art der Erwerbiteuer von der Verdienft: und 
Unternehmungsiteuer zu ſcheiden, und fie in diefem Sinne fünftig 
jelbftändig zu behandeln. 


63 läßt fih wol nur aus dem obigen Grunde erflären, weg: 
balb die Anfichten über die Gewerbjteuer jo verjhieden find, daß 
man eigentlih faum von einer irgendwie gemeinfamen Auffaſſung 
reden kann. 

Adam Smitb batte neben Kapital und Grund die Arbeit ala 
dritte Hauptquelle des Einkommens erklärt und das PBrincip zur 
Geltung gebrabt, daß die Steuern auf den Duellen des Einkom— 
mens ruhen müfjen. Er mußte mithin von einer Steuer auf den 
Arbeitslohn reden; fie bildete einen wejentlihen Theil feines Syſtems. 
Zwar erfannte er ſchon ſelbſt (Bub 5, Kay. 3), „daß eine Steuer 
auf die zum Leben notbwendigen Dinge genau wirkt wie eine Steuer 
auf den Arbeitslohn”, und hätte deshalb naturgemäß diefe Steuer 
nur in der Verzehrungsiteuer juhen müſſen; allein das ſchien mit 
dem Syſtem nit zu pajjen und fo blieb in der Theorie die Steuer 
auf den Lohn ftehen. So gelangte nun aud weder Adam Smith, 
zu deſſen Zeit es freilich überhaupt noch feine Gewerbjteuer in Europa 
gab, noch auch Ricardo und J. Mill, die fi nicht die Mühe gaben, 
die Sache zu ftudiren, zu einer Theorie der Gewerbjteuer, ſondern 
blieben einfach bei der Frage nah dem Einfluß der Beiteuerung der 
Arbeit auf den Preis ftehen. Die deutihe Finanzwiſſenſchaft des 
vorigen Jahrhunderts hat den Ruhm, die erjte ſyſtematiſche Auffaf: 
fung des Gewerbjteuerfoftems in Juſti's vortreffliher Behandlung 
des Gegenftandes gegeben zu haben, der ſchon die Elemente der 
ſyſtematiſchen Beſteuerung Har angibt („Finanzwiſſenſchaft“, Buch 6, 
Abth. 5). Es wäre wol der Mühe werth, dies nicht zu vergejien! 
Sonnenfel3 (Finanzwiſſenſchaft“, III, $. 165) bleibt jehr zweifelhaft 
über die Notbwendigleit oder vielmehr die Ausführbarkeit diefer Steuer. 
Die neuere Finanzwiſſenſchaft bringt mit Jakob (S. 673 fa.) gleich 
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Verwirrung binein, indem fie als Stewerobject ftatt de3 einfachen 
Begriffs des Gewerbes den Begriff der Induſtrierente ſetzt, die wie: 
der in perjönlihe Induſtrierente und Kapital-Juduſtrierente zerfällt. 
Dadurh wird nun das Wejen der Sade unflar, da die perjönlice 
Anduftrierente im Grunde der mechaniſche, oder fapitallofe Arbeits: 
lohn war, der als erjte Art der Gemwerbfteuer aufgeftellt ward, wäh— 
rend ein Gewerbe aud im weiteiten Sinne des Kapitald gar nicht 
entbebren kann; Jakob nimmt daher in das Gemwerbiteuerjuftem auch 
die „gemeinen Arbeiter“ auf ($. 1069), was wieder die Natur der 
indirecten Steuern verwirren mußte; im übrigen find die Grundzüge 
der Gemwerbiteuerarten vollftändig aufgeftellt. Der Grundjag jedoch, 
daß die Gewerbjteuer feine Steuer auf den bloßen Arbeitslohn ei, 
fondern auf den Neinertrag, den gewerblihes Kapital und Arbeit 
zujammen geben, warb nicht mehr Har feitgebalten. Daher viel Un: 
fiherheit und menig NRefultat, 3. B. bei Lotz, III, 137 fa., und 
großer Mangel an feiten Principien „über die Thätigkeitsäußerungen, 
die als gewerbjteuerpflihtig betradhtet werden” (Malbus, J, $. 54). 
Auh Hoffmann (S. 189 fg.) fommt zu feinem rechten Reſultat; 
der Unterfchied des Patentfteuerfvitems vom Gewerbfteuerfuftem wird 
nit Har; die Frage entjtand, ob nicht die Landwirthſchaft auch als 
Gewerbe betradıtet und bejteuert werden müſſe (ſchon bei Malchus, 
I, 245), was fih nur daraus erflärt, daß man den Begriff des ge: 
werbliden, aljo in feiner Maſſe durch Thätigfeit vermehrbaren Kapi— 
tals nicht aufftellte. Dazu famen die Gefeggebungen, die bald einen 
Theil der Gewerbe unbejteuert ließen, bald einen Theil der Gewerb: 
ſteuer als Perjonalfteuer (Sachſen) bezeichneten, ſodaß noh Wirth 
(II, 443 fg.) die Gewerbfteuer ganz falfh unter die Steuer auf 
den Arbeitslohn rechnet, in die alte engliihe Unklarkeit zurüdfallend. 
Ueber die Verwechſelung mit der reinen Perfonalfteuer f. unten. 
Wenn Prittwis („Iheorie der Steuern und Zölle”) die Gewerbfteuer 
überhaupt verwirft, weil fie auf die Confumenten fällt, fo bedarf das 
jegt wol feiner Widerlegung mehr. Rau's Behandlung der Gewerb— 
fteuer, in der er die Grundlage im Gemwerbeverdienjt einerjeit und 
den Zins de3 verwendeten Kapitals andererfeit3 aufitellt ($. 358 fa.), 
it für die richtige Auffaſſung entſcheidend geworden. 

Pfeiffer, „Steuereinnahmen“ IT, 189 fa. bat fich wieder auf 
den Standpunft geftellt, die Gewerbfteuer definitiv zu verurtbeilen, 
im Grunde aber doch nur, weil er die Steuerumlequng für zu 
ſchwierig hält. Er zeigt übrigens von allen am deutliditen, daß der 
Grund dieſer Anfichten in der Schwierigkeit liegt, die immer ent: 
jtebt, wenn man die Erwerbiteuer zugleih al® Norm für die Be: 
fteuerung der Unternebmungen auffallen will. 
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I. Syften und Princip der Gewerbitener. 
a, Mefen deſſelben. 


Das Syſtem der Gemwerbiteuer hat nun die Aufgabe, zuerft 
in dem Begriffe des Gewerbes das Object derjelben jo feit zu be- 
ftimmen, als dies möglich it, dann das gefammte Gewerbleben 
zum Zwecke der gleichen Beſteuerung auf gemeinfchaftliche Steuer: 
einheiten zu reduciren und endlich den Steuerfuß und mit dem: 
jelben die Elemente der Bermwaltung der Gemwerbfteuer aufzu: 
ftellen. 

Die große, nie ganz vollſtändig zu überwindende Schwierig: 
feit diefer Aufgabe liegt darin, daß für feinen diejer drei Theile 
jemals eine abjolut jcharfe Grenze gezogen werden fann. Na— 
mentlih die deutiche Gewerbjteuergejeßgebung bat in dieſer Be— 
ziehbung das Aeußerſte geleiftet. Allein die Ueberzeugung von der 
Nothwendigkeit einer jelbjtändigen Gewerbbeſteuerung ift jtets 
begleitet geblieben von dem Bewußtjein, daß bier die abftracten 
Kategorien und Klaffen troß aller jcharfen Definition nicht aus: 
reihen. Das lebendige und in Art und Umfang bejtändig wech— 
jelnde Gewerbe entzieht fich beitändig den zu fcharfen Beſtim— 
mungen, während allerding3 andererſeits, jowie man die ganze 
Steuerart bat aufgeben oder auch nur verwilchen wollen, das 
ipecifiihe Weſen des Gewerbes die Steuer felbft wieder feſtge— 
halten hat. Dennoch hat der geihichtlihe Gang der letztern die 
Elemente der Löjung diefer ganzen Frage ziemlich feitgeftellt und 
e8 wird nur darauf anfommen, diefelben zu einem möglichit ein: 
fahen Princip zu formuliren. 

Diefes Princip nun ift durch die Natur des Gewerbes bejtimmt. 
Der Neinertrag aller Arten der Gewerbe ift bei aller Gewerbe: 
freiheit an denjelben Orten und bei demjelben Umfange gleich. 
Es ift daher falſch, von feiten der Gejeggebung auf'Einzelheiten 
des Betriebes einzugehen. Sie foll mit den Kategorien der Orts— 
und Betriebsklaſſen fih genügen laſſen und ftatt des Syſtems 
von vielen einzelnen Steuerfüßen und einzelnen Beftimmungen 
die Sebftbeiteuerung durch NRepartition eintreten laffen. 
Sp wenig es möglich ift, je der Gewerbiteuer zu entbehren, jo 
wenig ift es möglich, ohne volle und freie Thätigkeit der Selbit: 
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befteuerung diefelbe zu einer rationellen zu maden. Und das 
Syſtem der Gemwerbfteuer hat zur Aufgabe, diejes Princip nad 
den einzelnen Glementen des! Steuerbegriffs für die Gewerb— 
fteuer durchzuführen. 


Schon Jakob hat mit vollem Recht vor der Detailgefepgebung 
in der Gewerbbeiteuerung ausdrüdlib gewarnt („Finanzwiſſenſchaft“, 
II, $. 960); nur gelangte er nicht zum Begriffe der Selbjtbeiteue. 
rung. Hätte Pfeiffer vdiefelbe angewendet, wäre auch er wol 
weiter gekommen. Nau ijt unſchätzbar für alle einzelnen Fragen, 
wenig braudbar für das Ganze, 


b, Object der Gewerbſteuer. Gewerbſteuerkataſter. 


Das Object der Gewerbſteuer, das Gewerbe, ſoll die Finanz— 
gejeßgebung gar nicht definiren. Sie kann den Begriff unbe: 
denflich vorausfeßen. Die Wiſſenſchaft und das praktiſche Leben 
werden denjelben in der Weije feithalten, daß alle Production, 
welche jelbjtändige Mafchinentraft braucht, Fein Gewerbe, ſondern 
Snduftrie, dab aber jedes Unternehmen, welches durch perjönliche 
Thätigfeit für individuelle Bedürfniffe produeirt, ein Gewerbe ift. 
Eine Aufzählung der Gewerbe ift dabei unnüß oder führt geradezu 
zu Streit und Fehlern. Entfteht dann ein Gtreit, jo wird auf 
Grundlage des obigen Begriffs die Enticheidung von Fall zu 
Fall leicht jein und die Selbftbejteuerung wird die Irrthümer und 
Mängel verbejjern. 

Dagegen ift es allerdings durchaus nothwendig, das Dafein 
des Gewerbes zu conftativen, um die Bejteuerung möglich zu 
machen. Daraus folgt, daß der Beginn jeder gewerblichen Pro— 
duction angezeigt und dieje Anzeige amtlich verzeichnet werden 
muß. Die Arten de3 Gewerbes ergeben ji als bekannte Kate: 
gorien von ſelbſt. Die Aufzeihnung iſt der Gemwerbfteuer: 
fatajter. Es ift nicht richtig, Umfang und Kapital des Ge— 
werbes amtlich in einem jolchen Kataſter zu verzeichnen, weil jede 
Angabe jeden Tag durch Veränderung der Verhältniſſe falſch und 
dadurd ganz unnüg werden kann; diefe Angaben, unabweisbar 
nothivendig für die Beitimmung des Steuerbetrags, gehören der 
Selbjtbejteuerung (ſ. unten). Es ift aber auch nicht richtig, ohne 
allen Katafter die Gewerbfteuer aufzulegen; damit ift zuleßt jede 
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Controle für die leßtere verloren. Die deutjchen Gejeßgebungen 
begehen den Irrthum, den Katafter auch über den Umfang des 
Betriebs (Zahl der Arbeiter, Gejellen 2c.) auszudehnen, was nur 
für die induftriellen Unternehmungen Sinn bat. Die englijche 
Gejepgebung begeht den Irrthum, gegen den Kataſter gleichgültig 
zu fein. Die franzöliihe hat mit beiden das gemein, jtatt der 
Repartition die individuelle Beſteuerung feſtzuhalten. In Deutſch— 
land und Frankreich bat daher das Gejeß zu viel, in England 
bat e3 zu wenig gefordert. 

Der Unterſchied des Katajters für die Gewerbe vom Grund: 
fatajter befteht demnach darin, daß der erftere Feine Einfhäßung 
und aljo Feine gejeglih vorgejchriebene Mefjung der Steuer: 
quelle (Ertragsfähigkeit) des einzelnen Steuerobjects enthält, wie 
der zweite. Die Gleichheit beider und damit ihr Unterfchied von 
der eigentlichen Einkommenſteuer befteht darin, daß fie das Steuer: 
object felbitändig binftellen und damit eine dirdcte, auf dem ſpe— 
ciellen Ertrage dejjelben berubende Steuer möglich machen. 

Die Meffung des Gewerbes als Steuerobject dagegen bat 
demnach ihre fejten gejeglihen Normen, wie jede directe Steuer. 


Die Beitimmungen über die Cinrihtung des Gewerbſteuer— 
kataſters, wo derjelbe vorbanvden ift, hängen natürlid davon ab, ob 
die Bejteuerung rein amtlih oder durch Gelbftbefteuerung erfolgt. 
Die Anzeige des Gewerbes und die Kataftrirung vdefjelben ift jedoch 
wol auf dem ganzen Gontinent anerlannt; in Frankreich und Deutich: 
land hat man daneben auch das ganze Syſtem des Ortes und Bu 
triebs defjelben aufgenommen (f. unten). Hier liegt der Mangel darin, 
daß der Selbjtbefteuerung zu wenig Naum gegeben if. Was der 
Kataſter thun kann, ergibt erſt das Folgende, 


ec, Die Klaffification der Gewerbjteuereinheit und bie 
Gewerbſteuerklaſſen. 


Die Klaſſification der Gewerbſteuer (Gewerbjteuerobjecte) 
entjteht num, indem die große Verjchiedenheit der Gewerbe eine 
Gleichheit des Steuerbetrags für alle nicyt möglich macht. Ihre 
Aufgabe it es, vermöge der Klaſſen die Grundlage für die Be: 
ftimmung der Steuerquelle — des Ertrages — jedes einzelnen 
Gewerbes zu finden. Sie it daher von entjcheidender Wichtigkeit. 
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Bisher galten bier, in engfter Verbindung mit dem Steuer: 
fuß, zwei Spfteme, die im ganzen wie im einzelnen jo jehr von— 
einander verjchieden find, daß man für die rationelle Bejteuerung 
gewiß zu dem dritten wird übergehen müjjen. 

Das erjte Syitem ift das engliſche, das (neben der Li: 
zenztare, |. unten) gar feine Klafjification hat und braucht, weil 
die ganze Beltenerung auf der Selbſtſchätzung beruht. 

Das zweite ift das franzöfiih:deutiche, das umgekehrt 
die ganze Klafjification in einen weitläufigen Katajter rein amt: 
lich vollziehen läßt und daran den Steuerfuß anjchließt. Dem 
eriten mangelt die objective Gemwißheit, dem zweiten die Fähig— 
feit, dem Wechſel der Steuerquelle, ja jelbit des Umfangs im 
Betriebe zu folgen. Beide erreichen daher ihren Zweck nicht. Es 
iſt aber Har, daß dem einen fehlt, was das andere bejigt. Die 
richtige Klafjification als unabweisbare Grundlage der richtigen 
Beiteuerung muß daher durch Verbindung beider gefunden werden. 
Dieje nun beftebt in Folgenden. 

Die Einheit ift jtet$ das Gewerbe als joldhes. Es ift falich, 
fie in den Hülfsmitteln zu juchen, wie in der Zahl der Ar: 
beiter ac. 

Die KHlaffification als die Meſſung der Verſchiedenheit der 
GSteuerquelle beruht nun auf den zwei Momenten des äußern Um: 
fanges und der innern Ertragsfäbigfeit. Darin ftimmen 
alle Gewerbiteuergefeggebungen des Gontinents ziemlich überein. 
Der Maßſtab ift dann für den erften die Ortsklafje, für den zweiten 
die Betriebsklaſſe. 

Die Ortsklaſſe berubt auf dem einfachen wirtbichaftlichen 
Saße, daß der Umfang des Abjages der Producte für den Um: 
fang des Neinertrags wenigjtens in jeinem Minimum entfcheidend 
it; der Umfang des Abſatzes beruht aber wieder auf der Größe 
de3 Ortes, in welchem das Gewerbe betrieben wird, weil diejer 
Ort den natürliden Markt für die Erzeugniſſe defjelben bildet. 
Auf diefe Weife ift die Eintheilung der Ortſchaften nad) ihrer 
Einwohnerzahl die erfte Grundlage für die Aufftellung eines ver: 
Ihiedenen Mafes der Steuerkraft gleihnamiger, aber mit un: 
gleihem Erfolge betriebener Gewerbe. Dadurch ergibt ſich eine 
den größten Theil aller Gewerbe umfajjende Klaffification der: 
jelben, des alb nennen wir jie am bejten die Ortsklaffen. 
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Die Betriebsklafje entfteht durch die Beitimmung der Größe 
deö Anlage: und Betriebsfapitals, welches in der Unternehmung 
zur Production verwendet wird. Die Schwierigkeit, diefe Größe 
zu beftimmen, bedarf feiner Erörterung. Das nächſte Moment 
für diejelbe ift indeß der Umfang des unbeweglichen Kapitals, 
entiveder der für den Betrieb nothiwendigen Grundfläche, oder der 
Gebäude oder jonftigen unbeweglichen Einrichtungen. Das ent: 
ferntere Moment ift der Umfang des Betriebes ſelbſt, der ſtets 
ſehr jchwer zu jhägen jein wird. Aus beiden zugleich werden 
dann Durchſchnitte gebildet, welche eine die Gejammtheit der be— 
treffenden Gewerbe umfafjende Klafiification derjelben ergeben, 
und zwar jo, daß jede Art der Gewerbe wieder innerhalb jedes 
Drtes der Klaſſification unterliegt. Die hieraus ſich ergebenden 
Klaſſen nennen wir die Betriebsklaffen. Dahin gehören nament: 
lih die Zahl und Art der Arbeiter und zweitens die Zahl und 
Art der Werkzeuge oder Betriebsmittel. 

Die Richtigkeit jedes Steuerfvftems für die Gewerbe wird 
nun ſtets zuerft auf der Richtigkeit der aufgeftellten Ortsklaſſen 
einerſeits und der Betriebsklaffen andererjeit$ beruhen. Die Grenze 
für beide Arten oder Klaſſen liegt dabei Schon in der Natur der 
Betriebe ſelbſt. Von der örtlichen Klaffification find nämlich die: 
jenigen Unternehmungen ausgejchloffen, die für ihren Erwerb ent— 
weder nicht auf einen beftimmten Ort angewiejen find, oder die 
nur an einem bejtimmten Orte betrieben werden können. Bei 
diejen ift eine Beltimmung ihrer Steuerfraft nur nad dem Um: 
fange ihres Kapitals, jei e8 des beweglichen oder des unbeweg— 
lihen, möglid; man kann fie in der Finanzwiſſenſchaft die Be: 
triebsflafjengewerbe nennen. Doc werden dieſe Gewerbe ſtets die 
Ausnahme bilden. 

Im allgemeinen beſteht daher die Klafjification aus einem 
Schema, welches durch diefe beiden Elemente der Größe des 
Drts. und des Umfangs der Unternehmung in der Weije gebildet 
wird, daß alle Drte nad) ihrer Einwohnerzahl in gewiſſe (4—7) 
und alle Unternehmungen nach ihrem Umfange in eine Reihe 
jehr verfchiedener Haupt: und Unterabtheilungen getheilt werben, 
jodaß damit für jede einzelne wirklich vorhandene Unternehmung 
in diefem Schema ein Platz ift, der dann wieder den Steuerfuf 
für diejelbe beftimmt. 
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Denkt man fih nun dieje Hlafjification nad den Orts- und 
Betriebsklaffen amtlich vollzogen und jedes einzelne Gewerbe nad 
dem zu diefem Ende aufgeftellten Schema mit Ober: und linter: 
abtheilungen genau regijtrirt und beitändig in Evidenz gehalten, 
jo entjteht das, was wir den eigentlichen Gewerbjteuerfatafter zu 
nennen pflegen; wird dann jede Rubrik mit ihrem eigenthüm: 
lihen Steuerfuße belegt, jo haben wir das, was wir als die 
Kataftralbefteuerung der Gewerbe fennen. 

Dffenbar liegt nun der Mangel diejer Befteuerung darin, daß 
nicht blos der NReinertrag (oder die Steuerquelle) dadurch ſehr 
unjicher wird, fondern daß der Katafter ganz unfähig it, dem 
wechjelnden Umfange zu folgen; es ift leicht, die Ortsklaſſen an— 
nähernd richtig zu bejtimmen, aber unthunlich, die einzelnen Ge: 
werbe in die Betriebsklaffen genau einzujchäßen, um fo unthun: 
licher, je größer der Ort und je häufiger der Wechſel in der Zahl 
der Hülfsarbeiter 20. ift. Dennoch wäre die höchfte Form der 
Gewerbfteuer erreicht, wenn dies geichehen könnte; und kaum 
wird es ein anderes Mittel geben, der Aufgabe zu genügen. 

Um diejelbe daher zu löjen, gibt es nur Einen Weg. Die 
Sinanzverwaltung muß die Ortsklaſſen — jo wenig als möglich 
beftimmen. Für dieſe Ortsklaſſen muß fie Gewerbfteuerge: 
meinden aufftelen und dieſe müflen nun jedem Einzelnen nach 
dem von den legtern aufzumweilenden, von ihnen ſelbſt zu beur- 
tbeilenden Umfange jeines Gewerbes Haflificiren. Denn nur die 
Gewerbtreibenden ſelbſt find im Stande, den Wechſel des Um— 
fangs zu folgen und die übrigen Momente, welche auf den Rein: 
ertrag Einfluß haben, zu ſchätzen. Es jcheint dabei jehr zweck— 
mäßig, feite Klaſſen zu Grunde zu legen, oder aud, diejelben 
in jährlichen Zeiträumen zu revidiren. Wir würden daher fagen, 
daß die Ortsklaffification amtlich, die Betriebsklafiification durch 
die Selbjtbeiteuerung geichehen ſoll. Natürli wird damit ein 
Necurs gegen die lebtere bei der höhern Stelle ftet3 verbunden 
fein. Ebenſo jelbjtverftändlich ift die Bildung eines Steueraus: 
Ihuffes in der betreffenden Steuergemeinde, ſowie die Führung 
eines Protokolls über die Klaflificirung der einzelnen Gewerbe, 
wobei über den Umfang des Betriebs ein Beweis zugelaffen wer: 
den muß. 

Iſt das nun geihehen, jo find die Steuerobjecte feſtge— 
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tellt und gemefjen und jekt kann der Steuerfuß beftimmt und er: 
hoben werden. 


Es fann wol nit viel nügen, mit Pfeiffer die Klaffification 
als jolhe wegen ihrer Schwierigkeit zu verurtheilen. Es wird aber 
darauf anlommen, fie zu überwinden. Das aber jteht im engiten 
Verhältnik zur Beitimmung des Steuerfußes. 


d. Der Gewerbjteuerfuß. (KRataftral:, Einfommen: 
und Repartitionsjteuerfuß). 


Der Gewerbfteuerfuß ift nun die directe Steuer, welche auf 
die durch die Klaffification beftimmte Steuereinheit des Gewerbes 
gelegt wird. Da aber die Steuerquelle bei dem Gewerbe nicht 
wie bei dem Grundbeſitz ausgerechnet werden Fann, jo wird ber 
Steuerfuß des Gewerbes ftet3 nur in annähernder Weife fein 
eigentliches Ziel erreichen, ein Procentjag des Steuereinfonmens 
zu jein. Die beiden beftehenden Formen der Beltimmung des 
Steuerfußes entſprechen nun den beiden Formen der Klaflification. 

Der Kataftralftenerfuß enthält für jedes Gewerbe in’ Gemäß: 
heit der Kombination der Orts: und Betriebsklajje einen fejten 
Steuerbetrag, jodaß dadurch jo viel Steuerfüße erjcheinen, als die 
Zahl iſt, welche ſich durd die Multiplication der Zahl der Orts: 
mit der der Betriebsklaffen ergibt. 

Der Einftommenfteuerfuß ergibt ih, wenn jedes Gewerbe 
fein Reineinkommen ſelbſt ſchätzt; der Fuß der Gewerbiteuer ift 
dabei wenigftens grundfäglich derjelbe wie für alle andern direc- 
ten Steuern; Steuereinheit ift 100; Steuerfuß ein Procentfag. 

Beide genügen aus demfelben Grunde nicht, den wir jchon 
bei der Klaffification angeführt haben. Hält man die obige Schei- 
dung der Drts: und Betriebsklajjenbejtenerung duch Finanzver: 
waltung und Gelbftbeiteuerung feit, jo ergibt fich vielmehr fols 
gende Grundform als Analogon der Grundbeitenerung. 

Die Gewerbbejteuerung bat nicht von der Jndividualbefteue: 
rung auszugehen. E3 muß durch das Geſetz die Gejammtjumme 
feftgejtellt werden, welche die Gewerbe des ganzen Staates auf: 
bringen jollen. Dieje wird dann auf Grundlage der ſtatiſtiſchen 
Daten über die Landichaften vertheilt; die Landichaften vertheilen 
fie an die Steuergemeinden und diefe an die Einzelnen, Der 
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Steuerfuß fällt allerdings auch bier mit dem Steuerbetrage zu: 
jammen, allein die Individualbeſteuerung ift damit eine Selbit: 
befteuerung, bei der die Finanzverwaltung nur die höhere Inſtanz 
bildet und zugleich die Steuererhebung hat. Das Berfahren vor 
dent Gemwerbfteuerausihußg muß dabei, wie die Bildung defjelben, 
gejeglich beftimmt werden. Ebenfo muß der Grundjaß gejeglich 
ausgejprodhen werden, daß die Steuergemeinde für die Aufbrin: 
gung der ganzen Summe haftet, da dieje Haftung die Sicherheit 
für die Einbringung, aber auch für die richtige Vertheilung dar: 
bietet. 

Die Einzelheiten diefes Syitems jind dann Sade der Finanz: 
verwaltung. 


Mir glauben nun nicht blos, daß erſt auf diefe Weije ein rich: 
tiges Gewerbſteuerſyſtem gejhaffen werden fann, jondern daß aud 
nur dadurch eine Veraleihung der beitehenden Syſteme möglich ift. 
Die Grundzüge der leptern find folgende. 


III. Bergleihung der pofitiven Gejeggebung. Das engliſche, das 
franzöfifhe, das deutſche, das preußiſche und das 
öſterreichiſche Syſtem. 


Die Verſchiedenheit der einzelnen Beſtimmungen der Gewerb— 
ſteuer in den Hauptſtaaten Europas iſt nun im einzelnen ſo groß, 
daß wir die leitenden Principien derſelben als Baſis eingehender 
Vergleichung nunmehr neben das obige rationelle Syſtem hinſtellen 
können. 

England hat ein doppeltes Syſtem der Beſteuerung der 
Gewerbe. Der erſte Theil derſelben iſt der Reſt der alten ſtän— 
diſchen Gewerbſteuer und erſcheint als das Syſtem der „Licenses“ 
Gewerbconceſſionen. Dieſe ſind nur für beſtimmte Gewerbe auf— 
geſtellt, unterliegen auch nicht einem beweglichen, ſondern einem 
feſten Steuerfuß und haben deshalb auch weder Orts- noch Be— 
triebsklaſſen, ſondern ſind allenthalben gleich beſteuert. — Der 
zweite Theil der engliſchen Beſteuerung iſt in der Einkommen— 
ſteuer enthalten; ſie geſchieht durch Selbſtſchätzung des Reinertrags 
durch den Beſteuerten vermittelſt der Ausfüllung der Schedula «D. 
der Income tax; der Steuerfuß iſt auf die Einheit des Pfund Ster— 
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ling gelegt und wird gejeglich mit der ganzen Einfommenfteuer 
bejtinnmt. So ftehen bier zwei Syſteme ganz unvermittelt neben 
einander, und diejer Mangel an gegenjeitiger Beziehung ift neben 
dem eines Katafters der formal klarſte Unterfchied zwiſchen Eng: 
land und den übrigen Staaten. Die engliihe Gewerbfteuer nad 
der Income tax läßt übrigens grundjäglid Feine Scheidung 
der Gemwerbe, des Berdienites und der Unternehmung zu; alle 
fallen nach gleichen Grundjägen unter die Berechnung des Ein: 
fommens aus ihrer wirtbichaftlihen Unternehmung. In der That 
ift daher bier die Selbjtbeiteuerung ganz an die Stelle der ſyſte— 
matifchen Beftenerung getreten. 

Weſentlich anders it die Gewerbbeiteuerung Frankreichs 
— Droit de patente — entjchieden die fünftlichjte und daher an 
und für jich die verfehrtejte in Europa. 

Zuerſt muß von derjelben die License wohl unterſchieden 
werden, welch leßtere in der That nur eine Form der indirecten 
Befteuerung iſt (Fabrikationsſteuer, al3 Beitenerung nicht des Er: 
werbs des Unternehmens aus der Production, fondern de3 Pro: 
ducts jelbit, um in ihm die Gonjumtion zu treffen, ſ. unter in: 
directe Steuern) weshalb auch naturgemäß die License neben dem 
Droit de patente von den Producenten der Nahrungsmittel ge: 
trennt werden. 

Die leitenden Grundjäße des Droit de patente find in ſol— 
genden Punkten zujammenzufafien: a. Eintheilung in vier Kates 
gorien, von denen nur die erjte das eigentliche Gewerbe, die 
zweite und dritte die Unternehmungen, die vierte die Verdienſt— 
jteuer betrifft, während wieder von der leßtern eine große Menge 
zum Theil ganz unmotivirter Ausnahmen bejtehen; die Klaſſifica— 
tion beruht allerdings auf dem Unterfchiede dev Ortsflafjen, die 
jehr Fünftlich zufanımengeftellt find, und dem der Betriebsklaffen, 
die aber ausschließlicdy auf dem Unterjchiede des Miethwerthes 
der zum Betriebe nöthigen Gebäude beruhen — aljo zulegt nur eine 
zweite Form der Ortsklaſſe. Der Stenerfuß ift darnach ein fefter 
(Droit fixe) nad) den Ortsklaſſen, ein veränderlicher (Droit variable) 
nach den Miethpreijen. Es ift dadurch allerdings angeftrebt, alle 
Differenzen des Gewerbbetriebs in den BVerjchiedenheiten des Ge: 
werbfteuerfußes wieder erjcheinen zu lafjen; allein blos die Orts: 
Hafjen erzeugen damit 64 Steuerfüße, zu denen noch die reinen 
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veränderlihen binzufommen, jodaß eine Weberjicht jo gut als un: 
möglich ift. Der Gemerbfteuerfatafter fommt dann blos amt: 
lih zu Stande; alle drei Jahre Revifion; daß der Miethraum auf 
den Werth der Production und oft jogar auf die Quantität 
derjelben feinen Einfluß bat, wird nicht beachtet. Die Feſtſtel— 
lung des Steuerbetrags durch den Maire ift aber eins der Ele 
mente, durch melde die Bureaufratie Frankreih im einzelnen 
beherrſcht. 

Die deutſchen Geſetzgebungen über die Gewerbſteuer ſind 
nun im allgemeinen aus dem franzöſiſchen Muſter hervorgegangen. 
Sie beruhen faſt alle, wie ihr Vorbild, auf dem Grundſatze, die 
Orts- und Betriebsklaſſen zu unterſcheiden und durch beide eine 
möglichſt große Anzahl von Steuerfüßen hervorzubringen; ſie ha: 
ben wol alle ihre geſetzlich vorgeſchriebenen Gewerbſteuerkataſter mit 
der Pflicht der Anzeige und der Evidenzhaltung und bieten daher 
ein dem franzöſiſchen Syſteme ſehr ähnliches Bild dar. Aber auf 
Einem Punkte wenigſtens ſind die unſern weſentlich von demſelben 
verſchieden. Sie legen nämlich nicht das Gewerbe an ſich zu 
Grunde, ſondern haben als Steuerobjecte lauter einzelne Arten 
der Gewerbe nebeneinander, meiſt die alten zünftigen Gewerbs— 
arten; ebendeshalb beſtimmen ſie die Betriebsklaſſen nicht nach 
dem Miethwerth der Localitäten, ſondern meiſt nach der Zahl der 
Hülfsarbeiter, und zwar meiſt der Geſellen und Lehrlinge, was 
allerdings von einer Seite ein viel richtigerer Standpunkt iſt, 
andererſeits aber praktiſch um ſo weniger durchführbar erſcheint, 
als eben dieſe Arbeiter auch während des Jahres beſtändig wech— 
ſeln. Es entſteht dadurch das Verhältniß, daß faſt nur die klei— 
nen Gewerbe in den kleinen Orten wirklich ſo beſteuert werden, 
wie das Steuergeſetz es fordert. Uebrigens haben ſie mit dem 
franzöſiſchen Droit de patente die Individualbemeſſung gemein; 
von Selbſtſchätzung iſt dabei keine Rede. 

Weſentlich davon verſchieden ſind nun das preußiſche und 
das öſterreichiſche Syſtem. 

Das preußiſche Syſtem beruht darauf, daß für jeden Ort 
eine Gewerbſteuerſumme berechnet wird, welche dann durch die 
im Gewerbkataſter aufgezeichneten Gewerbtreibenden ſelbſt ver— 
theilt wird. Hier iſt daher der Grundgedanke, den wir eben auf— 
geſtellt haben, in der einen Hauptſache zur Geltung gelangt, und 
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Preußens Gewerbfteuer zeichnet ji damit höchſt vortheilhaft vor 
allen andern aus. Allein einerjeits fehlt ihm der einfache Begriff 
des Gewerbes, andererjeits find eine Menge von einzelnen Vor: 
ihriften übriggeblieben, welche viel zu ſehr ins Detail gehen, 
um eine freie Selbitihägung möglich zu machen, namentlich, was 
ihon Hoffmann rügt, in Beziehung auf die Waarenvorräthe, 
endlich ift die Scheidung der Arten zu ftreng durchgeführt. Aber 
bei vielen Unzukömmlichkeiten ift es in feinem Princip das befte 
deutjche Gewerbiteuergejeg; ihm fehlt nur Eins, die Fähigkeit, jich 
vollitändig an den wirklichen Reinertrag anzujchließen. 

Das ijt nun der Punkt, auf welchem die öſterreichiſche 
Gewerbbejteuerung eine hoch beachtenswerthe Stellung angenom= 
men bat. Sie hat nämlich wie England zwei Syſteme, die in 
eigenthümlicher Weife miteinander verbunden find. Das erfte ift 
allerdings Fein anderes als das franzöſiſch-deutſche, mit den Ge: 
werbsarten und der Aufnahme der Unternehmungen und zum Theil 
der Verdienſtſteuer; das Gejeß dafür ift das erſte Gemwerbfteuer: 
patent vom 20. Dec. 1812. Das zweite beſteht aber in der Auf: 
nahme des engliihen Princips der Einfommenfteuer in Verbin: 
dung mit der durch das Gejeß von 1812 vorgefchriebenen feften 
Gemwerbfteuer, und zwar in der Weife, daß jedes nad dem ep: 
tern Gejege ordnungsmäßig Fatajtrirte Gewerbe zuerjt den feſten 
Gemwerbfteuerfuß von 1812 (mit dem durch das Einfommenfteuer: 
gejeß von 1849 eingeführten Zuſchlage von 33", Proc. defjelben) 
ohne Rüdjiht auf den NReinertrag zahlen muß, daß er aber nad) 
dem Einkommenjteuergejeß außerdem fein gewerbliches Einfommen 
jelbft zu Shägen hat; der Steuerfuß diejes Einfommens (5 Proc.) 
fann mithin einen Steuerbetrag geben, der größer, oder aber 
auch der Kleiner it, als der gejepliche von 1812; im erften Falle 
zahlt er das Mehr als Einfommenfteuer, im zweiten aber hat er 
demnach den Betrag nach dem Geſetz von 1312 plus ein Drittel 
als feite Steuer ald Minimum zu zahlen. Das Syſtem ift un: 
bedingt befjer als das deutſche; es hat aber den großen Nachtheil, daß 
die Eleinen Gewerbe ganz jicher in ihrem Steuerbetrage erhöht find, 
während die großen nach dem Fuße der Gewerbjteuer nicht hin: 
reihend und zum Theil nicht vationel getroffen werden. Wenn 
man übrigens das Princip der Repartition diefem Syſteme hin: 
zufügte, jo würde damit, unter gleichzeitiger Beſchränkung defjelben 
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rein perfönlihem Kapital ruht (Schriftiteller, Gelehrte, Künftler u. ſ. w.) 
befieuerte, was, obwol der Form nah eine Einlommenjteuer, in der 
Wirklichkeit eine Gemerbfteuer war. Die. ungariſche Perfonalerwerb: 
jteuer vom 2. Nov. 1850 war die Ausdehnung de3 Princips der 
Erwerbjteuer auf die ungarifhen Länder in der Form einer Klaſſen— 
fteuer, jedoch nur für die niedern Klaſſen berechnet. Sie hat durch— 
aus den Charakter einer Uebergangsjteuer. Ueber jie wie über die 
Verhältniffe von Siebenbürgen vgl. die „Tafeln“, S. XXXIX, und 
Chlupp, $. 151. Pfeiffer hat die ganze Einfommenjteuer von 1849 
bei feiner Angabe mweggelajien, a. a. D., ©. 216, 217. Viele ein: 
zelne Angaben bei Rau, a. a. O. Es ijt fein Zweifel, daß dieſe 
ganze Geſetzgebung noch mitten in der Entwidelung begriffen ift; 
vielleiht daß es uns gelingt, zu zeigen, daß der Fortſchritt hier nicht 
jo jehr das Detail, als die principielle Scheidung der Gewerb: 
von der Verdienſt- und Unternehmungsfteuer zur Vorausſetzung bat. 


B. Die perſönliche Erwerbjteuer Gerdienſt— 
ſteuer — Lohnſteuer.) 


I. Begriff. Unterſcheidung von verwandten Stenerarten, 


Die zweite vollkommen jelbjtändige Art der Erwerbſteuer ift 
diejenige, welche wir die perjönliche Erwerb: oder Verdienftiteuer 
nennen. Die Beftinnmung derjelben in Begriff und Syſtem ift 
an fih einfach, jowie man ſich von der hijtorifchen Bedeutung 
losmacht und die Sade an jich betrachtet. Ihre Grundlage ift 
das perſönliche Kapital. 

Das perſönliche Kapital entjteht, wenn die perjönlichen Kräfte 
durch eigens darauf gerichtete Kapitald: und Arbeitöverwendung 
productionsfähig gemacht werden. Das perjönliche Kapital iſt das 
ber ein Product wie das Güterfapital, und unterjcheidet fi da— 
durch von der gleichfalls erwerbsfähigen natürlichen Arbeitskraft, 
welche mit dem Menfchen ſelbſt entftceht und durch den Erwerb 
jelbft ausgebildet wird. Der Erwerb des perjönlichen Kapitals 
muß eben deshalb ſtets ein höherer fein, als der der natürlichen 
Arbeitskraft, weil er zugleich die Verzinſung und Amortijation 
des auf die Bildung diefes natürlichen Kapitals verwendeten Gü: 
terfapitalg neben den Bedingungen der Exiſtenz des Erwerbenden 
enthalten muß. Und darin liegt auch fein Verhältniß zur Er: 
werbjteuer. 

Stein, Finanzwiffenicaft. 29 
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Während nämlich bei dem Gewerbe das perjünliche Kapital 
ziwar mit dem gewerblichen verbunden, oder auch durch dafjelbe 
jowol in Entwidelung als in Umfang bejehränkt ift, ift das per: 
fönlihe Kapital ganz frei und in feiner Erwerbsfähigfeit ganz 
unbegrenzt. Es hat daher jein Steuerobject in der Form, in der 
e3 ſich erwerbend verwerthet; es hat feine jelbjtändige Steuerquelle 
in dem Ertrage diefer Verwendung; es findet feine Steuereinheit 
in der Decimalftelle diefes Ertrag und feinen Stenerfuß in dem 
Berhältniffe des Iehtern zur Neproduction des durd die Berwen: 
dung für den Ertrag jelbit fih allmählich verzehrenden per: 
jönlihen Kapitals, das mit der männlichen Kraft entſteht 
und mit derjelben zu Grunde gebt. Es ſcheidet ſich in allen 
Punkten fireng von der natürlichen oder mechanischen Arbeits: 
kraft, weil fein Broduct jtetS neben der leßtern aus der Verwen— 
dung jenes geiftigen Kapitals bejteht, und während wir daher 
den Preis des erjtern den Lohn (Arbeitslohn) nennen, nennen 
wir den Preis des legtern mit mehrern Namen, Gehalt, Hono: 
rar, Verdienft 20. Es feheidet ſich ebenfo bejtimmt vom Gewerbe, 
indem fein Product nicht ein Erzeugniß, jondern eine Leiftung ift. 
Es jcheidet fi endlih von der Unternehmung, indem es zum 
Object nicht ein jelbjtändiges Güterfapital, jondern nur die er: 
worbene perjönlihe Fähigkeit hat. Aber eben deshalb ift es 
jeinerjeit3 ſchwer meßbar; und deswegen fommt e3 immer erft als 
zweites Stadium der Erwerbjteuer zur rechten Geltung. Seine 
Geſchichte enthält daher die langſame Loslöfung theils von der 
Beſteuerung des Arbeitslohnes in der Kopffteuer, theils von der 
Gewerbiteuer. Diefer Proceß ſcheint nun feineswegs vollendet. 
Die Beiteuerung des rein perjönlichen Erwerbs ift noch faft durch: 
aus in der Kindheit, und die Syſteme de3 pojitiven Nechts find 
noch jo wenig einig, daß wir zuerft die Unterfchiede derfelben von 
den verwandten Erſcheinungen und Bezeichnungen vor allen Dingen 
erſt feſtſtellen müſſen. 

Die Kopfſteuer iſt diejenige Beſteuerung, deren Steuerob— 
ject die Perſon iſt, und zwar ohne Rückſicht auf ihren Erwerb, 
ihr Kapital oder ihren Conſum. Sie iſt deshalb die allerdings 
roheſte Form aller Beſteuerung des perſönlichen Lebens; aber ſie 
enthält dafür auch im Keime alle andern Arten der Beſteuerung 
des letztern. Sie kann nur bei unfreien Völkern vorkommen, weil 
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fie die Nichtberücfichtigung des Befiges zur Vorausſetzung bat. 
Ihr ſpecifiſcher Charakter ift der geringe, aber gleihe Steuerfuß 
für alle Berfonen. Sowie man nun die übrigen Elemente zur 
Geltung bringt, entitehen die übrigen verwandten Arten der: 
jelben. 

Die Bermögensftener entiteht, wenn man ftatt der Berfon 
die wirtbichaftlihe Perſönlichkeit jelbft, und als Object das Güter: 
und Werthfapital derjelben annimmt. Sie kann nur dadurd als 
Art der Perjonaljteuer betrachtet werden, daß die Berfon als folche 
Steuerjubject iſt; ihr Charakter ift Gleichheit des Stenerfußes für 
jede Vermögenseinheit, aber Nüdjichtslofigkfeit gegen den Ertrag 
oder die Steuerquelle. 

Nimmt man dagegen als eigentliches Steuerobject nicht mehr 
die Perſon als foldhe, fondern die Verzehrung derfelben, fo wird 
aus der eigentlichen Kopfiteuer nur noch eine Form der Verzeh— 
rungsftener, die durch ihre Mangelhaftigkeit zur Klaſſenſteuer 
übergeht. Ihr Charakter ift, daß zwar jede Perſon Steuerfubject 
ift, daß aber der Steuerfuß nah dem Erwerbe überhaupt bemejien 
wird, ohne die Steuereinheit im Kapital zu juchen. 

Berbindet man wieder mit der PBerjon den Erwerb derfelben 
überhaupt, jo wird aus der Kopfiteuer das, was wir die Ber: 
jonalermwerbjteuer oder Berfonaleinfommenfteuer nennen. 
Ihr Charakter ijt, daß die Steuerquelle des Gewerbes ungeſchie— 
den mit der des perlönlichen Ermwerbes zufammengefaßt wird und 
dadurch die feite Mefjung auch bei dem Sapitalertrag durch all: 
gemeine Schäßung verloren geht. Läßt man diefelbe zugleih an 
die Stelle des ganzen oder eines größern Theils der Verzehrungs— 
fteuer treten, jo ift fie eine Verbindung der Gewerb:, Ber: 
zehrungs: und perjönlichen Erwerbjteuer. 

Es ift nun einleuchtend, daß alle diefe Steuern niedere For: 
men der Beiteuerung enthalten, indem fie jeder feiten Beltimmung 
des Stenerobject3 und der Steuerquelle entbehren und daher Feine 
rationelle Beiteuerung zulafien. Erſt da, wo fi die Gewerb— 
ſteuer einerjeit3 und die Verzehrungsſteuer andererjeit3 jelbftändig 
entwideln, entjteht die Erfenntniß, daß der perſönliche Erwerb 
in feiner Selbftändigfeit ein Steuerobject ift, das durch Feine 
Steuer betroffen iſt. Und jetzt tritt die legte Scheidung ein, die 
Scheidung der Lohnſteuer von der perjönlichen Ermerbiteuer. 

29* 
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Die Lohnſteuer ift nämlich diejenige, deren Object und Quelle 
der mechanifche Arbeitslohn ift. Sie erjcheint als falſch, indem 
der Arbeitslohn bereits durch die Verzehrungsftener getroffen wird 
und ein Erjaß der legtern durch die erjtere zur ungleichen Bes 
fteuerung führt. So bleibt nur noch die legte Steuer übrig, die 
Befteuerung des Einkommens aus dem perjönliden Kapital in 
feiner obigen Unterfcheidung von dem natürliden; und dies ift 
die perſönliche Erwerbjteuer in ihrem Unterſchiede von der 
Gewerb: und der Unternehmungsfteuer. Und nachdem dies feſt— 
fteht, können wir jeßt die Elemente ihres Syftems beftimmen. 


Es ift wol fein Zweifel, daß der mannichfache Streit über die 
Perſonal- oder Kopfiteuer, wie derjelbe feit Adam Smith, Bo. IV, 
entjtanden und bis auf unjere Zeit fortgeführt ift, nur erklärlich 
wird durh den Mangel an jtrenger Scheidung jener verwandten 
Erſcheinungen. In der That find die Gefeggebungen, namentlich 
in Deutichland, bier weiter als die Theorie, S. die Literatur bei 
Log, „Staatswirthſchaft“, III, $. 140; Malhus, „Finanzwiffen: 
ſchaft“, II, $S. 41; Rau, II, $. 38; Pfeiffer, S. 220. Praktiſch 
haben erjt die Beſoldungs- und die Einkommenſteuern uns über 
das Weſen jener Steuer Har machen fönnen. 


U. Princip und Syftem derfelben. 


Sceidet man nun auf diefe Weife die perjönliche Erwerb: 
fteuer von den verwandten Arten, jo ergeben fih für Princip 
und Syſtem derjelben folgende Grundfäge. 

a. Principien. Das Gteuerobject ift jeder Erwerb dur 
Verwendung von perjönlidem Kapital im obigen Sinne. Steuer: 
quelle ift feinem Begriffe nad) auch hier der Ueberſchuß des Er- 
trags über die Ertragsbedingungen und das Analogon der Amor: 
tifation des Kapitals. Die Steuereinheit kann Feine andere jein 
als eine Decimaljtele in Geld. Der wichtigfte Grundſatz ift, 
daß der Steuerfuß nur ein niedriger fein darf, und zwar 
aus zwei Gründen. Erſtlich, weil bei hohem Steuerfuß ſich der 
perjönlihe Erwerb der Beſteuerung leicht und ſchnell entzieht, 
zweitens aber, weil die Kapitalbildung eine viel größere fein 
muß als bei der Gewerbfteuer, da durch die Verwerthung der 
Leiſtung das Kapital felbft mit confumirt wird, plöglih verloren 
gehen kann, und trogdem der Eriverb höchft unficher ift. Das hat 
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feine enticheidende Folge für die Verwaltungsgrundfäße diefer 
Steuer. 

Die Frage nad dem Steuerfubject fällt dagegen zufammen 
mit der nad den Arten oder dem eigentlichen Syſtem der Steuer. 

Die Steuerverwaltung hat nun einen ganz andern Charakter 
als bei der Erwerbfteuer. Ihr Princip ift anftatt einer Nepar: 
titiong:, eine Individualſteuer. Die Grundlage derfelben ift nicht 
wie bei jener ein Gewerbfteuerkatafter, fondesn die individuale 
Angabe. Dieje wieder wird gerade bei diefer Steuer ftet3 eine 
Selbftihägung fein. Dabei macht die Natur diefer Steuer für 
die meijten Arten derjelben eine genaue Angabe einerfeit3 und 
eine Gontrole andererjeits unthunlid. Das Object der Selbft: 
ihäßung fol daher nicht der Gejammtertrag, fondern eben nur 
der Neinertrag fein. Derjelbe wird um jo genauer ausfallen, 
je geringer der Steuerfuß ift. 

Hier ift nun der Punkt, wo das Eriftenzminimum zur eigent: 
lichen Geltung gelangt. Der ganze Ertrag des perjönlichen Er: 
werbs erfcheint immer in einer Summe baaren Geldes; daher ſtets 
große Neigung, denjelben auch ganz als Reinertrag zu behandeln. 
Es ift Har, daß dies falſch iſt. Vielmehr bildet diejenige Summe, 
welche der entiprechende Unterhalt des Steuerſubjects fordert, 
addirt zu der Summe, welche das Analogon der Amortijation ift 
— Sicherung der Erijtenz, wenn die Fähigleiten nicht mehr aus: 
reihen — dasjenige, was wir das Eriftenzminimum zu nennen 
haben. Die legtere Fann auch ganz wohl gemefjen werden; fie ift 
gleich dem Betrage einer Verſicherungsſumme für eine Leibrente 
nah fünfundzwanzigjähriger Arbeit — alfo etwa vom funfzigften 
Lebensjahre an. Wo der Erwerb fo gering ift, daß eine jolde 
Berfiherungsfumme nicht gezahlt werden kann, da joll Steuer: 
freiheit fein, denn der Ertrag hat hier Schon die Natur eines 
Lohnes, und jene Beſteuerung muß mit der Lohn: und Kopf: 
fteuer gänzlich verworfen werden; oder: die Steuerpflicht beginnt 
überhaupt erſt bei einem gewiſſen Einfommen. Der Steuerfuß 
muß: ein niederer fein. Die Vorftellung, daß bei größerm Roh— 
einfommen der Reinertrag oder Ueberſchuß progreffiv fteige, hat 
bier vielfach den progrefjiven Steuerfuß anwenden Tafjen. Er ift 
aber bier ſowol falih als’ auf allen andern Punkten. Die 
Steuererhebung aber ift Feine gleichartige, ſondern richtet fich nad) 
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den Arten des perfönlihen Erwerbs; und hier ift es, wo das 
Princip zum Syſteme wird. 

b. Syftem. Das Syſtem entfteht dadurd, daß der per: 
ſönliche Erwerb bei allen feinen verjchiedenen Gejtalten im ein: 
zelnen ſich zulegt für die Beſteuerung in zwei Grundformen ſchei— 
det, deren jede ihre befondere Steuererhebung fordert. 

1) Die erfte Grundform ift diejenige, der ein feites Ein: 
fommen aus der Verwendung der perſönlichen Thätigfeit zu 
Grunde liegt. Die Hauptform dafür ift befanntlih der Gehalt 
der Beamten; natürlich gehören dahin aber aud alle andern Stel: 
lungen, mit denen eine fefte Bejoldung verbunden ijt. Es iſt an 
ih nun Feine Frage, daß ein foldher perjönlicher Erwerb jo gut 
wie jeder andere der Beitenerung unterzogen werden muß; nur 
bei der eigentlichen Bejoldung der Staatsämter ift die Sache lange 
in der Theorie zweifelhaft gewejen, indem man gefragt hat, ob 
es richtig fein Fan, daß der Staat, der jelbit die Bejoldung 
zahlt, einen Theil derjelben als Gewerbiteuer für fi zurüdhält. 
Biel näher jcheint es zu Liegen, daß der Staat den Betrag der 
Steuer bei der Bejoldung gleich anfangs abrechne. Der einzige 
Grund, der die befondere Zahlung motiviren kann, beſteht darin, 
daß die Befoldungen faft ausnahmslos in runden Summen ge: 
geben werden und daß daher der Abzug, der den Bejoldungs- 
ftenerbetrag bildet, der leihtern Nechnung wegen lieber für fich 
berechnet als von der Bejoldung bei Bewilligung derjelben abge: 
rechnet wird. Denn es läßt fich Feineswegs leugnen, daß eine 
Bewilligung in runden Summen, wenn fie den Abzug für die 
Steuer enthalten jollte, fajt immer zu viel oder zu wenig an 
Steuerbetrag ausmachen würde Die Befoldungsftener ift dem: 
nah allerdings eine abjolut richtige und nothiwendige, und die 
Beſteuerung der ausgezahlten Bejoldung ericheint als das einzige 
Mittel, den Erwerb durch den Gehalt eines Amtes auf den glei- 
hen Steuerfuß mit allen andern Arten des Erwerbes zu ftellen. 
Und e8 muß daher nicht blos die Bejoldungsfteuer, fondern eben 
die jedes feiten Gehalts als etwas vollkommen Nationelles aner: 
fannt werden. 

Nur find dabei folgende Geſichtspunkte feftzuhalten. 

An ſich nämlich ift die Beſteuerung des feften Gehaltes ein: 
fach. Das Steuerobject ift der Gehalt; Stenerfubject ift der Be: 
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foldete; Steuereinheit ift 100, Steuerfuß iſt ein Procentjaß; die 
Beitenerung bat die Angaben des Angeftellten zur Grundlage, 
natürlich unter Beftätigung feines Gehaltgebers; die Aufzeichnung 
der Bejoldeten ift das Analogon des Katafters; für den Staats: 
dienft ift das Schema diefer Katafter. Zweckmäßig ijt die Ein: 
bolung bei dem Gehaltgeber, bei den Bejoldungen als Abzug, 
wobei nur nicht, wie gewöhnlich, vergejjen werden darf, daß ein 
Quittungsftenipel mit fteigendem Stempelfuß für den Bezug des 
Gehalts nichts ift als eine doppelte Beſteuerung. Kleinere Ge: 
balte find aus dem obigen Grunde fteuerfrei. Indeß muß Ein 
Punkt befonders hervorgehoben werden, 

Der Regel nad wird nämlich gerade bei diejer Steuer 
überjehen, daß der Gehalt nicht das Nein-, jondern das Roh: 
einfommen des Bejoldeten it, und daß man, um die gerechte 
Befteuerung zu finden, denjenigen Theil des Gehalts bejtimmen- 
muß, der von dem Befoldeten als Ueberihuß erjpart merden 
kann. Erſt diefer Theil ift die eigentliche Steuerquelle, und es iſt 
in den meiften Fällen kein Zweifel, daß diefer Theil ein jo ge: 
ringer ift, daß jede Gehaltsbefteuerung dem Betreffenden ſchwer 
Fällt, wenn man das Obige nicht erwägt. Nimmt man aljo, wie 
es namentlich in Defterreich gejchieht, das Hundert des Gehalts 
als Steuereinheit, und jegt einen Steuerfuß aud nur von einem 
Proc., jo ergibt fi, daß, wenn der Beamte bis 5 Proc. erſpa⸗ 
ren kann, die Steuer ſchon 20 Proc. beträgt; bei 5 Proc. des 
Gehalts it der gefammte Neinertrag durch die Steuer ab: 
forbirt, bei größerm Steuerfuß jogar ein Theil des Roheinkom— 
mens. Die Folge ift unmittelbar die Noth des Beamten, mittel: 
bar dagegen die Thatſache, daß tüchtige Leute überhaupt die Lauf: 
bahn des Amts verlaffen und fi andern Erwerben widmen, da 
bei zu hoher Beſteuerung jeder andere Gehaltgeber den Gehalt 
fteigern muß, während die Amtsgehalte feit find. Es iſt deshalb 
bei der Feftfegung des Steuerfußes hier die größte Vorſicht an: 
zurathen, da eine zu hohe Steuer dem Staate mit der Zeit feine 
beften Kräfte entziehen muß. 

2) Die zweite Grundform ift dagegen einfah. Sie entiteht 
da, wo aus der Verwendung des perjönlichen Kapitals ein ges 
werbliher Erwerb gemacht wird, wie bei Aerzten, Advocaten, 
Schriftftelern u. ſ. w. Hier muß an die Stelle der amtlichen Anzeige 
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das Selbftbefenntniß treten, die Schäßung ftattfinden und ber 
Steuerfuß aufgelegt werden. Auch diefer hat das Hundert zur 
Einheit und darf dann allerdings 5 und auch mehr Procent ent: 
halten, da die Selbitihätung das Neineinfommen zum Object hat; 
doch darf er ſchon darum nicht zu “hoch fein, weil ſonſt die 
Ihließlih uncontrolirbaren Angaben felten richtig ausfallen wer: 
den. Es muß dabei Sadye der Stenerbehörden jein, die Steuer: 
fubjecte felbft aufzufinden. 

Theils die Vorftellungen, als ob diefe Steuer eine eigent: 
lihe Einfommenfteuer ſei, theils die Unficherheit über die Ge: 
werbfteuer haben es nun bewirkt, daß die pofitive Gefeßgebung 
über diejes Gebiet ſehr verjchieden und nur dann richtig zu ver: 
gleichen ift, wenn man eben die firengen ſyſtematiſchen Begriffe 
zu Grunde legt. 


Bis auf die Annahme des perfönliden Kapitals jtimmt unjere 
Auffafjung mit der Rau's, II, 171. Pfeiffer verwirrt fih, indem 
er an die Lohnfteuer denkt, II, 220. Hoffmann und Knies wollen 
dagegen feine befondere Lohnsteuer, jondern einfah eine Eintommen: 
fteuer, womit aber die jpecielle Frage nit erſchöpft ift. Beſtritten 
im Princip ift nur die Bejoldungsjteuer, namentlib im Anfange 
diejes Jahrhunderts, ©. die weitläufige Literatur bei Malchus, 8. 57; 
dazu Rau, 395. Bielfah ift der Grund der Unficherheit doch aud 
in der Gefepgebung zu fuchen. 


11. Die verfdiedenen pofitiven Syfteme. 


Man muß für die Darftelung der verfchiedenen pofitiven 
Syſteme feithalten, daß eine äußerliche Scheidung diefer Steuer 
eigentlich nirgends ftattgefunden hat, ſondern daß diejelbe vielmehr 
allenthalben mit andern Steuerformen verbunden ift. Es bleibt 
daher nichts übrig, als anzugeben, wo das Princip derfelben eben 
in jolden andern Steuern zur Erſcheinung fommt. Hier treten 
eben deshalb verſchiedene Gruppen auf. 

Die erſte Gruppe ift diejenige, welche den perjönlichen Er: 
werb als Theil der allgemeinen Einkommensteuer befteuert; 
dahin gehören England in feiner Income tax und Preußen in 
feiner Eaffificirten Einfommenftener. Grundlage dafür: Selbftbe: 
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fenntniß, foweit es fich nicht um Bejoldung handelt; Steuerfuß: 
der allgemeine Einfommenfteuerfuß; Erhebung: direct. 

Die zweite Gruppe ift diejenige, welche eine felbftändige 
„Perſonalſteuer“ aufitellt neben der Gewerbfteuer; theils, wie 
Frankreich, ohne Befoldungsfteuer, theil3 in Verbindung mit der: 
jelben, wie in Würtemberg, Sachſen, Baiern und Baden. 

Die dritte wird von Deflerreich gebildet, two die Befteuerung 
des perjönlichen Einkommens eine jelbftändige Klaſſe der Einkom— 
menſteuer bildet. Die öfterreichiiche Steuer ift ihrem Princip nach 
ohne Zweifel die rationellfte von allen; in ihrem Steuerfuße da: 
gegen iſt fie die irrationelljte und zugleich höchfte in ganz Europa, 
da zivar das Fleine Einfommen (bis 600 1.) fteuerfrei ift, von 
da an aber ein progrefliver Steuerfuß gilt, der für jedes Taufend 
um 1 Proc. fteigt und von 10000 an wieder bei 10 Proc. ftehen 
bleibt. 

Ueberſieht man das Einzelne in diefem Steuerſyſteme, fo leidet 
es kaum einen Zweifel, daß die Gefeßgebungen fi) über das 
eigentliche Steuerobject, den Ertrag aus perjönlichem Kapital in 
jeiner Scheidung theils von dem Lohne, theils vom Werthkapital, 
weder ganz einig noch ganz klar find, mit Ausnahme der- öfter: 
reihijchen, welche wiederum einen ganz unverftändigen Steuerfuß 
hat. Hier ift daher noch ein Gebiet großer und wichtiger Steuer: 
reformen, ebenjo wie im Folgenden. 


Ueber Englands Income tax vgl. Gneijt und Bode, a. a. D. 
Uebrigens ift die Gebaltjteuer jchon in der Land tax enthalten unter 
Rb. 4, Gneift VI, 789. Der franzöfifhe impöt personnel bei 
Hod, ©. 145, iſt eine höchſt unklare Verihmelzung von allgemei: 
ner Gintommenfteuer, Lohnſteuer und perfönliher Erwerbjteuer, und 
weder im Princip noh in der Ausführung nachahmenswerth. Die 
deutjchen Erwerbjteuern unterfcheiden fih allerdings weſentlich darin, 
indem fie nach der felbftändigen Beftimmung des perjönliden Gr: 
werbe3 ftreben, aber fie fallen vielfah in die Lobnjteuer und ver: 
lieren damit den richtigen Maßftab für die eigentlihe Erwerbfteuer; 
der progrefiiwe Steuerfuß berriht auch bier mit all jeinen Fehlern. 
Dal. die Steuergefege bei Rau, II, $. 395. Die öfterreichijche 
Steuer bei Chlupp, $. 158 fg. 
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C. Die Unternehmungsiteuer. 
I. Begriff derjelben. 


Indem wir nun die Unternehmungsitener theoretiich als die 
dritte Klaſſe der Erwerbfteuer binftellen, ift es nothwendig, die: 
jelbe möglichjt beftimmt zu Ddefiniven. Wir verftehen unter Un: 
ternehmungen alle diejenigen Productionen, welche mit Majchinen 
arbeiten, und diejenigen Erwerbszweige, bei denen der Credit das 
Kapital für den Betrieb bildet. Wir fcheiden diejelben ftreng 
von dem Gewerbe, fowie von dem perjönlichen Erwerb, weil die 
Waare der erftern, da jie eben nicht auf individuelles Bedürfniß 
berechnet ift, ftet3 wieder auf Eredit verkauft werden muß, wie 
die Leiftungen der letztern ohne Credit nicht denkbar find. Der 
Credit aber erzeugt ftets nicht blos ein unſicheres, ſondern auch 
ein ſtark wechjelndes Einfommen, und daher kommt es, daß weder 
die Quantität der Producte, noch die der Productionsmittel, noch 
die des Abjages einen ausreihenden Maßſtab für die Befteuerung 
abgeben; denn es ijt jehr wohl möglid, daß bei der größten Pro: - 
duction dennoch ein großer Verluſt eintreten kann. Es erjcheint 
daher nicht gerecht, diefes ganze Gebiet einfach unter das allge: 
meine Syſtem der Gewerbjteuer einzuziehen, wie es die alten 
Gewerbiteuergejege nach franzöſiſchem Mufter gethban; ebenjo wenig 
iſt e8 richtig, bei der allgemeinen Einfommenfteuer ftehen zu blei: 
ben, wie e3 andere gethan haben, die ſich an die engliſche In- 
come tax anjchließen; denn während nad dem erftern Syiteme 
der Maßſtab principiell falſch ift, ift er nach dem zweiten über: 
haupt verloren. Es ift daher nothwendig, bier ein jelbjtändiges 
drittes Syſtem der Steuer aufzuftellen. 

In der That jehen wir auch die Gejeßgebungen ſich allmäh— 
lid von der Borftellung frei mahen, daß man Unternehmungen 
wie ein Gewerbe meſſen und beſteuern kann. Theils hat man 
dies durch die Einkommenbeſteuerung verfucht, theils aber dadurch, 
daß man eigene Steuerarten für einzelne Arten der Unterneh: 
mungen aufgejtellt hat (Bergwerks-, Eijenbahnbeiteuerung u. a), 
theils hat man jtatt des Unternehmens den Reinertrag zum Steuer: 
object gemacht, wo er jelbitändig erfcheint, wie bei der Beftenerung 
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der Actiencoupons. Es ijt fein Zweifel, daß dieje Erſcheinungen 
den Beginn einer neuen Auffaffung andeuten; aber noch fehlt 
das jelbftändige Princip, das im Stande wäre, alle verfchiedenen 
Formen gleihmäßig zu umfaffen und dadurch die Gleichheit der 
Befteuerung der Unternehmungen herbeizuführen. Wir nun glaus 
ben, daß dies im Folgenden Liegt. 

Für die Beſteuerungen nämlich unterfcheiden fich die Unter: 
nehmungen in foldhe, die einen jelbjtändig erſcheinenden 
Neinertrag haben, jolche, bei denen das Anlagefapital ziemlich 
nahweisbar feſtſteht, und ſolche, die ih durch die Natur ihres 
Betriebs in Kapital und Gewinn eigentlich jeder genauen Mejjung 
entziehen. Die erjten werden gebildet durch alle Actiengefellfchaften, 
die zweiten durch alle Induſtrie- und Handelsunternehmungen, die 
dritten duch die Geldgeihäfte. Wenn es nun Har ift, daß alle 
grundjäßlich derjelben Steuer unterliegen follen, jo folgt, daß es 
die Aufgabe der rationellen Beſteuerung ijt, die Steuer fo einzu— 
richten, daß fie vermöge der Natur diefer Unternehmungen aud) 
wirklich in Stand gejegt wird, joweit thunlich dieje gleiche Be: 
ftenerung auch wirklich” bervorzubringen. Und daraus entjteht 
das, was wir das Syſtem der Unternehmungsiteuer nennen, 


Auch in der Liferatur ift die ganze Unternehmungsjteuer in der 
Frage nad) der Gewerbfteuer untergegangen; jelbft Rau hat fie nicht 
gefhieden; ebenjo wenig haben mir diejelbe in unferer erjten Auf: 
lage verjtanden. Dennoch ijt es wol unmöglih, die Nothwendigleit 
verjelben als einer felbjtändigen Steuerart zu verfennen. Wir mer: 
den aber das pofitive Necht gleih dem Syſteme jelbjt beifügen, um 
jedes Misverjtändniß zu vermeiden, 


II. Arten und pofitives Nedt der Unternehmungsftener. 


Wir theilen demnach die Unternehmungsfteuer in drei Klafjen, 
von denen jede ihre eigene Steuereinheit und ihre eigene Steuer: 
bemefjung bat. 


A. Bejteuerung der Actiengeſellſchaften. 
Es iſt Schon oben bemerkt, daß die Actie ſich von der (Staats-) 
Schuldverſchreibung weſentlich jcheidet, indem ihr im Coupon aus: 
gedrücter Ertrag von dem Erfolge der Unternehmung felbft ab: 
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hängt, und daß es daher durchaus faljch wäre, den Coupon einer 
Actie wie den einer Staatsobligation zu befteuern. Es ift aber 
aus demjelben Grunde klar, daß die Prioritätsactien einen we: 
jentlih andern Charakter haben als die Stammactien. Sie find 
ein verzinsliches Darlehn und fallen daher unter die Renten: 
fteuer, wenn man eine folche anerkennt. -Der Coupon der Stamm: 
actie dagegen fällt unter die Erwerbfteuer, und diefe hat gerade 
bier den reinften Charakter einer directen Steuer. 

Denn der Coupon ift der vom Kapital jelbftändig geſchie— 
dene Reinertrag, als Steuerquelle; die Steuereinheit des letztern 
it 100. Der Steuerfuß muß ftets gleih dem der allgemeinen 
Einkommenſteuer fein; der progrefjive Steuerfuß ift grundjäglid) 
auch bier zu verwerfen. Die Befteuerung geſchieht auf Grund: 
lage des Rechenſchaftsberichts. Wir find aber zugleich der Ueber: 
zeugung, dab man einen ftenerfreien Gouponbetrag jegen muß; 
wir meinen, daß jeder Coupon, der nicht mehr als 4 Proc. vom 
Nominalbetrage der Actie trägt, fteuerfrei fein fol. Es ift Har, 
daß bei der Auferlegung einer ſolchen Steuer für die betreffende 
Unternehmung jede andere Erwerbiteuer als doppelte Beftenerung 
einen gründliden Widerſpruch enthält. Wir halten aber endlid) 
dafür, dab auch der Reſervefonds beftenert werden follte, wenn er 
eine gewiſſe Höhe erreicht, um die Umgehung der Steuer zu 
vermeiden. Die Beitenerung des Coupons ift in diefem Sinne 
die einfachite aller Steuern und erftredt fich über jedes Unter: 
nehmen, da3 auf Nctien betrieben wird. 


England bat die Couponfteuer zuerft und in volllommen klarer 
Weiſe in feine Income tax aufgenommen, und zwar neben ver 
Renten: und Bejoldungsfteuer. Frankreich kennt fie als ſolche nicht. 
Es bat dagegen das gänzlih irrationelle Syſtem einer Stempel: 
abgabe eingeführt, weldhe mit 1 Fr. 50 Gent. per 100 Frs. für 
jede Actie, obne Rüdficht auf ihren Ertrag, zu zahlen oder in einer 
Abfindungsjumme zu leiften iſt. Hoch, „Finanzweſen Frankreichs“, 
©. 195, 196. Preußen bat feine Couponiteuer, jondern nimmt 
die Beſteuerung derjelben in feine Haffificirte allgemeine Einkommen— 
iteuer auf, während es mit Frankreich dennoch Bergwerfe und Bab: 
nen befonders beiteuert. Defterreih bat wieder die Eouponfteuer 
eingeführt durch Gefet von 1868, aber nicht gleihmäßig. Die meijten 
deutihen Gejeggebungen haben vie Actiengejellihaften einfah unter 
die Gewerbebejteuerung geftellt und die Befteuerung auf die Grundfäße 
derjelben gerade fo zurüdgeführt mie die der übrigen Unternehmungen, 
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mit Schägung und Berehnung, zum Theil jogar wie jedes Coms 
pagniegejhäft. Dabei ijt dann jehr oft ein progrefjiver Steuerfuß 
angewendet, und die Stufenleiter der Eintheilung läßt nicht? zu 
mwünjhen übrig, als daß ſich der Ertrag auch wirklich jo verhalte, 
wie die Geſetzgebung es annimmt. Namentlih bat das Gewerbe: 
und Berjonalfteuergejeg in Sadien vom 24. Dec. 1845 mit den 
Zufägen und Menderungen vom 9. Dec, 1858 die Sade fo de: 
taillirt, daß die 36 Klaſſen, die es aufftellt, jede mit ihrem befon: 
den Steuerfuß (von 6 Sgr. bis 130 Thlr.) den Gedanken nahe 
legen, dab gar kein Wechſel in der Einnahme mehr ftattfindet, weil 
er praktiich nicht mehr zu verfolgen ift. Es ijt nur merkwürdig, daß 
man nicht das einfachſte und natürlichjte Mittel einer Beſteuerung 
ded Actienvermögens gefunden hat, da der Neinertrag ja doch nur 
in dem Coupon erjheint. — Die Beiteuerung der Verfiherungen 
durh Stempelung der Policen ift feine Erwerb-, fondern eine Ver: 
fehrgiteuer. 


B. Bejteuerung induftrieller Unternehmungen. 


Ye mehr die induftrielle Unternehmung ſich von dem Gewerbe 
durch Kapital, oder namentlicy dur Anwendung von Mafchinen 
und die daraus entjtehende Mafjenleiftung jcheidet, deſto unthun— 
licher wird es, den bisherigen Zuftand aufrecht zu erhalten, nad 
welchem die ganze Induſtrie wie der Handel einfach als ein Theil 
der Gewerbiteuer ericheint und mit einem feſten Steuerfuße be: 
legt wird, bei dem fogar die Anwendung der Ortsklaſſen ganz 
und die der Betriebsklafjen wenigitens zum größten Theil ver: 
Ihwindet. Bisjegt find nur drei Ausnahmen von diejer Negel 
gemadht, die Beiteuerung der Eilenbahnen, der Bergwerfe und 
der Getränfefabrifation, bei denen die Gewerbſteuer ſich abjolut 
unanwendbar erwies. Es ift aber ebenſo falſch, dieje Unterſchei— 
dung feftzuhalten, als bei ihr ftehen zu bleiben. Es follte viel— 
mehr die Jnduftrie und der Handel einem ganz jelbjtändigen 
Steuerjyfteme unterworfen werden, dejjen Grundzüge auf der Vers 
bindung der Kataftral: und Einfonmenjteuer beruhen. Die Ele 
mente find folgende. 

Jede induftrielle und commerzielle Unternehmung muß fich 
anzeigen wie ein Gewerbe. Es muß dann das Steuerobject durd) 
Angabe des Umfangs der mwejentlihen Betriebsmittel — aljo je 
nad der Natur des Gewerbes, der Pierdefräfte der Maſchinen, 
der Schiffe, Wagen, Pferde, ftets aber die Anzahl der verwens 
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beten Personen genau beftimmen, und daneben eine Reinein— 
fommenangabe vorlegen. Es ſcheint nicht praktiſch, ein Mini: 
mum des Steuerfußes für jede folde Steuereinheit (Pferdekraft, 
Schiff, Bedienjteten u. |. w.) anzufegen. Diejes Reineinkommen wird 
dann mit dem Steuerfuße der allgemeinen Einfommenjtener, 3 bis 
10 Broc., belegt werden. Die einzige Frage wäre die, ob die 
bereits beftehenden Bejteuerungen einzelner bejtimmter Unterneh: 
mungen Lleiben follen. Wir glauben nicht; nur muß der Leber: 
gang jo wenig ftörend als möglich gemacht werden; cine bejon- 
dere Art der Bejteuerung it Fünftig nicht möglich. Doc müſſen 
die drei Arten, welche bisher eine befondere Beitenerung erfahren 
haben, bier Plaß finden. 

a. Die Bergwerke. Die Beitenerung der Bergwerfe ijt da: 
durch eigenthümlich, dab fie meiftens auf den hiſtoriſchen Formen, 
den Receß- und Quatembergeldern beruht und deshalb nicht recht 
die Fähigkeit hat, unter Ablöfung diefer Formen zu einer reinen 
Unternehmungsjteuer zu werden. Wird jie das, jo wird aller: 
dings eine doppelte Steuereinheit und ein doppelter Steuerfuß 
eintreten, jedoch dies leßtere jtet3 unter der Vorausjeßung, daß 
diefe Bergwerke nicht durch Actiengejellihaften betrieben werden. 
Erjtes Object ijt die Zahl der Grubenmaße, die mit einem fehr 
niedrigen Fuße zu belegen find; das zweite dagegen iſt das Quan— 
tum der Producte, wobei der Gentner Rohproduct die Einheit 
und ein Brocentjaß jeines Marktpreifes den Steuerfuß bildet. Die 
Beiteuerung der Grubenmaße nıuß auch bei der Actiengejellichaft 
bleiben, weil diejelben nicht in der Dividende erfcheinen. 

b. Eijenbahnen. Die Eifenbahnen find jo große Inter: 
nehmungen, daß bei ihnen eine ganze Reihe von Steuern ein- 
treffen, die nicht eine eigentliche Beiteuerung der Eifenbahnen 
enthalten, und die man daher jtreng von den lettern trennen 
muß. Dabin gehören Grundjtener, Hausftener, die Anwendung 
der Stempel, Gehaltiteuer und vielfah auch Berzehrungsfteuer. 
Sceidet man alle dieje Verhältniſſe aus, fo iſt die Eiſenbahn— 
jteuer diejenige, deren Object die Eifenbahnunternehmung als folche, 
deren Quelle der Neinertrag aus derjelben, deren Einheit daher 
die Actie mit ihrer Dividende und deren Fuß der Einfommen: 
iteuerfuß in feiner Anwendung auf den Coupon ift. Die ratio: 
nelle Bejteuerung der Bahnen ijt daher in ganz einfacher Weiſe 
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die Bejteuerung der Actiencoupons auf Grundlage des Nechen: 
Ihaftsberichts mit einem als jtenerfrei anerfannten Zinsminimum. 
Wir müſſen dafür halten, daß nur die Neuheit der Sache bier 
Unjicherheit hat entitehen lafjen können, während fie fonjt die 
einfachſte Steuer ilt, die man kennt und bei richtigem Steuerfuß 
gar nicht faljch angelegt werden kann. Die Befreiung von der 
Steuer für neue Bahnen it eine reine Verwaltungsmaßregel und 
gehört überhaupt nicht der Finanzwiſſenſchaft. 

ce. Geldgejhäfte Während die Eijenbahnen eine eigene 
Beſteuerung gefunden haben, womit man fie nicht füglich unter 
die Gewerbe jtellen Eonnte, find die Geldgeichäfte aller Art feit 
dem Auftreten der franzöfifchen Gewerbſteuer faſt allenthalben unter 
die legtern ſubſumirt, bilden eine eigene Klaſſe und haben einen eige- 
nen Steuerfuß, obgleich ſchon von Anfang an dieje Sleichitellung der 
großen Geldunternehmungen mit dem Gewerbe als eine nicht ge: 
ringe Unzufömmlichkeit gefühlt ward. Es iſt nun flar, daß bier 
durchaus andere Verhältnifje vorliegen als bei den blos gewerb— 
lien Unternehmungen. Zuerit müſſen diejenigen ausgejchieden 
werden, welche einen wejentlich jocialen Zwed in der Sorge für 
die Kapitalbildung der Nichtbefigenden haben, freilih nur dann, 
wenn jie ſelbſt nicht als Nctiengejellihaften dem Privaterwerb 
dienen. Daher der Grundjaß, daß alle Sparkaſſen und alle ge: 
genjeitigen Gejellihaften jteuerfrei fein ſollen. Sind ſolche Geld: 
unternehmungen zweitens Actiengejellichaften, jo fallen fie einfach 
unter die Grundſätze der Beſteuerung der leptern. Die Privat: 
geldgeſchäfte, Bankhäuſer ꝛc. laſſen endlich drittens gar feine ob: 
jective Mefjung zu, fondern bier muß die controlirte Selbſtſchätzung 
mit dem allgemeinen Einkommenfteuerfuße genügen. 

d. Die letzte Art ijt endlich die der Unternehmungen, welche 
Getränke oder Zuder als Verzehrungsgegenjtände produeciren. Die 
Beitenerung diefer Fabrikation hat eben dadurd einen ganz an: 
dern Charakter als die jeder andern Unternehmung; ihre Steuer: 
quelle ift nicht der Ertrag des Unternehmens, gleichviel ob Ein 
zelner oder Actiengejellichaften, jondern fie find eine andere Form 
der Verzehrungsiteuer, welche die Gewerbe- oder Unternehmungs— 
ſteuer in ſich aufnimmt. Hier treten daher ganz andere Ge— 
ſichtspunkte ein, und man muß dieſe Steuer nicht als eigene 
directe, ſondern nur als die directe Form der indirecten 
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Steuer betradpten und danach Steuereinheit und Steuerfuß be 
mejjen. 


Die Beiteuerung der Bergwerke bat drei mwefentlich verſchie— 
dene Spiteme. Das engliſche bejteuert die Bergwerle mit der Ein: 
fommenjteuer, obne bejtimmtes geſetzliches Steuermaß. Das fran: 
zöfifche beruht nad dem Gejeg vom 21. April 1810 auf dem an 
fih ganz rationellen Unterſchiede des droit fixe — der alten deut: 
jhen Mafengebübr — und des droit variable, der eigentlihen Er: 
werbjteuer mit 5 Proc. von dem durch eine Commiljion bejtimmten 
Jahresertrage. Hod, a. a. Q., ©.158. Die deutſche Bergwerts: 
bejteuerung bat auch viele Elemente der alten Bejteuerung in man: 
hen Staaten erhalten. 

Dei dem Bergbaue muß man vor allen Dingen über die be: 
treffenden Ausprüde einig fein. Urjprünglih faßte man alle Rechte 
des Staats auf den Bergbau unter dem Ausdrude Bergregal zu: 
fammen, ohne Nüdfiht auf die adminiftrativen und die finanziellen 
Seiten defjelben. In der neuern Zeit bat man (Rau, $. 172) die 
Berghboheit als das DOberauffihtsreht des Staats, das beim Berg: 
bau wie bei jedem andern Privatunternehmen im Wejen des Staats 
liegt, vom Bergregal geidieden und dieſes als „die Befugniß der 
Regierung, aus der bergmänniſchen Gewinnung eine Ginnabme zu 
beziehen, ſei es dur eigene Betreibung oder durh Abgabe von 
Privatbergwerken“ bezeichnet. (Rau, a. a. DO.) Es ijt Har, daß es 
zur Gewinnung einer Cinnabme aus eigenen Bergwerlen feines Ne: 
gal3 bedarf, und zweitens, dab Cinnabmen, die aus den Abgaben 
bervorgeben, bier jo wenig als anderswo der Regalität, fondern dem 
Steuerwejen angebören. Der Bergbau ift nur infoweit ein Negal, 
al3 fih der Staat von den Producten des Bergbaus einzelne vor: 
behält, wie namentlih das Salz beim Salzmonopol und zuweilen 
die edeln Metalle, wie nah dem öſterreichiſchen Berggefeß vom 
23. Mai 1854, unter gewifjen Bedingungen, was auf der Anficht 
beruht (Juſti, „Staatswirthſchaft“, I, 246), daß der Staat Gold: 
und Silberbergwerfe aud mit Verluſt betreiben müſſe. Die Lehre 
vom Bergbau gehört daber den Kameralwiſſenſchaften; die Befteue: 
rung des Bergbaus bildet dagegen eine befondere Form der Gewerb: 
jteuer. Was die Bejtenerung betrifft, jo vgl. über das Spftem ver: 
felben in Defterreib Konopafed und Mor, a. a. O., Kap. III, 
$. 26 fg. Für Franfreih vol. von Hod, ©. 158 fa. Pal. Stein, 
„Lehrbuch der Voltswirtbihaft”, S. 189. Ueber die Weberlafjung 
ind Privateigentbum vol. Malchus, I, 88, und Jalob, 8. 357. 

Dad Syſtem der Beiteuerung des Bergbaus, wie es gegen: 
wärtig gilt, bat dur jene Verbindung mit der Negalität ein bejon: 
deres Sinterefje, indem es dadurch zum Theil mit den frübern 
Rechtsanſchauungen zufanmenbängt. Man kann alle frühern Berg: 
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werf3abgaben in drei Gruppen theilen. Die erite Gruppe bejtand in 
den Abgaben für die Verleibung des Rechts auf den Bergbau, aljo 
als der Erjag für die Hingabe des Negald an die Bergwerksunterneb: 
mung (Receßgeld). Dabei war die Steuereinheit das Maß der be: 
nupten Fläche; dahin gehören aud die frübern Berglehns- und Berg: 
fameraltaren in Dejterreih (Dejjary, S. 70) und die Maßengebühr 
(S. 58). Die zweite Gruppe bejtand in der Erwerbsſteuer, die 
dur die Zehnten und die Bergfrohne aufgelegt und theils in Na— 
tur, tbeild® in Geld erhoben wurde. Die dritte endlich bildeten 
die Abgaben, welche für die Ausübung der Staatsauffiht gegeben 
wurden und den Charakter von Gebühren hatten und zwar tbeils 
ala jährliche fefte Abgabe (Quatembergeld), theils in einzelnen viel: 
namigen Gebühren. Diefes höchſt verwidelte und zum großen Theil 
ganz irrationale Syſtem ward nun durch das franzöfifche Geſetz vom 
21. April 1810 (jpäter mehrfah modificirt) aufgehoben. - Die Reſte 
der Negalität fielen bier fort; Frankreich jegte das Bergwerk einfad) 
al3 eine bejtimmte Art von Unternehmungen feſt und beftimmte, daß 
die Befteuerung jebt eine doppelte fein jolle: vie redevance fixe, 
wobei die Flähe als Object und der Duadratlilometer als Einheit 
gilt, und die redevance proportionale, bei welder der Reinertrag 
Dbject und 5 Proc. der Steuerfuß ift. Dieſes an fih einfahe Syitem 
iſt noch nicht zur völligen Herrichaft außerhalb Franfreihs gelangt, 
und daher hatte das ganze Bergweien in Beziehung auf Finanzwirtb: 
ſchaft und Verwaltung eine ganz verfchiedene Stellung. In Frant: 
rei und Belgien geht man davon aus, daß der Bergbau feine Ein: 
fommensquelle für ven Staat bilden folle, ſondern daß derfelbe lieber 
noch Zuſchuß geben müfje, um ihn zu heben (in Franfreih, na: 
mentlih von 1837 — 49, durchſchnittlich jährlih 320672 FIrs., in 
Belgien 104420 Fr2.). In andern Staaten jucht die Beſteuerung noch 
immer ein Einfommen daraus zu ziehen. Vortrefflihe Beleuchtung der 
ganzen Frage namentlich bei Garnall, „Die Bergwerke in Preußen und 
ihre Bejteuerung‘” (1850). 

In neuefter Zeit bat Preußen alle diefe alten Beitimmungen 
durch eine Neibe von Geſethzen aufgehoben, welde mit dem Geſetz 
vom 12. Mai 1851 beginnen; aber erſt das Gejep vom 20, Dit. 
1862 bat die Steuer in der Art feitgeitellt, daß außer der Auflichts- 
abgabe 3 Proc, des Bruttoertrags gezahlt werden follen, was jeit 1865 
auf 1 Proc, berabgefebt iſt. Nönne, „Staatswiſſenſchaft“, II, $. 486. 
Die öſterreichiſche Bergwerlsſteuer ift durh das Einfommenfteuergejeg 
von 1849 auf 5 Proc. des Neinertrags bejtimmt, wobei die Berg: 
frohnde, wo fie noch beftebt, eingerechnet werben darf. Vgl. Chlupp, 
a. a. D., $. 133. 

Faſt in ganz Europa haben die Geſetzgebungen ſich nicht bes 
gnügt, die Unternehmungen der Gijenbahnen vermöge der Coupon 
jteuer als Erwerbögefellihaft rationell zu bejteuern, jondern fie haben 


Stein, Finanzwiflenichaft. 30 
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neben derſelben zugleih eine Befteuerung des Verkehrs durd Auf: 
lage einer Steuer auf die Fahrkarte eingeführt. So England mit 
einem jährlihen Ertrage von 100000 Pfr. St. Gneijt, „Engliſches 
Verfaſſungsrecht“, II, 811. Die Eifenbahbnbefteuerung in Frank— 
reih hat den unglüdjeligen Gedanken durchgeführt, den Transport 
für Verfonenvertehr dem Fuhrweſen gleichzuftellen; fie müfjen die 
Zahl ihrer Wagen anzeigen und zahlen die Gebühr für Perjonen: 
und MWaarenverfehr alle zehn Tage; die nähern Bedingungen find in 
den Cahiers de Charges ald Theil der Conceffion aufgeführt. Val. 
Hod, S. 417. Preußen bat ſich von diefer Steuer zwar freigehal: 
ten, dagegen aber, jtatt einfah die Coupons zu bejteuern, den Rein: 
ertrag bis einſchließlich 4 Proc. des Actienfapital® mit 27, Proc. 
bejteuert, Gejeg vom 30. Mai 1853. Deiterreih endlich hat neben 
der Beiteuerung der Fahrkarten auch die des Neinertragd mit 5 Proc., 
dieje aber allerdings ald Gouponfteuer, eingeführt. Es leuchtet ein, 
daß die Fahrkartenbejteuerung neben der Gouponjteuer gar feine 
rationelle Begründung haben kann. — Die Geldgeſchäfte und 
Handeldunternehmungen jteben, außer in England, wo fie unter die 
Income tax fallen, in Frankreich und Deutichland meiſt in der letz— 
ten Klaſſe der Gewerbiteuer, mit mehrern Abtbeilungen. al. für 
Preußen Rönne, „Staatöreht”, II, 484; doch find fie noch der 
Haffıfieirten Einfommenjteuer unterworfen; dem Wejen nah äbnlich 
in Deiterreih, wo fie mit feſtem Steuerbetrage ſtehen, durch die 
Einfommenfteuer von 1849 aber der Selbjtihägung zugleih unter: 
zogen worden. Bei Bantiers tritt Abſchätzung ein. 


Sechste Art. 
Die Derkehrsfleuer. (SHtempelfteuer). 


I. Begriff der Verkehrsſtener. Der Gebühren: und der 
Stenerjtempel und ihr weſeutlicher Unterſchied. 


Während nun die Erwerbſteuer zu ihrem Steuerobject die 
Production einer Unternehmung als Ganzes im Auge bat, ent: 
jtcht da, wo ein einzelnes Erwerbsgefhäft als foldes dem 
Einzelnen einen Ertrag bringt, die Berfehrsfteuer oder Ber 
jteuerung des in dem Einzelgefchäft liegenden Erwerbes, und dieje 
Steuer heißt auch, vermöge der Hauptform, in der fie erhoben 
wird, die Stempelfteuer. 

Da nämlich die Erwerbfteuer bereits alle Broducte einer Unter: 
nehmung nad ihrem Ertrage befteuert, jo kann e8 nur nod Ein 
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Steuerobject geben, das durch diefelbe al3 nicht bejteuert erjcheint. 
Das jind diejenigen Verkehrsgeichäfte, welche nicht durch die Natur 
der Production des betreffenden Unternehmens gegeben find, fondern 
als jelbjtändig neben derjelben ftehend betrachtet werden müfjen 
und dadurh einen jelbjtändigen Reinertrag neben dem regel: 
mäßigen Erwerbe darbieten. Dies nun it nur da der Fall, 
wo der Werthverkehr eintritt, das ift, wo ein bejtimmter Werth 
in Umlauf gejegt und an demjelben ein Gewinn gemacht wird. 
E3 ergibt ſich daraus, daß die Verkehrsſteuer zu ihrem Objecte 
nur Werthberwerbungen im weiteften Sinne haben kann, und 
daß die Steuerquelle derjelben jtet3 der Werthgewinn ift, der bei 
jedem Werthgejchäft vorhanden fein muß, jei es bei Geber oder 
Nehmer, da ſonſt das Gejchäft nicht gemacht werden würde. 

Aus diefem Weſen der Berfehrsfteuer ergeben fih nun auch 
die folgenden Säße für diefelbe. 

Zuerſt ift die Steuereinheit für alle Verkehrsſteuer ſtets eine 
Geldeinheit, naturgemäß eine Decimaljtelle (100). Der Steuer: 
fuß ift dem entiprechend ein Procentjaß. Die Steuerumlage muß 
ihrerjeit3 in dem Moment geſchehen, in weldem der Werth von 
einem Inhaber auf den andern übergeht. Diejen Moment be: 
zeichnet die Uebergabe des Werthdocuments. Die Steuerumlage 
muß daber jih an das MWerthdocument anjchließen. Daraus 
ergibt fi, daß da, wo ein bejtimmtes Maß diejes Werthes nicht 
ausgedrüdt ift, das Maß des Werthoocuments — die Größe 
des Papiers — an die Stelle des erftern in jeiner Decimaleinheit 
treten, oder die Flächeneinheit des Papiers (Quadratzoll) die 
Steuereinheit und die Befteuerung diejer Einheit den Steuerfuß 
bilden muß. Es folgt ferner aus diejer Bejonderheit der Ver: 
fehröftener, daß die Steuererhebung fih nad dieſer Natur des 
Steuerobject3 richten und fih an das Werthdocument unmittelbar 
anschließen muß. Die Form, in der das gejchieht, iſt der 
Stempel. Daher hat die Verkehrsſteuer auch nad dieſer ihrer 
Form den Namen der Stempelfteuer befommen, obgleih e3 klar 
it, daß der Stempel nicht die Steuer jelbit, fondern die Er: 
hebungsform derfelben ift. Es folgt endlih, daß die Formen, 
in denen Werthgeſchäfte gemacht werden, die Grundlage der Arten 
der Belteuerung find, während die verſchiedene Höhe des Steuer: 
fußes wieder auf dem nach der Natur des betreffenden Geſchäfts 
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als wahrjcheinliher Gewinn beruht. Daraus geht dann das 
Syſtem der Verfehrsfteuer hervor, von dem wir gleich reden 
werden. 

Solange man num die Verkehrsſteuer von diefem einfachen und 
durhgreifenden Standpunkt der Belteuerung der Werthgeihäfte 
betrachtet, erjcheint das ganze Stempelftenerwejen als außerordent: 
ih einfah. Dennoch ift daffelbe vielleicht das unſicherſte Gebiet 
des ganzen Steuerfyftems. Und wir müfjen daher hier den Grund 
diefer Unficherheit beftimmt bezeichnen, um zu einem endgültigen 
Abſchluß zu gelangen. 

Diefer Grund liegt einfach darin, daß ein ganzes und großes 
Gebiet der Gebühren gleichfalls durch Stempel erhoben wird. 
Wenn man nun den Namen der „Stempelfteuer” an der Stelle 
de3 Namens der Verfehrsftener aufftellt, jo ift e8 ganz natürlich, 
daß man leicht auch die durch den Stempel erhobene Gebühr als 
Steuer bezeichnet, und dadurch vollitändige Verwirrung hinein: 
bringt. Denn. es ift Ear, daß bei der Gebühr ſowol das Object 
als die Einheit und der Fuß ganz anders find, da das ganze 
Gebührensyitem auf einem mwejentlih andern Princip beruht als 
das Steuerſyſtem. Das Bezeichnendfte dabei ift, daß bei der Ge: 
bühr der Werth des Objects für die Höhe der Gebühr gleich: 
gültig ift, da es fich dabei nur um ein Entgelt für die einzelne 
Thätigkeit eines amtlihen Organs handelt und daher auch Fein 
verjchiedener Fuß für diefelbe gejegt werden kann, während der 
legtere die Grundlage aller rationellen Berkehrsfteuer ift. Indem 
man daher die Gebühren und die Verfehrsfteuer gleihmäßig mit 
dem Stempel erhebt, jo iſt die erfte Forderung aller Wiſſenſchaft 
die, daß man in dem Gebicte des Stempelwejens zwei mwefentlich 
verſchiedene Theile jcheidet und diefe Scheidung feithält, den Ge: 
bührenftempel und den Steuerftempel, die nichts mit: 
einander gemein haben als die Erhebungsform durch den Stempel. 
Das harakteriftiiche Merkmal der Unterſcheidung ift demgemäß die 
Beziehung der Höhe des Stempels auf den Werth, den das 
geitempelte Document für den Betheiligten hat. Jeder Stempel 
it ein Gebübrenftempel, wenn er ohne Beziehung auf diefen 
Werth gefordert wird und daher für alle betreffenden Documente 
glei ift. Jeder Stempel ift ein Steuerftempel, wenn er 
nad dem Werthe des Documents fteigt oder fällt. Auch diefe 
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Unterſcheidung ift jehr einfach und theoretijch ſehr leicht durch: 
zuführen. 

Allein in der Praris der Finanzen gejtaltet jich dies aller: 
dings anders, und zwar aus zwei Gründen. Zuerjt nämlich kann 
man die Gebühr mit der Steuer oft jehr leicht und jo innig ver: 
binden, daß eine materielle Scheidung faſt gänzlich unmöglid) 
it. Zweitens aber hat das Bedürfniß der Finanzen, die Leichtig: 
keit und die Bedeutung der Einnahmequelle durch die Berpflich: 
tung zur Stempelung erfennend, vielfah die Benugung von 
Stempeln da vorgejchrieben, wo es jich in der That weder um 
eine Gebühr nody auch um eine Steuer handeln follte, wie 3. B. 
bei Ausftelung von WPrivatzeugnifien, von BPrivatquittungen 
u. |. w. Bleibt eine Stempelgejeßgebung bei dem Grundjabe 
ſtehen, daß ſolche Privaturfunden nur bei Producirung im ge: 
richtlihen Verfahren mit einem Stempel verjehen fein jollen, jo 
muß man das wieder al3 eine, wenn aud ganz irrationelle, 
Steuer erflären, da diejelben 3. B. bei Quittungen für Zahlungen 
aus einem Erwerbe ſchon in der Erwerbfteuer befteuert erjcheinen 
und im legtern Falle die Gleichheit des Stempels bei jeden Be: 
trage wieder dem leßtern gänzlich die fpecififche Natur der Steuer 
nimmt. Es iſt daher die erwähnte Vermifhung der Gebühren: 
und des Steuerftempelwejens nicht etwa eine theoretijche, ſondern 
fie entfpricht vielmehr dem irrationellen Zuftande der Stem— 
pelgefeggebung falt in ganz Europa, und es ift im höchſten 
Grade Schwierig, hier zu einem definitiven Nejultat zu gelangen. 

Dies ijt der gegenwärtige Zuftand in diefem hochwichtigen 
Gebiete. Es iſt ebenjo jehr bezeichnet durch die Gefeggebungen als 
durch die Finanzwiffenfchaft, und ein großer Webelftand ſowol für 
die Theorie als für das wirkliche Leben. Um jo beſtimmter müſſen wir 
die Aufgabe bezeichnen, welche hier der Wiſſenſchaft vorliegt, und die 
erft mit großer Anftrengung und dauernder Mühe gelöft werden 
kann. Sie befteht darin, nach Fellftelung des Weſens der Gebühren 
gegenüber den Steuern die Unterjheidung zwiſchen Ge: 
bühren: und Steuerftempel durd das ganze Gebiet der 
Stempelabgaben durchzuführen, das Princip des Gebühren: 
jtempels, die Gleichheit des Stempels ohne Nüdjicht auf den Werth 
des Inhalts der gejtempelten Documente für den erftern unbedingt 
feftzubalten, dann das Syitem des Steuerftempels mit feinem ver: 
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ſchiedenen Steuerfuße rationell durch alle Gebiete defjelben ein- 
zuführen, wie dafjelbe bisjegt nur in einzelnen Theilen verjucht iſt, 
und endlich demgemäß, was nod nie gefchehen it, in allen Stempel: 
gefeßgebungen das Gebührenftempelwejen vom Steuer— 
tempelmwejen in zwei verfdiedenen Gefegen zu ordnen. Erſt wenn 
das geſchehen ift, wird dieſer hochwichtige Theil der Finanzen zu 
feiner definitiven und zugleich rationellen Geſtalt gelangen und 
auch die Wiffenfchaft ihre Aufgabe für die Praris löſen können. 

Zu dem Ende haben wir nun zuerft einen Blid auf das 
Syſtem derjelben zu werfen und dann den Charakter der politiven 
Geſetzgebungen der Hauptitaaten zu beleuchten, ſtets mit der Auf: 
gabe, den Unterfchied der Gebühren: von der Stenerjtempel jo 
viel als möglich herauszuftellen und nachzuweijen. 


E3 iſt von dem obigen Standpunfte aus wol nit gut thun: 
lib, in eine eigentlihe Kritik der Geſetzgebungen oder der Theorien 
einzugeben, folange die Unterſcheidung zwifchen Gebühren: und Steuer: 
jtempel nicht feftitebt. Die angeführten Gründe haben die Vermischung 
der Namen und ver gejebliben Bejtimmungen jo allgemein gemadt, 
dab man deutlich fiebt, wie die Theorie an dem pofitiven Rechte ver: 
zweifelt ift, und ſich weder in den Definitionen noch in der Moti: 
virung zuredtfindet, was allerdings bei dem abjoluten Unterfchiede 
beider Gebiete und der abjoluten Gleichheit in Namen und Erbebungs: 
form jehr erflärlih ift. Wir begnügen uns deshalb, die vorliegenden 
Verhältnifje einfach und klar zu charalterijiren. 

Die pojitive Geſetzgebung zunächſt macht fi die Sache fehr leicht, 
indem fie obne alle Unterfheidung einfah die Vorſchriften über den 
Gebrauch, die Höhe und das Net der Stempel aufftellt. Die 
gewöhnliche Bezeihnung ift die der Stempeljteuer (Preußen), Taren 
(Baiern), Stempelgebühren (Defterreih), Droits d’enregistrement und 
de timbre (Frantreih), Stamps und Duties (England). mn diefen 
verjhiedenen Gejepgebungen find Feineswegs blos reine Verkehrs— 
jteuern, jondern theils Gebühren — wol in allen Staaten — tbeils 
auch Verbrauchsſteuern, namentlih bei Zeitungen, theils aber aud, 
wie in England, Aufnahmegebühren bei gewiflen Gewerben (Hübner, 
a. a. O., S. 24) enthalten. Es ift daher unmöglich, eine einheitliche 
Darjtellung in den Gegenftand hineinzubringen, wenn man fih an 
das Poſitive halten will. Was die Theorie betrifft, jo müſſen wir 
bier Jakob erwähnen, der allerdings fchon den Stempel als einfache 
„Srhebungsform der Abgaben” erkennt, und zugleih ganz richtig unter: 
jheidet zwijchen der Anwendung des Stempel3 zur Erhebung von 
„Beiträgen zur Vergütung gerichtliher Handlungen” (er meint Ge: 
richtsgebühren) und „der Confumtionsiteuer für Spieltarten, Würfel, 
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golvene und filberne Geräthe (bier verwechjelt er die Gebühr mit 
der Steuer), Zeitungsblätter u. j. w.“ Allein er macht das Ganze 
in zehn Zeilen ab, II, $. 1254. Die folgenden, wie Log, III, 330 fg., 
Malhus, 301, und felbjt Hoffmann, S. 413 fg., haben den Gedanken 
eines Steuerftempels gänzlich verloren; ebenfo Rau, I, $. 231, und 
in neuejter Zeit Umpfenbach, „Finanzwiſſenſchaft“, I, $. 26—39, ver 
nur von Gebühren ſpricht. Am bequemjten macht es ſich Pfeiffer, 
der fo gut al3 gar nit von der Sade redet. Selbſt Hod hat ſich 
in jeinen „Abgaben und Schulden” von der herrihenvden Borftellung, 
daß der Stempel nur für Gebühren da fei, nicht losmachen können. 
Die Darftellung Vochke's in feinen „Britiſche Steuern” bat zuerjt die 
„Berkehrsfteuern‘ als theoretiihe Kategorie in die pofitive Bearbei: 
tung aufgenommen. Die bedeutendjte Arbeit ijt obne Zweifel die von 
W. Bejobrafof, „Impöts sur les Actes“ („Mem. de PAc. de Peters- 
bourg“, T. X, n. 14 u. XI, n. 8), der den Gedanken, die Steuer 
in den Begriff des Stempel3 aufzunehmen, fehr gründlich durchführt. 
Der zweite Aufſatz ijt eine lichtvolle Darftellung ver ruffiihen Ber: 
kehrsſteuern. Wir unfererfeitS haben die Verkehrsſteuern, nachdem wir 
jie zuerft von der Gebühr geſchieden, in unjerer erjten Auflage unter - 
die Einlommenfteuer geſetzt und den Begriff des Gebührenjtempels 
damals noch nicht gebörig berüdjichtigt. Wir find nunmehr wenigftens 
mit unferer Anſicht volllommen im Klaren. 


II. Syſtem. 


Dbgleih wir nun auf das beſtimmteſte die Gebühren: von 
dem Steuerjtempel jcheiden, iſt es dennoch nad dem gegenwärtigen 
Zuftande von Gefeßgebung und Theorie nothwendig, das ganze 
Stempelſteuerſyſtem zufammenzujtellen, um in demfelben das Syſtem 
der Verkehrsftener wieder jcheiden zu können. Dies gejchieht nun 
in der Weife, daß wir die Kategorien des Objects, der Einheit, 
des Fußes und der Erhebung wieder jelbitändig für jede Art be: 
handeln. 

Wir werden nun einfach jcheiden. Dasjenige, was dem Ge— 
bübrenftempel unterworfen ift, umfaffen wir mit dem Begriffe der 
Urkunde; dasjenige dagegen, was dem Steuerftempel unterliegt, 
ſcheidet fich in die drei Arten der Verkehrspocumente, die Quit— 
tungen, die Webertragungen und die Wechſel. Solange 
man daher nod von der Stempeljteuer in der bisherigen Form 
ohne weitere Unterfcheidung redet, hat man vier Arten der Stempel: 
ftener; hat man dagegen den Steuerjtenipel vom Gebührenjtempel 
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getrennt, jo kann man nur von den drei legtgenannten Arten der 
Stempeljteuer reden. 

Nun find aber nicht blos die Gebührenftempel, wie gejagt, 
in Princip und Fuß weientlic von dem Steuerftenipel überhaupt 
verjchieden, jondern jede der drei Arten des legtern bildet wieder 
in Brincip, Einheit und Fuß ein ganz jelbftändiges Ganze. Den: 
gemäß ift auch die Stempelgejeggebung und Beitenerung in jedem 
Lande anders, ſodaß das einzige Mittel, zu einer einheitlichen 
Ueberfiht und Beurtheilung zu gelangen, in der That in dem 
rein wiſſenſchaftlichen Syſteme liegt, an welches ji) die Ber: 
gleihung allein anſchließen Fann, und durch welches fie allein 
ihren Werth empfängt. Wir glauben daher das Syftem als Baſis 
der Finanzwillenschaft hier voraufftellen zu müſſen, um uns bei 
der Behandlung des pofitiven Rechts daran anjchließen zu können. 

A. Gebührenjtempel. Das Object des Gebührenftempels 
iſt jede Urkunde, infofern jie nicht einen Erwerb oder Uebergang 
von Werthen enthält, joweit jie eben der Stempelung unter: 
worfen ift. Hier nun können zwei PBrincipien ftattfinden. Man 
kann erjtlih den Grundſatz geſetzlich durchführen, daß gewiſſe Ur: 
funden überhaupt der Gebühr unterworfen fein jollen, wobei 
wieder diefe Pflicht entweder nur auf amtlihe Documente be: 
Ichränft werden kann, wie namentlich auf alle gerichtlichen Acte, 
Eingaben, Bejtallungen, amtliche Beftätigungen (3. B. Grund: 
buchsauszüge u. a.) Scheine, Zeugniffe, oder auch auf gewiſſe 
Privaturfunden ausgedehnt wird, wie auf Dienftzeugniffe, gewiffe 
Legitimationsurfunden u. a.m. Man kann aber auch als Grund: 
ja die Gebührenpflicht als Regel auf den Fall bejchränfen, wo 
dieje Privatdocumente ald Beilagen für gerichtliche oder verwal— 
tungsrechtlide Eingaben (bei Proceßführung, Beſchwerden, Bitten, 
Petitionen u. ſ. w.) auftreten. Das gebührenpflichtige Object ift 
dabei iu der Negel das Document als ſolches. Der Grund der 
Gebühr Liegt nur bei der erjten Art in der amtlichen Leiftung 
oder Thätigfeit, bei der zweiten hat offenbar die Gebührenpflicht 
gar feinen Grund als den Wunſch der Finanzen, Einnahmen zu 
machen. Unter allen Umftänden muß die Höhe der Gebühr, der 
Stempelbetrag, ein möglichft niedriger fein, und zugleich ein mög— 
lihft gleihförmiger; die Erhebung durch das Aufkleben der 
Stempelmarfe ift die einzig rationelle. Ebenfo klar ift, daß die 
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Pflicht zur Gebührenftenipelung bei reinen Privatdocumenten jedes 
organischen rundes entbehrt, da fie mit gar Feiner amtlichen 
Leiftung zujammenhängt, während fie höchitens bei der erjten Art 
vertheidigt werden kann. Bon einer Steuer als Stempelfteuer 
ijt hier überhaupt feine Nede, obgleich, wie gefagt, dieſe Gebühren: 
ftempel mit dem Steuerftempel in allen Gefeßgebungen ununter: 
ſchieden verbunden find. 

B. Die eigentliche Verlehrsſteuer und"der Steuerftempel. 

1. Die Duittungsfteuer und der Quittungsftempel hat 
jeinem Begriffe nach zum Object jede Quittung für irgendeine 
gejhehene Zahlung. Seine Einheit ift das Quittungsdocument 
als ſolches, aljo ohne Unterjchied des Betrags; doch fordert ſchon 
die einfachjte Betrachtung, daß gewiſſe Eleine Summen von ihr 
frei jein müſſen, weil auch der kleinſte Stempel den Berfehr be: 
einträchtigen würde. Der Quittungsſtempel ift nun eine Abgabe, 
welche den Hebergang von dem Gebühren: zum Steuerftenpel bildet, 
indem er die Form und den Steuerfuß des erjtern und das Princip 
des leptern hat. Er ift gleich für jede Quittung, fol aber eine 
Verkehrsſteuer auf das gezahlte Geld jein. Es iſt daher für dieſe 
Steuer gar Fein rationeller Grund zu finden, da Quittungen 
dem gewerblichen Verkehre angehören und ein Theil des Breijes 
der Producte find, die gewerbliche Production aber ohnehin durch 
die Erwerbjteuer bejteuert iſt. Die Quittungsſteuer wirkt daher 
genau wie eine Erhöhung der Erwerbfteuer, aber weit irrationeller, 
da ed gar Fein Mittel gibt, fie bei Baarzahlung einzuholen, 
und mindejtens drei Viertel aller Quittungen ungeftempelt bleiben. 
Die Duittungsfteuer erſcheint daher nur als eine einfahe und 
einträglihe Einnahme der Finanzen, kann praktiſch nur bei jehr 
geringem Betrage und möglichfter Leichtigkeit der Erhebung durch— 
geführt und follte ftets als Ausnahme behandelt werden. 

2. Die Beiteuerung der Actien: und Antbeilsdpocumente 
durch den (Actien:) Stempel ift in der That nichts als eine andere 
Form der Quittungsftener, da diejelbe jih an die Uebergabe der 
Actien gegen Zahlung des Actienbetrages anſchließt. Da jedod) 
hier dur den Wechjel des Curſes ein Gewinn entftehen Fann, 
der bei der Quittung nicht möglich ijt, jo gehört dieſe Steuer 
ihrem Brincip nach der Uebertragungsiteuer an, um jo mehr, als 
e3 jih bier oft um wirklide Güter handelt. Der Actienjtempel 
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ift daher eine Erhöhung des Emiſſionscurſes, und feine Steuer: 
quelle ift die Wahrfcheinlichkeit eines Gewinns durch Steigen des 
legtern. Steuerobject ift das Stüd; meiſt ift auch das Stüd, ohne 
Rückſicht auf feinen nominellen oder wirkliden Werth, zugleich) 
Steuereinheit. Steuerfuß ift meift ein bejtimmter Betrag; die 
Steuererhebung kann aber entweder durch Aufkleben der Marke 
auf jedes Stüd, oder durd Zahlung der betreffenden Gejammt: 
ſumme vor Ausgabe der Stüde geſchehen. Ein ausreichend ratio: 
neller Grund ijt für diefe Steuer deshalb nicht vorhanden, weil 
die Beſteuerung des wirklich eintretenden Gewinns eben durch die 
Erwerbiteuer des Unternehmens jtattfindet, während gar Fein 
Grund dafür vorhanden ift, wenn die Unternehmung gewinnlos 
bleibt. 

3. Die Uebertragungsiteuer bat zu ihrem Object ein 
unbeweglihes Gut in dem Augenblide, wo es Gegenftand des 
Berfehrs wird. Dies Tann wieder in dreifaher Form der Fall 
fein. Es fann das Immobil durd Kauf oder Schenkung über: 
gehen, oder e3 kann durch Erbredht erworben werden. Um aber 
für diefe drei Formen zu einem Nefultat zu gelangen, muß man 
zuerst eine gemeinfame Unterſcheidung aufitellen und dann die 
drei Fälle für ſich bejtimmen. 

Gemeinfam für alle drei Fälle ift nämlich vor allem der 
Grundjaß, daß jede Uebertragung eines unbewegliden Eigenthums 
erjt dann als zu Necht gültig fein foll, wenn diejelbe vermöge der 
Einverleibung in die öffentlihen Bücher volljogen wird, gleich: 
viel ob dies durch Kauf, Erbrecht oder Schenkung geſchieht. Jede 
ſolche Uebertragung enthält und fordert daher eine ſpecielle Thätig: 
feit der Grundbuchführung und e8 folgt, daß diejelbe daher auch 
mit einer Gebühr für diefe Eintragung belaftet werden muß. 
Andererjeits ijt jede jolche Uebertragung zugleich ein Gefchäft, und 
muß als Geihäft beiteuert werden. Es ergibt ji, daß die Do— 
cumente, durch welche der Erwerb vollzogen wird, demgemäß ftets 
zwei Arten von Abgaben unterliegen, der Gebühr und der Steuer; 
und zivar nicht blos ohne Rückſicht auf die drei erwähnten Arten, 
jondern auch ohne wejentlihen Unterſchied, ob es ſich um das 
Gut jelbft oder blos um feinen Werth handelt. Das find die 
gemeinjamen Grundlagen. Aus ihnen geht hervor, zuerit, daß 
die Gebühr für alle derartigen Gejchäfte weientlich gleich fein 
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muß, ohne Unterjchied der Art des Erwerbes und der Größe des 
erworbenen Gutes; dann aber daß die Verfehrsfteuer, die neben der 
Gebühr eintritt, im Gegentheil eine fehr verschiedene in Betrag 
und Steuerfuß fein wird, je nad) dem es fi um die eine oder 
die andere Art des Erwerbes handelt. Aus dem Zufammenwirken 
diejer beiden Geſichtspunkte hat jich eine neue Art von Syftem 
gebildet, daS freilich in den verfchiedenen Ländern jehr verjchieden 
it, aber doch im wejentlichen auf gleichen Grundlagen beruht. 
Wir führen jegt die Elemente diefes Syftems bier auf; fie bilden 
die Baſis der — allerdings ſchwierigen — Vergleichung des poji- 
tiven Nechts diejes Theiles der Verkehrsſteuer. 


a) Die Uebertragung eines unbeweglichen Gutes unter Leben: 
den wird als Erwerb eines Werthes anerkannt und daher neben 
der Eintragungsgebühr befteuert. Steuereinheit ift eine Decimal- 
jtelle des Werthes, am einfachften bei Schulddocumenten. Steuer: 
fuß it ein Procentjaß; die Steuererhebung aber gejchieht, da die 
Steuerbeträge meift zu body ſind, flatt des Stempels durd) directe 
Zahlung. 

b) Die Uebertragung von Todes wegen durch Erbredt hat 
dagegen für die Steuer einen andern Charakter, während fie für 
die Gebühr diejelbe ift. Der Erwerb durch Erbrecht erfcheint als 
ein Gewinn, der Feine Gegenleiftung fordert, und daher eine um 
jo viel größere Steuerkraft befigt, je entfernter der Empfangende 
dem Gebenden verwandt ift; dabei follte wenigftens das Vermäd)t: 
niß höher beſteuert werden als die Erbichaft, weil die letztere 
doch auch Haftungen und Berbindlichkeiten des Erben enthält. 
Diefe Steuer iſt die jogenannte Erbjchaftsfteuer, entftanden aus 
der alten gabella hereditaria, aber mit dem 19. Jahrhundert zu 
einem organijchen Theil des Steuerſyſtems geworden. Aus ihr 
hat jich die folgende Steuer gebildet. 


c) Wo nämlich eine Körperichaft ein Gut erwirbt, fällt die 
Erbſchaftsſteuer weg, weil diejelbe nicht ftirbt. Die Güter der 
„todten Hand“ werden daher die Steuerfreiheit der Erbichafts- 
fteuer genießen, die jedes andere Gut trifft. Daraus bat ſich 
denn eine Steuerform gebildet, welche den Steuerbetrag der Erb: 
ſchaftsſteuer vertritt, das „„Aequivalent” derjelben, auch das „Ge: 
bührenäquivalent“ (Dejterreich) genannt, weil ja auch feine neuen 
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Ertragsgebühren gerechnet werden, denen die Zeit der durchſchnitt— 
lihen Lebensdauer des Einzelnen zu Grunde gelegt wird. 

Auf diefe Weife hat die Uebertragungsiteuer drei Steuer: 
füße bei einer Steuereinheit; aber ihr Object ift ftets ein be: 
ftimmtes nachweisbares Gut; anders ift es in der folgenden Art. 

4. Die Vertragsfteuer tritt da ein, wo ein Vertrag eine 
bauernde gegenfeitige Leiftung enthält und in einem Document 
vollzogen wird. Es ift eine Unflarbeit, ein joldhes Document 
als ‚Urkunde‘ von den Quittungen jcheiden zu wollen; „Urkunden 
jind am Ende alle Documente. Die Steuereinheit ift auch bier 
eine Decimalftelle des Betrags der vertragsmäßigen Gelbdleiftung; 
der Steuerfuß ift ein Procentſatz; eine Gebühr it an ſich nicht 
damit verbunden. Allein diefe Steuer ijt eine durchaus rationelle, 
weil der Ertrag aus dem Bertrage ohnehin jchon bejteuert ift, 
ſei es als Gewerbefteuer, fei es als Lohnfteuer. Die ganze Ber: 
tragsfteuer ift daher nichts als eine zweite Beſteuerung des be: 
reitS bejteuerten Erwerbes; das ijt felbjt dann der Fall, wenn es 
ich nur um einmalige, in dem Gewerbe der Betreffenden liegende 
Leiftung und Gegenleiftung handelt. Dennod ijt fie der Stempel: 
jteuer unterworfen, weil fie ziemlich Leicht und jicher zu er: 
heben: ift. 

5. Die Wechſelſteuer endlich hat zu ihrem Object den 
Wechſel, zu ihrer Einheit die Decimalftelle und meift einen Steuer: 
fuß mit leicht progrejliver Scala. Es ift nun wahr, dab bei 
jedem Wechjel ein gewijler Gewinn gemacht wird; allein es ift 
ebenfo wahr, daß diejer Gewinn bei der Entwidelung unfers ge: 
werblichen Lebens Fein einzelner und zufälliger mehr ift, fondern 
daß derjelbe dem regelmäßigen Erwerbe der Geld: und Gredit: 
unternehmungen angehört. Es ijt daher faum ein Zweifel, daß 
auch die Wechjelfteuer nicht als eine rationelle Steuer betrachtet 
werden kann, da der aus dem Wechjelgeichäft id) ergebende Gewinn 
bereits in der Unternehmung ſelbſt (Geldgejchäfte, Banken u. f. w.) 
bejteuert ift. Dennoch eriftirt diefe Steuer faft in ganz Europa, 
weil jie in der That leicht getragen wird, theils wegen ihres ge: 
ringen Steuerfußes, theils wegen des Werthes, den die Wechſel— 
zahlung für den Verkehr bejigt. Man muß daher auch von diefer 
Steuer jagen, dab ihr Ertrag für die Finanzen die Stelle ihrer 
Begründung in der Wiſſenſchaft vertreten muß. 
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Die Theorie hat fih mit der Spitemifirung der Verkehrsſteuer 
bisjegt nicht bejchäftigt, und das ijt ein großer Uebelſtand, weil 
gerade hier das Allgemeine nicht mehr viel nügt. Ohne die Unter: 
iheidung der einzelnen Arten lann man namentlich feine Beurtbei: 
lung des Steuerfußes und feiner rationellen Höhe gewinnen. Das 
Beite, was in diefer Beziehung gejagt ift, ift von Befobrafof in 
jeinen „Impöt sur les Actes, premiere partie‘ bemerkt. ine ſehr 
fleißige Arbeit find die beiden Schriften von Czörnig (Sohn) „Die 
Abgaben von den Webertragungen des unbeweglihen Eigenthums“ 
1869, und deſſen „Bejteuerung der Wechjel”, 1870, in denen er ſich jedoch 
auf die obigen Gebiete bejchränft, ohne auf die ganze Verkehräfteuer 
einzugeben. Das Kap. IV ver erften Schrift enthält einen „ver: 
gleihenden Gebührentarif“, der von großem Intereſſe iſt; er jtellt die 
Fire:-Gebühr neben die Gebühr in Procenten des Werthes, offenbar 
die Gebühr neben die Steuer, ohne jedoch den weſentlichen Unter: 
jhied anzudeuten. ©. unten. Uebrigens hat Vode, „Britiihe Steuern‘, 
den Unterjchied des Gebühren: und Steuerjtempel3 bereit3 hiſtoriſch 
und praktiſch anerfannt, jevoh ohne ſich auf theoreliihe Begründung 
einzulaflen. Vgl. ©. 217 und 223. 


II. Erhebung (Stempel) und Red. 


Die Erhebung der Berkehrsiteuer hat dadurd ihren Werth, 
daß fie die Gejchichte der letztern in ihrer allgemeinen Entjtehung 
aus der urjprünglichen Gebühr enthält. Im allgemeinen Fann 
man jagen, daß die „Gebühren“ der Urfprung der Steuern find, 
daß diefe mit der Wechſelſteuer beginnen, aber erft zur Entwide- 
lung gelangen durd die Anwendung des Stempels, der allein 
die Erhebung für die meiften Verkehrsſteuern möglich macht. Daher 
der allgemeine Grundjaß, daß die Verkehrsjteuer mehr und mehr 
die Form der Gebührenerhebung — directe Zahlung bei der Kaffe 
— verläßt und zur Stempelanmwendung übergeht, jodaß jegt mit 
Ausnahme Franfreihs die directe Erhebung die Ausnahme, der 
Stempel die Negel, und die Anwendung der Befteuerung durd) 
geftempeltes Papier faft verſchwunden if. Daran hat fih denn 
auch das Steuerrecht diefer Steuer angejchlojen, das von dem 
übrigen Steuerredhte im Grunde tief verfchieden ift. 

Die leichte Umgehung der Stempelftener bat nämlich den 
Grundjaß erzeugt, daß die Nichtzahlung die ſer Steuer (d. h. alfo 
die Nichtanwendung des Steuerjtempels) ftrafbar fein fol, was 
bei keiner andern Steuer (mit Ausnahme des Zolles) der Fall 


478 


it. Die Strafe befteht faft ausnahmslos in der Verpflichtung 
zur Zahlung des erhöhten (doppelten, dreifachen) Stempelbetrags. 
Natürli kommt das in den meilten Fällen nur dann zur An— 
wendung, wenn e3 jih um eine gerichtlihe Production handelt. 
Grundjaß it dabei, daß die Beweisfraft nicht leidet, wenn der 
Stempel nicht gebraucht ift, daß jedoch das Gericht die Erhebung 
dur die Finanzverwaltung veranlaßt. Die Beftimmungen der 
verschiedenen Geſetzgebungen find in diefer Beziehung nicht wefent: 
li verſchieden; jedoch macht der Mangel des Stempels die Ueber: 
tragungsdocumente zur Eintragung unfähig. 


Gzörnig bat darüber in feiner erjten Abhandlung einige Angaben 
gejammelt. Es iſt fein Zweifel, dab die Nichtzablung nur bei Ueber: 
tragungen und gerichtlichem Beweisverfahren gehörig conitatirt werden 
fann. Im übrigen gibt es gar feine Steuer, die jo viel umgangen 
wird wie die Verkehrsſteuer, und ift das bejte Mittel dagegen in der 
Ihat fein anderes ald der möglichjt niedrige Steuerfuß, während ein 
bober Steuerfuß ſtets ſchwer auf dem Verkehre lajtet. 


IV. Charakter der Berkehröftener in England, Frankreich 
und Deutſchland. 


Die Grundlage aller Vergleihung ift unzweifelhaft die hiſto— 
riſche Thatfache, daß die Gebühren allmählich dur ihre Höhe zu 
Berfehrsfteuern geworden jind, daß ſich die reine Verkehrsfteuer 
zuerft als Wechſelſteuer von jener Berjchmelzung von Gebühr 
und Steuer ablöft, um dann in unjerm Jahrhundert das ganze 
Gebührenwejen jo definitiv in ſich aufzunehmen, daß der Unter: 
ſchied faſt gänzlich verjchwindet und das Ganze als eine Steuer 
erfcheint, während e3 no immer „Gebühr genannt wird. Es 
wäre von großem Intereſſe, dies wiſſenſchaftlich im einzelnen nach— 
zuweiſen. Feſtzuhalten ift jedoch dabei, dak die faſt allenthalben 
vorfommende jogenannte fejte Gebühr, Droit fixe, ſtets die Ge— 
bühr im eigentlihen Sinne des Wortes ift, während die Verkehrs: 
teuer da beginnt, wo der Betrag ein jteigender und wechlelnder 
it. Danad find die Grundverhältniffe in den einzelnen Ländern 
folgende. 


England hatte gewiß jehr lange jhon reine Gebühren, aber 
fie hatten den Grundcharakter aller Gebühren der frübern Zeit; fie 
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wurden al3 mirklihe Gebühren direct, und zwar meiſtens bei den 
Gerichten erboben. Erſt feit dem Ende des 17. Jahrhunderts ent: 
jteht die eigentliche Verkebrsjteuer dur die Anwendung des Stempels, 
der 1693 zuerft in England eingeführt ward, und glei anfangs in 
der doppelten Verwendung als Erhebung von Gebühr und Steuer 
auftritt. Gerade dadurd aber haben die Steuern den Charakter von 
Gebühren gleih anfangs empfangen und bisjegt behalten, indem die 
meijten Steuern einen fejten Fuß haben. Grit feit 1815 ift die 
Legacy duty mit einem progrejjiven Steuerfuße nah dem Grade der 
Verwandtſchaft verjehen, während die Probate duty (Erbſchaftsſteuer) 
eigentlih erit 1853 aus einer Gebühr zu einer Steuer ward, indem 
erit damal3 auch das unbewegliche Vermögen nad einem beftimmten 
Steuerfuße derfelben unterworfen wurde. Die Uebertragungs: und 
Vertragsſteuern werden gleihfall3 in Stempelform mit fteigendem 
Steuerfuße entrichtet, und zwar nach ſehr fpeciellem Tarif. Die Wechiel: 
jteuer wird erft 1782 eingeführt, mit jteigendem Steuerfuße, gleich: 
zeitig mit dem Quittungsftempel; in der neueften Zeit bejtändige Aus: 
dehnung der Anwendung des Stempels; vgl. Bode, „Britiihe Steuern“, 
©. 193— 249, und über die Uebertragungsfteuer auch Gneift, „Eng: 
liſches Verfaſſungsrecht“, ©. 812 u. 813. 

Weit verwidelter ift das Syitem Frankreichs. Hier muß man 
jtreng daS Enregistrement, den Timbre und das Droit de greffe 
unterjcheiden. Im allgemeinen kann man jagen, daß das erftere die 
Verfehröfteuer, das zweite die Verbrauchsſteuer, das dritte die Ge: 
bühr enthält. Ohne dieſe Unterfcheidung wird das nicht blos in 
feinen einzelnen Anjägen, jondern auch in Princip höchſt unklare und 
dadurh höchſt läftige Spftem Frankreichs kaum verjtändlid, Das 
Enregistrement der Zeit vor der Revolution ift eigentlih nur eine 
Eintragungsgebühr; es wird erjt zur Verkehröfteuer, und zwar im 
Princip durch das Gejet vom 19. Dec, 1790, in der foitematifchen 
Durhführung durch Gejeg vom 12. Dec. 1798, das aber die Ges 
bühr mit der Steuer vereinigt, indem die erjte als unklar ver: 
ſtandenes Droit fixe fortlebt, während die Steuer im Droit propor- 
tionnel ſich entwidelt. Doch hat au das Droit fixe wieder Klafjen ; 
jevody erfennt man auf den eriten Blid, daß es fih dabei nur um 
die Urkundengebühr handelt, allerdings in der Weife, daß auch die 
Acte unter Privaten derjelben (6 Klaſſen von 1— 10 Fr3.) unters 
liegen, neben denen die Geridtsacte die zweite Klafje bilden. Die 
Verkehrsſteuer als Droit proportionnel hat einen jehr detaillirt durch— 
geführten Steuerfuß in Procentfägen des Werthes, den hödjten in 
Europa (von bis 10 Proc). Der Stempel iſt namentlih für 
den geiftigen Verbrauch (Zeitungen, Anſchläge u. j. mw.) die Form 
der Erhebung; Dbject iſt das Papier, Einheit ift ein Flächenmaß, 
dann aber ift er in der That eine zweite Verkehrsſteuer für alle 
Uebertragungen, Verträge, Schuldurlunden im weitejten Umfange, 
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Policen u. ſ. w. Die eigentlihen Gebühren bilden die Droits de 
greffe, neben dem Droit d’enregistrement in der That eine zweite 
Gebühr, georonet durch Gejeg vom 11. März 1799, zu denen im 
weitern Sinne auch die Grundbuchsgebühren gehören, ſodaß unter 
Umftänden doppelte Beiteuerung nebjt der doppelten Gebühr ent: 
jteht. Das ganz irrationelle Verkehrs: und Stempelwejen Frankreichs 
bildet den unvolllommenften Theil jeiner Steuergejeggebung. Vgl. die 
ausführlibe Daritellung, jedoch ohne hinreichende Unterſcheidung, bei 
Hod, „Finanzverwaltung Frankreichs“, S. 177, Enregijtrement, 
S. 193, Stempel», Kanzleis und Grundbuchsgebühren. 
Dejterreich3 Stempelgejepgebung beginnt gleihfall® im vori: 
gen Yahrhundert; erjte gründliche Ordnung durch Gejeg von 1840, 
jedoch nod auf Grundlage jtändiiher Befreiungen und der Patri: 
monialjurisdiction; das Princip der Gleichheit durchgeführt durch 
Gejeg vom 2. Aug. 1850 (Ginführungsgejeb vom 9. Febr. 1850). 
Das Geſetz ſetzt als Dbjecte: A. Nechtsgeihäfte; B. Vermögens: 
übertragungen; O. Bebelfe (Zeugniſſe und Bücher); D. Schriften 
und Amtsbandlungen, worauf die genauen Angaben über vie 
einzelnen Objecte und Steuern folgen; bier erjcheint der Stempel 
neben ver unmittelbaren Abgabe, indem ganz richtig ſchon in 8. 1 
gejagt wird, daß die Verfehrsacte nicht dem Stempel, jondern der 
Abgabe unterliegen. Dieje Abgabe wird nun in zwei Formen ent: 
richtet; entweder durch „unmittelbare Einzahlung‘ (S. 5), was dem 
Gnregijtrement entjpricht, oder durh den „Stempel“. Auch bier it 
die Steuereinheit nah dem Steuerobject bejtimmt (j. oben) und diejes 
Steuerobject in ein umfafjendes Syitem gebracht, an weldes ſich 
zugleih der Steuerfuß anſchließt. Grundzüge find folgende: 1) feiter 
Betrag (Steuereinheit der Act jelbjt) bei der unmittelbaren Einzab: 
lung a) für Eintragung in die öffentlihen Bücher, b) für civilge: 
rihtlihe Grlenntnifje, beim Stempel für Zeugnifje, Eingaben, Han: 
delsbücher und äbnlihe Documente. 2) Steuerfuß mit Scala (Steuer: 
einbeit der Werth des Verkehrsobjects) mit der unmittelbaren ab: 
lung, wenn ver Betrag der Gebühr 20 Fl. überſchreitet, bei Ber: 
mögensübertragungen, Schentungen u. f. w.; mit der Stempelfteuer 
bei denſelben Gejchäften, ſolange der Steuerbetrag (die Stempel: 
gebühr) 20 Fl. nicht überjchreitet. 3) Steuerfuß nad progreifiven 
Procenten nur für unmittelbare Zahlung bei allen Erwerbungen ding: 
liher Rechte, die mit Eintragung in öffentlibe Bücher verbunden 
find. Danach find dann bejtimmte Stempelllaffen aufgejtellt, und 
zwar in 20 Abftufungen von 1 Str. bi3 20 Fl., wo die unmittel: 
bare Zahlung beginnt. Die Wechſel gehören dabei namentlich theils 
der erjten, tbeil$ der zweiten Klaſſe an. al. die genaue Daritel: 
lung bei Cyſar, „Handbuch des öſterreichiſchen Gebührengeſetzes“ 
(1855). Die frühern Verhältniſſe find gut dargeſtellt bei Tengoborski, 
„Finanzen Deſterreichs“ (Wien 1845), II, $. 5. Springer, „Sta: 
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tiſtik“, TI, $. 127. Die neuen Gejege von 1862 und 1864 haben 
nur die Tarife — nicht glüdlib, weil höchſt unklar — geändert 
und erweitert, das Princip iſt dajjelbe geblieben. An Preußen 
bejtebt diefe Steuer nur im Stempel, und das Gejeg vom 7. März 
1822 bat alle frübern Stempelabgaben abgejhafft und das neue 
Spitem an deren Stelle gejegt. Die Grundlage dieſes Syſtems in 
Beziehung auf Steuereinheit und Steuerfuß ift im mejentlihen die: 
jelbe. Der GSteuerfuß wird bier bezeichnet al3 der gemeine Stempel 
und der MWertbiterhpel. Der erjtere bat wieder jeine Klafien mit 
jejtem Betrage. Object: Zeugniffe und Verträge, Tejtamente, Hp: 
potbefenjcheine aller Art. Der zweite bat jeine Arten: Kaufitempel 
(Steuerfuß 1 Proc. bei inländijhem Grundbeſitz [bei ausländischen 
15 Sar.] und ein Drittel bei allen andern Gegenjtänden); Liefe— 
rungsſtempel (jeit 1846 ein feiter Stempel von 15 Sgr.); Pat: 
und Miethitempel (vom ganzen Betrage, während der ganzen Dauer 
I, Proc); Procepitempel (am Ende des Procefjes: 1 Proc. bis zu 
1000 Thlr., weiter Y, Proc. bis 20000 Thl., weiter Ys Proc., 
in Griminalfjaben 5—50 Thlr., bei kleinern Saben 15 Sar.); Erb: 
ſchaftsſtempel; Wechſelſtempel Y/,, Proc. Bal. Gifefe, „Commentar zur 
preußifchen Steuergeieggebung” (1846). Die weitere Literatur bei 
Rönne, „Staatsrecht der preußiihen Monarchie“, II, 8. 490. Gzörnig 
a. a. O. bat eine jehr fleigige Zufammenftellung aller Staaten Europas 
gemacht; doch kannte er weder Vode'3 England, noch Beſobraſoff's 
Rußland. Uebrigens iſt der Charakter aller europäiſchen Gejep: 
gebungen auf diefem Gebiete, auch der öjterreichiichen feit 1850, daß 
jie fih um das Princip überhaupt: nicht fümmern, jondern nur im 
Tetail an Beltimmungen unershöpflih jind, und weder zu einem 
Spitem in Beziehung auf die Steuerobjecte, noch zu einer Unter: 
iheidung des Gebührenelements von den Steuern, noch zu einem 
leitenden Gedanken über die Höhe des Steuerfußed gelangen. Bier 
liegt noch eine große Aufgabe ver Wiſſenſchaft unerfüllt vor. 


Stein, Finanzwiſſenſchaft, 31 
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Zweite Abtheilung. 
Die indirecten Steuern. 
Allgemeiner Tbeil., 


I. Der ftantswirtbihaftlide und der formale Begriff derjelben. 


Indem wir nun zu den indirecten Steuern übergeben, be: 
treten wir das Gebiet, welches in der Sache das bejtrittenjte, in 
der Form das unklarſte und jehwierigite der ganzen Finanzwiſſen— 
ichaft ift. Es ift daber unabweisbar, in Sade und Form fich 
einig zu jein, che man zum Einzelnen übergeht. 

Mährend die directen Steuern die Beitenerung des Kapitals 
in allen feinen Formen als Grundlage des Einkommens entbalten, 
ift die indirecte Steuer die Belteuerung der Arbeit. Das ijt 
ihre einfachite Begriffsbeftimmung. Es ergibt ſich daraus, daß 
ihre Motivirung zunädft in den Grundjäßen der Nationalöfonomie, 
und dann in denen der Staatswirtbichaft liegen wird. 

Es iit fein Zweifel, daß neben dem Kapital die auf dafjelbe 
geiwendete Thätigfeit zum Zwecke der Production, die Arbeit, das 
zweite Element aller Erzeugung und damit auch alles Einkommens 
it. Sie muß nun allerdings nicht blos mit dem Kapital ver: 
bunden fein, um erzeugen zu können, jondern fie iſt cs auch an 
und für jich; das ift, jeder Menſch hat ein gewiſſes Maß von 
Arbeit neben feinem Kapital und von Kapital neben feiner Arbeit. 
Daß aber die Arbeit an jich nicht blos ein jelbjtändiger tbeoretijcher 
Begriff, jondern auch eine jelbjtändige praftiiche Thatſache iſt, ijt 
fein Zweifel. Selbſt bei dem rein perſönlichen Erwerbe muß ic 
meine Fähigkeiten und Kenntniffe erft durch Arbeit verwertben, 
jonjt find fie, obwol vorhanden, erwerblos. Es folat, daß neben 
dem Kapital und jeinem Einfonmen auch die Arbeit und ihr An- 
tbeil ein Object der Steuer fein Fann. Die zweite Frage ift die, 
ob fie e8 jein joll. 

Nun iſt der Grund aller Steuer fein anderer als der, daß 
die legtere dem Staate die Leitungen vergüten muß, welde er 
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für das Leben und die Entwidelung des Einzelnen bieten joll. 
Diejer Begriff des Einzelnen it aber im wirtbichaftlichen Sinne 
nicht ein einfacher und ruhender, jondern er enthält die Arbeit 
als die perſönliche Thätigfeit neben dem Kapital als dem mate- 
vielen Object der erjtern. Der Staat kann daher gar nicht im 
allgemeinen und Abftracten für die Entwidelung des Einzelnen 
jorgen, jondern er muß neben jeiner Thätigfeit für das Kapital 
zugleich die Bedingungen für die Verwerthung der Arbeit ber: 
jtellen, joweit der Einzelne ſie nicht ſelbſt Schaffen kann. Iſt das 
der Fall, jo muß auch der Einzelne in dem VBerhältniß dem Staate 
wieder leiten, in welchem diejer für feine perjönliche Thätigkeit 
jorgt. Es iſt unmöglich, ohne eine jolche Gegenleiftung durch die 
Steuer die Leiſtung des Staats zu fordern. Und es kann daber 
feine Frage jein, daß die Beltenerung der Arbeit, an jich betrachtet, 
gerade jo nothiwendig ilt wie die des Kapitals. 

Auf diefer Grundlage ergibt ſich nun auch der leitende Grund: 
jaß für die Frage, was für diefe Steuer das Subject, und was 
die Grundlage für den Steuerfuß jein jolle. 

Allerdings kann das Kapital mit der perjönlichen Arbeit in 
jehr verjchiedenem Grade verbunden fein. Allein es gibt gar fein 
Kapital, das nicht der perjönlichen Thätigkeit bedürfte, und Feine 
Kapitallofigkeit, die ohne perjönliche Thätigkeit einen Erwerb 
machen könnte. Die Bejtenerung der Arbeit muß daher, jomweit 
jie überhaupt thunlich it, alle Klafjen der Gejellichaft treffen; es 
kann weder der Kapitalbejigende noch der Kapitalloje davon frei 
jein. Sie ijt nicht blos eine allgemeine, jondern, wie die Arbeit 
jelbft, eine gemeinſame Steuer für alle. 

Auf demjelben Grunde berubt auch der Steuerfuß der Be: 
jteuerung der Arbeit. Die perjönliche Arbeit iſt an ji, als reine 
Bethäligung der Kraft der PBerjönlichkeit, im wejentlichen gleich. 
Wo fie als eine ungleiche ericheint, it dieſe Ungleichheit nicht 
durch die Natur diefer Thätigkeit, jondern duch die Verſchieden— 
heit des Kapitals begründet, auf welche ſich diejelbe bezieht. Die 
perjönlihen Thätigkeiten als bloße Kraftäußerungen erſcheinen 
daher allerdings unendlich verfchieden, weil man jie von der un: 
endlichen Berjchiedenheit des Kapitals nicht trennen kann; allein 
an und für ſich ift diefer Unterfchied nicht, oder doch in feinem 
mehbaren Grade vorhanden. Sit das der Fall, jo folgt, daß der 
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Steuerfuß der Arbeitsbejteuerung auch für alle Klaſſen der Geſell— 
ſchaft grundjäglich derjelbe fein muß. Und wenn er dennoch 
verjchieden ift, jo berubt das nicht im Wejen der Arbeit, jondern 
in der Natur desjenigen, was wir als das Stenerobject diejer 
Steuer fegen müfjen. Und diejes Stenerobject ijt es nun, das 
aus der Arbeitsbeitenerung die indirecte Steuer madt. 

Dieje Arbeit an ſich ijt nämlich eben aus ihrer innigen Ber: 
ihmelzung mit dem Stoffe oder Kapital nicht zu fcheiden, und 
daher auch für ſich gar nicht darzuftellen und zu meſſen. Dennoch 
ift die Mefjung eine abjolute Bedingung aller Befteuerung, alſo 
auch der Arbeitsjteuer. Es bleibt daher nichts anderes übrig, als 
die Arbeit jtatt an ihrer Erſcheinung vielmehr an ihren Bedin: 
gungen zu meſſen. Dieje jind die Mittel des perjönlichen Unter: 
halts. Dadurch entſteht das, was die indirecte Steuer jo weient: 
lih verjhieden von allen andern Steuern madt. Ihr principielles 
Steuerobject, die Arbeit, wird als unbefteuerbar durch ihr wirk— 
lihes Steuerobject, das Unterhaltsmittel des perjönlichen Lebens, 
vertreten; das wahre Dbject wird daber nicht direct als Steuer: 
object behandelt, jondern ein ganz anderes Object zum Steuer: 
object gemacht, und dadurd wird die Steuer jelbit das, was wir 
eine indirecte Steuer nennen, das ift eine folche, bei welcher 
das eigentlihe Steuerobject durch ein anderes bejteuert werden 
muß. Zugleich aber folgt daraus, daß ich auch die Steuerquelle 
in gar feiner Weiſe von dem Steuerobject trennen kann, denn 
ih kann weder bei der reinen Arbeit noch auch bei den Nabrungs: 
mittel dag Einfommen durch irgendeine Schäßung oder Berechnung 
jelbjtändig darftellen. Es iſt daber der Charakter dieſer Steuer, 
daß ich die Steuerquelle mit dem Steuerobject vollftändig bei der 
Beiteuerung identificiren muß, und daher die Steuerquelle 
jelbft gar nicht zum Gegenjtand der Steuerberechnung machen, 
jondern fie nur indirect in der Beitenerung des Steuerobjects 
erreichen kann. Auf dieſe Weile ergibt ſich, daß die Arbeitsiteuern 
ftets und nothwendig eine Bejteuerung der Conjumtion 
find, und daß dieje Conjumtionsfteuer ſtets und nothwendig eine 
indirecte Befteuerung jein muß. 

Sp ſteht num die jtaatswirtbichaftliche, die finanzielle und die 
formale Seite des Begriffes der indirecten Steuer feſt. Zugleich 
aber ijt es Har, daß damit auch die Schwierigkeit der Aufgabe 
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der Befteuerung der Arbeit bezeichnet ilt. Sie liegt, von allen 
Einzelheiten abgejeben, darin, daß dieje Steuer ihrem Princip 
nad eine gleiche Beitenerung der Arbeit fordert, während diefe 
Arbeit durch ihre Berbindung mit dem Kapital ftets als eine 
ungleiche zuerft an jih, und dann in ihrer Ertragsfähigfeit er: 
ſcheint. Sie tritt daher als eine große Belaftung der Fapitallofen 
Klaffe auf, und wird das nod mehr durch die Art ihrer Erhebung. 
Sie jcheint daber einen tiefen Widerſpruch mit dem Spitem und 
Princip der directen Steuer zu enthalten; und aus allen diejen 
Sriinden darf es daher nicht wunder nehmen, wenn nicht blos 
die Geſchichte der pofitiven Gejeßgebung, fondern auch die der 
Theorie bisher zu Feiner einheitlichen und feiten Geftalt dieſes 
ganzen Gebiets gelangt iſt. Hier bat daher die Geichichte eine 
doppelte Berechtigung, namentlich wenn fie verfucht, ftatt eine 
Geichichte der Einzelheiten, eine Geſchichte des ſich entiwidelnden 
Princips der indirecten Steuer zu jein. 


Es ijt an dieſem Orte nur Eins zu bemerfen. Der Begriff 
ver indirecten Steuer jelbjt it erft in der allerneueſten Zeit ein recht 
jelbjtänviger geworden, und mir lönnen nicht genug betonen, daß 
der Hauptgrund für alle Unflarbeit über viejelbe darin bejteht, daß 
man weder theoretiihb noch legislativ zu einer fejten Begrenzung 
dieſer Steuer gegenüber den verwandten Gebieten gelangt it. Mon: 
teöquieu kennt das Impöt indireet noch nicht; er kommt über das 
Impöt par tete nicht hinaus (j. oben). Erſt die Phyſiokratiſche 
Schule jtellt eine bejtimmte Kategorie auf; allein gerade bier tritt 
zugleih jener Irrthum auf, der bis auf die vierziger Jahre unjers 
Jahrhunderts gedauert und die ganze Theorie unfiher gemacht "hat. 
Quesney veritand nämlib unter dem Impöt indireet offenbar nict 
unjere Verzehrungsſteuer, jondern vielmehr alle andern Bejteuerun: 
aen namentlich des Bauernftandes, fpeciell die Belaftungen deſſelben 
dur Gebühren und Sporteln, und daber jein Sat: „Impöts indi- 
rects, pauvre paysan.‘ Die deutſche Literatur hat in unjerm Jahr— 
hundert dieſe Auffafiung von den indirecten Steuern bis auf die 
neuejte Zeit beibebalten, namentlih da Adam Smith gleihfalls die 
erite Klaſſe der indirecten Steuern al3 die Gebühren und Stempel, 
und erft die zweite als die eigentliben Conſumtionsſteuern auffaßt. 
Daher denn viejelbe Verwirrung noch bei Jakob und Log. Grit 
Rau bat das PVerdienft, die indirecten Steuern als jein Spitem der 
„Aufwandſteuern“ ſyſtematiſch zujammengejtellt und von den Schäßun: 
gen als directe Steuern gejhieden zu haben; und erft dadurd ward 
die jelbjtändige Theorie der erſtern möglih, die dann auc jogleich 
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nad einer jelbjtändigen Definition ſuchte, wie bei Hofjmann u. a. 
Jedoch ijt eine durchgreifende Scheidung in den neuen Arbeiten in 
Deutihland wieder ziemlih verloren gegangen, wie bei Umpfenbad, 
Pfeiffer, Maurus. — Ebenſo unbeftimmt find die Gejepgebungen. 
So rechnet das öfterreihiihe Budget in die indirecten Steuern nicht 
blos Stempel und Gebühren, jondern fogar Pot und Münze; in 
England werden in die Exciſe eine ganze Neibe von Gewerbjteuern 
bineingerechnet, während die Zölle wieder als gar nicht dazu geböria 
jelbjt von deutſchen Schriftitellern wie Bode aufgeführt werden; ebenfo in 
Franfreih, wo im weitern Sinne noch das Enregijtrement zu den 
eontributions indireetes gebört, dagegen die Zölle davon geidieden, 
und das Dctroi als etwas ganz Selbjtändiges betrachtet wird. Das nun 
macht natürlich jede gründliche Bearbeitung unthunlich, und wir wieder: 
holen, daß ein endgültiges Verſtändniß der indirecten Steuer nicht 
möglich it, solange man fie nicht von den verwandten Abgaben 
zu jcheiden weiß. Es ift eine Hauptaufgabe des Folgenden, dies 
weiter durchzuführen, 


Il. Elemente der Gedichte der indirecten Steuern. 


Sowie man nun die indirecten Steuern als Belteuerung 
der Lebensbedingungen des Einzelnen und fpeciell feiner perjön: 
lichen Arbeitskraft feftitellt, empfängt die Gejchichte derjelben eine 
allgemeinere und hochwichtige Bedeutung. 

Das Auftreten der indirecten Steuern hat, wie gejagt, zu 
feiner Bedingung die Erkenntniß, daß die perjönliche Arbeit als 
ſolche ein wirtbichaftlich jelbitändiger Grund des Neinertrags iſt. 
Eine Arbeit der Berjon gibt es nun zu allen Zeiten. Allein erft 
dann, wenn man die Arbeit des Individuums als Grundlage 
einer jelbjtändigen Wirthichaft betrachtet, Fan man dazu gelangen, 
jte einer regelmäßigen Steuer zu unterwerfen. Solange man da: 
gegen in der perfönlichen Arbeit den Dienft des unfreien Menichen 
für den Herrn erblidt, kann auch ihr jelbjtändiger Neinertrag 
nicht als Gegenjtand jelbjtändiger Beltenerung zur Ericheimung 
fonunen. 

Das Auftreten der Konjumtionsiteuern als eines wichtigen, 
ja als des wichtigiten Gliedes des ganzen Steuerfyftems, und mit 
dem praktischen Auftreten derjelben das Erjcheinen ihrer wiſſen— 
ihaftlihen Behandlung iſt daher, wie das vom ganzen Steuer: 
weſen Schon früher gejagt ward, auf das innigite mit der gejell: 
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Ichaftlihen Entwidelung und deren Einfluß auf die ftaatliche 
Drdnung und Verwaltung verflohten. Die indirecte Steuer, wohl 
zu unterjcheiden von den herrihaftlihen Abgaben von den LYebens- 
mitteln, ift daher nicht denkbar ohne Freiheit des Arbeiters; und 
ihre Geihichte hängt daher aufs engite mit der der Freiheit der 
nichtbefigenden Klaſſe zufammen. 

Daß unter der Gejchlehterform und der mit ihr zuſammen— 
hängenden Staatsordnung, in welcher das Königthum nur nod 
die Ehre und Würde des Ganzen vertritt und die Gefchlechter allein 
durch Grundbejig Geltung haben, von einer jelbftändigen politischen 
Anerkennung des grundbeſitzloſen Arbeiters und mit ihr von einer 
jelbjtändigen Conſumtionsſteuer nicht die Rede fein kann, verfteht 
ih von jelbit. 

Erjt unter der ſtändiſchen Gejellichaftsfornm finden wir ihre 
erite, wenn auch noch jehr unklare Geftalt. Noch ift das Indi— 
viduum ohne Grundbeſitz Fein vollberechtigtes. Noch kann daher 
an eine jelbjtändige Beiteuerung des Einzelnen, der durch jeine 
Arbeit lebt, nicht gedacht werden. Noch ift die Arbeit dem Befige 
untergeordnet. Allein ſchon erjcheint fie im dritten Stande, dem 
gewerblihen, namentlich in den Städten als ein mächtiger Factor 
des Ermwerbes. Die Städte fünnen nicht leugnen, daß die perſön— 
liche Arbeit eine Erwerbsquelle ift und daß daher eine Befteue: 
rung, die es nur mit dem Kapital zu thun hat, wenigitens bei ihnen 
nicht mehr eine gerechte ift. Bei ihnen entiteht daher auch die 
Frage nad der Beitenerung des Erwerbes, den die produtctive 
Arbeit gibt. Allein zu gleicher Zeit muß das Königthum, um die 
jteigenden Bebdürfniffe der Staatsgewalt zu deden und von den 
jtändichen Rechten ſich in finanzieller Hinfiht unabhängig zu 
machen, an eine Beiteuerung denken, welde die Grundherrlid- 
keiten umfaßt, ohne den Rechten der Grundherren zu nahe zu 
treten. Die lettern endlich, gleichfalls größerer Einnahmen be: 
dürftig, dachten daran, auf irgendeine Weije die ihnen zufallenden 
Steuern von ihren Hinterfaffen zu vermehren, und auch in dieler 
Beziehung war der Anfnüpfungspunft leicht gefunden. 

Auf diefe Weije entitanden die Anfänge einer Befteuerung, 
welche ein ganz anderes Steuerobject forderte als das im Grund: 
befig vorhandene Kapital. Natürlih war jedoch im Beginne an 
ein Spitem dabei nicht zu denken, jondern jede der drei er: 
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wähnten Stategorien jtellte ihre Steuerform auf, und jo entitanden 
drei Grundformen, aus denen ſich die gegenwärtige Conſumtions— 
fteuer entwidelt bat. 

Die erite Grundform ging, wie gejagt, von den Städten 
aus und ericheint bier als die urjprüngliche Form der eigentlichen 
Berzehrungsitener; es ijt die ſtädtiſche Verzehrungsſteuer oder die 
Acciſe. 

Die zweite Grundform beruhte auf dem Rechte der Grund— 
herren. Sie beſtand in der Beſteuerung dev ländlichen Conſum— 
tion und zivar derjenigen, welche auf der gewerbliden Production 
der Nahrungsmittel oder dem Verkehr mit denjelben berubte; 
naturgemäß bildeten die geiftigen Getränke dabei den Haupt: 
gegenitand. 

Die dritte Grundform endlich ging vom Staate aus. Da 
aber der Staat in der Epoche der ſtändiſchen Verwaltung auf 
allen Bunkten von der Grundherrlichteit bejchränft und in feinem 
unmittelbaren Steuerrecht begrenzt war, jo mußte er für jeine 
Bejtenerung der Conjumtion eine andere Grundlage juchen. Dieje 
fand er in der Regalität, jenem Begriffe, von dem jowol in 
den Finanzen als in der Verwaltung die thatjächliche und zum 
Theil auch die principielle Entwidelung der Berwaltung über das 
ſtäudiſche Necht der Grundberrlichkeit ausgegangen iſt. Er er: 
tlärte die Production gewiljer Nahrungsmittel als Regal; das 
Nächſte war das Salz, das ſich an das Bergregal anſchloß; der 
Tabad folgte jpäter, als Object des Monopolrechts des Staats. 
Zu dieſen Negalien fügte er die Zölle hinzu, die aus Geleits— 
geldern allmählich zu einer Beſteuerung aller Handelsartifel wur: 
den, die vom Auslande kamen. 

Dies waren die Anfänge der indirecten Beiteuerung. Nas 
Lürlich jtanden ſie zuerjt ganz unvermittelt nebeneinander, und 
wie jte nicht von derjelben Steuergewalt ausgingen, jo hatten jie 
auch weder ein gemeinfames Princip noch eine gemeinfame Form. 
Doch bildeten sich jogleih von Anfang an gewiſſe gemeinfame 
Grundzüge in ihnen aus. 

Nachdem nämlih dieſe Quellen der Beſteuerung eröffnet 
waren, wurden jie natürlich joviel als möglich ausgebeutet. 
Es lag in dem Princip der ftändiichen Selbjtverwaltung, daß 
jede Grundherrlichkeit vollfommen frei war in der Beſtimmung 
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des Steuerobjects jowol als in derjenigen des Steuerbetrags und 
der Steuererhebung. Dadurd entitand nun natürlich eine ört- 
liche Geftalt diefes ganzen Steuergebiets, und daraus ein fo bun— 
tes Bild von Beiteuerungen, daß eine organische Darjtellung ganz 
unmöglich wird, um fo mebr, als in den meijten Fällen faum 
einmal eine genaue Aufzeichnung derjelben vorhanden iſt. Alle 
verjchiedenen Berzehrungsiteuern der Grundberren aber rubten 
auf demjelben Brincip wie die Grundberrlichkeit ſelbſt; die 
Grundherren und mit ihnen die Städte erjchienen nämlich als 
Eigenthümer der Steuer; jie nahm für fie den Charakter der 
Prlichtigkeiten und Giebigfeiten an, und das ilt der Grund ſpä— 
terer Anordnungen in den Staaten, welche das Recht des Eigen: 
thums auch bei dem Uebergange von der jtändiichen zur gewerb— 
lihen Geſellſchaftsordnung heilig gehalten haben. Man bat jie 
nämlich nicht einfach aufgehoben und an ihre Stelle die allge: 
meine Berzehrungsitener gejegt, jondern jie wie jede Leiltung, auf 
die ein anerkanntes Recht beſtand, abgelöft. Die Formen der 
damaligen ftaatlihen indirecten Steuern, die Negalien und die 
Zölle wurden dagegen vom Staate ohne alles tiefere Eingehen 
auf das Wejen derjelben oder ihre Steuerfraft benugt; ihre Be— 
jteuerung kehrte jih wenig an das Maß ibrer Steuerquelle; ihre 
Erhebung war einbeitslos, irrationell, und jo entitand eine Ord— 
nung der damaligen indirecten Steuern, die im einzelnen theils 
auf örtlichen Herkommen und berrichaftlier Willtür beruhte, im 
ganzen aber ohne alles Syitem bejtand. Ebendarum war dieie 
ganze Steuer auch nur jehr wenig einträglid. Um jie zu einem 
bedeutenden Theile des Steuerſyſtems zu machen, mußte erjt ihre 
Grundlage, das Recht und die wirthihaftlihe Bedeutung der 
Arbeit, ſich ändern. 

Dies geſchah am Ende des vorigen Jahrhunderts. Wir wer: 
den wol die legte Epoche die der ſtändiſchen Berzehrungsiteuer 
nennen. 

Jetzt aber beginnt eine neue. Sie ift in ihren allgemeinen 
Grundzügen einfach, freilich nicht jo in den einzelnen Anwen— 
dungen derjelben. Es ijt die Epoche der jtaatsbürgerlichen oder 
eigentlichen Conſumſteuern — oder indirecten Steuern. 

Um diejelbe richtig zu beurtheilen, muß man das Princip der 
Steuer von dem Syitem der Beitenerung möglichit beftimmt trennen. 
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Das Princip der imdirecten Steuer in unferm Jahrhundert 
hängt aufs engfte mit der neuen Stellung zufammen, welche das 
freie Staatsbürgerthum jedes Einzelnen zur Berwaltung des 
Staats einnimmt. Die Verwaltung des Staat kennt Feine pris 
vilegirte Klafje der Staatsbürger mehr; der Grundgedanke der 
Rechtsgleichheit erjcheint für die Wirthichaft des Staats als die 
Gleichheit der Pflicht, an den Laſten derjelben theilzunehmen. Mit 
diefem Grundſatze verichwinden einerfeits die alten jtändijchen 
Steuerbefreiungen auch von der Conſumtionsſteuer, andererjeits 
aber wird durch denfelben die VBerjchiedenheit der örtlichen Con: 
ſumtionsſteuerſyſteme unmöglich. Die Gejeggebung hebt alle Unter: 
ihiede der Steuer auf, führt eine und diejelbe Steuer für alle 
ein, und gelangt jo zu einem einheitlichen Steuerweſen für diejes 
Gebiet. Allein gerade dadurch entiteht die ziveite aroße Frage — 
die Berechtigung der Beltenerung der Fapitallofen Arbeit durch 
diefe indirecte Steuer. Und bier nun ift es, wo fih das Wejen 
der Steuer von der alten Tradition, daß diejelbe nur den reinen 
Ueberſchuß treffen jolle, losmadt. Soll fie wirklich nur das, jo 
iſt jede Beſteuerung der phyſiſchen Arbeitskraft unthunlich; die 
indirecten Steuern müfjen aufgehoben, und die ganze Laſt der 
öffentlichen Zeiftungen auf das Kapital geworfen werden. Allein 
es ift jofort Elar, daß, wenn man nur das Reineinfommen aus 
dem Kapital befteuern will, dafjelbe, auch wenn man es mit der 
Steuer ganz abjorbirte, nicht für die Bedürfniffe des Staats aus: 
reicht. Fordert daher der Staat mehr, jo kann er dies nur 
deshalb, weil die Steuer eine Gegenleijtung ift für das, was er 
jelbjt Teiltet. Nun jchreitet die Verwaltung mit Riejenihritten, 
‚namentlich nach einer Seite hin, vorwärts. Sie entwickelt mit 
jedem Jahre mehr ein Syitem von Maßregeln, welches die Be: 
dingungen für die leibliche und geijtige Arbeitskraft der Völker 
darbietet. Iſt das der Fall, jo muß auch der Einzelne, abgejehen 
von Kapital und Reineinkommen, für dieje Leiltungen des Staats, 
für phyſiſches und geijtiges Bildungswejen, für Geſundheits— 
pflege, für Sicherbeitspolizei, für Arbeiterweien, für Armenweſen, 
für allgemeine. Bildungsanftalten u. ſ. w., feine Gegenleiftung 
und zwar in dem Maße geben, in welchen er vermöge feiner 
Arbeit jene Anjtalten benugt. So wenig es möglich ift, daß 
jemand Brot ißt, ohne e8 zu zahlen, jo wenig kann jemand jene 
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Anftalten benugen, ohne ihre Koſten zurüdzugeben. Die Arbeit 
wird daher fteuerpflichtig, weil fie frei und weil jie Gegen: 
fand der Verwaltung iſt. Und die Befteuerung der Arbeit tritt 
damit als Spitem der indirecten Steuer neben der directen auf; 
das Syſtem der Steuern hat fein zweites großes Glied gewonnen. 

Allein jest entiteht die Frage nah der Art und Weiſe, wie 
diefe Steuer num aufgelegt werden fol. Allerdings iſt es an ſich 
einfach, dab man ftatt die Arbeit jelbjt zu bejteuern die Bedin: 
gungen der Arbeit in den Mitteln des Unterhalts treffen und in 
ihnen Steuerfuß und Steuereinheit juchen muß. Aber ſowie dieſe 
Beiteuerung nun eine allgemeine und gleiche werden ſoll, jo ent: 
jtehen zwei Fragen. Die erſte ijt die, welde Gegenjtände eigent: 
lih als Steuerobjecte betrachtet werden jollen, an welche jich die 
andere jehließt, ob und wieweit dieje Gegenſtände denjelben Steuer: 
fuß haben jollen. Die zweite ift die, in welcher Weife diejelben 
der Beiteuerung wirklich unterzogen werden jollen. In dieſer Be: 
ziehung untericheiden fi die Staaten jowol in Object als Fuß 
und Beiteuerung, und die politiven Beſteuerungsſyſteme werden 
dadurch jo verjchieden, daß e3 nothwendig ijt, das Syſtem als 
Ganzes feitzuftellen, ehe man zu den einzelnen Theilen deffelben 
übergeht. Es iſt daher audy ganz erflärlich, daß die Literatur 
ihrerjeit$, ebenjo wenig wie das poſitive Necht, zu einer fertigen 
Auffaffung diejes ganzen Gebiets gelangt ift. 


Obgleich die ganze Frage nah der Zuläſſigkeit der indirecten 
Steuern im wejentlichen als erledigt angejeben wird, jo bat jie doc 
einen zu großen Platz in der Gejchichte der Finanzen eingenommen, 
al3 daß wir fie nicht charakteriſiren ſollten. 

Die erite tbeoretifche Unterjuhung über die indirecten Steuern 
entitebt bei den Phyſiokraten. Unesnay widmet ihr das ganze 
„Second probleme economique‘” (Ausgabe von Daire, ©. 125 faq.) 
und gelangt zu dem Schluſſe, dab eine indirecte Steuer abjolut ver: 
werflih jei, weil ihre Einbringung „der Nation adtmal jo viel 
kojtet, als fie trägt” (S. 159). Damit war der Kampf gegen die 
indirecte Steuer eröffnet. Quesnay folgte in Deutjchland zuerjt Juſti 
„Finanzwiſſenſchaft“, Buch VI, Abtb. V), ver fie durch eine Ge: 
werbiteuer erjegen will; danı die übrigen deutjchen Gegner: Krönfe, 
Liechtenſtern, Behr, namentlih aber Eſchenmayer („Ueber die Kon: 
jumtionsjteuer”, Heidelberg 1813), mit allen tbeils aus ver ſocialen 
Natur, theil3 aus der Erbebung der Steuer fliegenden Gegengründen. 
Die Anfiht wieder aufgenommen von Ulmenjtein, „Vorzüge umd 
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Mängel der indujtriellen Bejteuerung“ (1831), meiſt fußend auf 
Lotz, „Reviſion“, IV, 143 fg., und „Handbuch“, III, 135, ver ala 
ver lette Gegner der imdirecten Steuern angejeben werben Tann; 
ebenjo noch in ver 2. Aufl., III, $. 141. Notted, „Oekonomiſche Po: 
litit“, S. 345 fg., bringt nur Ginreden aus rein joctalem Gefichts: 
punkte. Gegen dieje Verwerfung der indirecten Steuern ftand ſchon 
Sonnenjel® auf („Finanzwiſſenſchaft“, $. 167 fg.), mit eingebenver 
Beleubtung der Fragt, ob die „allgemeine Acciſe“ dur die großen 
Schwierigteiten ihrer Grbebung nicht unzuläffig jei; feine Unterſchei— 
dung der Verzebrungs: und Yurusfteuer und die Gonjequenzen für 
den Steuerfuß find jehr gut dargelegt (val. $. 177 und unten). 
Eine neue, nur zur Hälfte bejjere Richtung befam die Sade durch 
Adam Smith. Er begann mit dem Begriffe der Belteuerung des 
Arbeitslohns (j. oben), obne zu ſehen, dak derjelbe eine Unmöglich— 
feit enthalte; jtellte dann daneben die Conſumtionsſteuer auf, er: 
Härte: daß „die Beiteuerung der notbiwendigen Yebensmitel gerade jo 
wirfe wie eine Bejteuerung des Arbeitslohns“; daß aber diefe nur 
auf die böbern und mittlern Klaſſen falle; daß, „wenn die höhern 
und mittlern Klaſſen ihren Bortbeil verftänden, fie ſich derjelben ſtets 
miderjegen mürden‘, und dab nur die Yurusjteuern zuläffig feien. 
Auf diejer Grundlage hat fich zunächſt die englijhe Yiteratur gebal- 
ten. Ricardo, „Principles“, Kap. 17, daß „die Conjumtionsjteuer 
ven Preis aller Producte um ibren Betrag erböbe‘, weshalb fie auf 
ven Unternehmer und von diefem auf den Gonjumenten abgemälzt 
werde, wogegen Say, II, 4, daß dies dem Unternehmer nicht ge: 
linge, und daber diefe Steuer die Production bemme; Mac Culloch 
(„Treatise on the prineiples of taxation“, 1852) meint jogar, daß 
die imdirecten Steuern dadurch nothwendig feien, weil fie vie In— 
dujtrie befördern; bedeutender iſt jein Grund für diefelben, daß ihr 
Betrag ſonſt doch zulegt al3 Cinfommenjtener auf die Arbeit geleat 
werden müßte. Morton Veto, „On taxation‘, 1863, meint gar 
nichts über die Frage. Die deutſche Literatur nahm vie Vertbei: 
digung der Gonjumtionsjteuer im Anfange diefes Jahrhunderts nad 
prüdlih wieder auf; namentlih nach Jakob's etwas negativem Vor: 
gange, dab es „unmöglich jei, alles Reineinfommen durch directe 
Steuern zu treffen“ (S. 1104 fa.), und daß die Confumtionsjtener 
daher „zur Ausgleihung der ungleiben Einkommenſteuer angewendet 
werden müſſe“ (8. 694, 696), wozu der zweite Standpunft fam, 
ven bejonders Hoffmann ausprüdt (S. 245); „daß der, welcher 


‚etwas verbraucht, wol au fähig fein Lönnte, etwas zur Bejtreitung 


de3 Aufwandes auf öffentlibe Anjtalten aufzumenden“. So auch 
nob Rau, $. 406. Malchus endlich faßte alle einzelnen Bedenken 
gegen die indirecte Beiteuerung zufammen und widerlegte fie einzeln 
und gründlib (I, S. 60, 61), mit bejonderer Beziehung einerjeits 


auf den Einwurf, den man gegen die Erhebungsfoften aus der Phy— 
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jiofratiiben Schule bergenommen, andererjeits auf den Drud, mit 
dem fie auf der niedern Klaſſe laften jollen (S. 2833 — 301). Es 
ift feit diefer Zeit fein ernſthafter Zweifel gegen dieſelben mehr er: 
hoben worden; wohl aber ijt durchaus kein feſtes Princip über das 
Weſen und die wahre Steuerauelle verjelben anerkannt, was ſich 
namentlih in der ganzen Behandlung der Sade durch Rau zeigt 
($. 406). Die Frage jheint dadurch auf dem Boden der reinen 
Zmedmäßigteit zu jteben, wohin fie nicht gehört. Die Andeutung 
bei Adam Smith ijt jo ziemlich verloren gegangen; man ſieht die 
Steuer als eine Form der Ginfommenbejteuerung überhaupt an und 
bat deshalb auch meiltens die Gebühren mit bineingezogen, während 
man die Bejteuerung des Arbeitslohns unklar jejtbält. Nur die 
Anerkennung der indirecten Steuer als einer Bejteuerung des Ein— 
fommens aus der Arbeit und die Erfenntnig, daß jelbjt diefe mit 
einem weſentlichen Theile eine indirecte Einfommenjteuer enthält, fann 
dieſes Gebiet zum Abſchluß bringen. Die Behandlung der einzelnen 
Formen der Steuer ift namentlib in ver deutichen Kiteratur eine 
zum größten Theile vortrefflihe zu nennen. In neueſter Zeit iſt der 
Gegenſtand wieder aufgenommen von Parieu, „Etudes sur le 
systeme des impöts” („Journal des Econom,“, Sept. 1858), der 
mit vieler Unklarheit im- einzelnen zu dem Cage gelangt; „Les 
taxes sur la richesse prises dans sa substance paraissent plus égales, 
plus justes, plus gendrales que les taxes sur les divers accidents 
saisis par l’impöt direet“, wo ſich jeder bei der substance de la 
richesse denfen fann, was er will. Rau bat den Gegenjtand in 
jeiner Weije behandelt („Aufwandſteuern“, II, $. 406 fg. Specielle 
Literatur, $. 406 u. a.). Man findet dort über die Hauptfrage 
alle Nebengründe für und wider zuſammengeſtellt. Hod, „Abgaben 
und Schulden“, bat das Princip überhaupt nicht erörtert und durch 
die Scheidung der Zölle von den Verbrauchsſteuern jede ausreichende 
Auffafiung von vornherein unmöglid gemacht. Was Umpfenbad 
meint, S. 99 fg., haben wir nicht binreihend eruiren können. 
Pfeiffer ift jehr ausführlich über das, mas bisher von andern ge: 
meint ijt; er jelbit ift entjchievden gegen die imdirecte Steuer, weil 
die Objecte derjelben „keinen Maßſtab für die Steuerfähigfeit ab: 
geben können”. II, S. 351. Wahrjheinlih meint er von dem 
Reinertrage, und darin hat er recht; nur hat er nidht recht, zu glau: 
ben, daß wir noch auf dem pbofiofratiihen Standpunkte ver Be: 
jteuerung des Neineinfommens jtehen. Der fociale Kampf gegen die 
Gonflimtiongjteuer, der im Jahre 1848 eine Reihe von Schriften 
und Artikeln gegen diefelbe erzeugte, und dem zum Theil Maurus, 
Umpfenbah und Wirth angehören, it verjtändlid in jeinem Ziele: 
Schug des „Eriftenzminimums“, aber unverftändlih in der grund: 
falihen Meinung, als würde der Arbeiter den gleihen Arbeitslohn 
behalten, wenn die Lebensmittel durch Aufhebung der Steuer billiger 
würden, 
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III. Das Syitem der indireeten Steuer. 


Es ift ohne Zweifel die jchwierigite Frage der ganzen Finanz: 
wiſſenſchaft, über das Syftem der indirecten Steuer einig zu er: 
den. Aus Gründen, die fich jogleich ergeben werden, hat weder 
die Theorie noch auch die Gejeßgebung irgendwo eine einheitliche 
Auffaffung derjelben, welche fähig wäre, alle in das Gebiet fallen: 
den Steuern von einem gemeinjamen Geſichtspunkte aus zu be: 
traten. Der Charakter der bisherigen Auffafjung ift wiſſenſchaft— 
(ich wie gejeglich vielmehr der, daß man die Gemeinjamfeit aller 
diefer Steuern gar nicht ins Auge faßt, jondern jede derjelben 
für ſich betradptet und behandelt. Dabei jtellt fi heraus, daß 
man faft allenthalben den Fehler begeht, die Arten der Be: 
jfteuerung für Arten der Steuern zu balten; jo erjcheinen 
z. B. Zölle, Acciſe, Klaſſenſteuer als Steuerarten neben der Ber: 
zchrungs: und Wohnungsfteuer. ES ift nicht thunlich, auf einer 
jolden Grundlage zu einem einheitlihen Verſtändniß diefes Ge— 
bietes zu gelangen. Man muß daher einen ganz andern Weg 
einjchlagen. Die Grundlage daher ift, daß man aud) bier die 
Grundbegriffe aller Steuer, das Steuerobject mit feiner Einheit, 
den Steuerfuß, von den Steuererhebungsformen als der indirecten 
Beitenerung ſcheidet und dann erjt zu den einzelnen Arten der 
Steuer jelbft übergeht. 


A. Die indirerte Steuer an sich. 


Die Unterfuhung der indirecten Steuer enthält nun die An- 
wendung der allgemeinen Begriffe der Steuer auf diejenige Form 
derjelben, in welder die Stenerquelle — das Einfommen — nicht 
von dem Steuerobject gejhieden werden Fan. Dennoch iſt cs 
die Aufgabe alles Steuerweiens, das jo viel als möglich zu than. 
Während damit Steuerobject und Steuerfuß zwar einfach find, 
geht die Lehre von der indirecten Steuer an ſich dahin, jene Be: 
griffe in der Weile zu behandeln und zu beftimmen, daß dennoch 
diefe Scheidung jo weit als möglich im Princip feftgeftellt werde, 
um jie in der wirklichen Befteuerung auch praftiich zur Geltung 
zu bringen. 
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Danach geftaltet ſich die Darftellung der indirecten Steuer 
an jich nach folgenden Kategorien. 


I. Das Object der indirecten Steuer. 


(Der Unterſchied der Verzehrungs: und der Genuffteuerobjecte und die 
Klaffificirung derjelben.) 


Steht es feit, dab das Steuerobject der indirecten Steuer 
begrifflich die arbeitende Kraft der Verjönlichkeiti ni hrer Selbjtän: 
digfeit gegenüber dem Kapital ift, und daß diejes Object nicht für 
ih, jondern nur in jeinen Bedingungen zu erfaſſen ift, jo ergibt 
ih, daß das Steuerobject der indirecten Steuer feinem Begriffe 
nad die Geſammtheit der Mittel zur Erhaltung diejer 
perjönliden Arbeitsfraft fein joll; aljo die Gejammtbeit 
aller Lebensbedürfniſſe. 

Allein der Umfang der legtern ijt an ſich unbejtimmt und 
hängt von dem Einzelwillen ab. Feite Beftimmtheit ift aber erjte 
Bedingung der Beſteuerung. jenes allgemeine Object der in: 
directen Steuer jchränkt jich daber ein auf diejenigen Bedürfnifie, 
deren Befriedigung von der Einzelwillfür unabhängig ift, und die 
daber als abjolute für die Perjönlichkeit angejeben werden müjjen. 
Wir bezeichnen diejelben als Nahrungsmittel im weitelten 
Sinne des Worts. Grundjaß für die indirecte Beitenerung daher: 
das Object derjelben ift das Nahrungsmittel, und jede Anwendung 
der indirecten Bejteuerung auf etwas anderes als das Nahrungs: 
mittel ift an und für ſich falſch. Wo fie dennoch verjucht wird, 
ericheint jie deshalb als eine Form der Einkommenſteuer im all: 
gemeinen Sinne, und es bringt nur Verwirrung, fie unter die 
indirecte Befteuerung aufzunehmen. 

Diejes Object der indirecten Steuer, das Nahrungsmittel im 
weiteten Umfange, jcheidet jih num aber für das Steuerweſen in 
zwei große Klaſſen. Die erjte diefer Klaſſen umfaßt alle diejenigen 
Nahrungsmittel, die in irgendeinem Umfange für die Perſon ab: 
jolut notbiwendig ind und deren Conſum daher von dem Ein: 
fommen überhaupt, alfo auch von dem Einkommen aus der Arbeit, 
unabhängig geboten it. Die zweite Klaſſe ift dagegen diejenige, 
deren Conſum vermöge ihres Preifes mur dann möglich ift, wenn 
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der Confument über ein größeres Einfommen verfügt als das, 
welches ihm die Verwendung der phyſiſchen Arbeitsfraft geben 
fann. Wir nennen nun den Conjum der erjten Klaſſe die Ber: 
zehrung, den Conſum der zweiten den Genuß. Alle Objecte 
der indirecten Steuer jcheiden ji daher in Verzehrungs- und Ge— 
nußmittel, und wir jprechen daber von der Verzehrungs- und 
von der Genußjteuer als den beiden natürlichen und nothwen— 
digen Arten der indirecten Steuer. Die Wichtigkeit diefes Unter: 
ichiedes für das ganze Spitem der letztern leuchtet ein. Eben 
dieje Wichtigkeit fordert deshalb auch ein weiteres Eingeben auf 
beide Begriffe. 

Nun aber ilt es klar, daß eine endgültige Grenze zwiſchen 
beiden gar nicht zu ziehen ift. Der Punkt, wo die Verzehrung 
in den Genuß übergeht, entzieht ſich jeder abjoluten Meffung. 
Dennoch kann Fein Steueriyitem ganz dieſer Unterfcheidung ent: 
behren. Daraus nun entitehen die Verſuche, diefe Grenze und 
mit ihr, wie jich gleich zeigen wird, auch den Steuerfuß zu be: 
jtimmen. Diejen Verſuchen liegt nun ein allerdings nirgends 
klar ausgeiprocdhener, aber richtiger Gedanke zu Grunde Es ilt 
der, daß der Stoff an und für jich allerdings Ernährung, aber 
feinen Genuß geben kann; daß aljo das Genußmittel da beginnt, 
wo Arbeit und Kapital dem Nahrungsitoffe etwas hinzufügen, 
was nicht mehr als Bedingung der Ernährung betrachtet werden 
fan. Auf diefem Punkte beginnt aljo das Genußmittel und mit 
ihm der höhere Steuerfuß. Das it im Princip richtig. 

Allein praktiich it die Anwendung auch dieſes Princips nicht 
in der Weile möglid, daß man eine abjolute Grenze fefthalten 
tönnte. Es bleibt daher nichts übrig, als die einzelnen Gegen: 
jtände zu betrachten, welde fähig find, zugleich als Nahrungs: 
und Genußmittel zu gelten und auf diefe Weife durch die-Unter: 
ſuchung der Steuerobjecte die Grundlage für ihre Klaffificirung 
nad) den beiden Grundbegriffen der Verzehrungs: und der Genuß: 
ſteuer feitzuftellen. Danach ergibt ſich folgende Klafjification 
der DObjecte der indirecten Steuer, welche dem Syftem der 
legtern als Bajis dient. 

Die elementaren Nahrungsmittel, Luft, Wafjer und Licht, 
ind dem Menſchen abjolut arbeitslos gegeben, und daher auch 
im Sinne der Staatswirtbichaft Feine Nahrungsmittel und fein 
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Stenerobject. Das Fünftliche Licht ift ein Erzeugniß, und daher 
in jeiner Bejteuerung unter die Erwerbjteuer begriffen. 

Dagegen iſt die Pflanzennahrung in allen ihren Formen 
einerjeit3 das unbedingt nothwendige Nahrungsmittel, andererfeits 
läßt fie nur in ſehr geringem Grade eine Verjchiedenheit in der 
Bereitung zu. Sie ift daher faſt unfähig, Genußmittel zu werden, 
dagegen aber eben vermöge ihrer allgemeinen Berzehrung ſehr 
tähig, das erjte Object der Verzehrungsfteuer zu fein. 

Genau dafjelbe gilt von’ dem mineraliiden Nahrungsmittel, 
dem Salz. Bei ihm iſt das Product geradezu unfähig, das Ele: 
ment des Genuffes in jich aufzunehmen; wohl aber macht es die 
Art jeiner Production bejonders geeignet, der Steuer unterzogen 
zu erden. 

Weſentlich anders ift jchon die thieriiche Nahrung, das Fleiſch 
im weiteften Sinne. Die Bereitung des Fleifches zum Zwecke der 
perjönlichen Berzehrung läßt allerdings nur wenig Arbeit zu; 
allein an und für ich verbindet es mit höherm Nahrungsgebalte, 
aljo der Production der größern Arbeitskraft, ſchon ein gewiſſes 
Map des Genufjes. Hier beginnt daher bereit3 in der Qualität‘ 
des Stoffes die VBermengung beider Arten des Steuerobjects. Und 
wie bei dem Fleiſche dies in der Qualität der Fall ift, jo ift es 
bei der Feuerung in der Quantität der Fall. Die blos phyſiſche 
Arbeitskraft des Menſchen braucht wenig, das Behagen defjelben 
viel Feuerung; ganz gleihgültig ift am Ende auch die Art nicht; 
der Uebergang vom Nahrungs: zum Genußmittel ift daher bei 
beiden Objecten bereit3 angedeutet. on 

Unzmweifelhaft dagegen ift das vortviegende Element des Ge: 
nuffes bei den Fünftlichen Getränken (Wein, Bier, Branntwein). 
Hier überwiegt dafjelbe ganz entjchieden das der Ernährung; cs 
bedarf feines Beweiſes, daß alle Formen derjelben daher principiell 
mehr der Genußſteuer als der VBerzehrungsftener angehören. Bei 
dem weiten Gebiet der Gewürze dagegen, unter denen in der 
Quantität Zuder und Tabad voranftehen, fällt das Moment der 
Ernährung ganz weg; lie find das eigentliche reine Object der 
Genußitener von jeher gewejen und werden es bleiben. 

Neben diejen Gegenftänden des Genufjes erjcheinen nun 
Kleidung und Wohnung wieder in doppelter Weile. Sie find 
auf ihrer unterften Stufe den Nahrungsmitteln gleich, in ihrer 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 39 
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höhern werden fie entjchieden Genußmittel. Allein die Kleidung 
ijt ebenjo wie die Wohnung zugleich faſt für alle Menfchen ein 
Arbeitsmittel und ihre Beſteuerung in der Haus: und Erwerb: 
jteuer enthalten; als indirecte Steuer gehören fie diefer nur da 
an, wo jie, wie gewiſſe Wohnungen, zu jelbjtändigen Erjchei: 
nungen des Neineinfommens werden und daher der allgemeinen 
Einfommenjteuer unterzogen werden, foweit fie nicht bereits na: 
mentli dur die Häuſerſteuer ohnehin ſchon beitenert find. 

Mit der höhern geiltigen Entmwidelung des Volkes entjtebt 
dann die Frage, ob neben den Mitteln der phyſiſchen Erhaltung 
auch die der geiftigen Arbeitskraft Gegenjtand der indirecten 
Steuer werden follen. Hier verichmelzen Genuß und Verzehrung 
jo innig, daß jede Unterfcheidung aufhört; ein geiltiges Product, 
das dem, der ſich davon nährt, feinen Genuß bringt, wird auch 
jelten von ihm recipirt. Allein die Schwierigkeit in der Unter: 
ftellung dejjelben unter die indirecte Steuer liegt bier in dem 
Maße, in dem das geiftige Product geiftige Nahrung gibt; und 
daber die Unficherheit jeder Befteuerung des letztern troß der Er: 
fenntniß, daß eine ſolche wohlberechtigt ift. 

Das legte Gebiet endlich bilden die reinen Genußgegenjtände, 
die wir als Lurus zu bezeichnen pflegen. Hier ilt es nun fein 
Zweifel, daß die Genußftener im Princip vollfommen und aus: 
Ihlieglich berechtigt it. Allein der Luxus jelbit ift doch nur eine 
Erjheinung des allgemeinen Einfommens Nun wird entweder 
das legtere rationell im ganzen befteuert oder nicht; im erjten 
Falle darf es Feine befondere Lurusfteuer mehr geben, im zweiten 
Falle genügt fie nicht. Grundjäglich joll daber der Luxus als 
Object der indirecten Steuer verschwinden. 

Dies nun it das, was wir die KHlaffifieirung der Objecte 
der indirecten Steuer nennen würden. Auf ibr bernbt dann zu— 
nächſt die Beſtimmung der Steuereinheiten und des Steuerfuhes, 
dann aber auch der Steuererhebung, die wir demnach grundſätz— 
ih von der obigen Klafjificirung zu ſcheiden baben. 


II. Stenereinheit und Stenerfuß der indirceten Stener, 


Allerdings num find Stenereinbeit und Fuß auch bei diejen 
Segenftänden der indirecten Steuer diejelben wie bei der directen. 
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Die Steuereinheit ift das Maß des Steuerobjects, um dur daſ— 
jelbe die Steuerquelle, das Einfommen aus jenem, zu treffen, und 
der Steuerfuß joll von diefem Einfommen einen Theil für den 
Staat fordern. Allein bei der indirecten Steuer ift, wie gejagt, 
der Neinertrag von dem Object überhaupt nicht zu trennen. 
Daraus ergeben ſich für Einheit und Fuß die beiden Grundjäge, 
welche hier maßgebend find. 

Die Steuereinheit zunächſt wird bei der indirecten Steuer 
feine andere jein können als die gewöhnliche Verfehrseinheit 
der Güter, alfo eben jo verichievden als dieſe nah Maß und 
Gewicht beftimmt. Sie ift daher Pfund, Längenmaß, Stüdzahl 
u. ſ. w. je nach der Natur der einzelnen Gonjumtionsartifel. Ihre 
Beſtimmung gejchieht nad den einfachen Korderungen der Zweck— 
mäßigfeit. 

Der Steuerfuß ift nun dem Princip nad) ebenjo einfach; meit 
weniger ift er es in der Ausführung. Die Grundjäße diejer find 
folgende: 

Die indirecte Steuer hat dem Princip nach zwei Steuerfüße. 
Der erite ilt der Verzebrungsiteuerfuß, der zweite ift der Genuß: 
jteuerfuß. j 

Was zuerft den Verzebrungsiteuerfuß betrifft, jo muß er ein 
jehr niederer jein. Und zwar theils deshalb, weil das Ein: 
fommen aus der vom Kapital getrennt gedachten Arbeit jtets nur 
ein jehr geringes für den Einzelnen ift, theils weil eine hohe in: 
directe Steuer den Kapitalbildungsproceß gründlich jtören würde. 
Darüber iſt man einig. Ebenſo klar ift es, daß der Genußfteuer- 
fuß ein bedeutend höherer jein kann und muß, weil in dem Preiſe 
der zum Genuß bejtimmten Erhaltungsmittel zugleich ein Theil 
des allgemeinen Einkommens ericheint, und die Steuerquelle bei 
gleicher Einheit (4. B. ein Pfund Zuder gegenüber einem Pfund 
Brot) viel größer ift, ohne daß man die Einheit ändern fönnte. 
Allein die eigentliche Frage liegt auf dem Punkte, in welchem 
die Nahrungsmittel mit dem Genußmittel zujammenfallen. Hier 
müßte conjequent ein combinirter Steuerfuß nach Verhältniß bei- 
der Elemente gefunden werden. Die förmlide Berechnung ift 
bier unthunlich. Es ergibt fih daraus die Regel, daß die Nich- 
tigkeit des Steuerfußes nicht mehr aus feinem Verhältniß zur 
Steuerguelle, jondern aus den Folgen berechnet werden muß, 
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welche der Steuerfuß, der als Vertheuerung der Conjumtionsar: 
tifel wirft, für die Conſumenten jelbit hat. Nun ift es 
Kar, daß die Steigerung der Conſumtion fajt ausnahmslos als ein 
Beweis der fortjchreitenden wirtbichaftlihen Geſittung angejeben 
werden muß. Es ift ferner gejagt, daß der Steuerbetrag von 
dem, der ihn als Conſument zahlt, verdient werden muß, um 
gezahlt werden zu können. Es folgt demnach, daß, wenn durch 
eine Konjumtionsitener die Confumtion eines Artifel® ganz ver: 
ſchwindet oder abnimmt, oder durch Surrogate erjeßt wird, der 
Steuerfuß zu hoc ijt; daß aber umgekehrt der Steuerfuß nicht 
zu hoch ift, jolange die zunehmende Conſumtion des Steuerob— 
jects beweift, daß der Conſument im Stande it, den Betrag der 
Steuer mit jeiner Arbeitskraft zu verdienen. Das ijt der leitende 
Gedanke für den Fuß der indirecten Steuer. 

Nun aber gibt es gewiffe Artikel, bei denen der Stenerfuß 
diejelben zwar vertheuern, aber die Conjumtion nicht bejeitigen, 
oder doch nur wenig vermindern kann das jind die Artikel 
des unbedingten perſönlichen Bedürfniffes,; namentlih Brot und 
Salz. Andere, wie die Kleidung, find auf Feine gemeinjchaftliche 
Einheit zurüdzuführen und deshalb auch mit feinem entjprechenden 
Steuerfuße zu belegen. 

Noch andere, wie die Wohnung, jind eigentlih nur aus: 
nahmsweiſe von dem Erwerbe zu trennen. Daraus bat es jich er: 
geben, daß die indirecte Stener fich gezwungen gejehen bat, von 
der urjprüngliden und natürlichen Steuereinheit des VBerfebrs: 
maßes der Güter zum Theil abzugeben und ftatt der ftrengen 
Durchführung der Beftenerung nah Einheit und Fuß Durd- 
Ihnittsbeträge aufzuftellen, welche den Steuerfuß vertreten 
jollen, während man bei andern Steuern niemals bei dem ſyſte— 
matiſchen Steuerfuße geblieben iſt. Zugleich bat auf diefe Auf: 
faſſung die Erfenntniß eingewirkt, daß jeder auch noch jo genau 
ausgearbeitete Stenerfuß doch am Ende nicht fähig jei, die Steuer: 
quelle genau zu treffen. Alle dieſe Momente zufammen haben 
daher für die ganze indirecte Steuer den entjcheidenden Einfluß 
gehabt, daß, während bei der directen Steuer Einbeit und Fuß 
die Hauptjache find und die Steuerumlegung und Erhebung nur 
als das vollziebende Moment erjcheint, bei der indirecten Beftene- 
rung vielmebr diefe Befteuerung als die Hauptſache er- 
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Iheint, jo zwar, daß das Syitem der Bejteuerung die Grundlage 
der indirecten Steuer geivorden ift und man dadurch zu dem jeht 
leicht erklärlichen Irrthum kam, die Steuererhebungsarten 
für Steuerarten zu halten und als joldhe zu behandeln. Das 
it es num, was in die ganze Lehre von den indirecten Steuern 
die größte Verwirrung gebracht hat, und es wird die erfte und 
ſchwierigſte Aufgabe der Wiſſenſchaft fein, diefe Steuererhebungs: 
arten zuerft von den Klaffen und den Füßen der indirecten Steuer 
zu jcheiden. 


B. Die Beſteuerung bei der indirecten Steuer und 
ihre Jormen. 


Während nämlich die Verwaltung der directen Steuer ihren 
Schwerpunkt in dem Proceſſe findet, den wir die Einfhägung 
nennen, und der die individuelle Steuerkraft feititellt, jodaß nad) 
geſchehener Einfhäßung die Umlegung und Erhebung eine fehr 
einfache ift, fällt diefe Einſchätzung bei der indirecten Steuer weg, 
die Klaſſificirung tritt an ihre Stelle und es wird die Aufgabe 
der Steuerverwaltung, nicht jo fehr die zahlungspflichtige Berjon, 
als vielmehr das fteuerpflichtige Object zu fuchen, um dajfelbe 
auf dem Bunkte zu erfaffen, wo es aus der Production in die 
Conſumtion Übertritt. Die große Verſchiedenheit der Steuerob: 
jecte der indirecten Steuer einerjeit3, und andererjeits die Con: 
fequenz, daß mit der gejchehenen Conjumtion das Object felbit 
und mithin auch die Beitenerung dejjelben verjchwindet, während 
das Object bei der directen Steuer bleibend ift, zwingt die Steuer: 
verwaltung, die ganze Umlegung und Erhebung nach der Natur 
des Object3 und zwar wejentlich nach der Natur feiner Con: 
fumtion einzurichten. Dies nun läßt wieder wejentlich verjchie: 
dene Grundjäge und Berfahrungsweifen bei der wirklichen Be: 
jtenerung zu, ja es macht jie fogar unabweisbar nothmwendig. 
Und während daher alle indirecte Steuer im Princip durdaus 
diefelbe it, mag fie nun als Berfonaljteuer, als Zoll, als Mo: 
nopol, als Stempel u. ſ. w. erjcheinen, tritt ſie äußerlich in ihren 
Erhebungsformen jo verjchieden auf, daß man, wie gejagt, diefe Er: 
hebungsformen für Steuerarten gehalten hat, während fie in der 
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That nur Beitenerungsarten find. Deshalb ift es nothwendig, 
auch diefe Erhebungsarten zu klaſſificiren und diefe Klaſſification 
derjelben zuerit neben die der Objecte zu jtellen. Dann exit wird 
unter Anwendung der eriten auf die legtern ein wirkliches Syſtem 
der indirecten Belteuerung und damit eine Vergleihung derjelben 
bei den verfchiedenen Völkern für jedes einzelne Object möglic) 
werden. 

Ale Erhebung der indirecten Steuer jeheidet ſich nun zuerit 
in zwei Hauptformen: die Bejteuerung des Confumenten und die 
der Gonfumtionsartifel. 


A. Die Perſonalſteuer und Klaſſenſteuer iſt diejenige 
Erhebungsform der Conſumtionsſteuer, bei welcher jtatt des Ob— 
jectS der Conſumtion das Subject derjelben als Object betrachtet 
und beiteuert wird. Wenn dabei die Perſon als joldhe ohne Un: 
tericheidung ihrer wirthſchaftlichen Verhältniſſe bejteuert wird, fo 
nennen wir diefe Form die Kopfiteuer. Erkennt man dagegen 
die für die Conſumtion allerdings wejentlichen Unterjchiede im 
Vermögen der Perfonen an, jo entjtehen die wirtbichaftlichen Klaſſen 
als die Steuereinheiten je mit ihrem Steuerfuße und die daraus 
entjtehende Steuer ijt die Klaſſenſteuer. Es iſt fein Zweifel, 
daß nur die leßtere als eine rationelle Steuer betrachtet wer: 
den kann. 

Allerdings hat nun die Klaſſenſteuer große Vorzüge vor jeder 
andern Erhebungsform der indirecten Steuer; namentlich ift ihre 
Erhebung leicht und ihr Steuerfuß kann jo gering fein, daß der 
Steuerbetrag troß feines nur unbedeutenden Ertrages ein anjehn: 
liher wird. Allein fie ift dennoch unfähig, alle anderen Arten 
derjelben zu erfeßen. Das Princip der Klaſſenſteuer iſt nämlich 
die Gleichheit der Conſumtion innerhalb derjelben Klaſſe der er: 
werbenden Arbeitskraft. Dieje Gleichheit it aber nicht vorban: 
den. Im Gegentheil jeben wir bier das individuelle wirtbichaft: 
lihe Moment der Sparjamteit in der Mäßigung der Begierde 
mit entjcheidender Bedeutung auftreten. Wenn die ganze indi: 
vecte Steuer durch Klaſſenſteuer aufgebracht werden jollte, jo würde, 
da der Staat nur beitimmte Summen bedarf, der Sparjame und 
Mäßige für den Unmäßigen die Steuer tragen; die Klaffenfteuer, 
auf Genußmittel angewendet, wird zur Brämie für Unwirthichaft: 
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lichkeit und Genußſucht. Der erite Grundſatz aller Klaſſenſteuer 
muß daher der jein, dab fie nur für Nahrungsmittel an: 
gewendet werden darf, wenn man überhaupt die eigentlichen 
Nahrungsmittel als Dbjecte der Steuer betrachten will. Und aud) 
bier erjcheint als ihre Borausjeßung, daß man ficher fei, die Perſon 
aufzufinden, weil jonjt die Sehhaften für die bewegliche Arbeiter: 
bevölferung mitjtenern. Daher ift die Anwendung derjelben für 
die größern Städte nicht praktiſch; an ihre Stelle muß eine andere 
Steuerform treten (die Thorfteuer, Acciſe, Octroi, j. unten). Be: 
jtenert man dagegen die Nahrungsmittel überhaupt nicht, fo iſt 
auch die Klaffenjtener unthunlich; fie kann ſelbſt da als unpraktiſch 
erjcheinen, wo die Thorfteuer jih nur auf Genußmittel bezieht 
und die Nahrungsmittel mit einem ſehr geringen Steuerfuße be: 
legt. Hat man aber die Klaſſenſteuer, jo follte dafür jede Salz: 
jteuer wegfallen. 

D. Die örtlihe indirecte Beſteuerung (Thorfteuer, Ac: 
cije, Octroi) ift diejenige Erhebungsform, welche auf der örtlichen 
Abjchließung der Konfumtion in den Städten beruht. Sie iſt da— 
durch fähig, nicht blos die Nahrungs, jondern auch die Genuß: 
mittel zu beftenern; fie muß aber, während bei der Berfonalfteuer 
die Perſon die Steuereinheit it, ihre Einheit in einer Verkehrs— 
einheit juchen. Ihr Fuß wird dann danad) bejtimmt, ob das 
Dbject blos Nahrungs: oder auch Genußmittel ift; derjelbe jteigt 
natürlich zuerjt mit dem Grade, in welchem das leßtere der Fall 
it. Sie hat große Unbequemlichfeiten bei ihrer Erhebung zur 
Folge; vor allen Dingen aber ift fie unfähig, das flache Land zu 
umfaſſen. Sol fie daher nicht eine ausichließliche Bejteuerung der 
Städte fein, jo muß neben ihr die Perjonaliteuer oder Klaſſen— 
jteuer für das flache Land beſtehen. Der Grund, weshalb fie für 
die Stadt an dieStelle der legtern tritt, ijt bekanntlich der, daß man 
die bewegliche Bevölkerung der Stadt durd eine Klaſſenſteuer nicht 
erreichen kann; das hat jih in Preußen zuerit gezeigt. Wo, wie 
in Frankreich, überhaupt feine allgemeine Berzebrungsiteuer befteht 
und nur die Städte eine Thorfteuer haben, beruht dies darauf, 
daß eine Stadt mit viel größern Leiſtungen für ihre Bevölferung 
belaftet it, welche allerdings namentlich der arbeitenden Bevölke— 
rung zugute fommen. Wo daher eine Verzehrungsiteuer befteht, 
ijt die Thorjteuer als Erhebungsform gar nicht zu entbehren; aber 
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aud die Durdführung der Getränkeſteuer macht fie faſt unent: 
behrlic, da die Productionsbeitenerung bier nicht ausreicht. 

GC. Diefe Productions: oder Fabrikationsſteuer ent 
jteht nun da, wo die Genußgegenftände durch eigene Unterneh: 
mungen producirt werden. Ihr Object it das zum Genuß be: 
ſtimmte Product; ihr Subject der Producent, der die Steuer auf 
jein Product auffhlägt, und ie jo auf den Conjumenteu über: 
wälzt. Ihre Einheit wie ihr Fuß find dur die Natur der 
Fabrikation gegeben; fie find anders bei Fleiſch, Bier, Brannt- 
wein, Wein und Zuder. Bei ihnen tritt, wie zum Theil bei der 
Thorſteuer, der Grundſatz ein, daß neben der Quantität aud) die 
Qualität als Steuerquelle betrachtet und daher mit eigener Steuer: 
einheit gemejjen wird. Ihr Vortheil ift, daß fie die einzige Art 
find, den Genuß auch da zu bejteuern, wo es weder Klaſſen- nod) 
Thorſteuer gibt; ihre Gefahr befteht darin, daß fie die Production 
nur für größere Kapitalien möglich macht. Dabei iſt es faft un— 
möglid, alle die Steuerfüße, die hier entjtehen, auf eine gemein: 
ame und gleihe Grundlage zu reduciren, ſodaß diejelben jtets 
im Gebiete des Experiments bleiben. Sie haben endlich die Form 
einer directen Steuer, indem die Meſſung der Production die Be: 
ftimmung des fejten Steuerbetrags für das Subject zur Folge bat; 
aber jie jind dennoch indirecte Steuern, da durd) die Meſſung 
der Production nicht wie bei der directen Steuer ein Einkommen, 
jondern nur das Erzeugniß feitgeftellt, und nicht auf jenes, fondern 
auf diejes, ohne Rückſicht auf jeine Ertragsfähigfeit, die Steuer 
aufgelegt wird. Sie haben eben dadurdy den großen Vortheil, 
daß fie der Mäßigkeit die Fähigkeit laffen, die Steuer durch Ent: 
baltung von überflüſſigem Genuß zu mindern, während jie die Un: 
mäßigkeit jtark befteuern und doc feinen Conſumenten unbefteuert 
laffen. Sie jind ferner infoweit von Klaſſen- und Thorfteuer 
unabhängig, als fie mit oder ohne Beſtehen derjelben in den 
Städten wie auf dem flachen Lande gleichmäßig auferlegt werden 
fünnen. Sie find durch alle diefe Momente, jedocdy mit Ausnahme 
des Fleiſches, diejenige Steuererhebung, welche allenthalben gilt, 
wenn ſie auch bei manchen einzelnen Artifel Schwierigkeiten bildet. 
Nur muß man fejthalten, daß fie von der Erwerbiteuer durchaus 
verjchieden jind, indem die legtere zu ihrer Steuerquelle den Er: 
werb hat, weldhen der Producent durch feine Production für jic) 
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macht, während die erjtern auf dem Einkommen des Conſumenten 
lajten, auf den jie der Producent überwälzt. Daher joll der 
legtere zwei Steuern zahlen, aber nur eine tragen, gerade wie 
bei der folgenden Form. 


D. Die Belteuerung des Abjapes tritt da ein, wo durd) 
feine der obigen Steuern die Steuerfraft eines Artikels erſchöpft 
ericheint. Ihre Grundlage ijt der Unterfchied der beiden Stadien 
des Verkehrs mit den Genußmitteln; das erite ift der Uebergana 
derjelben in die Hand des Großhändlers, das zweite der Ueber: 
gang in die des wirklichen Konjumenten, wozu in Frankreich noch 
das dritte Stadium, der Uebergang aus der Hand des Groß: 
händler3 in die des Kleinverkaufs, kommt. Auch bier muß, wie 
gejagt, die Erwerbjteuer von der indirecten Beiteuerung des Ob: 
jectS des Genuffes gejchieden werden. In der That ift zu dieſer 
Beltenerung nur da ein Grund vorhanden, wo die Steuer auf 
das Product jo bedeutend wird, daß jelbit das große Kapital fie 
nicht ohne Schwierigkeit tragen kann. Ihre Anwendung ift daher 
theils eine beihränkte, da jie nur bei Getränken durchgeführt wer: 
den Tann, theils eine irrationelle, weil der Steuerfuß entweder 
derjelbe ift wie bei der Broductionsfteuer, und dann nur eine Er: 
bebung fordert, oder aber ein anderer, und dann an und für ſich 
falſch wird; theils ift jie höchſt Ttörend und den Umgebungen aus: 
geſetzt. Soll fie alſo bejtehen, jo muß jie in der Form der Ab: 
findung erhoben werden, der dann die Selbjtihäßung, allerdings 
nicht eines Reinertrags, ſondern des wahrjcheinlichen Detailverkaufs, 
zu Grunde liegt. Man Fann jie daher eigentlich nur da billigen, 
wo der Producent fein Product felbft verzehrt und es nur zum 
geringen Theil in den Verkehr bringt, wie bei Wein und oft aud) 
bei Branntwein; bei Zuder ift fie gar nicht durchzuführen, weil der 
Zuder im Sleinverfaufe nicht zu controliren ift. 


E. Der Zoll hat eigentlich diefelbe Aufgabe wie die Ab- 
jagjtener, nur mit dem Unterjchiede im Object, daß er die Er: 
hebung der indirecten Steuer für diejenigen Artikel ift, welche 
nicht im Lande product werden. Er ift jehr einfach, folange 
er fih auf Dbjecte des perjönlichen Unterhalts bezieht, und in 
diefem Sinne Steuer: (Berbraudsiteuer) Zoll heißt. Allein er 
it fähig, auch den verwaltungsrechtlichen Gefichtspunft des Schußes 
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als Schutzzoll aufzunehmen, und hier fordert er ſeine beſondere 
Darſtellung, auf die wir unten zurückkommen. 

F. Das Monopol, oder im eigentlichen Sinne das Finanz— 
monopol als Erhebungsform der indirecten Steuer. 

Die Finanzwiſſenſchaft darf allerdings den Begriff des Mio: 
nopols an fich als befannt vorausjegen. Allein Feineswegs berricht 
Klarheit über die Anwendung diejes Begriffs, und diejer Manz 
gel an richtiger Unterfcheidung ift gerade bier die Urſache vieler 
und tiefgehbender Misverftändniffe und Borurtheile geworden, 
deren Befeitigung für die richtige Beurtheilung des Monopols 
in der Finanzwiſſenſchaft die erite Aufgabe der legtern jein muß. 

Das Monopol ijt jeinem allgemeinen Begriff nad das vom 
Staate gegebene ausjchliegliche Verkehrsrecht mit einem bejtimmten 
Product. Diele ausichließlihe Verleihung hat nun in den Hän: 
den der Staatsgewalt eine dreifache Beltimmung. 

Das Verleihen eines Monopols it zuerit eine Verwaltungs: 
maßregel, die naturgemäß in gewiſſen Fällen angewendet wird, 
um einem bejtimmten Zweige der Induſtrie Aufihwung zu ver: 
ſchaffen. Diejes VBerwaltungsmonopol hat mit dem Monopol als 
Steuererhebungsform gar nichts zu thun; es geht von mwejentlid) 
andern Grundlagen aus und bat eine weſentlich andere Aufgabe. 
Dieje Aufgabe ijt ihrem Begriffe nach jtets eine volkswirtbichaft: 
liche, und wir nennen daher diefes aus der Verwaltung der wirth: 
Ichaftlihen Intereffen bervorgehende Monopol ein wirthſchaft— 
liches Monopol. 

Zweitens kann dafjelbe auch für höhere Zwede vom Staate 
ausgeübt werden; dann find dies aber polizeiliche Zwede (Schieß: 
pulver- Monopol u. ſ. w.), bei denen es nicht auf die Er: 
zielung einer Einnahme und auch nicht auf die Förderung der 
Bolkswirthichaft ankommt. Diefe Monopole nennen wir die 
polizeilihen Monopole. 

Die dritte Art der Monopole, von denen wir in der Finanz: 
wiſſenſchaft handeln, hat weder einen wirtbichaftlichen noch einen 
polizeilihen Zwed, ſondern ijt lediglich dazu beftimmt, dem 
Staate eine Einnahme zu verschaffen. Dieje Monopole nennen 
wir die Jinanzmonopole. 

Allerdings kann dieje Einnahme durch das Monopol in 
der Weije erzielt werden, daß der Staat jeinen gewerblichen 
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Unternehmungen das Monopolrecht verleiht, um jich jeinen Unter: 
nehmungsgewim zu jichern, indem das Monopol jede Goncurrenz 
der Brivatunternehmungen ausjchließt. Eine folde Anwendung 
des Finanzmonopols nennen wir ein gewerblidhes Finanz: 
monopol. Das gewerblide Finanzmonopol ift aber nur die Po— 
-tenzirung aller Gründe, welche gegen Staatsunternehmungen zur 
Erzielung eines gewerblihen Gewinns jprechen. Denn jelbit 
wenn der Staat Privatunternehmungen machen dürfte, find nur 
zwei Fälle möglich: entweder it das Ergebniß derfelben jo gut, 
daß er des Monopols nicht bedarf, um Gewinn zu maden, und 
dann ijt fein Grund, es beizubehalten; oder aber er bedarf des 
Monopols für den Ertrag, und dann ijt die Unternehmung als 
eine wirthichaftliche verfehlt. Mit Necht ift daher das gewerbliche 
Finanzmonopol principiell als eine irvationelle Einnahmequelle 
überall anerfannt und infolge dejjen vollftändig verihmwunden. 

Dagegen gibt es eine zweite Anwendung des Finanzmono— 
pols, welche darin befteht, daß ein ausfchließliches gewerbliches 
Recht des Staats nicht zum Mittel der Erzielung eines gemwerb: 
lihen Gewinns, fondern zum Mittel für die Erhebung einer 
Berbrauchsiteuer gemacht wird. Diejes Finanzmonopol iſt das 
Steuermonopol; wir werden es, als das einzige vorhandene und 
praftiiche, Fur; das Jinanzmonopol (im eigentlihen Sinne) 
nennen, jodaß wir Fünftig mit diefem Ausdrud eben nur das 
Monopol zum Zwecke der Beltenerung bezeichnen werden. 

Es ift nun nah dem Angeführten Far, daß jede richtige 
Beurtheilung der Monopole und ihrer Zwedmäßigkeit aufhören 
muß, jobald man dieſe jehr verjchiedenen Bedeutungen des Worts 
nicht mehr gehörig unterjcheidet. Und alle Mängel in der bis: 
berigen Betrachtung der Monopole in der Finanzwiſſenſchaft laſſen 
ſich im wejentlihen auf diefen Mangel zurüdführen. 

Die Lehre von dem Finanzmonopol hat daher mit nichts 
anderm al3 mit der Frage zu thun, ob und in welder Weile 
das Monopol als Mittel für die Erhebung einer Berbrauchsiteuer 
ein zwedmäßiges ift. Alle andern Fragen und Gejichtspunkte in 
Betreff des Monopols an jich gehören der Nationalöfonomie, der 
Verwaltungslehre und zu einem Heinen Theile der Polizeilehre. 

Die Berwechjelung des Monopols mit dem Regal beruht 
auf einer unklaren Borftellung von dem legtern; es trägt deshalb 
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nicht wenig zu der Unklarheit über diejes ganze Gebiet bei, daß 
man jehr häufig die einzelnen Monopole Regalien nennt, 3. B. 
Salzregal, Tabadregal, Schießpulverregal u. |. w. Das Negal 
ijt eine Unternehmung des Staats, die er ald Bedingung des 
Geſammtlebens nicht dem Einzelnen überlaffen kann und die er 
daher zu übernehmen das Hecht und die Pflicht hat, ohne grund: 
jäplich eine Einnahme aus demjelben erzielen zu wollen. Das 
(Finanz) Monopol ift dagegen nur eine Steuererhebungsforn 
und hört auf, jobald eine geeignetere gefunden wird. Das Recht 
des Staats, ſich dieſes Monopol zu verleihen, ift Fein Regal, ſon— 
dern nichts anderes als eine Anwendung jeines Rechts auf Be: 
jtenerung; Jonjt müßte man von einen Monopolsregal reden. Daß 
beim Salzmonopol das Eigenthumsrecht des Staats am Bergjalz 
den Anlaß gegeben hat, das Salz dur das Finanzmonopol in 
allen Formen zu bejteuern, it richtig, allein Fein Grund, den un: 
flaren Begriff eines „‚Salzregals‘ beizubehalten. Es wird daher 
bier nur darauf anfommen, die Gewöhnung an eine willfürliche 
und freilich dadurd bequeme Terminologie durch eine wiljenfchaft- 
lihe Auffafjung der Sache zu erjeßen. 

Steht das feſt, jo beichränkt jich die Frage nad) dem Finanz: 
monopol, geihieden von den andern Monopolen, darauf, daffelbe 
als Steuererhebungsform zu betrachten; aus diejer wird fih das 
Gebiet derjenigen Objecte ergeben, welche zwedmäßiger durch das 
Monopol al3 durch eine andere Form befteuert werden. 


1) Das Monopol ift diejenige Bejteuerungsform, welche 
darauf beruht, daß der Staat das ausſchließliche Necht des Ver: 
aufs eines VBerbrauchsgegenftandes ji) vorbehält. Die Beſteue— 
rung geichieht beim Finanzmonopol dadurch, daß der Staat den 
Verkaufspreis um den Betrag der Bejteuerung über den Betrag 
der Geftehungstoiten und des bürgerlihen Gewinns erhöht; 
das, was der Käufer mehr zahlen muß als den dadurch gegebe: 
nen Preis, ift die Steuer. Inſofern diefer Betrag auf die Ver: 
Faufseinbeit des Monopolobjects reducirt wird, bildet er den 
Stenerfuß. Die Stenererhebung geichieht dabei einfach durch den 
Act des Verkaufs; die Steuerumlegung ift die Feſtſetzung des 
Verkaufspreifes der Verkaufs: oder Steuereinheit; die Steuerzah— 
lung ift in dem Acte der Zahlung für den gekauften Gegenftand 
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enthalten. Dies jind die allgemeinften Grundlagen der Befteue: 
rung durd das Monopol. 


2) Jedes Monopol jchließt daher die Brivatinduftrie für den 
Wonopolgegenftand ganz oder zum Theil aus und mithin aud) 
die in der Privatinduftrie liegende Fähigkeit, den Preis des 
Gegenftandes durch Concurrenz herabzuſetzen und die Qualität zu 
verbejjern, während der Staat gegen jeden Berluft durch jein 
Recht, den Preis zu beftimmen, gejichert ift und ihm daher ein 
twejentliches Motiv zur Verbejferung feiner Waare fehlt. Außer: 
dem jind die allgemeinen Gründe ſchon angeführt, welche jede 
Production in den Händen der Staatsverwaltung theuerer machen, 
al3 jie in den Händen der Brivatinduftrie fein würde. Das Mo: 
nopol beengt daher das Gebiet der gewerblichen Thätigfeit und 
vertheuert jeine Gegenftände, abgejehen von dem Steuerfuße, der 
auf ihm ruht; endlich führt es eine Reihe von Mabregeln mit 
ich, welche zum Schuge des Monopols gegen die Uebertretung 
dejjelben nothiwendig werden. Dies find im weſentlichen die 
Gründe, welche gegen das Monopol als Bejteuerungsform fprechen 
und eine andere Form der lettern, entweder die der Perſonal— 
jteuer oder der Verbrauchsſteuer wünjchensmwerth erjcheinen lafjen. 


3) Dagegen bat das Monopol als Steuererhebungsforn, 
richtig angewendet und auf feine naturgemäßen Objecte befchräntt, 
jo große Vorzüge, daß es dennod als eine höchſt zweckmäßige 
Steuererhebung erjcheint. Es bringt die Steuer vollkommen jicher 
ein; es macht die Stenerzahlung nicht blos für den Berftenern- 
den, jondern auch für den Staat jehr leicht; es hat die Fähig— 
feit, eine fehr geringe und auch eine jehr große Steuer aufzu— 
legen; e3 enthält eine vollfommen gleihmäßige Bertheilung der 
Steuer, die kaum mit einer andern zu vergleichen iſt, und fichert 
endlich bei richtiger Anwendung den Käufer, der zugleich Be: 
jtenerter ift, gegen die ausbeutende Concurrenz, indem der Staat 
als Alleinberechtigter Feinen Grund bat, die Waare an Qualität 
verlieren zu laffen, um durch verminderten Preis den Käufer an: 
zuloden; er bat im Gegentheil ebenfo wol ein Intereſſe, einen 
möglichit großen Verkauf zu bewirken, als der Private, da der 
Verfauf ihm die Einnahme der Steuer bringt. 

Da nun bei dem Nichtvorhandenjein von Monopolen auf 
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den betreffenden Gegenftänden dennoch eine VBerbrauchsiteuer ruben 
müßte, die ihrerjeits, wie am Ende jede Belteuerung, große Un: 
bequemlichfeiten mit jich bringt, jo wird das Monopol als Mittel 
der Steuererhebung jtets für gewiſſe Gebiete feine naturgemäße 
Anwendung finden. 

Es wird demnad nur darauf ankommen, die Bedingungen 
für diefe Anwendung des Monopols theils in der Natur des Ob: 
jects, theils in der Steuerhöhe zu juchen. 

Diefe nun find folgende: 

Nur dasjenige kann ein angemefjenes Object des Monopols 
jein, was in jeiner Production durchaus einfach iſt und fo wenig 
Berfchiedenbeit und freie Bewegung als möglich zuläßt. Denn 
die Fähigkeit des Staats, als Producent mit der Brivatproduction 
zu coneurriren, nimmt in dem Grade zu, in weldem die Pro: 
duction mehr mechaniſch wird und, ftatt auf der perjönlichen 
Thätigfeit, auf der Größe des Kapitals und feiner verjtändigen 
und leicht zu überjehenden Anwendung beruht. Alle Broductionen 
daher, bei welchen der Werth durch geiftige Arbeit erhöht oder 
erniedrigt, oder bei welchen der Verkauf durch freie Geftaltung 
des Objects vermehrt und vermindert wird, find ihrem Weſen 
nad vom Monopol ausgeichlofien, weil ſolche Wertherhöhungen 
nur aus der individuellen Thätigkeit und der freien wirtbichaft: 
lihen Bewegung des Einzelnen hervorgehen. Wo dagegen die 
Production in der Anwendung rein mechaniicher Kräfte beftebt 
und mithin die Größe des Kapitals enticheidet, da ift die An: 
wendung des Monopols nicht ausaeichlofjen. 

Innerhalb des Gebiets diejer Objecte bat fih nun das Mo- 
nopol auf diejenigen zu bejchränfen, in denen der Steuerfuß ent: 
weder ein jehr niedriger oder ein ſehr hober ift. Und zwar des: 
balb, weil ein jehr niedriger Steuerbetrag nur durch das Monopol 
regelmäßig vertheilt wird, während ein fehr hoher Steuerbetrag 
nur im Einzelverkauf regelmäßig eingebracht werden kann. 

Diefe an ſich einfachen PBrincipien ftehen nun zwar feit; da 
aber dennod die Grenze jenes Gebiets ftets eine zweifelhafte 
bleibt, jo ift das Monopol nur da anzuwenden, wo diefe An: 
wendig eine bedeutende Summe für die Staatseinnabme aus: 
macht, ſodaß die Vortheile, welche die Sicherung und die Leichtia: 
feit diejes Theils der Staatseinnabme für die Gemeinschaft bietet, 
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die unvermeidlichen Nachtheile aufwiegt, die mit jedem Staats— 
unternehmen verbunden ſind. Es ergibt ſich daraus, daß das 
Monopol nur auf wenig Objeete und zwar auf Objecte des all: 
gemeinen Verbrauchs angewendet werden darf, bei denen Feine 
Concurrenz mit ähnlichen, den Bemühungen der Privatinduftrie 
jih öffnenden Unternehmungen zu bejorgen ift, damit die Siche: 
rung der Staatseinnahme Feine Verbote gegen die Entwidelung 
der Privatinduftrie zu erzeugen braudt. Kine Reihe anderer 
Gründe, vorzüglid aber die höhere Ausbildung des indirecten 
Steuerfyitens bat es nun bewirkt, daß das Monopol jih, wo cs 
bejtebt, fait nur noch auf ein Steuerobject, den Tabad, bezicht, 
während mit wenigen Ausnahmen alle andern Gegenitände der 
Verzehrung durch andere Steuern betroffen werden. 

G. Eine jpecielle Sfeuerbebungsform der indirecten Steuer 
it nun die, welche durch den Stempel geſchieht, indem die Ver— 
brauchsgegenftände bei dem Uebergange in den Verbrauch eines 
Stempels bedürfen. Der Stempel ift bier natürlicdy nichts anderes 
als die Erhebung der Steuer auf das mit ihm verjehene Object. 
Diejer Stempel aber, da er bei der Verfehrsiteuer die Hauptform 
der Erhebung ift, muß als indirecte Steuerform von dem Ber: 
fehrsjtempel dadurch unterſchieden werden, daß er nur auf Objecte 
gelegt wird, welche für den Gebrauch bejtimmt find und ihren 
Werth nicht in ihrer Function für den Uebergang der Güter von 
einer Hand zur andern finden. Dies nun ift der Fall für geiftige 
Producte, namentlich für Zeitungen, und die Stempelfteuer im 
indirecten Steuerſyſteme ericheint daher als Zeitungsſteuer. Dieje 
Steuer ift an und für ſich falſch, weil fie erftens gar fein feites 
Mab für das Einfommen bietet, zweitens die Entziehung des 
geiftigen Elements dur die Steuer befördert, und endlich mit 
ihrem GErtrage in gar feinem Berhältniß zu dem Wertbe ſieht, 
den die durch die Preſſe erzeugte Bildung für das Volk hat. Sie 
fann durch nichts motivirt werden als durch die Noth des Staats, 
und auch dieſe vermag nicht jie zu begründen. 

H. Die legte Form ift endlich diejenige, die wir die directe 
nennen müſſen. Sie befteht darin, daß bei gewiſſen Gegenftänden 
der Beliger als Steuerfubject betrachtet und beiteuert wird, ſodaß 
die Steuer nur dadurch ſich von der directen unterfcheidet, daß 
das Object nicht in Beziehung auf feinen Ertrag, jondern weil 
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er ein vorhergegangenes Reineinkommen andeutet, befteuert wird. 
Es ijt ar, daß bier der Uebergang zu der allgemeinen Einkommen— 
jteuer gegeben iſt; das Gebiet diefer directen Form it namentlich 
die Lurusftener, zum Theil aber auch die Wohnung. Die Klare 
Entwidelung der allgemeinen Einfommenftener läßt diefe ganze 
Klaffe von Steuern mitfammt ihrer Erhebung mehr und mehr 
verſchwinden. 


C. Die wirkliche indirecte Besteuerung. 


Die wirkliche indirecte Beſteuerung bildet nun den Punkt, 
der die eigentliche formale Schwierigkeit in der ganzen Darftellung 
der indirecten Steuer enthält. 

Dieſe entftehbt dur zwei Momente. 

Zuerjt hat nämlich jede der angeführten acht Beſteuerungs— 
arten ihre eigene Form, Ordnung und Aufgabe der Verwaltung, 
jodaß weder diejelben Organe noch diefelben Grundſätze für alle 
dieje Arten der Steuererhebung gelten. Die langjam und jtüd: 
weiſe hiſtoriſche Entjtehung diefer Steuern hat e8 mit ſich gebracht, 
daß vielfach auch diefe Organifationen voneinander unabhängig 
dajtanden und daftehen, jodaß nur die höchſte Direction diefelben 
ganz formal unter dem Yinanzminifter zufammenfaßt, ohne daß 
jelbft bei diejem eine innere Beziehung derfelben aufeinander ftatt: 
fände. Ebenſo hat die Theorie dieje Form nur bei den einzelnen 
Stern beadtet. Dennoch müſſen wir beftimmte Kategorien 
unterjcheiden. 

Die erjte ift die der Anwendung des Steuerfatafters auf 
die indirecte Steuer, welche bei der Perſonal- und Klafjenfteuer, 
bei der Wohnungs: und Luxusſteuer ausfchließlih eintritt, aber 
nur die Stenerjubjecte umfaßt (Aufzeichnung aller Steuerpflich: 
tigen nebjt ihrem Steuerfuße, bei den letztern aud mit ihrem 
Stemerobject), bei der Productions: oder Fabrifationsfteuer da: 
gegen mwejentlich die Stenerobjecte, die Fabriken u. f. w. enthält. 
Die Umlegung gejchieht bei den erſtern als individuelle Steuer: 
vorſchreibung, bei den letztern aber Schon durch die Steuerinfpection; 
die erſte wechjelt nur durch den Wechfel der Berfonen, die zweite 
durch die Quantität und Unalität der Objecte. Es folgt, daß 
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die erjtere am beften durch die Organe der directen Steuer, na- 
mentlich der Erwerbiteuer bejorgt wird, die zweite aber ein eigenes 
Syitem von Steuerinfpectoren fordert, die ihrerfeit3 auch wieder 
bei der Abjapiteuer gebraucht werden. 

Die zweite Art bejteht in der Erhebung der Steuer vermöge 
des Objects derjelben; die Steuerzahlung wird bier Bedingung 
für die BVerftattung, das Object in den Verkehr treten zu laſſen. 
Sie erjcheint zunächit bei der örtlichen (Thor:) Steuer, dann bei 
der Abſatzſteuer, endlid aber entwidelt fie jih zu einem großen 
Syſteme im Zollmejen mit feiner eigenen Verwaltung und eigenen 
Principien. 

Die dritte Art erjcheint endlich bei dem Monopol, wo die 
Steuerehebung auf der mirtbihaftlihen Production des Staats 
beruht und die eigentlihe Steuerverwaltung nur mit der Ber: 
binderung der Umgebung des Monopols zu thun hat. 

Das nun ift an fich ziemlich einfach. Allein das zweite cigen- 
thümliche Moment der wirklichen indirecten Beiteuerung liegt nun 
darin, daß mehrere Klaſſen der Steuerobjecte unter mehrern Er: 
bebungsformen zugleich ftehen und zwar je nad) dem Berhältniß, 
in welchem fie der Steuer unterliegen. So wird das Nahrungs: 
mittel theil3 durch die Perſonal-, theils durch die örtliche, theils 
durch die Fabrikationsſteuer befteuert, die Getränte gleichfalls; die 
Genußmittel (Gewürze, Kaffee u. j. mw.) nur durch den Zoll; 
der Lurus nur dur die Kataftraljteuer u. j. w. Daraus nun 
folgt eine Thatjadhe von großer Bedeutung. 

Es ergibt fih nämlich, daß nicht blos der einfache Steuer: 
fuß der einzelnen Steuerobjecte nicht immer das Maß der wirt: 
lihen Beſteuerung derjelben abgibt, jondern daß man, um 
den Steuerbetrag zu erfahren der auf der Steuereinheit bei 
der indirecten Steuer ruht, ſtets danach fragen muß, aus wie 
vielen Steuerfüßen und Beträgen derjelbe zufammengejegt ift. 
So 3. B. befteht bei Kaffee und Thee der Steuerbetrag per Ein: 
beit nur in dem Zolljag, wenn nicht eine Thorjteuer hinzukommt; 
bei Brot theils in dem Thorfteuerfuß, theils in dem Theile des 
Klaſſenſteuerfußes, der fih für die Pflanzennahrung berechnet; 
bei Zuder in dem Yabrikfationsjteuerfuß, oder in dem Bolljteuer: 
fuß, eventuell in dem Thorfteuerfuß; bei Getränfen in dem Fabri- 
fationg: — dem Abſatz — und in den Städten noch in dem Thor: 
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fteuerfuße; bei Fleiſch in dem Fleischfteuerfuße und dem Thor- 
fteuerfuße. Bei den Monopolen wieder nur in dem einfachen 
Monopolfteuerfuße. Das nun ift es, was es jo fehr jchwierig 
macht, über die wahre Höhe der indirecten Steuer etwas zu jagen, 
und wodurch die zum Theil ganz außerordentliche Verſchiedenheit 
diefer Höhe wenig beachtet wird, während eben dadurch Die 
Klagen über den Drud, den diefe Steuern ausüben, weder zurüd: 
gewiefen, noch richtig beurtheilt werden Fünnen. Daran trägt 
nun die theoretifche Behandlung die meilte Schuld, indem fie ftet3 
die Steuerform als Steuerart betrachtet und daher z. B. Thor: 
jteuer, Klaffenfteuer, Zoll u. ſ. w. al3 Steuern darjtellt, wäh: 
rend fie nur Steuererhebungsformen find. Es bleibt daher nur 
übrig, einen ganz andern Weg einzufchlagen. Man muß das 
Syftem der Dbjecte zu Grunde legen und die Bejteuerungs: 
arten darauf anwenden. Es gibt das ein wejentlih anderes 
Bild, das wir nun in feinen Grundzügen bier daritellen wollen. 

Die praftifche Seite diefer Methode zeigt fi) aber ſogleich, 
fowie wir den allgemeinen Charakter der indirecten Beſteuerung 
in den Hauptftaaten Europas zu bejtimmen verjuchen. 


D. Der Charakter der indirerten Befteuerung in England, 
Sranhreich und Deutschland. 


Während nämlid die Staaten Europas in dem Princip 
der indirecten Steuer ſich alle im weſentlichen gleich find, die Ar: 
beitöfraft als foldhe neben dem Kapital felbftändig in einer in- 
directen Steuer zu beftenern, find fie im Object und Erhebungs: 
ſyſtem mwieder jo jehr ungleih, daß man die größte Schwierigkeit 
bat, fie überhaupt zu vergleichen. 

England zeichnet ji dadurd aus, daß es zuerft die Objecte 
jeiner indirecten Steuern ſucceſſive mehr reducirt hat als irgend- 
ein Staat Europas, ohne daß es den Ausfall diefer Steuer durch 
eine Perjonalftener gededt hätte. Ebenjo hat England Feine ört— 
lihe Befteuerung und Fein Monopol, und die Beiteuerung der 
eigentlihen Nahrungsmittel war von jeher ganz ausgeſchloſſen. 
Die indirecte Beſteuerung beginnt allerdings mit einer großen 
Menge von Objecten, unter denen ſogar urjprünglid die Klei: 
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dungsfteuer in der Beſteuerung der gedrudten Kattune erjcheint. 
Unter den beftigiten Kämpfen fällt nun jeit dem Beginn diejes 
Jahrhunderts ein Object nad dem andern weg, ſodaß jeßt nur 
noch wenige Artikel der indirecten Steuer unterliegen, an deren 
Spige die geiftigen und die transatlantiihen Getränfe, Tabad- 
und Zuder jtehen. 

Der Name für die eigentliche Verzebrungsftener in England 
ijt die Excise, und die Geſchichte derjelben hat ein vorzügliches 
Intereſſe durch den unabläfjigen Kampf gegen die meift ganz ir: 
rationellen indirecten Steuern, die allerdings faft alle Bedürfniffe 
des perjönlichen Lebens trafen und meilt erft in unjerm Jahr: 
hundert aufgehoben find; jo die Excise für Leder, Glas, Ziegel, 
Seife, Cider, Lichter und eine Reihe anderer Gegenftände, die 
Bode genau je mit ihrer Geihichte aufführt. 

Uber Schon in England ift es nicht möglich, ſich ein Elares 
Bild von der indirecten Beftenerung zu machen, wenn man nicht 
die Steuererhebungsformen jelbjtändig ins Auge faßt. England be: 
ftenert nämlich feine indirecten Steuerobjecte in vier Formen. 
Zuerſt durch die Fabrifationsftener bei den Getränken, die im 
Lande producirt werden, als eigentliche Excise duty; dann durch 
Abfapfteuer bei dem Verkehr mit denjelben als License; dann 
durh den Zoll bei dem Eintritt über die Grenze als Custom 
duty, und endli durch directe Beftenerung als Lurusiteuer der 
Assessed Taxes. Nur muß man fehon bier jih nicht dadurd) 
irremachen laſſen, daß einerjeit3 der Name der indirecten Steuer 
in England ganz unbefannt ijt, weshalb man auch weder theo— 
retiijh noch praftiich jene vier Befteuerungen als ein Ganzes zu: 
jammenfaßt, andererjeit3, daß auch in den Licenses und den 
Assessed Taxes der engliſchen politiven Steuergejeßgebung wirt: 
lihe Erwerbjteuern vorfommen. Gneijt ſowol als Bode haben es 
mit der ganzen finanziellen Literatur gemein, daß fie jih an den 
Namen der Beiteuerung halten, in demjelben jedesmal jelbjtän- 
dige Steuerarten jehen und daher zu feinem Bilde der indirecten 
Steuer gelangen. Im übrigen ift die Gejchichte der Beſteuerung 
jedes einzelnen Objects bei Bode vortrefflich dargeftellt; wie weit 
wären wir, hätten wir etwas Aehnliches für die deutjche indirecte 
Steuer und Beltenerung! 

Einen mwejentlih andern Charakter hat die indirecte Beſteue— 
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rung Frankreichs, und es ift von nicht geringem Intereſſe, zu 
jehen, wie bier die Zahl und der Umfang der indirecten Steuern 
beftändig an Intenfität und Umfang wächſt, während in Eng: 
land diejelben von Jahr zu Jahr reducirt werden. 

Die indirecte Befteuerung in Frankreich war vor der Revo- 
lution diefelbe wie auf dem übrigen Gontinent. Die Revolu: 
tion, den Grundjägen der phyliofratiihen Schule getreu, begann 
damit, alle indirecten Steuern aufzuheben (Gejek vom 23. Nov. 
1790) und an ihre Stelle die einzige Grundjteuer zu ſetzen. Allein 
diefer Standpunkt erwies ſich jofort als unbaltbar. Schon das 
Geſetz vom Dec. 1790 führte die Contribution personnelle et mo- 
biliere, die erite Form der Klafjenfteuer, wieder ein; dazu eine 
Tare von 5 Proc. des Revenu mobilier für Wagen und Pferde. 
Dann ward dur Gejeg vom 25. Febr. 1804 die Getränkefteuer 
als „Droits reunis“ eingeführt; die Befteuerung des Salzes durch 
Decret vom 11. Juni 1806 bergeftellt; die durch Geſetz vom 19. 
bis 25. Febr. 1791 aufgehobene Thorfteuer, das Octroi, ſchon 
mit Gefeg vom 9. Germ. V im Princip wieder anerkannt, feit 
Napoleon's Herrihaft durch mehrere Gefege erweitert, durd Ge: 
je vom 9. Dec. 1814 in ihren Grundlagen und endlid durch 
Geſetz vom 28. April 1816 in ihrem Umfange geordnet; das 
legtere Gejeg muß als das Haupigejeß für die ganze franzöliiche 
örtlihe Steuer angefehen werden. Dann führte das Decret vom 
29. Dec. 1810 das Tabadsmonopol ein, das Schießpulvermono: 
pol ward durch Decret vom 16. März 1813 eingeführt, die Be- 
fteuerung der inländiihen Rübe dur Gejeß vom 18. Juli 1837, 
während die in Beziehung auf das Schußzollprincip wechjelnden 
Zolltarife in Beziehung auf ihren Antheil an der indirecten Be: 
fteuerung durch Erhebung eines bedeutenden Zolles von transat- 
lantijchen ſowie von europäifchen Nahrungsmitteln ſich im weſent— 
lihen gleich bleiben. So bat Franfreid das am meilten ent— 
wickelte indirecte Steuerjyitem in Europa; und bei diefem Syſtem 
muß uns vor allem Eins zum Nachdenken Anlaß geben. Das ijt 
der abjolute Mangel an einer einbeitlihen Auffaffung in einer 
Gejeßgebung, welche jonjt gerade das Einheitlihe zu ihrem Le— 
bensprincip gemadt bat. Es ift das einer von den vielen Be: 
weiſen dafür, wie jchwer es ift, in den indirecten Steuern fowol 
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in Beziehung auf Fuß als auf Erhebung das Princip der Gleich: 
beit zur Geltung zu bringen. 

Was nun jpeciell die letztere betrifft, jo hat Frankreich die 
mehrfache Beiteuerung deffelben Objects zu einem Grade ausge 
bildet wie fein anderer Staat. Zuerſt hat es die Contribution 
personnelle et mobiliere; dann hat es die örtliche Beiteuerung faft 
aller Nahrungsmittel im Octroi; dann hat e3 die Fabrikations— 
jteuer auf Getränte, Salz und Zuder in der License; dann bat 
e3 die dritte Befteuerung der Getränke in der Circulations- und 
Detailfteuer; dann bat es die vierte Beſteuerung derjelben in der 
Eingangsgebühr und die fünfte in dem Zoll; dann hat es das 
Monopol für Tabak und Schießpulver und den Stempel für die 
Zeitungen und Bublicationen aller Art. Endlich darf nicht ver: 
gefjen werden, daß auch noch eine Abgabe auf dem perjönlichen 
Berfehre durch Fuhrwerfe liegt. Alle diefe Beſteuerungen find 
wieder in ihren einzelnen Einheiten und Füßen fo genau bemej: 
ien, daß es faft unmöglich ift, ſich ein klares Bild von dem Gans 
zen zu machen; Grundjag ift jedoch die Anwendung des Unter: 
ihiedes der Ortsklaſſen auf den Steuerfuß des Octroi und die 
Getränkefteuer, während andererjeitS andere Gegenftände, wie 
namentlich Brot, Zuder, Bier ohne allen Grund in dem Octroi 
nicht erfcheinen, obwol dafjelbe jogar die Wohnung durch die 
Befteuerung von Bauholz, Kalk und Ziegel dreimal (neben der 
Contribution des portes et fenötres und der Contribution mo- 
biliere) belaftet, das Del befteuert und das Petroleum freiläßt, 
die Brennftoffe befteuert, ſowie Fleisch und Fiſche, Käfe, ja jogar 
das Eis, dagegen 3. B. wieder Eier, Neid und andere Dinge 
freiläßt. Man fieht, wie der genaueften Berechnung des Einzelnen 
der völlige Mangel eines leitenden Princips gegenüberfteht, und 
Hock's Bewunderung der franzöſiſchen Contribution indirecte jcheint 
uns danach eine ſehr wenig motivirte, um jo mehr, als die Fran: 
zojen auch die eigentliche Verkehrsſteuer durch Stempel und En- 
regiftrement zu diefer Steuer hinzuzählen. 

Was nun zum Schluffe Deutjchland betrifft, jo hat dafjelbe, 
ſoweit wir es bei dem Mangel an ausreichenden Unterfuhungen 
und Mittheilungen beurtheilen Fönnen, ſich allerdings mit dem 
Beginne diejes Jahrhunderts der franzöſiſchen Geſetzgebung nad: 
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gebildet, jedoch hat e3 nie das Streben nad einer möglichiten 
Bereinfahung des ganzen Syſtems aufgegeben. 

Das indirecte Steuerſyſtem Preußens unterfcheidet fi von 
allen andern Spitemen weſentlich dur den Verſuch, aud die 
Pflanzen: und Fleifchnahrung zum allgemeinen Object der Be: 
fteuerung zu machen, woraus fih nah manchen Verſuchen, dieje 
Befteuerung auf dem flahen Lande dur eine Steuer auf die 
Fabrikation (Mahlſteuer und Schlachtſteuer) durchzuführen, die 
Klaſſenſteuer als Vertreterin der letztern bildete, während diejelbe 
als Ortsſteuer in den ſchlacht- und mahljteuerpflichtigen Städten 
beitehen blieb. Daneben hat es die Fabrikationsſteuer al3 Grund: 
lage für die Getränffteuer und in neuefter Zeit auch für Salz 
und Tabad in Verbindung mit dem Zoll und dem Stempel der 
Beitungen durchgeführt, während e3 das Monopol ganz aufge: 
geben und die Lurusftener in die allgemeine Einkommenſteuer auf: 
genommen hat. Es ift das einfachite und mit Ausnahme der zu 
geringen Belteuerung des Tabads das rationellfte Syitem der in: 
directen Steuer. Defterreih bat fein indirectes Steueriyitem 
erit fpäter geordnet. Es hat als Grundlage die alten hiſtoriſchen 
Dbjecte derjelben aufgenommen, indem es durch das Gejeh von 
1829 die ganze Örtlihe VBerzehrungsfteuer der Grundherren auf: 
bob und diejelbe gegen Entſchädigung (diefelbe ward 1836 
mit 12 Millionen feitgefeßt) der Berechtigten zu einer Staats: 
fteuer machte. Das Syitem der Perſonalſteuer ift nicht zur Gel: 
tung gelangt, dagegen hat die Drtsfteuer in den gejichlofjenen 
Städten (17 in drei Klaſſen je mit ihrem bejondern Steuerfuße) 
auch das Brot aufgenommen, die Fabrifationsbefteuerung auf Ge: 
tränfe, Zuder und Fleiſch ausgedehnt, für Tabad mit Recht, für 
Salz mit Unreht das Monopol beibehalten, feinen Zoll im we— 
jentlihen an die Tarife des Zollvereins angefchloffen und gleich— 
zeitig mit Preußen die Lurusftener in die Einfommenfteuer, aber 
allerdings in unvollflommener Weife, aufgeben laſſen. 

Bon den übrigen deutihen Staaten find wir nicht in der 
Lage, etwas fagen zu fünnen, da uns die Quellen fehlen. Re— 
genauer, „Staatshaushalt von Baden“, 1863, führt auf: die 
Weinftener (Acciſe als eigentliche Conſumtionsſteuer, Obmgeld als 
Abſatzſteuer, $. 284), die Bierftener, die aus einer Abgabe von 
Mal; (1812), durch Gejeg vom 14. Mai zu einer Productions: 
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teuer vom fertigen Biere ward ($. 286), die Branntweinfteuer, 
jeit 1812 Abjagfteuer, ſeit 1828 Productionsfteuer ($. 288), die 
Fleiſchſteuer, durch Gejeg vom 28. März 18344 ald Productions: 
teuer definitiv geordnet ($. 289). Bon weitern Bejtenerungen 
finden wir feine Angaben. Herdegen, „Würtembergs Staatshaus: 
halt” (1848), zeigt ung, wie höchſt ungenau die Begriffe in den 
wirflihen Steuern damals gemwejen fein müfjen; fo ift die „Güter: 
accije‘ von 1824 nur eine Verkehrsſteuer für den Verkehr in un: 
beweglihen Gütern; jeine Angaben über die Befteuerung von 
Wein, Bier, Branntwein find fehr unvollftändig; es wird nur 
Har, daß fie fih in Productions: und Abſatzbeſteuerung jcheiden. 
Bon der örtlichen Beſteuerung ift nirgends die Rede, obgleich fie 
vorhanden ijt. Monopole gibt es nicht, ebenfo Feine Lurusfteuer, 
und der Zoll ijt der allgemeine Zoll des Zollvereins. Hier fehlt 
uns eine auf einfache Kategorien zurüdgeführte, aber allerdings 
böchft Schwierige Arbeit, welche für das ganze indirecte Steuer: 
wejen Deutichlands Epoche machen würde. 

Auf Grundlage der obigen Aufftelungen kann man nun das 
Syſtem der indirecten Steuer und der Vefteuerungsformen nad 
der Klafjificirung der Steuerobjecte auf folgende Elemente zurüd: 
führen. 


Befonderer Theil. 
Die einzelnen Arten der indirecten Steuer. 


Die Lehre von den einzelnen Arten der indirecten Steuer 
entjteht num, indem die allgemeinen Grundjäße der Steuer und 
Befteuerung auf die einzelnen Klaſſen der indirecten Steuerobjecte 
angewendet werden. 

Dabei nun ergibt ſich, daß zulegt jede Steuerart ein Steuer: 
ſyſtem für fich bildet, das namentlich in feiner Einzelausführung 
oft höchſt umfangreih, in den einzelnen Staaten jehr verſchieden 
geordnet und in den Theorien ſehr verjchievden beurtheilt wird; 
es ift dabei fein Zweifel, daß die. Gejeßgebung noch immer fort: 
arbeitet, um zu einem Abjchluß zu gelangen, wobei jich ergibt, 
daß dies in dem Grade unthunlicher wird, je weiter man jich 
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von der möglichiten Einfachheit der Grundfäße für die Steuer: 
verwaltung diefer Steuer entfernt. 

Die Elemente des Syſtems, das ſich daraus ergibt, find 
folgende. 


Die weſentlich verjchiedene Darjtellung der folgenden Steuern 
von der bisherigen erjheint um fo nothwendiger, als erſt die Ver: 
jhiedenartigfeit der Bejtenerung das wahre Bild von dem Steuer: 
betrage und damit von der Steuerhöhe gibt, weldhe auf dey einzel: 
nen Artikeln ruht, und uns erjt dadurch zeigt, wie weit unjer 
ganzes indirecte® Steuerwejen noch von jeiner definitiven Ordnung 
entfernt ift. 


A. Die Pflanzennahrung und ihre Beftenerung. 
I. Die Steuer auf diejelbe an ſich betrachtet. 


Die Pflanzennahrung ift die bei weitem wichtigfte Art aller 
Nahrungsmittel; fie vertritt und ernährt die größte Maffe der 
perjönlichen mechanischen Arbeit. Allein diefe Arbeit iſt zugleich 
die ertragslofefte, indem der Arbeitslohn gerade bier auf jein 
Minimum, den Preis der Bedingungen diefer Arbeit oder derje: 
nigen Nahrungsmittel jelbit zurüdgedrängt wird, welche zur rein 
phyſiſchen Eriftenz des Menſchen und feiner phyſiſchen Arbeits: 
fraft abjolut nothwendig wird. Es kann daher hier jehr wohl 
die Frage entitehen, ob die Pflanzennahrung überhaupt ein geeig- 
netes Object der Beftenerung fein dürfe, da der Neinertrag der 
mechanijchen Arbeit jo gering ift, daß derjelbe ſchwer eine Ab: 
gabe an den Staat zu tragen jcheint. 

Nun ijt die Nichtbeiteuerung der Pflanzennahrung die Nicht: 
beiteuerung eines Kapitals im Volke, das aus dem addirten 
Werthe der perjönlihen Arbeitskraft aller Erwachſenen beſteht 
und das für die Gewähr feiner Verwerthung gerade die wichtig: 
ten Anftalten, namentlich die Anftalten der Volksbildung einer: 
jeit8 und die Anftalten der Gefundheitspflege andererjeits fordert. 
E3 ijt ferner durchaus unzweifelhaft, daß diejes Kapital einen im 
ganzen fehr bedeutenden Reinertrag liefert und daß es fich jeder 
andern Beitenerung als der durch die Pflanzennahrung entzieht. 
Es ift deshalb vom rein finanziellen Gefichtspunfte gar fein 
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Grund abzujehen, weshalb eine Berzehrungsfteuer nicht ebenjo 
gut bei diejer Form des Neinertragd wie bei jeder andern ein- 
treten jollte, wenn fie nur den Grundjag des möglichjt niedrigen 
Steuerfußes und der möglichft einfachen Steuererhebung feithält. 
Man kann daher als leitenden Grundſatz aufitellen, daß die Steuer 
auf die Pflanzennahrung in dem Grade mehr berechtigt ift, in 
welchem die Verwaltung mehr für die niederen Klafjen leiftet. 

Dennoch haben ſich gerade gegen dieſe Bejteuerung princi- 
pielle Bedenken erhoben, die von dem Standpunkte ausgehen, den 
wir al3 den focialen bezeichnet haben. 

Die Beiteuerung der Pflanzennahrung ift eine Beitenerung 
derjenigen Klafje, welche allein aus ihrer phyſiſchen Arbeit ſich 
einen Erwerb maht und daher auch nur durch den Ueberſchuß 
aus diefem geringen Erwerbe jih ein Kapital bilden, vermittels 
diejes Kapitals aber dann allmählihd aus der niedern Klaffe in 
die höhere auffteigen fann. Wir nennen diefen Proceß die Bil: 
dung der Mittelklaffe in der Bewegung der Gejellihaft. Die Be: 
fteuerung der Pflanzennahrung trifft daher gerade diejen jo un: 
endlih wichtigen Proceß, auf welchem im legten Grunde die Ge: 
jundheit der gejellichaftlihen Ordnung beruht, und dies ijt die 
Grundlage des Zmweifels an der Richtigkeit derjelben aus dem ſo— 
cialen Geſichtspunkte, deſſen hohe Berechtigung niemand bezwei- 
feln wird. In dem Dbigen aber faſſen jih alle Einwände zujam: 
men, welde man in den verjchiedenften Ausdrüden gegen die 
Nahrungsmittelbefteuerung zu Gunſten der niedern Klaffe geltend 
gemacht hat. Die Forderung diejfer Einwände geht demnach praf: 
tiih dahin, die Nahrungsmittel mindeitens des Pflanzenreihs 
unbeſteuert zu lajjen und die allgemeinen Ausgaben, infofern jie 
auch für die niedere Klaſſe geihehen, nur aus der Beiteuerung 
der Bemittelten zu deden. Die Aufhebung jener Steuer würde 
daher ein Dpfer von feiten der bemittelten Klaſſe für die niedere, 
ein Opfer des Kapitals für die Arbeit fein. 

Diefe Auffafjung nun ift darum nicht richtig, weil die Be: 
jeitigung der Steuer am legten Orte den Arbeitenden doch nicht 
zugute fommen kann, und zwar deshalb nicht, meil ſich vermöge 
des Werthgejeges für den Arbeitslohn der Preis der Leitungen 
in demjelben Grade verringert, in welchem die Bedingungen der 
Arbeit, alſo namentlih das Brot, billiger werden. Nicht der 
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Arbeiter würde daher die Steuer erjparen, fondern der Arbeit: 
geber rechnet fie ab im Arbeitslohne und macht um diejen Be: 
trag jeine Waaren billiger; und jo fann zwar der Käufer der 
Producte des Arbeitslohn, nicht aber der erfte, der Arbeiter 
jelbjt, dabei gewinnen, daß diefe Steuer aufgehoben wird. Es 
ergibt ji) daraus, daß der zulegt allein gültige Geſichtspunkt für 
diefe Seite der Frage nicht in der Beurtheilung der Steuer an 
fich Liegt, jondern daß diefe Steuer im Grunde nur ein ‚Mittel 
ift, die Beiteuerung des Neinertrags aus der phyſiſchen Arbeit 
unter die Gejammtheit derjenigen zu vertheilen, welche der legtern 
für ihren Erwerb bedürfen, da jeder Arbeiter den Betrag der 
Beitenerung feines Brotes auf den Lohn, der Lohngeber ihn auf 
die Geftehungskoften des Products, der Käufer ihn auf die Be: 
nutzung des legtern und fo fort überträgt. Der Theil der Ber: 
zehrungsfteuer, den der Arbeiter ſelbſt trägt, oder den er nicht 
überwälzen fann, ift dabei ein jo geringer, daß er für die Kapi— 
talbildung durchaus nicht in Betracht kommt, und dies ift der 
zweite Punkt, weshalb die obige Auffaffung falſch erſcheint. Er 
iſt ſchon da faſt unberechenbar Klein, wo er als Klafjenfteuer die 
Form einer directen Beſteuerung der Verzehrung annimmt; bei 
der eigentlihen Verzehrungsſteuer verſchwindet er faſt gänzlich. 

Dagegen ift wohl zu bedenken, daß dieje Steuer feineswegs 
blos den Arbeiter, jondern mindeſtens ebenjo jehr den Beſitzenden 
trifft und daher eine ganz allgemeine Steuerquelle unbefteuert 
lajjen würde, was weder an jic) richtig, noch auch finanziell Leicht 
erträglich eriheint. Und dem entfprechend hat denn auch im all: 
gemeinen die Beiteuerung der Pflanzennahrung immer wieder 
plaßgegriffen, allerdings freilich in fo verichiedener Weiſe, daß die 
Beſteuerung eben jo viele Schwierigkeiten macht wie die Steuer 
jelbft. Denn es ift gewiß, daß die Beiteuerung die Aufgabe hat, 
die Zweifel zu bejeitigen, die fich ftetS gegen die Steuer erheben 
werden. 


Diefe Zweifel find fo alt wie die Unterfuhung der Verzeh— 
rungsiteuer überhaupt. Adam Smith und Ricardo haben nod fein 
großes Bedenken, eben weil jie von dem Grundſatze ausgeben, daß 
die Brotjteuer auf den Arbeitgeber überwälzt wird. Die deutſche 
Literatur bat faſt durchgängig ſich mit den einzelnen Steuern wenig 
eingehend beſchäftigt, fondern faft nur die Verzehrungsfteuer obne 
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gehörige Scheidung der einzelnen Arten behandelt. So ſchon Ya: 
fob, II, $. 1121; Malhus, I, 67; ähnlich in neuer Zeit Hoff: 
mann, „Lehre von den Steuern“, ©. 315, 316; ebenjo M. Wirth, 
‚„Nationalölonomie”, II, 464, und Hod, „Abgaben und Schulden“, 
S. 152. Man fiebt e3 diefen Arbeiten an, daß ihnen die Bead: 
tung der großen Bejonderheit jener Steuerarten überhaupt in der 
allgemeinern und freilid viel leichtern, der „Verzehrungsſteuer“, un: 
tergegangen ift, womit denn freilih nicht viel gewonnen wird. 
Rau, II, $. 431, ift ohne Bedeutung; Lob macht eine Ausnahme, 
„Staatswirthſchaft“, III, $. 441, indem er fi definitiv gegen die 
Brotſteuer ausſpricht. Ebenſo bat Pfeiffer, „Staatseinnahmen, II, 
S. 368— 374 fi energisch gegen die „Mahlſteuer“ erklärt. Nun 
ift es aber wirklich merkwürdig, wie man fo gründlich vergefien 
fonnte, daß eine ſolche Mahliteuer ja doch nur eine von den Yor: 
men der Bejteuerung der Pflanzennahrung ift, während neben ibr 
noch andere ebenfo bedeutende bejteben. Wir begegnen daber bier 
zum erften male diefer Behandlungsweife, welche wir auf jedem fol: 
genden Punkte wiederfinden, in der man immer die Steuer an fid 
mit der Form der Beiteuerung verwechſelt. Den Zujammenbang der 
Steuer mit den Leitungen der Verwaltung baben wir nirgends 
erlannt, 


I. Die Beftenerung der Pflanzennahrung. Die Acciſe (Thor-), 
die Mahl: und die Klaſſenſteuer. 


Es darf uns daher nicht wundern, wenn gerade bei der 
Pflanzennahrung die Grundjäge über die Befteuerung weit aus: 
einandergehben. Zu den Gründen gegen dieſe Steuer an ſich 
ind dann diejenigen binzugetveten, welche dur die Natur der 
Beiteuerung hervorgerufen werden, indem die legtern durd die 
Erhebungsformen leicht mehr Unbequemlichkeiten und Koften er: 
zeugen, al3 der Ertrag mwerth ift. Dadurd haben fih nun drei 
Syſteme diefer Befteuerung berausgebildet. 

Das erſte iſt dasjenige, welches wir die indirecte Beſteuerung 
nennen würden. Sie beiteht in der Verbindung der Grundjteuer 
mit dem Einfuhrzolle auf Korn und Brot, ohne daß eine weitere 
Belteuerung plakgriffe. Dieſem Syfteme gehören England — 
auch nad Aufhebung der alten Kornzölle — und Franfreih an. 
In beiden Ländern ift die Pflanzennahrung fteuerfrei. 

Das zweite Syſtem ift die örtliche Beſteuerung der Pflan— 
zennahrung mit ihrer Erhebung an den Thpren der gejchlofjenen 
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Städte. Der Grund diefer Belteuerung, welche das Land jteuer: 
frei läßt, liegt darin, daß die phyſiſche Arbeit in den großen 
Städten einen höhern Lohn empfängt als auf dem fladhen Lande. 
Die Erhebungsform ift die Thorfteuer; der Thorjteuertarif ift das 
Syitem der Steuerobjecte, Einheiten und Füße; diejer Fuß muß 
jehr niedrig fein, und es ift falich, Kleine Differenzen zu beach— 
ten. Der Nachtheil dabei ift die Unmöglichkeit, die Bewohner 
„außer der Pinie’ zur Steuer heranzuziehen. Diejes Syitem kommt 
in Defterreich bei den „geichloffenen Städten‘ vor, 

Das dritte Spitem ift nun dasjenige, welches davon ausgeht, 
alle arbeitsfähigen Perjonen diefer Steuer zu unterziehen, und 
das daher, um diefen Zweck zu erreichen, zwei mejentlich ver: 
Ihiedene Belteuerungsfyfteme anwenden muß. Das erjte Syftem 
it die Verbindung der Belteuerung der Fabrikation, die aller: 
dings nur bei dem Brote ftattfinden kann, mit der Abjaßbefteue: 
rung, die wir zufammen die Mahlſteuer nennen. Die Schwie: 
rigfeit, dieje Beſteuerung auch auf dem flahen Lande für die 
Production des Mehles anzumenden, hat daneben das zweite Sy: 
tem der Klaſſenſteuer erzeugt, bei welcher das Steuerjubject, 
der arbeitsfähige Menih, an die Stelle des Objects tritt, die 
Einheit daher auch nicht mehr eine Maß: und Gemwichtseinheit der 
Nahrungsmittel, jondern eine Einfommeneinbeit, und der Steuer: 
fuß ein progrefjiver nad der Klaffe des Einkommens if. Auf 
diefe Weije bilden die Mahl: (und Schlacht-) Steuer und die 
Klajjeniteuer zufammen die Beiteuerung der Pflanzennahrung, 
wobei indeß der Widerfpruch entjteht, daß die theuern Pflanzen: 
nahrungen in den Städten, die der Mahlſteuer unterliegen, un: 
beftenert bleiben, während fie bei der Klaffenfteuer indirect ge: 
troffen werden. Daher hat nur die praktiſche Undurchführbarkeit 
der Klaffenbefteuerung diejelbe in den Städten mit beweglicher Be: 
völferung, anjtatt der durch die Steuercontrole läftigen und theuern 
Mahl: und Schladhtfteuer nicht einführen laſſen. 


Die Licenses in England umfaflen weder das Bäder: no das 
Sleifhergewerbe. In Frankreich ift allerdings das Oetroi durd) 
das Gejet 11 Frimaire an VIT fehr unbejtimmt gebalten; das Decret 
vom 17. Mai 1809 dagegen ftellt als Dbjecte des Octroi auf die 
fünf Klaſſen: boissons, comestibles, combustibles, fourrages, mat£e- 
riaux; allein ſelbſt die ſtrengſte Octroi (Paris) hat das Brot nicht 
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bineingenommen, obgleih das Geſetz vom 28. April 1816 dem 
Conseil municipal das Recht gab, bei ver Präfectur darauf anzu: 
tragen. Blod, „Oectroi“; Hod, „Finanzweſen Frankreichs“, 
S. 377. In Dejterreih haben die gefchlofjenen Städte das Korn, 
Mebl und Brot als Steuerobject aufgenonmen; vgl. Deſſary, „Ber: 
zehrungsſteuer“, ©. 218. Pal. auch Rau, $. 431. In Preußen 
Berfuh, urjprünglid die ganze Nahrungsfteuer durch die Mahlſteuer 
aufzubringen; die übeln Folgen und das daraus hervorgehende Mahl: 
fteuergejeg vom 30. Mai 1820, jowie die Einrihtung der Stlafjen: 
jteuer von demfelben Tage bei Hoffmann, „Steuern“, ©. 317 fg.; 
furze Angabe bei Rönne, „Staatsrecht der preußifhen Monardie”, 
8. 483 und 489 (er fieht nit den Zujammenhang). Literatur 
darüber, namentlih in den vieziger Jahren, ebenvafelbit. Val. aud 
Pfeiffer, „Steuereinnahmen“, II, 363. 


B. Sleischnahrung und Sileischfteuer. 
I. Die Steuer. 


Die thieriihe Nahrung ift theuerer, aber auch Fräftiger als 
die Pflanzennahrung. Ihre Berzehrung ſetzt daher einerjeits einen 
größern Neinertrag der Arbeit voraus, andererfeit3 erzeugt fie 
eine größere Arbeitskraft. Die Belteuerung des Arbeitsertrags 
durch die Befteuerung der thieriihen Nahrung ift daher nicht blos 
ebenſo nahe liegend, "jondern auch leichter durchzuführen und ver: 
ftändlicher als die der Pflanzennahrung. Man bat daher auch 
verjucht, eine Belteuerung derjelben jelbjt da durchzuführen, wo 
man die Befteuerung der Pflanzennahrung aufgegeben bat, auf 
dem flachen Lande, und es ift gewiß, daß die Einnahmen der 
Staaten diefer Steuer entweder gar nicht oder nur jehr ſchwer 
entbehren Fünnen. Sie verdient außerdem wegen der großen Be: 
deutung ihres Objects für das körperliche Wohlbefinden der Be: 
völferung bejondere Beachtung. 

In der That find die Gründe gegen die Fleifchbeftenerung 
jehr nahe liegend. Dennoch muß man fie aus denjelben Motiven 
beibehalten, aus denen man die Pflanzennahrung befteuert; unter 
allen Umſtänden aber ift fie da feftzuhalten, wo die leßtere gilt, 
da ihr Object entſchieden eine größere Steuerfraft hat. Nur muß 
allerdings, möge nun die Belteuerung eingerichtet fein wie 
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fie wolle, der Steuerfuß ſtets ein möglichft geringer fein, da ein 
hoher Steuerfuß zwar von dem Beſitzenden leicht ertragen wird, 
aber dem Nichtbefigenden das Fleiſch ebenso leicht als ein bloßes 
Genußmittel erjcheinen läßt, während es doch ein Nahrungsmittel 
fein jol. Natürlich aber ift es immer, daß, wenn man aud) das 
Fleiſch nicht beftenert, die Leitungen der Verwaltung für das 
Bolf entweder zum Theil aufhören, zum Theil aber ausichließ- 
lid vom Kapital getragen werden müffen. Jedenfalls iſt daher 
eine Beſteuerung des Fleiiches in den großen Städten am erjten 
motivirt, und die Fleilchiteuer hat daher auch vielfach den Cha— 
ralter einer Ortsfteuer. Es ift nicht wahrjcheinlih, daß bei der 
wachſenden Laſt der Verwaltung diefe Beſteuerung der befjern 
Arbeitskraft, für welche gerade in den Städten jo viel geichieht, 
ganz aufhören werde, da die erjtere gerade hier den Verdienſt 
der legtern am meilten durch ihre Verwendung mögli mad. 


Die Beurtheilung der Fleifchiteuer ward in einem großen Theile 
der Literatur mit derjenigen der Brotſteuer als „Verzehrungsſteuer“ 
zujammengemworfen, jo bei Lob, Malhus, Hod u. a. Rau, $. 432, 
hat fie zuerft beftimmt geſchieden, und Pfeiffer fih beftimmt gegen 
diefelbe erklärt, ohne Neues vorzubringen, II, 374. Aud bier 
wird fchließlih alles auf die Beiteuerung ankommen, die man durch 
aus von der Steuer trennen muß, da fie e8 ijt, welche die legtere 
in der Praris richtig oder unridhtig madıt. 


I. Die Beftenerung und ihr Syftem. 


Die Fleifchjteuer ift nun vermöge ihres. Objects viel allge: 
meiner al3 die Brotjteuer, und bier fann man daber auch ſchon 
von allgemeinen Principien für die Beftenerung jelbft reden, die 
allerdings je nach dem geltenden Syſteme wieder verfchiedene An— 
wendung finden. 

Zuerft ift hier das Dbject für den Unterfchied der Qualität 
empfänglich, theils durch die feinern Fleiſchſorten, theils durch 
die Aufnahme der thieriichen Producte, Butter, Mil, Käfe u. ſ. w. 
Ferner richtet ſich danach auch die Steuereinheit; diejelbe ift bei 
den Producten von Fleiſch und Vieh das landesübliche Gewicht 
und Maß; für das Fleiſch felbft dagegen eine zweifache, entweder 
die Stüdzahl oder das Gewicht. Die erjte, die vor dem Schlachten 
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geſchieht, erleichtert die Erhebung fehr; es ift wahr, daß dabei 
das größere Stüd eine geringere Steuer für jedes Pfund zahlt, 
allein diefer unbedeutende Unterfchied gleicht ſich wieder dadurch 
aus, dab infolge dejjen die Production des fetten Viehes eben 
durch die verhältnigmäßig geringere Steuer befördert wird, mas 
am meijten dazu beiträgt, die Fleiſchnahrung allgemein zu machen. 
Die Eintheilung der Stüde nad dem Gewicht in Klaſſen iſt durch— 
aus geeignet, diefe Wirkung noch zu erhöhen. Es jcheint daher 
richtiger, die abjolute Genauigkeit der Gemwichtsverzollung der 
Stüdzahlverzollung und ihren Bortheilen zu opfern. 

Der Steuerfuß wird bejtimmt nad der Steuereinheit; für 
jeine Höhe gelten die ſchon ausgeſprochenen Grundjäge Der 
Steuerfuß bei der Stüdzahl muß im Berhältniß zum Steuerfuße 
nah dem Gewicht auf diejenigen Theile des Thieres Rüdjicht 
nehmen, welche nicht zur Verzehrung taugen. 

Die Durchführung der Fleiichiteuer hat nun große Unzuträg: 
lichkeiten, abgejehen von den Gründen gegen die Steuer an id. 
Wir unterfcheiden bier drei Syiteme. 

Das erjte beſchränkt fih auf die Ortsſteuer oder Acciſe in 
den größern Städten. E3 bat den Vorzug leichter Erhebung, 
namentlih wo Schlachthäufer find, ferner den einer Unterjcheidung 
im Steuerfuß nad der Qualität des Fleifches; endlich den der 
Beftenerung der Fleifchproducte beim Eingange in die Stadt. 
Aber es leidet ernftlich daran, daß es das ganze flache Land fteuer: 
frei läßt, ohne daß irgendein triftiger Grund für das leptere 
vorhanden wäre. Dies ilt das franzöfiiche Syſtem. 

Das zweite Syſtem ift dasjenige, welches mit diefer Thor: 
ftener die Beftenerung des Fleifches auf dem Lande verbindet. 
Soll die legtere einen Erfolg haben, jo muß fie möglidt einfach 
jein und die Ungehung durch einen möglichjt niedrigen Steuerfuß 
hindern. Der ſicherſte Weg dafür ift eine Abfindung der Flei— 
ſchergewerbe und eine Beichränfung auf die großen Haustbiere, 
wobei allerdings die Gründe der Zweckmäßigkeit an die Stelle 
de3 ftrengen Princips treten müffen. Dies ift das öfterreichiiche 
Syſtem. 

Das dritte, preußiſche, Syſtem iſt daneben entſchieden das 
zweckmäßigſte. Es iſt eine Productionsbeſteuerung des Fleiſcher— 
gewerbes als Schlachtſteuer nebſt der Klaſſenſteuer auf dem flachen 
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Lande, die mit der Brotjteuer zugleich die Fleifchiteuer enthält. 
Nur ift die Erhebung nad) dem Stüd falſch; fie jollte eine Ab- 
findung vermöge einer Repartitionsjteuer fein und dafür ein mög— 
lichjt niedriger Fuß gejegt werden. Daß dabei die feinern Fleiſch— 
jorten jelbft bei einer Bejtenerung bei den Wildhändlern u. j. w. der 
Steuer zum Theil entgehen, erjcheint als ein leicht erträglicher 
Uebelſtand. 





England hat auch keine Beſteuerung des Fleiſches. Frankreichs 
Fleiſchſteuer erſcheint nur in den Octrois der Städte, natürlich je 
nah der Größe der Städte mit verfhiedenem Umfang und verjchie: 
denem Gteuerfuß. Die Fleifhbefteuerung Oeſterreichs ift eigentlich 
nur die Organifirung der alten grundherrlichen Ortsjteuer dur das 
Verzebrungsfteuerpatent von 1829. Val. Deflary, „Berzebrungsiteuer”, 
1. HSptit., p. I, u. a. m. O. Man bat die Uebelftände der Fleisch: 
jteuer in Defterreih namentlih dur das Syſtem der Abfindung 
weſentlich gemilvert, die man nicht blos zuläßt, fondern fogar indi- 
rect befördert. Vor Ausgang jedes Verwaltungsjahres nämlih muß 
eine Erklärung von den Gewerbtreibenden (Fleiſchern u. j. mw.) ab: 
gegeben werden, ob fie fih abfinden wollen oder nidt. Das wei: 
tere Verfahren dabei, was aber auch für die Getränfe gilt, ſ. bei 
Defiary, $. 44 fg. Princip iſt, daß ſolche Abfindungen nur gejtattet 
werden, wenn jämmtliche Verkäufer fich einverjtehen; alsdann tritt 
eine Solidarbaft ein, die bejondere Rechte und Pflichten erzeugt 
($. 54 fg.). Auch die Verpachtung iſt augelafjen, wird aber nicht 
viel benußt, ebendaſelbſt (F. 70 fg.). Vgl. Rau, $. 432; Maldus, 
$. 67. Preußens Fleiſchbeſteuerung als Schlachtſteuer eingeführt 
durh Gefe vom 30. Mai 1820; ebenfo ihr Gorollar, die Klaſſen— 
jteuer, welche neben der Brotjteuer befanntlih auch die Fleifchiteuer 
entbält. Vgl. vorige Note und Rau, $. 342. 


C. Mineralische Hahrung; Salzfteuer. 
I. Die Salzjtener au ſich. 


Das Salz ift ein Gegenſtand des allgemeinen Berbrauds 
und fteht als Nahrungsmittel in der erften Reihe. Es bat daher 
die gleiche Steuerquelle mit der Pflanzennahrung; aber ebendes: 
balb hat das Salz an und für fih nur eine geringe Steuerkraft, 
die dadurch nurnoch geringer wird, daß der Verbrauch des Salzes 
ungefähr gleich groß bei arbeitsfähigen und nicht arbeitsfähigen 
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Perfonen ift, jodaß der Arbeitsertrag der erjtern die Verbrauchs: 
fteuer der legtern mitträgt. Da nun aber das Salz ein durchaus 
allgemeines Bedürfniß, feine Gewinnung aber eine locale und 
dadurch leicht zu überwachende ilt, jo bat daffelbe von jeher einen 
höchſt paſſenden Gegenitand der Beltenerung dargeboten und das 
Salz hat dur das abjolute Bedürfnig nah ihm die Fähigkeit 
gewonnen, einen Steuerbetrag aufzubringen, der in einigen Län: 
dern der höchſte unter allen war und den man bei der Unbekannt: 
ihaft mit dem Wejen der Steuer für Steuerfraft anſah, während 
er nur ein Nothpreis war; und dadurch ijt die Salziteuer faft jo 
alt als die Geſchichte aller ſyſtematiſchen Beſteuerung des Ver— 
brauchs überhaupt. Da endlid der Verbrauch an Salz für jedes 
Individuum ohne Rüdjiht auf die Größe feiner Einnahme fait 
gleich ift, fo ift die Salzfteuer von jeher als eine auf die per- 
ſönliche Arbeit und ihren Ertrag gelegte Steuer erſchienen; denn 
auch die rein perjönliche Arbeit ift der Regel nah für alle we: 
jentlih gleih. Die Salzjteuer hat daher unter den Verbrauchs: 
jteuern von jeher eine jehr wichtige Stellung eingenommen, die 
um fo bedeutjamer ift, als fie zum Theil eng mit der Entwide- 
lung des organijchen Finanzweiens unferer Zeit zufammenhängt. 

In der zweiten großen Epoche de3 germanijch -europäifchen 
Finanzweſens nämlich, der ftändiichen Epode, war zwar das Ka— 
pital für die Staatsgewalt befteuert; der Arbeitserwerb der kapi— 
tallofen Klafje, deren größter Theil grundhörig war, unterlag 
dagegen ebenjo wenig einer Bejteuerung als der der Beſitzenden. 
Eine Berzehrungs: oder Berbraudsiteuer einzuführen, geftatteten 
die ftaatlihen VBorredhte der Grundherren nidt. Um die Beſteue— 
rung der Arbeit durch die Belteuerung des Verbrauchs möglich 
zu maden, mußte das Königthbum daher dieje Beſteuerung, die 
es auf fein Recht bafiren fonnte, an einen Gegenjtand Enüpfen, 
von deſſen Verkaufspreije es indirect eine Steuer einbob. Diefer 
Gegenftand war das Salz. Das Salz trat urjprünglich. als Berg: 
werfsproduct auf. Der Staat erklärte fih für den Eigenthümer 
der Bergwerke, und der Bergwerksbetrieb ward als Regal unter 
den Staat geftellt. Damit gewann der Staat als Eigenthümer 
des Products deffelben das Recht, dieſes Product zu einem Mo: 
nopolpreife zu verkaufen, der neben den Gejtehungsfoften einen 
Betrag enthielt, welcher der Form nah ein Monopolgewinn, dem 

Stein, Finanzwiffenichaft. 34 
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Inhalte nad) aber eine Steuer auf den Gejammtverbraud des 
Landes an Salz war. So entitand die Salziteuer in den Län- 
dern, in. denen das Salz durch den Bergbau gewonnen wird. 
ALS fie vorhanden war, dehnte das Zuſammenwirken der Natur 
der Sache und des Beltrebens, ein allgemeines Syſtem der Ber: 
brauchsitener einzuführen, diejes Princip der Negalität des Salz: 
bergbaus auf die Salzgewinnung überhaupt aus, und das Koch— 
jalz; ward ein ganz allgemeines Regal, um e3 vermöge der Rega- 
lität befteuern zu fönnen. Freilih waren Form und Maß diejer 
auf der Regalität beruhenden Salziteuer ſehr verſchieden nad) 
Zeiten und Ländern; die Leichtigkeit, das Einkommen der Staats— 
gewalt durch fie zu erhöhen, verleitete zwar theils zu unzweck— 
mäßigen, theils zu gemwaltthätigen Maßregeln; aber die Salziteuer 
blieb im großen und ganzen die Hauptforın der allgemeinen und 
ftaatlihen Beſteuerung des Verbrauchs und in ihm der phyſiſchen 
Arbeit und ihres Eitrags. 

Die neuere Geſtaltung des öffentlihen Rechts ift nun in einer 
zwar indirecten, aber dennoch leicht verftändlichen Weiſe für die 
Salziteuer entjcheidend geworden. 

Die Höhe der frühern Salziteuer beruhte nämlich, wie gejagt, 
darauf, daß fie faſt die einzige ftaatlihe Verbrauchsſteuer war. 
Als nun das grundberrlibe VBerbraudhsfteuerrecht mit dem An: 
fange diejes Jahrhunderts aufhörte und ein jtaatliches Verbrauchs— 
ſteuerſyſtem an die Stelle dejjelben trat, Fonnte die Verbrauch: 
jteuer auf Salz einerjeit3 des Vorwandes entbehren, als ob jie 
ihre Berechtigung in der angeblichen Regalität des Salzes juche, 
andererjeits fonnte fie jetzt vollkommen rationell in PBrincip und 
Durchführung eingerichtet werden. Und damit nun entitand Die 
Frage nad) der ftaatswirtbichaftlichen und andererjeits finanziellen 
Berehtigung der Steuer auf das Salz, die noch gegenwärtig 
nicht ganz entjchieden ift. Allerdings hat nun bei dem fteigenden 
Bedürfniß der Finanzen der hohe Ertrag der Salziteuer mannid: 
fach das klare Urtbeil verwirrt; allein im großen und ganzen läßt 
jich nicht leugnen, daß die Salziteuer in ihrer gegenwärtigen Höhe 
von der Wiſſenſchaft entichieden verurtbeilt wird und daß es ſich 
im Grunde nur noch darum handelt, jie durch eine andere Steuer zu 
erjegen, da jene anertanntermaßen gerade im umgelehrten Verhält— 
niß zur Erwerbsfäbigfeit der Arbeitskraft fteht, welche jie ernährt 
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— je unproductiver und rober die legtere ift, je höher ift die 
Salziteuer und umgekehrt. Dazu kommt, daß die Salzfteuer auf 
das zur landwirtbichaftlihen und gewerblihen Production ver: 
wendete Salz im directen, unlösbaren Widerſpruche fteht mit 
der völligen Steuerfreiheit anderer Productiongftoffe, wie Baum- 
wolle, Seide, Wolle u. ſ. w., und daß die Erhebungstoften der 
Salzjteuer immer jehr bedeutend find. Natürlich vermindern ſich 
dieje Uebelftände, wenn der Salziteuerfuß ſich verändert, aber 
verſchwinden können fie nicht. Die Salzfteuer ift daher derjenige 
Theil der indirecten Steuer, der durch das Zuſammenwirken aller 
diefer Momente für und wider die mechielvolljte Geſchichte von 
allen gehabt hat und der auch in diefem Augenblide noch unter 
direct entgegenftehenden Principien ftehbt, von der völligen 
Steuerfreiheit des Salzes bis zur höchſten Monopolsbeftenerung; 
allerdings aber mit entjchiedener Tendenz, die erftere berzuftellen. 

Daraus nun ergibt ſich die weitere Frage, ob, wenn man 
unzmeifelhaft die hohe Steuer auf Salz verurtheilen muß, jede 
Steuer auf Salz wegfallen fol. Wir fünnen das leßtere. ebenjo 
wenig billigen, als aus den angeführten Gründen das gänzliche 
Wegfallen der Brot: und Fleiſchſteuer. Aber wir find zu der 
Meberzeugung gelangt, daß die einzige rationelle Form der Salz: 
ftener unter völliger Freiheit der Salzproduction die Erhöhung 
oder Einführung der Klajjenfteuer ift, die bei den gejchlojjenen 
Städten dur die Thorfteuer erjeßt werden muß. Dabei ijt 
aber feitzuhalten, daß der bisherige hohe Steuerfuß für Salz ein 
abjolut faljcher ift, und daß der KHlafjenjteuerfuß für das Salz 
nur ein ſehr niederer fein darf, mie für jedes cigentliche Nah— 
rungsmittel. 

Bei diefem tiefen Widerfpruche der Anjchauungen wird nun 
eine nicht geringere Berjchiedenheit in der politiven Gejeßgebung 
nit wunder nehmen. 


Der Grund, weshalb gerade die Salzfteuer troß ihrer geradezu 
unvernünftigen Höhe doch verhältnigmäßig wenig Gegenftand der 
Discuffion gewefen ift, beruht einerſeits auf der großen Wichtigkeit 
diefer Steuer für die Finanzen, andererfeit® auf dem Gedanken, daß 
fie eigentlih gar feine Steuer, jondern ein „Regal“ fei. Hat doch 
Rau fie geradezu als Regal behandelt, IT, $. 189. Selbſt Log, 
„Staatswirthſchaft“, III, 364, wagt fie nit recht anzugreifen, 
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Malchus ift, „Finanzwiſſenſchaft“, VI,S. 69, fogar für dad Monopol. 
Unfere erjte Auflage bat gleichfalls fehr mit Unrecht dieſen Stand: 
punft vertbeidigt. Dagegen bat Pfeiffer, „Steueinnahme‘, IL, 381 fg., 
die Salziteuer gänzlich verworfen, was aud nicht rihtig ift, wäh— 
rend andere, wie Umpfenbab und Hod, gar nichts zu jagen wiſſen. 


II. Die Beftenerungsarten des Salzes. 


Die Belteuerungsarten des Salzes werden nun vor allen 
Dingen beherrſcht von dem allgemeinen Princip, von welchem die 
Salziteuer ausgeht. Man kann nun in diejer Beziehung drei 
Principien aufftelen, und dem entjprehend gibt es auch drei 
Grundformen für die Salziteuer. Die erfte betrachtet das Salz 
nur als ein an und für fi nothwendiges Element der Verzeh— 
rung einerjeitS und der Induſtrie andererjeits, das eben deshalb 
auch gar feine jelbjtändige Steuerfraft bejigt und mithin nur in 
den übrigen Steuern bejteuert werden muß. Dieje Auffafjung 
ihließt daher die Salzbefteuerung überhaupt aus. Die zweite 
gebt davon aus, daß das Ealz ein Artikel der Verzehrung ſei 
und daher einer VBerzehrungsiteuer nad Analogie der übrigen 
Gegenftände unterworfen werden müſſe; fie enthält daber ein 
eigenthümliches Syſtem der Salziteuer. Die dritte endlich legt 
den Begriff des Negals zu Grunde, läßt damit auch die Grund: 
läge der Beſteuerung in den Hintergrund treten und belegt das 
Salz, ftatt mit einer Steuer, mit einer Abgabe, welche conjequent 
durh ein Monopol erhoben wird. Der erfte diefer Standpunkte 
gebört England, der zweite Franfreih und jetzt auch Preußen, 
der dritte Dejterreih und Preußen bis auf die neuejte Zeit. Eben 
dadurch erklärt fich auch der hohe Steuerfuß, der auf das Sul; 
bisher gelegt worden ift, und deſſen Befeitigung ebenfo ſehr von 
der Theorie wie von der Praris gefordert wird. 


A. Steuerfreiheit des Salzes. England. 


England ijt erſt nach langen Kämpfen dahin gelangt, die Ab: 
gabe vom Salz, die jeit der Mitte des 17. Jahrhunderts einge: 
führt war, aufzuheben. Dieſe Steuer, anfangs unbedeutend, bitte 
jich im Anfange diefes Jahrhunderts bis auf den dreißigfadyen 
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Betrag des Salzwerthes gehoben. Die Herabjegung beginnt feit 
1822; als ſich infolge defjen namentlich tie Heringsfifcherei ver: 
doppelte und das Salz zu einem faft jährlich an Bedeutung wach— 
jenden Factor auch der Leinen und Baummollenindujtrie wurde, 
griff das bejjere Verftändnig dur und im Jahre 1825 wurde 
jede Abgabe auf Salz aufgehoben, freilih nicht im Namen ver 
Conjumtion, jondern im Namen der induftriellen Production. Es 
ift von da an Sache der Einfommenfteuer geweſen, diefen Steuer: 
betrag wieder einzubringen. 


B. Salzconfumtiongjteuer. Frankreich. 


Die Salzbefteuerung Frankreichs war bis zur Revolution ganz 
auf das Princip der Negalität gebaut, und die Salzfteuer (ga- 
belle du sel) bildete eine der furchtbariten Laſten für die Bevöl- 
ferung. Daber ſchon im Jahre 1789 ein heftiger Angriff auf 
dieſe Steuer; diejelbe ward durd eine Neihe von Decreten fuc: 
cejlive ganz befeitigt und das Salz war bis zum Jahre 1806 ganz 
jteuerfrei. Dann aber führte Napoleon I. durch Gele vom 
26. April 1806 die Beſteuerung des Salzes wieder ein und zwar 
weſentlich auf der Grundlage, die noch jest gilt, als Productions: 
bejteuerung. Die Production des Salzes wird ſowol bei Seefalz 
als bei Bergialz unter Genehmigung ganz der Induſtrie über: 
laffen, jedoch wird diejelbe zum Zmwede der Bejteuerung auf das 
itrengite überwacht. Jede Fabrik wird mit einer Mauer unge: 
ben, die Quantität gehörig notirt und bei dem Ausgange des 
Salzes in den Verkehr mit der Steuer belajtet, die übrigens nicht 
ſehr hoch ift (vor 1848 30 €. per Kilogramm, ſeit Gejeß vom 
28. Dec. 1848 10 E.). Dabei wurde das Salz für Filcherei ganz 
freigegeben, das Salz für Jnduftrie und Landwirtbichaft geringer 
befteuert und jeit dem 19. März 1852 ein Droit proportionnel 
für das Salz zur Sodaerzeugung beftimmt. Troßdem ift die Be: 
fteuerung durch die Ueberwachung noch jehr läftig und Eoftipielig 
für die Finanzen, und nichts wäre leichter, als fie durch eine Er: 
höhung der Contribution personnelle zu erjegen. Natürlich ſteht 
diefer Steuer ein Zoll auf das eingeführte Salz zur Seite, der 
einen mehr als doppelten Steuerfuß enthält (25 €. per Kilo: 
gramm) und dadurd eine jehr ungleihmäßige Beiteuerung erzeugt. 
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C. Das Salzmonopol. Deutſchland. 


Die deutſchen Staaten haben fih nun nur zum Theil von 
dem Standpunkte des Regal des Salzes losmahen können und 
daher noch immer die Befteuerung deijelben als Monopol viel: 
fach beibehalten, jo ſchädlich daffelbe auch wirkt und fo tief auch 
fein Widerfpruch mit der Natur der Sade ift. Erſt in der neue- 
ften Zeit hat das Auftreten der großen Induſtrie diejen Stand» 
punkt wenigftens in Preußen überwunden und die Productions: 
jteuer an die Stelle des Monopol3 und feiner Belteuerung ein: 
treten laſſen, während Defterreih no immer am Monopol feit: 
hält. Wir glauben daher die Grundfäge des Monopols bier cha: 
rakteriſiren zu jollen. 

Die Belteuerung des Salzverbrauhs durch das Finanzmo: 
nopol des Salzverfaufs geſchieht nun, indem der Staat fi aus: 
ichließlih das Recht vorbehält, das Salz zu verkaufen. Das 
Steuerobject ift dann die Gemwichtseinheit des Salzes; der Steuer: 
fuß ift derjenige Betrag des Verlaufspreijes jeder Gewichteinheit, 
der die Geftehungskoften vefjelben und den regelmäßigen Unter: 
nehmungsgemwinn übertrifft; die Steuererhebung gejchieht einfach 
durch die Zahlung des Verlaufspreijes, der den Steuerbetrag jedes 
verkauften Quantums mit enthält. Die ganze Beſteuerung iſt 
daher die einfachite Form, in der überhaupt eine Steuer erhoben 
werden fann. 

Indeſſen bat diejelbe dennoch gewiſſe Vorausfegungen und 
gewiſſe Modalitäten der Ausführung, die eine bejondere Hervor: 
bebung fordern. 

Die erite und unbedingte Borausfegung liegt Schon im Weſen 
bes Monopol3: Verbot des Verkaufs durch jeden andern als die 
Monopolverwaltung, und zwar jelbjt für das unverfteuerte Ya: 
brifationsjalz. 

Die zweite Vorausfegung ilt das Verbot der Fabrikation 
des Salzes durch Privatinduftrie Dies ift jedoh nur da abſo— 
ut, wo der Staat genügendes Salz für den Bedarf zu gewinnen 
im Stande ift, ohne den Geftehungspreis defjelben zu hoch zu 
fteigern. Wo dies nicht der Fall ift, iſt fein Grund, die Privat: 
production zu verbieten, nur muß fie ihr Product dem Staate 
als alleinigem Käufer gegen angemefjene Preife übergeben. Wo 
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der Staat dagegen dem Bedarfe vollfommen und zu genügenden 
Preifen entſpricht, ijt Fein Grund vorhanden, durd Zulafjung 
einzelner, jedenfalls höchft unbedeutender Unternehmungen das 
ganze Syſtem der Befteuerung zu ftören. 

Die dritte Borausjegung ift das abjolute Verbot der Privat: 
einfubr fremden Salzes, das feiner weitern Erklärung bedarf. 

Die vierte Vorausjegung ift die regelmäßige Berforgung der 
ganzen Bevölkerung mit Salz, die durch eine ſyſtematiſche Ber: 
waltung jehr leicht ift. 

Die fünfte Vorausfegung endlich ift die Befreiung des der 
Induſtrie und nicht dem perfönlichen Verbrauche dienenden Salzes 
von jeder Berbrauchsiteuer durch Verkauf zu den Geftehungskoften, 
die der Staat hat, inclufive feines regelmäßigen Gewinns und 
der Bergbauiteuer. 

Die Ausführung der Befteuerung durch das Monopol ift ein- 
fach. Es gibt dabei nur zwei Spiteme, und die Entjcheidung ift 
nicht ſchwer. 

Entweder kann der Staat nämlich den Einzelverkauf felbft 
übernehmen, was aber nicht wohl thunlich ijt, da die Quantitäten 
des Einzelverbrauhs zu unbedeutend find, um an den meiften 
Dertlichkeiten ein eigenes Gejchäft darauf zu gründen. 

Dder er verkauft im großen und überläßt es dem Großhan: 
del, den Bertrieb im einzelnen zu bejorgen. Er hat dabei den 
Bortheil, eine große Berrehnung zu eriparen, und indem er den 
Verkauf im großen der Concurrenz freigibt, fichert er dem Bu: 
blifum die Folgen der legtern, den möglichſt billigen Preis inner: 
halb des Betrags, den die Steuer ausmacht. Nur muß er da— 
bei zwei durchgreifende Maßregeln feithalten: erjtend den Käu— 
fern die Pflicht zur regelmäßigen Verſorgung der Bevölkerung 
auferlegen; zweitens einen höchſten Preis für den Einzelverkauf 
vorschreiben, damit das Monopol von dem Großhandel nicht aus: 
gebeutet werde. 

Dabei ift e8 dann gleichgültig, ob das Salz vom Staate 
jelbft produeirt oder von ihm importirt ift. 

Der einzig haltbare Grund für das Monopol wäre nun aller: 
dings der, daß der Staat da, wo nur wenig Sal; ift, dafjelbe 
producirt, um die Ausbeutung des Conſumenten damit zu ver: 
hindern. Allein offenbar Fonnte dag nur gelten, wo der Ber: 
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kehr durch Concurrenz diefe Ausbeutung nicht ſchon ſelbſt hinrei— 
hend befeitigt. Uebrigens war diefe Fürjorge nie der Standpunkt 
der Monopole. Es ijt außerdem fein Zweifel, daß der Staat 
auch bier theuerer producirt al3 der Private, und daß daher aud) 
von dieſem Standpunkte aus das Monopol verwerfli ift. Wir 
jeben daher in der That das Monopol nur vom Gefichtöpunfte 
der Steuer feftgehalten und bier muß man jagen, daß allerdings 
ein hoher Steuerfuß nur durch das Monopol durdführbar, aber 
an und für fich verderblid ift, während ein niederer des Mono: 
pols durchaus nicht bedarf und die Fabrikationsfteuer den Uebel: 
ftand bat, daß die in ihr gegebene gleiche Steuer für alle zu 
einer ungleichen Befteuerung wird. Das Einfachfte ift daher die 
Aufbringung der Summe dur die Klaffenfteuer in Verbindung 
mit der Thorfteuer, wo diejelbe ausführbar ift. 


Ueber Englands frühere Salzaccife vgl. Vode, „Britiſche 
„Steuern“ 385 fg. Die franzöfifhe Salziteuer (Gabelle du sel), 
früber vie Taille du Roi genannt, ward mit folder Strenge bewadt, 
daß jährlih gegen 300 Perfonen zu den Galeren wegen Uebertre: 
tung des Monopol3 verdammt wurden und 17— 1800 Sträflinge 
bejtändig vorhanden waren; bei God, „Finanzwiſſenſchaft Frank— 
reichs“, ©. 328 fg. — Das Salzmonopol in Dejterreib: Zoll: und 
Monopolordnung vom 11. Juli 1835. Genaue Darftellung bei 
Konopafet und Mor, „Finanzgefepkunde”, II, 325 fg. Bis 1829 
batte fih der Staat neben dem Großhandel aud ven Kleinbanvel 
vorbehalten; dann wurde der Handel freigegeben und der Staat be, 
bielt fih nur die eigene Production vor; nur Ausnahme beim Meer: 
ſalze. Beſteuerung aljo durd Beftimmung des Berkaufspreifes an 
den Großhandel. Die Koften betragen ca. ein Fünftel der Steuer. 
Herabjegung des Salzpreifes für chemiſch-techniſche Zwede 1 Fl. 20 Ar. 
für Sudjalz, 25 Kr. für Steinfalj, 32 Kr. für Seeſalz (Verord— 
nung vom 15. Juni 1851) und Ermäßigung bei landwirtbichaft: 
lihen Zwecken. Ueber den frühbern Ertrag vgl. Springer, „Sta: 
tiſtil“, und Tengoborjli, „Finanzen Oeſterreichs“ (Wien 1845), 
©. 215 fg. 

Preußens frühere Salzmonopol: theild mit eigener Production, 
theild3 mit Anlauf fremden Salzes. Der Verdienſt beim Verkauf oder 
die Steuereinnahme ift zwiſchen 60 — 70 Proc. der Roheinnahme. Für 
chemiſche und technische Zivede ermäßigt (Gabinetöordre vom 21. Juni 
1838). In den Grenzgebieten, wo der Schmuggelbandel zu befürchten 
it, galt die Salzconfcription oder der Salzzwang. Nab Hofmann, 
„Steuern‘, ©. 246 fg. betrug der Verkaufspreis, alfo das Salzbevürf: 
niß, das Dreihundertfache der Broductionskoften! Desfeld, S. 122. Das 
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Hauptgefeg vom 17. Yan. 1820, Princip: gleihe Salzpreife im 
ganzen Lande. Vgl. über die neuen Ergebnifje Franz, „Preußiſcher 
Staat“, ©. 138 und 597. Befonders Rönne, „Staatöreht der 
preußijben Monarchie“, II, 486. — Ueber einzelne andere deutjche 
Staaten Rau, I, 180 fg. 


D. Die Besteuerung der Getränke. 


I. Die Getränkeftener im allgemeinen und die Elemente ihrer 
Geſchichte. 


Die Getränke — geiſtige — können nicht als abſolute Nah: 
rungsmittel gelten. Sie ernähren, aber ſie verbinden mit der 
Ernährung einen Genuß, und in dem letztern beſteht vorwiegend 
ihre Function im wirthſchaftlichen Unterhalt. Sie ſetzen daher 
nicht blos einen Ertrag der Arbeit voraus, in welchem der Rein— 
ertrag ſchwer oder gar nicht ſelbſtändig nachgewieſen werden kann, 
ſondern ſie bedingen einen Ueberſchuß über den Bedarf der eigent— 
lichen Nahrungsmittel, und ebendadurch erſcheint ihre Beſteue— 
rung als die nächſtliegende Form der Beſteuerung des Reinertrags 
aus der perſönlichen Arbeit. 

Sie ſind daher auch faſt allenthalben das hiſtoriſch erſte Ob— 
ject der Verbrauchsſteuern geweſen, und es iſt nicht ohne Intereſſe, 
zu ſehen, wie ſich bier allmählich das Princip, nicht das Kapital, 
fondern eben die Arbeit in ihrem. Verbrauche zu bejteuern, ent: 
widelt bat. . 

Man muß, wenn man dieje Steuer im ganzen auffaßt, zwei 
große Epochen derjelben unterjcheiden, die in jeder Beziehung 
verjchiedene Grundlagen und Syfteme haben. 

Die erfte Epoche nennen wir die der örtlichen Befteuerung 
der Getränke Sie ilt von großem biftorifchen Intereſſe, meil 
fie mit dem Entjtehen der Selbjtändigfeit der Städte und ihrem 
Hinaustreten aus der Orundberrlichkeit beginnt. Wie die Städte 
fich gegen das flache Land abjchließen, belegen fie namentlih und 
zuerft den vom Lande eingeführten Wein neben dem Fleiſch mit 
einer Thorfteuer, die nun ihre Haupteinnahme bildet. Dieſem 
Beilpiele ahmen denn die Grundherren nah und beginnen nun 
innerhalb ihrer Grundherrichaften gleichfalls den Wein, dann 
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auch den Branntwein und das Bier mit Abgaben zu belegen, 
die theils als Productiong:, theils als Abjapfteuer erjcheinen. 
Alle diefe Steuern find daher urjprünglich örtliche, und Begriff 
und Necht der Regalität haben nie auf fie angewendet werden 
fünnen. Ale Staaten Europas — mit Ausnahme Englands, das 
feine Grundberrlichkeit kannte — bededen ſich daher zulegt mit 
ebenso viel kleinen Steuerkreifen für Getränfe (und Fleiſch) als 
es jelbjtändige Grundberrlichkeiten gibt; Ddiefe Steuer gebt die 
neuentjtebende Regierung noh gar nichts an; in Deutjchland 
bat fie je nach dem Orte oft jehr verichiedene Namen, in Frank: 
reich umfaßt man jie mit der gemeinfamen Bezeichnung der „Taille, 
weldhe dem Grundherrn gehört, gegenüber der „Aide“, welche 
dem Könige zufällt; die Objecte find dabei verjchmolzen, ebenjo 
die Steuereinheit und der Steuerfuß; das Uebeljte aber ift, daß 
die Verwendung diejer Steuer ganz dem Grundherrn zufteht, und 
daß fie troß ihrer höchſt drückenden Höhe von gar feinem allge: 
meinen Geſetze geregelt und von feiner Behörde controlirt wird. 
Es ift die rohe, grundberrliche Epoche der Getränfefteuer. 

Sp wie nun mit dem 19. Jahrhundert die Verfaſſungen das 
gleihe Recht aller Einzelnen vertreten, erjcheint auch zum Theil 
die feudale Verwaltung in unlösbaren Widerjpruch mit den 
neuen Principien. Einerſeits joll jegt jeder Einzelne nur noch 
auf Grundlage eines Gejeges Steuern zahlen; andererjeits er: 
ſcheint die Steuerfreiheit, welche natürlid der Grundherr gegen: 
über feinen Hinterfaffen genießt, im Widerſpruch zum Princip 
der allgemeinen jtaatsbürgerligen Gleichheit. Die vollftändigfte 
Umgeftaltung dieſer Steuer ift daher eine unabweisbare Forde: 
rung der neuen Zeit, und damit beginnt die zweite Epoche der 
Getränfefteuer. 

Diefe nun beruht, bei großer Verjchiedenheit in allen einzel: 
nen Punkten der Befteuerung, zulekt doch auf denjelben Grund: 
lägen in allen Ländern Europas, und leidet allentbalben an den: 
jelben Mängeln, die wieder gemeinjchaftlid aus der hiſtoriſchen 
Gejtalt der Steuer jelbjt hervorgehen. Die Getränfefteuer wird 
allenthalben als die Hauptform der Verzehrungsiteuer angejeben, 
und man hält au der traditionellen Vorjtellung feit, daß fie die 
Aufgabe hat, den mwejentlichften Theil an tem indirecten Steuer: 
ertrage zu leijten. Daraus entjteht die gleihmäßig in allen 
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Staaten vorberrichende Tendenz, den Steuerfuß jo hoch als 
möglich zu fegen; zugleich aber erkennt man deutlich) den Ge- 
danken, durch die Steuer jelbft dem Einzelnen eine Prämie auf 
feine Mäpßigfeit zu gewähren. Daraus geht das Syſtem der 
Steuer auf die Getränke hervor. Dafjelbe hat für alle Arten 
drei Grundformen, die alle drei gleichzeitig angewendet werden 
und dadurd den Steuerbetrag per Einheit zu einem jehr hoben 
machen. Dieje Grundformen jind die Productiond: oder Fabri- 
fationsfteuer, die Abſatzſteuer, mit der die Thorſteuer verbunden 
ift, und der Zoll. Nun aber ſind die drei Getränke, um welche 
e3 ſich handelt, jo verjchiedener Natur, daß Feine diefer Steuern 
für alle ganz gleiche Formen und ganz gleichen Steuerfuß haben 
fann. Bielmehr empfängt jedes derjelben feine eigene Beſteue— 
rung, und danach muß jich die Darftellung richten. 


Es ift wol nur aus der angeführten hiſtoriſchen Entwidelung 
der Getränfefteuern zu erklären, daß fie fajt gar fein Gegenjtand einer 
jpeciellen Beurtheilung in der Finanzwiſſenſchaft geworben find, ob: 
gleih fie den Kern der ganzen BVerzehrungsfteuer bilden. Das Ge: 
wöhnliche ijt, daß man fie ganz mit der indirecten Steuer zufammen: 
wirft und mit einem und demjelben Urtheile alle zugleih umfaßt, 
jo verfehrt die au ift. Vol. Jakob $. 1120—35; Malchus, II, 
$. 68; Hod, „Abgaben und Schulden”, S. 176—179, jelbjt Rau, II, 
$. 433. Nur Lotz hat den Gegenjtand etwas eingehender behan: 
delt, „Staatswirtbichaft”, III, ©. 366. Pfeiffer hat mit Impfen: 
bach gemein, daß beide zwar über die einzelnen Getränfejteuern reden, 
aber nicht über das Gemeinjame in denfelben. Die einzelnen Steuern 
find dagegen genauer dargeftellt (f. unten). Sogar Hoffmann bat in 
jeiner „Lehre von den Steuern”, ©. 261 fa. fih auf feine allge: 
meine Beurtbeilung vderjelben eingelafien. Man hat fie einfah als 
Ihatfahe angenommen und als Thatjahe beurtbeilt. Die Folge iſt 
der faft gänzlihe Mangel an wiflenihaftliher Behandlung in ver 
Finanzwiſſenſchaft und an Einheit in Steuerfuß und Steuerumlegung 
in der Praris. Hier ift unferer Ueberzeugung nad nod eine große 
Aufgabe zu löſen. Ihre Vorausjegung aber ift nun eine noch gänz— 
lih fehlende Zufammenftellung ver pojitiven Bejteuerung aller ein: 
zelnen Getränfjteuern, namentlih in dem für die pofitive Steuer: 
gejeggebung überhaupt unbetannteften Lande, unjerm Deutſchland 
mit all feinen Lehrern der Finanzwiſſenſchaft. 
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II. Weinſtener. 


Mag man den Wein als Nahrungsmittel anfehen oder nicht, 
gewiß ift, daß er Fein abjolutes Nahrungsmittel ift, ſondern als 
Genußmittel jelbit in weinbauenden Ländern gilt. Der Mangel, 
ja ſelbſt das vollftändige Wegfallen des Weingenufjes, hat durchaus 
feinen nachtheiligen Einfluß auf die Arbeitskraft. Die Steuer: 
quelle bei der Beiteuerung des Weins ift daher nicht, wie bei den 
Gegenftänden der Berzehrung, der mechanijche Arbeitslohn, fon: 
dern der in dem Arbeitslohn enthaltene freie Neinertrag, und 
die Steuerfraft beiteht in der Höhe dieſes Reinertrags, der mit- 
bin fteigt, wenn bei gleihem Lohne der Preis der Verzehrungss 
mittel finkt, und umgekehrt ſinkt, wenn diefer fteigt. Auf diefem 
PBrincip beruht die Weinftener, zu welcher der Moſt und der 
Cider ald untergeordnete Objecte binzugehören. 

Die Weinfteuer it daher die ältefte Getränkeſteuer; jedoch 
erfcheint fie anfangs nur als ftädtijche Thorjteuer, geht von der 
Beiteuerung des Weinconfums auf die Landgemeinden über und 
wird mit dem 19. Jahrhundert in die allgemeine Verzehrungs: 
jteuer aufgenommen. Damit tritt die Nothwendigkeit ein, ſich 
über die Principien derjelben einig zu werden. Dieſelben find ge: 
rade bei diefer Steuer einfad. 

Der Wein als landwirthichaftliches Product entjteht an fo 
vielen Orten und feine Production ift jo ſchwer zu controliren, 
daß die Anlegung der Productionsſteuer nur inEiner Weife, nämlich 
durch Aufnahme der Weingärten in die Kataftrirung und Klaſſi— 
fieirung des Grundfatajters, thunlid ift. Die Grundjteuer für 
Weinbau bat den großen Vortheil, daß fie die Unterjcheidung 
von gutem und jchlehtem Wein für die Bejteuerung zuläßt und 
daher einen Steuerfuß der Qualität möglich macht, womit die 
Weinjtener der Branntwein: und Bierfteuer gleichgeitellt wird. 
Allein jie reicht nicht aus, die Steuerfraft des Weins zu erjchöpfen, 
da die Culturbehandlung in der That den zweiten Theil der 
Weinproduction bildet. Es ijt daher an jih ganz rationell, daß 
der Wein der Abjagitener unterworfen werde. Auf diefem Punkte 
aber beginnt die Schwierigkeit, durch die Belteuerung den Ber: 
ehr mit Wein nicht zu jehr zu hemmen, verbunden mit dem 
Neiz, den die Möglichkeit einer jehr hohen Steuereinnahme bietet. 
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Daher kommt es, daß faft jedes Land fein eigenes Syſtem der 
Weinjteuer hat, und daß deshalb auch der Weinfteuerfuß ein jebr 
verjchiedener ijt, jodaß man nur jehwer eine Parallele zieben kann. 
Die geltenden Syſteme find folgende: 

Die Länder ohne eigene Weinproduction bejteuern den Wein 
durh den Zoll, und daneben meijt dur eine Gewerbeſteuer 
der Wirthe, welche neben der Gewerbejteuer zugleich ein Element 
der indirecten Beiteuerung enthält, ohne daß man dies lektere 
ſcharf ſcheiden könnte. Durchgehend iſt bier der Steuerfuß ge- 
ringer als in den mweinproducirenden Ländern. Dahin gehören 
England und die nördlichen Staaten. 

Das franzöjiihe Syſtem hat keine Productionsfteuer vom 
Wein, jondern enthält ein Syitem der Abſatzſteuer, das ebenjo 
läftig für den Verkehr ift, al3 dadurch, daß fie mit der mehrfachen Bes 
fteuerung dejjelben Objects eine jo große Höhe empfängt, daß es 
faum eine andere härtere Steuer in Franfreih gibt. Die Ele: 
mente diejes Spyitems find ſehr einfah; es ijt aber gerade die 
Ausführung, melde diejelbe jo empfindlid madt. Die erfte 
Befteuerung ift die des Großverfehrs; Object: der Wein in 
größern Quantitäten, wie er die großen Weinlager verläßt und 
in den Handel tritt; das ijt das Droit de circulation. Die 
zweite Bejteuerung ijt die SKellerfteuer; der Wein in dem 
Augenblid, wo er, nachdem er durd das Droit de circulation 
bejteuert, in den Keller der Schanlwirthe eingelegt ift, jept zum 
wirfliben Gonjum in den Kleinverfehr fommt. Das ift das 
Droit de detail. Die dritte Bejtenerung entſteht da, wo der 
Mein nunmehr aus den Weinbergen in die Stadt über 4000 Ein: 
wohner fommt; bier zahlt derfelbe das Droit d’entree und zwar 
mit fteigendem Steuerfuß. Die vierte und legte ijt das Dectroi 
oder die Thorfteuer, weldhe von den mit Octroi beliehenen Ge: 
meinden am Thore auferlegt und für die Finanzen der Gemeinde 
erhoben wird. Die beiden legten Steuern können aud in Eine 
Steuer zufammengefaßt werden, in welchem Falle fie das Droit 
unique heißen; in Paris führt diejelbe den Namen Droit de rem- 
placement. Es ijt dabei wohl zu bemerfen, daß dieje Bejteue- 
rungen zugleich alle gebrannten Wäſſer betreffen, während das 
Bier davon ausgenommen ift. Das hödft künſtliche Syſtem ift 
nun, abgejehben von dem hohen Steuerbetrage der dabei heraus: 
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fommt, für den ganzen Verkehr höchſt ſchädlich und vielleicht 
mit dem Droit d’enregistrement der verkehrteſte Theil des ganzen 
franzöſiſchen Steuerſyſtems. 

Die deutſchen Weinſteuerſyſteme ſind dem gegenüber weſent— 
lich einfacherer Natur und ſcheiden ſich wenigſtens dem Princip 
nach in zwei Klaſſen: die directe Beſteuerung durch den ſpeciellen 
Grundſteuerfuß der Weinberge, und die indirecte durch die Be— 
ſteuerung des Conſums im Kleinverkaufe. Preußen hat das erſte 
dieſer Elemente am rationellſten entwickelt, indem es die Klaſſi— 
ficirung der Weinberge nach ihrer Güte dem Grundſteuerfuße 
zu Grunde legt; Oeſterreich dagegen hat zwar dieſe Grundbeſteue— 
rung nicht aufgenommen, dagegen hat es das Princip der Ab— 
findung ftatt der Einzelbejteuerung für die Wirthe eingeführt und 
in aller Weiſe gefördert, während natürlich die Thorjteuer noch 
überall beſteht. Eine Verbindung diefer beiden Syſteme würde 
ohne Zweifel die rationellfte Weinfteuer ergeben. 

Eine ganz andere Natur bat die Branntweinbejteuerung. 


Ueber England vgl. Bode, a. a. D. unter „Zölle“; das Ver: 
jahren in Frankreich bei Hod, „Finanzverwaltung Frankreichs‘, 
S. 360 fg. Einführung der Steuer als integrirender Theil ver 
Droits reunis; Hauptgefeg vom 28. April 1816 nebft vielen, jedoch 
meiſt nur den Fuß und das Verfahren, nicht aber das Princip be: 
treffenden Borfchriften. Die preußiiche Weinjteuer ift durch Geſetz 
vom 25. Sept. 1820 im wefentlihen geordnet und wenig geändert, 
furz bei Rönne, „Staatsrecht“, II, $. 488. Die öfterreichifche be: 
rubt auf dem BVerzehrungsfteuergefep von 1829. Vgl. Deſſary, „Ber: 
zehrungsſteuer“, an mebrern Orten, fehr tar über das Verfahren, 
febr unklar über das Syſtem und ohne alles Verſtändniß für das 
Princip. Andere Befteuerungsformen bei Rau und Pfeiffer, a. a. D. 


II. Die Branntweintener. 


Die Branntweinfteuer ift zwar jünger wie die Weinfteuer; 
fie hat aber au von Anfang an einen andern Charakter. Nie: 
mal? bat man den Branntwein als ein Nahrungsmittel ange: 
ſehen; von jeher hat man in ihm den Feind des Weines und des 
Bieres erfannt; immer ift er den Regierungen, und mit gutem 
Rechte, als eine Gefahr für die fittlihen und phyſiſchen Zuftände 
der niedern Klafjen erjchienen, und ftets hat man daher die Pro: 
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duction des Branntweins als etwas angejehen, auf das man bei 
der Bejteuerung wenig Nüdjicht zu nehmen babe. Daher ift die 
Steuer auf alle gebrannten Flüffigkeiten von jeher eine hohe ge: 
wejen; ja man bat die Steuer jogar als eine VBerwaltungsmaß: 
regel betradhtet, um den Conſum dejjelben jo viel als möglich zu 
verhindern und an jeine Stelle den Eonjum von Wein und Bier 
zu jegen. Allerdings bat die Erfahrung gezeigt, daß dies nichts 
nüßt; allein der allgemeine Standpunkt ift trogdem geblieben und 
ber Branntwein principiell al3 das höchitbeiteuerte Getränk feit- 
gehalten. 

Daraus nun bat ſich in den einzelnen Ländern ein Syſtem 
enttwidelt, das diefe Steuer dur Anwendung aller Steuerfor: 
men zu ihrer gegenwärtigen Höhe erhoben hat. Man beiteuert 
allenthalben den Branntwein einerjeit3 mit einem hoben Zolljage, 
dann mit einer Productiongjteuer, dann mit der Abſatzſteuer und 
der Thoriteuer. Die Syiteme jind dabei gleichartig in dem an 
fh richtigen Princip, neben der Quantität auch die Qualität 
zu mefjen, indem der Grad des Spiritusgehalt3 als zweiter Fac- 
tor für die Bejtimmung der Steuereinheit gilt; dagegen bejtebt 
die Verjchiedenheit der Belteuerungen namentlich in der Mefjung 
der Productionsmittel.. Hier iſt nun ein eigenthümlicher Kampf 
zwijchen Steuer und Production, indem die erjtere die legtere zu 
den möglichit einträglidhiten Berfahrungsarten gezwungen bat, 
während, jowie dies geſchah, die eritere jofort wieder der letztern 
gefolgt ift. Die Syſteme, die jih daraus ergeben haben, find im 
wejentlichen folgende. 

Die Branntweinjteuer in England ijt am Ende des 17. Jahr: 
hunderts entjtanden; fie war im Anfange ſehr niedrig und reine 
Beiteuerung des Products nah Maßeinheit (Galloon). Im 18. 
Sahrhundert tritt eine allmählide Steigerung ein; Ende des 
18. Jahrhunderts Eintreten der Blajenjteuer neben der Productions: 
fteuer; zunehmende Defraudation und troß der Höhe der Steuer 
zunehmender Verbrauch; dann Aufheben der Blafenjteuer, weil 
fie die großen Unternehmungen bevorzugt und SHeritellung der 
einfahen Productenbefteuerung nad der alten Maßeinheit des 
Salons (8 Schill. als Steuerfuß). Daneben die einfadhite Abſatz— 
bejteuerung in den Licenzabgaben der Schentwirthe und hoher Zoll 
für die Einfuhr. 
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Das franzöjiihe Syſtem iſt ein weſentlich anderes. Aller: 
dings beginnt dafjelbe mit einer Beſteuerung der Production 
(20 Frs. pro Hectoliter auf die Blaje) im Jahre 1808 nebit den 
Abſatzſteuern; im Jahre 1810 ward aber dieje Beſteuerung aus— 
ihließlih auf die Abjagbejteuerung reducirt und dieje Beitenerung 
nun in einer Weile ausgedehnt, wie bei feiner andern Steuer. 
Der Branntwein zahlt zuerjt die Circulationsjteuer bei dem Hinaus: 
gehen aus dem Lager en gros; daneben die Conjumtionsiteuer 
nad) dem Geſetz vom 28. April 1816, dann die Detailjteuer wie 
der Wein, dann die Eingangsiteuer bei Städten über 4000 Ein: 
wohner und endlich die Thorjteuer, die zwar mit der legtern ver: 
bunden eingehoben wird, aber doch einen jelbitändigen Steuerfuß 
bat. Endlid ruht auf dem Branntwein noch das Droit de li- 
cense für die Schenkwirthe. Der Steuerfuß ijt bedeutend höher 
wie beim Wein und jteigt nach dem Grade des Alfohols; alle 
Beläftigungen find daher bier potenzirt und die Steuer dadurd 
eine höchſt drüdende. 

Die Beiteuerung in Deutichland ift viel einfacher; ihr allge: 
meiner Charakter ift das Vorwiegen der Beiteuerung der Pro— 
duction mit wechjelnden Erperimenten der Blafen: und Maiſch— 
bejteuerung, allerdings aber verbunden mit Abjagiteuer und Thor: 
jteuer; die Gewerbſteuer der Schenkwirthe deutet jedoch nicht eine 
bejondere Belteuerung des Branntweins an. Die Iegtern Be: 
ftenerungsformen find einfah. Da aber der Schwerpunft des 
deutfhen Syſtems in der Production liegt, jo ergab ſich die Noth— 
. wenbdigfeit, bei der Steuereinheit des Raummaßes der Deitilla- 
tionsapparate zugleich den Unterjchied der Subſtanz feitzubalten 
und den Steuerfuß verfchieden zu beſtimmen, je nahdem man mehr 
oder weniger zuderhaltige Subjtanzen zur Deitillation gebraudt. 
Die eigentlihe Bedeutung dieſer Unterfheidung lag bier in dem 
Berhältniß zur Landwirthſchaft, indem die Brennerei als eine 
wichtige Verwerthung einzelner landwirtbhichaftlider Producte er: 
ſchien und man dieje landwirtbichaftlihe Brennerei von der in- 
duftriellen zu trennen verfuchte, was ohne Rückſicht auf die Sub: 
ftanz nicht möglid war. Der Grundjaß der Meſſung des Alkoholge— 
baltes ward dabei beibehalten und jo war auch in den deutichen Staa: 
ten und analog in Defterreich die Branntweinbefteuerung zum Theil 
eine jehr verwidelte geworden. Doc muß man zwei Syiteme jcheiden. 
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Das preußiiche, in vielen andern Staaten angenommene 
Syſtem beginnt mit einer Bejteuerung des Branntweins überhaupt 
erft 1810 (Edict vom 28. Det.) und ftellt durch Ediet vom 
3. Febr. 1819 für die Befteuerung den Rauminhalt der Blafe 
feſt. Die darauf raſch folgende PVerbefferung der Deftillation 
zwang dann zum UWebergang auf die Steuereinheit des Maijch: 
raumes, begonnen dutch Gabinetsordre vom 1. Dec. 1820, dur 
mehrere Borichriften bis Gabinetsordre vom 10. Jan. 1834, mit 
einem weſentlichen Unterjchiede des Steuerfußes für induftrielle 
und landwirtbichaftliche Brennereien (per 20 Quart 2 Sgr. und 
1 Sor. 8 Pf.), weldyer jpäter im weſentlichen beibehalten ijt. Die 
Erhebung geihieht auf Grundlage der Anzeige des Gewerbes und 
der monatlichen Production der Brennerei. Das iſt ohne Zweifel 
das einfachite Syitem der Belteuerung des Branntweins. 

Das öſterreichiſche Syſtem dagegen hält zwar den Unterjchied 
zwifchen induftrieller und landwirthſchaftlicher Brennerei feit, jedoch 
in der nicht glüdlichen Form des Unterfchiedes von mehligen und 
nicht mehligen Stoffen. Auch bier ift die Anzeige des Unter: 
nehmens und die Anmeldung der Brennerei nothiwendig, welche 
mit großem Aufwande von amtlihen Vorſchriften geordnet ilt. 
Die Steuereinheit ift ein Raummaß des Maiſchbottichs (Maifch- 
fteuer). Jedoch hat das öſterreichiſche Gejeß den großen Vorzug, 
die ganze Beſteuerung durch die Abfindung zu erleichtern, welche 
Gegenftand vielfacher Vorjchriften und Gejeßgebungen geworden 
ift und um fo nothwendiger ericheint, als die amtliche Controle . 
den Betrieb in hohem Grade beläftigt. Dabei it dag Princip 
der Nüdvergütung der Steuer bei dem Erport namentlich durd 
die geringere Beſteuerung der preußiſchen Brennereien nothwendig 
und durchgeführt. Der befteuerte Branntwein unterliegt dann, 
gerade wie der Wein der oben dargelegten Kellerfteuer und in 
den geichlofjenen Städten noch der Thorfteuer, ſodaß der Steuer: 
fuß durch Addirung diefer Beträge ein ſehr bedeutender wird. 


Die engliibe Branntweinbejteuerung in ihrer Gefchichte bei 
Bode, S. 372 fg. Vgl. über vie Excise des Spirits, Gneift „Eng— 
liches Verfaſſungsrecht“, II, 783. — Die franzöfiibe Beſteuerung, 
mit vielem NRaifonnement vermifcht, bei Barieu, „Traité des impöts‘, 
III, 39 fg. Genau und vom Standpunkte der Aominiftration bei 
Hod, „Finanzverwaltung Frankreichs“, S. 361 fg. (verbunden mit ver 
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Weinjteuer). Die preußiihe Branntweinbeiteuerung geſchichtlich Hoff: 
mann, „Lehre von den Steuern”, ©. 276 fg.; Oesfeld, a. a. D., ©. 105; 
Rönne „Staatsreht”, IT, $. 488. Die öjterreihiihe Bejteuerung, 
aud bier leider nicht Har geſchieden, bei Deflary; „Tas Verfahren bei 
Abfindungen‘, S. 71—102, bei Pachtung, S. 103—123, bei real: 
mäßiger Behandlung, S. 124 fg. Das Geſetz vom 18. Oct. 1865 
hatte die Abfindung auf die großen Brennereien beichränft und da— 
durch die Heinen fajt vernichtet; dur das Gejeg vom 28. März 1868 
ijt den Heinen Brennereien die Abfindung und damit die Erijtenz 
wieder möglih gemacht und die Zahlungsmodalitäten der Steuer durd 
Erlaß vom 15. Juli erleichtert. Ueber die übrigen deutihen Staaten 
Rau, II, 438. Im großen und ganzen ijt in denjelben jeit zwanzig 
‚Jahren wenig geändert. Pfeiffer, „Staatseinnabmen“, II, 418 fg. ift 
überhaupt gegen die Branntweinfteuer, wejentlihb wol wegen ver 
Schwierigkeit der Erhebung. Eine kurze und überfihtlihe Zuſam— 
menjtellung der Branntweinbejteuerung aller Staaten Curopas: Na: 
gorny, „La Question de l’Eau de vie“, 1864. Walter, „Die Selbit: 
verwaltung des Steuerweſens“, 1869, ift überhaupt gegen die indi: 
recten Steuern, aber eben in feiner etwas confujen Weife, ohne auf 
die formalen Grundbegriffe einzugeben. 


IV. Die Bierftener. 


Auch das Bier ift ebenfo ſehr ein Genußmittel als ein Nab: 
rungsmittel; die Steuerquelle bei demjelben ift demnach auch bier 
der Reinertrag, der im Arbeitslohne liegt. Allein jeine Steuer: 
kraft ift, namentlih in nicht Wein producirenden Ländern, ge: 
ringer, weil die zu große DVertheuerung des Bieres zum Genuſſe 
des Branntweins treibt. E83 muß daher beim Bier der niedrigite 
Steuerfuß gejeßt werden. Welche Steuereinheit man dagegen 
annimmt, das hängt von dem Steuererhebungsſyſtem ab, das 
auch bier eigenthümliche Schwierigkeiten bietet und deſſen richtige 
Beitimmung die Grundlage des Werthes eines jeden Spitems der 
rationellen Bierfteuer ift. 

Das Bier unterjcheidet jih als Product und GSteuerobject 
dadurd vom Wein, daß feine Erzeugung fein Theil des landwirth— 
ſchaftlichen Betriebs ift, fondern dur den Ankauf des Malzes 
ein eigenes Betriebs: und durch die Errichtung der Brauerei ein 
eigenes Anlagefapital fordert. Die Bierbranerei ift demnach ein 
jelbjtändiges Gewerbe. 

Darauf beruht die erjte Form der Bierfteuer, welche anfangs 
als einfache Gewerbefteuer auftritt. Erft mit dem 19. Jahrhundert 
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gewinnt, mit wenigen Ausnahmen, das Bier eine größere Be— 
deutung, und jetzt tritt daſſelbe auch in die Verzehrungsſteuer 
hinein. Jedoch iſt die Beſteuerung eine einfachere wie beim Brannt— 
wein, und der Steuerfuß auch ein niederer. 

Das allgemeine Princip dieſer Beſteuerung iſt die Productions— 
fteuer. Nur hat dieſelbe wieder verſchiedene Syſteme. Das erſie 
diefer Syſteme ijt die Belteuerung der Nobjtoffe, das zweite die 
des Products. 

Die Beiteuerung der Robitoffe betrifft wieder theils das Malz, 
theild den Hopfen. Bei der Malziteuer ijt das Object das 
Malz; die Steuereinheit ein Maß des Malzes; der Steuerfuß 
ergibt jih durch die Reducirung des Bierquantums, welches aus 
der Steuereinheit des Malzes gewonnen wird. Steuerumlegung 
beim Schroten des Malzes in der Mühle; Steuerjubject daher der 
Miller; Steuererhebung einfah nad der Quantität des gejchro- 
tenen Malzes; das Mittel der Steuereintreibung ift der Malz: 
ichein, der jowol beim Müller als beim Brauer in einem eigenen 
Negifter zum Zwecke der Eontrole eingetragen und bei der Ab- 
fuhr des Malzes mitgegeben werden muß. 

Das Malziteueriyftem ift demnach einfach und nicht Eoftjpielig 
und bat zugleich den Vorzug, daß es das Bier als vollflommen 
verfteuert jhon in den demgemäß bier ganz freien Verkehr ge: 
langen läßt. Allein erftens ijt es ſchwer mit Sicherheit anwendbar, 
wo große Brauereien eigene Schrotmühlen haben; ferner ift es 
deshalb nicht rationell, weil mit der Quantität des Bieres, die 
aus derjelben Quantität Malz gebraut wird, die Befteuerung finkt, 
während der Preis des Bieres nicht ſinkt, ſodaß praktiſch das gute 
Bier weniger befteuert wird als das ſchlechte; endlich find Um— 
gehungen durch Einverftändniß von Müller und Brauer faft un: 
vermeidlich. 

Die Beſteuerung des Malzes bei der Einmaiſchung ſichert 
zwar dagegen, iſt aber andererſeits ſehr läſtig und hemmend für 
den Producenten, da ſie eine genaue Aufſicht über das ganze 
Brauverfahren bedingt. 

Die Beſteuerung des Hopfens kann, wenn ſie die landwirth— 
ſchaftliche Production nicht gefährden ſoll, nur durch den Zoll 
geſchehen. 

Das zweite Syſtem iſt nun die Beſteuerung der Production 
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im Product als die Brauftener. Unter der Braujteuer ver: 
ftehen wir diejenige Befteuerungsart des Bieres, welche während 
der Production und nad Maßgabe derjelben ftattfindet. Sie bat 
große Vorzüge Nur ift die Beiteuerung dabei gezwungen, jich 
an die Form der Bierproduction jelbit anzuichließen. 

Man wird auch bier zwei Arten unterjcheiden. Die eritere 
bat zum Object das fertige Bier, die zweite die Maijche, aus der 
e3 gebraut wird. 

Bei der erftern ift das Steuerobject das wirklich erzeugte Bier 
und zwar in dem Augenblide, wo es auf den Kühlſtock gebracht 
wird. Die Steuereinbeit ift dafür natürlich zunächſt nur eine Maß: 
einbeit, das größere landesüblihe Flüfiigkeitsmaß, Eimer, Ohm, 
Tonne u. ſ. w. Da nun aber das Product ebenjo weſentlich in 
jeinem Werthe für den VBerbraud von der Qualität abhängt, fo 
bat man ferner ein Maß für die Qualität als zweite Steuer: 
einheit gefunden, und zwar in der Gradhaltigfeit des Saccharo— 
meters bei einer gewiſſen Temperatur (14° R.). vor der Bei: 
miihung des Gärungsmittels, weil der Zuder die Bedingung 
des Spiritusgehaltes, dieſer aber die Baſis der Qualität des 
Bieres ift. Dabei ift es rationell, einen freien Spielraum für 
den Brauer zu laffen, weil die Meſſung nie abjolut genau iſt. 

Der Steuerfuß für das Bier wird nun gebildet, indem mean 
den Sachharometergrad oder das Qualitätsmaß als erjte Steuer: 
einheit mit einem beftimmten Steuerfuße belegt und danı die Zahl 
diefer Grade mit der Zahl der Flüfiigkeitsmaße als zweiter Steuer: 
einheit multiplicirt. Auf dieſe Weife entjteht das theoretisch zwar 
zufammehgejegte, praftiich aber jehr einfache Verhältniß, daß der 
ganze Brau nad Qualität und Quantität als ein Steuerobject 
ericheint, welches durch die Einheiten des Maßes und Gebaltes 
gemefjen und mit einem für den ganzen Brau geltenden Steuer: 
jage belegt wird, der eine rationelle Berehnung des Steuerfußes 
enthält. Es iſt ſchwer möglich, ſich eine richtigere und einfachere 
Befteuerung zu denken, zumal wenn für die etwa nachfolgende 
Verdünnung noch ein bejonderer Zuſchlag entrichtet wird, der 
auf dem Erwerbe des Verkäufers bei der dadurch fteigenden Menge 
des Bieres beruht. 

Die richtige Anwendung diefer Befteuerung bat nur die 
unbequeme Borausjegung, daß jeder einzelne Brau der Steuer: 
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bebörde angezeigt werden muß, dab auch bei dem Brau zum 
eigenen Verbrauche eine ſolche Anzeige jtattfindet, und endlich, 
daß eine Abfindung zwar nicht principiell ausgefchlofjen jein kann, 
jedoch mit Schwierigkeiten verbunden ift. Es liegt ferner nahe, 
daß diefe Belteuerung auch in den geichlofjenen Städten eintritt. 
Man kann bier nun die Erhöhung des Steuerfußes entweder bei 
der Thorfteuer des Malzes eintreten laſſen, was aber nicht füg— 
lih thunlih ift, wenn die Städte eigene Mühlen haben, oder 
einfacher eine Erhöhung des Steuerfußes auf den Zudergrad, wo: 
bei mehrfahe Modalitäten denkbar find. 

Der eigentliche Mangel diefer Steuer beruht dagegen darauf, 
daß Sie als Verbrauchsfteuer auch auf das in den auswärtigen 
Handel fonmende Bier fällt. Da jedoch diejes Bier nicht von Be: 
deutung ift, jo ift hier leicht mit einem Nüdzoll zu helfen. jede 
weitere Beiteuerung des Bieres bei dem wirklichen Ausſchenken 
darf daher nur als eine Form der Gewerbejteuer für den Schenk— 
wirth und nicht mehr nach den Grundjägen der Verbrauchsſteuer 
betrachtet werden. 

Die zweite Form der Braufteuer legt dagegen die Steuer 
auf den Proceß des Brauens, indem "die Einmaifhung angezeigt 
und überwacht und dabei das Quantum des Malzſchrotes von 
den Beamten überwadht wird. Sie wird daher auch mol als 
Maiſchſteuer bezeichnet. Eine Reihe von techniſchen Gründen läßt 
die erſte Form der Belteuerung als zweckmäßiger erjcheinen. 

Neben diejer Productionsbefteuerung bejteht nun der Zoll 
für Bier, das von außen eingeführt wird, und außerdem da, wo 
die gefchloffenen Städte vom offenen Lande geichieden find, die 
Thorfteuer, der da, wo innerhalb joldher Städte Bier gebraut 
wird, ein entiprechend höherer Steuerfuß für die Production zur 
Seite fteht. Die Befteuerung der Gajtwirthe gehört allerdings 
auch zum Theil der Belteuerung des Bieres an. 

Im allgemeinen fann man jagen, daß die erjte Form die 
engliiche ift, während die zweite Deiterreich und die legte Preußen 
und Frankreich angehört, welches legtere für Bier weder eine 
Girculationg:, no Detail, noch Eingangs: oder Thorjteuer bat, 
während Dejterreich neben feiner Steuer auf das Product zugleich 
die Thorjteuer der gejchloffenen Städte darauf anwendet. Dagegen 
bat nur das Syſtem Defterreihs durch die Beiteuerung des fer: 
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tigen Products die Fähigkeit, das Princip der Qualitätsbefteuerung 
durch die Mefjung des Zudergehaltes (dur den Sacckharometer) 
mit Sicherheit anzumenden, was die Gleichheit des Steuerfußes 
bei verjchiedener Stärke des Bieres möglich macht, dafür aber 
aud eine etwas complicirte Rechnung erfordert. 


Die Gefhihte der engliihen Braufteuer bei Bode, ©. 383, 
vgl. Gneift, II, 811. Die franzöjishe Braufteuer, im Princip ſchon 
durch Gejet vom 25. Nov. 1808 neben die der übrigen Getränfe 
bingeftellt, warb durch Gefeg vom 28. April 1816 gleichzeitig mit 
den andern Getränkejteuern geordnet und auf die Production gelegt, 
dur Gefes vom 12. Dec. 1830 und Gefe vom 28. April 1833 
in ihrer Ueberwahung geregelt. Pal. Parieu, a. a. O., III, 1; 
Hod, „Ssinanzverwaltung Frankreichs“, S. 375. Die Braufteuer in 
Defterreih bat ihre legte fejte Orbnung durch Erlaß vom 19. Dec. 
1852 gefunden, durh melden die Anwendung des Sacharometers 
eingeführt ward; der Steuerfuß ijt nad den Ländern verjchieden und 
ebenfo der Thorjteuerfuß, ſowie der Zufhlag bei den Brauereien in 
den geichlofienen Städten. Vgl. Defjary, „Verzehrungsſteuer“, I, 
8. 20, 21 und 103. Die preußifhe Braumalzbejteuerung (Maiſch— 
jteuer), im Grundſat eingeführt durch Gejeg vom 8. Febr. 1819, 
welches noch jept maßgebend ift. Hoffmann, „Lehre von den Steuern“, 
©. 280 fg. Nönne, IT, $. 488. Die gleihartigen Belteuerungen 
in Sadfen, Gejeg vom 4. Tec. 1833: Rau, II, $. 436. Baden, 
Geſetz vom 4. Mai 1825, ebend. Wfeiffer ift auch gegen die Brau: 
jteuer, II, 411, obne zu jagen, womit er den Ausfall erjegen will. 
Dagegen it die Vergleibung des Braufteuerfußes, ©. 417 fg., von 
großem Intereſſe; ſoweit ſie die Malziteuer betrifft, differirt der Steuer: 
fuß von 13 Sgr. (MWürtemberg) bis 1 IThlr. 14 Sgr., (England); vie 
Maiſchſteuer von 4 Sgr. (Kaſſel) bis 27 Sar. (Frantreih). Die 
Neducirung der Braufteuer von Preußen und Dejterreih auf die 
obigen Maße wäre jehr wichtig, fordert aber genaue techniſche Kenntnifie. 


E. Zuchersteuer, 
I. Entjtehung und Princip. 


Daß die Zuderjteuer eine Verbraucdhsiteuer ift, indem der 
Buder zu den Genußmitteln mehr als zu den Nahrungsmitteln 
gehört, unterliegt feinem Zweifel. Das Bejondere bei diefer 
Steuer beruht daher nicht auf ihr felbft, fondern auf ihrem Ver: 
hältniß zur Entwidelung der Induftrie, die im Zuder einen der 
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größten Triumphe über die Macht des Klimas gefeiert hat, den 
die Geſchichte aufweilen Fann. 

Die Grundzüge diefer Entwidelung find einfad; an fie 
ſchließt ih in nicht minder einfacher Weiſe die Geſchichte der 
Zuderfteuer. Die erjte erklärt zugleich volllommen den Streit, 
der über die letztere entjtehen mußte und entſtanden ilt. 

Der Zuder war ſtets Verbrauchsgegenftand und daher ſtets 
einer VBerbrauchsiteuer unterworfen, die aber, da er bis zu dieſem 
Jahrhundert nur aus tropischen Ländern importirt ward, bis dahin 
auch nur als Zoll auferlegt werden fonnte. Der Zoll auf Zuder 
ſtand daher an der Seite des Zolls auf Kaffee, Thee und andere 
Verbrauchsgegenſtände. 

Im Anfange unſers Jahrhunderts entſtand die Fabrikation 
des europäiſchen Zuckers aus der Rübe. Es war zwar naturgemäß, 
daß der Rübenzucker dem Princip nach derſelben Steuer unter— 
worfen wurde, welche auf dem Rohrzucker lag. Das Streben, 
theils den einheimiſchen Conſum von dem Import transatlan— 
ſchen Zuckers unabhängig zu machen, theils die in der Rüben— 
zuckerinduſtrie angelegten Kapitalien durch den Import des Rohr— 
zuckers nicht zu vernichten, hinderte jedoch die Beſteuerung. Es 
entſtand ein Verhältniß, in welchem der Rohrzucker durch den Zoll 
der Verbrauchsſteuer unterlag, der Rübenzucker von der Verbrauchs— 
ſteuer frei war; nur die Grundſteuer lag auf der Rübe und ihrem 
landwirthſchaftlichen, und die Gewerbſteuer auf der Fabrikation 
und ihrem gewerblichen Betriebs- und Anlagekapital. 

In dieſem Verhältniß mußte ſich die Rübenzuckerfabrikation 
raſch entwickeln, da der Preis des Rohrzuckers um den ganzen 
Betrag des Zolls oder der Verbrauchsſteuer höher ſtand als der 
des Rübenzuckers. Die Folge davon war ein allmählicher, aber. 
entjchievener Sieg des legtern über den erſten; im Sinne des 
Steuerwejens ein Sieg des unverjteuerten Verbrauchs über den 
verjteuerten, im Sinne der gewerblichen Entwidelung ein Sieg 
der inländifchen Imduftrie über den auswärtigen Handel, im 
Sinne der Handelspolitif ein Sieg des Schugzolls über den Frei: 
handel. Die Rübenzuderinduftrie nahm unter diejen Umftänden 
einen gewaltigen Aufſchwung; es Fam bald dahin, daß der Rüben: 
zuder den Rohrzucker ganz zu verdrängen drohte; die Verbrauchs: 
ftener für Zuder verſchwand, d. h. die Zolleinnahme für Rohr: 
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zuder fiel weg und der Betrag derjelben, der nun von den andern 
Berbrauchsgegenftänden getragen werden mußte, ward zum Schuß: 
mittel für die Nübenindujtrie. 


Dies war ein Zuftand, der in mehr ald einer Beziehung 
als ein verkehrter erjcheinen mußte. Es war an ſich verkehrt, 
daß man einen unbefteuerten Verbrauhsgegenftand eriftiren ließ; 
es war verfehrt, daß man zu Gunften eines allerdings wichtigen 
einheimifchen Zweigs der Induſtrie einen nicht minder wichtigen 
Zweig des einheimiſchen Handels vernichtete; es war verkehrt, 
daß man durch die Höhe der Verbrauchsſteuer auf importirten 
Zuder einen Verkaufspreis für den einheimifchen möglid machte, 
der einen unverhältnißmäßigen Gewinn für die Producenten auf 
Koften der Conjumenten enthielt. Hier gab es nur zwei Mittel, 
welche das Gleichgewicht herftellen konnten: entweder Herabjegung 
des Eingangszolls auf den transatlantifhen Zuder, oder Ein: 
führung einer Verbrauchsſteuer für den einheimifchen. 


Da nun das erjte nur den Confumenten geholfen hätte, ohne 
auf die Forderung der Finanzwiſſenſchaft, daß es feinen unver: 
fteuerten Verbrauch geben dürfe, Nüdliht zu nehmen, jo war es 
natürlid, daß man fich allenthalben für den zweiten Weg entjchied. 
Man begann, den Verbrauch des einheimiſchen Zuders zu ver: 
jteuern, und jo entitand die Zuderfteuer. 

Diefe Zuderfteuer, auf die Production des NRübenzuders 
gelegt, traf aber nicht einfach nur den Verbraud des letztern, 
jondern fie griff, wie aus dem Obigen berporgeht, tief in die 
Berhältnifje von Induſtrie und Handel ein. Sie fonnte daher 
auch nicht einfach als Verbrauchsiteuer auferlegt werden, ſondern 
mußte jih an jene VBerhältniffe anlehnen und mußte andererfeits, 
wenn jie ihren Zwed ganz erfüllen jollte, mit dieſen Berhältniffen 
wechſeln. 

Aus der erſten Forderung ging nun dasjenige hervor, was 
wir das Princip der Zuckerſteuer nennen, das natürlich wieder 
nach den verſchiedenen Ländern verſchieden ſein mußte. Aus der 
zweiten ergab ſich in leicht verſtändlicher Weiſe das Syſtem der 
Zuckerſteuer, theils im allgemeinen, theils in den einzelnen Län— 
dern. Die letztere beſtand indeß, ſobald einmal das Princip der 
allgemeinen, auch auf den Rübenzucker ausgedehnten Verbrauchs— 
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jteuer angenommen war, nur in der Gejchichte der einzelnen 
Momente der Belteuerung. 

Es wird nun wegen der wacdjenden Bedeutung der Sade 
nothwendig, mwenigitens die Grundzüge des Syſtems bier bejon- 
ders darzuſtellen. 


Es erklärt ſich leiht aus der Geſchichte der Zuderproduction, 
weshalb die Frage nach der Beſteuerung deſſelben in der bisherigen 
Literatur ſo gut als gar nicht behandelt iſt. Gänzlich fehlt ſie bei 
Jakob, Lotz, Malchus; ſelbſt Rau iſt jo kurz, daß man von feiner 
Unterſuchung reden kann, ebenſo Hoffmann, S. 362, der des Rüben— 
zuderd faum erwähnt. Erſt Pfeiffer bat ſich darüber ausgeſprochen, 
„Staatgeinnabmen”, II, ©. 431 fg., obne jedoch zu einer ſyſtema— 
tiſchen Auffaffung zu gelangen. Die Sache jelbjt aber ift von jo großer 
Bedeutung, daß wir faum glauben, es feien bereit die Acten darüber 
geichloffen. Eben deshalb behält auch bier die ſyſtematiſche Behand: 
lung ihren Werth. 


II. Zuckerzollſyſtem. 


Der importirte Zuder bat eine zweifache Eigenſchaft. Er 
fann theils in feinem rohen Zuftande verbraudt, theils kann 
aus dem Robzuder die Raffinade gemacht und erjt dieje ver- 
braudt werden. Auf diefem Unterjchiede beruht der Inhalt des 
Bolliyitems für den Rohrzuder, und jener iſt um jo wichtiger, 
je mehr die Jnduftrie des Rohrzuders dahin gelangt, den Rob: 
zuder in einer Reinheit darzuftellen, die den Verbrauch des Ieß- 
tern mehr und mehr möglid macht. Dazu kommt die Noth: 
wendigfeit, die Nebenproducte defjelben, Melaffe und Sirup, als 
Vertreter des Zuders gleichfalls zu beiteuern. 

Das Object des Zuderzolls enthält demgemäß dieſe Unter: 
ihiede, aus denen wieder die Unterjchiede des Steuerfußes ber: 
vorgeben. Man kann das Princip für die legtern daher am 
beiten glei an die des eritern anjchließen. Die Steuereinheit ift 
dabei naturgemäß die Gemwichtseinheit. 

Das Zoll oder Verbrauchsfteuerfyftem des Rohrzuckers be: 
fteht daher aus folgenden Punkten: 

1) dem Robzuder zum Berbraud mit dem höchſten Verbrauchs: 

fteuerfuße (oder Tarifjage) ; 

2) dem Robzuder zum Zwede der inländijchen Raffinirung; 
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3) der Melafje, die nur zu gewiſſen Productionen als Rob: 
ftoff dient; 

4) dem Sirup, der die Stelle des zum Verbrauche gelangen: 
den Rohzuckers vertritt, mit demjelben Steuerfuße wie 
dieſer. 

5) der als Import erſcheinenden Raffinade, zu deren Steuer— 
fuß neben dem höchſten Steuerfuße des Conſumtionsroh— 
zuckers auch noch die geſammte Summe aller auf der in— 
ländiſchen Production von Raffinade ruhenden directen und 
indirecten Steuerfuße hinzugerechnet werden muß, ſelbſt 
wenn der Raffinadezoll keinen Schutz für die einheimiſche 
Raffinerie enthalten ſoll; ſoll er dies, wie dies Regel iſt, 
ſo wird er noch höher ſteigen. 

Der wichtigſte und ſchwierigſte Punkt iſt natürlich hier der 
zweite, die Beſtimmung des Steuerfußes für den zur Fabrikation 
von Raffinade beſtimmten Rohzucker. Es läßt ſich über ſeine Höhe 
nichts abſolut Gültiges angeben; er darf nicht höher ſein, als 
daß er nach Maßgabe der Beſteuerung des Rübenzuckers den 
Import von Rohrzucker noch wirthſchaftlich möglich macht. Von 
ihm hängt zugleich der Steuerfuß für Melaſſe und Sirup ab, 
da der Preis und Verkauf der letztern eine weſentliche Bedingung 
für die Rohzuckerproduction iſt. Der Steuerfuß als der Zoll: 
ja für legtere Fann daher unbedenklich ziemlich hoch gejegt wer: 
den, um dur ihn die eritere zu unterftügen; es ift nichts dagegen 
zu erinnern, wenn er ebenjo hoch als der Tarifjaß für Conjumtions: 
rohrzucker gegriffen wird. 

Aus diefen Forderungen geht nun die einzige Eigenthümlich— 
feit für die Erbebung diefer Steuer oder für die Verzollungs: 
form bervor. Dieje ift im allgemeinen das gewöhnliche Zollver: 
fahren. Die wejentliche und principiell aufrecht zu baltende Diffe: 
venz zwilchen dem Robzuder als Gegenftand des Conjums und 
dem NRobzuder als Rohſtoff fordert indeß bei der äußerlichen 
Gleichheit beider Stoffe ein Verfahren, welches die Benugung 
des legtern für den eritern Zmed und damit die Umgehung des 
böhern Steuerfußes des erjten unthunlid madt. Da nun weder 
eine chemijche noch eine optiſche Untericheidung abjolut möglich 
it, jo bleibt faum ein anderes Mittel als die mechaniſche Ber: 
törung der unmittelbaren Conſumtionsfähigkeit des Robzuders 


555 


mit der Anlegung des höhern Steuerfußes, wo diefe nidht ein- 
tritt, und des niedern, wo fie eingetreten iſt. Dieſe gejchieht durch 
Schwärzen, und zwar auf dem Lager. 

Neben diejem Syſtem fteht das zweite. 


II. Die Ribenzuderftener. 


Die Rübenzuderfteuer ift im Princip ſehr einfach, in der 
Ausführung ſchwierig. 

Sie beruht darauf, daß das ganze Product und fein Ver: 
brauch im Rohſtoffe, der Rübe, enthalten if. Das einfadhite 
Dbject ift daher die Rübe jelbft, die einfachſte Einheit die Ge: 
wichtseinheit der Rübe (Centner); der Steuerfuß entfteht, indem 
dieſe Gemwicht3einheit auf den Zudergehalt derjelben reducirt und 
nah diefem Zudergehalte der Fuß feftgeftelt wird. Die Er: 
bebung geichieht alsdann in dem Augenblid, wo die Rübe von 
ihrer landmwirthichaftlihden Production in die Zuderproduction 
übergeht und mo fie gewogen wird. Dies kann um jo leichter 
geſchehen, als dies nur einmal jährlich ftattfindet. 

Dieſe Steuerumlegung bat das Bedenken, dab, wenn der 
Steuerfuß gleichbleibt, der Preis der Rübe aber mwecdhjelt, je 
nad diefem ungleihen Preiſe eine ungleiche Beiteuerung ftatt: 
findet. Ferner ift der Zudergehalt der Rübe nicht immer gleich, 
jelbft bei gleichem Preiſe. Endlich jteigt auch die Fähigkeit, aus 
der Rübe dur das Sieden den darin enthaltenen Zudergehalt 
herauszuziehen, was bei gleicher Steuer wieder eine Ungleichheit 
erzeugt. 

Deshalb hat man an die Stelle der Rübe ein anderes Ob- 
ject zu jegen verjucht, welches in der Meffung des Fabrikats aus 
der Rübe befteht, bevor das Ganzfabrifat fertig iſt. Dies hat den 
Vorzug, dab man dabei das eigentlihe Steuerobject, Zuderftoff, 
genauer mißt, und zwar indem man die Quantität durch das 
Raummaß, die Qualität dur den Zudermefjer " (Sacharometer) 
vor der Kryſtalliſation beftimmt. 

Die großen Uebeljtände, welche durch die legtere Methode 
für den Proceß der Fabrikation fih ergeben, erjcheinen jedoch 
läftiger als diejenigen, welche die Beitenerung der Rübe enthält. 
Man kann daher im allgemeinen die Befteuerung des Zuders 
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nad dem Object der Rübe und ihrer Gewichtseinheit als die 
rationellere Form der Erhebung anfehen, bis diejenige Erhebung: 
form bei der Production feititeht, welche mit der höchiten Ge: 
nauigfeit zugleich die geringfte Störung im Procefje der Pro: 
duction verbindet, eine Frage, die noch als eine offene angejehen 
und deren Löjung von der Technik erwartet werden muß. 

E3 leuchtet nun ein, daß auch hier die wejentlihe Aufgabe 
das Auffinden des richtigen Steuerfußes für die Erhebung im Ber: 
hältniß zum Steuerfuße für die Gewichtseinheit des Rohrzuckers 
fein muß. Man fann die Unterfuhungen und die Berjuche hierüber 
nicht als beendigt anſehen; die Geſchichte derjelben ift indeffen in 
mehr als einer Beziehung höchſt lehrreich. 


England hat allerdings die Beſteuerung des inländiihen Zuders 
anerkannt, allein viejelbe ift nie zu einer Bedeutung gedieben, weil 
theil3 der Nohrzuder zu billig war, und weil man tbeil$ dem trans: 
atlantiihen Handel nicht in einem feiner Hauptartikel nabe treten 
wollte. Daber auch die einfahen Grundfäge, daß die Exeise für 
den in Irland fabricirten Zuder dem Zollſatze ganz gleichitebe, 
vgl. Vode, S. 395, 394. Dagegen ift Franfreih die eigentliche 
Heimat des Kampfes zmwifchen Rübe und Rohr. 

Mit Recht bemerft v. Hod, ©. 322, daß Frankreich zuerft die 
Nothwendigfeit einer auf einem feſten Princip ruhenden Bejteuerung 
des Nübenzuderd neben dem allerdings in Frankreih ſehr hoben Zoll 
auf Robrzuder erfannt habe. Die erjte Gefeggebung war die vom 
18. Juli 1837 und vom 3. Juli 1840, die den Grundſatz der 
Belteuerung zur Geltung brachten, obne über Steuereinheit und 
Steuerfuß jhon ein dauerndes Nejultat zu finden. Das Prin— 
cip für den Steuerfuß ſetzte erſt das Gefeg vom 2. Juli 1843 feft, 
es jolle innerhalb fünf Jahren „die Steuer auf inländiſchen Zuder 
allmählih die Höhe des Zolld auf den franzöfiihen Colonialzuder 
erreichen“. Dieſes Princip ift geblieben und bat fich troß folgender 
Verſuche zur Umänderung durbaus bewährt. Dabei fam denn der 
Kampf der Intereſſen zwijchen den beiven Gruppen des Handels und 
der Induſtrie zur Erſcheinung und ijt bis auf den heutigen Tag nicht 
beendet. Um ihn zu verjteben, muß man feithalten, daß der Grund: 
ja der Beſteuerung der NRübenzuderinduftrie wol entſchieden aner: 
fannt iſt und mol bejtritten bleiben wird. Der Streit bat eine 
Menge von Gefihtspunften bereingezogen, die der Finanzwifjenihaft 
nicht direct angehören. 

Ueber das franzöfifhe Spitem und die Combinirung beider Be: 
jteuerungen, die außerordentlihe Läftigkeit der Beaufjichtigung der 
Habrifation, die gewiß viel mebr Loftet, als die möglihe Deſrau— 
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dation betragen würde, und den Verſuch, den inländifhen Zucker 
mit 7 Frs. böber zu belegen als ven Golonialzuder, vgl. v. Hod, 
S. 325 fg. Eigenthümlich ift jtatt der Anwendung des Saccharo— 
meterö die Type, wobei die Weihe des Zuderd ald Steuereinbeit er: 
jcheint. Wie unbejtimmt noch die Theorie überbaupt iſt, fiebt man 
aus dem, was Hoffmann, S. 362 und Wirth, ©. 486 jagen; es 
iſt das faſt inbaltslos für die eigentlihe Frage. In Preußen bat 
jih die Steuer jeit 1840, Gefeg vom 21. März, allmäblih ent: 
widelt; erjt blos eine Gontrolabgabe von 5 Sgr. per Gentner, over 
3 Bf. per Centner rober Rüben; ſchon 1841 verdoppelt; 1850 ſchon 
rejpective 2 Thlr. und 3 Sar.; 1857 mit 6 Sar. per Gentner rober 
Rüben feitgeitellt; 1858 mit 7Y, Sar. Bal. Rönne, „Staatsrecht“, 
II, $. 488; Hoffmann, ©. 363. Ueber Dejterreih vgl. Defjar, 
a. a. D. Hier begann die Steuer auf den NRübenzuder überhaupt 
erit 1850 mit 5 fr. E.:M. per Gentner rober Rüben, wa3 einer 
Steuer von 1 Fl. 40 Air. per wiener Gentner Nobzuder gleichgerec: 
net wurde; 1853 dagegen 8 Nr.; 1855 12 Kr.; 1857 18 Ar. 
Zugleih wurde ſyſtematiſch der Cingangszoll bejtimmt mit 7 Fl. 
30 Sir. per Gentner Golonialrobzuder 1827; 1850 auf 8 Fl.; 
1852 auf 7 $1.; 1856 mit 6 5. Dabei jtieg die Production des 
Nübenzuder® von 123218 wiener Gentnern Nobzjuder im jahre 1850 
auf 446900 Etr. 1853, auf 1855 556160 Etr. und erreichte 
688168 wiener Gentner 1857, während ver Import mit 610658 
wiener Gentnern Robrzuder im Jahre 1850 fih 1853 auf 757995 
wiener Gentner bob (bödjter Stand) und 1857 auf 473696 wiener 
Gentner zurüdging. 

Ueber dieſe ganze Frage iſt ein vortreffliher Aufiag von Def: 
jary, „Weber den ZJuder und defjen Bejteuerung in Oeſterreich“, in 
Haimerl's „Oeſterreichiſcher Vierteljahrsſchrift“, 1858, Heft 2, ©. 203 
fg., und der „Wiener Zeitung” vom 4. und 5. Dec. 1858 enthalten. 

Uebrigens waren es wejentlih die Zolleinnahmen des Zollver: 
eins, welche jo jtarf unter der Nübenzuderfabrifation litten, daß man, 
um die betreffenden Steuern nicht ganz zu entbehren, diejelbe be: 
jteuern und zugleib gemeinjame Grundjäge dafür annehmen mußte, 
Schon 1841 fand in diefer Beziehung die erjte Uebereinkunft ſtatt, 
die im Jahre 1853 wefentlih, namentlih im Steuerfuße movificirt 
wurde. Grundjäge: alle Nübenzuderindujtrie joll mit einer gleichen 
Steuer belegt werden, doch joll diefer Steuerfuß geringer fein als 
der Zollfag auf transatlantiihen Zuder. Dennoch bat der Zollverein 
durh Uebereinftunit vom 31. Mai 1858 den gemeinjamen Steuerfuß 
von 7%, Sgr. per Zollcentner Rübe angenommen (1 Gtr. getrod: 
nete auf 5 CEtr. friiche Rübe, Gejeg vom 9. Juli 1861). Das Ber: 
fabren bei der Bejteuerung iſt in Preußen requlirt durd Geſetz vom 
7. Aug. 1846; die Nadtragsverordnung bei Rönne, II, $. 488. 
Mas nun die VBemefjung des obigen PVerhältnifjes zwiſchen Rüben: 
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fteuer: und Robrzuderzollfag betrifft, jo it es allerdings ſchwer, ein 
abjolutes Maß für die richtige Höhe anzugeben. Doch kann das 
Princip faum zweifelhaft fein, dak der Steuerfuß des Rübenzuckers 
zu niedrig ift, wenn bei gleicher oder vermehrter GConjumtion der 
Import des Rohzuckers beveutend und regelmäßig ſinkt, weil dies 
nur durch einen bedeutenden Gewinn der Rübenzuderinduftrie mög: 
(ih ift, während er zu hoch wird, wenn bei gleihem Gonjum der 
Import jteigt. Die Beftimmung der Höbe muß daber genaue jta- 
tiitiihe Daten zur Grundlage haben. 


F. Cabachsteuer. 
I. Die Steuer an ſich und ihr Princip. 


Es ift feine Frage, daß der Tabad in feiner Weije zu den 
Nahrungsmitteln, ſondern nur zu den Genußmitteln gehört. Er 
fann daher regelmäßig aud nur von dem Reinertrage der Arbeit 
bezahlt werden. Es folgt daraus, daß bei feinem Berbraude ftreng 
genommen fein ganzer Preis Steuerquelle ift, und daß mithin 
fein Gegenftand des Verbrauds eine jo große Steuerfraft hat als 
der Tabad; ein Saß, den die Erfahrung nad jeder Seite hin 
beftätigt und den man der ganzen Belteuerung des Tabads un: 
bedingt zu Grunde legen muß. 

Der Tabad ift daher feit feinem Auftreten als Verbrauchs: 
gegenftand und nachdem er die erite Periode, die des Verbots, 
glücklich überſtanden, ſtets jehr hoch bejteuert geweien. Man 
fieht, wie die Finanzverwaltungen mit richtigem Blid die große 
Steuerfraft des neuen Artikel erkannt und wie fie bemüht ge: 
weſen find, fie auszubeuten. Allein gerade hier trat auch zum 
erſten male die wichtige Thatſache hervor, daß es ohne ein tiefes 
Eingreifen in die wirtbichaftlihen Berhältniffe von feiten des 
Staats nit möglich ift, die Steuerfraft des Tabads gehörig zu 
benugen. Die Bejteuerung des Tabads hat daher ihre eigene 
und lehrreihe Gefchichte, die leicht verftändlich wird, wenn man 
fie auf ihre einfadhften Grundlagen zurüdführt. 

Eine jede jehr hohe Beiteuerung eines Verbrauchsgegenſtandes 
nämlich wird, wenn Production und Verkehr mit demfelben frei 
find, unbedingt zur Folge haben, daß fich der betreffende Gegen: 
ftand der Beiteuerung zu entziehen tradhtet. Die große, außer: 
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ordentlich thätige und nur zu einem Kleinen Theil controlirbare 
Macht, welche fich der Beſteuerung entgegenftellt, ift das Intereſſe 
an dem Gewinn, den die der VBerjtenerung entzogene Waare dem 
Berfäufer bringt. Diejer Gewinn erzeugt ganz unabweisbar eine 
eigene Erwerbsform, den Schmuggelhandel, welcher einen Ber: 
dient in der Umgehung der betreffenden Steuer zu machen jtrebt, 
und dieje Erwerbiform bringt nicht blos den Staat um feine 
Einnahme, jondern lehrt auch die Mafjfe der direct und indirect 
Betheiligten ih der Drdnung des Staats zu widerſetzen. Es ift 
einleuchtend, daß dies in dem Grade fteigt, je höher der Steuer: 
fuß im Berhältniß zum Productionspreife ift, und es ergibt fi) 
endli von felbit, daß dieje Steigerung zu einem ganz allgemeinen 
Misverhältniß wird, wenn der Conſum des betreffenden Gegen: 
ftandes ein allgemeiner geworden ilt. 

Tritt nun, wie bei dem Tabad, noch hinzu, daß neben dem 
Import von außen eine einheimijche Production fteht, die nicht 
etwa durd die als Eingangszoll abgeforderte hohe Belteuerung 
geihüßt, fondern durch eine gleih hohe innere Belteuerung 
getroffen werden muß, jo ift die unbedingte Folge, daß die Um: 
gehung des Eingangszolld durch den Schmuggelhandel auch noch 
für die einheimijche Production verderblih wird, fodaß durd den 
eriten die Einnahme aus dem Eingangszoll, durch das leßtere die 
Einnahme aus der einheimijhen Verbrauchsſteuer verfiegt, wäh— 
rend dennoch) der Kampf gegen jene Elemente den Finanzen fo viel 
foftet, daß die hohe Beſteuerung erjtens der Grund der geringen 
Einnahme und zweitens des Untergangs der einheimiichen Pro: 
duction wird, ohne daß der Verbrauch wejentlich gejchmälert wird. 

Aus diefen Gründen ergibt fih, daß das Verbrauchsiteuer: 
ſyſtem abjolut feine Wahl hat, als entweder die Steuer und den 
Zoll niedrig anzufegen, oder aber den Grund des Kampfes der 
Einzelinduftrie mit dem Steuerjyitem, die Privatproduction und 
den Privatverkehr mit dem beftimmten Gegenftande aufzuheben. 

Der erſte Fall, die Anjegung einer niedern Steuer, ift ein: 
fach und hebt alle Schwierigkeiten der Befteuerung auf. Allein 
er ijt ein ganz offenbarer Widerjpruch mit jedem richtigen Steuer: 
princip und bringt deshalb nicht einmal einen jcheinbaren Nutzen. 
Es ift principiell verkehrt, einen Verbrauch nicht im Verhältniß 
zu feiner Steuerfraft zu belaften; es ijt praftiich verkehrt, dies 
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nicht zu thun, weil die Steuerfumme, welche der betreffende Ar- 
tifel hätte aufbringen follen und ohne Nachtheil hätte aufbringen 
fönnen, alsdann auf einen andern Verbrauch gelegt werden muß, 
der bereits im Verhältniß zu feiner Steuerfraft bejteuert iſt. Die 
geringe Steuer auf eine große Steuerkraft iſt daher nicht nur 
ein Widerſpruch mit den abjoluten Forderungen des Steuer: 
wejens und nicht nur Feine Erleichterung der Befteuerten, da fie 
die betreffende Summe doch aufbringen müſſen, jondern fie ift, 
wie jede verkehrte Steuereinrichtung, geradezu eine Vermehrung 
der Steuerlaft durch irrationelle Bertheilung derjelben. Es kann 
daher feine Frage fein, daß jedes Syitem faljch ift, welches eine 
geringe Steuer auf die große Steuerfraft des Tabads legt, und 
daß daher unbedingt das zweite Syſtem den Vorzug verdient, 
welches zum Zwecke der richtigen Belteuerung die Privatpro: 
duction und den Brivatverfehr aufhebt und das Monopol als 
Steuererhebungsform an ihre Stelle jeßt, jobald man über die 
große Steuerfraft jenes allgemeinen VBerbrauchsgegenftandes einig 
it. Beides, ſowol die außerordentlihe Steuerfraft des Tabads 
als der ganz allgemein gewordene Verbrauch defjelben, ijt ganz 
unzmweifelbaft. 

Es ift daher rationell gar feine Frage, daß der Tabad 
unter allen Verbrauchsgegenitänden derjenige ift, der das Monopol 
als einzige rationelle Steuererhebungsform unbedingt fordert und 
zwar jo entjhieden, daß alle Intereſſen der Privatproduction 
und des Privatverkehrs dagegen zurüdjtehen müffen, da bei der 
eigenthümlihen Natur des Tabads eine Geltendmahung der 
legtern nur als eine verkehrte Erhöhung anderer bereits im 
richtigen Berhältniß zur Steuerfraft beftehender Steuern wirken 
wird. Dennoch ift das Monopol nur zum Theil in Europa ein: 
geführt und, wie es in der Natur der Sade liegt, von den Sn: 
terejjen des Handels auf allen Punkten bekämpft. Die Theorie 
bat fich bisher auch ihrerjeitS gegen dafjelbe ziemlich allgemein 
ausgeſprochen; der mwejentlichite Grund diejer Stellung der Theorie 
liegt indeß darin, daß diejelbe mit dem traditionellen abjoluten 
Borurtheil gegen das Monopol eine vollflommene Nihtberüdiich: 
tigung der wejentlihen Gründe verbunden hat, welche, wie gezeigt, 
vom Standpunkt einer rationellen Befteuerung das Monopol 
gerade für diejes BVerbrauhsobject fordern. Trotzdem gewinnt 
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das leßtere immer weitere Anwendung und es ift fein Zweifel, 
daß es, wie jede wahrhaft begründete Steuerart, mit der Zeit 
die einzige Beteuerungsform des Tabads in ganz Europa wer: 
den wird. 


In der Literatur ift die Ueberzeugung, daß der Tabad eine 
ſehr große Steuerkraft habe, vielleicht der einzige Punkt, in dem alle 
übereinftimmen. Malhus und Jakob, namentlid der erjtere, haben 
dad Monopol als rationelle Steuerform ausdrüdlich vertheidigt, ſelbſt 
Lot gibt dies zu (III, 371), obgleid er die wunderlihe Behauptung 
aufitellt, vah die 45 Mill. Fr., welche das Monopol Frankreich ein: 
trägt, dem Lande jährlih 65 Mill. Fr. koften. Gegen dad Monopol 
ift beſonders Bierfad, vorzüglid weil die Production leidet, was 
nicht richtig if. Wenn Wirth ohne weiteres behauptet, daß „das 
Tabad3monopol von allen Bollswirthen verworfen wird‘, ©. 486, 
jo ift das geradezu nicht wahr, foweit es dem Steuerwejen angehört. 
Gine umfaſſende Darjtellung der Syſteme der Tabadzjteuer findet ſich 
bei feinem Schriftjteller; dagegen muß die Schrift: „Der Zollverein 
und das Tabadsmonopol”“, Berlin 1857, als ein Meiſterwerk in der 
Darftellung der Thatſachen umd gerade dur die offene Schwäche der 
Gründe gegen das Monopol als die wichtigite Schrift über die ganze 
Frage angeſehen werden. Dal. dazu die Anzeige diefes Werts in 
der „Wiener Zeitung”, April 1858, Nr. 85 fg. 

63 ijt dabei im Grunde ſehr merkwürdig, daß die neuere Fi: 
nanzliteratur die ganze Frage fo oberflählid behandelt hat, ſodaß ein 
genaueres Eingehen hier durchaus nothwendig erjcheint. Schon Rau 
ijt unverhältnißmäßig kurz, II, $. 440. Umpfenbach jchmweigt, fo 
auch Hod; was Pfeiffer jagt, II, S. 395—398, ijt der unbedeu: 
tendjte Theil feiner Arbeit. Charakteriftiih ift, daß feiner ver Frage 
nah dem Monopol ins Geficht zu fehen ſich veranlaßt fühlt. Um 
jo bejtimmter wiederholen wir unjere in ver erften Auflage ausge— 
ſprochenen Säge. j 

Die Tabadöfteuerfrage ift fpeciell für die Verhältnifje des Zoll: 
vereind (deutjches Reich) neuerdingd wieder nahdrüdlih in Angriff 
genommen. Maehrlen, „Die Befteuerung des Tabad3 im Zollver: 
ein”, 1868, mit einem dem Monopol äbnlihen Syſtem: Einziehung 
des im Inland gewonnenen Tabal3 und PBermittelung feines Ber: 
fauf3 durch den Staat: Tarprei3 für den Producenten, und Steuer: 
aufihlag für den Fabrifanten. Dem ift ein verftändig verwaltetes 
Monopol bei weitem vorzuziehen. Craizenach, „Die franzöfifche 
Tabadäregie in ihrer Entwidelung, Organifation, finanziellen und 
wirtbichaftlihen Bedeutung“, 1868; hätte dur die Ausführung des 
Sapes, daß eine jelbjt mäßige Monopolsbefteuerung andere Steuern 
auf Nahrungsmittel aufhebbar macht, neben jeiner gründlichen Dar: 
jtellung der franzöfifhen Verhältnifje mehr für das Tabadamonopol 
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gewirkt, als durch ſocialiſtiſche Anklänge. Immer iſt es ein großer 
Fortſchritt, daß die Monopolsbeſteuerung des Tabads endlich auch 
in Deutſchland recht ernſtlich erwogen wird. Möchten wir fie bald 
eingeführt und durch ſie die Steuer auf Nahrungsmittel bald und 
bedeutend vermindert ſehen! 


II. Die verſchiedenen Beſteuerungsſyſteme des Tabads. 


Inzwiſchen unterliegt der Taback noch immer den verſchie— 
denſten Beſteuerungsſyſtemen, die wir in drei Gruppen theilen 
können und die wieder eine weitere Verſchiedenheit zulaſſen, je 
nachdem der betreffende Staat Taback producirt oder nicht. 

J. Das erſte Syſtem nennen wir das Verbrauchszoll— 
ſyſtem. Nach dieſem Syſtem ruht nur auf dem importirten Ta— 
back eine Verbrauchsſteuer, die als Grenzzoll erhoben wird und 
deren Höhe der Regel nach mit der Steuerkraft des Tabacks in 
gar keinem Verhältniſſe ſteht. Die Steuererhebung durch den Zoll 
fällt dann unter die allgemeinen Regeln der Zollerhebung; Steuer— 
einheit iſt die Zollgewichtseinheit, Steuerfuß der Tarifſatz. 

Hat ein Land mit Verbrauchszoll für den Taback eigenen 
Tabacksbau, ſo kann dieſer Bau einer beſondern Steuer unter— 
zogen werden, was jedoch ſeine Schwierigkeit hat, da der durch 
den verhältnißmäßig niedrigen Zoll ſehr niedrige Preis des frem— 
den Tabacks den einheimiſchen Tabacksbau nur unter der Bedin— 
gung einer faſt gänzlichen Steuerfreiheit gedeihen läßt. 

Sowie der Taback verzollt iſt, tritt demnach die volle Freiheit 
des Verkehrs und der Production aus dem Rohſtoff für denſelben ein. 

Schon bei dieſem Syſteme ergibt ſich nun, abgeſehen davon, 
daß die Steuerfähigkeit des Tabacks wie ein unbebauter Boden 
unbenutzt liegen bleibt, der weitere ſehr ernſte Einwand, daß es 
unfähig iſt, die Beſteuerung durch den Zolltarif nach dem ſehr 
verſchiedenen Werthe der Tabacksſorten und mithin nach der Ver— 
ſchiedenheit der Steuerkraft der Arten des Verbrauchsobjeets ein: 
zurichten. Die Folge davon iſt, daß die gleichmäßige Beſteuerung 
des ungleichen Tabacks den Verbrauch der niedern Klaſſen und 
den Genuß der Beſitzloſen zu Gunſten des Verbrauchs und Ge— 
nuſſes der Beſitzenden beſteuert, ein Nachtheil, der nicht blos an ſich 
großift, ſondern der auch das folgende Syſtem in erhöhtem Maße trifft. 

Wir fönnen diejes Syitem das deutſche nennen. Es ift in 
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dem ganzen Gebiete des deutjchen Steuerwejend das unvollkom— 
menjte und principlofeite; es hat fih an die hiſtoriſche Thatſache 
der geringen Tabadsftener einfach angejchloffen und läßt fi nur 
dadurd erklären, daß die alte Zerjplitterung des deutjchen Staa: 
tenlebens auch bier einer Einheit entbehrte, welche allerdings die 
nothiwendige Vorausjegung des Monopol war. Hier liegt der 
weſentlichſte Fortjchritt des deutjchen Steuerjyitems, und er dürfte 
faum lange ausbleiben. 

II. Dieſes zweite Syitem nennen wir am beften das Mono: 
polzolliyftem, da es aus der GCombination zweier Maßregeln 
beſteht. Es beruht nämlich erftens darauf, durh den Zoll die 
Steuerfraft des Tabads zu erfhörfen und enthält daher einen 
Zollſatz, der den Tabad ebenſo jehr vertheuert und vielleicht mehr 
als das Monopol. Zweitens enthält dafjelbe das Verbot des 
eigenen Anbaus von Tabad, ein Verbot, das im Grunde über: 
flüſſig wäre, da jenes Zollſyſtem durch eine entiprechende Pro— 
ductionsftener auf die eigene Cultur das Product der letztern 
ohnehin zu jehr vertheuern würde, wenn nicht das Verbot den 
Staat auf dem einfadhften Wege von jeder Eontrole befreite. 

Das Monopolzolfyftem hat in jeiner Anwendung zur Folge, 
daß der eigene Tabacksbau verſchwindet; andererfeits aber erzeugt 
es den Schmuggel mit Tabad, der uncontrolirbar bleibt, weil 
jeder Tabad, der einmal die Grenze überihritten hat, ſich der 
weitern Gontrole entzieht. Der Vortheil, daß es die Steuerkraft 
des Tabads ausnugt, wird durch dieje Nachtheile namentlich da 
aufgewogen, wo der Boden fich zum eigenen Anbau qualificirt; 
es ijt daher allenthalben unausführbar, wo das lettere in irgend» 
einem Grade der Fall ift. Immer aber ift ein Hauptgrund in 
andern Ländern gegen diejes Syſtem die obenerwähnte Unfähig: 
feit defjelben, die Arten des Tabads in der Belteuerung durd 
den Zoll zu trennen, und e3 leuchtet daher ein, daß die unge- 
rechte Bertheilung der Tabacksverbrauchsſteuer um jo empfindlicher 
wird, je mehr der Zollſatz ſich der Steuerfraft des Tabacks nähert. 
Esift daher auch dieſes Syftem als ein jehr mangelhaftes anzuerkennen. 

Es ift befannt, daß dafjelbe das Syftem Englands iſt. Es 
ift befler als das vorhergehende, aber jchlechter als das folgende. 

II. Das dritte Syſtem iſt die Belteuerung dur das Mo: 
nopol. Hier ändern fih die Anwendungen der Grundbegriffe, 
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neue Verhältniffe treten hinzu und eine jelbjtändige Darjiellung 
wird nothwendig. 


III, Das Syſtem des Monopols. 


Das Spitem der Beftenerung dur das Monopol entwidelt 
ih an drei Grundverhältniffen, die wieder in den verjchiedenen 
Ländern verjchieden behandelt werden. Dieje find: die monopo— 
Liftiiche Nobproduction, die monopoliftiihe Fabrikation und der 
monopoliftiiche Verkauf, welcher die eigentliche Beftenerung enthält. 

I. Die Rohproduction des Monopols, 

‚Die Anwendung des Monopols auf die Rohproduction zum 
Zwecke der Beiteuerung kann, wie beim Salze, jo weit geben, 
daß diefelbe die Privatproduction gänzlich ausſchließt und den 
Tabad nur dur den Staat bauen läßt. Da indeſſen der Ta: 
badsbau weſentlich durch wirtbichaftliche Tüchtigkeit bedingt wird, 
jo iſt das Syſtem der Staatsproduction ein durchaus irrationelles 
und an die Stelle defjelben ein Syftem zu ſetzen, welches die Pri— 
vatproduction in vollfommener Freiheit zuläßt, aber den Ueber: 
gang des Products in den Verkehr ausjchließt. Dies gejichieht 
durch das Brincip, daß der Staat der alleinige Käufer des Bro: 
duct3 fein und Fein Theil deffelben aus den Häyden des Produ: 
centen in den Einzelverbrauch übergehen darf. 

Die Ausführung diefes Princips beruht nun auf folgenden 
Mapregeln: 

A. Genaue Ueberwahung der Privatproduction, um durd 
das Quantum des Verkaufs das Quantum des Products con: 
troliren zu fünnen. 

Diefe Ueberwahung geſchieht wieder a) durch Anzeige des 
Areals, welches der Producent für den Tabacksbau beſtimmt; 
b) durch genaue Vorſchriften über die Bepflanzung deſſelben. 
Bon zweifelhaften Werthe iſt die Begrenzung des Anbaues auf 
einzelne Provinzen; doch hat fie einen guten Sinn, wo zu be: 
fürdten jteht, daß vereinzelte Tabadspflanzungen die Control: 
foften zu jehr erhöhen würden. 

B. Monopoliftiicher Anfauf des Products. 

Der Monopolsanfauf bedingt eine Neihe von einzelnen Maß— 
regeln, die leicht theoretifch zu beitimmen find, deren praftifche 
Ausführung dagegen nicht blos-im allgemeinen, wie es felbjt: 
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verſtändlich ift, ſehr wichtig, ſondern vielmehr die weſentlichſte Bedin— 
gung für die gute Verwaltung des Monopols iſt. Dieſe Maßregeln ſind: 

1) Beſtimmung eines Lieferungstermins für alle Privatpro— 
ducenten, nach Klima und Lage beſtimmt. 

2) Aufſtellung von Localitäten und Beamten für den An— 
kauf, bei denen die Oertlichkeit wichtig wird. 

3) Aufſtellung einer angemeſſenen Klaſſificirung der Tabacks— 
ſorten und eines Preiſes, der dem Anbau entſpricht und deſſen 
Klaſſen ſo eingerichtet ſein müſſen, daß für die größere Geſchick— 
lichkeit in der Production und die dieſer entſprechenden Klaſſe 
auch ein angemeſſener Reingewinn bleibt. 

4) Einrichtung der Verkaufsformalitäten, die gleichmäßige 
Formen haben müſſen, um die Controle möglich zu machen. 
Grundlage deſſelben ſind Verkaufsbücher für die Producenten, 
welche zugleich Angabe des Areals und der Erlaubniß enthalten 
und Ankaufsregiſter für die beſtellten Ankäufer, welche natürlich 
mit den Verkaufsbüchern zu ſtimmen haben. 

II. Import beim Monopol. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß im allgemeinen der Import des 
Privatverkehrs beim Monopol ausgeſchloſſen iſt. Der Staat iſt 
der allein berechtigte Importeur. Er kann dies nun entweder 
jelbjt beforgen und den Tabad, refpective das Fabrikat auffau: 
fen, oder er kann den Ankauf eigenen Kaufleuten überlaffen und 
von diejen die Lieferung übernehmen. Das legtere ijt faft immer 
das Beſte; nur erjcheint es zwedmäßig, öffentliche Verjteigerung 
des Imports wenigitens theilmeife jtattfinden zu laffen. 

Der monopolijtiihe Jmport kann nun die Einfuhr zu eige: 
nem Verbrauche ausjchließen. Es iſt indeß nicht zweckmäßig, dies 
rückſichtslos durchzuführen, da nur durch dieſe Erlaubniß dem 
Schmuggel begegnet wird, der gerade hier am gefährlichſten er— 
ſcheint, weil ihn bier der größte Verdienjt geboten wird. Das 
Spyitem läßt daher den Import zu eigenem Berbraude zu; es 
folgt aber, daß diefer Import bejtimmten Formalitäten (nament: 
li für jeden einzelnen Fall Erlaubnißjchein und Beichränfung 
auf ein bejtimmtes Quantum) und andererfeit einem Eingangs: 
zolle unterliegen muß, der der Monopoljteuer auf einheimischen 
Tabad gleichfommt. Endlid muß von demjelben der Import des 
rohen Tabads gänzlich ausgeſchloſſen fein. 
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III. Fabrifation beim Monopol. 

Für diefe muß das Princip des Monopols durchaus durch: 
geführt und jede eigene Fabrikation jtreng verhindert erden. 

Die Einrihtung der Fabrikation beruht auf dem Syitem des 
Verkaufs und richtet fi daher nad) diefem. Sie darf ſich nicht 
willfürlich beiwegen, jondern muß ganz genau in Quantität und 
Qualität produciren, was die Verwaltung für den Verkauf nöthig 
erachtet. Ebendarum kann auch die Fabrikation unter keiner Be- 
dingung der Privatinduftrie überlaffen, fondern nur in Staats: 
anjtalten betrieben werden, bei denen die günftige Lage für den 
Abſatz enticheidend wird. 

IV. Verkauf. 

Der Berkauf iſt um fo wichtiger, als er den Act der Be 
jteuerung des Verbrauchs enthält. Die Anforderungen der Be: 
jteuerung beberrichen daher vollitändig die Fabrikation, und das 
Productionsiyftem wird thatfächlich identisch mit dem Beiteuerungs: 
ſyſtem. Die enticheidende Frage iſt dabei nur die, wie weit das 
eritere jih der Mannichfaltigfeit des Verbrauchs accommodiren 
und in welchen Grenzen es die legtere halten joll, gegenüber der 
Einfachheit des Steueriyitems. Aus den Verſuchen, diefe Grenze 
richtig zu treffen, ift die Verfchiedenheit der Tabadsfabrikate in 
Qualität und Quantität hervorgegangen, die in den Monopol: 
ländern beiteht. 

Hierüber läßt fih nun natürlich Feine abfolute Regel auf: 
ftellen; es ift Sade der Verwaltung, das Zwedmäßige zu treffen. 
Grundlage bleibt jedoch das Princip, daß es drei Hauptarten 
geben muß, die in Quantität und Qualität dem Fleinften, dem 
mittlern und dem großen Reineinfommen entſprechen und deren 
Preis ſich daher auch nad diefen Kategorien richten muß. 

Der Berkuufspreis enthält nämlich, wie bemerkt, die Steuer. 
Der Verkaufspreis des einzelnen Verbrauchsquantums ift dabei 
Steuerfuß und Steuerbetrag zugleich; derjelbe berechnet jich, in: 
dem man die Geſtehungskoſten von der einzelnen VBerkaufseinbeit 
abzieht. ES ergibt fih nun aus dem Dbigen, daß diefer Ber: 
faufspreis ji dem Geftehungspreife um jo mehr nähern muß, 
je geringer die Qualität des Tabads und je allgemeiner daher 
fein Verbraud ift, oder daß der Steuerfuß um fo niedriger ſtehen 
muß, je mehr er auf dem Conſum der Fapitallofen Klafjen rubt. 
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Nur dadurd wird die Steuerfraft des Tabads in richtiger Ber: 
theilung getroffen und die Befteuerung leicht ertragen. Wie hoc) 
diejer Steuerfuß fein muß, muß mehr durd) Beobadtung als 
durch abjtracte Berechnung beftimmt werden. 

Der Bertriebsorganismus, der das Fabrikat dem Gonjum 
übergibt und in dem Preife die Steuer erhebt, kann nun auf 
zweifache Weife eingerichtet werden. 

Man Fann den Einzelverfauf freigeben, wie zum Theil beim 
Salz, und nur den Großverfauf dur den Staat bejorgen. Diejes 
Syſtem hat den Borzug größerer Einfachheit, allein es macht die 
Eontrole gegen ungejegliche Fabrikation und Importe faſt unthunlid). 

ALS das entjchieden richtigere erfcheint daher das Syitem der 
eigenen Berfaufsläden, bei welchem jeder Verfäufer die befondere 
Erlaubniß zum Einzelverkauf fi einholen muß. Dafür werden 
beftimmte Brocente als Verfaufsverdienft bewilligt und dies ift 
um fo leichter durchzuführen, als damit der Stempel- und Mar: 
fenverfauf verbunden werden kann. Die übrigen Einrichtungen 
zur Sicherung des Einfommens find dann Aufgaben der Verwal: 
tung, bei denen die Zmwedmäßigfeit maßgebend wird. 


Die pofitive Darftellung der Tabadsfteuer ijt von einem um fo 
größern Intereſſe, als viejelbe nicht blos eine der widhtigiten Ein: 
nahmen überhaupt bildet, jondern aud bier ſich die mertwürdige Er: 
jheinung zeigt, daß der Confum des Tabads fajt allenthalben mit 
der Erhöhung der Steuer ſelbſt geftiegen iſt. 

Europa theilt jih in Beziebung auf die Tabacksſteuer in drei 
große Gebiete, in welden der Confum um jo größer ift, je höher 
die Steuer iſt. 

England bat fein Monopol, aber der Tabad3bau ijt jhon jeit 
Karl II. unbedingt verboten. Der Zoll auf Tabad ijt aber jo hoch, 
dab derjelbe nod circa 4, Mill. Thlr. mehr betrug als die ge: 
fammte Einnahme des Zollvereins (Durhichnitt von 1850—54: 
4,584323 Pfd. St. und zwar außer der Steuer für die Verkäufer 
(ſ. diefelbe bei Hübner, a. a. D., ©. 23); jeit 1825 5 Bio. St. 
Firum und für jede 20000 Bir. 5 Pfr. St. mehr, was 1840 nod) 
um 5 ®Broc. erhöht wurde. Der Zoll ift 3 Sh. und 5 Proc. für 
Blätter, 6 Sh. und 5 Proc. für Schnupftabad und 9 Sb. und 
5 Broc. für Cigarren per Pfund, alfo per Gentner circa 170 31. 
für Blätter und circa 450 3. für Cigarren; eine Steuer, die fo 
bob iſt, daß man kaum begreift, wie dennoch ver Durchſchnittsver— 
brauh auf 261000 Etr. gejtiegen jein fann. Die Zollminderung des 
Jahres 1863 auf 4 Sh. für Naud: und 3 Sh. 9 P. bis 4 Sh. 
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6 P. für Schnupftabad und 5 Sh. für Cigarren hat nod wenig 
Grfolg gehabt. Bode, S. 341— 343. 

Die Länder des Monopols umfaffen das ganze übrige Europa 
mit Ausjchluß des Zollvereins, Portugals und Standinaviens. 

Frantreih8 Monopol ift feit Ludwig XIV, eingeführt; es bat 
einen beftändig fteigenden Steuerfuß und einen gleichfalls beſtändig 
fteigenden Conſum aufzumweifen. Die merkwürdigſte Epode war die 
der Revolution... Im Jahre 1791 ward der Tabadshandel freige: 
geben und nur eine Steuer von 25 Fr. auf 100 Bir. als Con: 
fumtionsfteuer aufgelegt. Die Einnahme, die vor der Revolution 
noh 32 Mill. Livres betragen, verfhwand dabei faſt ganz; im 
Jahre IX ver Republit war der ganze Ertrag nur 1,130000 Fr. 
Die Erhöhung der Steuer durh das Geſetz vom 30. Floreal im 
Jahre X hatte eine Vermehrung der Einnahme auf 4,300000 Fr. 
zur Folge; die Verdoppelung der Steuer eine Erhöhung auf 16 Mil. 
1806; das Decret vom 29. Dec. 1810 führte das Monopol wieder 
ein und die Einnahme jtieg auf 28 Mill. Während der Reftaura: 
tion begannen die Angriffe auf’das Monopol; da man e3 weder auf: 
zubeben nod definitiv beizubehalten wagte, jo warb ed nun von zehn 
zu zehn Jahren verlängert; die Hauptjtadien feiner Erträgnifje erga: 
ben in Millionen Francs: 


Jährlicher 
Bruttodurchſchnitt. Reinertrag. 
1811—15 63,2 23,3 
1826—30 67,1 43,5 
1841 —45 100,7 70,4 
1846 —49 115,4 82,9 
1852 131,2 98,7 
1853 139,3 105,2 
1854 145,7 110,3 
1855 152,5 113,8 


Die Erfahrungen zeigen dabei, daß der Gewinn beim Monopol 
mit der Feinheit des Tabachs und mithin mit der Wohlhabenheit der 
Klaſſe fteigt, die ihn braudt. Die genauere Darftellung der Pro: 
duction in der Schrift „Der Zollverein und das Tabadsmonopol‘; 
die Verwaltung des Monopol3 namentlih bei Hod, Abſchn. 2, Kap. 7. 
Ausführlid bei Parieu, „Traite des impöts“ III, 69. Eine jelbjtän: 
dige Behandlung des Gegenjtandes, jedoch nicht über 1858 hinaus: 
gehend: N. Tuhr „Memoire sur les Progres de l'impöt du tabak 
en France 1861.” Nationelle Behandlung der Frage: J. Maehrlen, 
„Die Beiteuerung des Tabacks im Zollverein, 1869. 

In Dejterreih beift das Monopol noch Regal und die Tabads: 
bejteuerung das Tabadsgefälle. Eingeführt bereit3? 1670, bis 1784 
verpadtet, ergab das Monopol nur 1,925000 Fl.; 1784 (Batent 
vom 8. Mai) übernahm vie Regierung felbjt die Production; doc 
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waren die ungarifchen Staaten und Galizien frei; 1834 ward eine 
eigene Tabadsfabrilvirection eingefeßt. Im Sabre 1828 warb das 
Monopol in Südtirol eingeführt; das Patent vom 29. Nov. 1851 
führte es endlich auch für Ungarn ein, wobei alle Brivatfabriten gegen 
Entihädigung aufgehoben wurden. Die Ertragsverhältnifje waren: 


Betriebskapital. Ertrag. Netto. 


1851 14,821204 Fl. 13,926703 Fl. 93,9 Proc. 

1852 19,375278 „ 17210977 „ 887 „ 

1853 17,320513 „ 21,382625 „ 1234 „ 

1854 20,278016 „ 22.129915 „ 1094 „ 

1855 20,361034 „ 25,866491 „ 1274 „ 

1856 22,485932 „ 26,557517 „ 1181 „ 

. Daneben jtieg die Neineinnahme der VBerzehrungsiteuer nur um 30,9 
Broc., die des Zoll um 3,1 Proc, die des Salzes um 3,6 Proc. 
Bei der Einführung des Monopol3 ward die Behauptung oft und 
laut ausgejprohen, daß in Ungarn, dem Hauptproductionslande, die 
Tabad2production durh dad Monopol untergehen müſſe. Die fta: 
tiftifchen Ergebnifjfe mweifen aber im Gegentheil nah, daß, während 
die Zahl der Pilanzer bei der Einführung des Monopol3 40113 mit 
35136 Joch gewejen, dieje Zahl im Jahre 1856 unter der Herr: 
ihaft des Monopols auf 83575 mit 60241 Joch geitiegen war, 
ſodaß in neuejter Zeit die Production die Confumtion bereits gededt 
und theilweife überftiegen bat. Diefe Geſchichte des öſterreichiſchen 
Monopol3 und namentlih feine Einführung in Ungarn ift von ganz 
befonderm Intereſſe, indem fie über das Verhältniß ver Einführung 
des Monopol3 in Gebieten enticheidet, wo QTabad bisher auf mono: 
polfreiem Grunde gebaut wurde, und den Beweis liefert, dab das 
Monopol direct günftig auf die Production wirkt, weil es ihr einen 
gefiherten Abjag bietet. Die genauefte Darlegung der einſchlagenden 
Verhältniffe, Thatfahen und Zufammenitellungen bei Plentner, „Das 
öfterreihifhe QTabad3monopol jeit deſſen Ausdehnung auf das ge: 
fammte Staatögebiet”, (Mien, 1857). Die VBerwaltungsgefege und 
Anordnungen bei Konopaſek und Mor, a. a. D., Buch II, 8.69 fg. 

Außer Defterreih und Franfreih ift das Monopol noch einge: 
führt in Spanien, Sicilien, Sardinien, Polen, dem Klirchenjtaat, Tos: 
cana, Parma, Modena, San:Marino und Licchtenftein, ſodaß, ab: 
gefeben von England, nicht weniger als 116 Mill, Menſchen oder 
43,7 Proc. der Bevölkerung Europas unter dem Monopol Leben, 
zu denen man entjchieden, wenn aud nicht der Form, jo doch dem 
Weſen nah England binzurechnen muß. 

Nah dem Shſteme der einfahen Conſumtionsſteuer wird ber 
Taback namentlih im Zollverein befteuert. Hier ijt zwar der Zoll 
für ausländiihen Tabad ein gleiher für alle Staaten, allein vie 
Beiteuerung der Tabad3production ſelbſt ift ſehr ungleih. Preußen 
bat vier Bodenklaſſen mit vier Steuerfüßen eingeführt durch dag Ge: 
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ieh vom 29. März 1828, während bis dahin das Product felbit 
befteuert worden war. Bol. Hoffmann, „Steuern“, ©. 307, 309. 
In mehrern Staaten keine befondere Berjteuerung. 

Danach war der Steuerbetrag in Europa in Millionen Francs 
und per Kopf berechnet folgender: 


Gejammtbetrag. per Kopf. 


England 1183: . 4,40 
Frankreich 88,0 2,50 
Spanien 23,6 1,65 
Portugal 8,1 2,78 
Kirchenſtaat 8,0 2,38 
Zollverein 77 0,27 
Rußland (ohne Polen) 7,6 0,15 
Sardinien 7,2 1,79 
Neapel 4,7 0,58 
Polen 1,2 0,25 
Belgien 0,7 0,17 
Defterreich 22,9 0,60 


Diefe Tabelle aus dem „Journal des Eeonomistes” iſt entſchie— 
den in allen Punkten zu niedrig; fie bat nur den Wertb, das un: 


gefähre Verhältniß zwiſchen der Beiteuerung der verſchiedenen Staaten 
anzubeuten. 

Im Jahre 1859 waren in Dejterreih die Bruttoeinnabmen des 
Tabacksmonopols 42,225273 Fl., die Ausgaben 19,298274 Fl., netto 
22,927000 Fl. 1869 reip. 45,2 Mill. und 19,2 Mill., netto 
26 Mill, Tabadsjteuer, was allerdings annähernd einen Steuerbetrag 
von circa 1,6 Fl. per Kopf ausmacht. 


G. Die Befteuerung der ausländischen O'onsumtionsartihel. 
Die Zölle und die Zollfteuer. 


Daß die Zölle von jeher einen wejentliden Theil der Ein: 
nahme der Finanzen gebildet haben und daher in Feiner Finanz: 
wiſſenſchaft fehlen können, ift befannt. Allein ebenjo befannt ift, 
daß fie zugleich als eine der wichtigſten volfswirtbichaftlichen Ver: 
waltungsmaßregeln erfcheinen. Erklärlich ijt es dadurch allerdings 
jehr leicht, daß beide Gefichtspunfte in ihrer fachlichen innigen 
Berbindung auch theoretiich Leicht vermengt werden. Das ift aber 
nun ein um fo größerer Uebeljtand, al3 namentlich der Ießtere Ge: 
fichtspunft nur für einen Theil der Zolliteuer zutrifft. Es jcheint 
gegenwärtig die erfte Aufgabe zu fein, den finanziellen Stand: 


571 


punkt des Zollwejens von dem adminijtrativen zu jcheiden und 
dann erit den letztern als jubfidiäres Element der Beurtheilung 
zur Geltung gelangen zu laffen, während in der Verwaltungs: 
lehre das Umgelehrte der Fall iſt. Hält man das feft, fo ergibt 
ih dasjenige Syftem der Behandlung diejes Gebiets, das wir 
für das allein richtige in der Finanzwiſſenſchaft halten müſſen. 


Es liegt wol wefentlib in dem Mangel einer jelbjtändigen 
Berwaltungslebre, daß die Finanzwillenichaft der neueften. Zeit die 
Frage nah Schupzoll und Freibandel zum Ausgangspunlte der Be: 
bandlung des Zollweſens gemacht bat. Bielleiht daß die ftrenge 
Scheidung, welche das Folgende durhführt, auch dafür ihre unmittel: 
bare Wichtigkeit haben dürfte. 


I. Der Zoll als indirecte Steuerform. 


Es iſt fein Zweifel, daß der Zoll zunächſt und vor allen 
Dingen als eine Erhebungsform der indirecten Steuer erjcheint. 
In dieſem Sinne hat die Finanzwiffenschaft denjelben daher auch 
zunächit zu behandeln und zu erläutern. 

Der Zoll ift nun diejenige Art der indirecten Steuer, deren 
Dbject alle aus dem Auslande über die Grenze gebrachten Waa: 
ren bilden, und die fomit als Gomplement aller andern Belteue: 
rungsformen ericheint. In diefem Sinne nennen wir ihn den 
Eingangszoll, zum Unuterfchiede von dem Ausfuhrzoll, der in der 
That gar nichts ift, als eine Verwaltungsmaßregel, und mit dem 
Steuerwejen ebenfo wenig zu thun hat, als der Durchfuhrzoll, 
der eine Form der Wegeabgaben it und daher dem Gebühren: 
wejen angehört. Wir reden daher im Zollwejen nur von dem 
Eingangszolle, als dem eigentlichen Zole, der einen Theil der 
Finanzwiſſenſchaft bildet. 

Der Zoll als Steuer hat daher in allen feinen Anwendungen 
die Elemente aller Steuer in jih. Sein Object bilden die durch 
den Zoll zu verfteuernden Waaren. Seine Steuereinheit jollte 
eigentlih nad der Natur und dem Werthe jeder einzelnen Waare 
aufgejtellt werden. Die praktiſche Unausführbarkeit diejer For: 
derung bat dagegen faft auf allen Gebieten den Grundjaß erzeugt, 
als Einheit das Gewicht und ausnahmsweile das Stüd anzu: 
nehmen. Der Zoll mit der Einheit des Werthes heißt der Werth: 
zol; der Zoll mit der Einheit des Gewichts der Gemwichtszoll. 
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Der große Unterjchied des Werthes bei gleichem Gewicht hat in- 
deß für gewiſſe DObjecte den Werthzoll mit dem Gewichtszoll in der 
Weife verbunden, daß der Steuerfuß (Zolljag) derjelben Gewichts: 
einheit je nad) ihrem Werthe ein höherer ift; dabei hat nun aber 
in der Belteuerung diejes Steuerfußes neben dem Werthe auch 
das Princip des Schußzolles mit eingewirkt, jodaß es weder einen 
reinen Gewichts: noch einen reinen Wertbzell gibt. Schon bier 
beginnen daher die Schwierigkeiten des Zollweſens. 

Der Steuerfuß des Zolles ijt der Tarifſatz; das Syftem aller 
Steuerfuße ift der Zolltarif. An ſich einfach, iſt demnach aus den 
erwähnten Gründen diefer Tarif als Syſtem der Steuerfuße der 
BZollfteuer das Fünftlichjte Gebiet für Gefeßgebung und Verwaltung 
der Finanzen geivorden, indem gerade diefer Steuerfuß der Zoll: 
jteuer das Gebiet ift, auf welchem fich die tiefen Unterjchiede der 
beiden Brincipien des Zollweſens Freuzen und vermifchen. Yu dem 
Ende ijt es nothwendig, jedes derjelben für fich durchzuführen 
und zu betrachten. 


II. Die leitenden Principien des Zollwejens. Der Stenerzofl uud 
der Schutzzoll. 


Der Zoll ift zunädft eine Abgabe, welche der Staat von 
jeder über jeine Grenze gehenden Waare nad) Art und Maß der: 
jelben erhebt. 

Der Zoll hat daher, ganz abgejehen von feiner Höhe und 
jeiner Erhebung an und für ich, eine doppelte Wirkung. Zuerft 
vertheuert er die Waare mindeftens um den Zollbetrag, und dieje 
Wirkung it eine wirtbichaftlihe; diefer Zoll ift der Schutz— 
zoll. Dann verihafft er dem Staate durch diejen Zollbetrag eine 
Einnahme, und dies ijt feine finanzielle Wirkung, in diefem Sinne 
iprehen wir vom Steuerzol. Es leuchtet ein, daß bei beiden 
Punkten ſowol die Höhe des Betrags als die Form der Erhebung 
den wirthichaftlichen und finanziellen Einfluß wejentlich modificiren. 

Man muß daher zunächſt jagen, daß jeder Zoll an und für 
ji) beides zugleich, ein wirthichaftlicher und ein finanzieller Zoll 
it. In dem erften Punkte wirkt er auf die Geſammtheit der Pro: 
ductionsverhältniffe und erfcheint daher als eine VBerwaltungsmaß: 
regel; in dem zweiten Punkte wirkt er auf die Finanzen und er: 
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iheint als eine Steuer. jeder Zoll iſt daher zugleich eine Ber: 
waltungsmaßregel und eine Steuer. Da nun aber je nad) der 
Art des Objects, der Höhe und der Erhebung entweder die wirth: 
ichaftliche oder die finanzielle Bedeutung die vorwiegende ift, To 
pflegt man von dieſem Geſichtspunkte die Zölle in zwei große 
Gruppen einzutheilen, die man als Schußzölle und als Finanz: 
oder Steuerzölle bezeichnet. 

E3 ergibt ji daraus, daß zunädft die Zollehre der Finanz- 
wiſſenſchaft ohne Unterjcheidung beider Zollarten injofern ange: 
hört, als jie die wiſſenſchaftliche Darftellung der aus dem Zolle 
erwachjenden Einnahmen des Staats enthält, während fie der 
Berwaltungslehre gehört, injofern diejfe Einnahme dur die in 
ihr enthaltene Bertheuerung der Waare auf die mwirthichaftlichen 
Berhältniffe des eigenen Landes zurüdwirkt. 

Allerdings aber wird das Gebiet der Steuerzölle von we: 
jentlih andern Gefichtspunkten beherrſcht, als das der Schußzölle, 
obgleich die Erträgnifje beider den Finanzen gemeinfam angehören. 
Während daher der Zolltarif äußerlich ein formales Ganze bildet, 
enthält derjelbe zwei durchaus verjchiedene Syiteme und wir müſſen 
daher jedes äußerlich wejentlihe Zollſyſtem als die Verbindung 
diejer beiden Zollſyſteme betrachten, die ein jedes für ſich auf 
ihre natürliche Baſis zurüdgeführt werden müffen. 


Die Literatur über das Zollweſen ſcheidet ſich in drei Haupt: 
gattungen. Die erfte it die Fachliteratur der Zollverwaltung; die 
zweite ift die fyftematifche der Finanzwiſſenſchaft; die dritte iſt die 
Literatur des Kampfes zwiſchen Schußzoll und Freihandel. Es iſt 
jehr beacdhtenswerth, daß die Finanzwifjenichaft fich bis auf die neuefte 
Zeit diefem Streite gegenüber jehr objectiv verhalten bat. In ver 
Ihat gehört derjelbe nur in zweiter Reihe derjelben an; der Haupt: 
grund aber, weshalb fie nicht Partei nahm, lag wol darin, daß die 
Freihandelstheorie ihr durhaus nicht genügen fonnte, da fie fi als 
unfähig bewies, die Unterfheidung zwiihen Steuer: und Schutzzoll 
zu verjtehben und durchzuführen, während die Finanzwiſſenſchaft das 
erftere unter feinen Umftänden entbehren, oder den Sat zulaſſen 
fonnte, daß die Grundfäge, melde für die Schußzoll: und Frei— 
bandelsfrage mahgebend jeien, zugleich für das gefammte Zollwefen 
gelten dürften. Dieje Entfremdung der zweiten oben bezeichneten Richtung 
von der dritten berricht im Grunde noch gegenwärtig troß Pfeiffer's 
Eifer. Die Literatur des Gtreites ſchon bei Malhus, „Rinanz: 
weſen“, 1, 8 70, 71. Merkwürdige Naivetät noch bei Lot, 
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„Staatswijlenfhaft‘, III, $. 142. Höchſte Objectivität bei Hoff: 
mann, ©. 385, und ſelbſt bei Rau, II, $. 448 fg. Dagegen 
beginnt das Schutzzollſyſtem in jeiner böhern Bedeutung zuerſt von 
Liſt erfannt zu werden; es iſt feine eigentlihe That, das Weſen 
defjelben zum wiſſenſchaftlichen Bemwußtiein erhoben zu haben. Wirth 
und fpäter Hod, „Abgaben und Schulden”, ©. 136, haben dagegen 
den Freihbandel aub in der Finanzwiſſenſchaft vertreten, ebenjo 
Cochut, „La politique du libre échange“; theoretiſch hat ver Streit 
fein Ende; praktiſch ſcheint er erledigt. 


111. Das Stenerzoll: und das Schutzzollſyſtem. 
a) Steuerzoll und Steuerzollfyftem. 


Der Zoll als Abgabe auf die zum inländiſchen Verbrauche 
bejtimmten Waaren ift nämlich zunächſt die Erhebungsform der 
Steuer auf diefelben und die Grundfäße, melde für jeine Höhe 
gelten, jind daher nichts anderes, als die Anwendung der allge: 
meinen PBrincipien der indirecten Steuer je nad) dem Dbjecte der: 
jelben, alio anders bei Brot, Fleiih, Getränke, Zuder u. f. w. 

Wäre num aber aud der Steuerzoll gar nichts als dies, 
jo würde fich zweierlei ergeben. Zuerft müßte der Zollſatz als 
Stenerfuß jo hoc fein, wie die addirte Summe der Steuerfuße 
auf jedem Artifel, der den inländiichen Steuern unterliegt; zwei: 
tens aber müßte die auf diefe Weife an der Grenze verzollte 
Waare im Inlande jeder andern directen Steuer enthoben jein, 
da diejelbe jonft zweimal bejteuert würde. Nun aber macht das 
legtere das erſtere unthunlich. „Jede Betrachtung des Steuerzolles 
muß deshalb davon ausgehen, daß der Zoll weder die Beftimmung 
noch die Fähigkeit hat, bei allen Artikeln die übrigen indirecten 
Steuern zu erjeßen. Offenbar kann er das nur da, wo eine 
weitere Beſteuerung innerhalb der Grenze nicht mehr ftattfindet. 

Damit nun theilen jih ſchon für den bloßen Begriff des 
Steuerzolld alle Artikel in zwei große Gruppen, und dieje Schei: 
dung wird für die Beurtheilung des Steuerfußes maßgebend. 

Bei allen denjenigen Objecten nämlich, welche auch im In— 
lande einer Befteuerung unterliegen, ift der Zoll nur dazu be: 
ftimmt, die Differenz des Steuerbetrags der Producte des In— 
landes und desjenigen des Auslandes auszugleihen, damit 
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der inländische Producent nicht in die Lage kommt, jein vermöge 
der einheimischen Steuer zu theures Product nicht mehr verkaufen 
zu können. ft der Steuerfuß des Tarifs höher, jo wird verjelbe 
aus einem Steuerzoll bereits zu einem Schußzol; ift derjelbe 
niedriger, oder ijt gar fein Zoll auf einer im Inlande befteuerten 
Production — wie 3. B. Korn, Fleiich, gewerbliche Rohſtoffe — 
jo ijt diefe Zolllofigkeit gleich einer Steuerfreiheit, welche wieder 
nur vom Standpunkte der Verwaltungslehre motivirt ift und mit 
den Finanzen nichts zu thun bat. Die Berehnung diejer Diffe: 
renz ift nun jehr jchwierig und bis zur legten Conſequenz über: 
haupt nicht durchzuführen. Daher mit Recht große Neigung, dieſes 
Element im Steuerzoll zu bejeitigen. Der Ausdrud diejes Strebens 
erfcheint in dem Grundjage, daß alle Rohſtoffe ganz frei und alle 
Nahrungsmittel entweder ganz oder doch zum größten Theil frei 
fein jollen. Nur bei den Getränken hat man die hohe Steuer 
feftgehalten; bier ift der Zollfag principiell die Ausgleihung der 
Productionsfteuer, da die Abjapfteuer auf inländiihe und aus: 
ländiiche Getränfe in gleicher Weije fällt. Derjenige Betrag des 
Zolles, der über dieje Ausgleihung hinausgeht, ift dann in der 
That Schußzoll und fein Steuerzoll. 

Bei allen denjenigen Dbjecten dagegen, weldye, wenn fie einmal 
eingeführt find, Feiner weitern Beiteuerung unterliegen, ift der 
Zoll die einzige und ausſchließliche indirecte (Berzehrungs:) Steuer. 
Das nun find diejenigen Waaren, welde das Inland überhaupt 
nicht produeiren kann; aljo namentlich die tropiihen Nahrungs: 
mittel. Hier jollte daher der Tarifjag als Steuerfuß rationell jo 
body jein, daß derjelbe im Verhältniß zu der Beſteuerung der 
inländifhen Ernährungsmittel ſtehe. Allein dieſer Sat leidet 
feine durchgehende Anwendung wegen der großen Verſchiedenheit 
der transatlantifchen Artikel. Man muß fie vielmehr für den 
Steuerfuß der Zollfteuer in vier Gruppen theilen. 

Die erſte Gruppe bilden diejenigen, welche durch den allgemeinen 
Gebrauch den Charakter von eigentlihen Nahrungsmitteln an: 
genommen haben und daher nur einen möglichft geringen Steuer: 
fuß (Zollfag) zulafjen. Dahin gehören namentlich Kaffee, Thee und 
Neis. Sie haben nun außer ihrem Nahrungswerthe auch noch 
einen großen civilijatoriihen Einfluß, und der niedrige Steuerfuß 
auf diejelben erjcheint daber zugleih durd die Principien der 
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Verwaltung motivirt. Ohne diefen Gefichtspunft würde derjelbe 
gar nicht zu erklären jein. 

Die zweite Gruppe wird von den Artikeln gebildet, welche 
wir als Gewürze bezeichnen. Es ift fein Zweifel, daß diejelben 
dem reinen Genuß angehören und ihr Zollfaß daher als eine 
Genußjteuer erjcheint. Während daher der Steuerzoll der erjten 
Gruppe ein niedriger ift, fol der diefer zweiten ein jo hoher jein, 
wie die Zollverwaltung denjelben nur zuläßt. (S. unten). 

Die dritte Gruppe betrifft die Artikel, die aud im Inlande 
producirt werden fünnen; dahin gehört namentlich der Zuder und 
Rum. Der Zolljag diejer Artifel muß daher der Ausgleichsiteuer: 
fuß fein; ift er höher, jo wird er eben zum Schußzoll. 

Die vierte Gruppe endlich bejteht aus den Artikeln des Mo: 
nopols, wo ein ſolches da ift, wie namentlich bei dem Tabad. 
Diejer Artikel wird bier zu einem reinen Genußgegenjtand, und 
es ift daher rationell, den Zollſatz jo hoch zu ftellen, daß er noch 
über die im Monopol enthaltene Steuer hinausgeht. 

Das nun find die leitenden Grundjäge für den Steuerzoll. 
Sie jind rein finanzielle Principien und follen jo wenig als 
möglid vom verwaltungsrechtlicden Geſichtspunkte beeinflußt wer: 
den. Ihre Anwendung auf alle Artikel der Einfuhr ergibt nun 
da3, was wir das Steuerzollſyſtem im Gegenjage zu dem 
Folgenden nennen. Faßt man aber die betreffenden Artikel zu: 
ſammen, jo ergibt fih, daß fie faſt ausſchließlich die Mittel der 
förperliden Ernährung enthalten. Und wir gelangen daher zu 
dem Gabe, daß das Gebiet des Steuerzollprincips und 
-Syjtems nur die Nahrungsmittel im weiteften Sinne 
umfaßt. 

Anders ift das Verhältniß im folgenden Gebiete. 


b) Der Schußzoll und das Schutzzollſyſtem. 


Der Zoll als Abgabe von den vom Auslande importirten 
Waaren ift aber zweitens eine BVertheuerung derjelben auf dem 
inländischen Markte. Der Zwed diefer Vertheuerung ift durch die 
Folgerung derjelben gegeben. Sie macht die fremde Waare um 
jo viel theurer, daß die inländiiche entweder den Markt allein 
beberriht, oder doch auf demfelben neben der fremden Käufer 
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finden fann. Sie gewährt dadurd die Wahrjcheinlichkeit eines 
Gewinns für die einheimiſche Production, ruft fie damit ber: 
vor oder erhebt jie. Diejes Verhältniß zu der leßtern nennen 
wir den Schuß, und der Zoll, der diejes zur Aufgabe bat, ift der 
Schutzzoll. 

Der Schutzzoll iſt daher unzweifelhaft eine Verwaltungs: 
maßregel, und die Frage, ob derjelbe überhaupt fein ſoll oder 
nicht, ift demnach auf den erjten Blid keine finanzielle, jondern 
nur eine verwaltungsrechtlihe.. Es wäre daher bier gar nicht 
über denjelben zu reden, jondern der Betrag, den er einbringt, 
als eine Art der Gebühren anzufehen, die je nad) den Verhält— 
niffen der Induſtrie eines Landes da fein können oder nit. Die 
Steuerlehre hätte ſich ſohin mit denjelben gar nicht zu beichäftigen; 
nur daß die Drgane des Steuerzolls ihn zugleich mit dem leßtern 
einzubeben hätten. 

Allein der Schußzoll Hat auf die Finanzen einen jo gewals 
tigen directen Einfluß, daß feine Beachtung auch bei den Steuern 
gar nicht wegfallen fann. Denn die Zunahme oder Abnahıne der 
Ermwerbjteuer beruht jo unmittelbar auf der der gewinnbringenden 
Production, daß, wenn der Schußzoll wirklich die legtere fördert, 
die Frage nach demjelben nothwendig als Finanzfrage gelten muß. 
Daher liegt denn auch jtet3 die Entjheidung über den Schußzoll 
in demjelben Organe, welches über den Steuerzoll entjcheidet, dem 
Finanzminifterium, während allerdings die Grundjäge, die für 
diefelben maßgebend find, in der Bolkswirtbichaftslehre liegen. 

Dabei nun muß vor allem wieder das Princip und das Syſtem 
unterjchieden werden. 

Was zunächſt das Princip des Schutzzolls betrifft, jo treten 
fih bier bekanntlich zwei Auffaffungen gegenüber, von denen jede 
wieder zwei Richtungen enthält. 

Das erſte Brincip ift das eigentlihe Schußzollprincip, das in 
feiner mweiteft gehenden Anwendung die fremde Eoncurrenz durch 
den Schußzoll bei allen Productionen und zwar dauernd aus: 
Schließen will, während der rationelle Schußzoll ſich ſtreng auf die 
Ausgleihung der Geſtehungskoſten in Kapital und Arbeit beſchränkt 
und grundjäglid dahin gehen muß, fih durch jeine Anwen— 
dung jelbft überflüjjig zu maden, indem er nur dann und 
jo lange zuläſſig erjcheint, als die einheimiſche Production ſich die 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. 37 
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Bedingungen der Concurrenz mit der fremden allmählich erwirbt, 
während er ganz irrationell ift, mo das legtere unmöglich ericheint. 

Das zweite Princip ift das des Freihandels. Dafjelbe ent: 
hält zwei wefentlich verjchiedene, aber Teineswegs immer gehörig 
unterfchiedene Geftaltungen. In feinem misverftandenen Ertrem 
wird e3 zum Princip der Zolllofigfeit, was nichts anderes iſt 
als die Negation des ganzen Syſtems der indirecten Steuern in 
ihrer Anwendung auf die Zollfteuer. In feiner praftiichen Be— 
ſchränkung ijt e8 der Grundjag, daß in dem Syiteme des Zolles 
jeder Betrag wegfallen joll, der blos die Erhöhung des Preijes 
der Waaren zum Zmede bat, während er die Bejteuerung be- 
jtehen läßt. 

Da mithin in diejem legten Punkte das rationelle Schußzoll: 
und Freihandelsprincip übereinftimmen, jo ergibt ſich zuerft, daß, 
während der Steuerzoll es mit den Ernährungsmitteln zu thun 
hat, das Gebiet des Schußzolles die induftriellen und ge: 
werblihen Producte im weiteſten Umfange find, ſodaß auf 
diefe Weile in der That Steuer: und Schußzoll nur in jehr 
wenigen Artikeln oder Steuerobjecten zufammenfallen. Das nun 
macht es au möglih, von einem jelbjtändigen Schutzzollſyſteme 
zu reden, da dafjelbe jonft nur in der Sphäre eines abjtracten 
PBrincips bleiben würde. 

Das Schutzzollſyſtem entjteht nun, indem man das Princip 
defjelben auf den Steuerfuß als Zolfaß der einzelnen Arten der 
gewerblichen Production anmendet, und erſcheint daher als der 
Schußzolltarif für diefe Waaren, der zwar ftetS äußerlich mit 
dem Steuerzolltarife verbunden ift, aber innerlich fich in dem 
Grundjag für jeine Steuerfuße wefentlic von dem letztern fcheidet. 
Diefer Grundſatz ift einfad). 

Während nämlich der Fuß des Steuerzolles fih an den der 
indirecten Steuer anſchließt, hat der Fuß des Schußzolles mit dem 
legtern gar nichts zu thun. Er wird ausſchließlich beftimmt durd 
die auf die Zolleinheit zurüdgeführte Differenz der Gejtehungs- 
fojten der einheimifchen und fremden Production. Daraus ergeben 
fh nun für die Beitenerung des Tarifjaßes im Schußzollgebiet 
folgende allgemeine Regeln: 

Eritlih muß die Differenz zurüdgeführt werden auf die des 
Preifes für Credit und Arbeitslohn, jowie auf die Jugend und 
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das Alter eines zu ſchätzenden Gewerbszweiges wegen der mit 
denfelben verbundenen Amortijation. 

Zweitens muß der Tarifjaß nicht höher fein als die auf dieſe 
Weile gefundene Differenz. 

Drittens muß jeder Hauptartikel feinen eigenen Zollſatz haben. 

Viertens muß jeder Zolljag mit der Erflärung begleitet fein, 
daß er nicht länger dauern darf, als die zu ſchützende Induſtrie 
Zeit gebraucht, um ſich durch Thätigkeit und Tüchtigkeit diejenigen 
Bedingungen zu verichaffen, welche zur Goncurrenz mit dem frem— 
den Product nötbig find, indem nah Ablauf diejer Zeit ange: 
nommen werden muß, daß die einheimische Induſtrie dazu über: 
baupt nicht fähig und der Schußzoll daher unmotivirt ift. 

Es ergibt fih daraus, daß bei der in unjerer Zeit immer 
größer werdenden Ausgleihung aller Bedingungen der Production, 
jowol in Eredit als in Rohitoffen und Maſchinen jowie im Arbeits- 
lohne, der Schußzoll für die meiſten Waaren praktiſch jeine Be— 
gründung verliert, während die Wiſſenſchaft ihn als organijches 
Element der Bolkswirtbichaftspflege unbedingt aufrecht halten muß. 

Dieſe Grundfäge nun, glauben wir, find jehr einfach. Ihre 
Schwierigkeit liegt aber in ihrer Anwendung. Die legtern bezeichnen 
wir als die Grundjäge über die Höhe und den Wechſel der Zoll- 
jäße, ſowol bei dem Steuer: als bei dem Schußzoll. 


e) Höhe und Wechſel des Zolljteuerfußes oder der 
Tarifjäße beider Spyiteme. 


Es ift zweckmäßig, auch bier die beiden Spiteme zu ſcheiden, 
obwol fie auch in den obigen Fragen jtet3 in einem und demjelben 
Zolltarife gemeinſchaftliche Anwendung finden. 

Wir gehen dabei von dem Satze aus, daß e3 troß voller 
Klarheit über das Princip geradezu unmöglich ift, eine abfolute 
Höhe für die Fuße beider Syiteme herauszufinden. Das richtige 
Maß muß vielmehr auf anderm Wege feitgeitellt werden. 

Die abjolute Höhe des Steuerzollfußes follte durch Reducirung 
auf den Verzehrungs- und Genußfteuerfuß der inländiichen Artikel 
gefunden werden. Wir haben ſchon oben bemerkt, daß diefelbe 
nicht gejeßt werden kann. Allein ftatt deffen tritt das Weſen der 
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Steuer ald maßgebend ein. Die Steuer muß producirt werden, 
um gezahlt werden zu fünnen. Wird nun der bejteuerte Artikel 
nicht gekauft, jo wird er auch nicht verzollt. Wird er nicht ver: 
zollt, jo ilt es damit gewiß, daß jein Preis von dem, der ihn 
font gekauft bat, nicht mehr producirt werden kann, daß derjelbe 
aljo im Berhältniß zu der den Steuerbetrag producirenden Kraft 
zu bo iſt. Es folgt daraus der einfahe Grundjaß, daß der 
Steuerfuß eines Artilel3 zu hoch it, wenn die Bolleinnahme 
bei fteigender Bevölkerung ſinkt, woran ſich die ebenfo einfache 
ftatiftiiche Thatfache anjchließt, daß der Conſum der fteuerpflich- 
tigen Artikel ftetS zunimmt, ſowie der Zollſatz herabgeht, einfach 
deshalb, weil der Werth der erjtern dann leichter zu produciren 
it. Wenn daher die Einfuhr ſolcher Artikel und mit ihr die Zoll- 
einnahme aus denſelben jtilliteht, jo muß der Zollfag ver: 
mindert werden. Grundſatz iſt dabei, daß jede Herabjeßung 
richtig ift, jolange fie mindeftens diefelbe Gejammteinnahme aus 
dem Steuerzoll übrig läßt. 

Anders find die Grundjäße für Höhe und Wechſel des Schuk- 
zollfußes. 

Auch diejer it nur in feinem abjoluten Betrage zu berechnen; 
auch bier muß daher jeine Wirkung die Grundlage für den An: 
jaß jener Höhe fein. Er ijt unbedingt zu hoch, wenn er mehr 
beträgt, al3 ich für die Gefahr zahlen muß, welche der Schmuggel: 
handel läuft oder als die jogenannte Schmuggelprämie. Er ift 
zu niedrig, wenn die entjtehenden Unternehmungen, namentlich 
wo fie nahe an der Grenze liegen, untergehen oder lange ftill 
ſtehen. Er iſt jo lange richtig, als ſich gleichartige Unterneh: 
mungen erhalten und entwideln, ohne daß der Preis ihrer Pro: 
ducte anfangs mehr als 15—20 Broc. von dem der fremden 
Concurrenten abweicht. Unter einem Schuße von 20 Broc. muß 
jede Production, wenn jie überhaupt lebensfähig ift, entiteben, 
und binnen einer gegebenen Zeit jo weit gelangen können, daß 
jie feiner 20 Proc. mehr bedarf. Jeder Schußzoll wird daber 
unrihtig, wenn er längere Zeit auf 20 Broc. ſtehen bleibt; er 
muß mindeitens in den erſten zehn Jahren zehn Procent herunter: 
geben. Nur ausnahmsweiſe kann ein dauernder Schu von 
5 Proc. beibehalten werden. Doc ſoll das Herabgehen jtet3 vor- 
ber bekannt und ein fuccellives fein, und muß dafjelbe für jeden 
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Artikel beſonders erwogen und nach den Verhältniſſen modificirt 
werden. 

Faßt man nun alle dieſe Momente zuſammen, ſo entſteht das, 
was wir einen rationellen Zolltarif nennen, und deſſen Baſis die 
Scheidung der obigen beiden Principien und Syſteme, deſſen Boll: 
ziehung die Zollverwaltung ift. 


IV. Die Zollverwaltung und ihre Grundfäge, 


Die Zolverwaltung ift danach die wirkliche Erhebung des 
Zolles durch die Drgane der Finanzen als ein Theil der Steuer: 
verwaltung. Man nennt diefelbe auch wol kurz das „Zollweſen“. 

Die große Bedeutung des Zolles für die einheimiſche Pro- 
duction bat nun von jeher auch auf die Zollverwaltung ein: 
gewirkt, und eine Reihe von felbftändigen Regeln für diejelbe er: 
zeugt, die namentlich in neuefter Zeit eine ganz beſtimmte Geftalt 
angenommen haben. Die rein formellen VBorjchriften der Zoll: 
verwaltung gehören nun allerdings nicht hierher; wohl aber hat 
die Finanzwiſſenſchaft fih von den allgemeinen Grundfäßen Rechen: 
ſchaft abzulegen, welche ihre Organe, die Zollämter, im einzelnen 
zu befolgen haben. Wir fafjen fie im Folgenden zujammen. 

Die Zollordnung. Die Zollordnung enthält die gejeßlichen 
Negeln für das Verfahren bei dem Acte der Berzollung und 
zwar ſowol für die Verzollenden als für die Zollbehörden. Der 
Grundſatz, aus welchem alle dieſe Regeln bervorgehen, beruht 
darauf, daß die Sicherheit der VBerzollung für die Finanzen, die Leich: 
tigkeit derjelben dagegen für den Verkehr den. größten Werth bat, 
und daß daher auf allen Punkten nad) derjenigen Form der Boll: 
ordnung zu ſuchen ift, welche mit der größten Sicherheit die größte 
Leichtigkeit der Verzollung verbindet. Es iſt dazu erforderlich, 
daß die Formalien, die nothwendig find, jo einfah und leicht 
verftändlich gehalten werden ald möglich, und daß die Schnellig: 
feit der Beförderung als ein felbitändiger Werth für den Staat 
einerfeit3 und für den Verkehr andererjeits betrachtet und deshalb 
auch angeftrebt werde. Es liegt nun in der Natur der Sade, 
daß die Zollordnung um fo leichter und bejjer gehandhabt wird, 
je mehr der Zolltarif aus einem verjtändigen Syſteme hervor: 
gegangen ift; ja man känn jagen, daß die Verftöße gegen die 
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Zollordnung jich jtet3 in dem Maße vermindern, je richtiger das 
Syſtem des Tarifs if. Dennoch beruht auch bier natürlich jehr 
viel auf der perfönlichen Leitung des ganzen Zollwejens, und die 
Gleichmäßigkeit und Leichtigkeit der letztern hervorzubringen, ift 
die Aufgabe der nftructionen, welche gewifjermaßen als locale 
Zollordnungen betrachtet und in diefem Sinne abgefaßt werden 
müffen. 

Der Zolleredit. Der Zolleredit beruht darauf, daß der 
Zol von dem Importeur jo lange vorgejchoffen werden muß, bis 
er feine Waare im Inlande wieder verkauft bat. Der Zollbetrag 
muß daher jo lange dem Gejchäft entzogen werden, ohne daß der 
Staat daraus einen Vortheil oder auch nur daran ein Recht hätte. 
Sowie daher Handel und Verkehr ſich ausbilden, erjcheint es noth: 
wendig, Einrichtungen zu treffen, vermöge deren der Kaufmann 
ben Zoll nicht eher bezahlt, ala bis die Waare wirklich in den 
Verkehr tritt. Die Geſammtheit diefer Einrichtungen nennen wir 
den Bolleredit im meitern Sinne. Derjelbe Fann entweder dadurch 
gegeben werden, daß der Staat eigene Waarenhäufer (Depots 
oder Dod3) errichtet, in denen die Waaren liegen, bis der Kauf: 
mann fie hberausnimmt, um fie in Verkehr zu geben, oder indem 
die Verwaltung die eigenen Lager der Kaufleute verjchließt und. 
die MWaare nah Bedarf herausnehmen läßt. Im engern Sinne 
reden wir von dem eigentlihen Zolleredit, indem der fällige Be— 
trag des Zolles nicht jogleich bei dem Import gefordert, jondern 
dem Importeur gegen Terminzahlung geborgt wird. Der eigent: 
liche Zolleredit darf jedoch nicht zu Keine Summen umfafjen, wie 
andererfeit3 die Zollniederlagen nur größere Quantitäten deponiren 
lafjen dürfen. 

Die Rüdzölle entitehen da, wo ein ausmwärtiges Halb: 
fabrifat importirt wird, um aus demjelben ein Ganzfabrifat zu 
machen und das leßtere als ſolches wieder zu erportiren, ohne es 
in den einheimifchen Verbrauch zu geben. Hauptbeijpiel Gewebe 
zur Appretur und zum Drud. Es iſt Har, daß diefe Rüdzölle 
nur ausnahmsmweije angewendet werden können. 

Ausfuhrprämien gehören der Verwaltungslehre der In— 
dujtrie an. Man iſt ſich über ihre Unzweckmäßigkeit einig. 

Steuervergütungen treten da ein, wo ein inländijches 
Product vermöge der inländifchen Beiteuerung fo theuer wird, 
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daß es mit dem ausländiichen auf dem fremden Markte nicht con: 
curriren kann. Auch diefe müſſen als Ausnahmen betrachtet 
werden, namentlich da fie nur in wenigen Fällen richtig bemefjen 
werden können. Hauptbeiſpiel: Branntwein. 

Die Zollbebandlung endlich joll möglichſt raſch und ein- 
fach jein; die Zolftellen jollen je nach Bedarf nicht blos an der 
Grenze, jondern auch im Inlande errichtet werden. Das Zoll- 
ſtrafrecht kann nur bei irrationellen Tarifen große Bedeutung 
haben; bei rationellen Tarifen genügt die angemefjene Buße. 

Die Erfahrung hat nun bewiejen, was die Natur der Sade 
gelehrt hat, daß die Schwierigkeiten der Zollverwaltung in geradem 
Verhältniß zur Richtigkeit und zur Höhe des Tarifs ftehen. Der 
unrihtige Tarif erzeugt Streit und Verwirrung, der hohe Tarif 
den Schleichhandel; beide fteigern die Koften der Zollfteuer jo ſehr, 
daß der niedrige Zoll auch finanziell durch die Verminderung einer 
Erhebungskoften und die Vermehrung des Conſums einträglicher 
wird als der bobe. 

Es hat jedoch lange gedauert, bis man das Weſen der beiden 
Zolliyfteme, die Grundjäge für Höhe und Wechjel, und die Regeln 
für die Verwaltung des Zolles zur Geltung gebracht bat. 


V. Elemente der Geſchichte des Zollwejens bis zur Gegenwart. 


Das Verſtändniß der Geihichte des Zollweſens ſchließt ſich 
unmittelbar an jenen durchgreifenden Unterſchied zwijchen dem 
Steuerzoll und dem wirthſchaftlichen Zoll. 

E3 leuchtet ein, daß ein Steuerzoll feiner Natur nad ein- 
fach iſt und fih daher aud von Anfang an vorfinden muß, fo: 
bald das Finanzwejen der Staaten ſich zu entwideln beginnt. 
Das Auftreten des wirthichaftlihen Zolls jegt dagegen zwei Dinge 
voraus, die beide auf einen höhern Grad der Entwidelung hin— 
deuten. Das erjte ift die Concurrenz fremden Gewerbfleißes mit dem 
einheimiſchen; das zweite ift das Verſtändniß der Staatsverwal: 
tung für die wirtbichaftlichen ntereffen des eigenen Volks und 
für die Gejeße, welche die lettern beherrſchen. 

Die Entwidelung diejes Verſtändniſſes folgt nun in allen 
Staaten einem eigenthümlichen Geſetz, welches fich in bejonderer 
Anwendung auf das Zollweien in Fürzeiter Weije dahin formuliren 
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läßt, daß alle Staaten, jolange fie blos auf der Geichlechter- und 
der ftändifhen Ordnung der Geſellſchaft beruhen, nur den Steuer: 
zoll haben, während der wirthſchaftliche Zoll eintritt, jobald die 
gewerbliche Gejellihaftsordnung jelbitändige Geltung zu gewinnen 
beginnt. Mit diefer und ihrer Entmwidelung jchreitet dann der 
wirtbihaftliche Zoll immer weiter, bis er mit dem Steuerelement 
des Zolls in Kampf geräth; aus diefem Kampfe bildet ſich dann 
endlich das wirkliche Zollſyſtem. 

Demgemäß ift der Steuerzoll die einzige Grundform des 
Zolls der alten und der neuen Epoche geweſen, bis ſich in den 
germaniſchen Ländern am Städtewefen die gewerbliche Gejellichaft 
auszubilden und in dem Rathe der Fürften als dritter Stand 
Geltung zu verjchaffen beginnt. Mit dem 15. Jahrhundert be- 
gründet ji daher die zweite große ©eftaltung des Zollweſens, 
deſſen Charakter das Auftreten des wirtbichaftlihen Zollprincips 
neben dem finanziellen if. Nur daß jede diejer großen Geftal- 
tungen jelbft wieder innerhalb ihrer Grenzen gemwiffe Abjchnitte 
bat, welche die Geſchichte ausfüllen. 

Der griehiihe Zol hat im großen und ganzen den Umfang 
und Charakter einer Berzehrungsiteuer. Die griechiſchen Staaten 
waren Städte mit Stadtgebieten, und darauf beruhte es, daß 
man über jenen Charakter um jo weniger hinausfam, als eine 
Mitwerbung unter den einzelnen Staaten nicht beftand, jondern 
jeder nur fein eigenthümliches Product auf den Markt bradte. 

Der römiſche Zoll ericheint dagegen ſchon als eine Miſchung 
von Berbrauchsfteuer und Hafen: oder Wegegebühr; nur muß man 
fih dabei fein Zollweſen im heutigen Sinne denken, in weldem 
e3 auf eine Verfteuerung fremder Producte abgejehen ift, jondern 
der Zul war eine höchſt unvolllommene Form der innern Ber: 
brauchsfteuer, die man auf paffenden Punkten erhob, wo jich der 
Verkehr ganzer Länder berührte und kreuzte. 

Der alte Zoll der germanifchen Welt entipringt zunächit aus 
dem römischen Zoll, ift aber urfprünglic eine Geleitsgebühr, die 
mit einer Berfteuerung des Verbrauchs gar nichts zu thun hat, 
jondern einfach für die Benutzung des Wegs und die auf dem— 
jelben berzuftellende Sicherheit gegeben wird. Das wird nicht 
dadurd geändert, daß die Höhe diefer Gebühr zum Theil durch 
den Werth der Waaren beftimmt ward. Daß dem aber wirklich 


585 


jo war, erfennt man am deutlichſten daraus, daß fich dieſer 
Wegezoll jpäter als Wegemauth jelbftändig neben dem Zoll er: 
hält und jelbjt mit der Heritellung der völligen adminiftrativen 
Gleichheit aller Gebiete eines und dejjelben Landes nicht erlifcht. 

Eine ganz neue Epoche beginnt nun mit der Entiwidelung 
der Gemwerbthätigfeit in den verfchiedenen Ländern und der daraus 
entjtehenden Mitwerbung derjelben untereinander, die zugleich von 
einem bejtändig mwachjenden Import und Berbrauh von außer: 
europäiſchen Producten begleitet war. 

Namentlich feit dem Aufblüben des transatlantiichen Han 
dels kann man die Gejammtheit aller Gegenftände des Weltverkehrs 
in zwei große Gruppen theilen, deren Bedeutung zugleich für die 
Entwidelung des Zolliyftems entjcheidend wird. Die erjte diefer 
Gruppen umfaßt die europäiihen Waaren, melde eine Concur— 
renz in der Production zulaſſen; die zweite die nichteuropäifchen, 
bei denen feine Mitwerbung möglich ift. Auf diefem Unterjchiede 
berubt von da an die Gejhichte der Zolliyfteme und das Ber: 
bältniß zwijchen mirtbichaftlihem und Finanzzol, nur daß man 
noch lange Zeit jich eines klaren Princips nit bewußt war. 

Mas zunächft die außereuropäifchen Waaren betrifft, jo wur: 
den fie im Anfange durchgehends als Lurusartifel angejehen und 
daher mit hohen Steuern belegt. Die Folge davon war eine 
große Beſchränkung der Verzehrung dieſer Artikel, die für die 
wichtigjten derjelben bis auf die neuere Zeit gedauert hat. Hand 
in Hand mit der Wirkung. des Zols ging nun aber auch der 
Mangel an Zahlungsartifeln für die transmarinen Länder. Weder 
das Gold noch das. Silber Europas reichte dafür aus; es fonnte 
ein jtärkerer Conſum jener Artifel erft dann eintreten, wenn Eu: 
ropa feine Bezüge mit Waaren ftatt mit Geld zahlte. Der ftei- 
gende Conſum erzeugte daher eine fteigende Production und eine 
Entwidelung des überjeeifhen Handels, die wieder auf diefer 
Production beruhte. Aus diefem Wettlampf beider Elemente ging 
dann die Erfenntniß hervor, daß man diejenigen Stoffe, melde 
als überfeeifhe Robftoffe zu dienen geeignet jchienen, dem Zoll 
ganz enthob, um die einheimijche Production zu fördern; anderer: 
ſeits breitete fih allmählich der Gebrauch der transmarinen Nab: 
rungsmittel immer mehr aus, jodaß fie bald aus Lurusgegenftänden 
zu eigentlichen Verzehrungsgegenitänden aller Klaſſen wurden. 
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Dadurch wurde der bisherige Steuerfuß oder Zollſatz auf dieje Ar: 
tifel, der diefelben als reine Genußgegenftände behandelte, irratio: 
nell, und unter dem irrationellen Zolle litten Handel und Verkehr, 
und fo bereitete fich bier das erfte Gebiet der großen Zollreform 
vor, welche das 19. Jahrhundert dharakterijirt. 

Das zweite umfaßte des DVerhältniß des Zollmejens zu den- 
jenigen Waaren, welche die verschiedenen Länder Europas erzeugten 
und in denen jie ſich gegenfeitig Concurrenz machten. 

In Beziehung auf diefe Waaren treten die erjten Anfänge 
einer fyitematifchen Behandlung des Zols fchon deutlich im 
16. Jahrhundert auf. Die Grundidee des Mercantilfyitems, daß 
man das Geld als Verwirklihung des Reichthums nicht aus dem 
Lande geben lafjen dürfe, erzeugte theils directe Verbote für die 
Einfuhr fremder induftrieller Producte, theils auch Prohibitivzölle 
von einer jo großen Höhe, daß ji, jowie der Bedarf nach joldhen 
Waaren eintrat, jofort ein mächtiger Schmuggelbandel der Ab- 
ſchließung der Grenzen gegenüberftellte. Die Wirkung des letztern 
einerjeit3 und das allmählich ſich bahnbrechende Verftändniß der 
wahren Intereffen der gewerblichen Broduction andererfeit3 blieben 
zwar im vorigen Jahrhundert bei den meijten Artikeln fruchtlos, 
allein je weiter die Induſtrie fortjchreitet, um fo klarer wird es, 
daß jtetS eine Production die Bedingung der andern enthält, und 
zugleih beginnt man zu erkennen, daß Fein Staat dem andern 
immerfort Waaren abfaufen kann, wenn er nicht für feine Waaren 
in dem legtern wieder Käufer findet. Dennod erhalten fich die 
Ideen des Prohibitivzolls noch das ganze vorige Jahrhundert 
hindurch; erit das gegenwärtige findet bier das weite Gebiet jener 
tiefeingreifenden Reformen. 

Das dritte Gebiet der legtern ijt endlich dasjenige, welches 
wir das der Aufhebung der Binnenzölle nennen. Die Binnen: 
zölle find im Grunde nichts anderes als die an die Wegegebühren 
ſich anſchließenden örtlichen Verzehrungsftenern; allein die unend- 
lihe Wiederholung derjelben bei allen Eleinen Zerritorien machte 
fie jo hoch, daß die Verkehrsſtörungen und Preisjteigerungen, die 
aus ihnen hervorgingen, den Conſum in hohem Grade bejchränften. 
Die Heritellung der Zolleinheit der Staaten nad) außen und der 
völligen Handelsfreiheit im Innern war daher die dritte Aufgabe 
des 19. Jahrhunderts, 
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VI Das 19. Jahrhundert. Der Charakter des Zollweiens in 
England, Frankreich und Deutſchland. 


Man muß nun geitehen, daß das gegenwärtige Jahrhundert 
im großen und ganzen die wejentlichiten Punkte der obigen Auf: 
gaben wirklich gelöft hat. Es ift ein wahrhaft großartiger Fort: 
Ihritt, wenn man die Gegenwart mit der Vergangenheit ver: 
gleicht. Allein dennoch find die einzelnen Staaten noch weſentlich 
verjchieden voneinander und mwird es nothwendig, fich jowol über 
das Gleichartige als das Verſchiedene hier Rechenjchaft zu geben. 

Das erite und hochwichtige Merkmal aller Zollgejeggebungen 
der Gegenwart beftehbt nun unzweifelhaft darin, daß diejelben, 
der „dee des einheitlichen Staatslebens folgend, jedes Land als 
ein einheitliches Productionsgebiet anſehen und daher auch jede 
innere VBerzollung oder jede innere Zollinie volljtändig aufgeho— 
ben haben. Ausnahmen davon fommen nur bei ganz localen 
BVerhältniffen vor. Zolltarif, Zollordnung, Zollorganismus gelten 
daher jtets für ein ganzes Reich; die Provinzialität der Beſteue— 
rung ift auch auf diefem Gebiete allenthalben verſchwunden. 

Das zweite Merkmal befteht in der Durchführung des Prin- 
cips, die wirflide Erhebung der Zölle den Steuernden jo leicht 
als möglich zu machen, um mit der möglichiten Billigfeit diejer 
Erhebung die möglichit geringe Störung des Verkehrs dur die 
Berzollung zu erzeugen. 

Dieje beiden Momente bilden nun den Grundzug für die 
Zollverwaltung der Gegenwart; die beiden folgenden charalteri- 
firen das Zollſyſtem. 

Das erſte Merkmal des legtern bejteht darin, daß die ratio: 
nelle Aufftelung eines Zolliyftems für das Zollmejen jeden mich: 
tigen Artikel zum Gegenjtand eines jelbitändigen, jyitematijch ge: 
oroneten und volfswirthichaftlih begründeten Bejteuerungsiyitems 
gemacht hat, indem die bejondern Berhältnijje jedes Productions: 
artifel3 in jedem Lande nach gehöriger Erwägung den Grund für 
eine ihm eigenthümliche VBerzollung abgibt. 

Man kann daher jagen, daß das Zollſyſtem jedes Landes 
jegt nur noch in feinem oberjten Princip volle Gleichartigfeit der 
Berzollung aller Artikel enthält. In feinem Inhalte dagegen hat 
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jest jeder Artikel fein eigenes Syftem, das auf der genaueften 
ftatiftifchen und volkswirtbichaftlihen Unterfuchung beruht, und 
das Zollſyſtem der neuern Zeit erſcheint daher als eine durch eine 
gemeinfame Grundidee beherrſchte äußere Einheit von Verzollungs: 
ſyſtemen der einzelnen Waarengattungen. 

Daraus ergibt fih, daß nun auch jede Waarengatiung ihre 
eigene Zollgefchichte hat, die natürlich im einzelnen vom höchſten 
Intereſſe ift und ohne melde die Geſchichte der Gejammtzollge: 
jeßgebung ohne einen beveutfamen Werth bleibt. Das Studium 
diefer Zollgefchichte der einzelnen Waarengattungen bildet daher 
ein mwejentliches Moment für das Studium der volkswirtbichaft: 
lihen Entwidelung jedes einzelnen Staates. Denn bier ift zu: 
gleih der Punkt, wo ſich die Verſchiedenheit derjelben Geltung 
verſchafft. 

Während nämlich alle Staaten Europas darin einig ſind, 
den Steuerzoll auf die transatlantiſchen Nahrungsmittel beſtehen 
zu laſſen, aber denſelben zugleich ſo niedrig zu ſetzen, daß der 
Verbrauch jener Artikel nicht darunter leidet, ſodaß es ſich hier 
nicht um einen Gegenſatz der Principien, ſondern nur des Steuer— 
fußes handelt, treten ſie ſich in Beziehung auf den Schutzzoll und 
die Artikel der europäiſchen Concurrenz in zum Theil ſehr ent— 
ſchiedener Weiſe entgegen. Das tiefere Verſtändniß der National: 
öfonomie bat gezeigt, daß man in dem Schußzolle in der That 
nicht blos die einzelne Production gegen die Concurrenz des Aus: 
landes ſchützt, jondern, da jede Production in ihren Preifen die 
GConjequenz des gefammten wirtbichaftlichen Zuftandes eines Volkes 
ift und mejentlih aus den beiden großen Bedingungen defjelben, 
dem Kapital und der Arbeit, hervorgeht, daß die Aufgabe des 
Schußes die wirtbichaftlihe Selbitändigfeit des eigenen Landes 
gegenüber dem Kapital und dem Arbeitslohne des andern Staates 
ift. Der Schuß ift daher aus dem mercantiliftiihen Schuße des 
Geldes zu einer organifhen Berwaltungsmaßregel geworden und 
das Schubzollivftem jedes Staates hat damit den jpecifiihen Cha— 
rafter der Gegenwart angenommen; es ijt der Ausdrud der 
wirtbihaftliden Individualität des Landes geworden, 
das ihn annimmt. Das ift feine wahre Bedeutung, und vor ihr 
verſchwinden die allgemeinen Phrafen und Forderungen des ſo— 
genannten Freihandels, deffen letztes Princip es eben iſt, diefe 
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Individualität in ein unterjchiedslofes wirtbichaftliches Weltleben 
aufzulöfen, in dem nichts mehr berrichen joll ala das Größenge: 
jeß der Kapitalien, das der Freihandel nicht anerkennt. Die po= 
fitive Gejeßgebung über das Gebiet des Schußzolles hat jich aber 
wenig an die legtere Theorie gekehrt, und jo iſt ein Zollwejen 
entitanden, in welchem wir eben jene wirthichaftliche Verſchieden— 
beit der europäifchen Länder in fo bezeichnender Weije wieder: 
finden, daß es ſchwer ift, feine wahre Bedeutung zu verfennen. 

Das Gejeg nun, welches im Sinne diejer Elemente die Ge— 
ftalt des Schutzzollſyſtems beherrſcht, iſt einfah und Ear, und 
was es bisher bewirkt hat, wird es auch weiter bewirken. Die 
Höhe des Schußzolles ift beherricht und muß beherrſcht werden 
von der Größe des auf die Production verwendeten 
Kapitals, und zwar jo, daß, je größer das indujtrielle 
Kapital, je kleiner der Schußzoll ijt, während der Steuer: 
zoll mit feinen Tarifjägen von dem des Schußzolles gänzlich 
unabhängig daſteht. 

Danach nun find England, Frankreih und Deutichland in 
ihrem Zollſyſtem jowie in der Geſchichte dejjelben Leicht zu cha: 
rafteriliren. 

England hat mit langen Kämpfen, wie jich jucceffive fein 
induftrielles Kapital entwidelt, fein Schußzolliyftem gänzlich auf: 
gegeben, und jein ganzes Zollwejen erſcheint nur noch als ein 
Syſtem indirecter Beiteuerung, wobei außerdem die unwichtigen 
Artikel fteuerfrei geblieben find, da bei ihnen die Zollerhebung 
mebr koſtet als der Ertrag des Zolles. 

Frankreich hat dagegen das Schußzolliyftem beibehalten, mweil 
es überhaupt den Standpunkt noch gar nicht überwunden bat, 
daß der Staat befondere Fürſorge auf feine Production verwen: 
den müſſe; allein das Wachſen jeines induftriellen Kapitals hat 
eine Herabjegung feiner Schußzölle möglich gemacht, die es jedoch 
ſtets als ein politifches Mittel für die Ausdehnung feiner Macht 
gebraucht hat. 

Deutſchland und Dejterreih haben, unter bejtändigen Ber: 
ſuchen, ihr Zolliyitem zu vereinigen, das Bewußtſein mit Recht 
feftgehalten, daß ihr induftrielles Kapital noch zu Klein und zu 
jung jei, um die freie Mitwerbung mit England und Frankreich 
ſchon jegt zuzulafien. Sie haben daher einen mäßigen Schußzoll 
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beibehalten und erwarten die langjame Bejeitigung dejjelben von 
der Entwidelung der großen Factoren der billigen Production, 
dem Kapital und der Arbeit. Daneben haben fie als ein wejent: 
liches Element des Fortichrittes ein möglichft niedriges Steuer: 
zollſyſtem, und es ift fein Zweifel, daß diefer Weg zum Ziele 
führen wird. 

Das Gefammtergebniß diejer Betrachtung ift, daß das Zoll: 
inftem noch immer als ein in Bewegung begriffenes erfannt wer: 
den muß. Alle Tarife haben nur eine zeitliche, und nur die all: 
gemeinen Grundjäge eine dauernde Bedeutung. 


Englands Zollgeſchichte bei Bode, „Britiihe Steuern”, ©. 281 fa., 
das Zollweſen der lehnsherrlichen Epoche (295) jeit dem 13. Jahr— 
bundert; Anfänge der voll3wirtbihaftlihen Zölle und Entjtebung 
der großen Productionsepohe im 18. Jahrhundert; damit ſtrenges 
Schutzzollſyſten ſeit der Zollerbnung 1787. Mit unferm Jahr— 
bundert Beginn der Neformperiode; Kampf gegen die ©etreidezölle; 
Sieg der freien Rihtung mit Robert Peel; eriter Tarif von 1842; 
noch ftart mit Schußzöllen vermiſcht; erit 1853 der Tarif des 
Steuerzollſyſtems unter Aufbebung des Zolles nah 113. Artikel; 
die Custom Tarif Act 16, 17, Viet. 107; darauf folgt der Ver— 
trag mit Frankreich und jeine Zollherabfegungen 1860, ſodaß jept 
faum nod Spuren des Schutzzollſyſtems vorbanden find; der Tarif 
bei Bode, S. 326. Gleichzeitig eine Ordnung der Zollverwaltung 
in der Custom eonsolidation Act von 1853, in der gegen 1500 
alte Gejege aufgehoben werden; Recht der Civilflage, jedoch mit 
Beſchwerde an das Generaljteueramt; j. Darjtellung bei Gneift, „Eng: 
liſches Verwaltungsrecht”, II, ©. 800. 

Die eigentlihe Zollgeihichte Frankreihg beginnt mit den beiden 
Gejegen Colbert'3 von 1664 über die Binnenzölle (les eing grosses 
fermes) und von 1667 über die Grenzzölle, mit ftrengem Schuß: 
zollprincip. Dieſe Geſetze blieben, bis die Assemblee constituante 
durch Gefe vom 5. Nov. 1796 alle Binnenzölle aufbob und nun 
einen Tarif für Grenzzölle ‘erließ (15. März 1791) mit gemäßig: 
tem Schubzoll (5, 10, 15 und 20 Proc). Die Entwidelung ver 
engliihen Induſtrie aber ließ dieſen Zollfuß bald als zu gering er: 
ſcheinen; Napoleon hob den Handel mit England gänzlid auf (1806), 
und ſelbſt der erjte Tarif der Reftauration von 1814 war ein ftren- 
ger Schupzolltarif, der dann 1816 — 1822 und 1825 auch auf die 
landwirtbihaftlihen Producte ausgedehnt wurde. 1832 traten Er- 
leihterungen ein, Tranſitrechte und entrepöts; doch erit das Zoll: 
gefeg vom 2. Juli 1836 gehört der rationellen Epoche unjers Jahr: 
hundert. Es bob die bisher bejtandenen Verbote (13) auf, und 
das Geſetz vom 7. Juli 1836 mäßigte den Schupzolltarif; doch war 
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derjelbe noch jebr body und neben ihm bejtanden viele und barte 
Ausfuhrzölle, die zwar dur Gejeg vom 6. Mai 1841 gemäßiat, 
aber nicht befeitigt, ja jogar dur Gejeg vom 11. Juni 1845 noch 
verſchärft wurden. Ein heftiger Angriff auf das Schutzzollſyſtem 
unter der Republik erlag dem Widerſtande des Schutzzolles (Blod, 
„Douanes”) und das alte Schußzolivftem, wie es damals in kei— 
nem Lande Europas, mit Ausnahme Rußlands, beitand, erbielt ſich 
auh noch unter dem zweiten Saiferreihe. Man kann nun unbe: 
denklich ſagen, daß nicht das befiere Verſtändniß, jondern die Po: 
litit den Bruch mit dieſem Syſtem bervorgebradt hat. Diejer fand 
jtatt zuerjt in dem Bertrage mit England von 1860, dann in dem 
Vertrage mit Preußen 1862 und dem Zollverein 1863. Damit 
beginnt eine neue Epoche, melde man als die des gemäßigten 
Schugzollfyftems bezeichnen fann. Das Verfahren dagegen, obmwol 
in vielen Punkten gemilvert, ift noch immer ein höchſt ftrenges, und 
jelbit Hod („Finanzverwaltung Frankreichs“, S. 237) ann jeine 
Schattenfeiten nicht verbeden. 

Was nun die Zollgefhichte Deutihlands betrifft, jo glauben 
wir auf Falke, „Geſchichte des deutſchen Zollweſens bis zum Ab- 
ihluß des deutſchen Zollvereins“ (1869), und W. Weber, „Der 
deutiche Zollverein” (1869) binmweifen zu dürfen. Mit dem Sabre 
1818 und dem preußifhen ſyſtematiſchen Zollweſen beginnt die Ge: 
ihichte der Gegenwart. Der Charakter ijt neben einem verhältniß— 
mäßig niedrigen Steuerzoll ziemlih bober Schußzoll, jedoch obne 
Verbote; immer größer werdende Nothwendigleit der Vereinigung der 
deutſchen Zollgebiete; Verhandlungen und Bildung einzelner Zoll: 
vereine jeit 1828; Abſchluß des deutfchen Zollvereins 1834; von 
da an gemeinjame BVerhältniffe und Entwidelung des Kampfes um 
da3 Schutzollprincip. Die Zollverwaltung geordnet durch Geſetz vom 
23. Yan. 1838. Verbindung mit dem Steuerverein von Hannover 
und Braunſchweig (feit 1834) durh Vertrag vom 7. Sept. 1851, 
und definitive Organijation des Zollvereind durch Vertrag vom 
4. April 1853. Gleichzeitig Vertrag mit Dejterreih vom Febr. 1853 
als Vorbereitung für die engere Verbindung vejjelben mit dem Zoll: 
verein. Diefer Vertrag jedoch bejeitigt durch den franzöſiſchen Han- 
delävertrag vom 29. März 1862, deſſen Inhalt jept den Kern des 
deutfhen Zollſyſtems bildet. 

Dejterreih ging langjamer vorwärts. Bis zum Jahre 1851 
beftand die alte Zollordnung von 1838 mit Binnenzöllen, Verboten 
und Probibitivgöllen und einem vernichtenden Kampfe des Schleich— 
handels gegen diejelben. Die neue Epoche beginnt 1851; Grund: 
gedanke iſt vie Gleichftellung mit dem Vereinszollweſen, was aud) 
durch ten Vertrag von 1853 und den neuen Zolltarif deſſelben 
Jahrs erreiht wird, bis 1862 der Bruch dieſes Vertrages die 
Aufitellung eines neuen Tarif nöthig macht, der übrigen® nicht 
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wejentlib von dem alten abweiht und neben einem rationellen 
Steuerzolltarif, der leider nur noch zu viele untergeordnete Artikel 
enthält, einen gemäßigten Schußzolltarif feſthält. Unter Herrſchaft 
defjelben eine rajhe und jtetige Entwidelung der nduftrie, und bei 
manchem Zweifel im einzelnen und ganzen volle Anerfennung des 
gewonnenen Standpunktes. — Die Fragen für Deutjchland und 
Dejterreih liegen gegenwärtig, abgeſehen von der Einheit ihres Zoll: 
weſens, die mehr durch den Steuer» als durch den Schußzoll jchwie: 
rig ift, in den einzelnen Gebieten der Induſtrie, ihren Lebens: 
bedingungen und ihrer Schugbedütritigleit. 


H. Bie Gölohnungsfteuer. 


Die Wohnungsfteuer hat zu ihrem Zwecke, die Wohnung als 
Mittel des perjönlichen Unterhalt zu befteuern. Sie ſchließt da— 
ber alle Baulichkeiten aus, melde als Betriebsmittel irgendeines 
wirtbichaftlihen Unternehmens zu betradhten find; man kann ſa— 
gen, daß fie fih nur auf die hauswirtbfchaftlihe Wohnung bezieht. 

Die Steuerquelle der MWohnungsfteuer ift ihre Einwirkung 
auf die perjönliche Arbeitskraft; die Steuerfraft des Verbrauchs, 
der im Wohnen liegt, berubt darauf, daß einerjeits Maß und 
Art der Wohnung dur das Einfommen bedingt werden, anderer: 
jeit3 die Wohnung wieder die Arbeitskraft erhöht. 
| Das Steuerobject ijt die häuslihe Wohnung, wie ſchon be: 
merkt. Die Steuereinheit kann, um für alle Wohnungen eine 
gleiche zu fein, nur durch Reducirung des Werths der Wohnung 
auf den üblihen Mietbzins gefunden werden, und zwar theils 
durch Schäpung, theils durh Angabe des Miethbetrags. In 
diefem Miethbetrage wird die Steuereinheit dann entweder das 
Hundert oder die Hauptlandesmünze fein. Der Steuerfuß wird 
gejegt, indem man den Miethzins, den der Wohnende zahlt oder 
fih berechnet, als einen Theil feines Roheinkommens betrachtet 
und von diefem Roheinkommen gewiffe Procente oder einen Zu: 
ſchlag zur Landeshauptmünze als Steuerfuß beftimmt. Die An: 
nahme von Thüren und Fenftern als Steuereinheit und die Auf: 
lage eines bejtimmten Betrags auf Thür und Feniter als Steuer: 
fuß, der wieder je nah Zahl und Stockwerk verſchieden berechnet 
wird, führt nicht blos zu einer auf der zufälligen Einrichtung 
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der Häufer beruhenden und deshalb ungleihmäßigen Beitenerung, 
jondern wirft aud) namentlid durch das Aufgeben der Fenfter 
durchaus ſchädlich auf die Gefundheit. 

Die Steuererhebung ift dem Princip nach fehr einfach. Sie 
muß von dem Miether oder dem Hausherrn geichehen, wenn die: 
jer jein eigenes Haus bewohnt. Die Grundlage der Steuerbe: 
mefjung ijt naturgemäß mit derjenigen der Häuferftener fchon ge: 
geben (j. oben). Es ijt fein Grund, dem Princip nad) die Zah: 
lung derjelben von dem Vermiether auszuſchließen; allein es ift 
gewiß, daß, wenn man einmal eine befondere Wohnungsfteuer 
als BVerbrauchsfteuer anerkennt, diefe Wohnungsftener nur direct 
von dem Miether bezahlt werden darf, damit fie nicht als Mittel 
der Erhöhung der Miethe vom Vermiether benußt werde. 

Die enticheidende Frage ift nun aber bier unzweifelhaft die, 
ob überhaupt eine Wohnungsfteuer neben einer rationellen Haus: 
fteuer noch beſtehen kann und foll, oder ob ſie nicht durch die 
Hausfteuer jelbjt verſchwindet. 

Nun it es Har, daß die Hausfteuer die Steuer vom Kapi— 
tal ift, die Wohnungsfteuer die Steuer vom Verbrauche, wie jid) 
Grundfteuer und Verzehrungsfteuer unterfcheiden. Die Wohnungs: 
jtener wird daher im Princip von dem Reinerirage des Erwerbs 
desjenigen entrichtet, der die Wohnung gebraucht, die Hausfteuer 
vom Ertrage des in der Wohnung vorhandenen Kapitals. Dem 
Brincip nad find e8 daher unzweifelhaft zwei jehr verjchiedene 
Steuern, die jelbft bei ganz gleicher Steuereinheit einen ſehr ver: 
jchiedenen Steuerfuß haben und haben müfjen. 

Allein in der Wirklichkeit wird allenthalben, two jemand re 
gelmäßig fein eigenes Haus bewohnt, die Berehnung und Er: 
bebung beider Steuerarten, der Häufer: und der Wohnungsiteuer, 
zufammenfallen. Nur da, wo ſich regelmäßig die Miethe vom 
Befige trennt, wird eine bejondere Beiteuerung der Wohnung mit 
befonderer Berechnung des Steuerfußes und befonderer Zahlung 
thunlich fein. Und es ergibt ji daher, daß ſich auch bier zwei 
Standpunkte jcheiden. 

Da, wo der Befteuerie fein eigenes Haus bewohnt, fol die 
Miethftener nicht felbftändig ericheinen, jondern die Beftenerung 
des Verbrauchs fol hier in der Hausklaſſenſteuer mit fteigendem 
Steuerfuß enthalten fein, weil ſich der perjönliche Verbrauch von 

Stein, Finanzwiffenichaft. 38 
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dem Bedürfniß der Production nicht jcheiden läßt und daher auch 
die Beftenerung beider nicht gejchieden werden Fann. 

Mo dagegen die Wohnung vermöge der Miethe als ſelbſtän— 
diger Verbraud auftritt, kann aud die Beſteuerung jelbjtändig 
erſcheinen. Und bier bildet fih nun auf Grund der Thatjache, 
daß die eigentliche Familienwohnung zugleich das Einfommen des 
Miethers bezeichnet, der Gedanke aus, den Steuerfuß diefer Steuer 
jo hoch zu ſetzen, daß er zugleich einen Theil der allgemeinen 
Einfommenjteuer bildet. Das ijt namentlih der Kal in Frank— 
rei bei der Contribution mobiliere, welche mit der Contribu- 
tion personnelle verbunden ift und zujammen mit der Contribu- 
tion des portes et fenetres die Wohnungsiteuer Frankreichs bil: 
det, ein Syitem, dem aud Belgien und Holland gefolgt ind. 
Englands inhabited houses duty ift gleichfalls eine Berbindung 
der Haus: und Wohnungsſteuer. Preußen bat das Syſtem der 
legtern jehr hoch gegriffen, aber mit Necht Klafjen und einen pro= 
greffiven Steuerfuß eingeführt. Defterreih dagegen bat fie als 
Gemeindeſteuer, die von dem Hausherren gezahlt, aber von dem 
Miether getragen wird, in vielen Städten durchgeführt. Offenbar 
ilt das legtere im Princip das allein Richtige. Nur müfjen dabei 
gewiſſe Gejichtspunkte feitgehalten werden. Zuerſt darf man dieje 
Steuer nur in größern Städten anwenden. Zweitens fol fie nie 
auf die Eleinern Wohnungen Anwendung finden; jede Wohnung 
von nur zwei Zimmern und Nebenräumen follte fteuerfrei fein. 
Drittens ift es nothwendig, Miethklaffen einzurichten, ftatt als 
Einheit die Decimalftelle des Miethpreijes anzunehmen und einen 
Procentjaß aufzuftellen, da hier die Gleichheit des Steuerfußes 
wieder zur Ungleichheit der Steuerhöhe wird. Endlich müjjen 
ftet3 die örtlichen Verhältniffe für den Steuerfuß maßgebend fein 
und derfelbe im umgekehrten Verhältniß zur Häuferiteuer fteben, 
jodaß der erftere niedrig wird, wenn die legtere hoch iſt und 
umgekehrt. 


Die Geſetzgebungen find unklar, weil der Unterfhied der Mob: 
nungsjteuer von der Häuferfteuer nicht ar geworden iſt. Der fran: 
zöſiſche impöt mobilier, der mit dem impöt personnel eingezogen wird, 
hat allerdings den wahren Ebaralter der Wohnungsſteuer als Ber: 
brauchöjteuer, verliert aber die Neinbeit feiner Beſtimmung eben 
dur die Verbindung mit dem impöt personnel. Hod, ©. -145 fa. 
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Val. Parieu, „Traite des impöts‘, II, 129, der das Weſen der 
Gebäudeſteuer nicht zu fcheiden vermag. In England ift auch bier 
durchaus Feine Slarheit; die Hausſteuer (j. oben) ift im Grunde 
MWohnungsiteuer, im Effect Grundjteuer, während die Thür- und 
Henfterfteuer umgelehrt wirkt. Hübner, a. a. O., ©. 34. Das 
„Preußiſche Handelsarchiv“, Nr. 32, 1858, führt noch eine bei 
Hübner fehlende Ziegelfteinfteuer auf, die auch als volltommen irra: 
tionelle Steuer bezeichnet werden muß. Sie gehört jet unter die 
alten, aufgebobenen Excises. Vode, ©. 398, nebſt ver Glas: 
accife u. a. Die belgiihe und niederländiihe Steuer bei Nau 
($. 426) hat den Charafter der franzöfiihen. In Deutichland find 
die MWohnungsfteuern als Staatsfteuern mit Net verfhwunden und 
fommen nur noh, wie in Defterreih und Preußen, als ftäptifche 
Steuern vor, aber auch bier mit dem gleiben Steuerfuß, was dann 
in der That eine ungleihe Belteuerung ergibt und wol nothwendig 
zu einem Slafjenfteuerfuß führen wird als ver einzigen rationellen 
Steuerform. Sehr gute Darftellung bei Hofjmann, a. a. D., ©. 237. 
Danad tragen die großen Wohnungen von der ganzen Steuer etwa 
5 Broc., die befiern Wohnungen des Mittelftande® 11 Proc., der 
eigentlihe Mittelftand (Mietbe von 200 — 500 Thlrn.) 31 Proc., 
der niedere Mitteljtand (Miethe von 100 — 200 Thlrn.) 23 Proc., 
die höhere Stufe der niedern Klaſſe (Wohnungen von 50 —- 100 
Ihn.) 17°/, Proc, die übrigen 8 Proc. In Defterreih bat fie 
einfah den Gulden als Steuereinheit; Steuerfuß in Wien 4 Il. — 
4 Proc. Pfeiffer, „Staatdeinnabmen“, IT, 483, mit guten An- 
gaben, doh zum Theil Verfhmelzung mit der Häuferfteuer. 


I. Die Beftenerung des geiftigen Verbrauchs (Zeitungsfteuer). 


Das geiftige Zeben ift zwar auf allen Punkten auf das in- 
nigfte mit dem materiellen verbunden, aber wie es einerſeits feine 
jelbftändigen Producte in der wirthſchaftlichen Welt hat, jo bat 
e3 andererfeit3 aud einen felbjländigen Verbrauch, der einem 
ſelbſtändigen Bedürfniß entſpricht, dadurch einen Erwerb abgibt 
und mithin eine ſelbſtändige Steuerquelle darbietet. Auf dieſer 
Grundlage beruht der Grundſatz, daß dieſer geiſtige Verbrauch 
einer ſelbſtändigen Steuer unterzogen werden könne. 

Die formale Richtigkeit dieſes Satzes iſt klar. Geht man 
aber einen Schritt weiter, ſo muß man geſtehen, daß dieſe Be— 
ſteuerung die irrationellſte aller Conſumtionsſteuern iſt und daß 
unſere Zeit mit vollem Rechte gegen dieſelbe ankämpft. 

38 * 
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Zuerft muß man zu dem Ende die Beſteuerung des Ermwerbes, 
der durch geiftige Production gejchieht und den wir vollflommen 
gerechtfertigt finden, von derjenigen des Product trennen, die 
wir eben für falſch halten müffen. Es ift gar Fein Grund, den 
Erwerb durch geiftige Thätigfeit nicht zu bejteuern und daher die 
Verleger und Nedacteure einer Zeitfhrift u. f. m. gerade fo gut 
mit der Ermwerbfteuer zu belegen, wie den Gebalt der Beamteten, 
oder der Nerzte und Advocaten. Allein um diefe Steuer handelt 
e3 ſich bier nicht, fondern um die Beftenerung des einzelnen Bro: 
duct8 diefer Thätigkeit, wo dafjelbe in den Conjum eintritt. Und 
gegen diefe muß die Wiſſenſchaft ſich erklären. 

Denn erjtlich ift es abfolut unmöglich, eine auch nur an: 
nähernd richtige Einheit zu finden, da 3. B. ein Bild oder Kupfer: 
ftih mit einem gedrudten Dlatte gleichgejeßt werden muß. Ebenſo 
unthunlich ift die Aufftellung eines auch nur annähernd gleichar— 
tigen Steuerfußes, oder endlich die Gewißheit der Erhebung der 
Steuer von dem betreffenden Product. Zweitens aber, was jchon 
viel wichtiger ift, ift die Anwendung diejer Steuer überhaupt nur 
bei ganz einzelnen Producten thunlid. Das nun find die Zei: 
tungen. Die gejammte Beftenerung des geiftigen Verbrauchs hat 
ich daher auf die Zeitungsitener reducirt. Es ift aber gar Fein 
Grund für diefe Beſchränkung vorhanden, da jedes geiſtige Pro— 
duct ebenjo der Berbrauchsiteuer unterworfen werden follte, und 
eigentli” nody mehr, indem die Zeitungen in der That die täg- 
lihe Nahrung des Geijtes im Volke und ein allgemeines Element 
der Bildung geworden find. Und daran jchließt ſich der dritte 
Grund gegen dieſe Steuer, der zuleßt entjcheidend ift. Der Werth 
der Bildung ift ein jo großer, daß er mit feinem Opfer zu hoch 
bezahlt werden kann. Wer jie ftört, greift den eigentlichen Le— 
bensfern der Productivität des Volkes an. ES ift in der That 
ein Unding, wenn ein Staat Summen zahlt, um Schulen zu er= 
richten, während er Steuern nimmt von dem, der fidh durch 
die Preſſe im reifern Lebensalter weiterbilden läßt. Die Erkennt: 
niß diefer Widerfprüche hat noch dahin geführt, daß man die Bil- 
dungszeitfchriften und Fachblätter von der Steuer befreit, während 
man die Tagesprejje bejtenert. Natürlich fteigt die Verkehrtheit 
diefer Bejtenerung in dem Grade, in weldem der Steuerfuß 
fteigt; am verkehrteſten ift die Beftenerung des einzelnen Exem— 
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plars ohne Rüdjicht auf feinen Umfang. Es ift kaum ein Zwei: 
fel, daß eine nad) Umfang, Bogenzahl und Abſatz eingerichtete 
Erwerbjteuer vollftändig genügen wird, um die bisherige Form 
diejer Steuer zu erjeßen. 

Ein ganz anderer Standpunlt tritt allerdings dann ein, wenn 
man den Stempel der Zeitungen als Zahlung des Poſtportos 
auferlegt und mithin den Localabjat unbejteuert läßt, während 
die Poftverjendung entweder ganz frei wird (bis 8 Loth in Eng— 
land) oder jehr niedrig angejegt wird. Hier ift ohne Zweifel 
die Sache an ſich ganz richtig, da der Stempel nichts anderes 
wird als eine Erhebung der PBoftgebühr. Allein andererjeits ift 
die Form nicht zweckmäßig, da eine Zeitungspoſtmarke weit praf: 
tiſcher erfcheint, Leichter gefehen wird und ihre Aumwendung dem 
Staate nichts koſtet. Mehr oder weniger haben die Finanzgefep: 
gejeßgebungen den leßtern Standpunkt angenommen; nur hat die 
Verminderung des Portos nicht immer die Stempeljtener binrei: 
hend herabgeſetzt, ſodaß das an fich richtige Princip durch jeine 
Ausführung illuforifch geworden it. In wenig Gebieten der Be: 
jtenerung aber nimmt der Conſum in dem Grade zu, in weldem 
die Steuer herabgefegt wird, al3 gerade bei den Zeitungen. Da: 
ber fol auch der Portoſtempel bei Zeitungen auf jein geringftes 
Maß der Poſtgeſtehungskoſten herabgejegt werden. 


England: urjprünglih doppelte Beiteuerung der geiftigen Pro: 
ducte: theild als Zeitungsjtempel, tbeild als PBapieraccife. I. Die 
Geſchichte des engliihen Zeitungsjtempels bei Bode, ©. 250 fg. 
Definitive Revducirung defjelben auf den Portoſtempel und Freibeit 
des Localabſatzes erit 1855 eingeführt. II. Aufhebung der Papier: 
accife nach langen Kämpfen definitiv erft im Fahre 1861. ode, 
©. 394. In Frankreich berubt die Belteuerung der Zeitungen auf 
dem Grundſatze des Dimenfionzftempels (j. oben, Stempelweien), 
mit jteigendem Steuerfuß; der Stempel kann zugleih Portojtempel 
fein und fteigt dann bei jedem Bogen von 0,72 Quadratmeter bis 
6 Gent. Hod, „Finanzweſen Frankreichs“, ©. 194. Auch in Preu: 
hen langer Kampf. Einführung des Zeitungsſtempels erjt durch Geſetz 
vom 7. Mär; 1852. Das Gefet vom 2. Juni 1852 führte den: 
jelben wieder ein, nachdem er inzwiihen vom 1. Yan. 1849 auf: 
geboben war, und dehnte ihn auf fait alle periodifhen Schriften 
aus, Das Geſetz vom 29, Juni 1861 hat venfelben jehr geändert, 
das Geſetz vom 26. Sept. 1862 ihn definitiv regulirt. Grundſatz: 
Steuereinheit zwar jeder Bogen, aber Stenermarimum 2, Thlr., 
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und Gteuerminimum 4 Sgr. für jedes . Eremplar; Steuerobject: 
Zeitungen, die mehr als einmal monatlih erſcheinen; die Steuer ift 
bei bejteuerten Blättern vom Poſtporto abzuzieben. (Wozu die 
Complication?) In Defterreih Cinführung des Zeitungsſtempels mit 
1 Sir; dafür gleihes und geringes Poſtporto. Warum trägt der 
Localabjat dennoch höhere Steuer, wenn der Stempel das Porto 
zum Theil dedt? — Uebrigens dürfen. wir hier ſchließlich bemerfen, 
daß wir unfere Auffafjung in der erften Auflage faft ganz aufge: 
geben haben, wie der Lejer leicht erkennen wird. 


K. Die Beftenerung des Kuxus. (Die directe Kuxusfteuer und 
der qualitative Steuerfuss der indirecten Steuern.) 


Die Aufwand: oder Lurusftenern bilden den naturgemäßen 
Üebergang von den Berbrauchsiteuern zu den Einfommenfteuern. 
Sie find die Belteuerung des im Verbrauche erjcheinenden reinen 
Einkommens. Sie find daher nur in ihrer Form, vermöge ihres 
Anfchluffes an den Verbrauch, zu der Gruppe der Verbrauchs— 
fteuern hinzuzurechnen; ihrem Inhalte nach gehören fie der fol: 
genden Gruppe an. 

Die Steuerquelle bei den Lurusfteuern ift demnach das Nein: 
einkfonmen, welches in dem Lurus erjcheint. Die Steuerkraft 
ift dem Princip nad eine jehr große, da der ganze Lurus als 
Reineinfommen gerechnet wird. Das Steuerobject ift wenigſtens 
dem Princip nad jeder Gegenftand, der als Lurusgegenftand an: 
genommen Wird; der Negel nad werden Steuerobject und Steuer: 
einbeit dabei zufammenfallen. Der Steuerfuß iſt im Verhältnif 
zum Preiſe de3 Steuerobject$ oder zum Preije feiner Unterhaltung 
zu beſtimmen. Die Stenerumlegung muß amtlich oder durd Ein: 
befenntniß geichehben. Die Steuerzahlung geſchieht terminweije. 

An ſich erjcheinen demgemäß die Lurusfteuern als eine durd): 
aus rationelle Steuerform. Bei genauerer Betrachtung aber wird 
fich diejes ganze Gebiet als ein volllommen unbaltbares ergeben, 
und in der That verichwinden auch die legten Reſte der Luxus— 
fteuern mehr und mehr aus jedem rationellen Steuerſyſtem. 

Um nun das richtig zu veritehen, muß man eine Unterjcei- 
dung machen, welche der bisherigen Behandlung fehlt, die Unter: 
Iheidung-der directen Luxusſteuer und des qualitativen Steuer: 
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fußes der indirecten Steuer, als der beiden Formen, in denen 
die indirecte Befteuerung den Lurus der Steuer unterziebt. 

Die directe Lurusfteuer nennen wir diejenige, welche einen 
bejtimmten Genußgegenftand als Object erllärt und ihn mit einer 
beſtimmten Steuer belegt. 

Dieje Steuer erjheint nun als eine vollfommen irrationelle. 

Schon der Begriff des Lurus ift Feineswegs klar genug, um 
ihn einer Befteuerung zu Grunde legen zu fünnen. Die Gegen: 
tände des Lurus jind für den einen ein bloßes Genußmittel 
(Pferde, Equipagen), für den andern ein Betriebsfapital. Der 
Gegenftand deutet deshalb bei dem einen auf ein Reineinkommen, 
bei dem andern nicht. Es ift ferner durchaus ungewiß, ob da, 
two der Gegenjtand auch ganz gewiß ein reines Genußmittel ift, 
demjelben ein wirkliches Neineinfommen zu Grunde liegt. End: 
lich ift es unmöglich, jelbit unter der Vorausjegung, daß man 
den Genuß und jein Neineinfommen finden und jelbjtändig neben 
dem Verbrauche binftellen könnte, denjelben zu meſſen. Die di: 
recte Luxusſteuer muß daher mit jehr wenigen Ausnahmen als 
eine Steuer angejehen werden, die ſich nur als einen unvollkom— 
menen Stellvertreter der Einfommenjteuer einerjeits und als eine 
ebenjo unvollfommene Berwaltungsmaßregel gegen die Verſchwen— 
dung in der PBrivatwirthichaft andererfeits erklärt. Dazu kommt, 
daß fie nur wenig einträgt, was darauf beruht, dab nur ein jehr 
kleiner Theil des Lurus überhaupt von ihr erreicht wird und daß 
ihre Umlegung fait ohne Ausnahme mit den größten Schwierig: 
keiten zu kämpfen bat. Aus allen diefen Gründen kann das gänz— 
liche Verſchwinden der Lurusfteuern aus den Steuerjyitemen nur 
als Fortjchritt betrachtet werden. 

Weſentlich anderer Natur ijt nun allerdings die indirecte 
Befleuerung des Lurus, welche in der Erhöhung des Steuerfußes 
der Verbrauchsgegenftände je nad) ihrer Qualität oder dem qua: 
litativen Steuerfuße der indirecten Beſteuerung erjcheint. Wäh— 
rend die eigentliche oder directe Beiteuerung des Lurus faft allent- 
halben verſchwunden iſt, ift diefe indirecte vielmehr nicht blos 
anerkannt, fondern zu einem integrivenden Theile des ganzen in- 
directen Steuerfyftems geworden. Wir haben denjelben bereits 
oben genauer bezeichnet, und es ift fein Zweifel, daß diefer Steuer: 
fuß als ein durchaus vationeller bezeichnet werden muß. Derſelbe 
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erjcheint, wie wir gejehen, theils in der Verzehrungsſteuer, na= 
mentlich in dem Steuerjyitem der örtlihen Steuern als höhere 
Acciſe der feinern Nahrungsmittel, theils in den Productions: 
und Abſatzſteuerfüßen, theils in den Zöllen als höherer Zollſatz 
der befjern Waaren, theils au in den Monopolen als höherer 
Berfaufspreis der Producte, theild in der Wohnungsfteuer als 
höherer Stenerfuß größerer Familienwohnungen. Aber auch hier 
muß entjchieden feitgehalten werden, daß diejer qualitative Steuer: 
fuß nicht im Stande ift, den Ueberfhuß des Einkommens, das 
eigentlihe und jelbitändige Reineinkommen, ausreichend zu be: 
fteuern. Hier beginnt daher ein neues, das dritte Gebiet des 
Steuerwejens in der eigentlihen Einkommenſteuer. 


Während wir nun für die Beiteuerung des Lurus durch den 
QDualitätsfteuerfuß auf die Darftellung der imdirecten Steuerarten 
verweiien, läßt fi über die directe Lurusfteuer nicht viel jagen. 
Nur England hat eine jolhe noch al3 jelbjtändige allgemeine Steuer 
in feinen jog. Assessed Taxes (Kutfhen, Pferde, Wappen, Dienit: 
boten, Haarpuder, Hundefteuer, Hüte, Handſchuhe, Uhren). Bode, 
©. 464 fg. Die Gejhihte des Wortes und feiner Bedeutung ift 
nur infofern von Intereſſe, als fih aus verfelben Begriff und In: 
balt der Einlfommenfteuer entwideln. Vgl. Rau, III, $. 421. 
Man kann Hoffmann’ Darjtellung und Kritik (2. v. d. Steuern, 
©. 225— 236) als das Beſte anfehen, was bisher darüber gefagt 
ift, namentlih über die preußifhe Gonfumtions: und Lurusjteuer 
von 1810, die ſchon feit 1814 nicht mehr erhoben wird, ebenfo vie 
Steuer auf Gold, Silber und Juwelen durh Gefeg vom 12. Febr. 
1809. Indeß läßt fih die directe Lurusfteuer doch als örtliche 
(ftädtifche) Steuer für gewiſſe Dinge, namentlih für Hunde, wol 
rechtfertigen; die Hundejteuer bejteht daher auch an manden Orten, 
wie 3. B. in allen großen Städten Dejterreiche. 
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Biertes Hauptjtüd. 
Die Einkommenfleuer. 


I. Der reine Begriff der Einkommenſtener. 


Die dritte Grundform der Steuer iſt die Einkommenfteuer. 
So klar und einfach, wie die andern Steuerarten find, jo jchtwierig 
ift dieſe letztere. Bei allen andern ift man jich über die Motive 
und das Maß, bei diefer aber auch über die Sache felbft nicht 
einig. Es ijt daher durchaus nothwendig, zuerjt den formalen 
Begriff derfelben feitzuftellen und dann ihn von den verwandten 
Erjheinungen zu fcheiden, um zu feinem ſpecifiſchen Inhalte zu 
gelangen. 

Zu dem Ende muß man davon ausgehen, daß jede Steuer 
eine Einfommenfjteuer if. Es gibt gar feine Steuer, die 
nicht im Princip wie im Effect das Einfommen träfe. Wenn man 
daher von einer Einfommenfteuer im Unterfchiede von allen an— 
dern Steuern überhaupt reden will, jo kann dieſelbe ſich nur 
auf denjenigen Theil des Einkommens beziehen, der von den 
directen und indirecten Steuern nicht blos nicht getroffen wird, 
fondern au nicht getroffen werden fann. Denn es ift Har, 
daß, wenn eine directe oder indirecte Steuer das Einfommen nicht 
trifft, für das fie beftimmt ift, jo wird eine Steuer, welche die- 
fen Mangel erjegt, in der That nur als jubjidiäres Mittel für 
die betreffende Steuer gelten können, mit der befjer eingerichteten 
Steuer verihwinden und ihrem Wejen nad eine eigene Erbe: 
bungsform, nicht aber eine eigene Art der Steuer fein. Es 
fonımt mithin, um von der Einfommenfteuer als jelbitändiger 
Steuerart reden zu können, darauf an, zu beftimmen, melde 
Steuerquelle für die bisherigen Steuern überhaupt nicht getroffen 
werden könne. Zu dem Ende muß man jich allerdings auf einen 
allgemeinern als den blos wiſſenſchaftlichen Standpunft jtellen. 
Derjelbe ift im Grunde ſehr einfach. 

Die Wirthſchaft, das individuelle Güterleben, befteht aus 
‚zwei Elementen. Das eine derjelben jind alle einzelnen Fac: 
toren des Gutes, Stoff, Arbeit, Product, Confumtion u. ſ. w. 
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Das zweite dagegen ift eben die lebendige Kraft des Indivi— 
duums, welche dieje Factoren als ein Ganzes zufanımenfaßt und 
jie zu einem lebendigen Körper geiſtig vereinigt. Es ift fein 
Zweifel, daß beide Elemente wejentlich verjchieden jind. Es ilt 
niemand ungewiß, daß daffelbe Kapital und diejelbe perjönliche 
Arbeitskraft u. ſ. w. in der Hand zweier verjchiedener Menjchen 
jehr verjchiedene Rejultate ergeben. Das ift die freie und bei 
allen Menschen verichiedene Jndividualität, weldye das bewirkt; 
das Nefultat aber ijt das wirthſchaftliche Einkommen, weldes 
jene erjtere erzeugt; und jo ſehen wir auch bier das Geheimniß, 
daß die Perſönlichkeit das zulegt Maßgebende für das Unperfön: 
lie, der Menſch der Herricher für das Kapital und fein Werden 
it. Es iſt nicht möglich, das nicht zu erkennen. 

Nun ift es die Aufgabe der directen wie der indirecten 
Steuern, niemals die individuelle Wirthſchaft im ganzen, fondern 
immer nur die einzelnen Factoren derjelben zu bejteuern, fei es 
das Kapital und jeine Grundformen, fei es den Menfchen als 
natürliden Gonfumenten. Ein großes Gebiet des Einfommens 
ijt daher bei beiden Steuern unbefteuert; es ift dasjenige, welches 
eben durch dieje Individualität des wirthſchaftlichen Mittelpunktes, 
die Berjönlichkeit als joldher, geichaffen wird. Diejes Einkom: 
men, bedingt durch die legtere, kann daher auch als felbjtändiger 
Theil des Gefammteinfommens gedacht werden, das ift, eine 
jelbftändige Steuerquelle fein; und diejenige Steuer, welde auf 
diejer felbjtändig gedadten Einkommens: oder Steuerquelle 
beruht, ift die eigentliche Einkommenſteuer. 

Diejer Begriff der Einfommenfteuer ſcheint fehr abjtract zu 
ſein; in Wahrheit ift er e3 weder weniger noch mehr als der 
der Kapital- oder Gonjumtionsfteuer u. j. w. Die Thatjache 
eines ſolchen Einkommens ferner iſt jo alt wie die Welt; die 
Nothwendigfeit der Beitenerung läßt ih kaum bejtreiten; und 
dennoch ijt nicht blos der Begriff, jondern auch jedes einzelne 
Moment derjelben jo unklar und bejtritten, daß wir den Grund 
aller Zweifel von vornherein anderswo, als in der Sache felbit, 
juchen müſſen. Und wieder müfjen wir einen Schritt weiter 
geben. 

In der That nämlich hat die Selbjtändigkeit dieler Steuer: 
quelle eine große Vorausſetzung, Welche zugleich - die Grundlage 


603 


ihrer ganzen Geſchichte iſt. Es ift das höhere Wejen der Indi— 
vidualität, daß fie, um ſich in ganzer Bedeutung auch wirth: 
Ihaftlih zu entfalten, der Freiheit bedarf. Wo fie fehlt, treten 
rechtliche und ftändifche feite Ordnungen au die Stelle der vollen 
Bethätigung der innern Kraft der Perjönlichkeit, und die Diffe: 
venz zwilhen den Menfchen verichwindet mit der Differenz zii: 
ſchen dem Einkommen derjelben Klaffen oder Stände. Erſt bei 
völliger rechtliher Freiheit kann der Einzelne leiten, was er ver: 
mag. Aber dieje Freiheit fordert wieder ein wirtbichaftliches 
Subjtrat, das ihr entſpricht. Das ift nicht das gegebene Güter: 
oder Werthfapital in feiner felten Größe, fondern das freie Ka- 
pital, das ſich von feinem Befiger loslöft, um ſich dem zu über: 
geben, der mit ihm erwerben kann. Dies ift es, was wir dus 
Wejen des Credits nennen. Die Entwidelung des Credits muß 
daher zur Entwidelung der rechtlichen Erwerbsfreiheit hinzutreten, 
um jenes individuelle Einkomnen erkennbar zu machen. Je weiter 
beide ausgebildet find, je beitimmter tritt daher auch die ſelbſtän— 
dige Steuerquelle auf, die wir oben bezeichneten, und mit ihr 
das Bedürfuiß ihrer felbjtändigen Beſteuerung. Und jo folgt, 
daß die Einfommenftener zur Borausfegung ihrer vollen Entwicke— 
lung die zwei Dinge hat, die wir jept bezeichnen können, die 
Gewerbefreiheit und die Organijation des Credits. Ohne jie ift 
fie organisch unmöglich, durch ſie organisch nothiwendig. Und 
jegt wird es Elar fein, weshalb gerade unfere Zeit den Gedanken 
an die eigentlihe Einkommenjteuer als den unſerm Jahrhundert 
Ipecifiich angehörigen erfaßt hat; die Einkfonmensbefteuerung, möge 
fie nun in welcher Form immer auftreten, ijt das Steuergebiet 
unjerer Gegenwart und Zukunft; jo gewiß jie in allen frühern 
Jahrhunderten unmöglich war, jo gewiß wird fie mehr und mehr 
die Hauptſteuer der Zukunft werden. 

Nur muß man fich die Sache nicht jo denken, wie es eine 
gewiffe Reihe von Vorſtellungen gethan, als Fönnte fie je die die 
recten und indirecten Steuern überflüflig machen und die alleinige 
Steuer werden. Schon ihr eigentlichjter Begriff jchließt das aus. 
Die Individualität kann nie ohne die Elemente der Production 
und Confuntion zur Entwidelung gedeihen; jie kann auch nie 
die Macht derjelben ganz bewältigen; fie bleiben unter allen 
Verhältniſſen jelbitwirkende Factoren des Einfommens und müj: 
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fen daher als jelbjtändige Steuerquellen der directen und indi: 
recten Steuer unterliegen. Es wird daher ewig dieſe beiden Ka: 
tegorien der Steuer geben; nit um ihre Befeitigung kann es 
ih jemals handeln. Wohl aber ift das die Frage, in welchem 
Mape fie künftig neben der Einfommenfteuer an der Steuerlaft 
theilnehmen jollen. Und geftehen wir es aufrichtig, unfere heu— 
tige Zeit ift noch nicht fähig, darüber ein endgültiges Urtheil zu 
fällen. Daher denn auch die große Unficherheit in der Beſtim— 
mung deſſen, was man als Einkommenſteuer bezeichnet, die Ber: 
wechjelung, die Vermengung der Begriffe und Bezeichnungen, die 
in der ganzen Finanzwiſſenſchaft bier am bedeutſamſten hervor— 
tritt. Es ift aber zugleich von hohem hiſtoriſchen Intereſſe, die 
verjchiedenen Formen zu charakterifiren, in denen man fi) eine 
„Einkommenſteuer“ gedacht und fie zu verwirklichen verjucht hat. 
Mitten auf dem Wege zum Biele fteht unfere unmittelbare 
Gegenwart. 


Es ift das ſchwierigſte aller Gebiete, die Gefhichte der Literatur | 
der Einfommenjteuer darzuftellen, weil eben viejelbe ftet3 in jo enger 
Verbindung mit dem ganzen Steuerſyſtem aufgefaßt wird, daß man 
zu feinem Reſultat gelangt. Doch kann man zwei Gefichtspunfte 
hervorheben, welde gleihjam den Grundzug der verjhiedenen Auf: 
fafjungen bilden. Der eine, fhon im vorigen Jahrhundert entjtan: 
den und in den gewöhnlichen Lehrbücern am meijten vertreten, faßt 
die Einfommenfteuerfrage als vie Frage auf, ob dieſe Steuer an 
die Stelle anderer Steuern zu jegen fei, und fommt zu feinem 
Nefultat, weil ja jede Steuer eine Einfommenfteuer ift, und daher 
die jtellvertretende Eintommenfteuer jelbft wieder nur die alte Steuer, 
nur unter anderm Namen und mit verändertem Spjtem wäre. Die 
zweite Auffaſſung beruht wejentlih darauf, die Eintommenjteuer mit 
der Nentenfteuer zu identificiren und fie gleichſam als entwidelte 
Rentenfteuer zu betrachten — als ob nur der Zins ein Reineinkom— 
men ſei. Daraus find die meijten Gejeggebungen hervorgegangen, 
welche namentlih nah dem Muſter der öfterreihiihen Cinfommen: 
jteuergefeggebung die Renten: und GErwerbjteuer in ein Gefeg zu: 
jammenfajen, was wieder auf der englifchen Income tax beruht. 
Diefe Verbindung mit der Nentenfteuer bat dann theils zu eingeben: 
ven Forfhungen über das Weſen des Einkommens geführt, unter 
denen wir die ſchöne Abhandlung von G. Schmoller („Die Lehre vom 
Eintommen in ihrem Zufammenbange mit den Grundprincipien der 
Steuerlebre“, Tüb. PVierteljahrsjhrift, 1862) hervorheben, bei ver 
wir nur bedauern, daß er diefe Unterfuchung nicht auf jede einzelne 
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Steuer übertragen bat; die eigentlihe Eintommenfteuer in ihrer Ber: 
ihiedenheit von den übrigen Eintommenjteuern verſchwindet dabei, 
während Naſſe und Vode in ihren bereit3 angeführten Abhandlungen 
fie mit der Nentenftener verihmelzen, was ebenjo Judeich, „Renten— 
jteuer im Königreih Sachſen“ und Gerjtner, „Bairiſches Einkommen— 
ſteuergeſetz“ im fpecieller Beziehung auf ihr Gebiet weiter ausführen, 
ohne den wejentlihen Unterjhied zwiihen beiden Steuern zu erfen- 
nen. Die Borftellungen von ver Nothwendigfeit einer bejondern 
Ginfommenjteuer wird auch fehr lebhaft gefühlt von andern, wie 
Quarizius, „Die Einlommenfteuer“, 1853, Broglio, „Imposta sulla 
rendita”, 1856, während andere, wie Hock, Umpfenbach, Wirtb, 
gar nicht darüber reden, Pfeiffer und Maurus aber zu feinem greif: 
baren Reſultat tommen. Die Literatur ijt unter diefen Umftänvden 
ſehr reihbaltig; die beſte Zufammenitellung, jedoch mit bejonderer 
Beziehung auf die. vorzugsweile als Ginlommenfteuer fungirende 
Nentenjteuer, bei Vode, „Tüb. Vierteljahrsſchrift“, 1861, nebſt der 
Zufammenftellung der einzelnen deutichen Geſetze, ebenvajelbit 1865. 
Bal. auch Walder, „Selbitverwaltung des Steuerwefens”, 1869, 
S. 123 fa. Es iſt feine Frage, daß unfere ganze Auffafjung das 
von abhängt, ob man den Begriff des individuellen aber freien Ein- 
fommens neben dem des wirthſchaftlichen Einkommens, aber als ein 
jelbftändiges Clement dejjelben anerkennt. Wir müſſen dies feftbal- 
halten und haben damit unjere frühere Auffaflung in der erjten 
Auflage aufgegeben. Eine andere Beſteuerung halten wir nicht 
für möglih; niemand aber follte von der eigentlihen Einkommen— 
jteuer reden, ohne namentlih das Verhältniß zu den andern Steuer: 
arten in Erwägung zu ziehen und aud durchzuführen, und das iſt 
bisher nicht geſchehen. 


II. Die verfdiedenen Formen der Einfommenbejtenerung. 


Das, was wir nun im obigen Sinne als das freie oder in- 
dividuelle Einkommen bezeichnet haben, kommt nun eigentlich erft 
im vorigen Jahrhundert gleichzeitig mit der dee der freien Per: 
jönlichkeit und der Forderung nad) dem freien Recht auf Arbeit 
zum Bewußtfein. Es ift der von der jtrengen ftändijchen Ord— 
nung ſich loslöfende Menſch als Quelle des Einfommens über: 
haupt, der eben deswegen auch al3 Quelle der Steuerfraft ange: 
jehen wird. So entiteht die erſte Form, in der die Einkommen— 
ftener in dem ftändifchen Steuerſyſtem auftritt. Sie bezeichnet 
den Punkt, wo die neue Gefhichte der Steuer fich von der alten 
ablöft. Und die Schule, die diefen Gedanken zuerft aufftellt, ift 
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die Phyfiofratiihe, die in Quesnay die Idee der einzigen Steuer 
und in Turgot die Idee der Gewerbefreiheit als droit au travail 
ausſpricht (Edict von 1776). 

Diefer Gedanke der einzigen Steuer auf den Neinertrag des 
Zandmannes ift jedoch noch ebenfo jehr eine directe als eine 
Einfommenbeftenerung. Die beiden in ihnen liegenden Elemente 
jcheiden ſich, wie jener Gedanfe von der directen zur indirecten 
Steuer übergeht. Damit wird die eigentliche Einfommenfteuer zur 
Zurusftener in all ihren verjchiedenen Formen. Die Lurus: 
fteuer ift anfangs eine Verwaltungsmaßregel gegen den wirth— 
ſchaftlich unberechtigten Aufwand, und gehört noch der Auf: 
faffung des Mercantilfyftems. Schon gegen das Ende des vori- 
gen Jahrhunderts empfängt fie die Beſtimmung, die Beſteue— 
rung des freien Einfommens durch die Conjumtion zu wer: 
den. Aber fie ift ebenjo unvolllommen wie die Phyſiokratiſche 
Steuer, denn fie trifft ihre Steuerquelle nur da, wo diejelbe in 
der Conſumtion erjcheint; fie erjcheint unfähig, dieſelbe allent— 
halben und in richtigem Maßftabe zu treffen; fie ift unbaltbar, 
weil ihr gänzlich) das Element der Productivität fehlt, und ver: 
ſchwindet, weil fie fein feites Erträgniß abgibt. 

Dennod erhält ſich der Gedanke, daß weder die directe noch 
die indirecte Steuer genüge; das Bedürfniß nad dem Erfafjen 
des freien Einfommens mit einer eigenen Steuer wendet ſich daher 
zulegt diejen beiden Steuerarten zu, und jo entjteht die zweite 
Epoche der Einfommenbeftenerung, die nun wieder, je nad der 
Natur der dircten und der indirecten Steuer, einen andern Inhalt 
bat, da fie principiell das Element des freien Einfommens noch 
nicht jelbjtändig erkennt, jondern es als fupplementäre Beſteue— 
rung in jenen beiden Steuerformen aufjucht. 

Dieſes nun erjcheint bei der directen Steuer durch die Er- 
fenniniß, daß auch der bejtberechnete directe Steuerfuß nie der 
wirklichen Steuerfraft des Steuerobjectes der directen Steuer ge: 
nau entſpricht Man begreift, daß das Einkommen aus der: 
jelben Steuereinheit je nach der Verfchiedenheit der Verhältniſſe 
und der Beſitzer jich ändert. Man erkennt, daß dafür weder die 
regelmäßige Nevilion der verjchiedenen Satafter, noch auch der 
wirklich gefundene beſte Kataſter Sicherheit bietet. Man fühlt, 
dak fir das Einkommen aus den gegebenen Steuereinheiten noch 
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ein anderer Factor mitwirkt, über den man noch nicht Har ift, 
aber man fucht ihn zu treffen; und fo entjtcht neben dem feften 
Kataftraljtenerfuß das, was wir den Einfommenjtenerfuß ges 
nannt haben. Derjelbe hat zwei Grundformen; wir nennen den 
einen den engliihen, den andern den franzöfiichen. Der engliſche 
Einfonmenjteuerfuß ijt als der ältere die Land tax, und der dar: 
aus entjtandene die Income tax, den dann das öjterreichijche 
Einkommenjtenergejeg von 1849 in der 1. Klafje (für die Erwerb: 
fteuer) aufgenommen bat. Das Wejen defjelben bejteht darin, 
daß an die Stelle des Steuerfatafters die Selbſtſchätzung eintritt, 
allein allerdings nur in Beziehung auf einen einzelnen beſtimm— 
ten Erwerb, fjodaß für diefen zwar das wirkliche Einkommen, 
wie es aus dem Zuſammenwirken des Kapitals und der Berfün- 
lichleit hervorgeht, im Unterjchiede von der Kataftralfteuer zur 
Belteuerung gelangt, nicht aber das Gejammteinfommen der 
Wirtbihaft Der franzöſiſche Steuerfuß ift der NRepartitions- 
ſteuerfuß, bei welchem der Einzelne gleichfallg nach feinem 
wirklichen Einkommen bejteuert wird, und zwar durch Vertheilung 
einer beftimmten Gejammtjumme auf eine beftimmte Menge von 
Steuerobjecten, allein wieder fo, daß die Befteuerung ftets nur 
einen bejtimmten Erwerb trifft. 

Beides nun, der Einkommens- und der Nepartitionsfteuer: 
fuß, find weſentliche Fortichritte, aber fie beziehen fih nur auf 
die directe Steuer. Ihnen zur Seite fteht die Befteuerung des 
freien Einfommens in der indirecten Steuer duch den Quali: 
tätsfteuerfuß, den wir bereit3 bei der Luxusſteuer bezeichnet 
haben. Es ijt feine Frage, daß feine Aufgabe in der Befteue: 
rung des freien Einfommens liegt; er ift aus dieſem Bewußtſein 
entjtanden und durch dafjelbe in feiner innern und äußern Ge: 
ſchichte beherrſcht. Es iſt in diefem Sinne dharakterifiiih, daß 
er fortſchreitend in unſerm Jahrhundert zu einer freien Ausbil— 
dung gelangt, aber anderſeits, daß er da zu keiner rechten Aus— 
bildung gelangt, wo der Einfommensjteuerfuß ſich früher ent: 
widelt hat. Allerdings hat die dee der eigentlichen Einfommen- 
fteuer durch dieſen Steuerfuß nur das indirecte Steuerſyſtem er: 
faßt, aber auch jo iſt der Fortjchritt unzweifelhaft. So nun ift 
die Geftalt der Einfommensbefteuerung diefer zweiten Epoche. 
Wir können fie troß ihrer großen Bedeutung doch nicht für ab: 
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geichloffen halten, und zwar aus dem bereits angeführten Grunde, 
daß alle diefe Fuße weder das Weſen und Princip der directen, 
noch das der indirecten Steuer, fondern nur die Steuerhöhe und 
die Steuerfuße ändern. Alle diefe Einfommenfteuern find nichts 
als andere Formen der directen und indirecten Steuer. Die 
wahre Einkonmenftener aber liegt auf einem andern Gebiete. 
Allein da die gegenwärtige Gejtalt der pojitiven jog. Einfommen: 
jtener den Ausdrud des obigen Standpunftes bildet, jo wollen 
wir zunächit die lettere hier charafterijiren. 


III. Einfommenbejtenerung in England, Frankreich, Oeſterreich 
und Preußen, 


England hat, wie gejagt, den Einfommenfteuerfuß für alle 
Erwerbsarten in feiner Income tax nicht blos überhaupt am 
erften und am weitejten ausgebildet, jondern denjelben geradezu 
an die Stelle des Kataftralftenerfußes gejeßt, und zwar jo, daß 
wir bier das eigentliche Gebiet der Einfommenfteuer wenigſtens 
potentiell aufgenommen jehen, wärend alle Qualitätsftenerfuße 
in dem einfachen Syſtem der Confumtionsfteuer (Excise) aufge: 
hoben und dur Duantitätsjteuerfuße erſetzt find. Diefem Syftem 
mangelt, wie jchon früher gejagt, das Eine, daß ihm die feite 
Meffung durch den Kataſter fehlt, weshalb Englands Income tax 
ziwar mit Recht als der große Anſtoß für die Einfommenbeftene: 
rung neben den directen Steuern, aber feineswegs als das Mufter 
derjelben, ebenfo wenig als das der directen Steuer gelten kann. 
Englands Income tax hat die Nothwendigkeit der jelbftändigen 
Befteuerung des freien Einfommens zum Bewußtſein gebracht, ift 
aber nicht für die Einrichtung derjelben zum Abſchluß gekommen, 
und es wird jedem Sachkundigen klar fein, daß, jowie der feſte 
Katafter in Grund: und Ermwerbfteuer eingeführt wäre, Englands 
Income tax fofort nichts anderes fein würde, als das continen- 
tale directe Steuerſyſtem mit dem Repartitionsftenerfuße Frank: 
reichs, aber angewendet auf alle directen Steuern. Das nun 
genügt darum nicht, weil eben das Gejammteinfommen nicht 
blos die Addition des Einfommens aus den einzelnen Quellen 
it, und daher ſich auch bei der Income tax der eigentlichen Ein- 
fommenfteuer noch immer entzieht, während feine Zurusftener in 
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den Assessed taxes höchſt unvolllommen und rein biftoriich ent: 
wickelt ift. 

Franfreihs Syitem dagegen beruht auf dem Repartitions: 
fteuerfuß für die directen, und dem Qualitätsftenerfuß für die 
indirecten Steuern; bei den legtern ift namentlich die Contribution 
mobiliere die rüdjichtslojeite, aber keineswegs rationell durchge: 
bildete Qualitätsbejteuerung, mwährend der Unterjchied des Droit 
fixe und Droit proportionnel nichts anderes iſt ala der Unterjchied 
zwifchen Quantitäts- und Qualitätsfteuerfuß. Man ſieht, dab 
troßdem weder in dem erften noch in dem zweiten Princip das 
freie Einkommen getroffen it. Daber hat man dort zu der Con- 
tribution personnelle gegriffen, die aber das Unfertigite ijt, was 
je als Einfommtenjtener bat aufgejtellt werden können. Frankreich 
it daher von allen Staaten auf diejem Gebiete am meitejten zu: 
rüd; e3 bat eigentlib gar feine Befteuerung. des freien Ein: 
fommens, 

Von großem Intereſſe ift daneben das Syſtem Oeſterreichs. 
Dafjelbe bat das franzöfiiche Element der NRepartition in jeinen 
Abfindungen für gewiſſe indirecte Steuern, den Qualitätsjteuer: 
fuß in Getränfjteuer, Zoll: und Tabadsmonopol, den Kataftral: 
fteuerfuß für Güter: und Werthfapital in der Grund, Häufer- 
und Nentenfteuer, aber endlihd den Einfommenfteuerfuß in feine 
Gewerbjteuer durh das Eintommenjteuergefeg von 1849 einge: 
führt. Dadurch ift in das Steuerſyſtem Defterreichs ein tiefer Wider: 
ſpruch gekommen zwijchen den beiden großen Elementen der directen 
Steuer, aus denen zunächſt das neue Gejeß von 1868 über die 
Grundfteuer hervorgegangen ift, das aber noch jeder Verwirk— 
lihung entbehrt. Die eigentlihe Einfommenfteuer, als die Be- 
jteuerung des von uns bezeichneten freien Einfommens, follte 
durch die Vorlage von 1870 erzielt werden. Sie iſt zurüdge- 
nommen. 

Das klarſte Syitem der Beftenerung des freien Einfommens 
hat ohne Zweifel Preußen entwidelt, dem die meijten andern 
Staaten, wie namentlid) Sachſen und Baiern, nachgefolgt find. - 
Es läßt jih im großen und ganzen fo bejtinnmt bezeichnen, daß 
bier faum noch ein Zweifel fein kann. ‘Preußen bat in feinen 
directen Steuern den Kataftralfteuerfuß durchgeführt, ohne den 
Einfommenjteuerfuß zur Geltung gelangen zu laſſen; es bat für 
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die indirecte Steuer den Uualitätsjtenerfuß namentlich” bei der 
Getränke: und Wohnungsitener angenommen; aber die Klafjen: 
fteuer als Erbebungsform für die eigentliche VBerzehrungsiteuer 
bat die dee der jelbftändigen Einfommenfteuer oder der 
Einfommentlafjenjteuer erzeugt, melde dazu bejtimmt ift, das 
freie Einfommen, das durch die beiden obigen Steuern nicht 
getroffen it, einer eigenen Steuer zu unterwerfen. Das Spitem 
derjelben ift einfah. Die Steuereinheit ift nicht wie in der eng: 
liihen Income tax eine ©eldeinbeit, und der Steuerfuß daber 
auch nicht ein Procentjag von dieſer Einheit (Pfund und Schil— 
ling), jondern die Einheit ijt die Klaffe, und der Steuerfuß, für 
jede Klajje bejtimmt, ein Klajjenfteuerfuß, wie bei der Er: 
werbftener. Ein flareres Spftem gibt es nicht; jede Grundform 
der Steuer bat ihre Mefjung, ihre Einbeit, ihren Steuerfuß, 
ihre Steuerquelle; man fann über die einzelnen Punkte ftreiten, 
aber das Ganze ericheint tbeoretiih und praktiich jo abgeſchloſſen, 
daß wir bier der formellen Vollendung des Steuerſyſtems zu be- 
gegnen jcheinen. 

Dennoch bleibt eine weſentliche Frage übrig, und das ift die, 
welche uns zum Folgenden führt. Soll dur die an fidh voll: 
fommen richtige Aufjtellung einer eigenen Einfommenfteuer das 
Princip des Einfommenjteuerfußes für die directen Steuern, das 
iſt aljo das Princip Englands für alle directen Steuern, und 
desjenigen Dejterreihs für die Erwerbiteuern, bejeitigt werden? 

Wir glauben dies nicht. Die eigentliche Einfommenfteuer 
bat nicht die Fähigkeit, der freien Bewegung des Kapitaleinfom: _ 
mens mit binreichender Genauigkeit zu folgen, wenn nicht jtatt 
der allgemeinen Einihäbung in die Klaſſe der Einfommenfteuer 
eine beftimmte Meffung der einzelnen Quellen des Einfommens 
voraufgebt, die nun einmal nur dur einen Katafter mit Ka— 
taftraliteuerfuß gegeben werden kann. Sind aber dieje vorban- 
den, und will man auf diefer Grundlage dann die Differenz zwi— 
ihen dem Fatajtermäßigen und dem wirklichen Einkommen feft- 
ftellen und bejteuern, jo muß man allerdings zu dem öjterreichi- 
ſchen Princip als dem’ allein richtigen greifen, und auf Grund: 
lage der Selbitihäßung die Einfommenbejteuerung an die Ka— 
taftraljteuer anjchließen. Die preußiiche Einfommentklaffenfteuer 
reicht daher nicht aus, aber auch die öſterreichiſche nicht, ſelbſt 
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wenn ſie für den Grundbeſitz durchgeführt wäre. Denn wir gehen 
von der Ueberzeugung aus, daß die letzte Aufgabe der eigent— 
lichen Einkommenſteuer überhaupt nicht auf dem Gebiete der di— 
recten, ſondern der indirecten Steuer liegt. Und dies 
wollen wir zum Schluſſe noch darlegen. 


Die poſitiven Geſetzgebungen über dieſes Gebiet ſind nun des— 
halb ſehr ſchwer im einzelnen darzuſtellen, weil mit Ausnahme der 
preußiſchen Einkommenſteuer gar kein ſelbſtändiges Geſetz über die 
reine Einkommenſteuer beſteht, obwol namentlich Sachſen und Baiern 
nach dem öſterreichiſch-engliſchen Muſter bereits ſehr wichtige Beſtim— 
mungen getroffen haben. Um zu einem Reſultat zu gelangen, müßte 
man eigentlich jedes Geſetz ſtückweiſe erklären und kritiſiren, um na— 
mentlich die in den ſog. Einkommenſteuergeſetzen enthaltene Beſteue— 
rung des Erwerbes, der Conſumtion und der Rente ſtellenweiſe nach— 
zuweiſen. Wir laſſen daher ein paar Bemerkungen folgen. 

Englands Income tax iſt das Muſter eines großen Theils der 
Einkommenſteuern geweſen, wird aber ſehr falſch beurtheilt. Sie 
ward zuerſt als Erhöhung der directen Steuern eingeführt (1798), 
dann erjt (1799) eine directe Eintommenfteuer von 10 Proc. aufge: 
legt (vie alte Land tax), jeder follte fein Ginfommen nah ven 
einzelnen Quellen ſelbſt bezeihnen; Cinfommen unter 60 Bid. ©t. 
war frei; geringerer Steuerfuß für Einfommen unter 200 Pfd. St. 
Dauer: Kriegszeit. Aufgeboben 1816. Wieder eingeführt 1842, 
im mejentliden nad den Grundjägen des Geſetzes von 1806. Das 
Princip des neuen Gejeges ijt, die verfcbiedenen Quellen de3 Ein: 
tommens jelbjtändig aufführen zu laſſen und einige diefer Quellen 
mit einem bejondern Steuerfuße zu belegen. Dadurch geſchah, mas 
ven Charakter der britiihen Income tax bildet. Sie ijt die erfte 
Gintommenjtergejeßgebung, melde, jtatt eine reine Eintommenfteuer 
zu geben, vielmehr dazu bejtimmt war, neben der Einfommenfteuer 
aud die Mängel der bisherigen Grund: und Gewerbſteuer zu er: 
jegen. Das ift ibr wejentliber Mangel, indem fie denjelben Steuer: 
fuß für den Gemwerbverdienft- und für die Kapitalrenten ſetzt, wäh— 
rend fie für die Pächter wieder einen andern Steuerfuß bat. Ihre 
Klafien find nämlich: 1) Ertrag des Grundbefiges; Steuerfuß wed: 
felnd, gegen 7 Pence pr. Pd. St. — 2,9, Proc; 2) Pachtzins, 
wobei das Pachtgewerbe Object, die Pachtſumme Einheit, und eine 
Menge Befreiungen; Steuerfuß 3, Pence pr. Pfd. St. 3) Ge: 
werbegewinn, wobei wieder zwei Steuerfuße mit 11Y/, und 16 Pence 
pr. Bio. St., aljo nichts anderes als die roh Hajfificirte Gewerbe: 
jteuer des übrigen Guropa, 4) Beamtengebalte, nichts als die Be: 
joldungsjteuer (7 PBence pr. Pid., 2,9, Proc., ebenjo verkehrt wie 
jede jolbe Bejoldungsfteuer, da fie auf dem Roheinkommen rubt). 
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5) Renten aus der Staatslaſſe, derſelbe Steuerfuß. Urfprünglic 
von Peel nur für drei Jahre; dann bejtändig verlängert; 1853 auf 
fieben Jahre und Ausdehnung auf Irland. Wir befigen jedoch in 
den Merten von Bode und Gneift jo gründliche Parjtellungen ver 
Geſchichte der Income tax, daß wir nicht weiter in das Einzelne 
eingeben dürfen und daß ſich auch unjere frübern Auffaſſungen we: 
ſentlich mopificirt baben. Es iſt aber far, daß die Income tax 
durhaus nichts anderes iſt als ein Syſtem der engliſchen di: 
recten Steuern mit einem fvjtematijch ausgearbeiteten Cintom: 
menjteuerfuß. Das, was wir die eigentlihe Ginfommenjteuer nen: 
nen, ijt gar nicht darin vorbanden, und die ganze Geſetzgebung iſt für 
die theoretiihe Bedeutung im Grunde nur dadurch unklar geworden, 
dab man überjehen hat, wie ein Theil der alten directen Steuern 
noch neben der neuen directen Bejteuerung der Income tax fort: 
bejtebt, mie die Land tax, die Licenses und die Legacy duties, 
Das tft der Grund, weshalb auch mir die Income tax nicht richtig 
beurtbeilt baben, und mesbalb jelbit Bode in jeiner Darftelluna, 
welche die Income tax als ‚reine Gintommenjteuer‘‘ bebanvelt, mas 
fie gar nicht ift, leicht eine jchiefe Auffaſſung bervorbringt. Aehnlich 
ift e8 der öfterreichiihen Cinfommenjteuer gegangen. 

Das öfterreihiihe Cinfommenjteuergejeg vom 29. Dct. 1849 
(ausgedehnt auf Ungarn 25. April 1856) zerfällt in drei große 
Gruppen oder Klafjen, die gleibfall® gar feine eigentlihe Einkommen— 
jteuer enthalten. Die erite Klafje it die Beſteuerung der Gewerbe 
mit dem Ginfommenjteuerfus auf Grundlage der Selbitibägung, 
wie die engliihe Schedula C., jedoh bat man nad franzöfischem 
Mufter wieder den alten Erwerbjteuerfuß von 1812 als Analogou 
de? Droit fixe beibehalten, mit der Beitimmung, daß der Erwerb- 
jteuerfuß nie weniger als dieſer alte mit 1, Erhöhung betragen 
dürfe, dem entſprechend ijt au der Grundſteuerfuß gleichzeitig um 
!/s erhöht worden. Steuerfuß iſt 5 Proc. des unbejteuerten Nein: 
ertragd. Die zweite Klafje ijt die Gebaltiteuer und die Steuer auf 
geiftigen Erwerb mit jteigendem Steuerfuß; Steuereinheit eine De: 
cimalitelle des (Brutto:) Einkommens; Steuerfuß von 600— 1000 A. 
1 Proc., von je taufend mehr 1 Proc. mebr, bei 10000 10 ‘Proc. 
Die dritte Klafie it die Nentenbejteuerung (j. oben). Auch bier iſt 
aljo von einer Bejteuerung des reinen Einfommens als Ganzem gar 
feine Rede, was am deutlichiten daraus hervorgeht, daß das Ein: 
fommen der verjhiedenen Quellen nicht zufammengerehnet worden, 
jondern jedes für jich bejteuert ward, Es iſt aljo auch diefe Steuer 
einfah eine neue Belteuerungsform der Directen Steuer mit dem 
Einfommenjteuerfuße, jedob mit Ausnahme der Grumdfteuer, die den 
Renteniteuerfuß vorderhand noch beibebielt. 

Was Preußen betrifft, jo batte es bis 1848 gar feine Ein- 
fommenjteuer, und Finanzlebrer eriten Nanges, wie Hofimann, er: 
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Härten fih direct gegen diefelbe. Natürlihb kann man mit Rau 
(S. 400) die Klafjenfteuer nicht für eine Eintommenfteuer balten; 
nur daß fie zur Einführung der Einfommenjteuer Anlaß und Form 
gab. Schon 1847 Antrag der Regierung auf Aufhebung der Schlacht: 
und Mabhljteuer in den Städten und Ausdehnung der Klafjenjteuer 
über alle Staatsangebörigen. Grund, daß die Schladt: und Mahl: 
fteuer die gleihe Steuer auf alle Bewohner der Städte werfe, 
während die Klaſſenſteuer auf dem Lande die Verfchiedenheit . des 
Ginfommens für ihre vier Klaſſen feithalte. Wiederaufnahme ver 
Srage im jahre 1848. Erſte Unterfuhung: ob überhaupt in den 
Städten die Verzebrungsiteuer anders als durch die Thorſteuer er: 
boben werben könne. Grgebniß: daß dies bei ver Beweglichkeit ver 
Bevölkerung ohne Thorſteuer, alfo durch Einführung einer Klaſſen— 
jteuer wie auf dem Lande nicht thunlich ſei. Zweite Unterfuhung: 
da die Schlaht: und Mabljteuer aber reine Verzehrungsiteuer, vie 
Klafjeniteuer dagegen eine indirecte Einkommenſteuer fei, in welder 
Weiſe diefe Einfommenfteuer auch auf die Städte auszudehnen jei? 
Aus diefer Frage ging nah langem Kampf vie fogenannte Haffifi- 
cirte Ginfommenfteuer hervor. Entwurf vom 9. Juli 1849; zweiter 
Entwurf vom 2. ‘an. 1851: Beibehaltung der Schlaht: und Mahl: 
jteuer; Abänderung der Klafienjteuer; neue Eaffificirte Einkommen— 
fteuer; als Geſetz erlajjen 1. Mai 1851. Grundfaß: Beſteuerung 
des Einfommens, und zwar niedrigjtes Steuerobject 1000 Thlr. Roh— 
einfommen jährlih; alles geringere Einfommen war theils durch die 
alte Klafjenjteuer, tbeil® durch die Schlaht: und Mablfteuer als 
ausreichend bejteuert angefeben. Steuereinheit: 100 vom Gteuer: 
object: geſetzlich höchſter Fuß 3 Proc., niedrigfter Betrag 2, Ihlr., 
höchſter Betrag 600 Thlr. monatlih. Das Steuerobject ijt bier ‘ 
das Einkommen aller Art, ohne irgendeine Ausnahme, alſo au 
die Rente. Vgl. namentlihb Bornemann, „Die Einktommenfteuer: 
frage“, 1850 (vortrefflib); die einzelnen Klaſſen und Verordnungen 
bei Reden, „Preußiſcher Staatsbausbalt, S. 266 fa.; Nönne, „Staats: 
recht der preußifhen Monarchie”, IT, $. 404 (fehr kurz); Senting, 
„Das Geſetz betreffend die Einführung einer Klaſſenſteuer“, 1857, 
3. Aufl; Pfeiffer, ‚„ Staatseinnabmen‘, II, ©. 263, der den Schwer: 
punkt auf die Klaffen, ftatt auf das Verhältniß zu dem übrigen 
Steuerſyſtem legt. Dieje Steuer ift im Princip richtig, aber ihr 
fehlt namentlih die Nentenfteuer; ihr Mangel liegt darin, daß fie 
zu viel leiten und den Ginfommenfteuerfuß bei den directen Steuern 
erjegen joll, was fie nicht vermag. Ueber die übrigen deutſchen 
Staaten verweilen wir auf Bode, a. a. D., nur daß verfelbe, frei: 
lih wie die Gejege ſelbſt, in den Febler verfällt, die Rentenſteuer 
als Einfommenfteuer zu betrahten, was den Standpunkt unklar 
madt. Jedoch hat ed wenig Werth, auf das Einzelne einzugehen, 
bevor man ſich über das Princip einig iſt. 


38* 


614 


Befreiungen: In England jedes Einkommen unter 150 Bir. 
St.; Perſonen, welche bei einem Cinfommen unter diefer Summe 
dennoch dieje Steuer (durh Abzug an Zinfen) zablen, befommen vie 
Steuer zurüd; dafür ein eigenes Amt, welches 1856 139615 folder 
Reclamationen zu erledigen hatte. In Deiterreih mußte, da die 
Einfommenfteuer zugleih eine Criagjteuer für die Gemwerbjteuer ift, 
ein völliges Syitem von Befreiungen und zwar nad den drei Klaſſen 
aufgeftellt werden. Princip dieſes Syſtems ift, alle ganz kleinen 
Reingewinne und alle HQumanitätsanftalten zu befreien. Chlupp, 
a.a.D., $. 100 fg. (Befreiung der erjten und zweiten Klaſſe). Bon 
der dritten Klaſſe (Rentenfteuer) find diejenigen befreit, deren Ein: 
fommen 300 Fl. nicht überfchreitet. Die Steuer ſelbſt beginnt erit 
bei 600 1. ($. 172). In Preußen beginnt die Klaffenfteuer zwar bei 
jedem arbeitsfähigen Menſchen, aber die Pflicht beginnt erft mit der 
Arbeitsfähigleit; die Cinfommenjteuer dagegen erjt bei einem Roh— 
eintlommen von 1000 Thlen. In Sachſen beginnt die Rentenjteuer 
bei einem Betrage von 20 Thlrn. Judeich, a. a. D., Kap. 3. 
In Baiern find neben allen kirhlichen Stiftungen u. ſ. w. alle Ren: 
ten frei, die nicht den Betrag von 25 Fl. jährlich erreihen (Gerſtner, 
©. 110 fg.); von der Einfommenjteuer alle wirthſchaftlich abhängi— 
gen Perjonen und alle diejenigen, die nur eine Cinnabme von 
200 Fl. haben (ebend, ©. 63 fg.); aber auch das Einkommen 
aller Stiftungen, Gemeinden u. ſ. mw. 


IV. Syſtem und Function. Verhältniß zu den indirecten Steuern. 


Wir glauben jegt für die wahre Einfommenfteuer kurz jein 
zu können. 

Ihr Princip beruht darauf, dab fie dasjenige Einkommen 
beſteuern joll, was durch die einzelnen Ddivecten Steuern nicht 
bejteuert werden kann. Durd die directen Steuern Fann jede 
Duelle des Einkommens, infofern ſie für jich betrachtet wird, 
vollfommen befteuert werden, fowie man den Grundjah der Ein: 
fommenbejteuerung auf die Grundlage der Kataftraljteuer an: 
wendet. Es foll daher jede einzelne Quelle des Einfommens 
nah Katajtraleinheiten, aber nad) Einkommenſteuerfußen befteuert 
werden. Sowie das geſchehen ift, beginnt die eigentliche Ein: 
fommenfteuer. 

Das Subject derjelben ift jede wirtbichaftliche Perſönlichkeit. 
Das Object ift das Mehreinfommen, das fih aus der Verglei: 
hung des SKatajtraleinfommens mit dem wirklichen bei jedem 
Einzelnen ergibt. Die Meſſung gefchieht durch Selbitihägung. 
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Die Einheiten müſſen nicht Klaffen fein, wie in Preußen, fon: 
dern Geldeinheiten, wie in England. Die Verwaltung hat ein 
freigewählter Steuerausjchuß, gewählt von der Steuergemeinde, 
Die höhere Inftanz ift der Landtag. Der Steuerfuß ift ein Pro— 
centja von der Steuereinheit. Das alles ijt einfach). 

Die Bedeutung der Sache aber beginnt bei der Function 
diefer Steuer. Ihre Aufgabe iſt es, die VBerzehrungsfteuer ganz 
zu bejeitigen und bei den übrigen indirecten Steuern an die 
Stelle des Dualitätsiteuerfußes zu treten. Und zwar das 
erite deshalb, weil die Erhebung im Berbältniß zu theuer fommt, 
das zweite deshalb, weil der Qualitätsjteuerfuß theils überhaupt 
nicht durchgeführt werden kann, wie bei Wein und Böllen, 
theils eine doppelte Beſteuerung des Neineinfommens enthalten 
würde. Bis zur vollen Verwirklichung diejer Jdee müſſen wir 
allerdings die örtliche Befteuerung, und bei den Tabad das Mo: 
nopol vertreten, während der Zoll alsdann ganz jeinen finanziel- 
len, ohnehin tieferfchütterten Charakter verliert. Gejchieht nun 
das, jo folgt, daß die Höhe des Steuerfußes durch den Betrag 
der durch die eigentliche Einfommenjtener bejeitigten indirecten 
Steuer empfängt. Denn die Einfommenjteuer muß diefen Betrag 
einbringen. Sie muß daher eine Nepartitionsjteuer jein 
und weder durch die Klaffe, noch durch den Steuerfuß ihren Be- 
trag empfangen. Das kann nun jehr einfach in der Weile ge: 
ſchehen, daß die bisher je nach den Landjchaften gezahlten Steuern 
fejtgeitellt und der Landesvertretung zur Vertheilung übergeben 
werden. Das wird zuerft den großen Vortheil aller Selbjtbejteue- 
rung haben, daß die Steuer nicht mehr als ein fremdes Element 
der Wirtbichaft betrachtet wird, zweitens aber den, daß die Er: 
bebung gemeindeweile jehr billig und zugleich ohne Störung des 
Verkehrs geſchehen kann. Iſt dieſes Syſtem der Beitenerung end: 
lich organiſirt, ſo wird ſich die letzte hochwichtige Conſequenz 
deſſelben ergeben. Es wird alsdann das engliſche Grund— 
princip der Steuergeſetzgebung an die Stelle des franzöſiſchen 
treten. Man wird für jede einzelne directe und indirecte Steuer 
ein eigenes Steuergejeß haben, das jo lange gilt, bis es auf 
gejeglihem Wege geändert ift, und man wird dann zweitens die 
directe und die noch übrigbleibende indirecte Steuer gar nicht 
mehr jährlich zu berathen und blos formell zu bewilligen brau— 
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hen, wie es jet gejchieht, jondern die jährliche Steuergejeß: 
gebung oder jogenannte Steuerbewilligung wird fih nur noch auf 
die Einfommenfteuer beziehen. Dieſer Geftalt des Steuerwejens, 
glauben wir, gehen wir entgegen. 


Dritte8 Gebiet. 
Der Stantscredit, 


Finfeitung. 
I. Begriff und Wefen. 


Der Staatscredit ift feinem formalen Begriffe nach nichts 
anderes als der Credit überhaupt, injofern derjelbe von der 
Staatswirtbichaft benugt wird. Der Credit überhaupt aber be: 
jteht in der Fähigkeit einer Wirtbihaft, fremde Kapitalien für 
den eigenen Erwerb mit dem eigenen Kapital zu vereinigen, 
welche Fähigkeit wieder das objective Element der Zahlungsfäbig- 
feit an Kapital und Zins (Gebrauchswerth des erjtern) und das 
jubjective Element des Glaubens an die Zahlungswilligfeit des 
Schuldners zur Grundlage hat. Es gibt in diefem allgemeinften 
Begriffe des Credits gar nichts, wodurch ſich der Staatscredit 
von dem Privateredit unterfchiede. Und es folgt daraus zuerft, 
daß die allgemeinen wirthſchaftlichen Geſetze des Cre— 
dits für beide Arten des Credits volllommen gleiche Geltung 
haben. 

Wenn daber der Staatscredit einen befondern Inhalt em— 
pfangen joll, jo muß der leßtere nicht auf diefem Weſen des Cre— 
dits, jondern auf dem Berhältniffe deſſelben zur Staatswirtbichaft 
beruben. 

Das nun ijt.in der That der Fall und in Verbindung mit 
der gejammten Finanzlehre nicht Schwer zu bejtimmen. 

Die Finanzen haben die Aufgabe, die Koften der Verwal: 
tung zu deden. Die Anforderungen der Verwaltung aber find 
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ihrer Natur nad nicht an die Termine und die Summen gebun: 
den. Es treten daher in jeder Verwaltung Verhältniſſe ein, in 
welchen die Einnahmen der Finanzen die Ausgaben der Verwal: 
tung nicht deden. it das der Fall, jo muß die Staatswirth: 
ihaft die erforderlihe Summe durch Gredit aufbringen. jeder 
Staatscredit beruht daher auf der Staatsvermwaltung Da 
aber andererjeits der Staat nicht jelbjt erwirbt, jondern jeine 
Einnahmen aus dem Einkommen der Einzelwirthichaft als Steuern 
erhebt, jo beruht andererjeits die Dedung des Credits auf der 
Duelle der Steuereinnahmen, der Volkswirthſchaft. Aller 
Staatscredit enthält daher ein Verhältniß der Staatsverwaltung 
zur Volkswirthſchaft; und mit Recht hat man deshalb aud den 
Staatscredit als die höchſte Form des Creditweſens bezeichnet. 

Zunächſt allerdings ergibt ſich daraus, daß es falich iſt, den 
Staatscredit und feine Benutzung in der Finanzwirtbichaft der 
Staaten als ein außerordentliches Element anzujehen, das bejon- 
derer Beranlajlung bedürfe, um ins Leben zu treten. Dieje Auf: 
faffung iſt nicht richtig. Sie beruht einerſeits auf einer unge— 
nauen Borjtellung von dem Weſen der Finanzwirthſchaft über: 
haupt, andererfeits auf einer leicht erklärlichen Abneigung gegen 
die Staatsichulden als ſolche. Der Staatseredit und feine Be: 
nugung müfjen vielmehr als ein regelmäßiger, organiſcher Theil 
der Staatswirtbichaft betrachtet und demgemäß behandelt werden. 
Der Grund der erjten Meinung kann nur in der biftorifchen 
Entwidelung des Staatsjchuldenwejend und den mit ihm entſtan— 
denen Auffaffungen und Eindrüden geſucht werden. Sie jind 
unmöglid, jowie man den Staatscredit in feiner organischen Ver: 
bindung mit der Staatsverwaltung betrachtet. 

Allerdings aber gehen gerade daraus die beiden allgemeinen 
Elemente des ganzen Staatscredits hervor, zuerjt die vormals 
formale, dann aber auch das ganze Staatäcreditwejen beberr: 
ihende Unterfcheidung des Finanzeredits und des Staatsſchulden— 
wejens, und zweitens die Grundzüge der Geichäfte des Staatscre: 
dits und feiner theoretiichen Behandlung. 
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II. Der Unterjdied des Yinanzeredits und des Stants: 
ſchuldenweſeus. 


Es liegt theils in der hiſtoriſchen Entwickelung des Staats— 
credits, theils in dem bei weitem überwiegenden Gewichte des 
Sculdenwejens, theils aber auch darin, daß der Finanzeredit jo 
leicht und regelmäßig in das Schuldenwejen übergeht, daß man 
bisher die ganze Lehre vom Staatscredit ausichließlih als die 
Lehre von den Staatsichulden behandelt bat. Je weiter wir aber 
in der Beachtung der leßtern gelangen, um jo mehr zeigt es jich, 
daß das falſch iſt. In der That find beide Arten des Staats: 
credits in jeder Beziehung jo weſentlich verjchieden, daß eine aus: 
reichende Lehre von den lebtern nur aus diejer Unterjcheidung 
hervorgehen Fann. 

Gemeinſam ijt beiden nur, daß fie auf den Bedürfniffen der 
Verwaltung beruhen. 

Der Finanzeredit jedoch ilt derjenige Credit, der, an ſich 
gleichgültig gegen die Bedürfniffe der übrigen Theile der Verwal: 
tung, aus demjenigen der eigentlichen Staatswirtbichaft hervor: 
geht. Er ift jtets nur ein Credit, der zum Zwede einer fälligen 
Zahlung eröffnet wird, aljo dasjenige, was wir den Zahlungs: 
credit des Staats nennen. Die Staatsſchuld dagegen iſt diejenige, 
die für eine Berwaltungsaufgabe des Staats benugt wird 
und die daher ihrem Weſen nah ein Unternehmungscredit iſt. 
Der eritere hat daber jeinen Grund in den Einnahmen des Staats, 
der zweite in den Ausgaben. Der erjte hat jeine Dedung in den 
Einnahmequellen der Finanzen, der zweite in denen der Volks: 
wirtbichaft. Der erjte wird bafirt auf eine richtige Rechnung des 
Staatsbaushalts, der zweite auf eine richtige Berechnung der Be— 
dürfniffe und des Fortjchrittes des Volksvermögens. Der erſte 
wird beherrſcht durch die Ziffern der Buchführung in Einnahme 
und Ausgabe, der zweite durch die Gejeße der Entwidelung des 
Volkswohlſtandes. Der erjte ſoll daher joviel als möglich ver: 
mieden werden, und je geringer er ift, deſto beſſer ift es; der zweite 
it bei entwidelten Staaten ein organisch nothwendiger Theil 
jedes Staatshaushalts, und es kann gänzlich falſch fein, ihn 
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nicht zu haben. Es ift daher durchaus unrichtig, den Staatscredit 
ohne die ftrenge Scheidung beider Elemente zu behandeln. 

Denn aus diefem ihrem Weſen geht auch die durchgreifende 
Verſchiedenheit ſowol in ihrem Recht als in ihrer Verwaltung 
hervor. 

Während nämlich der Finanzcredit eine Maßregel der Fi: 
nanzverwaltung ift und durch die VBerordnungsgewalt der legtern 
geichaffen, geordnet und getilgt wird, ift die Staatsjchuld, indem 
fie eine dauernde Laſt auferlegt, ſtets Gegenſtand der Geſetzgebung. 
Denn der Finanzcredit bewegt ſich jtetS innerhalb der Summe, 
welche das Wirthichaftsgefeß des Staats, das Budget, in Ein: 
nahme und Ausgabe aufgeitellt hat, und bejtimmt nur die zwed: 
mäßige gegenfeitige Ordnung derjelben, während die Staatsjchuld 
eine jelbftändige Duelle von Einnahmen jchafft und diejelbe regel: 
mäßig mit der bejtimmten Berwaltungsaufgabe verbindet, für 
welche fie bejtimmt ift. Im Finanzeredit ift daher die Finanz: 
verwaltung der gejeßgebenden Gewalt unverantwortlich, in der 
Staatsjchuld dagegen ift fie von ihr abhängig. Dort beſteht auch 
für Dritte zu Recht, was fie thut; bier geht ihr Recht nicht weiter 
als das der Vollziehenden Gewalt für ein Gejeß, und was fie thut 
begründet nur jo weit eine bürgerlich rechtliche Verpflichtung für 
den Staat, als fie ihre Gewalt nicht überjchreitet. Es fann da: 
ber auch von diefer Seite Feine Frage fein, daß beide als durd: 
aus verichiedene Theile des Staatscredit3 anerkannt werden 
müſſen. 

Aus demſelben Grunde iſt auch ihre Verwaltung eine ver: 
Ihiedene. Der Schwerpunkt der Verwaltung des Finanzcredits 
liegt in SHerftellung der Zahlungsmittel für eine durd die Ein: 
nahme gededte Zahlung, und wird daher durd) die Staatsrechnung 
ausgetragen; der Schwerpunft der Verwaltung der Staatsjchulden 
dagegen liegt in der Aufbringung, Berzinfung und Nücdzahlung 
des Kapitals, während die Verwendung deſſelben die Finanzver: 
waltung nichts angeht. Denn bei dem erjten läuft die Verwen— 
dung des benußten Credit3 ab inneryalb der Buchführung, bei 
dem leßtern dagegen in der Staatsverwaltung. Die Finanz: 
wiſſenſchaft bat daher bei dem erjtern feinen ganzen Betrag bis 
zu jeiner völligen Abzahlung genau zu verfolgen, bei dem zweiten 
jedod hört die Aufgabe der Finanzverwaltung auf, ſowie die be: 
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treffende Summe aufgebraht und den PVermaltungsgebieten 
übergeben iſt. Es iſt daher auch bier nicht möglich, beide Grund: 
formen des Staatscredits als Eins zu behandeln. Einmal ge: 
ihieden, ilt das Verſchmelzen des Finanz: und Staatscredits nicht 
mebr denkbar. 

Allerdings aber jteben fie in innigem Zufammenbange. Nicht 
blos äußerlih, indem am Ende beide in der Staatsrehnung durch 
die Finanzen verrechnet werden müſſen, jondern zugleich innerlich. 
Der Finanzeredit bat nämlid aus Gründen, die ſich ergeben 
werden, bejtändige Neigung, in das Staatsjchuldenwejen durch 
die Conjolidirung überzugeben. a, der Finanzeredit iſt meijt nur 
zum Eleinjten Theile ein bloßer Zablungseredit. Daher denn mit 
der Entwidelung der Staatswirtbichaft die gleichzeitige Ausbil: 
dung des Grundjaßes, dab auch der Finanzcredit dem gejeglichen 
jtatt dem Verordnungsrechle unterliegen ſoll, was fich durch die 
Aufnahme dejjelben in das Staatswirtbichaftsgefe und die Unter: 
ftellung unter die Staatscontrole verwirklicht. Die ftrenge Unter: 
iheidung beider kann daher nie zur völligen Scheidung, derjelben 
rühren. Im Gegentheile zeigt es ſich, daß fie auch hiftoriich aus 
derjelben Duelle entjprungen find. Und wir können jchon bier 
Jagen, daß erſt in unſerer Zeit das klare Bewußtſein über die 
Natur und das Necht beider geivonnen und damit eine neue 
Epode in der Gejchichte des Staatscredits begonnen it. 

Wir verjuchen daher, von diejem Standpunkte aus die Ele: 
mente jeiner Gejchichte zu charakteriliren. 


Wir müſſen jhon bier darauf binmweifen, daß die obige Unter: 
iheidung in der bisherigen Behandlung des Staatscredits fehlt, auch 
in unferer erſten Auflage. Der Finanzeredit wird zwar feinem In— 
balte, nicht aber feinem Princip nah bebandelt. Die ganze Dar: 
jtellung des Staatscredits erjchöpft ih in der Behandlung des 
Staatsſchuldenweſens, und man ijt nur zu ſehr gewöhnt, alle Ge: 
fihtäpunfte, die für das Staatsſchuldenweſen gelten und die man 
aenau unterfucht bat, au ohne Unterſcheidung für den Finanzeredit 
gelten zu lafjen, den man micht unterfuht bat. Mir müſſen daber 
jhon bier auf das zweite Hauptitüd verweilen, wo fih die Beach— 
tung der Xiteratur findet, die auf den erjtern Bezug bat, um ber 
Verwechſelung beider jhon im Beginne zu begegnen. 
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III. Elemente der Geſchichte des Staatöcredits, 


Wil man für die Geihichte des Staatscreditd nicht wie ge: 
mwöhnlih einfah bei der bijtorisch =jtatiftiichen Entwidelung der 
Summen der Staatsichulden jteben bleiben, was in der That 
von Weit geringerm Intereſſe iſt als man anzunehmen pflegt, jo 
wird man im großen und ganzen folgende Geſichtspunkte aufitellen 
müſſen. 

Der Staatöcredit beginnt als perſönlicher Credit des Landes— 
herrn, entwickelt dann ſein zweites Stadium, indem die Landes— 
ſchulden hinzukommen, und wird dann zum eigentlichen Staats— 
credit, in welchem anfangs Finanzeredit und Staatsſchulden mit 
dem perjönlichen Credit des Landesherrn verſchmelzen, bis zuerjt 
die beiden erjten ſich formell jcheiden und mit dem 19. Jahrhun— 
dert der verfafjungsmäßige Staatscredit mit feinem Recht ent: 
fteht. Die einzelnen Stadien diejer Entwidelung jind folgende. 

Erjte Geftalt. Das landesherrliche Schuldeniejen. 

Die erjte und einfachlte Form des Staatscredits iſt diejenige, 
welche wir das landesherrlihde Schuldenwejen nennen möchten. 
Sie berubt auf einem ganz bejtimmten einzelnen Geldbedarf des 
Staatsoberhauptes und wird von diejem wie jede andere Privat- 
Ihuld contrahirt. Die Form der Contrahirung it ein mebr oder 
weniger einfaher Schuldfchein. Demgemäß iſt auch in dieſen 
Fällen der Gläubiger regelmäßig ein Einzelner, der ein Kapital 
gegen die Verjchreibung des Staatsoberhaupts vorjtredt. Diefer 
Gejtalt der Schuld entipricht auch der Termin derjelben; er ift 
ein bejtimmter und Eurzer; die Obligation enthält den Zeitpunft 
der Fälligkeit, und über die unmittelbare Bablungspflicht beſteht 
daher fein Zmeifel. Die Schuld ſelbſt hat dabei wenigftens äußer: 
lih und rechtlich noch gar nicht den Charakter einer Staatsjchuld, 
jondern fie erfcheint als Privatichuld des Landesherrn, ganz ab: 
gejehen davon, in welcher Weife ihr Betrag von demſelben ver: 
wendet fein mag. Die Schwierigkeiten der Nüdzahlung ändern 
diejes Berhältniß nicht; nur in einem Falle tritt der ftaatliche Cha— 
vafter deutlich hervor; das ijt da, wo jolde Schulden, zu Kriegs: 
ziveden aufgenommen oder beim Frieden contrabirt, eine andere 
Dedung als die perſönliche Bürgſchaft des Landesfürſten fordern. 
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Dieſe wird dann durch Berpfändung gegeben, und zivar entweder 
durh Fauftpfand mitteld Uebergabe eines Landgebiets, oder 
durch Verpfändung einer bejtimmten Einnahme des Landesherrn. 
Dabei wird dann auch oft diefe Einnahme als Mittel der Ber: 
zinfung und der regelmäßigen Tilgung bezeichnet, und dadurch 
entjtahden neue Verhältniffe, indem die Gläubiger das Recht er: 
bielten, die betreffenden Einnahmen jelbjt zu erheben, während 
jpäter dieſe Erhebung der Einnahme, namentlih durch Pacht, 
wieder der Grund ward, durch Anticipirung der Pachtſumme eine 
Anleihe bei den Pächtern zu machen. Natürlich fiel dadurd die 
Controle über das Verhältniß der Zahlung und Dedung der 
Schuld, die in der Steuererhebung beitand, binweg und in der 
That fehlte diefer Controle der rechtliche Titel, indemder Landes: 
berr tbeils mit jeinen Domänen Sicherheit gab, theils die Einfünfte 
aus den Negalien und Steuern als fein Privateigenthbum anjab. 
Diejes Spiten der unmittelbaren Verſchmelzung des Staatsſchulden— 
und des Staatsjteuerwejens wirkte daber in hohem Maße verderb: 
lih jomwol auf den Staatscredit jelbit, als auf die Lage und Rechte 
der Steuerpflichtigen zurüd. Denn indem die Erhebung der 
Steuern dabei wejentlid nur nod als Mittel der Dedung des 
Staatscredits benugt ward, entzog jie dem Staatsoberhaupt die 
regelmäßige Einnahme und zwang dafjelbe, deshalb immer neue 
Schulden zu madhen, deren Dedung natürlid immer unmahr- 
iheinlicher und deren Nominalbetrag im Verhältniß zum wirt: 
lihen Betrag des Darlehns immer größer wurde. Auf Diele 
Weile haben die Schulden den Credit und Wohlſtand mancher 
Fürſten vernichtet, bis dieſes Syſtem einem bejjern Pla machte. 

Bon einem Unterjchiede zwischen Finanzeredit und Staats- 
ſchulden Fonnte dabei natürlich feine Nede jein. Nur das batte 
dieje Zeit mit der folgenden gemein, daß jie ihre Schulden ebenfo 
wenig zahlte al3 die jpätere, und daß die Urſache der Schul- . 
den faſt ausschließlich in den Kriegen lag. Beides erbielt jich in 
der folgenden Periode. 

Zweite Geftalt. Das Yandesichuldenwejen. 

Während auf die obige Weife das Königthum, noch nicht 
binreihend mit der Gejammtheit der Lebensverhältniffe feiner 
Reiche verichmolzen, ein Schuldenfvitem für fich ausbildete, trat 
an vielen Orten eine zweite Geſtalt des öffentlichen Schuldenwejens 
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ins Leben, die auf der Natur der ftändifchen Steuerpflicht be: 
ruhte und die ebendeshalb erjt jpäter fich entwideltee Wir nennen 
fie die ftändiihe Form des öffentlichen Credits. 

Das ſtändiſche Steuerſyſtem verpflichtete nämlidh die Stärfve 
der einzelnen Länder, die ein Reich bildeten, fich jelbit zu be: 
jteuern und dem Landesheren die durch ihre eigenen Organe er: 
bobene Steuer abzuliefern. Die Bewilligung einer jolden Summe, 
die die Stelle der Steuern vertrat, enthielt für jede8 Ständemit- 
glied die Pflicht, feinen Antbeil zu zablen. Sehr oft nun waren 
diefelben zu einer ſolchen Zahlung nicht im Stande. Dadurch 
wurden die Stände als Körperichaft gezwungen, die betreffende 
Summe durch eine Anleihe aufzubringen, die dann natürlich auf 
die Gejammtbeit der Stände fundirt ward. So entitanden die 
ſtändiſchen Schulden, die jtet3 zugleich Landesihulden find, weil 
die Stände eben ihr Land repräjentirten. 

Es lag nun in der Natur dieſer Art von Schulden, daß ſie 
fich gleich bei ihrem Entſtehen nicht jo jehr nach den Aufgaben und 
Bedürfniffen des Staatsoberbauptes, jondern vielmehr nad) der 
Zahlungspflicht der einzelnen Ständeglieder, die fih aus der be- 
willigten Geſammtſumme ergab, richten mußten, und daß fie da— 
ber, auf dieſe angemwiejen, in ihrer Dedung, Berzinfung und 
Rücdzahlung gleih anfangs den Charakter einer Privatichuld mit 
dem einer öffentlihen Schuld verbanden. Dieſe Verbindung be: 
ſtand mwejentlich darin, daß eine regelmäßige Abzablung der Schuld 
durch die einlaufenden Steuern feitgeitellt und daß ebendaber auch 
die Schuldfumme jelbjt nach der Höhe ebendiejer Steuerbemwilligung 
bemefjen wurde. Indem fo ein feites Verhältniß zwiſchen Schuld, 
Verzinfung und Dedung zu Grunde gelegt ward, entjtand bier 
zuerjt eine felbftändige Verwaltung der öffentlichen Schulden, die 
in mancher Beziehung der eigentlichen Staatsjchuldenverwaltung 
zum Mufter und zur Grundlage gedient bat, um fo mehr, als 
die leßtere faſt allenthalben die ſtändiſchen Schulden ſpäter in ſich 
aufnahm und fich deshalb an die Principien der alten Landes— 
Ihulden anſchließen mußte. 

Indeſſen ijt es klar, daß diefe Form der öffentlichen Schuld, 
obwol fie jünger ilt als die erfte, dieje keineswegs ausjchloß. 
Vielmehr liefen beide in den meilten Ländern ſchon damals neben: 
einander, ja jebr oft vermweigerten die Stände geradezu dem Lan- 
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desherrn, durch eine Steuerbewilligung feine Schulden zu zahlen, 
jodaß er diefelben auf jeine Domänen aufnehmen mußte. Doc) 
wird die Miderftandsfraft der Landjchaften von Generation zu 
Generation aud in diejer Beziehung bejtändig ſchwächer, während 
andererjeits allmählich die Bermwaltung aud innerhalb der Land: 
ichaften entjtehbt und eigene, eigentliche Landesjchulden erzeugt. 
Damit beginnt das BVerhältniß, das bis zur Gegenwart ſich er: 
bält und ji immer weiter ausbildet, das Schuldenwejen der 
Selbſtverwaltungskörper, das Correlat de3 Staatsſchulden— 
wejens. Seit diejer Epoche haben dieje Selbjtverwaltungsförper 
als Finanzkörper, die Länder oder Provinzen, die Gemeinden, 
die Körperſchaften, ihr eigenes Schuldenmwefen mit eigener Ber: 
waltung, jedoch in der Weije, daß fie nicht wie früher in die- 
jer ihrer Verwaltung unabhängig find, jondern unter der Ober: 
aufficht der Regierung ftehen. In diefem Sinne fann man den 
öffentliden Credit auch jet noch vom Staatscredit unterjcheiden; 
jedoch beruht dieſer Unterjchied jet nur noch auf dem Subject 
der Schuld, wie bei den Steuern und ihrer Verwaltung bereits 
gezeigt worden ilt. 


Es ift ferner fein Zweifel, daß in dieſem Greditwejen die 
beiden Elemente dejjelben, der Finanzeredit und das Schulden: 
weſen, ebenjo nebeneinander vorkommen mit allen ihren Grund: 
lägen und Berwaltungsformen wie im Staatscredit, jedoch haben 
die Selbjtverwaltungstörper ohne Ausnahme den Finanzeredit nur 
jehr wenig entwidelt, jodaß faſt nur die Principien und Regeln 
des Schuldenwejens auf jie angewendet werden können, dies aber 
in dem Grade, daß die legtern für fie Feiner befondern Dar: 
ftelung bedürfen und fie auch nirgends gefunden haben. Schon 
mit dem 18. Jahrhundert nimmt der eigentliche Staatscredit alle 
untergeordneten Formen in ſich auf und wird zur fait alleinherr: 
ihenden Thatſache. 


Dritte Geſtalt. Die Entwidelung des Staatscredits. Der 
Charakter defjelben im 18. und 19. Jahrhundert in England, 
Frankreich und Deutjichland. 

Wenn man nun von Einzelheiten in dem Gebiete des Staats: 
credits abſieht, fo ijt es Fein Zweifel, daß mit dem 17. Jahr— 
hundert derjelbe zuerſt mit der ſich entwidelnden Verwaltung 
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beginnt und feine höhere Form mit der Ausbildung der Ver: 
faſſungen im 19. Jahrhundert empfängt. 

Seitdem nämlich das Königthum mit dem 17. Jahrhundert 
die Landjtände Dejeitigt hat und die königlichen Verordnungen mit 
Ausnahme Englands in ganz Europa den Charakter und das 
Recht von Geſetzen empfangen, denen alle Theile des Reichs 
gleihmäßig unterworfen find, empfängt die Finanzverwaltung, 
wie wir gejehen, ihre neue Geſtalt. Das einheitliche Steuerweſen 
tritt an die Stelle der alten Negalien und Steuerbewilligungen. 
Dem entiprechend vollzieht jih das Analogon diefer Erſcheinung 
im Staatscredit — der Grundfaß, daß jede Schuld, die der Lan- 
desherr contrahirt, eine Staatsſchuld ift, für deren Dedung 
nicht mehr der Landesherr perjönlih, jondern das ganze Reich 
mit all jeinen Steuern haftet. Dadurch fteigt der Credit; die Sum: 
men, die ihm zufließen, wachjen und jo entjteht die erſte Staats: 
Ihuldenverwaltung als jelbjtändiger Theil der Finanzverwaltung. 
Aber noch find die Steuern keineswegs gehörig geordnet, das 
grumdberrliche Gebührenwejen nimmt den größten Theil derjelben 
für jih in Anſpruch; ein fürmliches Budget erijtirt nicht, und wo 
es erijtirt, wird es in feinen Fundamenten von den ewig erneuten 
Kriegen immer wieder umgejtoßen. Die Verſchwendung der Höfe 
fommt hinzu; der Mangel eines europäiichen Geldverfehrs macht 
die Vertheilung der Schuldenlaft über alle Kapitalbejiger faft un— 
thbunlid, und jo werden die Regierungen gezwungen, ihre Schul: 
den auf Steueranticipationen zu bafiren. Die Hauptgeftalt des 
Schuldenwejens im 18. Jahrhundert ift daber die der ſchweben— 
den Schuld. Man fann unbedenklich jagen, daß das 18. Jahr: 
hundert den Unterjchied der ſchwebenden von der felten Staats: 
ihuld und das Bemwußtjein von der großen Gefahr der erftern 
eigentlich erft geboren hat. Damit arbeitete dieje Zeit der unferigen 
vor; es ward immer Elarer, daß diefe ſchwebende Schuld auf 
ganz andern Principien beruht als die feite und daher auch eine 
ganz andere Verwaltung fordert. In dieſer Zeit ſcheiden ſich nun 
die drei großen Gulturvölfer auch in Beziehung auf ihren Staats— 
credit in höchſt beachtenswerther Weije, und bier zeigt es ſich zu: 
erſt, wie innig diefes Creditverhältniß mit der ganzen Gejchichte 
der Staaten zufammenhängt. Wir harakterijiven es, um die Bafis 
für das 19. Jahrhundert zu gewinnen. 

Stein, Finanzwiſſenſchaft. | 40 
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England ift auch hierin das Land der Berfafjung Es 
hält fejt an dem Grundſatze, daß eine Schuld nur als Geſetz con— 
trabirt werden kann, und jo zweifelhaft ſonſt auch die Berantwort: 
lichkeit der Minifter fein mochte, hier war das Parlament uner— 
bittlih. Daher bildet ſich bier neben der Schuldenbewilligung 
zugleich das Syſtem der ſchwebenden Schuld als das erjte jelb- 
ftändig auftretende Syitem des Finanzeredits gegenüber den 
Staatsjchuldenwejen aus, und zwar jedes mit feiner Berwaltung 
und mit feinem nicht genug bervorzubebenden Unterjchiede im 
Verhältniß zum Leben und zur Wirthichaft des Volkes. Der 
Finanzeredit mit feinen Exchequer Bills erſcheint als Sade ver 
Sinanzverwaltung, für welche die Leiter derjelben perjönlich haf— 
ten; aber die Staatsſchuld, welche durch Geſetze contrahirt wird, 
ericheint jchon damals dem Bolfe als eine Schuld jedes Ein: 
zelnen, dieer fich durch feinen Vertreter jelbft aufgelegt und die 
er zu zahlen verpflichtet ift wie jede andere Privatichuld. Diefe 
ſpecifiſch engliſche Auffaffung der Staatsſchuld erzeugt dann die 
ebenfo ſpecifiſch engliihe Erjcheinung, dev Gontrabirung jeder 
Schuld eine neue Steuer gegenüberzuftellem, um diejelbe zu 
verzinjen und zu amortifiven. Dieſe neue Steuer ijt eben dic 
Income tax, die vor allen Dingen ihrem Princip nad) eine Staats: 
jchuldenfteuer it und daher die Kriege mit Frankreich begleitet, 
wie fie den ſpätern auf jedem Punkte zur Seite ſteht. Die In- 
come tax als Ganzes genommen, abgeleben von Object, Einbeit, 
Steuerfuß und anderm, wird dadurd das eigentlihe Gebiet der 
ftaatswirtbichaftlihen Gejeggebung (Steuerbewilligung), und durch 
fie ijt das Staatsjchuldenwejen Englands zur erſten verfaffungs: 
mäßigen Verwaltung des gejammten Staatscredits 
geworden, die Europa fennt. Das Necht des engliihen Parla— 
ments gerade in Beziehung auf den Staatsceredit war es, das 
dem Gontinent am meilten imponirte, während man die Verwal: 
tungsgejeßgebung nur wenig beachtete. Und daher bat England 
im 19. Jahrhundert jein Staatscreditweien fo gut als gar nicht 
verändert, während in Frankreich und Deutjchland ein tiefer 
Wechſel in demjelben vor ſich ging. 

Für Sranfreihd muß nun, wie für Deutichland, das 18. 
Jahrhundert von dem 19. allerdings ganz weſentlich geſchieden 
werden. 
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Frankreichs Staatscredit, bereits von Ludwig XIV. aufs 
tiefite erfchüttert, ging im 18. Jahrhundert jo gut als gänzlich 
au Grunde. Die materielle Urfache lag allerdings in der fchlechten 
Verwaltung, den Kriegen und der gejellfchaftlihen Unfreiheit; die 
formelle aber bezeichnen wir am beten, indem wir jagen, daß das 
Staatsichuldenwefen ganz in dem Finanzeredit aufgegangen war. 
Die Schlechte Finanzverwaltung machte eine geordnete Staatsjchuld 
unmöglich, das Deficit mußte daber durch die Föniglichen Kaffen: 
anweilungen qudedt werden, und dieje, zu den elendejten Eurfen 
begeben, belajteten die Finanzen fo jehr, daß der Ruin der Staats- 
wirtbichaft den Ruin des Königthums nad fich 309. Das Ge: 
heimniß der Schulden deckte die furchtbare Unwirtbichaft zu; als 
das erjtere durch Neder gehoben ward, ward die zweite der Haupt: 
vorwurf gegen das auch wirthichaftlich unfähige Königthum. Der 
Bankrott der Finanzen trat gleichzeitig mit dem der ftändifchen 
Ordnung ein, und die Nepublif begann. 

Das Prineip des Staatseredits der Nepublif, nicht das am 
twenigiten wichtige jener wunderbaren Zeit, war nun, als fich 
nach dem Directorium die Berhältniffe confolidirt hatten, dafjelbe, 
dem das Staatsjhuldenweien ganz Europas allmählic nachgefolgt 
ift, und das man mit allem Nahdrud betonen muß. Frankreich 
war das erſte Yand, das für fein neues Staatsſchuldenweſen die 
jvftematifche Betbeiligung aller Kapitalien feiner Bür— 
ger, auch der Fleinften, organilirte. Diefer Organismus war das 
große Staatsihuldenbud, Le grand livre; die rechtliche Grundlage 
war die Befugniß jedes Einzelnen ohne Unterichied, jich durch Zah— 
lung einer beftimmten Summe zum Gläubiger des Staats zu machen, 
die Form der Ausführung war die „Rente“, das ift der dem jedes- 
maligen nad) Curs effectuirte Kauf eines Zinjes (Minimum: 5 Frs.) 
den der Staat dem in das Große Buch Eingetragenen jchuldete. 
Die franzöfifhe neue Staatsjhuld war daher nicht blos eine 
nationale, fondern zugleich eine vemofratijche. Und mit diefem 
großen Princip hat Frankreich feinen Staatscredit wiedergewonnen 
und feit behauptet. Zugleich aber gewann Frankreich dadurch eine 
Schuldform, welde von höchſter Wichtigkeit für feine Zukunft 
ward. Die Natur der „Inſeriptionen“ (j. Später) Schloß nämlich 
das fremde Kapital jo qut als gänzlich vom franzöliicden Staats: 
ſchuldenweſen aus; Frankreich war jeine Schuld ſich ſelbſt jhuldig 
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und zahlte fich jelbit jeine Zinien. Das iſt es, was Franfreids 
Staatsfhuld fo leicht gemacht hat, daß es feine Höhe fpäter fait 
ohne Murren ertragen hat. So entjtand bier ein mächtiges aber 
im Grunde localilirtes Staatsjchuldenweien, das unter Napoleon 
allerdings noch ſchwer an der Berichmelzung mit dem Finanz: 
credit leidet, aber feit der Reftauration in das verfafjungsmäßige 
Recht übergeht, und ſomit den letztern zu einer jelbjtändigen, 
höchſt geſchickt geleiteten und zum Theil höchſt eigenthümlichen 
Entwidelung auf Grundlage der Stellung der Receveurs generaux 
bringt, die wir unten bezeichnen werden. 

Wieder ganz anders ift der Verlauf der Dinge in Deutich: 
land. Faßt man, wie wir es bier allein thun Fönnen, den Gang 
der Entwidelung im großen und ganzen auf, jo jcheiden jich 
drei jehr beftimmte Epochen, die ih ihrem Weſen nah in gleich: 
artiger Weife in Defterreih und Preußen faft gleichzeitig wieder: 
holen, während die Kleinen Staaten je wieder ihre eigene Ge: 
ſchichte haben. 

Die erite Epoche fünnen wir die des Staatsſchatzes nennen. 
Sie geht von Preußen aus. Es ift die angeftammte Sparjam- 
- feit des fürftlichen Hauſes, die den Staatsſchatz bildet, und die 
angejtammte Energie dejjelben, die ihn zu gebrauchen verftebt. 
Bei allen Herrihern, namentlich aber bei Friedrich dem Großen, 
iſt der Staatsſchatz ein wejentliher Factor der gejammten Stel: 
lung der jungen Monarchie, und von Preußen gebt die Tradition 
aus, daß die Höhe des Staatsihapes den Neichthum und die 
wirtbichaftlie Kraft der Monarchie bedeute. Die andern Staaten 
folgen, wenigftens zum Theil; auch Dejterreichs Finanzen waren 
nie jo geordnet als unter Maria Therefia. Der Staatscredit ver: 
ihwindet faft gänzlich; die Staatsihuld ijt eine Schwäche; der 
Frieden nad) dem Siebenjährigen Kriege Jammelt die Kräfte; eine 
definitive Ordnung jcheint zu beginnen. 

Da brechen die franzöjishen Kriege aus, mit ihnen die zweite 
Epoche. Wir nennen fie die des Bapiergeldes. Der Krieg jelbit, 
der Verluft der Provinzen, die gänzlihe Störung des Handels 
und der Induſtrie lajjen theils Feine regelmäßige Steuerzablung 
zu, theil3 machen fie die Contrahirung der Staatsichulden un— 
möglid. Dennoch braucht man Geld. Die Kraft der ſchwebenden 
Schuld ijt bald erſchöpft, früher noch die der fejten. Da bleibt 
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denn nichts übrig, als zum Papiergeld zu greifen. Während 
Frankreich ich feiner Aſſignaten entledigt, beginnen Defterreih und 
Preußen ihre Kriege mit Zetteln zu führen. Die Zettelſchuld wird 
jetzt das charakteriftifche Element des deutfchen Staatscredits. Die 
Geſchichte derjelben ift befannt; nad dem Kriege beginnt die Con: 
jolidirung, und bier ift es, wo die ſpecifiſche Natur der deutichen 
Banken, namentlich der öjterreihiichen, in den Vordergrund tritt. 
Bon da an jcheidet jih nun auch der Finanzeredit in immer bes 
ftimmterer Weife vom eigentlichen Staatsfchuldenwejen, und zivar 
jo, daß mit dem Entftehen der Verfafjungen der erjtern zur Sache 
der Finanzverwaltung, das letztere zur Sache der Volksvertretung 
wird. Das ift die dritte Epoche des deutichen Staatscredits. 
Allerdings tritt nun diefelbe, im innigften Zuſammenhange 
mit dem Berfallungsleben der einzelnen Staaten, erft juccejlive 
auf, und bis dies gejchieht, erhält ſich die Verſchmelzung beider, 
deren charakteriftiiches Moment die Aufnahme auch von feiten 
Staatsfchulden durch die Finanzverwaltung ift. Allein Eins bildet 
ih dabei aus, was das ganze deutihe Staatsſchuldenweſen von 
dem franzöfiihen und englijchen jpecifiich unterfcheidet und was 
beide jpäter angenommen haben. Weder Deutjchland noch Deiter- 
reih hatten Kapital genug, um den Staaten die erforderlichen 
Darlehen zu geben. Man fonnte daher weder das englifche Syſtem 
der Consols noch das franzöfiihe des Grand Livre, beide auf 
die inländiihen Kapitalien berechnet, zu Grunde legen. Man 
mußte das Anlehnskapital in der ganzen Welt juhen. Zu dem 
Ende mußte man eine Form der Staatsfhuldverihreibungen 
wählen, welche diejelbe zum leichten Gegenftand des allgemeinen 
Verkehrs machte. So entitanden die deutfchen Obligationen mit 
ihren Coupons, als Inhaberpapiere mit ihrer leichten Uebertrag— 
barkeit; und mit ihnen bat ſich der Grundjag in der ganzen Welt 
feftgeitellt, daß die Staaten ihren Bedarf an Darlehen eben in 
der ganzen Welt juchen follen. Kein Staat der Welt ift jo viel 
außerhalb feiner Grenzen jchuldig als Deutſchland und Defterreich. 
Das war e3, was Ddieje Epoche zuerſt im Staatscredit feſtſtellte. 
Das zweite Element derjelben aber entftebt erft mit den Ber: 
faffungen. Wir können es kurz bezeichnen. Es iſt die Scheidung 
des Finanzeredits vom Staatsjchuldenwejen in der Praris, und 
zwar in der Weile, daß beide zu jelbjtändigen Gegenftänden der 
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" Buddetberathungen geworden, jind. Es ijt fein Zweifel, daß bier 
das praftiiche Leben der Theorie vorausgeſchritten iſt; es wird 
jet die Sache der legtern fein, nachzufolgen und darzutbun, daß 
beide Seiten des Staatseredits, allerdings gleichberechtigt, dennoch 
weſentlich verichiedene Grundlagen und Aufgaben haben, und daß, 
während das Staatsjchuldenwejen auf den Grumdbegriffen der 
Bolkswirthichaft und der Verwaltung beruht, der Finanzeredit 
ein jpecieller Theil desjenigen ift, was wir die Jinanzverwaltung 
genannt haben. 


Erſtes Hauptſtück. 
Der Finanzeredit. 


I. Begriff und Weſen. 


Der Finanzeredit ift ein äußerjt einfacher Begriff, jowie man 
ih den Staat ohne alle Beziehung zu feinen böbern Aufgaben 
als ein großes Geſchäft denkt, das neben feinen Eingängen zu: 
gleich große Zahlungen zu leiten bat. 

Nun gibt e3 gar Fein Gejchäft, deſſen Eingänge ftets die Zah— 
lungen deden. Jedes Geſchäft muB daher das Mittel zur Deckung 
ſolcher Zahlungen, den Gredit, den wir den Zahlungseredit nennen, 
benugen, der Staat jo gut wie jede andere Unternehmung. Und 
die Geſammtheit der Greditbenugung, durch welde der Staat die 
fälligen Zahlungen deckt, nennen wir den Finanzeredit. 

Es folgt daraus allerdings zuerft, daß der Finanzeredit ganz 
genau denfelben Charakter und diejelben Gejete hat wie der 
Privateredit. Wir dürfen den leßtern bier als befannt voraus: 
jegen. Allein als Theil des Staatscredit3 empfängt derjelbe doc) 
eine andere höhere Natur. 

Dem Finanzeredit liegt allerdings zunächit nicht die allgemeine 
Aufgabe der Staatsveriwaltung, Tondern eine bereits eingegangene 
Zahlungspflicht zu Grunde Deshalb fagten wir, daß der 
dinanzeredit ich ſtets imerhalb des Budgets bewegt oder doch 
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bewegen joll, und daß die Dedung des genommenen Credits 
jtets in demfelben Budget jchon gegeben iſt. So einfady aber dies 
it, jo Liegt doch darin der Kern der Gejchichte und zugleich die 
Baſis des Verhaltens des Yinanzeredits zum Staatsichuldenwejen. 

Es ergibt juih nämlich, daß von einem jelbjtändigen Finanz: 
credit erjt dann die Nede jein kann, wenn man ein jelbjtändiges 
Budget bat. Solange ein ſolches als jtaatswirtbichaftliches Ge: 
jeß nicht bejteht, verſchmelzen Finanzeredit und Staatsſchulden— 
twejen genau als Analogon der Berjchmelzung von Gejeh und 
Verordnung. Daher denn die Ericheinung, dab erft unjere Zeit 
Weſen und Necht beider jtreng zu fcheiden lernt. 

Es ergibt ji) aber ferner, daß theils die Bedeutung der 
Summen, um welche es Jich handelt, theils das innige VBerhältniß 
zu den Aufgaben der Verwaltung, dem Finanzeredit zugleich einen 
zweiten Charakter verleihen. Derjelbe hat beftändige Neigung, zum 
Staatsihuldenwejen überzugehen. Es liegt das wieder nicht im 
Weſen des geihichtlichen Elements der Staatswirthichaft, jondern 
in ihrer großen Junction, die nie ruhenden, beftändig fortichreiten: 
den Forderungen des Gejanmtlebens zu befriedigen, und anderer: 
jeit3 darin, daß am Ende die Dedung auch des Finanzcredits nicht 
in einem begrenzten Kapital gegeben ift, wie bei der Einzelwirth- 
haft, jondern in der Gteuerkraft des ganzen Volks. Dadurch 
nun wird aus dem an jich einfachen Begriffe des Finanzcredits 
ein ganzes Syſtem von Greditformen, in denen erjt diejer Theil 
des Staatscredits jeinen vollen Ausdrud findet. 


Il. Das Syſtem des Finanzeredits und fein allgemeines 
Princip. 


Das, was wir das Syſtem des Finanzeredits nennen, entſteht 
nämlich in jeiner Grundlage eben dadurch, dab der Finanzeredit 
jelbjt nicht blos ein einfacher Zahlungseredit des Staats ift, ſondern 
zugleidy zum Staatsjchuldenwejen in jo enger Beziehung ſteht, 
daß man ihm in einzelnen Theilen der Sache nad) zu dem leßtern 
rechnen muß, während er der Form nach ein eigentlicher Credit 
bleibt. Das ift es auch, was die verjchiedenen Auffaffungen diejer 
einzelnen Formen des Finanzeredit3 leicht erklärt. Ebendeshalb 
dürfen wir die Charakteriftif des Syſtems kurz voraufſenden. 
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Die Gemwißheit der Nothivendigfeit des Credits führt zuerft 
zur Bildung eines Staatsſchatzes zur Dedung unvorbergejehener 
Bedürfniffe; die Gründe, welche gegen den Staatsſchatz ſprechen, 
und die Natur gewiffer Zahlungen erzeugen die Benutzung des 
eigentlihen Geſchäftscredits durch den Staat; die innere Ber: 
waltung erzeugt ihrerjeit8 einige Formen des Credits, den wir 
als VBerwaltungscredit bezeichnen. Allein da, wo der Credit 
für Zahlungen erforderlih wird, die vermöge ihres Zweckes 
dauernder Natur find, entiteht die Vorausbeziehung der budget: 
mäßigen Staatseinnahmen in der ſchwebenden Schuld, wäh: 
rend endlich die Benutzung des Papiergeldes zum Papiergeld: 
credit der Finanzen führt, der den Uebergang zur eigentlichen 
Staatsjchuld bildet, indem derjelbe zwar grundſätzlich als rüd- 
zahlbar angefegt wird, factiſch aber als dauernde Schuld erjceint. 

Ale diefe Formen des Finanzeredits find nun bis auf die 
legtere uralt, und nran kann jagen, daß jede derjelben ihre eigene 
Gejhichte hat, die in neuerer Zeit dann aud der leßtern nicht 
mangelt. Es ift eine der großen Aufgaben dejfen, was wir die 
Geldverwaltung in der Finanzwiffenschaft nennen, fie gehörig zu 
benugen, und es gehört eine große Gejchidlichkeit dazu, dies 
in der Weiſe zu thun, daß der Eredit nicht zu theuer wird. Man 
muß daher jagen, dab jede Art des Finanzeredits wieder ihre 
eigene Finanzpolitik hat, die bei großem Unterfchiede je nach den 
Berhältniffen von Zeit und Umſtänden doch gewiffe allgemein 
gültige Grundjäge befigt, deren Nichtbeachtung von großem Nach— 
theile für die Finanzverwaltung werden lönne. Dieje allgemeinen 
Grundfäße find folgende. 

Der Finanzeredit unterjcheidet fih von Privateredit zunächſt 
dadurch, daß man gegen den Staat aus nahe liegenden Gründen 
jtet3 nur ungern die procefjualen Mittel anwendet, um zur Zah: 
lung zu gelangen. Der Finanzeredit muß daher das Element der 
formalen Sicherheit, das ihm zum Theil abgeht, erfegen, um nicht 
durch höhere Zinſen dafjelbe deden zu müſſen. Dies nun ge: 
ſchieht durch die möglichit genaue und pünftlihe Innehaltung 
der Zahlungstermine. Die geringfte Unordnung in diejer 
Beziehung rächt ji bei allen Formen des Finanzeredits jofort 
in der empfindlichiten Weile, viel mehr als bei den Staatsjchulden, 
und nie joll daher ein Finanzcredit eingegangen werden, ohne 
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daß die Finanzverwaltung die volle Sicherheit der genauen Rüd: 
zahlung in Händen habe; nie darf fie die geringfte Schwierigfeit 
zum Borjchein kommen laffen; es it unbedingt feitzuhalten, daß die 
tbeuerjte Staatsichuld nie jo theuer zu jtehen kommt als ein 
erichütterter Finanzeredit. 

Allerdings aber erjcheint diefer allgemeine Grundſatz in jeiner 
ganzen Bedeutung erft dann, wenn man ihn auf das Verhältniß 
der einzelnen Arten des Finanzeredits zueinander anwendet. Diefe 
Anwendung aber enthält jchließlih doch nur die Beantwortung 
der Frage, wie body der Finanzeredit, und zwar wie body jede 
Art dejjelben fein darf. Denn folange Feine Art zu hoch iſt, 
it aud) der ganze Gredit nicht zu hoch. Und das iſt nun der 
Punkt, auf welchen eben die obige Eintheilung des Finanzeredits 
aus einer formell theoretischen zu einer eminent praktiichen wird. 

So wird die leptere zur wahren Grundlage der Lehre vom 
Finanzeredit. 

Wir haben jhon früher bemerkt, daß die Literatur der Finanz— 
wiſſenſchaft — mejentlid wol aus bijtorijhen Urjahen — den Be: 
griff des Finanzeredits nicht befigt, ebenfo wenig als wir felbjt in 
unferer frühern Auflage. Allein die einzelnen Theile defjelben er: 
ſcheinen fajt allentbalben, allervingd aber immer unter dem Gefichts: 
punfte des Staatsjhuldenwejens. Cs bleibt uns danach nichts an: 
deres übrig, als es der Wiſſenſchaft zu überlaſſen, ob jie die Unter: 
ſcheidung annehmen will; die Praxis iſt ſich wol lange darüber 
einig. 


A. Der Staatsſchatz und der Finanzeredit. 


Die Vorſtellung von der Zweckmäßigkeit einer Anſammlung 
von edeln Metallen, um zur Zeit eines Deficits einen Vorrath 
zu haben, darf wol in unferer Zeit al3 eine definitiv befeitigte 
angejehen werden. Es iſt die rohe Idee eines fogenannten Staats: 
Ihabes, der, wenn er möglid wäre, der wahren Grundlage des 
Staatscredits, der Steuerfraft des Volks, durd die Entziehung 
des Umlaufsmittels viel mehr Schaden, als dem Tredit durch un: 
mittelbare Dedung des Deficits nügen würde, abgeſehen von der 
Berlodung, denjelben zu verſchwenden. 

Dennoch foll weder ein Staat ohne Staatsfcha im weitern 
Sinne jein, noch ift er es; deshalb muß der Staatsihak ftets 
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als mejentlicher Factor in die Finanzverwaltung bineingezogen 
werden. 

Der Staatsſchatz iſt zunächſt vorhanden in dem Kafjenbejtand 
aller Kaſſen der Finanzen. 

Unterjcheidet man den Kaſſenbehalt als die zufällig vorhan: 
dene und mithin beftändig wechlelnde Summe, welde in den 
staffen vorräthig iſt, und den Kaflenbeftand als die durchſchnitt— 
lihe Summe, welche innerhalb des Kaſſenbehalts ſich jtets dauernd 
in der Kaſſe befindet, jo ergibt ſich, daß als Kaſſenbeſtand ftets 
viele Millionen müſſig in den Kaſſen liegen. Inſofern diefer 
Kaſſenbeſtand zur Dedung von Ausgaben, beziehentlich der Kaſſen— 
anweilungen der jchwebenden Schuld dient, gehört er der letztern. 
Erſt da, wo das nicht der Fall ift, entiteht in ihm ein eigentlicher 
Staatsihab und mit demjelben die Frage, wie er zu verwenden 
it, um ihn fruchtbar zu machen, eine Frage, die übrigens nicht 
mehr den Staatsceredit, jondern der Geloverwaltung der Finanzen 
angehört. 

Es ijt nun Flar, daß, wo die Steuern fähig find, einen größern 
Kafjenbeitand zu liefern als nötbig it, aus dem lebtern Fein 
Staatsihaß gebildet, jondern vielmehr die Steuern herabgeſetzt 
werden jollen. Handelt es ſich aber um ein einmaliges plößliches 
Bedürfniß, jo kann man allerdings bei einem Staate, deffen Steuern 
und Kaſſenbeſtände in edelm Metalle vorhanden find, jagen, daß 
der Staatsihaß im weitern Sinne in der Fähigkeit des Staats 
beitebt, Kafjenjcheine oder Staatspapiergeld mit bloßer Steuerfun: 
dation auszugeben, oder in der Möglichkeit, die als Steuer ein: 
gegangene Summe in Metallen für andere Staatszwede zu brauchen 
und ftatt derjelben die budgetmäßigen Berpflichtungen mit dem 
Bapiergeld zu zahlen. Im Grunde ift daher der Saß, daß alle 
Öffentlichen Steuern in Metall gezahlt werden müflen, ein Staats: 
ſchatz, der ſich ungefähr auf die Hälfte der Steuerſumme des 
Staats beläuft, und die Herftellung der Metallzaahlung für die 
Steuern it die Sammlung des Staatsſchatzes in dieſem Sinne. 

Nach diefem Staatsihate jollte jeder Staat trachten; den 
im Kaſſenbeſtand vorhandenen jollte er niemals unfruchtbar 
liegen laſſen; einen Staatsihag im eigentlichen Sinne joll Fein 
Staat befigen. 
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Ueber die Borjtellungen von dem eigentliben Staatsihas val. 
Sonnenfels, „Finanzwiſſenſchaft“, $. 192: „dab die Sammlung 
eines Schabes von den ordentlihen Abgaben die arbeitenden Klaſſen 
mit zu dem Beitrage ziebt, von welchem fie nad beſſern Grund: 
jägen frei bleiben ſollten“. Aehnlich Jakob, 8. 728— 735, der 
jedoch unter Umſtänden dafür it. Bejonders eifrig dafür Schmalz, 
„Encpllopädie der Staatswiſſenſchaft“, $. 811, und Struenfee, ver 
diefe Sammlung von der Handelsbilanz abbängig madt. Dagegen 
Malbus, IT, S. 81, zugleih wegen der Nuplofigfeit bei wirklich 
großem Defictt. Nau, $. 464, nicht blos dagegen, ſondern jogar 
gegen jede Steuer, welde den Betrag der Ausgaben übertrifit. Die 
Frage iſt im Grunde in ver jrübern Gejtalt unpraltiih, in ver 
obigen noch gar nicht beleuchtet. Uebrigens wird mit dem Ausorud 
Staatsihag oft auch die unterfhiedene Gefammtheit aller Einnahmen 
und Nechte der Finanzen bezeichnet, ſodaß Staatsjhag mit Aerar 
und Fiscus gleichbedeutend wird. Namentlib über den (aud offi— 
ciellen) Sprachgebrauch in Defterreih val. Defiary, $. 16. In Eng: 
land und Frankreich ijt übrigens der Kaſſebeſtand vurd das Verhält: 
ni zu der Bank und der Neceveurs bereits in die Geloverwaltung auf: 
genommen, was am beiten bei der ſchwebenden Schuld dargejtellt wird. 


B. Der Gejhäftsceredit der Finanzen. 


Der Gejchäftscredit des Staats beruht darauf, daß der Staat 
als wirthſchaftliche Perfönlichkeit und Unternehmer einzelne Ge: 
Ihäftszahlungen haben kann, bei denen Zahlungsanweilungen auf 
die Hafen ſich nicht eignen, und daher entweder Wechjel von ihm 
ausgeftellt oder auf ihn gezogen werden. 

Wenn der Staat feinen Gredit auf diefe Weile durch Wechjel 
benugt, jo muß er jih dabei der gejeglihen Form der Wedhjel: 
Jhulden bedienen und zu dem Ende einen Ausfteller und einen 
Bezogenen aufftellen, die im Auftrage des Staats handeln. Da 
ev bierzu beftimmter Perſonen bedarf und mit einer allgemeinen 
Bezeihnung einer bezogenen Kaffe nicht ausreicht, jo eignet ſich 
die Wechjelform zur Gontrahirung von ſchwebenden Schulden und 
überhaupt zur Operation mit dem Staatseredit nur in beftinmten 
Fällen und Berhältniffen, welche dem Ermefjen der höchſten Finanz: 
verwaltung überlafjen bleiben müffen. Im allgemeinen gilt jedod) 
die Negel, dab die Wechjelverbindlichkeiten des Staats nur in 
den geheimern Beziehungen oder in ganz einzelnen Fällen be 
nugt werden, und zweitens, daß ſich der Staat zur Contrahirung 
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und Abwidelung von Wechlelihulden vorzugsweife der Banken 
bedient, theils weil er meiltens durch die Zettelfchuld ohnehin 
mit ihnen in Verbindung ſteht, theils weil ihm der Bankeredit 
regelmäßig als der ficherfte und billigfte erſcheint. Das gejchieht 
namentlid da, wo Zahlungen in fremder Münze zu leiten find, 
die dann die Bank vermöge ihrer Wechjel bejorgt. Die Zinfen 
für die auf Wechſel contrahirte Staatsfchuld werden gezahlt wie 
bei allen Wechjeln, durch Disconto. Der Staatswecjel hat da= 
her regelmäßig den Bankdisconto, und jhon bier zeigt es ſich 
daher, daß der Bankeredit zum Theil zum Staatscredit wird, 
was ſpäter immer bejtimmter beraustritt. 

In jedem Falle aber darf der Staat, wenn er bei einer 
Bank fi einen Eredit in Form eines gewöhnlichen Wechfelcredits 
- eröffnet, denfelben niemals ſehr hoch jeßen. Denn die Banken 
jollen eben nicht an der Spiße des Staatscredits ftehen, jondern 
die Grundlage des volfswirtbichaftlichen Credits jein. Nimmt der 
Staat von der Bank zu große Summen in Anfpruch, jo beein: 
trächtigt er damit den Credit des Verkehrs; will er das aber da— 
durch ausgleichen, daß er die Bank zu größerer Notenausgabe 
veranlaßt, jo entſteht ftatt des Gejchäftsceredits des Staats eine 
Papiergeldſchuld in Banknoten, alfo ein ganz anderes Verhältniß 
als das des gewöhnlichen Bankeredits. Man muß daher im all: 
gemeinen hier den Grundjaß feithalten, daß der vom Staate in 
Anſpruch genommene Bankeredit nie höher jein darf als der 
der eriten Bankhäufer, und nie auf längere Sicht als die der 
gewöhnlichen Bankwechſel. Hat der Staat ein größeres Bedürfniß, 
jo muß er es auf andere Meile deden. In der That geht der 
gewöhnliche Bankeredit des Staats deshalb auch, ſowie er eine 
gewiffe Höhe erreicht, regelmäßig in den Notencredit über, von 
dem jogleid die Nede iſt. Der ordentliche Geſchäftsecredit des 
Staats hat daher nichts, was ihn von jedem andern unterjcheidet. 


Darin liegt auch offenbar der Grund, weshalb in ver theore: 
tiſchen Finanzwiſſenſchaft won dieſem Credit namentlib gar feine 
Rede iſt. Nur muß man fejtbalten, daß die Benugung der Banken 
für die Gelvverwaltung der Finanzen etwas ganz anderes ift als 
der eigentliche Banferedit, wie wenn die Finanzen durch die Bant 
Auszahlungen machen (Penfionen, Gehalte u. f. w.) und verjelben 
dafür Gelder überweifen, wie in England. Hier fann ein Credit 
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vorkommen; aber der Negel nach wird nicht der Staat, fondern die 
Bank der Debitor jein. Die Gejhäftsführung iſt dabei einfach die 
des Saldo:Conto, und wird dem Staate fein Guthaben mit einem 
geringen Zinsfuße vergütet. Cine qute Darftellung dieſes Berbält: 
nifjes der engliihen Bank feblt nodh immer. Am klarſten iſt wol 
diejer Theil des Staatscredits für Frankreich dargeftellt von Hod, 
„sinanzverwaltung Frankreichs“, ©. 555 fa; fpeciell das Gire: 
geihäft der Bank für die Finanzen. 


C. Der Berwaltungsceredit der Finanzen. 
(Depofiten, Gautionen, Zeitrenten). 


Der Berwaltungseredit des Staats beruht zunächſt darauf, 
daß die Berhältniffe und Ordnungen der Verwaltung in gewifjent 
Fällen den Staat zum Inhaber und Berwalter der Gelder Ein: 
zelner machen. Er ijt dabei urjprünglich gar fein eigentlicher 
Debitor, jondern meijt nur Depofitor. Allein aus diefem Ver: 
bältniß wird allmählich eine wirflihe Schuld, und jo kann man 
jagen, daß der Berwaltungscredit des Staats vorzugsweije in der 
Depoſitenſchuld dejjelben beſteht, an die wir die Zeitrenten an— 
ſchließen, die gleichfalls auf einem andern Brincip beruben als 
die übrigen Ereditverhältniffe der Finanzen, 

Die Depofitenjchuld des Staats gehört zu den neueften, aber 
feineswegs unmwichtigen Arten der Staatsichulden. Sie entjtebt 
in doppelter Weife und man muß deshalb die eigentliche Depo— 
ſitenſchuld von der uneigentlichen trennen. 

1) Die eigentliche Depofitenichuld des Staats berubt auf den 
Gejegen, welche in beſtimmten Fällen die Einzelnen zwingen, ge: 
wijje Gelder den Kaſſen des Staats anzuvertrauen, als denjenigen, 
in welchen die größte Sicherheit für die betreffenden Summen vor: 
handen it, 3. B. bei gewiſſen Procehfällen, Maffenvertbeilungen, 
bei der cura absentis u. ſ. w. Urſprünglich bildeten dieje Ein- 
lagen natürlid reine Depofita. Da jih aber erfahrungsmäßig 
ergab, daß eine durdhjchnittlide Summe immer in den Händen 
des Staats blieb, jo mußte an eine Fruchtbarmachung derjelben 
im Intereſſe der Deponenten gedacht werden, die dann am ein- 
fahften durch Verwendung für die Staatsziwede und namentlich 
für den Staatscredit gefunden ward. Die Form iſt der gerichtlich 
gemachte Ankauf von Staatspapieren. Die Gentralijation diejer 
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Dperation ift die Bedingung für einen günftigen Erfolg, indem 
nur die Summe des geringſten Durdjchnitts an Depofiten in 
einem ganzen Lande zum Ankauf von eigentlichen Staatsobligationen 
verwendet werden kann, alles, was darüber ift, aber flüſſig er: 
halten werden muß. Auch das erjtere it natürlid nur dann 
ausführbar, wenn die Gefammtfumme aller Depofiten berechnet 
und als ein Ganzes verwendet wird, da die örtlichen Depofiten 
nicht Geld genug und Feine hinreichend fihere Durchſchnittsſumme 
geben. Wenn dagegen die Parteien Geld deponiren, jo bat der 
Staat im Grunde gar Feine Verpflichtung, Zinfen zu zahlen. Bes 
nußt er jedoch das Geld, fo iſt es billig, daß er Zinſen zahle, 
nur wird er ſtets zu geringerm als dem landesüblichen Zinsfuße 
zahlen, damit die Betreffenden ihre Depofiten in Etaatspapieren 
machen. Berechnung und Verlauf diefer Schulden find einfach. 

2) Die uneigentlihe Depoſitenſchuld. 

Diefe it wieder eine zweifache, die Cautionsſchuld und die 
geziwungene Depofitenichuld. 

a) Die Cautionsschuld wird durch die Summen gebildet, 
welche der Staat gewiffen Beamten und Unternehmern als Gau: 
tion auferlegt und die er natürlich je nad) feinen eigenen Vor: 
ichriften zurüczahlen muß. 

Es it eine wichtige Frage, ob überhaupt Gautionen geftellt 
werden follen oder nicht. Gewiß ift, daß ſie weniaftens jo febr 
als möglidy beſchränkt werden jollten. Wenn fie aber einmal notb-: 
wendig find, jo kann der Staat entweder die Cautionen direct in 
der Form von Staatspapieren fordern, was jedoch den großen 
Nachtheil hat, daß die Gautionsleger den Variationen des Gurjes 
ohne Noth ausgejegt find; oder als baare Geldfumme, die der 
Staat dann zum Ankauf feiner eigenen Obligationen verwerthen 
fann. Die Cautionsſchuld gebört daher ihrer Form nad den 
Depofitenichulden, ihrem Inhalte nad den directen Staatsjchulden 
an und muß nach dem landesüblichen Zinsfuß verzinft werden. 
Da die Summe der Gautionen eine jehr fefte it, jo bat ihre 
Verwendung zum Ankauf von Obligationen Fein Bedenken, als 
daß der Staat, wenn die leßtern bei dem landesüblichen Zins- 
fuß unter pari fteben, einen Gewinn, wenn fie über pari fteben, 
einen Verluſt hat. Die richtige Verwendung iſt daher eine Sache 
der richtigen Berechnung. _ 
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b) Die geziwungene Depoſitenſchuld entjteht, wenn der Staat 
gewiſſe Anftalten (Sparkaſſen, Hülfskaſſen u. ſ. w.) nöthigt, ihren 
Kaſſenbeſtand bis zu einem gewiſſen Belauf in Staatspapieren 
anzulegen. Auch hier iſt daher die Form die einer Depoſiten— 
ſchuld, der Inhalt eine eigentliche Staatsſchuld. Es iſt im Grunde 
ein Anlehn, das der Staat macht. Jedoch beſteht dabei aller— 
dings der Unterſchied, daß der Staat meiſtens dafür eine Art von 
Garantie übernimmt. 

Es iſt fraglich, ob dieſe Art der Creditbenutzung eine richtige 
iſt. Unzweifelbaft iſt es wirthſchaftlich richtig, wenn die betreffen: 
den Inſtitute freiwillig je nach ihren Berbältniffen einen beftinmten 
Theil des Beltandes ihrer Kaſſe in Staatspapieren anlegen, da 
diefelben zu gewiljen Zwecken am dienlichiten find. Ebenfo ge— 
wiß bat es einen fehr großen und günftigen Einfluß, wenn die 
Einleger in den Sparlafjen, die meiltens zugleich der beweglichern 
Klaſſe des Volks angehören, durch die Nöthigung, ihre Erſpar— 
nifje al3 Staatspapiere zu bejigen, an die beftehende Ordnung 
mit neuem Intereſſe geknüpft werden. Allein ein vollitändiges 
oder auch nur übergreifendes Abjorbiren jener Erjparniffe durch 
den Finanzeredit ift nicht richtig. Denn diejelben find in der 
That als Ueberſchüſſe der wirtbicbaftlihen Production die Ele: 
mente der Napitalbildung und müſſen daher, jei es in der Form 
von Credit, ſei es als eigene Anlage, wieder zum wirtbichaftlichen 
Betriebe befruchtend zurückkehren. Die abjolute Anlage in Staats: 
papieren entzieht jene Erfparniffe ihrer naturgemäßen Beltimmung, 
fie machen den Credit der Privatwirthichaft auf Koften des Cre— 
dits der Finanzen zu theuer. Das, worauf es bier anfommt, ift 
die Beltimmung des richtigen Maßes für den Betrag, den foldye 
Anftalten in Staatspapieren anlegen jollen, und dafür muß als 
Regel gelten, daß dies denjelben zur freien Beftimmung über: 
lafjen wird. 

Mertwürdig genug bat aud dieſer Theil des Staatscredits in 
der bisberigen Literatur feine Beachtung gefunden. Nur Nau er: 
wähnt beiläufig der Gautionen ($. 486). Dagegen hat SHod 

(S. 531 fa.) das ganze Gebiet und die ganze Bedeutung derjelben 

für Aranfreih dargejtellt. Er tbeilt diefen Theil der ſchwebenden 

Schuld in die Conſignalions- und Depoſitenkaſſe, welche die eigent: 

liben (gerictliben) Schulden und die Cautionsſchuld enthält. Unter 

dem Ausdrud der Correjpondenten der Staatsjhuld werden diejenigen 
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öffentlihen Anjtalten verjtanden, welde gejegmäßig feinen Kaſſen— 
beitand baben dülrfen, jondern denfelben an die Staatskaſſen ab: 
führen müſſen und fih dann durch Anweilungen auf diefelben wieder 
deden. „Auf dieſe Weife jammeln ſich allgemab die Fonds der 
öffentlihen Körperihaften bei dem Staatsſchahe an.“ Dieſer Theil 
der fhwebenden Schuld, unter Napoleon J. 8 Mill., beträgt jeht 
durbichnittlih 240 Mill., ebenjo die Confignations: und Depofiten- 
ihuld ca. 240 Mill. An Preußen ift das „Gautionsdepofitum‘ 
der Staatsfchuldendirection als ein von diefer zu verwaltendes be 
fonderes Depofitum überwiejen. Gabinetsordre vom 11. Febr. 1832 
und preußijches Geje vom 12. Mai 1851. Nah Verordnung vom 
21. Mai 1866 find die Gautionen überhaupt nit mehr in baa: 
rem Oelde, jondern in Staatöpapieren zu erlegen. 

Die Frage nah den Zeitrenten de3 Staat3 ald Form der An: 
feihe iſt mannichfach bejprocden: Sismondi, „Nouveaux prineipes“, 
II, 241; Fulda, $. 255; Maldhus, I, 8. 92; Nau, $. 499 und 
500; am ausfübhrlichften bei Nebenius, ©. 336 — 343; faft immer 
aus dem Gefichtöpunfte, ob die Cinrihtung von Leibrenten an 
‚und für fi wünſchenswerth jei. Nur Nebenius bat die praftiiche 
Frage der Verzinfung bineingebradt. Es leuchtet nun ein, daß die 
Anleibe in der Form von Peibrenten oder Zeitrenten überbaupt 
nichts anderes it als das Verfiherungsgefhäft, vom Staate über: 
nommen, nur mit dem Unterihiede, daß Einzahlungen der Ver: 
jiherten vom Staate wie jede andere Anleibe verbraucht werden 
fönnen, während die Nenten im Grunde Anweijungen an die Kaſſen 
enthalten, Es iſt diejes Geſchäft aber weder an jih von Bedeutung, 
noch eignet es fi bei ver Concurrenz mit den Lebensverſicherungen 
für den Staat, und kann vdesbalb nur als ein jehr untergeordnetes 
Moment betrachtet werden. Die neuere Literatur, wie Umpfenbach, 
Hod, Pfeiffer, bat die ganze Frage überhaupt nicht behandelt. 


D. Die jhwebende Schuld. 
(England, Frankreich, Deutfhland.) 


Die eigentlich ſchwebende Schuld des Staats beruht einfach 
darauf, daß die Fälligkeitstermine der Einnahmen und der Aus: 
gaben des Staats, wie in jedem gejchäftlichen Betriebe, nicht zu— 
jammenfallen und dadurd ein Bedarf entjtebt, der feine Dedung 
erjt durch eine jpätere Einnahme findet. Der Credit de3 Staats 
bejteht dabei in der Gewißheit, daß die erforderlide Summe ver: 
möge der Ordnung der Staatseinnabmen als Dedung für einen 
beitimmten Betrag zu einer bejtimmten Zeit in den Hafen Des 
Staats vorhanden jein wird. 
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Die Aufnahme einer ſolchen Schuld ift daher jtet3 eine Anti— 
cipation der Steuern. Der carafteriftiiche Unterjchied diefer 
Art des Finanzeredits von allen andern befteht darin, daß bei 
ihr ftet3 der Betrag und die Tilgung mit Rückſicht auf beftimmte 
Steuern angejegt werden; die Nüdzahlung gejchieht deshalb eben 
durch die Verwendung als Quittung bei den Einnahmelaffen und 
ihre Verrechnung. Indeſſen haben fie wieder drei Grundformen, 
die wir nach den Ländern, in denen fie vorzugsweile vorfommen, 
die englijche, franzöfiiche und deutiche nennen können. Alle drei 
bängen aufs engfte mit der ganzen Geldverwaltung der betreffen: 
den Finanzwirtbichaft zufammen. 

Das englifche Syitem der ſchwebenden Schuld beruht darauf, 
daß die Banf von England als der große Kaflirer der englifchen 
Finanzen ericheint. Die Finanzen Englands haben nicht blos 
einen Bankeredit, jondern auch eine innig mit der Bank ver: 
wachſene jchwebende Schuld. Wo es fih nämlih um eine be- 
deutende Benugung des Finanzeredits handelt, wird der Finanz— 
minifter als Lord of the Exchequer ermädtigt, die Exchequer 
bills auszugeben, die in der That nichts find als die Schatz— 
anmeijungen, welche mit beftimmter VBerfallszeit auf die Einnahme 
der Finanzen bafirt find. Allein die Einlöjung diefer Bills ge— 
ichieht nicht durch die einzelnen Einnahmekaſſen, jondern durch die 
Banf von England, welche diejelben auszahlt, eventuell auch dis: 
contirt. Sie haben daher den rechtlichen Charakter von Wechſeln, 
welche die Regierung auf die engliiche Bank zieht, nur mit dem 
Unterfchiede, daß fie nicht auch die Form von Wechjeln haben 
und daß fie ihre Dedung vorzugsmeife in den Einnahmen der 
Bank aus den Steuern befigen. Da die Zahlungen der Bank aber 
in Noten geſchehen, jo ericheinen die Bills, welche fie eingelöft hat, 
al3 jener Theil des regelmäßigen Banfausmweijes, der unter dem 
Namen „other securities’‘ vorfommt, und der durch die der Bank 
überwieſenen Steuerbeträge gededt ilt. Auf diefe Weife ijt die ſchwe— 
bende Schuld thatlächlih ein Theil der Banknotenſchuld, jedoch 
in Princip und Necht weſentlich von der legtern verjchieden, da 
er durch die Steuern rüdzahlbar und verzinslich ift. 

In Frankreich ift dagegen das Verhältniß weſentlich anders. 
Es ift bei der Geldverwaltung bereits bemerkt, daß die Erhebung 
durch die Receveurs gejchieht, welche, aus den alten Intendants 
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berftammend, die Steuererhebung zu einem jelbftändigen Unter: 
nehmen machen, den Finanzen die Beträge abführen, den Kaſſen— 
behalt mit einem geringen Zinsfuß vergüten und auf diefe Weile 
aus der Steuerverwaltung ein großes und jehr einträglidhes Ge: 
Ihäft machen. Daran nun hat jich die franzöfifche Dette flottante 
in ihren Haupttheilen angeſchloſſen. Sie entiteht weſentlich da: 
durch, daß diefe Receveurs vorfommendenfalls den Finanzen Bor: 
ſchüſſe auf die demnächft fälligen Steuern machen, meift in der 
Form, daß fie Wechfel an die Drdre der Finanzen ausjtellen, welche 
dann die Banque de France den legtern escomptirt. Das bat 
den großen Borzug, dab feine Cursdifferenz entjteht und der 
Zinsfuß ein verhältnigmäßig geringer ift. Wenn dann der Zab: 
lungstermin für den Receveur fommt, jo legt er einfach die 
Wechſelzahlung ftatt Quittung vor und ift damit entlaftet, während 
er in dem fälligen durch ihn felbjt erhobenen Steuerbetrag feine 
Dedung findet. Dadurd werden die Kafjenanweijungen gänzlid) 
überflüflig, die jchwebende Schuld ftört nicht durch ihre Höhe den 
Curs der feiten Schuld, und der Credit der Finanzen erjcheint 
bier durdy die Steuerbeträge von ſelbſt begrenzt. Nur ift dabei 
die doppelte Vorausjeßung, daß erjtens die Receveurs felbft ſehr 
rei, und zweitens, daß fie fehr jolid fein müffen. Ohne das 
ijt dieje Form der ſchwebenden Schuld jchwer zu benugen. Und 
darin liegt wol der Grund, weshalb man ſie in Deutichland jo 
wenig angewendet hat. 

In den deutichen Staaten nämlich, und namentlich in Defter: 
reich, hat man jtatt der obigen Syiteme die eigentlihen Schaß: 
oder Kafjenanweifungen angenommen. 

Bon dieſen find nämlich zuerft die bloßen Zahlungsanwei— 
jungen an die Kaffen leicht zu unterjcheiden, die nur dann zu 
einer Form der ſchwebenden Schuld werden, wenn jie nicht ge— 
zahlt und daher prolongirt werden, womit fie dann in die Klaſſe 
der eigentlihen Schapanweifungen fallen. 

Die eigentlichen Kafjenanweifungen — eigentliche ſchwebende 
Schuld — erjcheinen nämlich in der Form der Staatsſchuldſcheine, 
auf bejtimmte Summen lautend, mit Verzinfung und Furzen Ver: 
fallsterminen (etwa Jahr) und fpeciell auf irgendeine be— 
jtimmte Steuer fundirt. Der Negel nah werden fie nad) eng: 
liſchem Mufter aud von den Banken vertragsmäßig discontirt, 
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jedoch ijt das nicht nothwendig. Das Weſentliche iſt ihre Verfall: 
zeit, da jelbft die Yundirung auf eine bejtimmte Steuer dabei 
nicht immer maßgebend ift. Denn Anweiſungen können entweder 
auf bejtimmte Kaſſen lauten, oder auf die Staatskaffen ohne Unter: 
Ihied. Es ift klar, daß die erftern für den Schuldner oder den 
Staat, die leßtern für den Gläubiger oder den Inhaber günjtiger 
ind und daher auch einen höhern Werth haben, der mit der 
Schwierigkeit abnimmt, die auf bejtimmte Kafjen lautenden Schab: 
icheine bei den betreffenden Kafjen prälentiren und erheben zu 
fünnen. Es ergibt ji) daraus, daß die letztern ſtets nur ein be: 
ſchränktes Umlaufsgebiet haben, was gleichfalls nicht ohne Einfluß 
auf ihren Werth bleibt, während die erjtern zwar innerhalb des 
ganzen Staats gleich leicht curſiren, aber gleihfals außerhalb 
der Staatsgrenzen fih nicht aufhalten können, jondern ftets jo 
ichnell al3 möglich wieder zurüditrömen, wenn fie auf irgendeine 
Weile hinausgelangt find. Diefe Säge werden zum Theil maß: 
gebend für die Benußung der Schaganmweilungen überhaupt. 

Die Schapanmweihungen bilden nämlid zwar die Leichtefte 
und billigfte, aber auch die gefährlichite Form der Staatsfchulden. 
Da die Zahlung derjelben mit beſtimmtem Termin und Ort zu: 
gleich die möglichfte Sicherheit bietet, jo ift ihr Werth ftet3 ein 
bedeutender und fie werden leicht angenommen. Sie helfen da: 
ber ficher für den Augenblid; allein da ihre Auszahlung dem 
Staate die Mittel für andere Zahlungen nimmt, fo find fie nur 
dann unbedenflih, wenn für diefe andern Zahlungen ohne jie 
gelorgt ift. Dies ift nun alsdann der Fall, wenn für alle dieje 
“ Zahlungen im Budget die Rechnung gemaht und die Schapan: 
weifungen mithin nur für ſolche Zahlungen ausgeftellt werden, die 
überhaupt ſchon in die Staatsrehnung aufgenommen und mit: 
hin durch bereits berechnete Einnahmen gededt find. Alsdann 
wird diefer Credit de3 Staats nur als Mittel der freien Ber: 
fügung über das Staatseinfommen benugt, und das ift die wahre 
Natur jener ſchwebenden Schuld. Sie darf daher niemals größer 
fein al3 die Summe der im’ Budget berechneten Ausgaben und 
muß zweitens mit den Einnahmen derjelben Finanzperiode ge- 
dedt werden, deren Ausgaben man durch fie beftreitet. Iſt das 
der Fall, jo beftehen die Koften diefer Greditbenugung nur in 
den Zmifchenzinfen, die verhältnißmäßig leicht getragen werden. 
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Da indeß auch dieſe eine jelbjtändige Ausgabe bilden, jp fordert 
die rationelle Finanzwirtbichaft, daß die Ausgaben der Zwiſchen— 
zinfen durch die Vortheile aufgewogen werden müſſen, welde 
die Benußung des ſchwebenden Staatscredits bringt. Ob und 
inwieweit dies der Fall ift, läßt jich im allgemeinen nicht jagen; 
dennoch ijt jenes Princip dasjenige, welches auch für die zuläflige 
Benugung des jchwebenden Credits die einzige richtige Grenze 
abgibt. 

Wo nun das richtige Maß der fchwebenden Schuld über: 
ichritten ift, d. h. wo diejelbe mehr beträgt als die nach dem 
Budget berechnete Summe von Einnahmen, welde durd die 
ſchwebende Schuld anticipirt wird, da tritt in gegebener Zeit die 
Nothwendigfeit ein, die Beträge der ſchwebenden Schuld durch 
Anleihen zu bezahlen. Ein jolcyer Proceß, durch welchen die ſchwe— 
bende Schuld in eine eigentliche übergeht, nennt man die Con: 
jolidirung derjelben. Dieſe nun Fann in zweifacher Weife geicheben. 

Der Staat kann erſtlich die Auszahlung der Schatzanwei— 
jungen ruhig ihren Weg fortgehen laſſen und den Ausfall in der 
für ihn verfügbaren Einnahme, der durch jene Zahlungen der 
Kaſſen entiteht, durch eine neue jelbitändige Anleihe deden. Das 
würde man die indirecte Gonfolidirung nennen. 

Dver er Fann die Schaganweilungen direct durch eigentliche 
Staatsjchuldicheine einlöjen und auf diefe Weile an die Stelle 
der ſchwebenden Schuld eine eigentliche Staatsfchuld ſetzen. Das 
ijt die directe Gonfolidirung. Es iſt klar, daß dieſe directe Con: 
jolidirung nur zu einen Emiſſionscurſe gejcheben kann, der jich 
durch Bergleihung des Eurfes der ſchwebenden Schuldjdeine und 
der Staatsobligationen ergibt. Welche von beiden Formen der 
Conjolidirung die beffere ift, hängt von den Umftänden ab. Nach 
geſchehener Confolidirung gehört dann natürlich die jchwebende 
Schuld der eigentlihen Staatsihuld an. 


Man muß für die eigentlih jchwebende Schuld wol von dem 
Itrengen Unterjchiede der eigentlichen. Kafjenanweifungen von der als 
jelbjtändige Effecten erfcheinenden ſchwebenden Schuld ausgeben. Die 
Kafjenanweifungen fcheinen unter Ludwig XIV. al die alten Bons 
royaux entjtanden zu fein; fie waren aber nichts als Anweifungen 
jür bejtinnmte Summen und fein Gegenjtand des Geldverkehrs. Die 
ſchwebende Schuld in Geftalt ſelbſtändiger Effecten tritt zuerjt in den 
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Exchequer bills in England feit 1696 auf, eingeführt durch Mon: 
tagte und aus den Navy bills gebildet, mit Tageszinfen, mie die 
Wedel. Während die Bons royaux einfeitig vom Könige ausge: 
jtellt wurden, wurden die Exchequer bills gleih anfangs nur vom 
Parlament bewilligt. Die franzöfiihen Bons du tr&sor in unjerer 
Zeit find reine Kaſſenanweiſungen; vgl. Hod, ©. 434 — 35; fie 
betragen nur den vierten Theil der fchwebenden Schuld. Die öfter: 
reichiſche eigentlihe jog. ſchwebende Schuld beſteht in den ſog. Sa: 
linen oder Hypothefenanweifungen; diejelben find mit 6 Proc. ver: 
zinslih und gefeglib auf die Einkünfte ver Salinen fundirt. Da: 
durch, dab fie ſtets wieder mit neuen Sceinen eingelöjt werben, 
find fie factisch zu einem Theile ver feften Schuld geworden. Ihre 
Summe betrug 1870 59,886432 Fl. — Verzinsliches Papiergeld 
— aljo eigentlih verzinslihe Kaſſenſcheine, wie die Öjterreichiichen 
Reichsſchazſcheine des Jahres 1850, find ein principiell und prak— 
tiih verfehrtes Mittelving zwifchen ſchwebender Schuld und Papier: 
geld. — Die Literatur über die jchwebende Schuld ift eine jehr un: 
fertige; ſelbſt Malchus, IT, $. 88, und Nebenius, „Deffentlicher 
Credit“, ©. 333, haben die Sache nicht eingehend behandelt; Rau, 
II, $. 491, allein hat einige Bemerkungen darüber, mährend bie 
Neuern fie ganz übergeben. 


E. Der Bapiergeldcrebit. 


1. Begriff und Weſen. Der voltswirtbidhaftlihe und der finanzielle 
Standpuntt. 


Allerdings iſt von jeher das Papiergeld im weitejten Sinne 
nit den Staatscredit praftiich in Verbindung gewejen und theo— 
retiſch in Verbindung gebracht. Das Papiergeld ſelbſt hat dadurch 
regelmäßig eine doppelte Behandlung erfahren; einmal in den 
Lehren der Volkswirthſchaft, das andere mal in der Finanzwiſſen— 
ſchaft. Das nun iſt an ſich berechtigt. Es iſt aber nothwendig, 
ſich über das Verhältniß beider Elemente klar zu ſein, um die 
Beziehung des Staatscredits zum Papiergeld feſtſtellen zu können. 

Begriff und Weſen des Papiergeldes an ſich ſetzen wir als 
bekannt voraus. 

Im Sinne der Volkswirthſchaft und der Verwaltung hat das 
Papiergeldweſen die Aufgabe als Material für die Thätigkeit der 
Organiſation des Zahlungs- und Unternehmungscredits zu dienen, 
und während die Grundſätze über die Fundation der Volkswirth— 
ſchaft angehören und durch die allgemeinen Geſetze derſelben De: 
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berrjcht werden, gehören die Grundfäge über die Währung’ der 
Berwaltungslehre. Die Finanzwiffenihaft hat diefelben als feſt— 
ftehende anzunehmen. 

Solange nun die Finanzen fi) des vorhandenen Papiergeldes 
in irgendeiner Weife bedienen, ohne die Summen defjelben 
zu vermehren, gehört die ganze Lehre vom Papiergeld über: 
haupt nicht in die Finanzwiſſenſchaft. 

Das, was wir die Lehre von der Papiergeldihuld nennen, 
entjteht erft da, wo der Staat für die Bedürfniffe jeiner Finanzen 
die Summe des Papiergeldes vermehrt. 

Dieje Vermehrung ift nun jtets der Form nad ein Finanz: 
credit, weil die Finanzen formell die Verpflichtung übernehmen, 
die auf ihre Veranlaſſung ausgegebenen Papiergelder wieder ein: 
zulöjen. Sie wird aber der Thatjache nad eine Schuld, weil 
diefe Einlöfung niemals volljtändig ftattfindet, und daber jene 
Berpflihtung eine dauernde bleibt. Das Papiergeldwejen Fann 
daher mit demjelben Necht in den Finanzeredit und in das Staats: 
ichuldenwejen aufgenommen werden; es bildet eben den Ueber: 
gang von dem einen zum andern. Jedoch ftellen wir es unter 
den erjtern, weil es nicht als eine gejchloffene Summe erjcheint, 
und nicht durch Steuern zur Nüczahlung gelangt. 

Ebendeshalb müſſen wir nun die Principien vorausfenden, 
nad) denen die Finanzen bei der Benugung diefes Credits im 
allgemeinen vorzugehen haben, und dann zu den beiden Grund: 
formen defjelben übergeben. 


II. Brincip und Syſtem des Papiergelveredits des Staats. 


Das Princip für die Benugung des Papiergeldes für den 
Eredit des Staat beruht darauf, daß der Staat die Möglichkeit 
befigt, je nach jeinem Bedürfniß zur Dedung feiner Bedürfniffe 
Papiergeld zu emittiren. Dieſe Form der Greditbenugung hat jebr 
viel Einladendes. Einerſeits fteht fie jeden Augenblid und zu 
jedem Betrage offen, andererfeits erfcheint fie als eine unverzins- 
lihe Schuld, und endlich jcheint ihre Einlöfung, da fie in den 
Heinften Beträgen vor fi gehen Fann, die leichtejte und billigite 
zu ſein. 

Dennoch ift diefelbe an und für ſich in hohem Grade ge: 
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fährlich. Diefe Gefahr ſelbſt aber ift, wie die ganze Frage nad) 
dem Papiergeldweſen, einerjeits eine vollswirthichaftliche, anderer: 
jeit3 eine finanzielle. 

Die vollswirthichaftliche Gefahr ſetzen wir als bekannt voraus, 
die finanzielle" erfcheint ihrerjeits daneben als eine jelbitändige; 
doch ijt fie von den Grundſätzen der erſtern auf jedem Buntte 
beherrſcht. Sie beruht darauf, daß die Finanzen mit dem Papier: 
gelde Zahlungen zu machen haben, deren Wert) durch den des 
Papiergeldes bedingt ift. 

Wenn nämlich die Gewißheit, das Papiergeld zu feinem 
Nennwerth benupen zu können, eine volllommen jichere ijt, fo wird 
auch der Einzelne jchon bei der erjten Ausgabe jenes Bapiergeldes 
dafjelbe vom Staate jelbjt zu feinem vollen Nennwertd annehmen 
(oder dem Staate berechnen, was effectiv auf daffelbe Dinaus: 
fommt.) Iſt dagegen diefe Gewißheit nicht vorhanden, jo wird 
der Werth jenes Bapiergeldes in dem Maße von dem Empfangen 
den niedriger berechnet werden, al3 jene Gewißheit entfernter iſt; 
die Schuldjunme des Staats wird daher immer nominell diejelbe 
bleiben, obwol er für die ausgegebenen Scheine um fo weniger 
wirklich einnimmt, je weniger er in der Lage erjcheint, diefelben 
zu ihrem Nennwerthe einlöjen zu fünnen. 

Es iſt daher im höchſten Interefje des Staats, wenn der: 
jelbe feinen Bapiergelderedit benußt, diejes Papiergeld fo zu fun: 
diren, daß daffelbe einen feinen Nennwerthe gleichen Verkehrs: 
wertb babe. Allein es liegt das ebenjo jehr im Intereſſe der 
Bolfswirthichaft, da die Schwankungen des Curſes des Staats: 
papiergeldes einen immer fteigenden Preis aller Producte bei 
gleichem Werthe derjelben hervorbringen, was andererjeits auch 
wieder auf die Zahlungen des Staats einwirkt. 

Da nun diefes Berhältniß des Nennwerthes des Papiergeldes 
zum wirklichen Werthe dejjelben oder der Eurs feinerjeit3 nicht 
willkürlich beitimmt werden kann, fondern feſten Regeln folgt, jo 
wird e3 Die Aufgabe der Berwaltung des PBapiergeldweiens, in 
Gemäßheit diefer Negeln für den guten und feiten Curs des Pa— 
piergeldes zu jorgen. 

Die Grundlage des Eurjes ift num für jede Art won Papier: 
geld dasjenige, was wir die Yundation nennen. Das MWejen 
der Fundation zeigt aber, daß es im Grunde drei Arten von 
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Papiergeld gibt und mithin auch die Papiergeldſchuld des Staats 
in drei verfchiedenen Grundformen contrabirt, reipective verwaltet 
werden kanu. Man darf daher auch bier nicht von einer einfachen 
Papiergeldſchuld, ſondern muß vielmehr von einem Syſtem der: 
jelben reden, jo zwar, daß jede Art des Papiergeldes ihre eigenen 
Forderungen an die Verwaltung des Staatscredits aufitelen muß. 
Jene drei Arten jind nun die reinen Banknoten mit banfmäßiger 
Fundation, die Kaſſen- oder Steuerjcheine mit der Stenerfundation 
und diejenigen Banknoten, welche zugleich als Kaffenjcheine fun: 
giren. Da indefjen fein Staat eine Papiergeldſchuld duch Emiſſion 
von reinen Banknoten (ohne das Necht, mit ihnen die Steuern zu 
zahlen) contrahiren, jondern denjelben ſtets das Recht der Kaſſen— 
Icheine beilegen wird, jo gibt es praktiſch nur jene legtern zwei 
Arten der Bapiergeldjchuld, und die Verwaltung derjelben beſteht 
in der Anwendung derjenigen Grundſätze für Fundation und 
Emifjion diefer Schuldjcheine, nach welchen diejelben ihren Bari: 
curs zu erhalten vermögen. 


Die Literatur und die Grundfäge über das Papiergeld gehören 
nicht in die Finanzwiſſenſchaft und dürfen als befannt vorausgejegt 
werden. Aber das Papiergeld felbft ift naturgemäß von der Fi: 
nanzwiſſenſchaft als ein Theil ver Lehre vom Staatscredit aufge: 
nommen. Jakob, $. 767 fa; Malchus, I, $. 86 und 87; Rau, 
$. 487, 488 und 529. Merkwürdigerweiſe bat Nebenius den Gegen: 
fand nur indirect berührt. Der Charakter aller diefer Auffaſſungen 
ift ein gleiher. Da man den wejentlichen Unterſchied der Arten des 
PBapiergelves und der beiden Grundformen der Fundation in der 
bantmäßigen und der Steuerfundation nicht erfannte, jo hat die 
ganze Lehre ſich eigentlich ftet3 auf dem rein volfswirtbichaftlicen 
Standpunkte der Banknotenfrage gehalten, obwol eine Menge rich: 
tiger Bemerkungen ſich allentbalben vorfinden. Dazu trug viel bei, 
daß auch die Schriftiteller über die Banken ſich durchaus feine Rechen: 
ihaft von dem wahren Anbalt der Banknoten ablegten und daber 
durdaus den höchſt verfchievdenen Charakter ver Arten der einzelnen 
Banknoten nicht verftanden, was die Anwendung der Lehre von den 
Banknoten auf die Staatspapiergeldſchuld jo gut als unthunlich 
machte. Hält man indeß ven bier aufgeitellten und im Grunde jehr 
leicht verftändlihen und ganz unzweifelbaften Unterſchied feſt, fo 
wird die ganze Lehre vom Staatspapiergeld ihre richtige Geftalt leicht 
annehmen, Ueber das Wejen des Papiergeldes und die Arten der 
Aundation und der Währung dürfen wir wol auf Stein, „Handbuch 
der Berwaltungslehre”, S. 290, verweifen. Rau, II, 487 fg., bat 
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blo3 vom Staatspapiergeld im allgemeinen geiprochen; Umpfenbach, II, 
208, jo aut als gar nicht; ebenfo Pfeiffer, „Staatseinnabmen“, 
II, 538 fo. 


a) Tie Banknotenſchuld. (VBerzinslibe Papiergeldſchuld.) 


Die Bankfnoienfchuld des Staats entjteht, wenn der Staat 
die Bank veranlaßt, eine größere Summe von Noten anzufertigen, 
als ihre gefchäftsmäßigen Bedürfniffe einerjeits und ihre bank: 
mäßige Fundation andererjeitS fordern, und ihm diefe Summe 
als Darlehn zu übergeben. 

Das Berhältniß, welches daraus entjteht, iſt dann ein dop— 
peltes, und die genaue Unterjcheidung beider Seiten defjelben 
bildet für das richtige Verſtändniß diefer Schuld die abjolute 
Vorausſetzung. 

Einerſeits nämlich übernimmt die Bank die Verpflichtung, 
die von ihr angefertigten, dem Staate als Darlehn übergebenen 
und von dieſem in den Verkehr gebrachten Noten dem künftigen 
Inhaber in derſelben Weiſe gegen edles Metall einzulöſen, wie 
die auf ihrem geſchäftsmäßigen Betriebe beruhenden Noten. Der 
Einzelne, indem er die neuen Noten, durch welche das Dar— 
lehn eben conſtituirt wird, annimmt, gibt daher der Bank zu— 
nächſt einen Credit, da jede Note eine Anweiſung auf den Credit 
der Bank iſt. 

Andererſeits übernimmt der Staat die Verpflichtung, der 
Bank dieſe Einlöſung durch den Einzelnen für den von ihm ge— 
liehenen Betrag von Vanknoten möglich zu machen, oder die 
Bank, indem ſie die neuen Noten als Darlehn dem Staate gibt, 
gibt dem Staate Credit, da ſie dieſe neue Summe von Noten 
nicht aus ihrer bankmäßigen Fundation als fundirt anſehen kann. 

Es kommt daher zunächſt darauf an, dieſen Noten eine ſelb— 
ſtändige Fundation neben der Bankfundation zu geben, welche die 
urſprünglichen Noten der Bank beſitzeun. Und nun kann man 
jagen, daß eigentlich dieje Fundationen des Staats die Schuld 
des letztern ijt, vermöge deren er feinen Credit in den Noten der 
Bank benußt; denn der Credit, den die Bank in Form ihrer Noten 
gibt, beruht eben jelbjt wieder nur auf der Fähigkeit und Willig: 
Feit des Staats, der Bank die Einlöfung diefer Banknotenſchuld 
möglich zu machen. Da nun die einzelnen Noten der Bank äußer: 
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lich nicht unterjchieden ſind und daher niemand jagen kann, welde 
Note in der cireulirenden Notenmafje die eigentliche Banknote und 
welche die Staatsjchuldennote ift, jo verfchmilzt durch die Ban: 
notenjchuld der Credit des Staats und der der Bank auf das 
innigfte zu einem ununterfcheidbaren Ganzen; die in den Noten 
eriftirende Schuld der Bankactionäre wird Staatsſchuld und um: 
gekehrt, und in diejer Verjchmelzung erjcheint nun der Sat, daß 
der Werth der Banknoten überhaupt nicht mehr von der gejchälts: 
und bankmäßigen Fundation der eigentlichen Banknoten, jondern 
von dem Schuld: und Creditweſen des Staats abhängt, mit dieſem 
finkt und ſteigt, dadurch am Ende alle eigene und jelbjtändige 
Geichäftsthätigkeit verliert und zu einer bloßen Anjtalt für die 
Staatsihulden wird. 

Dffenbar iſt dies ein entjchiedener Nachtheil für die geſammte 
Boltswirthichaft, welche der Functionen der Banken nicht ent: 
behren kann. Gegen diefen Nachtheil Ihügt nun das Intereſſe 
der Actionäre jowol die Bank jelbit als die Geſammtheit, und 
zwar indem der Staat genöthigt wird, für jene Darlehne in 
Noten Bedingungen feitzuftellen, welche ihrerjeitS der Bank die 
Einlöfung auch diefer Noten, damit die Sicherheit ihres Credits 
und endlich mit diefem ihrem Credit auch den des Staats jelbit 
garantiren jollen. Auf diefe Weiſe entfteht ein Vertrag zwiſchen 
dem Staate und der Bank, der die Stelle eines eigentliden Dar: 
lehnsvertrags vertritt und deffen Aufgabe es ift, das Maß ver 
Benutzung des Bankeredit3 durch den Staat einerjeitS und Die 
Sicherung dejjelben andererjeits zu bejtimmen. Der Inhalt eines 
ſolchen Vertrags bezieht jich daher zuerjt auf die auszugebende 
Summe von Banknoten, welde der Staat von der Bank als 
Darlehn empfängt; dann auf die Art und Weife, wie der Staat 
der Bank die Mittel darbietet, um dieje Noten einlöjfen oder die 
Rücdzahlung der in der Ausgabe der einzelnen Noten gemachten 
Schuld bewerkjtelligen zu können. Die Beftimmungen eines ſolchen 
Vertrags find jedoch fehr verichieden. Sie richten ſich nämlich 
einerjeits nad der Entjtehung der Banknotenſchuld, andererjeits 
nad den Mitteln, welde der Staat für die Dedung derjelben 
befigt. Hier laſſen jich folgende Hauptfälle unterjcheiden. 

I) Die Bank leiht dem Staate für die Ertheilung des Privi— 
legiums überhaupt eine gewiffe Summe von Noten gegen eine 
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Dedung, welche meilt in einfacher Schuldverichreibung bejteht, die 
die Bank niht nah ihrem Ermefjen einlöjen Fan. Hier muß 
die Bank für die Einlöfung ihrer Noten ſelbſt haften und das 
Papiergeld hat jomit eine eigene Schuld conitituirt. 

2) Wenn die Bankfnotenjchuld contrahirt wird, um eine 
Steuerſchein- oder eine Staatspapiergeldichuld zu convertiren (}. 
unten), jo pflegt der Vertrag zugleich die Conftituirung der Bant 
jelbjt zu enthalten und ericheint daher in der Form des Privi: 
legiums und der Statuten der Bank. Die Dedung der Bank: 
notenjchuld bejteht dann der Negel nad erftli darin, daß den 
Banknoten ohne Unterichied die Steuerfundation gegeben wird, 
d. b. daß fie das Recht befommen, bei allen öffentlichen Kaſſen 
als Steuerzahlungsmittel angenommen zu werden; jodann darin, 
daß fie die volle Währung erhalten, indem fie neben der Staats: 
währung auch die Berkehrswährung befommen. Beide Rechte 
machen es der Bank möglich, eine größere Summe an Noten aus: 
zugeben, als diejenige ift, welche durch ihren Baarfonds banf: 
mäßig fundirt fein würde. Und nun muß man denjenigen No: 
tenbetrag, um welchen die Gefammtjumme der ausgegebenen Noten 
die banfmäßig fundirte Notenjunme übertrifft, als die eigentliche 
Banfnotenihuld des Staats anſehen, gleichviel ob von einer 
jolden eigenen Schuld die Nede geweien oder nicht. Diefer 
Gonverfionsproceß des reinen Staatspapiergeldes in Banknoten 
ift im Grunde die Nüdzahlung des erjtern durch die letern. 
(S. unten). 

3) Wenn dagegen eine bereits bejtehende Banf dem Staate 
Noten leiht, die eigens zu dem Zwecke ausgefertigt und daher 
nicht bankmäßig fundirt find, fo muß der Staat der Bank Haf: 
tung bieten, weil die Bank für jene Noten ohne Unterſcheidung 
haftet. Eine ſolche Haftung gefhieht dann jtetS vermöge eines 
eigenen Vertrags, den die Bankverwaltung mit der Finanzver: 
waltung abjchließt und in welchem die legtere zwei Wege ein— 
Ichlagen kann. Sie kann entweder die ratenweiſe Nüdzahlung 
desjenigen Betrags in baarem Gelde verſprechen, den jie in der 
Form von Banknoten von der Bank empfangen bat, oder jie 
kann ſich begnügen, irgendwelche Sicherheit für den ganzen Be: 
trag zuzufagen. Dabei jind wieder verjchiedene Modificationen 
denkbar: fie kann theils für jene ratenweile Rüdzahlung beftimmte 
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Steuern anweiſen, tbeils aber auch die Einkünfte aus den Neali: 
täten, welche fie als Sicherheit beftellt hat. Dies muß ſich nad 
den Umſtänden richten; jedoch gilt bier ein allgemeiner und hod): 
wichtiger Grundjag, der das Verhältniß der Nüdzahlung jener 
Schuld normirt und der die Erklärung einer Neibe der wichtigiten 
Dperationen und Zuftände des Papiergeldweſens entbält. 

4) Wenn nämlih die Gefammtjumme der Banknoten inclu: 
five derjenigen, welche die Staatsbanknotenſchuld bilden, nicht 
größer it als das Bedürfniß des Verkehrs, jo ift eine Ein: 
ziehbung der Noten nicht nötbig, und der Baricurs derjelben mit 
ihrem Nennwerth zeigt, daß derjenige Theil, der die Banknoten: 
Ihuld conftituirt, durch die Steuerfundation vollkommen gededt 
it. Diefe Noten bilden daher eine dauernde ſchwebende Schuld 
als eine Form der Anticipation der Steuern, wie jeder wohl: 
fundirte- Kaffenichein (j. unten), und die Frage nad) der Rüd: 
zahlung oder Einlöjung diefer Noten fällt genau zuſammen mit 
demjenigen, was unten über die Einziehung der Kaflenicheine zu 
jagen ift. Wenn dagegen die Gejammtjumme der Noten größer 
iſt al3 der Bedarf, jo beginnt der Curs der Noten zu ſchwanken 
und jede Note jtrebt nach Einlöjung gegen ihren Nennwerth. Das 
beweilt, daß die Schuld des Staats größer ift als fein Credit. 
In einem ſolchen Falle kann nun auch die Sypothecirung diefer 
Schuld oder die Austellung bejonderer Sicherheit für die Noten 
in Form von Realitäten u. ſ. w. nicht viel helfen, weil die Ein: 
löfung der Note nicht den Werth, fondern das Geld ſucht, worauf 
fie lautet. Es muß daher die Einziehung der Noten ftattfinden, 
welche darin bejtebt, daß die als Zahlung bei den Staatskaſſen 
oder der Bank einlaufenden Noten nicht wieder ausgegeben, fon: 
dern gejammelt und vernichtet werden. Dieje Bernichtung der 
Noten iſt Daher die Rückzahlung oder Tilgung der in dieſen 
Noten beftehenden Staatsjchuld. Der Proceß der Einziehung ift 
aber keineswegs jo einfach wie der Proceß der Vernichtung der 
eingezogenen Noten. Die Einziehung nämlich beiteht darin, daß 
der Staat dieje ihm als Stenerzahlung eingelaufenen Noten nicht 
für diejenigen Ausgaben benugt, welche mit den eingelaufenen 
Stenern nah der Staatsrechnung hätten bezahlt werden ſollen. 
Es leuchtet Daher ein, dab er als Mittel der Dedung für diefe 
Ausgaben, da er die Noten nicht hat, etwas anderes haben muß, 
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und dies andere kann nun nur entweder die Erjparniß im Bub: 
get, oder die Erhöhung der Einnabmequellen, oder endlich, da= 
fern Ddiefe beiden Punkte nicht da find, die Contrabirung einer 
neuen feiten oder Anlehnsſchuld fein, jodaß auf dieſe Weiſe die 
Nücdzahlung der Banfnotenjchuld des Staats durch Einziehung 
und Vernichtung der Noten, welche diefe Schuld conftituiren, als 
Conjolidirung der Notenichuld in Anlebnsichulden erjcheint. Ha- 
ben folche zu diefem Zwede ganz oder zum Theil gemadıte Anz 
lebnsichulden nun wieder ihre Tilgung, jo ift diefe Tilgung im 
Grunde nur der Form nah die Tilgung der Anleihe, der Wirk: 
lichkeit nach dagegen die Tilgung der Notenfchuld. Daraus er: 
geben ſich denn auch die Grundjäße, unter denen eine ſolche Con: 
vertirung der Notenfhuld in eine (conjolidirte) Anlehnsſchuld 
richtig it. Diefelbe muß nämlich 

I) am nothwendigften dann jtatifinden, wenn die Summe der 
Noten, weil fie größer ift als der Bedarf, einen ſchwan— 
fenden Curs befommt und der Staat die Einziehung der: 
jelben weder durch Erſparniß noch durch Steucrerhöhung 
möglich machen kann. Denn die Nachtheile eines ſchwan— 
fenden Curſes der Valuta find viel größer als die Ver— 
zinfung und Amortifirung der Anleihe, welche zur Her: 
jtelung der richtigen Notenfumme und ihrer ausreichenden 
Fundirung gemacht wird. 
Sie muß ferner ftattfinden, wenn die Berzinjung des vom 
Staate für jeine Notenichuld benugten Bankeredits — der 
Zinsfuß der Obligationen, welche der Staat als Sicher: 
beit für das Notendarlehn bei der Bank deponirt — höher 
ift als die Zinfen und Koften einer zur Confolidirung be— 
jtimmten Anleihe des Staat3. 

Alle diefe Punkte empfangen nun ihre volle Entwidelung 
erst durch ihre Verſchmelzung mit der folgenden Form der Papier: 
geldſchuld des Staats. 


DD 
— 


b) Die reine Staatspapiergeld-oder Kaſſenſcheinſchuld. 
(Unverzinslide Papiergeldjhuld.) 


Das reine Staatspapiergeld entjteht, wenn der Stadt Pa— 
piergeld ohne eine banfmäßige Jundation und daher aud ohne 
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Vermittelung der Bank ausgibt, anftatt mit baarem Gelde oder 
mit Banknoten zu zahlen. Ein jeder folder Schein enthält die 
Verpflichtung des Staats, ihn wenn auch nicht einzulöfen, jo doch 
als eine Schuld für fich anzuerkennen. Es liegt daher in diejer 
Verpflichtung ſchon ftillichweigend die zweite, denjelben zu jeinem 
Nennwerthe in Zahlungen ſelbſt annehmen zu wollen. Sit dieie 
Verpflichtung auf dem Scheine ausdrüdlid als die Fähigkeit dei: 
jelben, bei öffentlichen Zahlungen an den Kaſſen des Staats zu 
jeinem Nennwertbe da3 baare Geld zu vertreten, anerkannt, jo 
ift ein folder Schein ein Kaffenfchein. Seiner Natur nach beftebt 
daher jedes reine Staatspapiergeld aus Kafjenfcheinen; die aus: 
drüdlihe Bezeichnung als Kaffenfchein ift nur der bejtimmt for: 
mulirte Ausdrud des Wejens diefer Scheine, da fein Staat fi 
weigern fann, feine eigenen Schuldfcheine als Zahlungsmittel 
anzunehmen. 

Dieſe Kaffenfcheine gehören nun dem Staatscreditwefen ebenjo 
gut wie die Banknoten der Notenſchuld, nur ift die Art und 
Weije, wie fie benutzt werden, eine andere. Während nämlich 
bei den Noten der vom Staate garantirte Credit der Bank zu: 
nächſt den Noten ihren wirklichen Werth gibt, der durch die 
Wahrjcheinlichkeit der Einlöfung durch die Bank gefegt und be: 
meſſen wird, und den daher der Staat wie jeden andern Credit, 
den er von Dritten empfängt, der Bank verzinjen muß, em: 
pfangen die Kaffenfcheine ihren Werth durch die Wahrjcheinlich- 
feit, anftatt des baaren Geldes bei den öffentlichen Kaſſen gebraucht 
werden zu fünnen. Sie bedürfen daher an fich gar Feiner Einlö: 
fung; ihre Einlöjung befteht eben in der Annahme bei den öffent: 
lihen Kaffen, und deshalb ijt aud der Charakter der in ihnen 
enthaltenen Schuld ein von dem der Notenſchuld jehr verichiede: 
ner. Während bei diefer der Staat Debitor gegen die Bank und 
diefe Debitor gegen den Inhaber der Note ift, ift bei den Kaſſen— 
jcheinen in der That vom Staate ftatt des Geldes ein Schein 
ausgegeben, der die Fünftige Steuer deſſen zahlen kann, der ihn 
befitt. Daher hat der Staat diejes Papiergeld auch nicht zu ver— 
zinfen, da er jich dabei gleichjam jelber Credit gibt; und daber 
denn Name und Begriff der ‚„unverzinslichen Schuld”. Sie find 
daher nichts anderes als eine andere Form der ſchwebenden Schuld, 
eine Benutzung der künftig fälligen Steuerzablung, die auch wirk— 
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lib dann, ftatt in baarem Gelde, in diejen Kaſſenſcheinen ein: 
gehen wird. Und da die Kaſſenſcheine Feine Zinfen tragen und 
durc ihre niedrigen Beträge in alle fteuerzahlenden Hände Tom: 
men, jo iſt es kaum zweifelhaft, daß fie in der That die wahre 
und bejte Form der fchwebenden Schuld jein müßten, injofern 
es fih nicht um eine blos augenblidliche und vorübergehende Be— 
nutzung der Kaffenbeftände der einzelnen Staatsfaffen handelt, die 
allerdings durch Schatz- oder Kaſſenanweiſungen ſich befjer ver: 
wertben lajjen. 

Allein aus diejer jchwebenden Schuld wird eine feite, ſobald 
die einmal ausgegebene Summe von Kafjenicheinen durch beſtän— 
dige Wiederausgabe im Verkehr bleibt. Die Contrabirung der 
Schuld beſteht dann in dem Act, vermöge deſſen der Staat mit 
diefen Scheinen entweder den Ausfall der Einnahmen gegen die 
Ausgaben dedt, oder jich den Theil feiner Einnahmen, der der 
Sunme diefer Scheine entipriht und den er in baarem Gelde 
eingenommen bat, zu andern Zweden verfügbar madt. Er ijt 
dann den ganzen Betrag diefer Scheine den Inhabern fchuldig, 
jedoch unter der Mopdification, daß er diefe Schuld nicht bezahlt, 
jondern nur ſich compenfiren läßt; denn die Zahlung einer Steuer 
mit Kaſſenſcheinen ift nichts anderes als eine Compenfation der 
Forderung desjenigen, der den Kaſſenſchein vom Staate an Zah: 
lungsſtatt empfangen bat, mit derjenigen, welche der Staat durd 
jeine Steuergejeßgebung an den legtern ftellt und die durch Hin: 
gabe des Kaſſenſcheins vollzogen wird. 

Diefe Form der Contrahirung der Schuld ift nun von allen 
die billigfte und bequenifte für den Staat, denn er gebraucht da= 
für erftlich feine weitere Sicherheit, weder in Baarfonds noch in 
Realitäten; er braucht zweitens feinen Vertrag mit einem, andern 
Inſtitut; er hat drittens allein über die Summe zu entjcheiden, 
die er ausgeben will, und endlich viertens braucht er diefe Schuld 
nicht zu verzinfen. Und deshalb wird von diefer Form gern und 
regelmäßig Gebrauch gemacht. 

Aber fie hat andererjeits ihre großen Gefahren und diefe Ge: 
fahren haben gleichfam die Gejchichte diefer Scheine gebildet. 

Anfänglich nämlich dachte man bei der Ausgabe diefer Scheine 
nicht an die ihnen zu Grunde liegende Steuerfundation, fondern 
war der Meinung, daß der Werth derjelben auf dem Willen des 
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Staats beruhe, daß fie im Verfehre ihren Nennwerth haben fol: 
len, gerade als ob die Prägung, die das edle Metall zu Geld 
macht, ihm auch jeinen Werth gäbe. Man glaubte daher Feine 
andere Grenze für jene Summe zu haben als das Bedürfniß des 
Staats. Indem nun dadurd die wahre Grenze der Steuerfuns 
dation überſchritten ward, ſank natürlich der Werth der Scheine 
in dem Grade, in welchem ihre Summe die Steuerfundations: 
grenze überſtieg. Die Unbekanntſchaft mit dem Weſen der legtern 
verleitete daher zu der Meinung, daß man den Werth der Scheine 
durch Gejege über ihre Annahme und Berechnung im Berkehr er: 
zwingen könne. So entjtand der Verſuch, die Jundation durd) 
den Zwangscurs zu erjeßen. Die abjolute Aufhebung alles ob: 
jectiven Maßes, die im Wejen des Zwangscurfes liegt, ließ num 
den Werth der Echeine noch tiefer ſinken und nötbigte dadurd 
den Staat, die Mafje derjelben beftändig zu erhöhen, was den 
Werth noch mehr berabbradte. Die dadurch entitebende abjolute 
Unmöglichkeit, in dem Bapiergelde das allgemeine Wertbmaß und 
damit die Werthordnung zu finden, zwang dann die Verwaltungen, 
diefen Scheinen eine feite, außer ihnen liegende Fundation als 
Mapitab ihres Geldwerths zu geben. Dieje Fundation war aber 
eine zweifache. 

Die erjte beftand darin, daß man die Mafjen des Staats— 
papiergeldes in Noten convertirte, denen der Staat vermöge der 
Banf eine bankmäßige Fundation gab, indem er ihnen zugleic) 
die Steuerfundation binzufügte, theils durd Gründung eigener 
Banken zu diefem Zwece, theils dur Verträge mit der bereits 
bejtehenden Bank. Diefe Eonverfionen gefcbehen, indem die Bauk 
die Staatsjcheine gegen einlösbare Noten umtwechjelt; die Summe 
der für eine ſolche Umwechſelung ausgegebenen Noten bildet dann 
die Notenfhuld des Staats, die derfelbe wieder theils durch Ra— 
tenzahlungen, theils durch Anleihen der Bank zurüdzahlt, theils 
aber auch gar nicht zurüdzahlt, indem vermöge der Steuerfuns 
dation ein Theil der Noten einer banfmäßigen Fundation nicht 
bedarf. Allein dafür gewannen die Noten allerdings neben der 
meiftens bisher nicht verjtandenen Steuerfundation den Credit 
der Bank und diejer Credit erfegte den Mangel der banfmäßigen 
Fundation, jodaß dadurch, oft freilich erſt nach Jahren, der feite 
Curs des Noten und des Papiergeldes bergeftellt ward. Diejer 
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Weg hatte daher den großen VBortheil, daß er die Sicherheit der 
Noten auf einer allerdings nur jcheinbar einfachen, gewiß aber 
allgemein verftändlichen Grundlage feititellte, und ift daber faft 
allentbalben angenommen. Er führt vom Staatspapiergeld zur 
Converfion in einlösbare Banknoten und von der einlösbaren 
Banknote zu eigentlichen Anleihen des Staats, durd welche der 
legtere der Bank die Einlöfung und die bankmäßige Fundation 
möglihb macht. Er hat dagegen den Nacdhtheil, daß der Staat 
den Credit, den ihm die Bank gibt, indem jie feine Scheine gegen 
ihre Noten einlöft, verzinjen muß, und zwar auch für diejenigen 
Notenbeträge, welche einer banfmäßigen Fundation gar nicht be- 
dürfen, weil fie mit der Steuerfundation ohne allen Baarfonds 
der Bank ausreichend fundirt find. Die Bank befommt daber 
einen Zins für einen Credit, den fie in der Wirklichkeit gar nicht 
gibt, und verwerthet außerdem die auf der Steuer fundirten No: 
ten, die im Grunde nur ſchwebende Schuld find und mithin den 
Staatscredit enthalten, als ihren Credit. Auf diefem Verhältniß 
berubt der hohe Werth der Bankactien und die hohen Brocente, 
welche jie tragen. 

Allein dieſes Verhältniß ift durchaus nicht zu ändern, jo: 
lange der Staat nur Eine Art von Papiergeld bat, die Banfıote, 
die ohne alle Unterfcheidung ihrer einzelnen Stüde zugleih Kai: 
jenfchein it. Wenn daber der Staat die Benugung feines eigenen, 
in feinen regelmäßigen Steuerforderungen liegenden Credits für 
fich felbft gewinnen will, fo muß er neben der Banknote die 
eigene Form des Staatspapiergeldes mit feiner Steuerfundation, 
den Kafjenjchein heritelen und zwar, indem er diefem, wie es 
ebenjo jehr in der Natur der Sache als in feinem Intereſſe Liegt, 
das ausschließliche Necht zur Zahlung bei den Öffentlichen Kafjen 
beilegt und dafjelbe den Banknoten entzieht. Die Summe folder 
eigentlichen Kaffenfcheine oder Steuerjcheine bildet dann eine ſchwe— 
bende Schuld, welche zugleich im ganzen eine fefte Schuld ift 
und die deshalb ohne alle Zinfen vom Staate contrahirt wird, 
weil ihre Zahlung ebenſo gewiß ift al3 die Steuerzahlung, denn 
die Steuerzahlung durch diefe Scheine ift ja eben die Rückzahlung 
an den Einzelnen als Compenjation. Die Vorausjegung ift dabei 
natürlid nur, daß die Summe der Kaſſenſcheine nicht die Summe 
der Steuern, die in den KHauptterminen zu zahlen find, viel 
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übertreffe, folange jie zwijchen einem Drittbeil und der Hälfte 
der gelammten jährlichen Steuerfumme bleibt, erjcheint jie als 
vollfonmen fundirt und wird ftets ihren Nennwertbscurs behalten. 
Es ergibt jih endlich daraus, daß dieje eigentlichen Kafjen- 
ſcheine mit richtiger Steuerfundation einer Einziehung nicht be— 
dürfen, jondern immer in gleichem Betrage erhalten werden kön— 
nen. Aber jie können auch weder vermehrt no in anderer Form 
ausgegeben werden; einmal ausgegeben, ift mit ihnen diejer Theil 
des Staatscredits erfchöpft. Die wirkliche Einziehung der Kaſſen— 
iheine, obne daß den Noten das Steuerzablungsreht gegeben 
wird, erzeugt daher ettvas ganz anderes. Sie macht es den An: 
gehörigen des Staats zur Pflicht, mit edelm Metall ftatt mit 
Papier die Steuer zu zahlen; fie macht es dafür aber auch dem 
Staate möglid, in jedem Augenblide ohne alle Abhängigteit, 
Koiten und Gefahr die Hälfte jeiner Einnahmen zu plötzlichen 
Zwecken zu verbrauden und jtait des edeln Metalld, das er als 
Steuer einnahm, nicht dieſes, jondern Kaſſenſcheine auszugeben. 
Die Einziehung der Kafjenjcheine ift daher die einzige Form, in 
welcher in unjerer Zeit der Staat fih einen Staatsſchatz in Be— 
reitichaft halten Fann und joll, und zwar wird diefer Staatsſchatz 
gleich jein ungefähr der Hälfte feiner jährlihen Einnahmen, für 
die er Kafjenfcheine ausgeben kann, während das eingegangene 
Silber in feinen Kafjen Eoftenlos zu feiner Verfügung ſteht. 


Was nun diejen allgemeinen Grundfägen gegenüber das Papier: 
geldwejen ver einzelnen Staaten betrifft, jo liegt die Verſuchung 
nabe, dabei das ganze Banfweien in Beltracht zu ziehen. Die Fi: 
nanzwifjenichaft jedob muß jib bier auf das Verhältniß derſelben 
zum Papiergelderedit befhränfen, und bier find vie einzelnen Staa— 
ten ſehr verſchieden. 

Englands Banknoten zuerſt beſtehen aus zwei weſentlich ver— 
ſchiedenen Theilen. Die 14,750000 Pfd. St. Noten der engliſchen 
Bank, die keine bankmäßige Fundation haben, ſind reine Banknoten— 
ſchuld. Indem der Staat die engliſchen Noten als Steuerzahlungs— 
mittel annimmt, hat dieſe Schuld den Charakter der Kaſſenſcheine, 
und die Fundation dieſer Noten iſt daher neben der Obligationen— 
fundation zugleich eine Steuerfundation, obgleich es in England 
teine eigentlichen Kaſſenſcheine gibt, und die Steuerfundation nirgends 
gejeglih ausgeiproden iſt. Dieſe Steuerfundation eritredt fib auch 
auf die übrigen Noten, die mit vollem Betrage funvirt fein müſſen. 
Das engliſche Notenjvftem ift daber eine Miſchung beider Arten von 
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Fundation, die als durbaus unzwedmäßig betradhtet werden muß, 
da die volle bankmäßige Fundation jeder Note, die über jenen Be: 
trag binausgebt, ein Widerſpruch mit dem Wejen des Papiergelves 
ift und die Sicherheit der Note zu tbeuer kauft. Dieſes Syſtem konnte 
daher auch nur durch die völlige Untenntniß des Weſens und der 
wunderliben Miſchung feiner eigenen Fundation möglih werden. 
G3 iſt wahr, daß e3 nicht jchadet, aber der Nugen, den es mit fi 
bringt, ijt im ®Berbältniß weder organiſch vertbeilt, noch jo groß, 
al3 er fein könnte. Das Princip der Peels-Acte war es nun, dieſen 
Notencredit, den die Bank an den Staat gab, eben auf jene 14 Mill. 
Pfd. St. zu beihränfen, um das Geldweſen nicht dur mıllfürliche 
Benugung der Noten zu erjhüttern. Fehlt den Finanzen Geld, jo 
müſſen fie fib mit der ſchwebenden Schuld oder dem Gefchäftäcredit 
bebelfen; j. oben. Dies iſt ein klares und einfaches Syſtem. 

Frankreichs Notenſyſtem ift das der einfahen Banknoten. Frank— 
reih bat gar feine Kaſſenſcheine. Wenn der Staat Noten leibt, jo 
leiht er fie wie jeder Privatmann und muß fie zahlen. In Frant: 
reich liegt daber die Steuerfundation ganz unbenugt, während vie 
gute banfmäßige Fundation allerdings die Banknote volllommen 
fibert. Es leuchtet ein, daß died den Vortbeil eines Staatsſchatzes 
bat; in der That ift derjelbe aber durch die ungeheuere Ausdehnung 
der ſchwebenden Schuld jhon wejentlih ausgenugt. Die Benutzung 
der Steuerfundation durch Haflenfcheine würde dem Staate die Zinfen 
und den Gurämecjel der Bons du tresor fparen. 

Preußens Papiergeldſyſtem iſt das einzige, weldes ſyſtematiſch 
die Steuerfundation neben der Banffundation audnugt und daber 
das doppelte Syſtem des Papiergelds am anſchaulichſten madt. Die 
Banknoten find banfmäßig fundirt; die Kaſſenſcheine find nur auf 
Steuer fundirt. Die Einwechſelungskaſſen für die legtern zeigen ent: 
weder nur, dab man ihre Natur nicht verjtanden bat, oder daß man, 
was wahrſcheinlicher ijt, ihren Curs feſtſtellen wollte. Es leuchtet 
ein, daß dieje legtern ohne alle Bedeutung find, folange die Summe 
der Kajjenfheine ihre naturgemäße Fundation nicht überfchritten bat; 
daß fie aber ihre Function jofort einjtellen, oder ungebeuere Opfer 
fordern mürden, wenn dieſe Summe wirklich überfchritten würde. 
Die Summe, für welche vdiefe eigentlichen Kafjenfheine ausgegeben 
werden dürfen, ijt bereit3 im Sabre 1820 gefeplich auf 11,242347 Thlr. 
bejtimmt, dann durd Geſetz vom 7. Mai 1856 auf 15,842347 Tblr. 
erböbt. Die PBruttoeinnabme, alſo die Steuerjfumme, melde dieſe 
Kajlenjcheine verwertbet, indem der Staat fie ald Zahlungsmittel an: 
nimmt, beträgt ca. 95 — 100 Mill, Thlr. Es ergibt fih daraus, 
daß ein Drittbeil der Bruttoeinnabme eines jeden Staats in Kajjen: 
ſcheinen al® unbedingt fundirt angefeben wird. 

Mas endlih das Verhältniß Defterreihs zu feiner Bank betrifft, 
jo bat dafjelbe vie lebrreichiten Wanvdelungen erfahren. Sie beginnt 
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mit der Aufitellung der Nationalbant 1817, welde die Aufgabe 
batte, die alten Aiftignationsjheine der jog. Wiener Währung gegen 
einldösbare Banknoten einzutauihen und jo aus einer eigentlich ſchwe— 
benden Schuld eine Papiergeldſchuld zu machen. Natürlib war das 
nur möglih, indem der Staat der Bank dafür tbeils direct gewiſſe 
Summen zablte, tbeil3 ihr ven Verlaufspreis von Staatsgütern über: 
wies. Als im jahre 1848 die Bank ihre Baarzablung einftellte, 
begann der Staat theils Kafjenjcheine neben den Noten in den 
Staatsſchatzſcheinen (verzinslices Papiergeld) auszugeben, theils auch 
die Noten der Bank mit der Steuerfundation zu verjeben und dafür 
bei ihr ein beveutendes, in jeinem jegigen Betrage mit 40 Mill. 
beziffertes Anlebn zu machen. Diejer YZujtand dauerte bis 1852, 
wo jtatt der Staatsſchatzſcheine nur Banfnoten ausgegeben wurden, 
welde dann beide FJundatienen zugleib batten, aber durch ibren 
Betrag die Cinlöfung fait unmöglib madten. Die Folge war der 
Verſuch, die Banknote wieder dadurch zu entlajten, daß laut des neuen 
Bankvertrages von 1868 der Staat den Unterjchied zwiichen Note und 
Kaſſenſchein durchführte, indem die Noten zu einem und zu fünf Gulven 
für „Staatönoten” (d. i. Kafjenicheine) erklärt wurden, wozu dann die 
Note zu funfzig Gulden als höchſte „Staatsnote“ binzulam. Allein 
die völlige Gleichheit in der Form und die dauernde Nicteinlöfung 
auch der Banknoten baben jeden praktiſchen Erfolg diefer Mafregel 
unmöglich gemadt. Dabei muß bemerkt werden, daß über die als 
Staatsnoten erflärten Banknoten die Bank die Rechnung führt, wäb: 
rend die übrigen Staatäönoten von der Staatsjhuldencommiffion (als 
issuing department) verwaltet werden. Im Sabre 1870 war das 
Verhältniß folgendes. Neben den eigentlihen Banknoten bejtanden: 


an zu Staatönoten erflärten Ein: und Fünf: 
gulvenbanfnoten, und zwar: 
a) zu einem ©ulven . . Fl. 1,532471 — 
b) zu fünf Gulden... Fl. 453725 — 
zujammen . 2.2... 1,996196 — 
An aus der Mitjperre der Commiſſion erfolgten 
in förmlihen Staatsnoten, und zwar: 
zu einem Gulden... . 8. 90,571083 — 
zu fünf Gulden ... . 5. 122,091590 — 
zu funfzig Gulden . . 51. 137,454650 — 
zuſammen 3. 4 ...... 350,117323 — 
im ganzen alſo ..... 352,113519 — 
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Zweites Hauptſtück. > 
Das Staatsihuldenwelen. 


A. Wefen der 5tkaatsſchuld. 
I. Begriff derjelben, 


Ä Die zweite Hauptform des Staatscredits beiteht nun in dem 
Staatsſchuldenweſen. | 

Die Staatsichuld unterjcheidet ſich ſowol in Form als in 
Weſen leicht vom Finanzeredit. Sie enthält diejenige Benugung 
des Staatscredits, vermöge deren der Staat die Kapitalien Ein: 
zelner für eine dauernde Benußung jeiner Zwede gegen regel: 
mäßige Zinjen leiht und deren Form daher auch eine förmliche 
Schuldurfunde des Staats ift. Allein in diefer Form liegt nicht 
das Weſen derjelben. Das leßtere ijt vielmehr ein ganz ſpeci— 
fühes und muß daher für alle Behandlung des eigentlichen 
Staatsjchuldenwejens unbedingt an die Spitze gejtellt werden. 
Am deutlichiten wird dafjelbe, wenn man es mit der Natur der 
Privatichuld vergleicht, die in der Form der Staatsichuld gleid): 
artig ift. 

Während nämlich jede Privatichuld entiweder, wie bei dem 
Realcredit, für den Werth eines Gutes oder, wie beim Gejchäfts- 
eredit, für die Production deijelben gegeben wird und deshalb 
ftets Findbar fein muß und ift, kann der Staat weder den Werth 
jeiner Güter in feinen Schuldurfunden hergeben, noch aud) die 
Rüdzahlung durch gewerbliche Production mögli maden. Der 
Staat muß daher jeinen Finanzcredit beftändig auszahlen, aber 
es ift das Weſen der eigentlichen Staatsjchuld, daß die Nüdzah: 
lung des Darlehns ein principiell ausgejchloffenes Moment ift 
und nur ausnahmsweije eintritt. Es iſt Fein Zweifel, daß das 
eigentlide Staatsjchuldenwefen überhaupt erft da anfängt, wo 
der Grundfag der vollen Kapitalsrüdzablung auf: 
hört und die Verzinfung der Schuld an die Stelle des 
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Schuldfapitals tritt. Die Staatsjchuld nimmt daher in jeder Be: 
ziehbung einen andern Pla im Greditwejen ein wie jede andere 
Schuld. Sie ijt aber zugleich ihrem Umfange nad fo bedeutend, 
ihrer Verwendung nah fo wichtig und in ihrem Einfluffe auf 
Güter: und Werthleben jo gewaltig, daß man fie mit jener ihrer 
Eigenthümlichkeit einer befondern Beahtung widmen muß. 


Offenbar nun iſt der Standpunkt, von dem aus dieje große 
finanzielle Thatſache betrachtet werden muß, ein dreifacher. Die 
Staatsihuld ift zuerjt als volkswirthſchaftliches Element den all: 
gemeinen Gejegen der Volksmwirthichaft unterworfen; jie ift zweitens 
zu einem organijhen Factor der gejfammten Verwaltung des 
Staat geworden, und endlich gelangen beide Elemente in der 
Finanzverwaltung als der Verwaltung des eigentlidhen Staats: 
Ihuldenwejens zur praftiihen Geltung. Man kann die beiden 
ersten Elemente als die Principien, das lektere al$ das Syſtem 
des Staatsichuldenmwejens bezeichnen. 


Il. Das wirthſchaftliche Princip der Staatsihulden. 


Das wirthſchaftliche Verhältniß der Staatsihulden enthält 
die Grundſätze, nach denen fich der Werth einer verzinsbaren, aber 
zu feiner Rüdzahlung beitimmten Schuld für den Gläubiger, der 
dem Staate jein Kapital leiht, richtet. Sie jind einfach, aber 
fie jind die Grundlage für das ganze Staatsjchuldenweien, weil 
fie jchließlich die Bedingungen enthalten, unter denen der Ein: 
zelne ſein Kapital überbaupt hergibt. 


Für den Credit an ſich ift das Darlehn an den Staat Fein 
anderes als jedes Privatdarlehn. Indeſſen werden die ein: 
fahen Gejehe des Credits für die Staatsfchuld eben durd die 
Aufhebung der vollen Kapitalsfündigung nicht unweſentlich mo— 
dificirt. 


Während nämlich bei der Privatichuld der Werth diejer 
Schuld jtet3 gleich ift derjenigen Summe, mit welcher die Rüd- 
zahlung wahrſcheinlich geleiltet wird, it der Werth einer Staats: 
Ihuld jtet3 gleich dem zu 4 bis 5 Proc. Eapitalifirten jährlichen 
Zinsbetrage, wobei die fteigende Maſſe des Angebot3 von Dar: 
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lehen den Zinsfuß noch etwas drüden, der Mangel ihn fteigern 
fann, jedoch nie über die Grenze zwijchen 3 und 6 Proc. 

Da nın die Kündigung des Kapitals grundjäglid ausge: 
ihlofjen ift, jo folgt, daß der Factor der Sicherheit des Schuld: 
fapitals für die Beitimmung des Werthes einer Staatsihuld 
nicht wie bei der Privatichuld in der Sicherheit des Kapitals, 
fondern in der der Zinfen liegt. Es ergibt ſich daraus, daß 
die Höhe des Zinsfußes ſtets im umgekehrten Verhältniß zu der 
Sicherheit der Zinszahlung jtehen wird, jodaß der Zinsfuß jeinen 
niedrigiten Stand bei voller Gewißheit der Zahlung erreicht, wäh: 
rend er mit dem Zweifel an die legtere nothwendig fteigen muß. 
Die Höhe des Zinsfußes drüdt daher jtets den Werth der Staats: 
ſchuld aus und diejer wird felbjt da, wo die Nüdzahlung oder 
Tilgung gejeglih vorgejchrieben ift, nur ſehr wenig durch die 
legtere modificirtt. Da nun natürlid) jede Finanzverwaltung die 
Zinszahlung unbedingt verjpricht, jo hat diejes bloße Veriprechen 
gar feinen Werth, fondern, da eine Klage gegen den Staat als 
Schuldner ebenjo wenig thunlich ift als eine Erecution, fo ergibt 
ih, daß die aus dem Leben des Staats, jeinem Fortſchritte und 
\einem Rückgange ſich ergebende größere oder geringere Wahr: 
Icheinlichfeit der eracten Zinszahlung es ift, welche den Werth 
der Staatsihuld bejtimmt. Dies nun Fann fi auf die Ent: 
widelung des Staates im allgemeinen beziehen, es fann aber 
auch von einzelnen Ereignifjen bedingt werden, welche ihren Ein: 
fluß üben. Beide Elemente jtehen nun in einem beftimmten Ver: 
bältniß zueinander. Die erite Grundlage ergibt einen durd): 
Ihnittlihen Werth, die zweite den mwechjelnden Werth der Staats: 
Ihuld; und es ijt natürlich, daß der letztere bejtändig in dem 
eritern gravitirt und zu ihm zurüdkehrt. 

Nun nennen wir den Preis, den man für eine bejtimmte 
Staatsfhuld zahlt, den Curs derjelben. In dem Gurje der 
Staatspapiere fommt daher der Werth derjelben zur Erſcheinung 
und zwar in der Weije, daß die feiten Curſe den feiten Werth, 
aljo den regelmäßigen Gang der Entwidelung des Staatslebens, 
die wechjelnden Curſe dagegen den Eindrud der wechjelnden Ereig- 
nijfe, die auf den Staat Einfluß haben, zum Ausdrud bringen. 
Für diefen Verkehr ift die Börje der Markt und der Börfencurs 
der Marktpreis. Der Börfencurs der Staatsjchuldjcheine (der 
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Staatspapiere) ijt daher das Reſultat des Urtheils des Kapitals 
über die Angelegenheiten des Staats im allgemeinen, oder über 
die Berhältniffe dejjelben unter gewiffen einzelnen Ereignifjen. 
Der Börfencurs hat daher eine nicht geringe Wichtigkeit; allein 
fie darf nicht überſchätzt werden, da die geſchickte Behandlung des 
Börſenverkehrs bier jtets ihren Einfluß äußert. Die praftijche 
Seite der Sade liegt dann darin, daß der Curs der bereits aus: 
gegebenen Effecten am mwicdhtigiten wird, wenn es fih um neu 
auszugebende handelt. Natürlich wird der Kaufpreis der neuen 
Anlehen, oder ihr Emijjionscurs um jo höher jtehen, je böber 
der Börjencurs der bereit3 emittirten jteht. Hier beginnt eine 
ganz jpecielle Aufgabe der Finanzverwaltung, die aber mit dem 
Werthe der Obligationen wenig, dagegen mit dem reife derjel: 
ben jehr viel zu thun bat. Nur das ift dabei feitzubalten, daß 
bei allem Wechjel des Emiffionscurjes derfelbe ſtets nad dem 
wahren Werthe und feinem Eurje zurüdfehrt, ſodaß auf die Dauer 
weder ein zu hoher noch ein zu niedriger Werth und Preis feit- 
gehalten werden Fann. 

Dieje allgemeinen Grundjäge nun find einfah. Allein das, 
worum c3 fich dabei handelt, ift eben die Beftimmung des wahren 
Werthes der Staatsihuld. Und diefer nun wird in feiner Grund: 
lage jtets durch die Verwendung der Staatsſchuld für dasjenige 
bejtimmt, wodurch die Zahlung der Zinſen gejichert wird, Die 
Verwaltung des Staats. Dieje nun, in ihrer Verbindung mit den 
Einnahmen und Ausgaben, bildet das Wefen der Staatswirth: 
ihaft. Und damit entfteht das zweite höhere Gebiet des Staats— 
ſchuldenweſens, der jtaatswirtbichaftlihe Standpunlt. 


III. Das Staatsſchuldenweſen und die Staatswirthidait. 
a) Das ftaatswirtbidaftlide Prineip. 


Eine ganz andere Reihe von Erfcheinungen und Grundjägen 
tritt nämlidy auf, wenn man die Staatsfchuld nicht mehr in ihrem 
Berhältniß zu dem leihenden Gläubiger, jondern zu dem die Schuld 
contrahirenden Staate betrachtet. 

Das Maßgebende dafür ift nämlich der Unterfchied zwiichen 
Finanzeredit und Staatsſchuld. Der Finanzeredit ſoll wenigilens 
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principiell jtet3 zugleich bezahlt werden und fordert die Dedung 
jenes Kapitalbetrags in den Einnahmen des Staats. Die Staats: 
Ihuld ſoll und kann nicht in beftimmter Kündigungsfrift zurüd: 
gezahlt werden. Das Darlehn für den Finanzeredit ift daher 
ein Vorſchuß; das Darlehn in einer Staatsihuld hat dagegen 
einen ganz andern Charakter. Und diefer Charakter ift ſelbſt wie— 
der nur der Ausdrud des Wejens des Staates. 

Der Staat ijt als die höchſte Form der allgemeinen Perſön— 
lichfeit zugleich ein dauerndes Leben. Seine Aufgaben find ewig, 
wie er jelbjt. Aber fie können ſich trogdem nicht dem Geſetze des 
wirtbichaftlihen Lebens entziehen, daß ihre Erfüllung mindeftens 
jo viel werth jein muß, als die Bedingungen diefer Erfüllung 
gefoftet haben. Iſt das der Fall, jo hat diefe Erfüllung dieſen 
Werth für alle, die ihn genießen. Wenn nun diefer Werth ein 
dauernder ift und fich über viele Generationen erjtredt, fo ift es 
nicht blos unbillig, jondern es ift geradezu ein wirtbichaftlicher 
Widerſpruch, wenn die kommende Zeit, welche diefen Werth oft 
mehr genießt und vermöge defjelben mehr erwirbt als die Gegen: 
wart, nicht auch zu den Koften der Herftellung diefes Werthes 
beiträgt. Es fommt mithin, um diefen Widerjpruch zu vermeiden, 
nur darauf an, die Form zu finden, in der die Zukunft an den 
gegenwärtigen Verwendungen des Staats für die allgemeinen und 
dauernden Bedingungen des lebendigen Fortichritts ihren Beitrag 
leiften könne. Dieje Form ift die eigentlihe Staatsjhuld, 
und ihr formales Brincip ift daher die Ausſchließung der un: 
mittelbaren Rüdzahlung des Kapitals derjelben, welche die ganze 
Yaft der Gejtehungskojten großer Staatsleiftungen ausſchließlich 
auf die Gegenwart wälzen würde. So ijt die Staatsfhuld ihreni 
allgemeinften Wejen nah der Ausdrud der Staatswirtbichaft in 
ihrer höchſten Geftalt, injofern diefelbe die Staatswirtbichaft — 
und in ihr die lebendige dee des Staats — die Zukunft mit 
der Gegenwart, das Werden des Staats mit feinem gegebenen 
Zuftande, die unendliche Entwidelung feines Lebens mit der augen- 
blidlihen pofitiven Gejtalt dejjelben auf dem Gebiete der Volks: 
wirtbichaft zum meßbaren Ausdrud bringt. 

Das iſt num dasjenige, was wir die dee der Staatsjchuld 
nennen möchten und was jie jo wejentlih vom Finanzeredit unter: 
ſcheidet. Sie ijt daher weder ein Glüd noch ein Unglüd, jondern 
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fie ift einfach ein organifches Element des Staatslebens. Sie iſt 
daher auch nicht zufällig oder vermeidbar, fondern ſie ift ein ganz 
nothwendiger Beitandtheil der höhern Staatswirthihaft. Je höher 
fi der Blid hebt und je größer das Bewußtjein des Staats von 
feinen Aufgaben wird, um jo gewiffer ift die Staatsſchuld ein 
Theil der Staatswirthichaft; ein Staat ohne Staatsihuld thut 
entweder zu wenig für feine Zufunft, oder er fordert zu viel von 
jeiner Gegenwart. Sie kann zu hoch, fie kann ſchlecht verwaltet, 
fie kann falfch verwendet werden, aber vorbanden ift fie immer; 
e3 bat nie einen civilijirten Staat ohne Staatsihuld gegeben, 
und wird, ja e8 foll nie einen fjoldhen geben. Der Haß gegen 
die Staatsſchuld ift eine hiſtoriſche Erſcheinung und hat nie jeinen 
Grund in der Staatsichuld ſelbſt, jondern ſtets in ihrer Verwen— 
dung gehabt; das Verſtändniß und die Verwendung der Staats: 
ihuld dagegen ift in der That der Höhepunkt der Staatöwirth: 
ihaft. Und von diefem Standpunkt aus gibt es nun eine Lehre 
von der Staatsfhuld, für welche, wie es jcheint, erft unjere Zeit 
reif geworden ift; wenigitens zeigen die wirren Anjichten der Ver: 
gangenheit nur das ernſte Ringen nach demfelben. Aber es genügt 
allerdings nicht, blos diefe Idee aufzuitellen. Man muß fie viel: 
mehr mit der Verwaltung im allgemeinen, dann mit der Staats— 
wirthſchaft und endlihd mit dem Finanzwejen in ihre bejtimmte 
pofitive Beziehung jegen. 


b) Das Staatsfhuldenmwejen und die Staatsverwaltung. 
(Die Staatsihuld als Anlagefapital.) 


1. Die Productivität der Staatsſchuld. 


Nun nennen wir diejenige Thätigfeit des Staats, welche 
feine idealen Aufgaben im Leben verwirklicht, die Verwaltung 
im meitejten Sinne des Wortes. Die Verwaltung bat demnad) 
vorübergehende Aufgaben und ſolche, welche dauernde Leiltungen 
enthalten. Jede diefer Thätigfeiten muß fähig jein, den Werth 
deffen, was fie foftet, zu reproduciren. Ein Kapital, welches dazu 
bejtimmt ift, durch jeine dauernde Verwendung jeinen Werth zu 
reproduciren, beißt ein Anlagefapital. Die Staatsſchuld ijt daher, 
indem die Verwaltung fie für ihre dauernden Zwecke verwendet, 
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das Anlagefapital der Staatswirthſchaft, mährend vie 
Finanzen mitfammt ihrem YFinanzcredit das Betriebstapital 
derjelben bilden. 

Damit.nun beginnt die praftiiche Seite in der Behandlung 
der Staatsichuld. Sie ilt aus einem abjtracten und idealen Fac: 
tor des Staatslebens zu einem wirthſchaftlichen Element defjelben 
geworden. Und jet treten die Forderungen und Begriffe an fie 
beran, welde nicht mehr der Idee, jondern der Verwendung der 
Beträge der Staatsihuld durd die Verwaltung angehören. 

Alle dahin gehörigen Sätze faſſen ih nun in einem ein: 
fahen Gedanken zufammen. Eine jede wirtbichaftliche Anlage ift 
nur dann rihtig, wenn fie ihr Kapital wiedererzeugt. Iſt daher 
eine Staatsjhuld ein (geliehenes) Anlagefapital der Verwaltung, 
jo muß die Verwaltung diefelbe jo verwenden, daß fie repro: 
ductiv wirkt. Für die Beantwortung der Frage, ob und mie: 
weit fie das thut, hat die Staatswirthſchaft nur Einen Maßitab; 
aber diejer reicht volllommen aus. Die Erjcheinung der Repro: 
ductivität der Staatsihuld ilt die Erhöhung der Steuerfraft 
des Volkes, und das allgemeinjte Princip für die Staatsſchuld 
beiteht demnach darin, daß die Benupung des wirklich vorban: 
denen und in Anwendung gebradhten Staatscredits in der Weile 
geichehe, daß diefe Verwendung, ſei es direct oder indirect, die 
Duelle einer Bermehrung der Steuerfraft werde, welche groß ge: 
nug ift, um Zinſen und Abzahlung der Benugung des Credits 
zu deden. 

Dadurch entjteht die wirtbichaftliche Berechnung des Staats: 
eredit3, die einen mwejentlich andern Charakter als die des Einzel: 
credits hat. 

Ihr erites Gejeg ift, daß jeder Benugung des Staatscredits 
oder jeder Eingehung von Staatsijhulden die Unterfuhung der 
Frage voraufgehen muß, wie das geliehene Kapital vermöge ſei— 
ner Verwendung auf die Entwidelung der Steuerkraft des Volks 
wirfen wird, aus der eben die Einnahmen des Staats als die 
wahre Duelle und Dedung alles Staatscredits fließen. 

In diejem Sinne pflegt man productive und unproductive 
Staatsanleihen zu unterſcheiden, und zwar jo, daß man die pro: 
ductiven Anleihen des Staats diejenigen nennt, welche die Staats: 
einnahmen direct vermehren, indem jie zur Herftellung eigentlich 
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wirtbichaftticher Unternehmungen des Staats benugt werden und 
daher einen wirtbichaftlihen Ertrag geben jolen, wie Anleihen 
für Eijenbahnen, Fabriken u. ſt w. Unproductive Anleihen nennt 
man dann diejenigen, die einen joldhen directen, ziffermäßig be: 
rehenbaren Ertrag nicht geben, und in diefem Sinne find Die 
meiften Anleihen allerdings ſcheinbar unproductiv. 

Es ijt far, daß dieſer Standpunkt für die Productivität 
einer Staatsfhuld nicht ein ſtaats-, jondern ein rein privatwirth— 
ſchaftlicher iſt. 

Will man jedoch die wahre Productivität der Anleihen be— 
urtheilen, ſo muß man einen höhern Standpunkt einnehmen. - 

Die Gefammtheit der Ausgaben des Staats bildet die Mit: 
tel für die Staatszwede. Die Staatszjiwede jind die Bedürfniſſe 
der Geſammtheit des Volks, injofern fie zum Inhalt und Gegen: 
tand des Staatswillens werden. Dieſe Bedürfniſſe jteben mit: 
einander in einem jo innigen Zulammenbange, daß fie nicht nur 
nicht getrennt werden können, jondern dab es faſt geradezu un: 
berechenbar ift, wie viel das Ganze leidet, wenn irgendeins dir: 
jer Bedürfniffe nicht feine gehörige Befriedigung findet, oder 
wenn irgendeine Ausgabe mehr eingeſchränkt wird, als es nad 
den innern Zuſtänden des Reichs zuläffig ericheint. Ob anderer: 
jeits die durch die Staatsausgaben gegebene wirkliche Befriedi: 
gung der Bedürfniffe das richtige Maß gefunden bat oder nicht, 
das läßt ſich gleichfalls durchaus nit an dem Zuſtande eines 
einzelmen Theils des gefammten Lebens erkennen, jondern nur 
an dem Fortichritte des Ganzen. Bon dieſem Standpunkte bat 
daher jede Frage nach der Benugung des Staatscredits und feiner 
Verwendung auszugehen. 

Es ergibt jih nun daraus, daß die Productivität einer 
Staatsanleihe und ihrer Verwendung überhaupt nur beurtbeilt 
werden fann, indem man die Entwidelung der Geſammtheit des 
Staatslebens ins Auge faßt. 

Dieje Gejammtheit des Staatslebens ift aber ihrerjeits eine 
dauernde. Die Betrachtung ihrer Entwidelung als Grundlage 
des Staatscredits muß daher nicht bei einem einmaligen Zuftande 
itehen bleiben, jondern vielmehr ganze Epochen umfaſſen, welce 
der vollen Entfaltung der Maßregeln und Anftrengungen des 
Staats Raum und Zeit geben. Es lann mithin nicht darauf 
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ankommen, daß in einem gegebenen Augenblide die beabfichtigten 
Folgen derjelben eintreten, jondern es muß vielmehr der Be: 
nugung des StaatscreditS cin wenn auch nur annähernd be- 
rechneter Zeitraum zu Grunde gelegt und jene Benugung in der 
Weije eingerichtet werden, daß ihre Ergebniffe allmählich, aber 
licher zur Erjheinung kommen. Ebenjomwenig kann man die Höhe 
der Staatsichuld mit demfelben Maßitabe meſſen wie die des ein- 
zelmen Anlagefapitalt. Sondern bier treten andere Berechnungen 
auf, welde der wahren Beurtheilung derjelben zu Grunde Liegen. 


2. Die Höhe der Staatsſchuld. 


Die Höhe der Staatsjhuld erjcheint äußerlich zunächit als 
die addirte Summe der einzelnen Staatsfhulden, melde der 
Staat anerfannt hat. Sie beftimmt ſich daher zuerft rein ziffer: 
mäßig und das Maß diefer Höhe ergibt fih von diefem Stand: 
punkte durd die Vergleihung jener Ziffer mit der, die man durd 
die ziffermäßige Berechnung des Volksvermögens herausbringt. 

Wollte man dabei ftehen bleiben, jo würde die Ziffer des 
Staatsjchuldenbetrags als der einzig entjcheidende Factor des 
Staatscredits erjcheinen. Dem iſt aber nicht jo, und nach dem 
Weſen der Staatsfchuld kann dem auch nicht jo fein. 

Die Staatsfhuld ift nämlich ein Anlagefapital, das der 
Staat aufgenommen bat. Es muß daher für die Berechnung der 
Staatsjchuld derjelbe Grundjag gelten, der für jedes Anlagelapi- 
tal gilt. Das ift der Begriff dev wahren Höhe der Schuld im 
Gegenſatze zu dem der ziffermäßigen oder des bloßen Nominal: 
betrags derjelben. 

Die wahre Höhe einer jeden Schuld ergibt jich nämlich, wenn 
man diejenigen Berpflihtungen, welche aus dem Eingehen einer 
Schuld folgen, mit denjenigen Vortheilen vergleicht, welche das 
Eingehen der Schuld gebracht hat, oder wenn man die Leiltungs- 
fähigkeit der Anlage in Verbältniß bringt zu der Verbindlichkeit, 
welche jie auferlegt. 

Wenn demnach die erftere die letere übertrifft, jo ift offen- 
bar ein wirtbichaftlicher Zuftand vorhanden, der bejjer ift nad 
Eingehung der Schuld, als er vor derjelben gewejen; oder: die 
Steigerung des Betrags der Schuld bat alsdann Feine Vermin— 
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derung, ſondern eine Vermehrung des Vermögens zur Folge 
gehabt. 

Dieſem einfachen Grundſatze unterliegt nun auch die Beur— 
theilung der Höhe der Staatsſchuld als Grundlage des Staats-— 
credit. 

Da der- Staat nicht nur nicht rechtlich verpflichtet ift, die 
Rüdzahlung jeiner Schuld vorzunehmen, jondern im Grunde auch 
feine abjolute wirthſchaftliche Nothwendigfeit dafür vorliegt, To 
wenig als zur unmittelbaren NRüdzahlung jedes Anlagefapitalg, 
jo wird die Höhe der Staatsfhuld niemals in ihrem Zifferbetrage, 
jondern in der Fähigkeit des Staat? gegeben jein, die aus der 
Schuld entſtehenden Zinſen regelmäßig zu deden. 

Die regelmäßige Dedung der Zinſen der Staatsjhuld ge: 
ichieht durch die Einnahmen des Staats, und zwar durd den: 
jenigen Theil derjelben, welcher als Ueberſchuß über feine Aus: 
gaben angejehen werden kann, oder durch die Reineinnahme des 
Staats. 

Im allgemeinen gilt daher als erfter Grundfaß, daß die wahre 
Höhe der Staatsſchuld beftimmt wird durch die in den Reinein- 
nahmen des Staats liegende Fähigkeit, die VBerzinfung der Schul: 
den regelmäßig zu deden. 

Allein diefe Reineinnahmen des Staats, infofern fie eben 
weſentlich auf der Steuer beruhen, hängen zugleih von den Ge— 
jegen ab, durch melde die Steuern auferlegt werden. Die 
Dedungsfähigfeit des Staats für die Zinfen jeiner Schuld muß 
daher ftet3 in beftimmter Beziehung zu jeiner Steuergejeßgebung 
gedacht werden. 

Die wahre Höhe der Staatsihuld wird erft dann fraglich, 
wenn durch eine Vermehrung der Steuern eine Dedung der Zin- 
jen erzeugt werden muß. 

Iſt in diefem Falle trog diejer Erhöhung die Vermehrung 
der Einnahme nicht vorhanden, jo iſt die Erhöhung der Ziffer 
der Staatsſchuld zugleich eine Erhöhung ihrer wahren Größe. * 

Steigt dagegen bei der Erhöhung der Steuern die Einnabme, 
jo finft in demfelben Grade die wahre Höhe der Staatsjchuld, 
und zwar nah dem Grundfage, daß dieje Höhe jih in den Ber: 
bältniß vermindert, in welchem die Einnahme aus der Steuer- 
erböbung jäbrlih durdfchnittlich zunimmt. Wenn man diefe Zu- 
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nahme fapitalifirt (zum Zinsfuß der Anleihen), jo bat man da: 
mit aud) den Grad, in welchem die wahre Höhe wirklich abge: 
nommen bat. Den Ausdrud diejer Abnahme bildet dann die 
Tilgung (j. unten). 

Am ficherften ift die Abnahme der wahren Höhe der Staats- 
ihuld dann, wenn eine Zunahme der Steuern bei Herabjegung 
des Steuerfußes eintritt. Dabei find die Zollerträgnijje einerfeits 
und die Pofterträgnifje andererfeits in erjter Reihe maßgebend. 
Steigt bei diefen die Einnahme troß der Herabjegung des Tarifs, 
jo ift ein Steigen des Volkseinkommens ohne allen Zmeifel anzu: 
nebmen, und die Größe des Staatscredits wächſt alsdann um 
jo mehr, je verftändlicher dieſe Quelle der Einnahme für 
jeden it. 

Man kann daher jagen, daß der Staatscredit Feine andere 
Grenze hat als die Zunahme des Staatseinfommens, und zwar 
jo, daß etwa für je fünf der Zunahme des legtern je hundert 
für den Staatöcredit offen find, oder daß troß der wachſenden 
Größe der Staatsichuld die wahre Größe der legtern nicht fteigt, 
jolange jedem Hundert neuer Staatsjhulden je fünf neuer 
Staatseinnahmen entſprechen. Dieſes Verhältniß wird nun zu 
Gunjten des Staatscredit3 noch gebeffert, wenn die Zunahme 
des Staatseinfommens neben der bloßen Berzinjung der Staats: 
ihuld noch eine Tilgungsquote enthält, die allerdings wiederum 
in der verſchiedenſten Weiſe berechnet werden kann. Regel ift 
dabei, daß die Tilgung der alten Staatsihulden einen vortheil- 
baftern Einfluß auf den Staatsceredit bat als die Gewißheit der 
Verzinfung der neuen durch die Vermehrung der Staatseinnahmen, 
und daß deshalb die Tilgung ftet3 mit der Verzinjung Hand in 
Hand gehen muß. 

Faßt man diefe Punkte zujammen, jo ergeben fich für die 
Höhe der Staatsihuld folgende allgemeine Grundjäge: 

Während das Steigen und Fallen des Staatsjchuldenbetrags 
eine Sache der Ziffer ift, ift das Steigen und Fallen der wahren 
Größe der Staatsfhuld ein Reſultat des Zuſammenwirkens der 
beiden obigen Factoren in folgenden Grundverhältnijien: 


a) Das Steigen des Staatsjhuldenbetrags ift nur dann ein 
Steigen der wahren Größe der Staatsjhuld, wenn die Staats: 
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einnahmen auch bei der Einführung neuer Steuern oleich bleiben 
oder abnehmen. 

b) Die Staatsfhuld finft jelbit dann, während der Be: 
trag wächſt, wenn die Einnahmen fteigen und neben der vegel: 
mäßigen Berzinjung eine Amortijationsquote für die Schuld ab: 
werfen, und zwar ergibt ſich die Verhältnißzahl zwijchen beiden 
Factoren nad) den gewöhnlichen Regeln der Kapitalifirung in fol: 
gender Weile: 

c) Die Staatsſchuld behält bei fteigendem Zifferbetrage die 
gleiche wahre Größe, jolange die regelmäßige Zunahme der Ein: 
nahmen des Staats jo groß it, daß diejelbe die regelmäßige Ber: 
zinfung des neu binzugefommenen Betrags enthält, während na: 
türlich bei gleichem Zifferbetrage diefe Größe fteigt oder finft, je 
nahdem die Einnahmen dieje Zinfen und die Tilgungsquote in 
geringerm oder größerm Maße enthalten. 

Es erklärt fih daraus am Ende, daß ein großer Zifferbe: 
trag eine kleine Schuld, ein Heiner Zifferbetrag eine große Schuld 
fein kann, während derjelbe Zifferbetrag je nach den Verhält— 
niffen der Einnahmen eine große oder Feine Schuld fein kann. 

Die praftifche Anwendung diejer Säße findet nun im Staats: 
ſchuldenſyſteme feinen Plaß. 

Demnach faßt ih das Verhältniß zwifchen der Höhe der 
Staatsjhuld und dem Staatseredit in dem Satze zujammen, daß 
nicht die ziffermäßige, fondern die wahre Größe der Staatsſchuld 
die Vorausſetzung des Staatscredits ift, und daß derjelbe daber 
nit nah der Ziffer der Staatsſchuld, fondern nad der Nein: 
einnahme des Staat3 und damit nad) der effectiven Zahlungs: 
fähigkeit des Staats für Zinfen und Tilgung fleigt oder jällt. 


3. Die Verzinfung der Staatsſchuld. 


An diefe Grundjäge ſchließen ſich nun in einfacher Weiſe die 
Grundfäge über die VBerzinfung der Staatsihulden. Man wird 
auch bier den finanziellen von dem ftaatswirtbichaftlichen Geſichts— 
punkte trennen. Der erjte bezieht fih auf das Verhältniß der 
Berzinfung zum Staatscredit, der zweite dagegen auf das Ver— 
bältniß derjelben zur Staatswirtbjchaft. 

Für das erfte gilt audy bei dem Staate der Grundſatz, daß 
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die Finanzverwaltung die Höhe und den Werth ihres Credits 
dur ihre Zuverläffigkeit in der wirklichen Erfüllung eingegange: 
ner Zinsverpflichtungen fihern muß. Denn von der rein mate- 
riellen Fähigkeit zum Zahlen bildet jih der Gläubiger beim Staate 
doch nur jelten eine klare Vorftellung; die Genauigkeit in ver 
Erfüllung der Verbindlichkeiten vertritt ihm daher in den über: 
wiegend meilten Fällen die Berechnung der Fähigkeit zur Zahlung, 
und die geringite Störung in jener wirkt deshalb um jo nachthei- 
liger auf den Credit, ald dem Gläubiger gerade dem Staate ge: 
genüber die Mittel fehlen, feine Rechte geltend zu madhen. Man 
fann als Hauptausdrud diejer bekannten Säge die Regel auf: 
jtellen, daß jede Verzögerung der fälligen Zahlungen, jelbit wenn 
diefe nachträglich ftattfinden, dem Staate durch die Werthvermin- 
derung jeines Credit einen größern Nachtheil bringt, als die 
Summe beträgt, die zu zahlen gewejen wäre, jodaß, wo die Zah: 
lung jchwierig wird, die umvortbeilbafteften Bedingungen einer 
Anleihe zu diefem Zwecke niemals jo viel fojten, als die Nicht: 
zahlung koſten würde. 

Die Beitimmung des Zinsfußes erjcheint dabei auf den erſten 
Blid willlürlid, aber es ijt durchaus falich, zu meinen, daß der 
Staat ihn einjeitig feititelen fünnte. Die Höhe des Zinsfußes 
bejtimmt ſich objectiv nach einer einfachen Regel, die allen Be: 
nußungen des Staatscredits zu Grunde liegt. Der Staat kann 
nämlich niemals für feine Obligationen mehr Zahlung empfangen, 
. als der Werth jeiner Schulderflärung beträgt, der ſich durch das 
Zulammenwirfen der Sicherheit des Kapitals, der Gemwißheit der 
Zinszahlung und des Zinsfußes ergibt. Wenn daher die erften 
beiden Elemente finten, jo muß der Zinsfuß fteigen; fteigen die 
eritern, jo kann der Zinsfuß ſinken. Der wirkliche Zinsfuß jeder 
einzelnen Schuld ift demnach die unmittelbare Conjequenz der 
beiden andern Momente, und feine Macht ift im Stande, dieſes 
Grundverhältniß zu ändern. Der Zinsfuß iſt daher weſentlich 
eine Conſequenz, und feine Beſtimmung iſt es, den Mangel der 
erjten beiden Momente auszugleichen, oder dem Staate den Bor: 
tbeil, den jie ihm bei gejundem Zuftande der Finanzen bringen, 
durch feine Niedrigfeit zu gewähren. (Ueber den Unterjchied zwi: 
ſchen nominellem und wirklichem Zinsfuß unten.) 

Das ftaatswirthichaftlihe Princip der Verzinjung dagegen 
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bat einen tejentlih andern Ausgangspunkt, der fih aus den 
Betrahtungen über die Höhe der Staatsihuld ergibt. 

In der That nämlich müſſen jchließlih die Finanzen das 
Geld zur Berzinjung der Staatsihulden aus den Steuereinnah— 
men des Volkes nehmen, die Steuern aber werden vom Einkom— 
men gezahlt; das Einkommen jelbjt aber hängt theils von der 
individuellen Tüchtigleit, theild aber auch von der Thätigkeit der 
Verwaltung und in ihr aljo von der Verwendung der Staats— 
ihulden ab. Jede Staatsjchuld muß daher die Bedingungen ihrer 
Berzinjung in ihrer Verwendung durch die Verwaltung 
tragen; ftreng genommen joll feine Staatsſchuld auf den bishe- 
rigen Steuerertrag angewiejen jein, jondern eine jede Staat3- 
ſchuld iſt jtaatswirtbichaftlid nur dann richtig, wenn die Zunahme 
der bisherigen Steuern bei gleichem Steuerfuße die VBerzinjung der 
Staatsihuld deckt. Das ijt die principielle Forderung der Staats: 
wirtbihaft an die Staatsverwaltung, wenn die erftere für die 
legtere Schulden madt. Natürlich aber bleibt diefe Forderung 
bei dem Princip ſtehen; eine beftimmte Controle ift dafür nicht 
möglich; dennoch ift es fein Zweifel, daß jede höhere Leitung 
der Staatswirthichaft diefem Ziele zuftreben muß und daß die 
wahre BVerzinfung ftet3 ohne Anjtrengung der Finanzen in der 
Steigerung der Einnahme bei gleicher Steuer liegt. Und erft 
wenn dies feſtſteht, läßt jih auch Weſen und Werth der Tilgung 
der Staatsſchuld bejtimmen. 


c) Die Tilgung der Staatsſchuld. 


Auch für die Tilgung der Staatsjhuld wird man den for: 
mellen wie finanziellen Gejihtspunft von dem ftaatswirthichaft: 
lichen jcheiden. 

Der finanzielle Gejichtspunft tritt da ein, wo es jih um 
die formell eingegangene Pflicht zur regelmäßigen Rüdzahlung 
einer eingegangenen Schuld handelt. Hier gelten für die Til: 
gung diejelben Grundfäge wie für die Zinszahlung; fie muß un: 
bedingt innegehalten werden, weil ihre Nichtinnehaltung den Cre— 
dit erjchüttert und dadurch viel mehr koſtet, als die Nichtzahlung 
einbringt. Sit fie einmal zugelagt und fann die Steuereinnahme 
fie nicht leiften, jo it es nothwendig, eine zweite Schuld aufzu— 
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nehmen, um die erfte zu tilgen,; das Eintreten eines ſolchen Fal- 
les bemweilt nicht, daß man die erfte Schuld nicht hätte eingehen, 
fondern daß man die Tilgung nicht hätte verſprechen follen. 

Anders aber erſcheint die Tilgung vom Standpunkte der 
Staatswirtbichaft. 

Sede feſte Staatsſchuld ift nämlich ihrer Natur nad) zwar 
für den Creditor ein Darlehn, für den Staat aber ift fie ein An 
lagefapital. Kein Anlagefapital leidet nun eine raſche Rückzah— 
lung, und im Grunde ijt eine jolde Rüdzahlung für den Ereditor 
an und für fih gar nicht nothwendig, wenn er nur ein Mittel 
findet, über fein Dariehn, jo oft er deſſen bedarf, disponiren 
zu fünnen. Es genügt daher in jeder verftändigen Wirtbichaft, 
daß ſich das Anlagefapital in derjelben regelmäßig und gut ver: 
zinje; beim Staate aber um jo mehr, als die Verfügung über 
das Kapital in dem ftet3 offenen Berfaufe der Obligationen liegt. 
Man muß daher bei der Tilgung der Staatsſchulden zuerjt davon 
ausgehen, daß diefe Tilgung an und für fich Feine abjolute Be: 
dingung des Staatscredits it, vorausgefegt, daß die wahre Höhe 
der Staatsjhuld in richtigem Verhältniſſe zur Staatseinnahme 
fteht. Sie ift nicht nothwendig; wo fie aber eintritt, bat fie 
einen andern und ganz bejtimmten Charakter. 

Da nämlich die Staatsijhuld durch fihere und regelmäßige 
Binfen gewiß ift, jo iſt die Tilgung derjelben nichts anderes als 
die NRüdzahlung des Anlagefapitals, oder die Amortifirung 
derjelben. Sie ijt deshalb vermöge der Quelle, aus der fie ent: 
fteht, nicht fo jehr die Tilgung einer Schuld, als vielmehr die 
Neproduction des Anlagekapitals; fie ift die Bildung eines neuen 
Kapitals aus dem geliehenen. Während daher das Eingehen einer 
Schuld feine Verminderung des Reichthums des Staats iſt, ſo— 
lange fich die Zinfen aus den Einnahmen deden, ijt die Tilgung 
eine directe Vermehrung des Vermögens; fie enthält den eigenen 
Erwerb der geichuldeten Summe für den Staat. Und von dies 
fem Gefichtspunfte aus muß die Tilgung der feiten Staatsjchul- 
den betrachtet werden. 

Danach gibt e8 eine wahre und eine jheinbare Tilgung der 
Schulden. Die wahre Tilgung beſteht, wenn fie durch den Ueber: 
Ihuß der Einnahmen über die Zinjen ermöglicht wird. Sie ift 
dagegen eine jcheinbare, wenn man, um fie zu bemwerfitelligen, 
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neue Schulden eingehen muß. Im eriten Falle erhöht fie den 
Credit des Staats um die ganze Summe ihres Tapitalifirten 
Betrags, da fie die Möglichkeit enthält, diefen Betrag noch ein- 
mal aufzunehmen. Im zweiten Falle vermag fie nur den Cre— 
dit der bejtimmten einzelnen Anleihe aufrecht zu halten und ver: 
mebrt daher den Gejammtcredit nicht. Dennoch gibt es einen 
Sal, in welchem auch fie höchſt vortheilhaft wirft. Es ift da, 
wo zur Dedung der Papiergeldihuld eine neue Schuld ein- 
gegangen wird, ein Fall, deſſen genauere Betrachtung fpäter ſich 
ergeben wird. Ob und wie daher die Tilgung bewerfitelligt wer: 
den joll, da8 muß bei den einzelnen Arten der Schulden dar: 
geftellt werden. 

Die legte, leider wenig praftiiche Frage ift nun die, ob, wenn 
die bejtehenden Steuern nicht blos die vollftändige Verzinſung 
darbieten, fondern auch einen Ueberſchuß geben, diefer Ueberſchuß 
zur Herabjegung der Steuern oder zur Tilgung verwendet werden 
jol. Es ift nun falih, dafür ein durchgreifendes Princip auf: 
zuſtellen; jedoch müſſen zwei Regeln wol angenommen merden. 
Erftens muß die Tilgung nie ganz aufhören, da der Staat jeinen 
Gredit jtet3 wieder braucht und derjelbe durch die Tilgung ftets 
billiger wird. Zweitens iſt die Tilgung in dem Grade noth— 
mwendiger, je höher der Zinsfuß der Anlehen ift, was feines Be— 
weiſes bevarf. Es ift endlich Aufgabe der Schulvenverwaltung, 
darüber in jedem einzelnen Falle zu entjcheiden. 

So greift die Staatsfhuld auf das tiefite in das gejammte 
Reben des Staats hinein, und jet wird auch die Gejhichte der 
Auffaffungen derjelben ihr allgemeines Jnterefje gewinnen. 


IV. Elemente der Geſchichte der Theorie. 
England, Franfreih und Deutſchland. 


Auch die Geihichte der Auffaſſung der Staatsihulden gehört 
zu den Theilen der Staatswifjenihaft, bei denen die einfache 
Literaturgefchichte nicht ausreiht. Sie zeigt vielmehr in ihrer 
Weife, wie das höhere Weſen der Staatsichuld zulegt immer mit 
der Auffaffung der Staatswirthſchaft und ihren großen Principien 
zufammenbängt. Und bier jeheiden fih die drei Völker in ganz 
beftimmter Weiſe. 
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England entbehrt, wie die VBerwaltungslehre zeigt, des Ein- 
greifend der Staatsverwaltung in das Gejammtleben; an ihre 
Stelle tritt zunächſt die fräftige That des Einzelnen, die Selbit- 
bülfe und dann die Selbjtverwaltung. Die Staatsjhulden Eng- 
lands find daher nur zum fehr geringen Theile Verwaltungs: 
ſchulden und ihre Productivität ift eine mwejentlic negative, das 
ift, der Staat bat duch ihre Verwendung zu Kriegszmweden 
eigentlich nur bie Entwidelung der Volkswirthſchaft geihügt, aber 
wenig oder gar nicht gefördert. Die Folge davon ift, daß die 
engliiche Theorie, namentlich jeit Adam Smith, die Staatsſchulden 
faft einftimmig in verfchiedeniter Form verurtbeilt; fie verfteht 
das Staatsfhuldenwejen überhaupt nicht, und wird es erft ver: 
jtehen lernen, wenn jie die Verwaltung jelbjtändig behandeln lernt. 

Frankreichs Theorie bat jih zum Theil in Say der 
Smith’ihen Auffaffung auch bier angeſchloſſen, ohne urjprüngliche 
Gedanken und ohne die Sache zu fördern. Erft mit der Reſtau— 
ration beginnt hier eine neue Zeit, in der zuerſt die Staatsichuld 
mit dem Steuerwejen in Verbindung gebracht wird. Diejer wich: 
tige Geſichtspunkt ift aber nicht weiter entwidelt, da Frankreich 
e3 überhaupt zu feiner jelbitändigen Finanzwiſſenſchaft gebracht hat. 

In der That hat nur Deutichland eine wahre Lehre von 
dem Staatsſchuldenweſen; nur ift e3 dharakteriftiich, daß es den 
Finanzeredit ſtets mit dem Staatsichuldenwejen verſchmolzen und 
die bejondern Grundlagen des eritern nie gefondert hat. Neben 
der mejentlich formalen Behandlung der Staatsichulden ſteht faft 
gleich anfangs der Grundgedanke feit, daß die Staatsſchuld nicht 
blos eine Schuld, jondern das Anlagefapital der Zukunft enthalte, 
ein Sag, den jhon Malchus ganz beftimmt ausſpricht, und den 
dann Diepel zu dem Gedanken entwidelt hat, daß die Staats» 
ſchulden eben fein außerordentlihes, jondern ein organijches Ele: 
ment der Staatswirthfchaft jeien, indem die regelmäßigen Ausgaben 
für laufende Bedürfniffe durch Steuern, die Ausgaben für dauernde 
Anlagen dagegen ſtets durch Anlehen gededt werden jollen. Da— 
mit ericheint nun der Standpunkt erreicht, deijen ‚weitere Ent: 
wickelung den Inhalt unjerer Auffafjung bildet. 


Englands Literatur iſt die erjle, melde die Staatäjhuld zum 
Gegenftand ihrer Unterfuhung macht; aber da die engliihen Staat: 
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ſchulden fait ausfhließlih auf den Krieg verwendet werden, jo ift 
bis heute die englifche Literatur fih über die gänzlihe Verurtheilung 
derjelben einig. Adam Smith eröffnet die Reihe. Er nimmt zunächſt 
die Staatsfhulden als eine unvermeidlihe Ihatfahe. „Der Mangel 
der Sparjamkeit in den Zeiten des Friedens macht es nothwendig, 
im Kriege Schulden zu machen” (Smith, Bub 5, Kap. 3). Der 
Umfang diefer Schulven fteige beftändig und werde dereinſt „alle 
Staaten zu Grunde richten“ (ebendaſ.). Die Staatsjhulden werden 
vom Kapital der Vollswirtbihaft genommen, das fo ver lepteren 
entnommene Kapital iſt für fie verloren. Adam Smith folgt Ri- 
cardo: „Die verſchwenderiſchen Ausgaben der Regierung und ver Ein: 
zelnen und die Anleihen find es, wodurch ein Bolt verarmt.“ 
„Prineiples of political Economy“, überjegt von Baumitarf, S. 269. 
Ebenjo Chalmerd. J. St. Mill, Bud V, Kap. VII, 8. 1, behauptet, daß 
ver Einfluß der Staatsſchulden auf die Volkswirthſchaft davon ab: 
bänge, ob die Summe aus den in der Production angelegten Fonds 
genommen werde — ald ob man das im einzelnen nachweiſen 
fönnte. Ebenſo behauptet er, daß die Staatsſchulden weſentlich der 
arbeitenden Klaſſe zur Laſt fallen, von der Vorjtellung ausgehend, 
daß fie eben dur die Conjumtionsiteuern gededt werden — als ob 
nicht jede Steuer zugleih bei den Verzinſungen mitwirkte. Er hält 
überdies noch an der verkehrten PVorftellung feit, daß man Schulden 
jtreng genommen nur im Auslande contrabiren könne. Dagegen jagt 
er ganz richtig: „Wenn der Zinsfuß der Kapitalien überhaupt duch 
die Anleihen über den gewöhnlichen Zinsfuß jteigt, fo ift das ein 
Beweis, daß die Kraft der Kapitalien durch die Anleihen zu febhr 
in Anspruch genommen wird. Frühere Vorjtellung fajt immer, daß 
der Credit von der rein gejchäftlihen Pünktlichfeit des Staat? ab» 
bänge (vgl. namentlih Yatob, $. 783). Pal. über dieſe Anfichten 
auch Diegel, „Syſtem ver Staatdanleiben”, S. 167 und 177. Der 
Einfluß diejer Anfichten it in Deutichland und Franfreih nicht un: 
bedeutend gewejen; doch verſchwindet er vor der höhern Auffafjung, 
die fih mehr und mehr Bahn bricht. 

Die franzöfifhe Literatur begann damit, die Staatsſchulden 
geradezu für etwas ſehr Heilfames zu erflären. Schon Voltaire 
jagte: „Ein Staat, ver fich ſelbſt ſchuldet, wird nidyt ärmer; die 
Schulden find ſogar eine Aufmunterung für die Induſtrie“ („Obser- 
vations sur le commerce” etc.; Nebler Ausgabe, XXIX, 158). 
Ebenſo Dufresne, „Etudes sur le eredit publie”, ©. 91: „Die Re: 
gierungen bringen die Fonds, welde fie dur Anleihen der Indu— 
jtrie entziehen, wieder in dieſelbe zurüd.” Pinto in jeiner einjt oft 
citirten Schrift: „Traite de la eirculation et du credit” (Amiter: 
dam, 1771; 2. Aufl. 1772), formulirte diefe Gedanken genauer, 
indem er nachzumeijen fuchte, dab die Staatsanleihen, namentlid) 
Englands, den Umlauf des Geldes und damit den Neichthbum der 
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Nation erhöht und die Summe der Kapitalien vermehrt hätten. An 
diefe Schrift jchloß fih eine ganze Literatur, welche denſelben Ge: ” 
danken vertrat; in Franfreih Ganilb, ‚Science des finances‘, zum 
Theil Laffitte, „Sur la reduction des rentes”; in Deutſchland ebenjo 
Büih, „Vom Geldumlauf“, I, 145 fg., weil die Anleihen vie Maſſe 
nußbarer Dinge vermehren; Weishaupt, „Ueber Staat3ausgaben und 
Staatsauflagen“, $. 135, gebt gar jo weit, den Staat unter die 
volltommenjten zu rechnen, welcher die meiften Schulden bat. In 
der neueften Zeit ift diefelbe dee, wenn auch gemäfigt, wieder aus: 
geiprohen worden von Zahariä, „Ueber das Schuldenweſen der 
Staaten de3 heutigen Jahrhunderts“ (1830). Alle dieſe Schriften 
haben einzelne Erwiderungen gefunden, die ſchon mit Condorcet 
anfangen. Say, a. a. D., Bub 8, Kap. 13. Say jelbit ſteht 
dagegen auch bier vollfommen auf dem Standpunfte von Adam Smith, 
ohne Neues hinzuzufügen. (Val. B. 8, Kap. 12, fine), hm wie 
Adam Smith ericheint die Staatsjhuld vorzugsweife al3 Mittel für 
das Heerweien. Der Erevit ift eine „arme nouvelle, plus terrible 
que la poudre a canon, dont toutes les puissances doivent se ser- 
vir sous peine d’inferiorite” II, 361. Sismondi, „Prineipes”, UI, 
229 — 236, betrachtete verftändiger die Staatsſchulden vor allen 
Dingen als eine Thatfahe, „qui changent nullement le revenu an- 
nuel de la nation — elles en changent seulement la distribution“, 
al3 ‚ob die Kapitalien, die in den Staatsſchuldſcheinen bejteben, nicht 
fhon vorher da und vertheilt gewejen wären, 

Vom reinen finanziellen Standpunkte dagegen bezeichnete Laffitte 
da3 Staatsſchuldenweſen, namentlih im Verhältniß zur Steuer, in 
jeiner berühmten Rede von 1828: „Le contribuable se plaint, le capi- 
liste ne se plaint pas (wenn man Anleihen jtatt der Steuererhöhungen 
madt). L’impöt prend les capitaux, ou ils ne sont pas, l’emprunt 
les prend, ou ils sont; l’impöt les prend, ou ils coütent 10, 12 et 
13 pour cent, l’emprunt la ou ils coütent 4—5 pour cent.” Ein 
tiefered Eingehen auf das Weſen der Staatsihuld finden wir nicht. 

Der Charakter der deutihen Literatur über den Staatäcrebit ift 
im allgemeinen das Streben, das organifhe Weſen des Staatäcreditz 
darzulegen und nicht blos bei dem allgemeinen Princip fteben zu 
bleiben, fondern fogleih alle Formen und Folgen der Staatsfhulvden 
zu ſyſtematiſiren und zu betradten. Die Grundlage diejer Auffafjung 
verdanken mir unzweifelhaft Sonnenfel3, der auch zuerjt den Namen 
und den Ausdrud des Staatscredits an die Spite ftellte und die 
Fragen durhging, ob den Schulden durch Staatsihag oder Steuer: 
erhböhung begegnet werden könne („Finanzwiſſenſchaft“, Abtb. VII, 
$. 190 fg.). Auch ftellte er zuerft den Har formulirten Satz auf: 
„Die Größe des Staatdcredit3 hängt au viel von dem Endzwecke 
ab, zu welhem ein Staat denfelben beftimmt” ($. 199), ein Ge: 
fihtöpunft, ver jpäter faft ganz wieder verloren ging. Die dogma— 
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tiihe Finanzwiffenihait (Fulda, Log, III, 146 fg., Maldus, I, 
80 fg., Jakob, I, $. 746, Rau, $. 471 fg.) bat auf jener Grund: 
lage eine ſyſtematiſche Daritellung des Staat3crevit3 und des Staats» 
ichuldenwejen® verfuht und fih dur die Ordnung des mannid: 
faltigen Stoff ein Verdienſt erworben, das gegenüber der franzöfi: 
ihen und engliichen Einjeitigfeit al3 ein jehr bedeutjames anzufeben 
ift. Sie betrabten alle mehr oder weniger. eine Staatsfhuld als 
ein Uebel, gelangen niht zur eigentlihen Idee des Staatdcredits, 
obwol auch bier Malchus durch Großartigfeit der Auffaffung die 
Staatsjhulden ald eine Anlage für die Zufunft, II, 426, Jakob 
durh jtrenge Ordnung des Stoffs, Rau durh Schärfe und Reich: 
thum im einzelnen ſich augzeihnen, und haben damit die Gedanfen 
von Sonnenfeld zu einem Syſtem der Behandlung entwidelt, das 
im wefentlihen ein dauerndes iſt. Doch fehlte die principielle Auf: 
faflung. : 

Nebenius nun bat jich in jeinem Werke, „Der öffentliche Credit‘ 
(2. Aufl., 1829) das Verdienſt erworben, die Lehre vom Staats: 
credit aus der Cinjeitigkeit der Frage nah dem MWertbe und ven 
Folgen der Staatsfhulden berauszubeben und denjelben vom Stand: 
punfte des Credits an ſich zu einer jelbjtändigen Wiſſenſchaft zu 
madhen. Dabei verlor er jedoch vie Frage nah dem Verbältniß zur 
Staats: und Vollswirthſchaft etwas aus den Augen; der Staats: 
credit erjcheint bier zu ſehr nur als eine bejtimmte Form des Grevits. 
Die Staatsſchuld ift ihm im mejentlihen ein Creditgeſchäft; ob fie 
nüglih jei oder nit, wird vielfah hin und ber erwogen (Kap. X, 
659 — 708); für nothwendig erkennt er fie nicht. Sein weſentliches 
Verdienſt ijt, die geihäftlihe Berechnung auf Grundlage des Begriffs 
und der Natur des Credits in die Lehre vom Staatsſchuldenweſen 
hineingebracht zu haben. 

Die Frage nah Erhöhung der Steuern, entweder um ein voraus— 
ſichtliches Deficit zu deden oder um einen bereits benugten Credit zu 
fihern und abzuzablen, ijt eine jo verjchiedene, dab man fie nie: 
malö verwechieln oder vermiiben folltee Dennoch ijt dies bisher, 
wir glauben immer, gejheben, oder vielmehr ilt der Satz, daß jede 
Gontrabirung einer Schuld rationell eine Erhöhung der Steuer mins 
deſtens zum Belaufe ihrer Berzinfung fordert, noch gar nit bes 
trachtet. Die betreffenden Schriftiteller beziehen fih immer nur auf 
den eriten Punkt. Vgl. Soden, „Staatöfinanzwirtbicaft”, $. 307; 
Yatob, $. 736; Sonnenfels, III, $. 583; Malchus, $. 82; Rau, 
$. 486 fg. Und dennoch ijt eben die zweite Frage die für den 
Staatäcredit bei weitem mwichtigite ! 

Einen wirflib neuen Gedanken bat für das Staatsſchulden— 
weſen erit Diegel ausgejproden, „Syſtem der Staatsanleihen“; nur 
bat dieſer Gedanke nit durdareifen können, weil er e3 nicht zu jenem 
„Syſtem“ gebraht, das der Titel verfpriht. Er tbeilt mit allen 
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andern den Fehler, den Finanzeredit nicht von der Staatsſchuld zu 
iheiden, und dadurch jelbjt die Anmwenpbarkeit feines eigenen Ges 
dankens unficher zu machen. Die neuern Arbeiten, wie Hod, „Ab: 
gaben und Schulden“, Umpfenbab, Pfeiffer bringen nichts Eigen: 
thümliches. Die jchöne Arbeit von Nafle, „Steuern und Staats: 
anleihen“, Tüb. Vierteljahrsſchrift, 1868, 9. I, bleibt leiver bei 
der Frage nah dem Einfluß der Aufnahme von Staatsſchulden auf 
das Kapital der Volkswirthſchaft ſtehen, ohne den Diegel’ihen Ges 
danken gehörig zu würdigen, daß die Anleihe des Staats in engiter 
Verbindung mit der Verwaltung al3 ein Anlagefapital für die 
gemeinjamen ntereffen der Volkswirthſchaft angejehen werden müjle. 
— Die Staatsfhuldenverwaltung bat eigentlih nur Nebenius fich 
als Aufgabe geitellt, und in diefem Gebiete liegt der dauernde Werth 
jeines beveutenden Werkes, 


B. Die Htaatsfhuldenverwalfung. 
Begriff und Inhalt. 


Nahdem nun die allgemeinen Grundjäge für das Wejen der 
Staatsſchuld feitgejegt find, ilt e8 die Aufgabe der Finanzen, im 
Sinne derjelben die Anleihen des Staats zu verwalten. Dieje 
Thätigkeit der Finanzen ift die Staatsjchuldenverwaltung. 

Die Staatsfhuldenverwaltung hat demnach die Verwaltung 
der Staatsſchuld fo einzurichten, daß fie bei der möglichit geringen 
Belaftung der Finanzen den möglichjt großen Betrag als An— 
lehn erzielt. Sie kann daher, da dies von den Berhältniffen 
abhängt, niemals abjolute Principien aufftellen; fie muß vielmehr 
ftet8 von dem Gefichtspunfte der Zweckmäßigkeit ausgehen und 
ftatt eines Spitems die Geichidlichkeit zur Geltung bringen. Was 
fie auf diefem Wege erreicht, wird daher auch von Fall zu 
Fall verſchieden fein; jede Staatsihuld hat ihre eigene Geihichte. 
Allein dennoch gibt e8 gewiſſe Kategorien, innerhalb deren fie ſich 
bewegt und an die fich gewiffe Regeln fnüpfen; und die Ges 
jammtbeit diejer Regeln bildet das, was man die allgemeine Lehre 
von der Staatsfchuldenverwaltung nennen fann. 

Die erite Frage derjelben ift nun die, woher jie das Kapital 
nimmt, defjen der Staat bedarf; und daraus entjtehen die beiden 
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Formen der DObligation und der Rente. Die zweite Frage ift die, 
auf welche Weije- fie es da finden foll, wo fie es ſucht, und 
daraus entitehen die Arten der Anleihen. Die dritte Frage ift 
die, wie die Verzinſung eingerichtet werden foll, an welche ſich 
die Nentenconverfion anjchließt. Die legte Frage endlich ift die 
nah der Stellung, welche die Tilgung einzunehmen bat. Dieje 
Kategorien erfcheinen nun in jeder Staatsichuld mwieder; allein die 
wirkliche Handhabung derjelben, oder die wirkliche Staatsichulden- 
verwaltung, iſt wieder jo jehr verjchieden bei den großen Staaten, 
daß es durchaus falſch ift, ganz allgemein reden zu wollen. Im 
Gegentheil hat auch die Staatsjchuldenvermwaltung ihre individuelle 
Geftalt und fteht mit den volkswirtbichaftlichen Zuftänden in fo 
enger Beziehung, daß wir auch bier das ganze Gebiet nach den 
Hauptitaaten Europas innerhalb der obigen Kategorien jcheiden 
müjjen. 


Die drei Formen der Staatsfhuld: die Conſols, die 
Rente und die Staatsobligationen. 


Das Große Buch und die Inſecription. 


Man darf die Formen der Staatsjchuld, wie fie ſich allmählich 
entwidelt haben, nicht als etwas BZufälliges und Willtürliches 
betrachten. Sie jchließen jich vielmehr innig an den Gang de 
Staatshaushalts an, begleiten denjelben und geben dadurch An— 
laß zu feineswegs unwichtigen Erörterungen. Wir können dabei 
am beften drei große Stadien fcheiden, die mit dem gefammten 
Entwidelungsgang des Staatsweſens in innigfter Verbindung 
fteben. 

Wie die Staatsjchuld jelbit, ericheint auch urjprünglich die 
Form derjelben genau wie die einer gewöhnlichen Privatichuld; 
fie ift eine einfahe Schuldverichreibung des Landesherrn an einen 
Darleiher mit Bedingungen, Garantie, Zinjen und Kindigungsfrift. 
Das kann man als die erjite Form der Staatsichuld bezeichnen. 
Sowie die Bedürfniffe der Staaten aus Geldbedürfniffen des 
Fürften zu Bedürfniffen des eigentlihen Staatsbaushalts und 
damit zu einer regelmäßigen Erjcheinung in dem leßtern werden, 
genügt Fein Kapital eines Einzelnen mehr. Die Staatsjhuld 
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muß anfangen, die Kapitalien innerhalb des gefammten Geldvor- 
raths der Nation zu ſuchen. Dies nun beginnt wol zuerſt mit 
den Schaganmeifungen, welche die ſchwebende Schuld, jedoch zuerft 
nur für Producenten und Lieferanten an die Verwaltung bilden. 

Solange nun dieje zweite Epoche dauert, berrichen in der 
Staatsichuldenverwaltung noch zwei Hoffnungen oder Vorſtel— 
lungen. Die erite ift die, die ganze Schuld zurüdzahlen zu können; 
die zweite ift die, diefe Rüdzahlung durch die Anweiſungen auf 
die neu entjtehenden Steuerfafjen zu bewerkitelligen. Noch behält 
daher die neue oder eigentliche Staatsſchuld den Charakter einer 
gewöhnlichen Geihäftsihuld bei, obgleih die Kaſſenanweiſungen 
doch ſchon auf den Inhaber lauten. Allein von einer dauernden 
Schuld im Sinne unferer Zeit ijt noch feine Rede, ebenjo wenig 
von dem Gedanken, diejelbe al3 eine einheitlihe Schuld in Form 
und Geltung anzuerkennen. Dies gejchieht erit in der dritten 
Epoche, welche wejentlich mit dem Auftreten des verfafjungsmäßigen 
Staatshaushalts, alſo mit dem 19. Jahrhundert, beginnt. 

Das Princip der verfafjungsmäßigen Schuld beſteht nun 
darin, die Schuld als eine rechtlich abjolut verbindliche für den 
Staat als ſolchen anzuerkennen. Die Folge ift einerjeits, daß an 
die Stelle der Kapitalgrüdzahlung die allmählihe Amortifation 
und die regelmäßige Zinszahlung tritt, amdererjeits, daß das 
Rapital der Staatsihuld, um die dur die leßtere geforderten 
Summen aud wirklich aus der Gejammtjumme aller Kapital- 
befiger zufammenbringen zu fünnen, zu einem jelbftändigen Ver— 
fehrsobject wird. Zu dem Ende muß diejelbe in lauter einzelne 
auch dem Eleinen Kapital zugänglide Theile getheilt und jeder 
diejer Theile für ſich verzinjt werden. Es hat nun lange gedauert, 
bis man ſich in Europa über die richtige, hier aber höchſt weſent— 
lihe Form diejer Staatsihuldtitel einig geworden ift. England 
beginnt damit, das „Große Buch’ der Staatsſchulden anzulegen, 
jedvoh ohne eigentlihe Schulddocumente; Frankreich fügt dem 
Princip hinzu, feinen Gläubigern fein Kapital, fondern nur Zinfen 
zu veriprehen und e3 ihnen dann zu überlaffen, diejen Zins zu 
fapitalifiren; Deutichland endlich gibt das Princip des „Großen 
Buchs’ auf und nimmt ftatt deilen die einfache Schuldobligation 
auf den Inhaber an. Im Laufe unjers Jahrhunderts bat nun 
diefes deutſche Princip allmählich gejiegt, jedoch haben ſich die 
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Grundformen der Conſols und der Rente noch in manchen weſent— 
lihen Punkten erhalten, und e3 fcheint daher nothwendig, fie hier 
im allgemeinen zu bezeichnen. 

Unter dem „Staatsſchuldenbuch“ (Great book, Grand livre), 
verjteht man die Aufzeichnung jedes Einzelnen, der an den Staat 
eine Forderung hat. Die „Inſcription“ ift die Eintragung defjelben 
in das Große Bud, und zwar in der Weile, daß er jein Folium 
erhält, in mweldem er mit der Summe des Darlehns belaftet 
und ihm dagegen die von ihm gejchehene, ratenweiſe oder volle 
Einzahlung gutgejchrieben wird. Erſt Frankreich hat den Grund: 
ja eingeführt, für die geihebene Eintragung und den Betrag der 
Einzahlung ein Document auszuftellen, das man jpeciell die In— 
feription nennt, das aber natürlich auf Namen lautet, und Gegen: 
ftand des Börjenverfehrs durch einfahe Geflion wird. Die In: 
feriptionen lauten daher der Regel nah auf größere Summen, 
und die (Eleinern) Obligationen bei Conſols, Rente und Obliga- 
tionen werden dann erft auf Grund der Inſeription ausgeftellt. 
Diejes Syitem ift num bei der Obligationsfhuld unmöglich, weil 
bier gar Fein geichäftlihes Schuldverhältnig des Staats gegen 
den einzelnen Gläubiger bejteht, jondern nur die Gefammtjumme 
der Obligationen auf Inhaber in den Verkehr gebradht wird. An 
die Stelle der Inſeription tritt dabei die Uebernahme der Ge— 
jammtjumme gegen Provifion durch große Käufer; jedoch ift bei 
jogenannten Nationalanleihen die Inſeription wieder anwendbar. 
Das Spyitem des Grand livre ift übergegangen auf Spanien, 
Stalien, Belgien und Rußland; dagegen haben England und 
Frankreich das Syitem der Obligationen mit Coupon von Deutſch— 
land allmählich angenommen, ſodaß der Unterjchied diejer Syfteme 
mit jedem Jahre mehr verjchwindet. 

Dabei aber bleibt e8 von Intereſſe, diefe wenig befannten 
Verhältniſſe hier etwas eingehender darzulegen. 


England und jeine Conſols. 


E3 liegt in der uriprünglihen Verfaffungsmäßigfeit der eng: 
lichen Finanzverwaltung einerjeit3 und dem geichäftlichen Geifte 
der englijchen Nation andererjeits, daß England feine Staatsſchuld 
von Anfang an wie emen faufmännifchen Credit behandelt und 
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dieien Charakter derjelben bis auf den heutigen Tag beibehalten 
bat. Die engliihe Schuld iſt principiell eine Buchſchuld, und 
e3 ift von nicht geringem Intereffe, das Entitehen und die Formen 
diefer Schuld und ihre Darlegung der Obligationen ins Auge 
zu faſſen. 

Die eigentlihe Staatsihuld in England beginnt in Form 
von Annuitäten (Annuities), bei denen der Darleiher vom Staate 
eine Zeitrente gegen jein Kapital kauft. Daraus entwidelt ſich 
denn naturgemäß der Gedanke, jeden größern Geldbedarf des 
Staats in der Weije aufzunehmen, daß derfelbe jedermann ge 
ftattet, ſich eine bejtimmte oder dauernde Rente bei ihm zu kaufen, 
und diefe Rente bei der Finanzverwaltung zu beziehen. Zu dem 
Ende hat die Finanzverwaltung Englands ein großes Geſchäfts— 
buch angelegt, in welchem jeder, der jih vom Staate eine ſolche 
Rente Fauft, jein perjönliches, auf feinen Namen lautendes Conto 
mit Soll und Haben hat — die Summe, melde er dem Staate 
gegeben, und der Zinsbetrag, den ihm der Staat dafür jährlich 
jchuldet. Um aber dabei die Gefammtheit aller vorräthigen Kapi— 
talien berbeizuziehen, muß allerdings das Darlehn, da es vom 
Staate ebenjo wenig zurüdgezahlt wird, als das Kapital einer 
Leibrente, wieder die Fähigkeit erhalten, in den Verkehr zu treten. 
Dies gejchieht durch die Ceſſion des dem Staate gegebenen Kapi- 
tals, die natürlich die Gejlion der vom Staate gefhuldeten Zinfen 
zur Folge hat und die wie jede Uebertragung von der Staats: 
ihuldenverwaltung im Staatsjhuldenbud als eine einfache Giri- 
rung des Saldos vorgenommen wird. Das Staatsſchuldenbuch 
ijt daher ein in feinen Grundlagen einfaches, wenn auch in feiner 
Ausdehnung ungeheures Geſchäftsbuch, ein Salda-Contibuch 
zwiſchen dem Staat und jeinen Gläubigern. 

Auf diefer durchaus kaufmänniſchen Grundlage beruht nun 
auch die ganze Berwaltung der Staatsjchulden. Gemäß der Natur 
einer Buchſchuld gab England ebenjo wenig eigentliche „Obli— 
gationen” mit Coupons aus, wie etwa ein Bankhaus das für 
feine Creditoren thun würde. Es zahlte mithin die Zinſen der 
in dem Großen Buche aufgezeichneten Summen auc nicht gegen 
Präfentation von Zinjenicheinen u. ſ. w., fondern jeder mußte 
jelbft oder durch feinen Mandatar die Zinjen der Summen beziehen, 
die ihm im Staatsihuldenbuhe gutgefchrieben jind. Conſequent 
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beitand auch die engliihe Staatsihuld nit etwa in runden 
Summen, jondern jedermann kann jeden beliebigen Betrag bis zum 
Penny hinab ſich kaufen und fich dafür eintragen laffen und feine 
Zinſen danach erheben. Der Berkauf ſolcher Forderungen iſt eine 
Ceſſion und vollzieht jih durdh ein Giro. Der Verkehr in der 
engliihen Schuld geichah deshalb bisjegt auch nie, wie auf dem Con: 
tinent, durch An= und Verkauf der ‚‚Titres“, ſondern ausfchließlich 
durch beeidete, in einer jtreng geſchloſſenen Corporation beftehende 
Staatsihuldmäller, die Stock-bookers. Die Erhebung der Zinjen 
fand entweder perjönlich ftatt oder gegen bezeugte Quittung. Das 
galt nun jowol für Einzelne als für die Bermwaltungscredite, welche 
die Sparkaſſen und andern Anftalten bei der Staatsſchuldenkaſſe 
fih eröffnen. Die engliihe Staatsichuld erhielt jich daber ihren 
ſpecifiſchen Charakter eines faufmänniichen Gredits, und daraus 
folgte die Eigenthümlichkeit in der engliihen Staatsichuldenver: 
waltung, die ji jeit dem 17. Jahrhundert entwidelt bat und 
aud gegenwärtig in vollem Maße gilt. 

Als nämlich die engliihe Bank gegründet wurde, gab be- 
fanntlic Wilhelm III. die Conceſſion gegen das Zugeftändnik, daß 
der Bankfonds dem Staate gegen Eröffnung eines Debits des 
legtern an den erftern und eine jährlihe Verzinſung geliehen 
werde. Die Bank ging auf dieje Bropofition ein, empfing aber 
dafür das Recht, die Buchführung diefer Schuld des Staats 
felbit zu führen, die Zinſen ſich aljo jelbit gutzufchreiben, 
und um darin gejichert zu jein, wurden der Bank gewiſſe Ein- 
nahmen des Staats als Dedung diejer ihrer Zinſen über: 
wiejen, mit der Verpflichtung, für den etwaigen Ueberjhuß der 
Finanzverwaltung Zahlungen gegen ihre Anmweifung zu leiten. 
So ward der Grund zu der ganzen Stellung gelegt, welde die 
Bank in der Finanzverwaltung Englands einnimmt, und die fein 
Analogon in Europa hat. Zunächſt nannte man nun dieſe Schuld, 
welche jomit durch die Banf verwaltet wurde, die „Conjolidirte 
Schuld’, woraus für jede Forderung das Wort „Conjols‘ ent: 
jtand. Natürlich erichien diefe Art der Staatsjhuld als die 
ficherite, die jpätern Anleihen ſchloſſen fih daher an diefe Bank: 
Ihuld an. Die Contrahirung der Staatsihuld geſchah demnach 
in der Weile, daß der Staat gegen ein Zinsverfprechen eine 
Summe empfing, melde der Bank ausgezahlt ward. Die Bank 
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fchrieb dann diefen Empfang dem Staate gut und belajtete ihn 
dafür mit den Zinſen, die fie für ihn zahlte. Dies geſchah wieder 
ganz kaufmänniſch; die Finanzen empfangen vom Parlament das 
Recht, eine Summe aufzunehmen; wer fich betheiligen will, gibt 
dem Stock-booker den Auftrag, und zwar ganz gleichgültig gegen 
den Betrag; nad geſchehener Zahlung wird durd ihn der Be: 
treffende eingetragen und ſteht jet im Buch als Ereditor mit 
dem Recht auf feinen Zins. Die engliihe Bank führt aus: 
ſchließlich dieſe Bücher; die Finanzverwaltung hat damit gar 
nichts zu thun; fie überweiſt nur die betreffenden Steuern an die 
Bank und bejchäftigt fi mit der Verwaltung der Staatsjchuld 
weiter gar nicht, bis e3 zur Tilgung fommt. Natürlich war es 
nun, daß im Laufe des 13. Jahrhunderts verjchiedene Zinsfuße 
für die verfchiedenen Summen entjtanden; diefe Zinsfuße waren 
meijt 4—5 Proc., bis mit diefem Jahrhundert der allgemeine Zins: 
fuß von 3 Proc. feftgeftelt ward. Die Gejammtheit aller diejer, 
die Staatsichuld bildenden, in das Great book der Bank of Eng- 
land eingetragenen Schulden bildet die Consolidated National 
Debt; jeder Antheil, d. i. aljo jedes Guthaben ift ein „Consol“, 
und der Staat tritt nur ein, foweit es jih um den Sinking fund 
handelt. Da es auf dieſe Weije bisjegt Feine Obligationen und 
feine Coupons gab, jo gab es auch Feine „Emiſſion“ und feinen 
Emiffionscurs im Sinne des Continents, jondern wenn der Staat 
Schulden contrahirte, jo beſchränkte ſich feine Thätigfeit darauf, 
jeine Rente gegen einen möglichſt hohen Kaufpreis auszubieten. 
Diefer Kaufpreis ijt der Emilfionscurs der Conſols. Die Emifjion 
durh den Bankier und die Börje gejchieht dann in der Weile, 
daß der Bankier oder ein Gonfortium eine große Summe über: 
nimmt und dieſe wieder an die Einzelnen verkauft, die dann in 
das Große Buch eingetragen werden, was das Bankhaus beforgt. 
Der Emiſſionscurs bejteht deshalb auch nicht in der Differenz 
zwijchen dem Nominalbetrage einer Obligation und dem wirklichen 
Berkaufspreife derjelben, jondern einfach in dem Preiſe, den der 
Käufer der Eonfols für die Nente zahlt. Auf diefe Weife bildet 
die engliiche Staatsihuld ein feitgeichloffenes Ganzes und damit 
erflärt es fih au, weshalb die Conſols bisher jo wenig jelbit 
im englijhen Verkehr erjcheinen, geichweige denn auf dem Con— 
tinent, da die Ceſſion ſowol als der Zinjenbezug mit verhältniß- 
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mäßig viel Koften und Schwierigkeiten verbunden blieben. Die 
engliihe Rente jeßt daher zwei Dinge voraus — erftlich bedeu— 
tende Kapitaliften, und zweitens engliihe Gläubiger. Sie ift 
principiell eine allgemeine Schuld, aber factifch ift fie durch das 
Spitem der Bankverwaltung der Conſols eine ftreng nationale 
Schuld geworden. Sie hat endlich zur Folge eine Stellung der 
Bankhäufer, wie fie auf dem ganzen Gontinent gar nicht vor: 
fommen kann. Da die Zinſen der Conſols nur bei der Bank 
jelbit erhoben werden fünnen, jo müſſen die Beſitzer diefe Er: 
bebung den Bankpäufern anvertrauen, die dadurch in den Belik 
der gefammten Zinfen der engliihden Schuld, und zugleich zur 
Dispofition über einen ungeheuern Theil der Einnahmen der be— 
figenden Klaffe in England gelangen, was zur Erklärung für eine 
ganze Reihe von Erjheinungen auf dem engliihen und damit 
auf dem europäijchen Geldmarkte von höchſter Bedeutung ift. Und 
jetzt iſt es auch erjihtlih, wie das Syſtem der Actien mit ihren 
Coupons neben dem der Conſols eine jo bedeutende Stelle ein- 
nehmen muß. Doc dies gehört an eine andere Stelle. 

Das ganze Ältere Spitem ijt nun in der neueften Zeit, wie 
gejagt, in einem mejentliden Punkte geändert. Man bat fi 
endlich überzeugt, daß dieje jchwerfällige Form der Staatsſchuld 
zu großen Unzuträglichfeiten Anlaß gibt, und daher bat jet 
das Gejeß von 1865 (26 Vict. c. 28) bejtimmt, daß jeder im 
Great book Eingetragene das Recht hat, jih gegen einen kleinen 
Entgelt anjtatt jeines Contos Obligationen ausftellen zu laſſen, 
die mit halbjährlichen Coupons verjehen, jedoch jo abgefaßt find, 
daß fie nah Wunſch auch auf Namen lauten. Davon wird all: 
jährlich jeit 1366 ein nicht unbedeutender Gebrauch gemadt, und 
es ijt zu erwarten, daß diejes Syftem das alte im wejentlichen ver— 
drängen wird. 

Neben diefem Syſtem der engliihen Conſols fteht nun die 
franzöſiſche Rente. 


Die Formel diejer neuen Obligationen lautet: This is to cer- 
tify, that the Bearer of this Certificate (Raum für einen Namen, 
wenn man will) — is entitled to Five hundred Pounds Consoli- 
dated Three per Centum Annuities, subject to the Provision of 
the Statute 26! Victoria 28 and to the Regulations affecting 
the same. Datum. Grey, Chief Accountant. 
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Frankreich und die Rente, 


Es ijt gar fein Zweifel, dab das Spftem der franzöfiichen 
Rente jih in vielem Wejentlihen an das der engliihen Conſols 
angeſchloſſen und nur in einem Eleinen Theile das der deutichen 
aufgenommen bat. Doc) iſt bei vielfach gleicher Form das ganze 
Princip derjelben ein anderes. 

Es iſt befannt, daß die Revolution eine Staatsfhuld erzeugt 
batte, welche Frankreich neben feinen Aifignaten weder fundiren, 
noch auch nur verzinjen konnte. Die Kriege, in denen Frank: 
reich beftändig fi befand, machten ferner eine Aufnahme von 
Staatsihulden im Auslande gar nicht möglid. Die Nepublif 
ſah fih daher zu zwei Maßregeln genöthigt, auf denen das Syſtem 
der eigentlihen gegenwärtigen Staatsjchuld Frankreichs beruht, 
und die ihren Ausdrud in dem Grand livre gefunden haben. 

Zuerſt mußte man die damals unerträgliche Zinfenihuld von 
175 Mil. Frs. reduciren; die Summe, melde nad diefer Re— 
duction übrigblieb, betrug nur nod einen jährlichen Binjen- 
betrag von 4l,, Mil. Dann aber mußte man den Verſuch ma: 
gen, dieje ſowie alle folgenden Anleihen nah engliihem Princip 
nur dur das Volk jelbit aufzubringen. Für diefen Zweck wen: 
dete man nun dafjelbe Mittel an, das ſich in England jo gut 
bewährt hatte. Das Geſetz vom 24. Aug. 1793 beitimmte die 
Grridtung des „Grand livre” im Princip, auf den Antrag 
Cambon’s, mit dem Grundjaß der Unification aller Zinjen; jedoch 
in der Weife, daß die Führung diefes Buches nicht einer Bank 
(die Banque de France bejtand befanntlid noch nicht), jondern 
der Finanzverwaltung als Theil ihrer amtlichen. Thätigfeit über: 
tragen wurde. Das Princip war, daß der Gtaat feine Obliga- 
tionen ausgeben, fondern daß nur eine Rente verkauft werden 

fonnte. Jedoch geſchah und geſchieht diejer Verkauf in der Weife, 
daß die zum Verkauf ausgebotene Rente jtet3 Fapitalilirt wird 
und daher au nur in runder Summe verkauft werden kann; 
als Minimum wurden anfänglid 150 Frs. Rente (3000 Fr3. 
Kapital) feftgeitellt; jeit 1822 wurde auch die Inſcription bis 
10 Frs. Nente geftattet, und gegenwärtig ift da Minimum der 
Snfeription 5 Frs. Rente (alfo 100 Frs. Kapital), um aud das 
Heinfte Kapital zur Betheiligung berbeizuziehen. Daraus ging 
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dann auch wieder, im Unterſchiede von den englifhen Eonjols, 
bervor, daß die Verwaltung es bei der Eintragung in das Große 
Buch nicht bewenden ließ, jondern eine jelbitändige Schuldver: 
ſchreibung ausgab, den fog. „Titre”, der feinerjeit3 den eigent: 
lihen Redtstitel für die Rentenforderung bildet und defjen Vor: 
weifung daher auch zur Erhebung der Rente wieder nothiwendig 
wird, was bei dem Confol nicht der Fal if. Dagegen bat die 
Rente mit dem Confol wieder das gemein, daß die „Rentenſchuld— 
jcheine” urfprünglih nicht auf den Inhaber, fondern daß die 
Rente al3 perfönlide Schuld auf den Namen des Käufers lautet 
(Titre nominatif). Die Nothwendigkeit des Verkehrs bat nun 
aber gleich anfangs und zwar noch unter Beibehaltung der „Titres 
nominatifs“ zwei Grundfäße erzeugt, welche von der alten englijchen 
Confolsverwaltung jehr verjchieden find. Erſtlich Fann ein jeder 
Rententitel auf den Inhaber umgeichrieben werden, jedoch nur bei 
der Centralkaſſe, und anfänglihd nur bis zum Betrage von 
16 Mill. Rente. Zweitens kann die Rente natürlich auch gekauft 
und verkauft werden; jedoch fann das nur von der Direction der 
Staatsſchuld in der engern Abtheilung „des Mutations et trans- 
ferts du grand livre“ gejchehen, was noch umjtändlicher ift als 
die Umfchreibung in England. Ebenſo mußte man für den Ber: 
luft eines Titre ein Verfahren einrichten — Erflärung vor dem 
Maire mit Zeugen — da die Infeription jelbft nicht, wie in Eng: 
land, genügt, um den Anſpruch auf die Rente zur Geltung zu 
bringen. Dieje3 ganze Syſtem der „Rente“ empfing nun aller: 
dings eine wejentliche Erweiterung durch die Ord. vom 29. Mai 
1831, welde neben dem Titre nominatif audy die Rente au 
porteur creirte, urjprünglid mit 50 Frs., jeit 1834 mit 10 Frs. 
als Minimum. Natürlid mußten nun diefe Titres au porteur 
mit Coupons verjehen jein, um fie für den großen Markt geeignet 
zu maden; zugleid wurden für die 3 Proc. vierteljährige Ver— 
fallzeiten eingeführt, während für die Nominalrente die halbjähr— 
lichen blieben. So fieht man auf allen Punkten das Princip der 
finanziellen Verwaltung mit dem der faufmännifchen in der fran= 
zöſiſchen Rente verbunden; am deutlichiten ericheint das erftere 
in dem Syſtem der örtlichen Inſcription. Während nämlich in 
England der Conſol nur bei der Bank im Hauptbuh aus: und 
eingetragen werden kann, hat Frankreich den Berfauf und mithin 
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die Eintragung der Rente mit der Stellung des Receveurs ver: 
bunden. Jeder Hauptiteuereinnehmer hat das Recht, eine In— 
jeription in das Grand livre bei ſich aufzunehmen und die Zah: 
lung dafür zu empfangen; jeder Neceveur kann daher. auch einen 
Titre augjtellen; allein das Gute, was damit verbunden ift, wird 
wieder dadurch beeinträdtigt, daß der Eigenthümer der Rente fie 
auch nur an der Kaffe erheben kann, welche die Inſeription ent: 
gegengenommen und den Titre ausgeftellt hat. So hat die Rente 
mit Coupon den Charakter der deutjchen Staatsobligation, nur 
mit dem Unterjchiede von der deutſchen, daß fie nicht auf einen 
Nominalbetrag, jondern nur auf eine Rente lautet; die Rente 
ohne Coupon dagegen den Charakter der englifhen Conſols 
mit dem Unterfchiede, daß fie nicht blos in der Inſeription be— 
fteht, jondern zugleih als Rechtstitel den Rentenſchein (Titre) 
mit Angabe des Zinjenbetrages bat. Der erjte Theil ift die 
europäiihe Schuld, der zweite dagegen iſt vorzugsmeije die ört- 
lihe Staatsſchuld; darin liegt die große Bedeutung und die 
eigenthümliche Kraft der franzöjiihen Staatsfhuld, deren Drud 
eben dadurch nie mit ihrer Höhe in gleihem Grade fteigen kann, 
weil die Zinfen durch das Syitem der Rente, melde die Zins: 
zahlung innerhalb des eigenen Landes hebt, ſtets wieder an die 
Steuerträger jelbjt zurüdfließen. Daher denn auch die Auffaf- 
fung der Rente, wie wir jie z. B. von Lafitte (j. oben) ausge 
iprochen finden, und daher auch die einfache und leichte Verwal: 
tung derfelben und das Hineindringen der Staatsihuld in das 
Volk jelbft, das in Frankreich größer ift als in irgendeinem an- 
dern Lande Europas. Endlich gewinnen dadurch aud die Emij- 
fionen einen andern Charakter, der weder mit dem Englands, 
noch mit dem der deutichen Schulden ganz übereinftimmt. 

Die franzöfiihe Schuldverwaltung ſpricht nämlich überhaupt 
nit von „Emiſſionen“, und macht eigentlih nur in geringem 
Maße „VBörſenanleihen“, jondern die Schuld wird contrahirt ala 
„Verkauf der Rente”. Diejer „Verkauf“ gejchieht nun allerdings 
entweder durch große Bankhäufer, was jeit 1851 durch die 
Rente au porteur fehr erleichtert ift, oder durch die Receveurs 
bei den Steuerkaffen in den Provinzen. Es ift fein Zweifel, daß 
dies die billigjte Art der Emiſſion ift und daß die Finanzen 
dabei zugleich das Mittel bejigen, die Einfchreibungen in das 
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große Buch bei diefen Receveurs in der Weile zu escomptiren, 
daß fie auf Grundlage einer, denjelben zum Verkauf überwieſe— 
nen Rentenjumme von den legtern ſich den Betrag derjelben vor: 
ftreden laffen. Dadurch entiteht eine befondere Form der ſchwebenden 
Schuld, melde die Ausgabe von verzinslichen ſchwebenden Schuld: 
fcheinen überflüfig macht, den Geldmarkt nicht beläftigt, dagegen 
aber allerdings einen bejtändigen Confolidirungsproceß hervor: 
ruft, indem der Neceveur die von ihm für die verfaufte 
Rente bezogenen Summen ſich ald Rüdzahlung feiner Vorſchüſſe 
gutjchreibt. Die feite Staatsfhuld wächſt daher in Frankreich 
langſam und in Kleinen Beträgen beftändig, aber unmerklich, und 
diefe Verhältniſſe erflären e8, weshalb der jchließlich jo ungeheuere 
Zuwachs der franzöfifchen feiten Staatsjhuld (unter Napoleon II. 
allein ca. 5000 Mill. Frs.) faſt jpurlos an dem Effectenmarft 
vorübergegangen iſt. In ihm liegen die michtigiten Vorzüge 
und Nachtheile der Rente gegenüber der eigentlichen Staatsobligation, 
die wir als die dentjche Form der feiten Staatsjchuld bezeichnen. 


Es wird dabei nit ohne Intereſſe fein, einen Blid auf die 
Geſchichte der franzöfiiben Nentenfchuld zu werfen. Auf den Antrag 
der unter dem Borfige von Cambon errichteten Commiſſion murde 
das Grand Livre durh Gejeg vom 24. Aug. 1793 errichtet, und 
nun wurden alle alten Staatsſchulden in Snferiptionen in das Grand 
Livre umgeftaltet, was natürlib ſehr ſchwer und unregelmäßig vor 
fih ging, da namentlih aud die Leibrenten noch daneben beſtanden 
(Rente viagere). Erſt das Gejeg vom 30. Sept. 1797 über die 
Staatsſchuld bejtimmte, daß alle Schulden zu zwei Dritteln zurüd: 
gezahlt werden und nur der Reſt mit einem Drittel bejtehen 
bleiben folle. Das war das jog. „Tiers consolide‘; da aber die zwei 
Drittel nicht oder nur in Affignaten und zwar erſt feit 1800 gezablt 
wurden, jo war das Ganze factiih ein Bankrott. Der Zinsfuß 
dafür war 5 Proc.; daher erhielt diefe erite große nicription jeit 
Gejeg vom 11. Mai 1802, das diefe 5 Proc. feititellte, der 
Namen der 5proc. Consolides. Das iſt der erjte Theil der franzöſi— 
ihen Staatsſchuld. Der zweite entiteht durch die Entſchädigungs— 
Milliarde an die Emigranten unter der Rejtauration, die man nad 
manden fünjtlihen Operationen durd das Geſetz vom 27. April 1825 
als neue Rente in das Große Bub einführt. Zugleih verfuchte 
man jegt die erfte Converfion im großen Maßjtabe, indem nad 
Geſetz vom 1. Mai 1825 vie Converfion der 5 Proc. in 3 Proc. 
und zum Theil in 4%, Proc. facultativ gejtattet ward. Das Geſetz 
vom 19. Juni 1828 ſchuf dann die dritte Kategorie der 4 Proc. 
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mit anfänglih 80 Mill., während die Ordre vom 29. Mai 1831 
die Rente au porteur einführte. In dieſen Zuitand der Rente mit 
ihren vier Kategorien griff nun dad Decret vom 14. Mär; 1852 
entjcheidend hinein, indem e3 die gezwungene Converfion der 5proc. 
Consolides auf 4Y, Proc. innerhalb 10 Jahren anorbnete, ſodaß 1862 
die 5 Proc. gänzlih aufgehoben waren. Daraus entitanden die 
„4, pour cent de 1852°, die mit den „A"/, pour cent de 1825” auf 
diefe Weife verjhmolzen. Seit diefer Zeit nun bat eine Reihe von 
Operationen ftattgefunden, deren Aufgabe es war, den urfprünglichen 
Gedanken Cambon’3, die Heritellung eines einheitlihen Titre und 
eines gleihen Zinsfußes, zu verwirklihen. Die Aufgabe war, vie 
4, Proc. und die 4 Proc., die neben den 3 Proc. von 1825 
beitanden, zu lauter 3 Proc. zu maben. Die Grundlage war der 
Eintaujh der Titres der erſten gegen Titres zu 3 Proc. Das Geſetz, 
welches dieje Converſion einführte, ijt das Gefek vom 12. Febr. 1862. 
Die Operation bejtand in einer Aufzablung nah dem Gurfe. Die 
Summe der zu convertirenden Obligationen war 173,310437 Yrs. 
44, Proc. und 2,112015 Frs. zu 4 Proc., wovon jhon im Jahre 
1863 nur 40,241185 Fr. der 41/, Proc. und 456936 Fr3. der 4 Proc. 
noch nit zur Converfion gelangt waren. Nach Courtais ‚Manuel 
des fonds publies“ (1863), war die Zunahme von Anfang an fol- 
gende: 


Alte Schuld vom 1. Aug. 1793 Rente. Rapital. 
A 127,803000 2556,060000 
Bon 1793 — an VI ..... 46,913000 938,260000 


174,716000 3,404,320000 


Reduction 1797 um %, — Reit 58,238666 1,164,773333 
Total am 1. April 1814... . 63,307637  1,266,152740 
Total am 1. Jan. 1861 ....  349,887,166 9,718,276913 


Bei dem Beginne ded Krieges 1870 hatte fih die obige Summe 
bereit3 zu der folgenden höchſt bedeutenden Ziffer erhoben: 


4lgprocentige Rente... . +. 832,278340 Fre. Kapital 
Aprocentige — 11,152400 , m 
3procentige EEE TE 10,867,540433 „ " 
Goniolidirte Schuld 11,710,971173 Frs. 
Schwebende Shuld ... 2... .. 922,746900 „ 
BESSER: ee re 290,000000 „ 


Total... 12,923,718073 Fre. 


Deutſchland und die Staatsobligationen. 


Das ganze Syitem der deutihen Staatsfchulden ift nun von 
dem engliihen und franzöfiichen jo mejentlih verſchieden, daß 
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auch die Verwaltung in Form und Princip eine durchaus andere 
fein muß. Wir nennen dafjelbe furz das Syſtem der Staats: 
obligationen. 

Das Syitem der Staat3obligationen beruht auf zwei Grund: 
lagen, welche Deutichland von England und Frankreih auch in 
Beziehung auf das Staatsfhuldenmweien unterjcheiden. 

Die erfte diefer Grundlagen ift die Thatſache, daß bis zur 
neueften Zeit Deutichland nit reich genug war, um wie Eng: 
land und Frankreich feine Schuld bei jeinen eigenen Angehörigen 
zu contrahiren. Die Staaten Deutjhlands mußten daher von 
Anfang an die Staatsihulden jo einrichten, daß fie nicht jo jehr 
das Kapital der eigenen Nation, als vielmehr das europätjche 
Kapital aufſuchten. Zu dem Ende konnten die Deutichen weder 
Schuldurfunden, wie die Franzojen, noch Sculdeintragungen, 
wie die Engländer, bei deutſchen Kaſſen zahlbar ausftellen, jon- 
dern diefe Schuldurfunden mußten grundjäglic auf den Inhaber 
lauten, mit Zinfencoupons verjehen jein, welche, abgetrennt, von 
jedem Punkte der Welt zur Einlöfung eingefandt werden Fonnten 
und durch alle diefe Momente Gegenitand des Effectenverfehrs 
der ganzen Welt werden. Das zweite Moment war die poli- 
tiihe Zerriffenheit der deutichen ſtaatlichen Zuftände, melde e3 
unmöglid machte, die Schuld als eine Einheit aufzuftelen, und 
daher jeden Staat zwang, feine eigene Schuld jelbjtändig zu con- 
trahiren. Der Begriff einer Nationalihuld war damit definitiv 
ausgefhloffen und jo ward es auch von diejer Seite nothiwendig, 
lauter einzelne Schuldtitel zu creiren. Auf diefe Weile entitand 
die deutſche Form der Staatsfhuld, die Staatsobligation. Ihr 
Weſen ift es, daß fie erſtens auf eine bejtimmte Summe lautet, 
zweitens diefe Summe nad einem bejtimmten Fuße verzinit, 
drittend zu dem Ende mit Gouponbogen verjehen ift, deren 
Coupons zu beftimmten Terminen zahlbar find. Bei ihnen treten 
daher die Fragen nah der Emiflion und dem Emiljionscurje in 
ganz beitimmter Weile auf und merden zu jehr wichtigen Auf: 
gaben der Staatsjchuldenverwaltung. Bei der deutichen Staat: 
obligation ift die Emiffion ein Gefhäft, das feine eigenen 
Grundlagen und Regeln bat, und deshalb kann man auch nur 
bei ihr von einem Syſtem der Gontrahirung von Anleihen reden, 
was bei der engliihen und der franzöfiihen Schuld weder 
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in der Art, noch in dem Maße der Fall ift. Nur die deutſche 
Form der Obligation läßt daher auch eine eigentliche „Lehre“ 
von der Staatsſchuldenverwaltung zu; allerdings gelten die Grund: 
jäge auch für Conſols und Rente, aber e8 ift nicht thunlich, fie 
in ihrer einzelnen Ausführung auf diefelben anzuwenden. Wir 
werden daher genöthigt, die Lehre von der Verwaltung der Staats: 
ſchulden jpeciell alö die Berwaltung der Obligationenihuld 
binzuftellen. 

Allerdings find nun auf dem Gebiete der deutſchen Staats— 
obligationen große Verſchiedenheiten vorhanden; allein diefe be- 
ziehen jich nie auf das Princip, fondern nur auf die Ausführung. 
Der tiefe Unterſchied zwiſchen der engliihen, franzöfischen und 
deutichen Staatsſchuld bleibt, und die Grundfäße der legtern 
laffen daher nur in untergeordneten Punkten Anwendungen auf 
Conſols und Renten zu, die wir dann kurz bezeichnen werden. 
In keinem Gebiete der Finanzwiſſenſchaft ift der Unterjchied der 
drei Völker jo groß als in diefem, und erjt von ihm aus wird 
das BVerftändniß nicht blos der Sade, jondern auch die Stellung 
der Theorie zu derjelben jich aufflären und namentlich die That: 
jache klar werden, weshalb weder die Franzojen, noch die Eng: 
länder, bei aller Bejtimmtheit ihrer Anfichten über das Weſen der - 
Staatsſchuld an ji, gar feine Unterfuhung über die Verwaltung 
derjelben haben, während die deutiche Literatur ihren eigentlichen 
Schwerpunkt, namentlid jeit Nebenius, gerade in der Staats— 
fhuldenverwaltung gefunden hat. 


Anftatt jeder Kritit begnügen wir uns bier mit der Bemerkung, 
daß e3 gar fein Gebiet in der Finanzwiſſenſchaft gibt, welches jene 
drei Formen der Staatsſchuld behandelt hätte, was mol zum Theil 
daran liegt, daß Conjol® und Rente auf dem deutſchen Continent 
äußerſt jelten im Verkehr vorlommen, wie e3 ihre Natur mit fi 
bringt, während jedermann die deutſche Obligationsfhuld kennt und 
daher leicht zu der Vorſtellung gelangt, als ſei fie die eigentliche 
Form der Staatdfhuld. Merkwürdig nur, dab aud Nebenius, Rau 
und Hod nichts darüber jagen. 
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Das Spften der Staatsfchuldenverwaltung. 
I. Die Obligationsihuld als eigentlihes Object derjelben, 


Das eigentliche Syitem der Staatsjchuldenverwaltung beginnt 
nun da, wo die Obligationsjchuld entjteht, und jein Inhalt be: 
rubt, wie gejagt, auf dem Wejen der legtern. Ihr Princip iſt 
einfah, die Ausführung dejjelben aber ift es keineswegs. 

Da namentlich die Obligation eine bejtimmte Schuldjumme, 
den Nominalbetrag der Schuld, enthält, welche der Staat verkauft, 
und zwar in der Weife, daß er für den Kaufpreis den jährlichen 
Coupon zu zahlen veripricht, ſo ilt es die erfte und michtigfte 
Aufgabe der Staatsjchuldenvermaltung, dieje Obligation zu dem 
möglichft hohen Preije zu verlaufen. Diejer möglichſt hohe Preis 
iſt nun natürlich nicht willfürlich zu bejtimmen, jondern das Er— 
gebniß einer ganzen Reihe von Yactoren, die auf ihn einwirken. 
Nun nennen wir die Summe, worauf die Obligation lautet, den 
Nominalbetrag; den Betrag, wofür fie mit ihrem Zinscoupon ver— 
fauft wird, den Emilfionscurs; den erften Verkauf felbft die 
- Emiffion. Demnach iſt es die Aufgabe der Staatsihuldenver- 
waltung, die Factoren genau zu fennen und gefhidt zu benugen, 
welche bei der Emiffion den möglichjt hohen Emiſſionscurs bedin- 
gen; und die Darftellung diejer Factoren in ihrer Einwirkung auf 
den Emiljionscurs bildet die Lehre von der Staatsjchuldenver- 
waltung. 

Diefe Factoren find nun zuerit die Formen der Emifjion, 
dann die Verzinſung derjelben, dann die Tilgung und endlich 
die Converfion der Staatsfhuld. Alle dieſe Begriffe und Ber: 
hältniſſe fommen natürlich auch bei der Rente und den Eonfols vor, 
allein in weſentlich verjchiedener Weiſe; und es ift daher zuerft noth— 
wendig, jich über die Frage einig zu fein, ob überhaupt das 
Syftem der Rente oder das der Obligation das befjere iſt. 

Es ijt nun zunächſt klar, worauf der formelle Unterjchied, 
beruht. Bei den Conjols erklärt ji) der Staat ald Schuldner 
für eine beftimmte Summe, aber nicht für eine runde Summe, 
und gibt auch feine Obligation aus; für diefe Summe zahlt er 
jeine Zinjen, aber nur wie ein Kaufmann gegen Eintragung in 
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das Conto des Gläubigers, und zwar in dem Einen großen Haupt: 
buche der Staatsfhuld. Der Confol ift daher fait unfähig, 
Gegenftand des Verkehrs auf dem Effectenmarkt zu werden; feine 
Berzinfung iſt Eoftfpielig und ſchwierig; allerdings empfängt der 
Staat wirklich die Summe, die er jchuldet; allein der Werth die— 
jer Summe ift für den Staatsgläubiger viel geringer als ber 
einer Obligation mit Coupon. Das Syſtem der Conſols bat 
daher die wichtige Folge für den Staat, daß die Schuld, die er 
contrabirt hat, fait ausjchließlich in den Händen des eigenen Volkes 
bleibt, und daß feine nominale Schuldenlaft nie größer ift als 
die wirflid von ihm empfangenen Zahlungen, was bei Rente 
und Obligation nie der Fall ilt. Allein die Vorausſetzung diejer 
Art der Contrahirung von Staatsfchulden ift offenbar die eines 
jehr großen Kapitalvorrathes im Volke jelbft, und zwar eines 
jo großen Vorrathes, daß das Volk außer jeiner Staatsfchuld 
auch noch Geld genug befigt, um feinem Handel und feiner In— 
dujtrie den erforderlichen Zahlungs= und Unternehmungscredit zu 
geben, Sit das legtere nicht der Fall, jo wird das ganze Syſtem 
der Conſols unausführbar, weil alsdann die Höhe der Einzah: 
lung für dad Zinsverſprechen jich je nah dem Zinsfuße richten, 
oder der Zins für alle Conſols ein jehr verfchiedener jein müßte. 
Die Eonfols find daher nur dann möglih, wenn ein Volk den 
ganzen Betrag feiner Staatsihuld als einen reinen, für Handel 
und Induftrie nicht mehr erforderlihen Kapitalüberihuß an- 
legt, der eben deshalb mit dem geringiten Zinsfuße ſich genü— 
gen läßt. it das der Fall, jo entjteht das Syitem der Eonfols 
von jelbit; ift es nicht der Fall, jo iſt es nutzlos, feine Vorzüge 
zu unterſuchen. 

Anders ift es mit der Nente. Sie ijt nicht wie die Conſols 
eine Schuld, jondern ein einfacher Rentenkauf, bei dem der Staat 
nur Schuloner für die Rente und nicht für das eingezahlte Ka— 
pital wird. Darin liegt zugleih der Unterſchied derſelben von 
der Obligation. Es folgt daraus, daß bei der Rente der Emiſ— 
fionscurs etwas anderes bedeutet als bei der Obligation; er ift 
dort der mit hundert Fapitalifirte Preis, den der Gläubiger für 
das Rentenverſprechen dem Staate zahlt; wird aljo die 3procen— 
tige Nente emittirt, 3. B. zu 70, fo beißt das nicht, daß der 
Staat ſich ſchuldig befennt, dereinjt einmal 100, oder au nur 
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70 zu zahlen, ſondern feine Verpflichtung gebt einzig und allein 
auf die jährlihen 3 Proc. Es hat das den großen Vortheil, 
daß das Budget des Staats feine Nominalihuld als Kapital hat, 
fondern nur eine jährlich zu zahlende Rentenfhuld; um jedoch 
für die Summe der Staatsjhulden einen Maßftab zu haben, wird 
dod im Budget „ver Fapitalilirte Betrag aufgeführt, was natürlich 
praftiich keinen Unterfchied macht. Für den Geldverfehr ift daher 
die Rente der Obligation ganz gleih, bis auf die Verhältniffe 
der Tilgung; denn in der That bedeutet der Nominalbetrag der 
Obligation bei unfündbaren Schulden überhaupt nichts; ob das 
Document auf 100 zu 3 Proc., oder blos auf 3 Broc. lautet, 
ift gleichgültig. Das Weſentliche der Rente liegt dagegen darin, 
daß fie für den bei weitem größten Theil auf Namen lautet und 
ohne Coupon ijt, jodaß bier, wie bei den Conſols, der Befiker 
im Lande jein muß, um feine Rente leicht und billig zu erheben. 
Dies hat nun, nad engliſchem Vorbild, die Vorausjegung, daß 
zuerft die Staatsſchuld eine einheimilche bleibt; der keineswegs 
bedeutungsloje Zujag, daß die Rente auch in den Provinzen bei 
jedem Receveur eingehoben werden kann, bat die meitere Folge, 
daß das Fleine Kapital des ganzen Volkes fich leicht und gern 
an der Staatsjchuld betheiligt; und fo ift e8 allerdings leicht ver: 
ftändlih, wenn man das Spitem der Rente dem der Obligation 
vorzieht, weil erftlich feine Verpflichtung zum Rückkauf mit dem 
Nominalbetrage vorliegt, und zweitens die Rente nur in einem 
einheitlich verwalteten und mit einer wohlhabenden Mittelklajfe 
verjehenen Staate ausgeführt werden Fann. Der Borzug der Rente 
vor der Obligation beruht deshalb eben in diefer Kraft des Staats, 
fich jelber feine Schuld jchuldig zu fein, und in dem Credit deſ— 
felben, der eine Tilgung nad dem Nominalbetrag nicht in Aus: 
ficht zu ftellen braucht, um einen guten Preis für den Verkauf 
feines Rentenverfprechens zu erzielen. 

Daraus nun ergibt fi, daß, wie gelagt, das eigentliche 
Syſtem der Staatsanleihen nur bei der Obligation möglid ift. 
Und diejes Syſtem nun ift in feinen Hauptpunften das folgende. 
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I. Die Arten der Obligationsanleihen. 
a) Zwangsanleiben. 


Dies find ſolche Anleihen, bei welchen der Staat jedem ein- 
zelnen jeiner Angehörigen den gefeglihen Zwang auferlegt, einen 
Theil feines Vermögens als Darlehn dem Staate gegen Obliga= 
tionen und Verzinfung zu übergeben. Die Zwangsanleihen haben 
mithin, wie die VBermögensfteuer, eine Schägung und Kataftrirung‘ 
des Vermögens aller Einzelnen zur Borausfegung und merden 
dann nach einem bejtimmten Fuße an diefelben überwiefen. Der 
Staat gibt dabei feiner Anleihe das Recht der Steuer, indem bie 
einmal beftimmte Summe, die der Einzelne zu leihen bat, auf 
dem Wege der Erecution eingetrieben wird. Dabei find denn 
freilih eine Reihe von Modificationen denkbar. 

Zwangsanleihen find jedoch nur in den Fällen der aller: 
äußerften Noth anwendbar, und zwar nur dann, wenn gar fein 
anderes Mittel, zu einem Darlehn unter erträglien Bedingun- 
gen zu gelangen, mehr möglich ift Denn nicht darin allein liegt 
das Verderblide bei den Zmangsanleiben, daß fie den Einzelnen 
nöthigen, einen Theil feines Vermögens dem Staate zu leihen, 
den er vielleicht für etwas anderes bejtimmt hatte, und daß er 
als Einzelner eine Laft tragen muß, die ihrer Natur nad nur 
dur die Bertheilung auf längere Epochen erträglih wird, ſon— 
dern ebenjo jehr darin, daß der Einzelne gezwungen wird, dem 
Staate eben Geld zu leihen, und daß derjelbe daher diefes Geld 
bei denjenigen aufjuchen muß, die es beſitzen, und die daher, 
indem fie die Unerbittlichkeit des allgemeinen Bedarfs kennen, 
jelbjt in den Bedingungen unerbittli werden, zu denen fie diejes 
Geld hergeben. Die Zwangsanleihe wird daher zu einer Aus: 
beutung derer, die fein flüffiges Kapital haben, durch diejenigen, 
welche ein jolches bejigen, und darin liegt ihre nächſte, aber auch 
ihre jehr große Gefahr. Sie kommen deshalb auch felten vor 
und fünnen nur als eine außerordentliche, ja als eine unorga- 
niſche Art der Anleihen betrachtet werden. 

Die Contrahirung der Zwangsanleihen geſchieht durch ein 
Geſetz, das den Charakter eines Steuergeſetzes hat. Dieſem Ge— 
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fege muß die Vertheilung nah dem Vermögenslataſter voraus: 
gehen und der Anleihebetrag, zu welchem der Einzelne gezwun— 
gen wird, als ein Procentjak des Vermögens beftimnt werden. 
Die Einhebung der Zwangsanleihe gejchieht am beiten bei großen 
Beträgen in Raten, bei kleinen auf einmal. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß ganz Eleine Vermögen von derfelben ganz 
befreit find. Die Staatsobligationen müſſen ihrerſeits gleichfalls 
theils auf größere, theils aber auh auf Heine Summen lauten. 
Es ift eine große Erleichterung, wenn der Staat in der Lage ift, 
die Zinjeniheine und Coupons als Steuerzahlungsmittel anzu— 
erfennen, meil das den Werth diefer Schuld bedeutend hebt. 
Ale Zwangsanleihen find aber ftetS jo außerordentlicher Natur, 
daß die gewöhnlichen Regeln dabei jchwer feitzubalten find. 


Ueber die jhlimmen Folgen der Zwangsanleihen ift man einig; 
vgl. Nebenius, S. 318 fg.; Rau, $. 486. Nicht jo jehr darüber, 
ob die Ausgabe von Papiergeld mit Zwangscurd eine gezwungene 
Anleihe fei, wie Nebenius (S. 322) meint. Offenbar ift diefe An— 
fiht dadurch entitanden, dab der Staat die Berbinplichleit hat, das 
zu feinem Nennwerthbe ausgegebene Papier auch zu feinem Nenn: 
werthbe wieder auäzulöfen. In diefem Sinne fann man allerdings 
von einer jolhen Anleihe reden, nur wird die Einlöjungspflicht oder 
die Tilgung in diefem falle nie von dem Einzelnen, ſondern von 
der Noth erzwungen, welche durch die Störung der Volkswirthſchaft 
und durch den Ruin der Staatdeinnabme entitebt, wenn Papiergeld 
mit Zwangseurs circulirt. Denn der Staat kann fi nicht mweigern, 
dad Papier in feinen Kafjen zum vollen Nennwerthbe anzunehmen, 
fann es aber nit dazu ausgeben, außer bei den Gehalten und 
Löhnen. Er verliert daher die Differenz des Curjes, und das ift 
der Grund der abjoluten Unmöglichkeit, bei einem Zwangscurſe 
einen Staatshaushalt zu führen. Die Geſchichte des Zwangscurſes 
liefert dafür die entfcheidenden Beweiſe. 


b) Börjenanleiben. 


Die Börjenanleihen beruhen auf dem einfahen mirtbichaft: 
lihen Grundjag, daß die Kapitalien, wo immer fie jein mögen, 
den wirthſchaftlichen Vortheilen zuftrömen, die ihren Beligern ge— 
boten werden; daß dadurd bei ausreichend dargebotenen Vor: 
theilen ftets für den Zweck Kapitalien genug vorhanden find, 
und daß, mwern die legtern ſich freiwillig zu dieſen Vortheilen 
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zujammenfinden, auch die Volkswirthſchaft am wenigſten gerade 
unter einer ſolchen Deplacirung der Kapitalien leidet. Während 
daher die Zwangsanleihen im Grunde Steuern find, find bie 
Börjenanleihen Geldgeſchäfte. Es fommt mithin darauf an, für 
dieje Anleihen ein PBrincip zu finden, durd welches diefelben, 
indem fie dem Staate das billigite Geld für feinen Bedarf ſchaf— 
fen, zugleich die Vertheilung der Kapitalien am wenigſten ftören. 

Diejes Princip beruht nun darauf, daß die Kapitalvertheilung 
in unjerer Zeit jich der Vertheilung und Organijation des Cre— 
dits untergeordnet bat. Es gibt ebenjo wenig noch Geldvorräthe, 
die als Schäße unbenugt verwahrt werden, ald es Kapitalien 
gibt, die nicht zur Grundlage des Credits dienten. Credit und 
Kapital find daher jo innig verihmolzen, daß man die Kapitalien 
nur da ſuchen kann, wo der Eredit vorhanden iſt. Nun ilt der 
Credit jelbjt eine Organifation, in welcher nicht blos ein Kapital 
auf dem andern und ein Gredit auf dem andern ruht, fondern 
vielmehr die kleinern Kapitalien und Eredite fi mit den großen 
verfchmelzen, ihnen folgen und gleihjam gehorden, während an— 
dererjeit3 nur diefe großen Kapitalien durch ihre Verbindungen 
wiſſen, ob und wieviel Kapital und Eredit für jeden allgemeinen 
Zweck vorhanden find. Wenn daher der Staat Credit gebraucht, 
jo ift e$ naturgemäß, daß er ſich an die Häupter diejer Organi- 
fation des Credits, die großen Bankgeſchäfte, wendet und durch 
dieje die für jeine Anleihe nöthige Summe aus der Geſchäfts— 
fumme berausziehen läßt. Während daher die Anleihe des Staats 
die Nachfrage bildet, iſt die Gejammtheit aller Kapital- und 
Ereditbefigenden das Angebot, und die großen Geld: und Credit: 
geihäfte find nur die Vermittler zwiſchen diefer Nachfrage und 
dem Angebot. Und weil nun der Plaß, mo derartige Vermit— 
telungen vor fich gehen, die Börfe ift, jo nennen wir ſolche An: 
leihen Börfenanleihen. 

Eine Börfenanleihe hat daher zu ihrer Vorausſetzung eine 
große Entwidelung der Organijation des Creditwejens und ift in 
vieler Beziehung der Ausdrud defjelben. Sie hat den großen 
Vorzug vor jeder andern Art der Anleihe, daß fie nicht auf ein 
einzelnes Land bejchränft ift und daher au in ihrem Preiſe 
nicht von den Kapital: und Ereditverhältnilien eines einzelnen 
Landes abhängt, jondern von denen der ganzen Welt, da das 
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Creditweſen unferer Zeit wie das Güterleben derjelben ſich ohne 
Grenzen über die ganze Welt verbreitet. Sie weiß daher, indem 
fie den Gejammtorganismus des Credit in Bewegung jet, um 
allenthalben die überfhüfligen Kapitalien aufzufuchen und berbei- 
zubolen, auch ebendadurd dieje Kapitalien zu dem billigiten Preiſe 
aufzufinden; und aus demjelben Grunde jtört fie durch die in 
der Anleihe enthaltene Deplacirung der Kapitalien die gefammte 
Volkswirthſchaft am mwenigften. Endlid hat diejelbe noch einen 
und feineswegs gering anzufhlagenden Vortheil. Dadurch, daß 
fie ohne alle Rüdjiht auf Volk und Land einzelne Kapitalijten 
zu Greditoren der einzelnen Staaten madt, gibt fie diejen ein 
praktiſches wirtbjchaftliches Intereſſe an der wirthſchaftlichen Wohl- 
fahrt des Landes, das ihnen jchuldet; ein Interefje mithin, das 
fie mit diefem Lande als Ganzem — aljo mit feiner Regierung 
— und mit jedem Einzelnen in diefem Lande theilen. Die durch 
Börjenanleihben zu Stande kommenden Staatsanleihen erjcheinen 
daher als einer der Ausdrüde der Gemeinſchaft aller menſchlichen 
Sntereffen, als deren legte Verwirklichung das höchſte äußerliche 
Biel alles wirtbichaftliden Lebens dajtehbt. Und wenn man die 
Geſchichte durchgeht, jo ſieht man deutlich die Spuren diejes 
durhaus nicht unwichtigen Factors auftreten, freilich mehr in dem 
Augenblide, wo jene Schulden contrahirt werden, ald nachdem 
fie einmal contrahirt find. Wo daher ein Staat nicht reich genug 
it, um Conſols oder Renten auszugeben, da jind aus allen die: 
jen Gründen zufammengenommen die Börfenanleihen die Haupt: 
form der Staatsanleihen geworden und können zugleich als die 
regelmäßige und allgemeine Form derjelben gelten, jodaß die 
übrigen Formen nur als Ausnahmefälle dabei erjcheinen. 

Die Contrahirung einer ſolchen Anleihe umfaßt nun die Ge- 
jammtbheit von Operationen, durch welde die Finanzen für ihre 
Darlehen Käufer und einen möglihit hohen Preis — möglichſt 
hoben Emifjionscurs — ſuchen. 

Hier nun find zwei Fälle möglid. Entweder braudt der 
Staat nicht plöglih und mit einem male eine große Summe, 
oder er muß eine joldhe unbedingt und plöglic aufbringen. Das 
Verfahren ift je nad) diefen Fällen verfchieden. 

Im erjten Falle legt die Finanzverwaltung unmittelbar und 
ohne fich an einen einzelnen Geſchäftsmann zu wenden, die Offerte 
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der gejammten Gejchäftsmwelt vor, indem fie zu Zeichnungen auf: 
fordert. Dieje öffentliche Dfferte hat den Vortheil, daß die Ver— 
mwaltung feine Provilion zu zahlen braucht, die oft jehr bedeutend 
if. Allein fie hat wieder den Nachtheil, daß fi) niemand Mühe 
gibt, mehr Offerte berbeizufchaffen, als er gerade jelbit machen 
will, und daß daher die Staatsvermwaltung Gefahr Läuft, nicht 
genug Geld zum Darlehn zu befommen, ja daß fogar direct gegen 
die Anleihe operirt wird. Um daber eine foldhe directe Offerte 
zu machen, müfjen entweder die Bedingungen der Anleihe außer: - 
ordentlih günftig oder die vorhandenen Kapitalien außerordentlich 
reichlich verfügbar fein. Unter diefen Vorausjegungen ijt eine 
Anleihe durch directe und allgemeine Dfferte allerdings thun— 
lid. Mlein obmwol der Staat dabei leicht die betreffende Summe 
zujammenbringt, jo entgeht ihm doc der Bortheil, um den Preis 
der Anleihe ferner handeln und einen böhern Preis erzielen zu 
fönnen, da er jelbit bei der ftärfiten Nachfrage nicht über den 
einmal feitgejegten Preis hinausgehen kann. Diejen Preis muß 
er aber einjeitig feitfegen. Indeſſen bleibt ihm immer der Meg 
offen, von der Submifjionsanleihe zur directen Offerte überzu- 
gehen, wenn das Angebot der Submifjionare ihm nicht paflend 
erjcheint. 

Es kann nun aber eine jolde Anleihe in der zweiten Form 
der Commifjion gejhehen. Wenn der Staat die Offerte nicht 
jelbft entgegennehmen will, jo kann er das Auſſuchen der Dar- 
lehnsfapitalien und das Zufammenbringen der Zeichnungen ein- 
zelnen großen Bankiers in Commifjion geben, indem er dieje be- 
auftragt, die Zeichnungen für das Darlehn zu jammeln, die Ein- 
zahlungen auf dafjelbe von den Einzelnen entgegenzunehmen und 
dafür je nah dem Betrage der legtern Staatsobligationen auszu: 
folgen. Eine ſolche Commifjion hat zwar den Nachtheil, daß 
fie dem Staate Provifion koſtet, allein dafür macht fie es auch 
möglih, Kapitalien aus allen Ländern zu jammeln, indem die 
Proviſion, natürlid in Procenten berechnet, den Commiſſionar 
zur Herbeiziehung aller Kapitaliften anfpornt und diefen zugleich 
die Leichtigkeit der Einzahlung durch Wechſel bietet, welche bei 
der unmittelbaren Offerte entweder gar nicht zugelaffen oder zu— 
legt do dur Commifjionen bejorgt werden. Der Hauptübel: 
ftand bei der Commiffionsofferte befteht jevodh darin, daß der 
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Staat nie oder erjt nach unbeftimmter Zeit genau erfährt, wieviel 
er als Darlehn befommt, da der Commiſſionar feinerlei Ber: 
pflictungen zur Aufbringung der Summe übernimmt. Er kann 
freilich einen Termin jegen, aber er weiß im Anfange des Ter: 
mins nicht, wie viele am Ende dejjelben gezeichnet haben werden, 
und am Ende des Terming nicht, ob alle gezeichnet haben, welche 
wirklich zeichnen wollten. Auch die Commifjionsanleibe bat daber 
ebenfo viel gegen fich als für fi. 

Der zweite der obigen Fälle ruft nun diejenige Form der 
Anleihe hervor, die wir die Bankieranleibe nennen. Dieſe beſteht 
darin, daß ein bejtimmtes Bantierhaus allein oder in Verbin— 
dung mit andern (Conjortium) ſich bereit erklärt, dem Staate die 
geforderte Summe zu leiben und mithin ausſchließlich für 
die Aufbringung haftet. E3 ift dann Sache diejes Bankierhauſes, 
die Summe theils aus eigenen Mitteln, theils durch jeine Ver: 
bindungen zufammenzubringen; der Staat bat feine weitern Ver— 
pflihtungen als die Ausftellung und Ueberlieferung der bedunge- 
nen Staatsobligationen. Dieje Form bat den großen Bortbeil, 
daß fie ftetS wenigjtens ein mächtiges Bankierhaus ins Intereſſe 
der Staatsanleihe zieht, daß jie den Staat aller weitern Unſicher— 
beit über die gewünſchte Summe enthebt und alle einzelnen Punkte 
in Beziehung auf die Modalitäten der Zahlung, Raten und Friiten 
definitiv feitftellt. Allein andererfeit3 muß der Staat, da er felbit 
fein Rifico mehr bat und diejes dem Bankier zujchiebt, diejes Ni: 
fico dejjelben bezahlen. Dies geichieht im mejentlichen dadurch, 
daß das darleibende Haus den Werth der Staatsobligationen dem 
Staate niedriger berechnet, oder ihm weniger dafür gibt, als es 
felbft im Publikum dafür wieder zu erhalten hofft. Die Differenz 
zwijchen beiden Summen bildet dann den Unternehmungsgewinn 
des Bankierhauſes; fie enthält aber außerdem aud noch die Pro: 
vifion für die Mühe des Ausbringens der Anleihe und muß da: 
ber jtet3 höher berechnet fein als die Provilion der Commiffions: 
anleihbe. Dafür it fie aber auch fehr unlicher; denn bei der Ban: 
fieranleihe ijt eben die Vorausjegung jedes Gewinns, daß die 
Staatsobligationen im Verkehr auch wirklich zu einem böbern 
Preije zu erfaufen find, als derjenige it, den das Haus dem 
Staate gezahlt bat. Nun kann fih das Haus darüber jehr täu- 
ihen; es fünnen auch während der Emifjion Verhältniſſe eintre: 
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ten, welche den Curs jinlen maden; die Banfieranleihe ift daher 
ihrer Natur nad) jo zu bezeichnen, daß fie für den Staat eine 
ziwar fichere, aber auch jtet3 eine theuere Form der Börfenanleibe 
ift, während jie für den Darleiber ein großes, aber auch ein ge- 
fahrvolles Geſchäft ilt. 

Es ergibt ſich daraus, daß die Contrahirung wirklicher 
Staatsſchulden zwar formell einfach, in der Ausführung aber oft 
ſehr ernſt und ſchwierig iſt. Sie erzeugt einen eigenthümlichen 
Gegenſatz der Intereſſen, und die Ordnung dieſes Gegenſatzes ge— 
ſchieht durch diejenige Thätigkeit der Finanzverwaltung, welche 
wir die Schuldoperation des Staats nennen. 


Feſtzuhalten iſt hier eben der Gedanke, daß jede Börſenanleihe 
aus den Ueberſchüſſen der einzelnen Wirthſchaft gebildet wird und 
daß der Credit der Bankhäuſer weſentlich darin beſteht, ebendieſe 
Ueberſchüſſe an ſich zu ziehen. Die Uebernahme (deren Formen un— 
ten) durch ein Bankhaus iſt im Grunde nur die Erklärung von fach— 
kundigen Männern an die einzelnen Beſitzer der kleinen Kapitalien, 
daß die Obligation des Staates den Werth des Emiſſionscurſes 
wirklich habe. Es mag wol in der ſcheinbaren Einfachheit dieſer 
Formen liegen, weshalb ſie in der Finanzwiſſenſchaft bisher wenig 
Platz gefunden haben und wir daher auch auf niemand verweiſen 
können Die praktiſche Bedeutung dürfte einleuchten. Nur Nebenius 
bat ſich mit dieſen Fragen eingehend beſchäftigt (S. 526 — 602, 
wo namentlich eine Reihe wichtiger einzelner Fragen in Betreff des 
Umjages ver Staatöpapiere und jeiner Bedingungen und Formen 
bervorgehoben find). Rau bat fih fait ausſchließlich an die For: 
men der Gontrabirung gehalten ($. 504, 506). Es ift Har, daß 
e3 fi. in diefem ganzen Gebiete eben nicht jo jehr um dieſe or: 
men banvelt, als um die Gefhidlichkeit der Finanzleitung, - welche 
diejelben zu benugen verfteht, um dem Intereſſe der Bankiers das 
nterefie der Finanzen nicht zum Opfer zu bringen. 


c) Freiwillige oder Volksanleihen. 


Jede Börfenanleihe iſt vor allen Dingen ein Creditgeſchäft 
und bat daber durchaus den Charakter eines ſolchen Geſchäfts. 
Es fordert zuerit, daß diejenigen großen Geſchäfte, welche es 
übernehmen und durch ihre Verbindungen die gewünſchte Summe 
zufammenbringen, für dieje Thätigfeit als joldhe belohnt werden 
(Brovifion). Es folgt zweitens, daß die Möglichkeit, die Anleihe 
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zu machen, ebenfo jehr von denjenigen Gredit- und Geldverhält- 
niffen abhängt, die außerhalb des Landes find, als von den ein- 
beimifhen, und daß daher auch fremde und mithin auch oft jehr 
unbegründete Urtheile auf den Credit Einfluß üben. Während 
aus dem erften Grunde eine ſolche Anleihe theuer zu ſtehen fommt, 
wird fie aus dem zweiten Grunde ungewiß. Szenen hohen Preis 
muß aber ſtets das Volk zahlen, während diefe Ungemwißheit ihm 
verderblich werden kann. 

Wo daher Kojten und Ungemwißheit zu einem hoben Grade 
fteigen, da ericheint es angemefjen, die Gejammtheit aller Kapi— 
taliften innerhalb des eigenen Volks aufzufordern, dem eigenen 
Staate aus eigenen Mitteln ein Darlehen zu geben. Daß das 
eigene Volk es thut, bat zur Folge, daß der Staat die Proviſion 
erſpart; daß jedermann freiwillig leiht, bat zur Folge, daß das 
geliehene Kapital von jedem nach jeinen eigenen Verhältniſſen 
richtig bemeffen wird und daher feinem eine Störung bringt. 
Daß ſich endlich die Regierung an das eigene Volk wendet für 
ein Bedürfniß, das ja felbjt ein Bebürfniß des eigenen Volks 
it, madt die Einziehung der Anleihe fo fiher, als dies möglich 
ift. Es ift daher unzweifelhaft, daß die freiwillige Anleihe unter 
beftimmten Bedingungen der Börſenanleihe, vorzuziehen ift. Allein 
es iſt durchaus falſch, die eritere als die eigentlihe und mwahre 
Form der Anleihe gegenüber der legtern aufzujtellen. Denn 
erftens wird jehr oft eine Anleihe jo groß fein müflen, daß das 
eigene Volkskapital für diejelbe ohne tiefgreifende Störung des 
wirthſchaftlichen Volkslebens gar nicht ausreihen Tann. Da: 
durch mwird der wahre Werth der dargeliehenen einzelnen Summe 
für die einzelnen Kapitaliften des Volks jo groß, daß, wenn der 
Staat denjelben bezahlen wollte, die freiwillige Anleihe der Bör- 
jenanleihe gegenüber viel zu theuer fommen würde; bezahlt der 
Staat aber den wahren Werth derjelben nicht, jo ift wiederum 
das Opfer des Einzelnen zu groß und jteht in feinem Verhältniß 
zu dem Bortheile, den die Finanzen dur Erfjparniß der Provi- 
fion gewinnen. Da nun überdies die Staatsobligationen, die 
aus einer jolden Volksanleihe hervorgehen, doch nur jelten im 
innern Verkehr des Volks bleiben, jo geſchieht dennoch dasjenige, 
was eben die höchſte wirthſchaftliche Bedeutung der Börjenanleihe 
ausmacht, daß nämlich die Anleihe von dem einzelnen Volke auf 
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das gejammte Greditleben der Welt übertragen wird, jodaß am 
Ende das Opfer, welches der Einzelne gebracht hat, dennoch dem 
Ganzen und nicht dem einzelnen Volke zugute fommt. 

Daraus ergeben fi für das BVerhältniß der Börjenanleihen 
zu den Volksanleihen zwei Grundjäge: 

1) Große Anleihen, deren Einzahlung zulegt doch durd die 
vermöge des Credits erzielte Unterftüßung des allgemeinen 
Geldweſens dem Volkskapital möglich gemacht wird, kön— 
nen nur in einzelnen und ausnahmsweiſen Fällen durch 
das Volk geſchehen, ſondern müſſen regelmäßig als Börſen— 
anleihen gemacht werden. 

2) Kleine Anleihen und die kein raſches Zuſammenbringen gro— 
Ber Summen erfordern, namentlich ſolche, die zu beſtimm— 
ten Zmweden dienen und deren Betrag erſt jucceflive gefor: 
dert wird, fünnen durch ein Volksanleihen zweckmäßig auf: 
genommen erden. 

In der That nun erjcheinen die Confols ſowol als die Rente 
als Volksanleihen; bei ihnen wird die Volksanleihe namentlich 
dadurch möglich, daß der Staatscredit groß genug ift, um big zu 
dem Zeitpunfkte, der einlaufenden Zahlung jih durch ſchwebende 
Schuld zu helfen. Will man aber die Obligationsanleihen als 
Bolksanleihen ausgeben, jo wird dies in zweifacher Weiſe ge: 
ſchehen können. 

Entweder wird die Obligation bereits fertig von den Steuer: 
Ämtern zum Verkauf ausgeboten, genau in derfelben Weife wie 
die Rente in Franfreih, was den großen Vorzug hat, daß der 
Staat die Provifion jpart, dafür aber den Nachtheil, daß er den 
Betrag nur ſehr langiam in Empfang jtelen kann. Die ganze 
Dperation ift nur thunlic bei einem mohlhabenden Mittel: 
ſtande. 

Oder die Finanzverwaltung ſchreitet zur freiwilligen Zeich— 
nung des Darlehns mit öffentlicher Bekanntmachung des Emiſ— 
jionscurjes. Eine jolde Zeihnung enthält drei Punkte: erjteng 
die Perſon des Zeichnenden, natürlih mit ihren Qualificationen; 
dann den Betrag der angebotenen Summe; endlich die Termine, 
in welden die Summe von dem Einzelnen dem Staate eingezahlt 
werden jol. Die Finanzverwaltung bat dann die Zeichnung ans 
zunehmen oder, wenn mehr als die erforderliche Summe gezeich- 
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net ijt, die Summe zu beſchränken. Die Natur der Sache bringt 
e3 mit ji, daß nur Zeichnungen in runden Summen angenom: 
men werden fönnen; doch muß die Summe mit 100 theilbar fein, 
um bei der Zinszahlung Feine Schwierigkeit zu machen. Es ift 
durdhaus Fein Grund vorhanden, bei 100 als geringiter Ziffer 
ftehen zu bleiben; im Gegentheil ift ein Herabgehen auf die Ziffer 
von 20 für einen Theil. der Schuld um jo zmwedmäßiger, als 
dieſe Heinen Obligationen aud der wenig befigenden Klaſſe 
eine Form abgeben, um Erjparnifje anzulegen, und andererfeits 
der Werth gerade dieſer Obligationen dadurch erhöht werden 
fann, daß man ihnen das Recht gibt, ald Steuerzahlungsmittel 
zu dienen. 

E3 jheint nun, daß diejes Syſtem der Volksanleihe, indem 
e3 die Vorzüge der Renten: mit denen der Obligationenfchuld 
verbindet und dem Schuldfapital die Beweglichkeit läßt, ohne es 
durch Provifion theuer zu machen, fich als die befte Art des Ein- 
gehens der Staatsſchuld daritellt. 

Neben dieſen Formen bleibt nun noch eine leßte, nicht un: 
wichtige übrig. 


d) Conjolidirungen. 


Die Conjolidirungen jind im allgemeinen derjenige Proceß, 
dur welchen entweder eine ſchwebende Schuld oder eine Papier: 
geldſchuld in eine feite Schuld verwandelt wird. Sie find daher 
nicht eigentlich Anleihen, jondern vielmehr Novationen bereits 
vorhandener Schuldverhältniffe und gehören im Grunde nur da= 
rum bierher, weil ihr Ergebniß eben eine Anleiheihuld mit Staats: 
obligationen ift. 

Man muß die Eonjolidirung in eine directe und in eine ge: 
jegliche eintbeilen. Die Form, in welcher fie geichieht, und die 
Grundfäße, die bei ihr zur Anwendung kommen, find folgende. 


1. Directe Confolidirung- 


Die directe Eonjolidirung entjteht, wenn der Staat den In— 
babern der die ſchwebende Schuld bildenden Anmweifungen ftatt 
der für diefe Anmeifungen fälligen Zablung in Geld die Löfung 
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der BVerbindlichleit duch Hingabe von Staatsobligationen dar— 
bietet. Es fann dies jowol bei einzelnen Schulden geichehen als 
bei ganzen Kategorien der ſchwebenden Schuld. Ebenjo läßt fie 
fich bei dem reinen Staatspapiergelde oder der Kaſſenſcheinſchuld 
jehr gut anwenden, weil eben die Kafjenjcheine nichts anderes 
ind als anticipirte Steuern und daher in der That der ſchwe— 
benden Schuld angehören. Dabei entitehen nun zwei Fragen. 

Die erfte Frage ift, woher der Staat die Obligationen neh: 
men joll, mit welchen eine ſolche directe Conjolidirung zu ge: 
iheben hat. Sind in einem jolden Falle von einer frühern 
(oder gleichzeitigen) Börjenanleihe noch Obligationen im Belig 
des Staats, die nicht ausgegeben find, jo können diefe als Con— 
jolidirung angeboten werden. it das nicht der Fall, jo kann 
der Staat die im Tilgungsfonds niedergelegten Obligationen dazu 
benugen, was freilid den Tilgungsfonds zu einem Gonfolidis 
rungsfonds macht und daher, weil es dem Credit der feiten 
Schuld mehr jchadet, als es dem Credit der jchwebenden Schuld 
nügt, durchaus nicht anzurathen ift. E3 bleibt ſonach nichts 
übrig, als die directe Conjolidirung zu verlaffen und zur indi- 
vecten überzugehen, die eine immer größere Bedeutung zu gemwin: 
nen beftimmt ijt und die daher genauere Betrachtung fordert. 

Die zweite Frage ift die, ob der Staat, da, wo folde in 
jeinem Befige befindliche Obligationen ihm die directe Confolidi- 
rung möglich machen, das Recht bat, dieje Confolidirung zu er: 
ziwingen. Offenbar ift dies nicht der Fall; nicht blos mwiderftreitet 
dies dem Nechtsverhältniß, jondern auch dem wirtbichaftlichen 
Princip, da dabei der Einzelne gezwungen würde, einen Theil der 
Laſt des Ganzen auf ih allein zu nehmen. Dennoch gibt es 
eine Form der Confolidirung, die wol in allen Staaten auch 
ohne Zuftimmung der Betheiligten auf gejegliher Baſis vor fi 
geht und einen wichtigen Theil des Staatsſchuldenweſens aus: 
madt. 

Wir nennen fie die gejegliche Conjolidirung der Staats- 
ſchuld. 
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2. Die gejeglihe Conjolidirung. 


Die gejeglihe Confolidirung unterjcheidet fih von der di— 
recten dadurch, daß ihr Object nicht wie bei der leßtern ein 
ſchwebendes, jondern dasjenige ilt, was wir den Verwaltungs: 
credit des Staats genannt haben. Ihre beiden Fälle jind die De- 
pojitenjchuld des Staats und die Verwaltung der Kapitalien öf: 
fentliher Anftalten. 

Bei den eigentlichen Depoliten des Staats ergibt ſich näm— 
lih eine beitimmte durchſchnittliche Summe, welche beftändig im 
Depolito der Staatsfaffen bleibt und daher als eine feite Depo: 
jitenfchuld des Staats angejehen werden kann. Es liegt in jedem 
Sntereffe, daß dieſe Summe eine Berzinfung genieße; dennod 
fann der Staat diejelbe weder aus der Hand geben, noch feiner: 
jeit3 ein Geldgejhäft damit machen. Es bleibt daher nichts 
übrig, als daß der Staat dieſe Summe zum Ankauf von ver: 
zinslihen Staatspapieren verwendet und jo diejen Theil der ſchwe— 
benden Schuld in eine feite ummandelt. Alsdann enthält die 
Depofitenihuld als Ganzes beide Arten von Schulden; die ur: 
ſprüngliche, nicht convertirte, beſteht nur noch in demjenigen 
Theile jener Geſammtſchuld, der als der zur Auszahlung ftets 
bereit zu haltende die durdjchnittlich fefte Depofitenichuld über: 
jteigt und daher zu einer Converlion nicht geeignet iſt, und in 
jener feiten Schuld, die convertirt wird. Dieje Converſion ift da= 
ber eine erzwungene, nur daß bier die Nöthigung nicht gegen den 
Einzelnen gebt, fondern zu einer Pflicht der betreffenden Kaffe ge- 
macht wird. Das ganze Verfahren erjcheint dabei als ein durd: 
aus rationelles. 

Ein anderes Berhältniß entiteht da, wo der Staat die öffent: 
lihe Garantie oder doch die Dberaufficht gewiſſer öffentlicher Geld: 
injtitute übernimmt, wie 3. B. der Sparkaſſen, öffentlihen Fonds 
u. ſ. wm. Wo dies der Fall ift, da kann der Staat anordnen, 
daß ein gewiſſer Theil des Vermögens diejer Anftalten zum Anz 
fauf von Staatsobligationen verwendet werde, ſodaß dadurd nicht 
eigentlich eine Gonverfion einer jchwwebenden Schuld des Staats, 
jondern vielmehr eine Converfion einer Bürgſchaft deffelben in 
eine feſte Schuld hervorgerufen wird. Dieſes ganze Verhältniß 
fteht daher Schon auf der äußerften Grenze des Staatsichulden- 
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weſens und erſcheint vielmehr als eine Finanzoperation, deren 
Werth ſich nach andern bereits oben dargelegten Grundſätzen 
richtet und bei der das Schuldenweſen des Staats erſt in zweiter 
Reihe erſcheint. Will man in dieſem Sinne den Charakter jener 
Operationen bezeichnen, ſo wird man ſagen müſſen, daß dieſelben 
neben der immer nur untergeordneten Erleichterung des Staats— 
eredit3 vor allen Dingen die Solidarität des Staats: und des 
Privateredit3 namentlich im Gebiete der Kapitalbildung vermwirf: 
lihen, und daß fie daher vollfommen rationelle Anordnungen 
find, folange fie fih innerhalb der richtigen, durch die Bedürf— 
niffe der Kapitalbildung beftimmten Grenzen halten. 

Dabei ift es klar, daß in diefem Gebiet zwiſchen Conſols, 
Nente und Obligation gar fein mefentliher Unterjchied beiteht. 
Da aber am Ende alle drei Arten der Staatsfchuld im Eurfe va- 
riiren, jo folgt, daß die gejegliche Confolidirung immer nur den 
Theil der Verwaltungsſchuld der betreffenden Anftalten bilden darf, 
der als fefter Beitand des Kapitals der legtern angejehen werden 
muß, mährend der bewegliche mit jeinem Kapitalsbetrage gele: 
gentlih zur Auszahlung gelangende auf andere Weiſe fruchtbar 
zu maden ift. Ebendeshalb muß als Regel gelten, daß dieje 
geſetzliche Confolidirung in dem Grade richtiger ift, je gleichmä- 
Biger der Curs der Staatsihuld ift, während die Höhe der Ber: 
zinfung dabei ein untergeordnetes Moment bildet. 


Die Gejege über die Sparfafjen in Englands, Saving banks, 
conjolidirt in 26. 27 Viet 87; über die Friendly societies 26. 27 
Viet. 63. Gneift, II, 728 und „Engliiches Verwaltungsrecht”, II, 
860. Ueber die franzöfiihen „Caisses d’Epargue”, L. Stein, „Hand: 
buch der Verwaltungslehre‘, S. 452. — In den deutfchen Staaten 
befteben feine gefeglihen Vorſchriften, praftiih ijt wol vielfah An: 
lage der Beitände in Staatöpapieren. Die Theorie hat dieje® Gebiet 
in das Staatsfhuldenwejen nicht aufgenommen. 


IU. Die Verzinſung. 


Die Verzinſung als Theil der Staatsjchuldenverwaltung. ift 
an ſich äußerſt einfach; fie beiteht in den Anordnungen, durch 
melde die Erhebung des Betrag der Coupons an den Kaſſen zu 
den beftimmten Terminen angeordnet wird. Ueber die Nothmwen: 
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digkeit und den Werth einer vollftändig genauen Zahlung der 
Zinſen ift ſchon oben geſprochen. Allein der Zins der Obligation 
bat doch wieder neben dem der Conſols und der Rente jeinen 
eigenthümlichen Charakter. 

Während nämlich die Sicherheit des Zinjes bei den Conſols 
darauf beruht, daß diefelben die Form eines Geichäftscredits bei 
der Bank haben und die Bank dem Gläubiger haftet, während 
die Bank ihrerfeits ihre Rüddedung im Staate findet, was eben 
den Zins der Conſols abfolut ſicher erjcheinen läßt, ift die Rente 
vorzugsmeife auf die Steuerkaffen, und zwar zum großen Theil 
auf die jpeciellen örtlihen Kafjen angewiejen und daher in ihrer 
Sicherheit wejentlih mit dem Steuerwejen des Staats verbunden. 
Der Coupon der Obligation dagegen wird von der Finanzver- 
waltung bezahlt und theilt daher den Einfluß aller Factoren, 
welche auf die legtere einwirken. Offenbar nun würde es ein 
großer Fortichritt fein, wenn auf die Couponform das enalijche 
Bankprincip angewendet und die Bank zur Zahlung für die Cou— 
pons beauftragt würde, was wieder nur dann geſchehen kann, 
wenn die Bank, wie in England, zugleih die Kafjenverwaltung 
der Finanzen in Händen hätte. Hier liegt die Aufgabe der fünf: 
tigen deutſchen Organifation der Berzinfung der Obligationsſchul— 
den, die freilih ohne eine Organijation des Bankweſens nicht 
füglih gedadht werden kann. Fehlt die Sicherheit, welche die 
Bank gibt, jo entjteht die Frage, ob Obligation und Coupon 
einer andern Sicherheit bedürfen. 

Es liegt nun allerdings in der Natur des Staats, daß bei 
Staatsihulden eine eigene Sicheritelung beſtimmter Schulden 
(oder Staat3obligationen) um jo weniger nöthig und thunlich ift, 
je mehr das ganze Staatöleben auch in Beziehung auf jeine Wirth: 
ſchaft als eine Einheit erfcheint; denn es macht der ganze Staat 
die Schuld und der ganze Staat haftet. Der Regel nah fallen 
daher alle bejondern Sicherjtellungen beim Staate weg, und felbft 
da, wo fie gegeben werden, haben jie immer nur wenig Bedeu: 
tung, weil die Wirkſamkeit derjelben jtetS von den Gerichten abhängt, 
der Staat aber in jeinen Hobeitsrechten als Ganzes ſich einer ge: 
richtlichen Erecution nicht unterziehen fanı. Nur in ganz be: 
ſtimmten einzelnen Fälen fann von einer befondern Sicherftellung 
die Rede jein. Zuerſt muß nämlich die Sicherftellung einer ein: 
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zelnen Schuld dur Hypotheken als ein jehr zweifelhaftes Mittel, 
den Emiffionscurs zu heben, angejehen werden. Praktiſch ift eine 
ſolche Hypothecirung nur da, wo der Staat gewiſſe einzelne be- 
jtimmte Einnahmequellen bat, die feinen immanenten Inhalt jeiner 
Staatswirtbichaft bilden und in dem Ertrage gewiſſer Bejigungen 
oder in jonftigen bejondern Verhältniſſen beſtehen. Alsdann find 
allerdings Hypothecirungen von Staatsſchulden geeignet, den Cre— 
dit der bejtimmten einzelnen Anleihe zu erhöhen und einen höhern 
Emiffionscurs zu erzielen, wenn namentlich die Berzinjung und 
Rüdzahlung ſpeciell und ausdrüdlih auf diefe Einnahmequellen 
angemwiejen find und wirklich jtreng aus denjelben bezahlt werden. 
Ebendeshalb ift es räthlich, ſolche Staatsjhuld auch äußerlich 
leicht unterjcheidbar zu machen, damit für den Käufer der be- 
treffenden Obligationen die fpecielle Hypothecirung auch verwerthet 
werden könne. Dagegen iſt e8 klar, daß eine Hypothecirung 
einer Schuld auf beitimmte regelmäßige Einnahmen der Finanzen 
zwar den Gredit der einzelnen Schuld etwas heben und einen 
beſſern Emiffionscurs erzielen wird, der jedoch ſtets entweder 
zweifelhaft bleibt oder die ganze Finanzwirtbichaft ernftlich beein- 
trädhtigen muß, daß aber, ſelbſt wo dadurch der beſſere Curs er: 
zielt wird, eben durch den Grund, der diejen erzeugt, der Ge: 
jammtcredit des Staats leiden muß. Eine jpecielle Sicherftellung 
ift daher für jede feite Staatsjhuld nur ald Ausnahme und zwar 
als eine nicht wünjchenswerthe zu betrachten. 

Gegen ſolche Garantien war jhon Malchus I, 85. Es muß 
jedoch feitgehalten werden, daß da, wo die Schuld des Staats den 
Charakter einer Privatſchuld annimmt, namentlich in den Geld: 
vperationen mit den Banken, eine Verpfändung zu Gunften des 
Credits recht wohl möglid und von Einfluß ift. Es ift dabei Regel, 
daß, je unficherer die Staatsverhältniffe werden, um jo mehr die 
Privathypothek des Staats einen Werth befommt, und umgekehrt. 
Danach laſſen ſich die einzelnen Fälle leicht berechnen. 

Eine weſentlich andere Frage ift num die, ob es thunlich und rath— 
jam jei, den Zinsfuß für eine Obligation nicht, wiees bisher geſchehen, 
feitzuftellen, jondern ihn jedesmal jo hoch zu greifen, daß vermöge dej- 
jelben die für dieObligation eingezahlte Summe, der Emiffiongcurg, 
gleih dem Nominalbetrage der Obligation jei, oder daß der 
Emifjionscurs vermöge des Zinsfußes fi pari ftelle. 


114 


Auf den eriten Blick jcheint dies viel für fih zu haben; 
denn in der That wird dadurch der Staat nie eine größere Summe 
Ihuldig, als er mwirklih empfangen bat. Allein ebenfo Flar ift 
e3, daß dies gleichgültig ift, wenn er die Obligation nicht zum 
Nominalbetrage einzulöfen gezwungen ift. Für diefen Fall fällt 
die Erwägung weg. Aber au da, wo dies eintritt, ift der Ge: 
danke praftiich unausführbar. 

Der Werth und der Börjenpreis eines Zinsverſprechens 
unterliegt nämlich Einflüffen, welche viel zu kleine Differenzen 
im Emiſſionscurs bervorbringen, als daß der Zinsfuß ihnen fol: 
gen könnte. Schon eine Differenz von 5 Proc. im erftern kann 
nur dur Y. Proc. des Zinsfußes ausgedrüdt werden; Fleinere 
Differenzen gar nit. Wenn man für 3 Proc. Obligationen zu 
100 Nennwertb 90 befommt, jo ift es leicht, für 5, Broc. 
100 zu befommen; wenn man aber 98%, oder eine Ähnliche 
Summe befommt, fo ift der Zinsfuß von 5 Proc. gar nicht fo 
einzurichten, daß er einer Emiſſion zu 100 entipräde. Es ift 
deshalb ganz einfach) unthunlid, vermöge der Steigerung des 
Binsfußes zu bewirken, daß der Emiſſionscurs den Nennmwerth 
genau decke. Dieſe ganze Theorie hat daher der Praris gegen: 
über durdaus das Unrecht eines unpraftiihen Grundjaßes. 

Dies ijt bisher die Lage diefer Frage geweſen. Merfwürdiger: 
weije pflegt man dabei die nächite Frage zu überjehen. 

Es läßt fih durchaus nicht leugnen, daß die Differenz zwi— 
ihen dem Nennmwerthe der Obligationen und der im Emiſſions— 
curs empfangenen Summe ein Widerſpruch ift, deſſen Hebung 
um jo nothiwendiger erſcheint, al3 der Nominalbetrag der Schuld 
dadurch in einer für den Gredit bevenklichen Weile fteigt. Und 
mit vollem Recht fordert man eine Abhülfe. 

Dieje iſt aber abfolut unmöglid, wenn man nicht das: 
jenige Element binmwegbringt, welches alle diefe Schwierigkeiten 
macht, und diefes Element ift eben der Nennwerth der Obliga- 
tionen. Es ift durchaus nicht einzufehen, weshalb bei denjenigen 
Staatsihulden, die nicht eine zeitlich bejtimmte Tilgung haben, 
die Obligationen des Staat? auf ein Kapital lauten follen, da 
eine Staatsihuld ja eben nur ein Zinsverfpreden ift. Sobald 
man aber ftatt eines Nennwerths nur eine Rente conftituirt, jo 
ift der Wideripruch gehoben und der Emiffionscurs hat gar fein 
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Berhältni und mithin auch Fein Misverhältniß mehr zum Nenn: 
werthe; die Schuld des Staats lautet nur auf und enthält nur 
die Binjen, und die Tilgung befteht im Rückkauf der Rente. Da: 
bei wird es niemand einfallen, zu glauben, daß man jemals 
die völlige Webereinjtimmung der Rückkaufs- und der Emiſſions— 
jumme erzielen kann, und das iſt auch durchaus nicht nöthig, 
denn bier wie dort jchuldet der Staat fo viel Kapital, als fein 
Rentenverfprecdhen werth ift. 

E3 gibt daher für die Löfung diefer Frage fein anderes 
Spitem als die völlige Aufhebung der Ausgabe von DObligatio: 
nen und die Einführung des Verkaufs der Rente an ihrer Stelle, 
wie es in Frankreich geſchieht; nur daß dann allerdings auch 
alle Lotterietilgungen oder jogenannte Lotterieanleihen wegfallen, 
was durchaus ebenfo rationell und nothwendig ift als die Auf: 
bebung der Staatsobligationen. 

Dver: in Beziehung auf dieje Frage iſt das franzöftiche 
Syſtem des Berfaufs der Rente ftatt der Obligation das einzig 
richtige. 

Eine ganz andere Frage ijt dabei, ob alsdann, wenn diejes 
Princip anerkannt ift, man lieber eine Rente von 5 Proc., 3. 2. 
zu 125, oder eine Rente von 4 Proc. zu 100 verkaufen joll. 
Das ift denn Sade einer einfachen Zinsrechnung, bei der jtets 
nicht ein theoretifher Sag, jondern die Höhe des Angebots für 
eine bejtimmte Rente entjcheiden muß. Nur das Misverftändnik 
über den eriten Punkt hat diejen zweiten rein mathematiichen 
als Hauptſache erjcheinen lafjen. 

Allerdings werden ſich danach die Grundjäge für die Tilgung 
wejentlicy modificiren, je nahdem man Obligationen oder Renten 
als Form der feſten Staatsihuld aufitellt. 

Dagegen führt die Frage nah der Höhe der Zinjen und 
der Grundiag, daß Fein Staat auf die Dauer mehr als 
5 Broc. Zins zahlen kann, zu der Lehre von der Converſion 
der Staatsihuld, der jedoch die Tilgungsihuld voraufgeht, meil 
die Tilgung die Converfion überflüffig macht. 


Der ganze Streit über dieſe Frage ilt mit großem Aufwand 
von Sharffinn von Nebeniu3 midverftanden und dann von Malchus 
und Rau ebenjo fortgeführt worden. Statt den Widerſpruch durch 
Anerkennung der Rente ald ver einzigen rationellen Form, alfo ohne 
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allen Nennwerthb einer Obligation, zu löfen, baben jih die Schrift: 
jteller verleiten laffen, infolge einer Rede von Laffitte („Moniteur“, 
1828, Nr. 136) den Sat aufzuftellen, daß es befier jei, den Emij: 
fionscurd und den Nennwertb gleihzuftellen durch höhern Zinsfuß, als 
geringen Emiſſionscurs bei feitem Nennmwertb anzunehmen, jo nabe 
e3 auch lag, zu erfennen, daß dies bei Heinen Differenzen eben un: 
möglich ift und daß ebenvesbalb die Praris durchaus bei ver Feſt— 
haltung des feiten Nennwertb3 und des eventuellen Emijfionscurfes 
beharrte. Sie jaben nicht, daß Laffitte's Rede gar nicht hierher ge: 
bört, weil Frantreih eben feine Staat3obligation mit fejtem Nenn: 
wertb, ſondern nur einen fejten Zinsfuß bat, und daß durd die 
Ausgabe von Obligationen namentlih bei den Zotterieanleiben den 
Staaten ungeheuere Berlufte erwachjen. Hier fann einzig und allein 
das Princip der Rente anjtatt des Principd der Obligationen helfen, 
und niemand wird darüber zweifelbaft jein fönnen, der beide Seiten 
der Sache erwägt. 


VI. Die Tilgung der Staatsſchulden. 
a) Begriff und Aufgabe. 


Es ijt Schon im allgemeinen Theile gejagt, dab die Staats: 
jhuld einen andern Charakter hat als die Privatichuld. Sie ift 
ein Anlagefapital, das durch die Erhöhung der Steuerfraft, 
welche aus ihrer richtigen Verwendung dem Princip nach hervor: 
gehen ſoll, ſich ſelbſt amortifirt und zwar indem die Vermehrung 
des Steuerbetrags die Zinjen und die Rüdzahlung der Schuld 
dedt. Die Tilgung der Staatsihuld, die man die volfswirth: 
ihaftlihe nennen könnte, ift daher ihrer allgemeinften Natur 
nah ein einfacher, wenn auch durh Umfang und mitwirkende 
Elemente höchſt großartiger wirtbichaftlicher Proceß, deſſen Grund: 
lage der Gewinn des Anlagefapitals durch die Erträgniffe der 
Anlage jelbit ift. 

Diejes an ſich einfache Verhältnig wird nun dadurch verwidelt, 
daß die Gläubiger des Staats nicht auf den Zeitpunkt warten 
wollen oder können, bis zu weldem jene eigentlich wirthſchaft— 
lihe Amortifation durch die Erhöhung der Stenerkraft eintritt, 
und zwar um fo meniger, je größer die Summe der Staats: 
ihuld wird, jelbit dann, wenn auch gleihmäßig die Steuerfraft 
wachſen würde. Denn jedenfalls ift die Summe der Schuld eine 
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fefte, die Steigerung der Steuerkraft aber und mithin der Proceß 
der wirtbichaftlihen Amortifirung unficher. 

Diefes Verhältniß hat zu feiner nächften Folge, daß der Preis 
der Staatsobligation in dem Grade finkt, in welchem die wirk— 
lihe Rückzahlung unficher, oder daß der Emiſſionscurs der Staats: 
ihulden zurüdzugehen droht. 

Da nun die Summe der Staatöjchulden beftändig jteigt, jo 
hat man, um dem Effect hiervon, dem Zurüdgehen des Emifjions- 
curjes, vorzubeugen, an die Heritellung eines förmlichen Syſtems 
der Rüdzahlung gedacht, das im Laufe der Zeit fich in beftimm- 
ten Richtungen ausgebildet hat und jegt als ein fürmliches Syftem 
der Tilgung daftehbt. Die Darftellung diefes Syſtems und feiner 
Elemente ift die Mufgabe des Folgenden. 

Es ergibt ih aus dem Dbigen, daß dieſes Syitem der Til: 
gung eine doppelte Bedeutung hat, und dieje Unterjcheidung ift 
für das Verſtändniß des Ganzen wie des Einzelnen ſehr weientlich. 

Die Tilgung jol nämlich erjtens dasjenige von der Staats- 
ichuld abzahlen, was wirklich als amortifirt betrachtet werden kann. 
Dies befteht in denjenigen Summen, die der Staat jährlih von 
feinen Ausgaben übrighat. Die Rüdzahlungen der Staatsjchul- 
den, die daraus hervorgehen, können wir die wirklihe Tilgung 
nennen. 

Die Tilgung hat dagegen zweitens die nicht minder wichtige 
Aufgabe, den Emiſſionscurs der Staatsjhulden zu heben, indem 
fie für eine beftimmte Schuld eine beftimmte Tilgung verfpricht, 
die alddann von dem wirklichen Ueberſchuß der Einnahme über 
die Ausgabe gänzlid unabhängig it und daher eventuell nur 
durh Aufnahme einer neuen Anleihe möglih gemacht merden 
kann. Dieſe Rüdzahlungen können wir die finanzielle Tilgung 
nennen. 

Daneben kann gleichfalls die Ordnung der Tilgung eine 
zweifache fein. 

E3 kann entweder gar feine geſetzliche Beſtimmung über die 
Größe, die Art und die Zeit der Rüdzahlungen vorhanden jein, 
jondern dieje können ganz dem Gange der Staatswirtbichaft und 
dem Ermefjen der Finanzverwaltung überlaffen bleiben. Dieſes 
Verhältniß nennen wir die freie Tilgung. 

Oder e3 können irgendwelche gefegliche Beftimmungen über 
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die Rüdzahlungen entweder gleich bei der Contrahirung der Schuld 
oder jpäter erlaffen werden. Dieje Tilgung it die gejeglidhe 
Tilgung. 

Das Berhältniß der Tilgungsarten zu der — 
beruht nun auf folgenden einfachen Regeln. 

Je mehr der Staat zu einer wirklichen Tilgung fäbig ift, 
um jo mehr ift die freie Tilgung zuläflig. 

Jede gejeglihe Tilgung bat zu ihrer eigentlihen Aufgabe 
nicht jo jehr die mwirklide Tilgung als vielmehr die Erzielung 
eines möglichit hohen Emiffionscurfes der Staatsobligationen. Sie 
wird daher in dem Grade nothwendiger, in welchem die wirkliche 
Tilgungsfäbigfeit geringer wird. 

Jede geieglihe Tilgung wird, da fie Art, Größe und Zeit 
der Tilgungsquote unabhängig von der wirklichen Tilgungsfähig- 
feit der Finanzwirthſchaft beſtimmt, ihrerfeits ſehr häufig mittel 
bar oder unmittelbar in die Lage fommen, eine alte Schuld durd 
eine neue zu tilgen, das ift, zu einer rein finanzielley Tilgung zu 
werden. 

Diejes Verhältniß iſt jedoch nicht immer ein Widerfprud, ſon— 
dern erjcheint vielmehr als eine Finanzoperation, die je nach den 
Umftänden günftig oder ungünftig ausfallen fann. Wenn näm— 
lih auf Grundlage der gelammten Staatsentwidelung die Wahr: 
jcheinlichfeit vorhanden ilt, daß eine fpätere Schuld zu einem 
höhern Emiſſionscurſe als die frühern contrahirt werden kann, 
jo ift eine geſetzlich beftimmte finanzielle Tilgung höchſt zweck— 
mäßig, weil fie zugleich den Emiſſionscurs der erſten Schuld hebt 
und die effective Schuld derfelben mindert. Es ift daher die 
Sade einer keineswegs blos finanziellen, jondern zugleich ſtaats— 
männiſchen Berechnung, darüber zu entjcheiden, ob und in mel: 
chem Umfange die gejegliche Tilgung trogdem richtig ift, daß fie 
feine wirkliche, jondern nur eine jcheinbare ilt. 

Es folgt aus allem diefem, daß es Fein abfolutes Syitem 
der Tilgung geben kann und daß man ein gegebenes Tilgungs: 
ſyſtem weder an und für fich als gut noch als jchlecht bezeichnen 
darf, jondern jedes Tilgungsiyftem muß nad den gegebenen 
Verhältniffen des einzelnen Landes beurtheilt werden; nur die 
Elemente deffelben find gleich, nicht ihre Anwendung. Namentlich 
wird es ſchon bier Far jein, daß die Tilgung bei den Conjols 
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und bei der Rente anders erfcheint als bei der Obligation, indem 
gewiffe Tilgungsformen der legtern bei den erjtern überhaupt 
nicht anwendbar find. Bei dem gegenwärtigen Zuſtande des 
europäischen Staatsjchuldenweiens wird es jedoch kaum einem 
Zweifel unterliegen, daß für alle Formen der eigentliche Zwed 
der Tilgung gleich ift, nämlich die Erhöhung des Emiſſionscurſes 
einer Staatsanleihe. Nur daß die Obligationentilgung durch ihre 
Vieljeitigkeit das eigentliche Gebiet der Tilgungstheorie darbietet. 

Was nun die Formen diejer Tilgung betrifft, jo muß man 
allerdings zwiſchen der freien und gejeglihen bejtimmt unter: 
ſcheiden. Die Form der freien Tilgung iſt feine andere als der 
einfahe Rückkauf der umlaufenden Obligationen des Staats nad 
Maßgabe des Ueberſchuſſes, der dann auch gemeinfam für Conſols 
und Rente gilt. Dabei wird der Möglichkeit eines zu hoben 
Börfencurjes allerdings nur durch das durchgreifende Mittel der 
Binfenreductionen vorgebeugt, das freilich für fich eine jelbftändige 
Form der Zinfentilgung ift. Die gejeplihe Tilgung dagegen hat 
drei ganz beftimmte Formen, den Tilgungsfonds, die Lotterie: 
anleihben und diejenige, die wir die Procentualtilgung nennen 
möchten und die wieder ihrerjeit3 Direct zu der Zinjenreduction 
binüberführt. 


Die Literatur über die Schuldentilgung ift nicht reih an Schrif— 
ten, aber die vorhandenen Bearbeitungen jind jehr eingehend. Aller: 
dings wird die Tilgung ihrem Weſen nah nirgends als eine Amor: 
tifirung eines Anlagefapitals erlannt, jondern immer nur als ein: 
fache Abzahlung angeieben, und daher auch manche einfeitige Urtheile 
über die finanzielle Tilgung, die nur zu oft ohne weiteres verurtbeilt 
wird, weil fie feine wirflihe enthält, ohne daß man dabei ihre Vor: 
tbeile erkennt, wie 5. B. Rau. Die Lotterieanleihen werden ſtets 
als eine Schuldenart betrachtet, ftatt fie ald eine Tilgungdform, die 
gejeglih mit der Schuld verbunden iſt, zu betrachten. Daß endlich 
die Tilgung im Grunde ein Syſtem it, wird gleichjalld nicht gehörig 
verftanden. Dennoh find die einzelnen Bearbeitungen reich und 
wertbvoll, namentlih in Beziehung auf das finanzielle Rechnungs— 
element, und bier hat Nebenius („Deffentliher Credit, 5. 414— 500 
und 521— 525) das große Berdienit, das Tilgungsweſen in die 
Wiſſenſchaft aufgenommen zu haben, wenn auch jeine Darftellung 
nur wenig ſyſtematiſch ift, während Rau, II, 8. 524 jg., die Til: 
aungsitatiftif zu einem Theile der Tilgungstheorie gemacht bat. 
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b) Zilgungsplan und Tilgungsanitalt. 


Das Weſen der geieglihen Tilgung, die vorzugsweiſe die 
Beltimmung bat, durch die Feltitellung einer erneuerten Rück— 
zahlung den Emiffionscurs der Obligationen zu heben, bringt es 
mit fih, daß diefe Rüdzahlung von dem Verhältniß zwifchen 
Einnahme und Ausgabe des Staat? unabhängig gemacht wird. 
Denn erit die darin liegende Sicherheit der Rüdzahlung ift es, 
welche den Obligationen ihren erhöhten Werth gibt. 

Eine ſolche Unabhängigkeit der Rückzahlung von den Ein: 
nahme: und Ausgabeverhältniffen der Finanzwirtbichaft erzeugt 
nun zuerjt die Aufitellung einer beftimmten jährlihen Summe 
als regelmäßiger Ausgabe des Staats, welche ausjchließlich für 
die Rüdzahlung verwandt werden fol, verbunden mit der Be: 
ftimmung über die Form und Zeit der einzelnen Rüdzablungen 
und der Berechnung der vermittel® diefer Summe ſchließlich für 
die ganze Schuld zu effectuirenden Rückzahlung. Dieje Momente 
zufammengenommen bilden den Tilgungsplan. Die Anerkennung 


dieſes Plans als einer gejeglihen Aufgabe der Finanzverwaltung 


bildet das Tilgungsgejep. 

Man kann nun einen foldhen geſetzlichen Tilgungsplan ent: 
weder für die geſammte Staatsſchuld haben oder für jede einzelne 
Schuld. Für die gefammte Schuld hat derjelbe nur dann Ein: 
fluß auf den Werth der Obligationen, wenn entweder die ganze 
Schuld jehr Fein oder die gefegliche Tilgungsrate eine jehr große 
oder wenn die Schuld des Staats als eine formale und rechtliche 
Einheit dafteht. Daher ericheint hier wieder der Unterfchied zwischen 
Conſols, Rente und Obligation. Nur die beiden erften find zu 
einem einheitlihen Tilgungsplan fähig; die Obligationsichuld da— 
gegen, die der Regel nah aus verjchiedenen Schulden beſteht, 
nit. Dagegen erſcheint ein ſolcher für jede dieſer einzelnen 
Schulden als höchſt wirkſam, wenn er jofort bei der Contrahirung 
derſelben gejeßlih anerkannt und ausgeſprochen wird. 

Das Tilgungsgejeg bat aber auch in bdiejer Form feine 
volle Selbftändigfeit nicht erreicht, jondern dies ift erft dann der 
dal, wenn die Vollziehung des Inhalts diefes Gefeges joviel ala 
möglich einem Organ übertragen wird, das jeinerjeitg ohne Rück— 
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fiht auf die wirkliche Tilgung die gejeglihe Tilgung vollzieht. 
Ein jolches Organ nennen wir eine Tilgungsanftalt. 

Die hohe Bedeutung von Tilgungsplan und Tilgungsanftalt 
liegt aber keineswegs ausfchließlih in ihrem unmittelbaren Ein- 
fluß auf die wirkliche Rückzahlung der Staatsihuld, fondern jie 
find vielmehr die Ausgangspunkte für die felbitändige Verwal— 
tung der Staatsjchulden überhaupt gemweien, indem fie durch das 
Blanmäßige zu einer jelbitändigen Berehnung der Staatsſchul— 
den und der Rüdzahlungsfähigleit des Landes, durch die Func- 
tion der Anftalt zu erhöhter Sparſamkeit angetrieben, zum Theil 
fogar erjt dazu gewirkt haben. Erſt durch fie ift es möglich ge: 
weſen, die erfte große Aufgabe unferer heutigen Finanzvermal: 
tung in diefem Gebiete, theuere Schulden durd billige Schulden 
zurüdzuzablen, überhaupt zu verftehen und auch durdzuführen. 
Die Geihichte des Staatsfchuldenmweiens ift auf allen Punkten 
die Bethätigung diejes Grundjages und die untergeordneten For: 
men des Tilgungsfonds und der Xotterieanleihen haben endlich 
zu dem höchſten Ausdrud deſſelben, der Zinfenreduction geführt, 
die am Ende ſtets das deal der Schuldentilgung der Staaten 
bleiben wird. 

Es gibt daher auch erſt jeit dem Auftreten der gejeglichen 
Tilgung eine Theorie der Staatsjhulden und im Grunde aud) 
der Verwaltung derjelben. Die allgemeinften Grundlagen find 
dabei das Verhältniß von Tilgungsplan und Tilgungsanftalt. 

Jede Tilgungsanftalt muß nämlich ihren Tilgungsplan haben, 
aber es ijt nicht nöthig, daß jeder Tilgungsplan eine eigene An: 
ftalt fordert. Im Gegentheil find die Tilgungsanftalten im Begriff 
zu verjchwinden, und die Functionen derjelben werden den Staats: 
fafjen unmittelbar zugewiejen. 

Dagegen muß jeder Tilgungsplan auf die völlige Tilgung 
der Schuld berechnet fein, und bier iſt es, wo die größten Irr— 
thümer im einzelnen begangen und erjt langſam verſchwunden 
find, ohne doch den Werth gejeglih anerkannter Tilgungsplane 
aufgehoben zu haben. Dieje Jrrthümer haben ihrerſeits wieder 
zur wiſſenſchaftlichen Betrachtung des Tilgungsweſens und des 
Staatscredits überhaupt geführt und damit den Grund der Staats— 
creditverwaltung im höhern Sinne gelegt, wobei nur der zu ftreng 

Stein, Finanzmwiffenihaft. 46 


122 


feitgehaltene Standpunkt der Privatwirthſchaft Einfeitigkeiten in 
der Beurtheilung des Ganzen hervorgerufen hat. 

In der That nämlich jtehen die Tilgungsanftalten nicht etwa 
blos nebeneinander, jondern fie werden von dem Geſetz beberricht, 
daß jede Ereditverwaltung, jobald die Summe der Staatsichuld 
eine gewiffe Höhe erreicht hat, zuerjt daran denkt, die Schuld fo 
billig al3 möglih zu machen, und dann erjt an die wirkliche 
Tilgung gebt. Es leuchtet ein, daß eine wirkliche Tilgung einer 
hochverzinſten Schuld nie fo wichtig werden fan, weil jie nie jo leicht 
möglid it, als die Verwandlung einer joldhen in eine niedrig ver: 
zinjte. Die Aufgabe der Schuldentilgungsplane hat damit, vielleicht 
zum Theil ohne daß man e3 direct beablichtigte, ihren Charafter 
geändert. Sie ift weit mehr auf die billige Verzinjung als auf die 
Abzahlung gerichtet, und daher ift die Zinfenreduction theoretifch 
und praftiich der jüngjte, aber auch der bedeutfamjte Theil des 
Tilgungsmweiens geworden, deſſen Hauptformen jegt folgen. 


Am gründlichjten und genauejten bat in der deutſchen Literatur 
unzweifelhaft Nebenius den Gegenſtand behandelt; er bat zuerjt neben 
die allgemeinen Begriffe und Regeln die praftiihe und mathematiſche 
Erörterung bingejtellt. Er hat dadurch der gefammten Finanzwiſſen— 
jhaft einen mejentlihen Dienjt erwieſen. Das achte Kapitel ſeines 
„Deffentlichen Credit“ iſt vielleicht der vorzüglichite Theil feines Werts, 
obgleih er dabei in vielem Einzelnen auf den Schultern der englie 
hen Literatur ſteht. Sein Gedanfengang, der, wie man mol jagen 
fann, zur Grundlage der Beurtbeilung dieſes Gebiets geworden ijt, 
ift mwejentlic folgender: Es iſt wahr, daß jeder Tilgungsplar, wenn 
man ibm nur die gehörige Zeit gibt, jede Schuld tilgt, ja daß 
mathematiih 3. B. in 299 Jahren 75 3. im Stande find, 
3000 Mill. Frs. zu tilgen; dennoch iſt es eine Jllufion, fih auf 
einen ſolchen Tilgungsproceß zu verlajien, denn „von einem effectiven 
Tilgungsfonds fann nur da die Nede fein, wo der Staat einen 
Ueberjhuß der Einahme hat“. ever Tilgungsplan unterliegt bejtän: 
digen Abweichungen, vie theils in den Verhältniſſen, theils in ven 
Verfönlichkeiten liegen; es vermindert fi im Gegentheil die Neigung 
zum Sparen, wenn die Erjparniffe jteigen. Allerdings laſſen ſich 
große Vortheile nicht abipreben, allein es läßt ſich nicht annehmen, 
dab die Fähigkeit zur Rüdzahlung mit dem gleihen Erponenten wie 
ein auf Zind und Zinjeszinfen angelegtes Kapital wahje Wenn 
man daber regelmäßige Tilgung wolle, jo folle man wenigitens feine 
progreijive durh den Tilgungsfonds, jondern eine gleihbleibenve 
einfegen und den Fonds daher nicht wachſen lajien, fondern ibm 
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gleih „die Stärfe geben, melde der Größe der Schuld angemefjen 
gefunden wird“. Hier liegt der Unterihied zwijhen dem Tilgungs— 
fonds und der Procentualtilgung angedeutet und nur nicht genug 
formulirtt. Rau bat vie misverjtanden, wegen der Mängel des 
Tilgungsfonds die gejeglih finanzielle Tilgung überhaupt verurtbeilt, 
indem er die freie Tilgung ganz an ihre Stelle jegen will. Beide 


haben das entjcheidende Princip überjeben, dab man, wenn man. 2 


eine Schuld ſchwer oder gar nicht tilgen kann, vor allen Dingen 
danah traten muß, billige Schulden an die Stelle von theuern zu 
fegen. Und in dieſem Mangel liegt bei beiden der wejentliche 
Mangel ihrer ganzen Auffafjung der Tilgungsfpiteme und ver Til: 
gungsthätigkeit. 

Mas Pfeiffer („Steuereinnahme“, II, ©. 588 fg. und Umpfen— 
bab II, $. 218 fg.) jagen, dürfte die Frage mol faum weſentlich 
gefördert haben. Mit allgemeinen Sägen läßt fi bier um fo we— 
niger ausrichten, je mebr in unjerer Zeit die Tilgungsarten (Lotterie: 
tilgungen u. ſ. w.) von Bedeutung werden. Wie man mit Umpfenbach, 
$. 221, jo weit geben fann, Pläne zur Tilgung einzelner Schulden 
für „noch deſto mehr ungereimt‘ (als was?) zu erklären, it gegenüber 
der Thatſache, daß die Obligationsihulden im Unterfhied von ven 
Conſols und der Rente (die er freilich nicht kennt), jtet3 einzelne Schul» 
den jind, eben jelbjt nicht zu erklären. 


c) Der Tilgungsfonds. 


Der Tilgungsfonds als erfte jelbitändige Schuldentilgungs- 
anjtalt beruht auf dem mathematiihen Sage, daß jede, auch die 
fleinjte Summe durch ihre jährlichen Zinſen im Stande ift, jede 
Schuld zu tilgen, und daß man daher zum Zwecke der Staats- 
Tchuldentilgung nur ein beftimmtes Kapital auszujegen braucht, 
deffen Zinjen zum Rüdfaufe der betreffenden Schuld definitiv be: 
ſtimmt find, um diefen Rüdfauf in einer bejtimmten Seit zu be 
werfitelligen. 

Um diejen an fich einfachen Gedanken auszuführen, mußten 
zwei Einrichtungen getroffen werben, die in ihrer jelbjtändigen, 
wenigſtens principiell von der übrigen Finanzverwaltung geſchie— 
denen Thätigfeit dasjenige bildeten, mas mir den Tilgungsfonds 
nennen. 

Es muß erſtens eine beftimmte Summe ausgefegt werden, 
deren jährliche Zinjen der übrigen Finanzverwaltung entzogen 
und nur zum Rückkauf der Staatsjhuldenobligationen bejtimmt 
waren. 
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Es wird zweitens, um die Summe diejes Rückkaufs zu ver: 
größern, außer diefen Zinfen dem Tilgungsfonds meiltens noch 
eine bejondere jährliche Dotation zugewiefen, die gleihfals zum 
Rückkauf ausschließlich beftimmt fein ſollte. Sobald indeß diefe 
Dotation nicht in einer einmal bejtimmten Summe, fondern in 
einem beftimmten Procentualbetrage der Schuld bejteht, verliert 
fie ihren Charakter al3 Dotation des Tilgungsfonds und gehört 
der Procentualtilgung (j. unten). 

Die Verwaltung diefer Summe und diefer Einnahmen wird 
dann einem eigenen Organ übergeben, deffen Aufgabe es it, mit 
den Zinfen der Tilgungsjumme und der zugleih überwiejenen 
Dotation die Rückkäufe der Obligationen vorzunehmen. Dieje 
Verwaltung heißt dann die Adminiftration des Tilgungsfonds. 

Dieſe an ſich einfache Idee ſchien ihre höchſte Vollendung 
dadurch zu finden, daß man die Tilgungsſumme gleich von der 
Summe der gemachten Anleihe abzog und ſie als Fonds für die 
Tilgung conſtituirte. Der Gang des Geſchäfts war dann einfach. 
Da dieſer Tilgungsfonds ſelbſt Obligationen des Staats im De— 
poſito hatte, ſo hob er die Zinſen dieſer Obligationen ein und 
mit dieſen Zinſen kaufte er dann wieder Obligationen, deren 
Zinſen zum neuen Ankauf von Obligationen verwendet wurden. 
Auf dieſe Weiſe entſtand ein eigenthümliches Verhältniß. Der 
Tilgungsfonds kam ſucceſſive in den Beſitz der Obligationen und 
der Staat war daher ſein eigener Schuldner und zahlte ſich ſelbſt 
die Zinjen jeiner Schuld. Die Verminderung der Schuld war 
daber ziffermäßig gar nicht vorhanden, jondern nur durch die 
Subtraction des Beſtandes des Tilgungsfonds von der geſammten 
Dbligationsfumme erfichtlih. Die Operationen des Tilgungsfonds 
berubten mithin darauf, daß der Staat bei verminderter effectiver 
Schuldenlaft dennoch ſtets diefelbe Summe an Zinfen zahlte. Der 
Tilgungsfonds war der Gläubiger der Finanzen und die Ber: 
minderung der Schulden mußte in dem Grade zunehmen, in wel: 
hem der Tilgungsfonds eine größere Summe von Tbligationen 
für feine Fundirung erwarb. 

Infolge deſſen ergab fich aber bald der Widerſpruch, daß 
zwijchen der wirklichen Schuld und der Zinienfumme ein Mis: 
verhältniß entftand. Die Zinfenzahlung für die im Beſitze des 
Tilgungsfonds befindlichen Obligationen verlor ihren Charafter. 
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Sie ward mehr und mehr zu einer Rüdzahlung der Schuld und 
es ergab jich daher, daß dieje Rüdzahlung jtieg, weil bei gleicher 
Binszahlung ein immer größerer Theil auf den Tilgungsfauf ver: 
wendet werden konnte, ohne Rüdjiht darauf, ob die Staats: 
wirtbichaft mwirflih in der Lage war, überhaupt Rüdzahlungen 
zu madhen. Das Princip des Tilgungsfonds trat daher allmäh— 
lih in einen fortfchreitenden Widerſpruch mit dem Princip der 
Rüdzahlung, welche überhaupt nur dann eintreten kann, wenn 
die Ueberfchüfle vorhanden find. Man fing daher meiltens an, 
zuerit die Dotationen des Tilgungsfonds einzuziehen und zu an— 
dern Ausgaben zu verwenden. Dann aber zeigte fich ein neuer 
Widerſpruch. Der Tilgungsfonds blieb trogdem im Belige einer 
Menge von Obligationen. Die Finanzen kamen dabei in die Lage, 
oft Anleihen machen zu müflen, während fie in dem Tilgungs- 
fonds einen Staatsſchatz bejaßen. Das erfte bewies, daß die Ba— 
is aller Rüdzahlung, der effective Ueberſchuß, fehle; das zweite 
war troßdem eine ohne Rüdjicht auf die Finanzlage vorgehende 
Rüdzahlung. Es war daher natürlih, daß die Finanzen allmäh— 
lih dahin gelangten, lieber den angewachjenen Fonds der Til: 
gungsanftalt anzugreifen und die im Tilgungsfonds vorhandenen 
Obligationen auszugeben, als eine neue Schuld zu contrahiren 
und dem Deficit no die Laft neuer Zinjen aufzubürden. Daher 
wiederholte Benußungen des Beltandes der Tilgungsfonds. End: 
lich aber erfannte man, daß der eigentlihe Zmed des Tilgungs: 
fonds, die SHerftellung mohlfeilerer Schulden anftatt theuerer, 
durch den Tilgungsfonds nicht erreicht, vielmehr nur noch mehr 
entfernt werde. Denn da die Binjenlajt während der Operation 
der Tilgungsfonds beitändig gleich blieb und die Verminderung 
der effectiven Staatsihuld immer erit für die Maſſe der Gläubi- 
ger durch ein NRechenerempel erreicht werden Fonnte, jo erichien 
das Deficit eben durch die Operationen und Rechte des Tilgung: 
fonds immer größer und der Staatscredit ward dadurch für neue 
Schulden theuerer, ftatt billiger zu werden. Man fam daher auf 
die einfache und natürliche Bafis des Ganzen zurüd. Man bob 
den Tilgungsfonds einfah auf und übertrug die Tilgung der 
Schulden durh Rüdfauf von Obligationen der Finanzverwaltung 
unmittelbar, und zwar entweder die gejeglich vorgeichriebene oder 
die freie Tilgung. 
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Die Tilgungsfonds baben daber jet faſt in allen Staaten 
aufgehört oder haben nur noch eine faft nominelle Eriftenz. Ihre 
Function ift den Finanzverwaltungen unmittelbar übertragen. 
Dennod haben fie höchſt nüglih gewirkt. Denn jie haben fait 
allenthalben zuerft den Grundgedanken einer Trennung der Staats: 
Ihuldenverwaltung von der Finanzverwaltung zum Ausdrud ge: 
bradt. Sie haben dadurd zwei Dinge hervorgerufen, die ohne 
fie ſchwerlich ſo klar und fo fchnell ins Leben getreten wären. 
Bon ihnen aus ift der Gedanke zur Geltung gefommen, daß die 
erite Bafis der Staatscreditverwaltung die Ordnung des Staats: 
ſchuldenweſens fein müffe, und zweitens find fie der Ausdrud des 
Gates, daß jeder Staat bei feinen Staatsjhulden foviel als 
möglich die regelmäßige Rüdzahlung als Princip aufſtellen müſſe. 
Diefe beiden Aufgaben haben fie vollzogen. Der beſte Beweis 
dafür, daß es feinerzeit ebenjo richtig war, fie einzuführen, als 
es dann richtig ward, fie aufzuheben, liegt darin, daß ihre Ein- 
führung allenthalben die Eurje gehoben, ihre Aufhebung fie nir: 
gends gedrüdt bat. 


Die Geihichte des eigentlihen Tilgungsfond® und des Ueber: 
gangs zur Procentualtilgung (ſ. unten) iſt faſt allenthalben gleich 
und bildet die Bejtätigung der obigen Säße, namentlib in England, 
Frankreich und Oeſterreich. 

Der erſte eigentliche Tilgungsſtamm in England entſtand unter 
Rob. Walpole 1716; ſchon 1728 ward er mit Verzinſung neuer 
Schulden belaftet; 1733 mußte er einen Theil jeines Einkommens 
zu den Staatsausgaben berbeizieben lafien, womit im Grunde das 
Princip der Sache gebrodben war. Stiftung eines neuen Tilgung: 
ftammes unter Pitt mit 1 Mill. jäbrlider Einnahme, ca, ein Drittel 
Procent der Schuld. Im Jahre 1802 Verfhmelzung mit der 1792 
zuerft conftituirten Procentualtilgung. Bis 1813 verjciedene neue 
Plane. Im Sabre 1819 batte der Tilgungsfonds eine Cinnabme 
von 15%, Mill. Pd. St., die dann zu den laufenden Ausgaben 
berbeigezogen, während dem Tilgungsfond& nur 2 Mill. Pfd. St. 
gelafien wurden. Im Jahre 1828 endlih wurde als vefinitiver 
Grundjag angenommen, den ganzen Fonds aufzuheben und nur no 
die freie Tilgung gelten zu lafjen. 

In Frantreih wurde die Amortifationdtafje durch Gejeg vom 
28. April 1816 ins Leben gerufen oder vielmehr der eigentlichen 
Tilgung der Schulden zugemiejen mit einem Kapital von 84 Mill. Fre. 
und einer Dotation von 20 Mill. Fr. (1817 40 Mill. Frs.). Die 
gefauften Renten jollten von Zeit zu Zeit annullirt werben. Ein: 
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ftellung des Ankaufs, als die Rente Bari ſtand (1825), mit Ein: 
leitung der Converfion; wirklibe Tilgung von 32 Mill. Fr3. Renten 
(1833). Bon da an geringe Anfäufe und bereits allgemeine Ver: 
wendung des Ueberſchuſſes für andere Zwede. Bis 1848 hatte ver 
Tilgungsfonds um den Preit von 1633,, Mill. Fr. 2096 Mill. Frs. 
Rente gefauft. Seit 1848 wird dagegen lediglich dem Amortijations: 
fonds ein feinen YJahreseinfünften entipredendes Kapital zugute ge: 
ſchrieben. v. Hod, ©. 529, 530. 

In Defterreih war ver allgemeine Tilgungsfonds am 22. Yan. 
1817 eingefegt mit einer Dotation von ca. 21/, Mill. FL. jährlich 
und derjenigen Summe, melde aus dem Erlös von Staatögütern 
fih ergeben würde. Die Aufgabe diejes Tilgungsfonde war indeß 
eine von dem englifhen und franzöfifhen mefentlid; verjchiedene. Er 
follte vorzugäweife den Curs der Staatdohligationen beben; zugleich 
jollte er die jelbjtändige Verwaltung der Staatsſchulden documentiren 
und ward zu dem Ende 1823 mit der „Pirection zur Evidenzhal— 
baltung ver verzinslihen Staatsſchuld“ verjhmolzen. Er löjte feine 
Aufgabe fo gut, da die Staatsobligationen bald pari jtanden, und 
iben 1829 nahm man daher die Dotation zurüd und ließ ihn nur 
mit den Zinfen der bereit bei ibm vorbandenen Obligationen wir: 
fen; doc jollten ihm von Zeit zu Zeit Heberfhüfle der Staatsein: 
nahmen zugewendet werden. Sein Stammvermögen war damals 
209 Mill. Fl. mit 7,, Mill. Zinfen. m neuerer Zeit hat der Til: 
gungsfonds auch dieſe Functionen verloren, indem er jein Einkom— 
men bei der Staatöcentralfajje gegen vierprocentige Anmweifungen der 
ſchwebenden Schuld abgab, bis endlich das Scheinleben des Tilgungs» 
fonds durh Patent vom 23. Dec. 1859 gänzlih aufgehoben und 
an jeine Stelle eine „Direction der Staatsſchuld“ mit der Aufgabe, 
die Buchführung der Staatsfhuld und die Verlofjungen und Tilgun— 
gen der Staatsſchuld zu leiten, eingejegt ward. An die Stelle der 
frübern Tilgung trat dagegen jest die Procentualtilgung (ſ. unten). 
Bol. Deſſary, a. a. D., $. 83 fe. 

Ueber ven bairishen Tilgungsfonds (1. Dct. 1811) und den 
badiihen (neues Gejeg vom 31. Dec. 1831) |. Rau, $. 505—508. 
Den theoretiihen Kampf gegen vie Yllufionen des Tilgungsfonds 
begann Hamilton (1813), indem er den Sag durdführte, daß jede 
Tilgung, die nicht auf wirklihen Ueberſchüſſen beruhe, feinen Sinn 
babe, und die ftatiftiihe Nachweifung binzufügte, daß England, wäh: 
rend e3 don 1689— 1812 618 Mill. geborgt, davon nur 38,, Mill. 
zurüdgezahlt habe. Unter den Deutſchen ift eigentlih nur Nebenius 
zu einem flaren Nejultate gelommen, indem er die auf der in geos 
metriſchem Berhältnig wachſenden Kraft eines ſolchen Tilgungsfonde 
berubenden Tilgungsplane jharf charakterifirte und den Irrthum auf 
die Grundlagen des öffentlihen Credit? zurüdführte (Kap. 8, 8. 4). 
In gleiher Weiſe bat Rau ($. 505 fg.) denjelben Sat mit vielem 
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einzelnen Material durchgeführt, jedoch ohne immer die Procentual: 
tilgung gehörig von dem Tilgungsfonds und jeiner Operation zu 
fheiden, mwodurd feine Daritellung nicht immer ganz Har ift. Die 
einzelnen Gründe gegen ven Tilgungsfonds, die freilih aus dem obi- 
gen Grunde zugleich gegen die Procentualtilgung geben, beſonders 
Har ($. 520 fg.). Die wichtige Frage, ob ein ſchlechter Tilgungs: 
fonds nicht noch immer bejler jei al3 die beite Lotterie, iſt nur in: 
direct von Rau berührt worden. 

Das Tilgungsmejen Preußens war durh Gejeg vom 17. Yan. 
1820 georbnet, jedoch ift ein eigener Tilgungsfonds bier glüdlic ver: 
mieden und nur eine freie Tilgung zugelafien, welche auf den für 
Verzinfung und Tilgung der Schulden beſonders bejtimmten Einnah— 
men berubt. Rönne, „Staatsrecht“, I, 8. 72; II, 8. 496. Bal. 
auch Pfeiffer, II, ©. 589 fa. 


V. Die Lottericanleihen und Lotterietilgung. 


a) Allgemeiner Begriff. 


Unter dem Gejammtnamen der Xotterieanleihen verjteht man 
zwei wefentlich verjchiedene Arten von Anleihen, bei denen bie 
gotterie eine fehr verjchiedene Aufgabe hat. Die erfte diejer Ar: 
ten ijt die verlosbare Anleihe, die zweite Art iſt die eigentliche 
gotterieanleihe. Beide Arten können auch wieder zu einer dritten 
gemeinschaftlihen combinirt werden, die am beiten als Anleihe 
mit Berlojung bezeichnet werden kann und die Momente der eriten 
und zweiten Art in jich faßt. 

Der Unterfhied der beiden Arten beruht darauf, daß bei 
den verlosbaren Anleihen der Gegenjtand der Xoiterie die Til: 
gung, bei den eigentliden Xotterieanleihen dagegen die Berzin: 
jung ift. Die gemeinihaftlihe Aufgabe der Einrichtung einer 
Rotterie bei einer Anleihe ijt immer die Hebung des Emiſſions— 
curjes. Beide Arten und natürlich mit ihnen die dritte fordern 
die Aufftelung eines bejtimmten Plans für die Berlojung, der 
jehr verſchieden jein fann; bei beiden iſt es zwedmäßig, wenn 
diejer Plan auf jeder einzelnen Obligation menigitens in jeinen 
Hauptpunften angegeben ijt. Alle Zotterieanleihen find neuern Ur: 
iprungs. Ihr Werth für die Erzielung des höhern Emiſſions— 
curjes ijt zweifelhaft; gewiß ijt nur, daß jede zweckmäßige Lotterie 
ipäter den Curs bedeutend über pari hebt und daher einen an— 
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dern Rückkauf als den dur die Verlojung unthunlid macht. 
In Beziehung auf die volkswirthihaftlihen Folgen überhaupt 
und auf die effective Belaftung der Finanzen durch diejelben ift 
die Frage jedoch durchaus feine günjtige zu nennen. Namentlich 
in Bezug auf den legten Punkt jind die Verhältniſſe beider Arten 
jehr verjchieden. 

E3 iſt nun Elar, daß das ganze Syitem der Lotterieanleihen 
für Conſols und Rente gar nit anwendbar ift, jondern nur bei 
Obligationsihulden vorkommt und in den meilten Fällen aud) 
einen nicht beionders guten Credit vorausjegt. England kennt 
das Kotterieanlehen überhaupt nit; in Frankreich hat dafjelbe 
jedoch bei den Anleihen der Gemeinden nad deutihem Vorbild 
plaggegriffen, da diejelben natürlich Feine „Rente“ verkaufen 
fünnen. Wir können dies nicht für einen Fortiehritt halten. 


Die ganze Lehre von ven Lotterieanleihen iſt ſtets unter den 
Arten der Staat3anleihen aufgeführt. In ver That gehören aber 
nur diejenigen Lotterieanleiben unter die Arten, bei melden durd: 
aus feine Rüdzahblung durch Verloſung jtattfindet, jondern nur die 
Zinſen verloft werden. Es ſcheint daher am pajienditen, fie hierher 
zu jtellen. 

Das Princip der Verloſung gehört andererjeit3 unter die Schuld: 
operationen des Staat3 bei Anleihen und muß daher in feiner 
Zweckmäßigkeit von denſelben Gefichtspunften, wie dieje, betrachtet 
werben. Die Lotterieanleiben ftammen in ihrer allgemeinen Anmwens 
dung aus dem Anfange unjers Jahrhunderts. Sie bieten eine große 
Menge von Varietäten dar, bei denen die Berechnung des Verhält— 
niijes von Zins und Prämie natürlib die Hauptfahe ift. Unger, 
„Handbuh der Staatzlotterieanleihen‘ (1841), bat eine Sammlung 
der neuern von 1820 an mit genauer Berehnung gegeben; über 
die Natur derielben vgl. beſonders Dettinger, „Theorie der Lotterie: 
anleihen“ (1844). Nebenius hat fie zuerjt in die eigentliche Finanz: 
wiſſenſchaft eingeführt (S. 343 fg.); doch herrſcht bei ihm die Grunds 
voritellung, als ob die Lotterie entweder einen Verluſt für die Gläubi— 
ger oder für den Staat enthalten müſſe, was durchaus nicht noth— 
wentig iſt. Auh Malhus (S. 91) hält fie mit gutem Recht für 
„toitbarer al3 andere Methoden”; das Hauptmoment, dab bei den 
Rüdzablungsverlofungen eine gezwungene Tilgung zum Paricurs 
ftattfindet und daß jomit die Koftbarkeit im Grunde diefelbe ift wie 
bei jeder Anleihe mit gezwungener Cinlöfung eines beftimmten 
Theils, während die Verzinfungsverlofung einen durchaus andern 
Charakter hat, ift jevoch nicht gehörig hervorgehoben. Rau ($. 501 
— 505) bat auch diefe Scheidung nicht jtreng durchgeführt, im übri: 
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gen die volläwirtbihaftliben Folgen beſonders hervorgehoben. Die 
Beurtbeilung und Darftellung der einzelnen Verlojungsplane dürfte 
nicht bierber gehören. 

In ver neuern ‚Zeit bat fih nun mit vollem Recht die Geld— 
matbematit der Sache bemädtigt und die Berehnung der Höhe ver 
durch die Lotterie ih ergebenden Zinsfühe bis ins größte Detail 
aufgeftellt. An der Epige ftebt bier unzweifelhaft Moſer's vortreff- 
liche Zeitihrift: „Kapital und Rente”; Howe, „Der gegenwärtige und 
fünftige Werth der wichtigſten europäijben Prämienanleiben“, 1870, 
bat in feinem dritten Theil namentlich die Gemeindeanleiben aub in 
Frankreich angeführt und berechnet. 


b) Berlosbare Anleiben. 


Die verlosbaren Anleihen find diejenigen, bei melden die 
Rüdzahlung zum Nennwerthe für alle einzelnen Obligationen zu: 
gejagt ift und zwar in der Weile, daß jene Rückzahlung in be: 
ftimmten Terminen — meijtens jährlid — für einzelne Obliga- 
tionen vorgenommen wird. Die Aufgabe der Verloſung dabei 
it, die Nummern derjenigen einzelnen Obligationen zu bejtim- 
men, welche der Staat an jedem einzelnen Termine zurüdzablen 
will. Zu dem Ende pflegt gewöhnlich bei der großen Anzahl von 
Obligationen eine zweifache Einteilung ftattzufinden; die erfte in 
Serien, die zweite in einzelne Nummern. Die Ziehung geichieht 
zuerit für die Serien, dann innerhalb der Serien für die einzel: 
nen Nummern, die alsdann befannt gemacht und deren Betrag 
zur Zahlung angemwiejen wird. 

Der nächſte Effect der Verlosbarkeit der Anleihen ift daher 
die Gewißheit, daß jede Obligation zu ihrem vollen Nennmertbe 
und daß jie fpäteftens binnen einer beftimmten Zeit zurüdgezablt 
wird. Der entferntere Effect beſteht darin, daß durd die Ber: 
lojung auf jede einzelne Obligation ein gewiſſer Grad der Wahr: 
Icheinlichfeit entfällt, ihon bei der nächſten Verloſung im vollen 
Nennwerthe zurüdbezablt zu werden. Da nun überhaupt die 
Gewißheit der Tilgung den Werth jeder Obligation erhöht und 
zwar natürlih um jo mehr, je näher die Tilgungs: oder Einlö— 
jungsfumme dem Nennmwertbe ftebt, jo leuchtet es ein, daß eine 
jolhe Ordnung der Rüdzahlung den Emifjionscurs der Obliga: 
tion immerhin nicht unbedeutend erhöhen muß. Der meitere Ein: 
Nuß jener Wahrjcheinlichfeit der Ziehung der einzelnen Nummern 
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äußert fich freilich zunächft nur in der Weije, daß vor der Ziehung 
der Börjencurs aller Obligationen ein wenig jteigt, nach der 
Ziehung dagegen ſinkt. Dies ift, nad) einmal geſchehener Emiſſion, 
dem Staate freilich gleihgültig; allein die Wahrjcheinlichkeit, bei 
dieſem Wechſel des Börjencurjes etwas zu gewinnen, erhöht den- 
noch ſchon bei der erjten Emifjion den Werth der Papiere, und 
obwol diefer Einfluß nur ein fehr geringer ift, fo ift es doch 
feinem Zweifel unterworfen, daß im allgemeinen vermöge der 
Berlofung ein nicht unbedeutend höherer Betrag bei der Emifjion 
herausgebracht wird. Dadurch jind die verlosbaren Anleihen eine 
Zeit lang ſehr beliebt geweſen. 

Die Frage iſt nur, ob und unter welchen Bedingungen eine 
folde Berlofung für den Staat rathjam if. Die Antwort auf 
diefe Frage befteht offenbar in der Beſtimmung des Unterjchieds, 
der bei dem Emifjiongcurd mit und ohne die in der Berlojung 
enthaltene Rüdzahlung ftattfinden wird. Natürlich läßt ſich dies 
nicht im allgemeinen jagen, jondern bängt von den bejondern 
Berhältnifien ab. Indeſſen kann man doch die folgenden Regeln 
dafür als maßgebend annehmen: 

Wenn aus irgendeinem Grunde, fei es wegen des hoben 
Zinsfußes oder ſonſt, eine Wahrjcheinlichkeit vorhanden ilt, daß 
die Obligationen dauernd ſich über pari ftellen, jo ijt die Ber: 
lojung zwedmäßig, denn alsdann befteht ihre Aufgabe nicht darin, 
den Emifjionscurs zu heben, jondern dem Staate die Rüdzahlung 
zum Nennwerthe zu jihern, was feineswegs überjehben werden 
darf. Dies iſt der Fall, wenn der Staat in der Lage ift, die. 
Anleihe aus irgendweldem Grunde innerhalb der bejtimmten 
Zeit zurüdzahlen zu können, ohne feine Steuern zu vermehren, 
oder auch ohne eine neue Anleihe zu diefem Zwecke zu machen. 

Hat der Staat jene Wahrjcheinlichkeit nicht, jo erjcheint eine 
Berlojungsanleihe der Regel nah nicht zweckmäßig. 

Zuerjt ſprechen alle Gründe im erhöhten Maße dagegen, 
welche jhon gegen die unbedingte Thätigkeit der Tilgungsfonds 
ſprechen. Denn aud bei der Berlojung ift die Vorausſetzung 
vorhanden, daß der Staat im Grunde eben vermöge der Anleihe 
im Stande jei, neben der Berzinfung die Rüdzahlung zu leiften. 
Das iſt der Negel nad) aber nicht der Fall, da die Tilgung die 
KRapitaliirung eines Anlagefapitals3 enthält. Die Verloſung ift 
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aber eine Tilgung. Der Staat wird daher bei der Verloſungs— 
anleihe bäufig zu einer neuen Anleihe jchreiten müffen, mit 
welcher er die Verlojung dedt, oder er muß, was im Grunde 
auf dafjelbe hinausfommt, die Auszahlung der gezogenen Oblis 
gationen auf die jchwebende Schuld überweiſen. Es ift daher in 
diefer Beziehung fein Grund vorhanden, um die Tilgung durd 
Berlofung zu einer gejeglichen zu machen. Aber noch enticheiden- 
der wirft der folgende Grund. 

Da die Berlojung jtet3 die Tilgung zum Nennwerthe ent: 
bält, io bildet die Pflicht zur Verlojung eine Laft für den Staat, 
die genau um jo viel mehr für den Staat beträgt, als die Til: 
gung durch den Börfenanfauf, um mie viel Procente der Börjen- 
curs unter dem Nennwerthe jtehbt. Der Staat erleidet daher bei 
jeder Verlojung einen Verluft, der diejer Differenz gleich ift. Dies 
fünnte jih nur dann ausgleichen, wenn durd die Berlojung der 
Emiffionscurs ſich mindeſtens um den halben Betrag der Diffe— 
renz zwiſchen dem Gurje der einer regelmäßigen Tilgung unter: 
mworfenen Obligationen und dem Nennmwerthe zu erheben im Stande 
wäre, was eben nicht der Fall ift. Allerdings wird jich der Emiſ— 
fionscurs durch die Verlojung heben, aber diejes Mehr, welches 
der Staat durch jenes Berjprehen der unbedingten Rüdzahlung 
zum vollen Nennmwerthe erhält, kommt ihm dabei jtet3 zu theuer 
zu Stehen, da die Wahrjcheinlichkeit der Ziehung für jede einzelne 
Dbligation in dem Grade jinkt, je größer ihre Zahl ift, und daher 
nicht die Fähigkeit hat, bedeutend auf den Emiſſionscurs einzu: 
wirken. Cine. Berlöiumg-aber, die in großen Summen vorwärts 
oh, wird beit ohitereine neue Anleihe bejchafft werden 
fönnen. Iſt der Staat dägegen in der Lage, dies wirklich zu 
thun, jo hilft er fich weit beſſer dutch jtarfe —— oder durch 
die Zinſenreduction. 

Demnach erſcheint die Berlofungsanleibe als eine höchſt ge— 
fährliche Operation, bei der ſehr leicht das Mittel theurer wird 
als der Zweck, und das nur unter ganz beſtimmten Umſtänden 
räthlich iſt. 

Bei Rau (8. 501 — 503) jind die verſchiedenen Arten der ver— 
losbaren Anleiben nit geſchieden und daher aud vie bejondern 


Verhältniſſe der Lotterieanleiben und ihrer Erfolge nicht gehörig ger 
würdigt. Im allgemeinen jtimmt er mit dem Dbigen überein. 
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Nebenius (Kap. 7, $. 9) rechnet die Lotterieanleihen falih zu den An- 
leihemetboden; jeine Betrabtung iſt gerade bier eine beinahe gar 
nicht finanzielle, fondern vorwiegend nationalöfonomiibe, weshalb er 
den Kern der Sache, die Differenz des durch die Verlojung erzeug: 
ten und des einfachen Emiffionscurfes, auch nicht beachtet. 

Uebrigens dürfte eben theoretiijh aber die Frage jelbit kaum 
eine Gontroverje fein; die praktiſche Hauptſache ift die Zinfen- und 
Tilgungsberebnung, und bierfür darf die Finanzwiſſenſchaft auf die 
Arbeiten der beiden bereit? erwähnten Autoren Mojer und Home 
verweifen. Es ift dabei natürlib, daß jeder einzelnen Anleibe auch 
bier ein bejtimmter, mathematiſch berechneter Plan vorausaebt. 


c) Lotterieanleihen im engern Sinne. 
1) Natur derjelben, 


Auf einem ganz andern Standpunkte jtehen die eigentlichen 
Lotterieanleihen. 

Während bei den verlosbaren Anleihen die Abſicht des 
Staats dahin gebt, durch die Tilgung zum vollen Nennwerthe 
für die gezogene DObligation den Emiſſionscurs zu beben, 
find die eigentlichen Lotterieanleihen darauf berechnet, eine Ope— 
ration mit den Zinjen berorzubringen, welde diejen Zweck er: 
reihen joll. 

Zu dem Ende kann der Staat drei verjchiedene Wege ein- 
ſchlagen, die zu zwei verichiedenen Arten der Lotterieanleihen 
im engern Sinne führen. Er kann nämlich entweder die ganze 
Summe der Zinjen zum Gegenftande der Lotterie machen, oder 
er kann einen Theil der Zinjen als regelmäßigen Zins auszahlen 
und den andern .Theil in die Lotterie geben, oder endlich kann 
er die eigentliche Lotterieanteihe mit der Verloſung der Obliga: 
tionsiumme jelbit ‘verbinden. "Ale drei Formen bedürfen einer 
genauern Betrachtung. 

Zunädft haben jie alle natürlich zur Vorausjegung, daß ein 
Plan für die Verlojung feitgeitellt jei, der zugleich ein öffentlicher, 
gejegmäßig anerkannter und ftreng feftgehaltener jein muß. Dann 
haben fie alle zum Zweck, daß durch fie der Emiffionscurs gehoben 
werden jol. Es ift daher, abgejeben von ihrem theoretifchen 
Werthe, in jedem einzelnen Falle die Frage zu unterſuchen, ob 
dies au wirklich eintreten werde, und danach find die Beſtim— 
mungen des Plans feitzuftellen. 
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Als allgemeine Regel ergibt fih nun dafür, daß der Einfluß 
der Lotterie deshalb ſtets nur ein beichräntter ijt, weil die mit 
ihr verbundene Ungemwißheit in dem Zinsbezuge ſtets viele abhält, 
fih eine ſolche Xotterieobligation zu faufen, da jie eine feite, aber 
fihere Einnahme einer unjichern, wenn auch möglicherweile jehr 
großen entjchieden vorziehen. Mag daher eine Lotterieanleihe 
noch jo günftig eingerichtet jein, jo fann man doc immer als 
Regel annehmen, daß niemand jein ganzes Kapital in einem 
Papier anlegt, das ihm möglicherweije gar feine jährlichen Zin- 
ſen, oder doch bei weiten geringere trägt, als er ſonſt befommen 
fünnte. Es folgt daraus, daß die Lotterieanleihen ſtets eine be- 
deutende Wirkung auf den Emifjionscurs haben, jolange ihre 
Summe feine zu große ijt, während die Lotterie ihren Einfluß 
auf die Emiſſion in dem Grade verliert, in weldem die Summe 
der Lotterieanleihen zu der Summe der ganzen Staatsfhuld jteigt. 
Diejer Einfluß hängt dabei nicht von der Höhe der legtern ab, 
jondern eben von der obenerwähnten Natur der Lotterie, und muß 
bei der Frage, ob eine neue Anleihe als Xotterieanleihe ausge: 
geben werden joll oder nicht, ſehr nachdrücklich ins Gewicht fal- 
len. Es iſt Sache der Staatsjhuldenvermaltung, dies im einzel: 
nen Falle zu unterjuchen und danach zu handeln. 

Die obengenannten Formen haben nun jede wieder 'pre eigen- 
thümlihe Ordnung und Natur. 


2) Berlojung des ganzen Zinsbetrags. 


Die Verloſung des ganzen Zinsbetrags geſchieht in der 
Weiſe, daß die Zinsſumme der ganzen Anleihe nicht auf die ein— 
zelnen Obligationen, ſondern auf eine Reihe von Gewinnen ver— 
theilt wird, von denen der größte eine an ſich bedeutende Summe 
ausmacht, während der kleinſte mindeſtens das Zehnfache des 
jährlichen Zinsbetrags ausmachen muß. Es ergibt ſich, daß durch 
dieſe Vertheilung alle nicht gezogenen Nummern der Obligationen 
ganz ohne Zinjen bleiben müfjen, während die gezogenen einen 
bedeutenden Gewinn madhen. Die Zinslojigfeit der erftern wird 
alsdann freilih den Emillionscurs der Obligationen drüden; die 
Wahricheinlichkeit des Gewinns wird denjelben dagegen wieder 
heben. Die Frage, welches von beiden den größten Einfluß bat, 
enticheidet ſich danach, ob der Emiſſionscurs durch diefe vollftän- 
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dige Verlofung über dem Börjencurs der bereit3 bejtehenden ver: 
zinslichen Obligationen jteht oder nicht, ijt dies der Fall, jo ift 
dieje Art der Verlojung eine richtige. Es fragt jih dann nur, 
wie der Berlojungsplan eingerichtet werden muß, um diejes Re— 
fultat zu erzielen, oder welche Vertheilung der Zinſen am meijten 
geeignet it, den Emifjionscurs zu fteigern. 

Hierfür fann man nun als allgemeine, auf der Natur des 
Spiels einerjeit3 und der Berechnung beruhende Regel den Satz 
aufitellen, daß e3 einzelne jehr große Gewinne geben muß, aber 
daneben jehr viele Eleine, ſodaß die Zahl der mittlern Gewinne 
nur eine jehr geringe fein darf; ein Grundſatz, der jehr leicht 
verjtändlich it. Es leuchtet dabei ein, daß die Gejammtjumme 
aller Gewinne gleich fein muß der Gefammtjumme aller Zinjen, 
und daß die Beitimmung der Zinjenhöhe daher auch, da die 
Summe der Zinjen vertheilt wird, durch die Vermehrung diejer 
Summe die Zahl oder Größe der Gewinne und mit diejer den 
Emiifionscurs der Obligation fteigert. Der Staat jelbit bat bei 
diejer Operation feinen Nachtheil, da er ohnehin nicht mehr gibt, 
al3 die Zinjen betragen würden. Gibt er mehr, jo ift das jo 
viel, als ob er die Verzinſung erhöhte; es ift daher von dieſem 
Standpunkte aus durchaus nichts gegen eine ſolche Verſpielung 
der Zinjen einzuwenden, und da bei richtiger Vertheilung der Ge— 
winne der Emiſſionscurs jelten leiden wird, jo ift eine jolde 
Berlofung allerdings unter Umftänden räthlid. Allein der Staat 
fann gerade von dieſer Art von Anleihen niemals eine große 
Summe maden, nod weniger dieſelbe häufig wiederholen, da 
die Gemißheit der Verzinſung einen zu großen Werth für die 
meilten bat, und mindeftens neun Zehntel der ganzen Summe 
jährlich nicht verzinft werden können; ein Grund, der eben zu 
der folgenden Art binübergeführt hat. 

Was nun die Tilgung einer ſolchen Anleihe betrifft, jo un— 
terliegt fie zunächit ganz den allgemeinen Grundjägen und bat 
an ſich mit der Lotterie der Zinjen gar nichts zu thun; fie kann 
ganz unterbleiben oder nad dem Börjencurje dur Auffauf ftatt- 
finden. Es kann indeffen eine Tilgung durch Berlofung mit 
dieſer Verlofung der Zinfen verbunden werden, die ſich am beften 
bei der folgenden Form bezeichnen lafjen wird. 
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3) Verbindung von Verzinſung und Verlofung. 


Die Verbindung von Verzinjung und Berlojung entitebt, 
wenn der Staat die Anleihen zwar zum landesüblihen Zinsfuße 
verzinjt, den Obligationen aber nur einen Zins zahlt, der unter 
dem landesüblichen Zinsfuße jteht und denjenigen Zinsbetrag, der 
für die Gefammtjumme diejer ganzen” Differenz entfällt, zum Ge: 
genjtand einer Lotterie macht. Auf diefe Weije hat jede Obliga- 
tion alddann erjtens eine eigene Verzinſung, zweitens die Wahr: 
fcheinlichleit des Gewinns aus den zurüdgehaltenen Zinſen der 
andern, die den Gegenitand des Lottos bilden. Ohne allen Zwei: 
fel ift dies die befte Form der Lotterieanleihe, indem ſie beiden 
Bedürfniffen, dem des Spiels und dem der Einnahme aus dem 
Kapital, entipridht. Die nächſte Frage ift dabei die, in welcher 
Weile die Vertheilung des Zinsbetrags an die Verzinſung einer: 
ſeits und die VBerlojung andererjeit3 geichehen fol, und bier kann 
als allgemeine Regel aufgeitellt werden, daß ſtets diejenigen An: 
leihen die größte Nachfrage finden, welche den größten Theil der 
Binjen — etwa zwei Drittel — als Berzinfung, den Eleinern 
als Object der Berlojung aufitelen, da gerade bei Staatsjchulden 
der größere Theil der Beliger die feſte Einnahme wünſcht, da= 
gegen jelten ganz abgeneigt ijt, einen Theil diefer Einnahme für 
ein mwobhleingerichtes Spiel berzugeben. Es ergibt jih daraus, 
daß diefe Verbindung von Zins und Berlojung den Werth einer 
Anleihe jelbjt bei gleihem Zinsfuß bebt und daß, wenn der 
Zinsfuß indirect erhöht wird, indem man 3. B. als Zins 4 Proc. 
und als Berlofung außerdem 2 Proc. berechnet, der Werth der: 
jelben höher al3 der einer jeden andern werden muß. Wenn 
aber dadurdy jchon bei der Emiflion ſich der Curs hebt, jo ijt es 
wahrſcheinlich, daß er bei verringerter Zahl von Obligationen 
nicht blos den Paricurs erreicht, jondern jogar darüber hinweg: 
geht. Sit dies wahriheinlid, jo muß wieder der Staat jeine 
Tilgung gegen den Curs über pari jihern, und dies vermag er 
nur dann, wenn er mit jener Verlofung und Berzinfung aud) 
noch die Verlosbarfeit der Obligationen jelbjt verbindet, indem 
bei jeder Ziehung auch eine gewiſſe Anzahl von Lojen die Rück— 
zahlung zum Paricurs enthalten. Das dazu erforderliche Geld 
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kann der Staat nun in der Weije beichaffen, daß er den Zinsfuß 
hoch jegt, aber einen Theil des Zinsfußes, z. B. Y, Proc., weder 
an die Coupons, noch an die Verlofung gibt, fondern für jene 
Obligationsverlofung beftimmt, fodaß fein Zinsfuß zugleich feine 
Tilgung enthält. Die Folge davon ift, daß allerdings die Ver: 
zinfung um den Betrag der Einlöfung geringer ift; allein wenn 
die Emifjion unter pari geſchah, fo hebt die Wahrjcheinlichkeit 
der vollen Rüdzahlung jedes Lojes, verbunden mit der eines 
Gewinns und zugleih mit einer gewiſſen Berzinfung, den Curs 
wieder, ſodaß diefe Combination der Regel nach als die günjtigfte 
betrachtet werden muß, chne daß der Staat dabei Gefahr Läuft, 
die Obligation jelbjt über pari einlöfen zu müffen. Beftimmt 
dagegen der Staat außer der Verzinfung noch eine befondere 
Summe für die Berlofung der Obligationen, fo ift das eben eine 
gewöhnliche Art der verlosbaren Anleihen, die ale Mängel der 
legtern bat und nur dadurd) fich etwas befjer ftellt, daß der Staat 
feine Tilgung gegen den Curs über pari jihert. In feinem Falle 
jedoh Tann auch diefe Art von Lojen die Grundform der Staats: 
anleihen werden, da der feite Zins für die gefammte Maſſe im: 
mer das Entjcheidende bleibt. Dagegen iſt es feinem Zweifel 
unterworfen, daß diefe Verlofung in Verbindung mit der Ver: 
zinfung nit nur die natürliche Form für einen mejentlichen 
Theil der Staatsſchuld abgibt, jondern auch den wichtigen Zweck 
erreicht, allmäblih an die Stelle jedes andern Glüdipield zu 
treten. 


VI Die Procentualtilgung. 


Unter der Procentualtilgung veritehen mir diejenige, melche 
jährlih infolge eines gefeglichen Tilgungsplans eine bejtimmte 
Schuld mit einem beſtimmten Procentualbetrage tilgt. 

Die Procentualtilgung unterjcheidet fih von der Tilgung 
dur den Tilgungsfonds dadurd, daß fie nicht auf einem jelbitän- 
digen Tilgungsftamme beruht und daß die durch fie eingefauften 
Obligationen daher auch nicht einem folchen Fonds übergeben, 
jondern vielmehr vernichtet werden. Sie fteigt daher auch nicht 
geometrifh, wie der Tilgungsfonds; allein da bei gleihem Be: 
trage der Tilgungsrate die Summe der Schuld immer kleiner 

Stein, Finanzwiflenihaft. 47 
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wird, fo fteigt fie dennoch etwas, freilich nicht genug, um einen 
weſentlichen Einfluß auf den Curs zu üben. 

Die Procentualtilgung jegt zuerit ein beftimmtes Procent 
geieglich oder vertragsmäßig feit, welches jährlich von der Schuld 
getilgt werden fol; daher der Name. Die Aufgabe diejer Til: 
gung bedarf feines bejondern Organs, jondern kann einfach 
dur unmittelbaren Auftrag der Finanzverwaltung geſchehen. 
Die wirklich eingelöften Obligationen werden dann aber wirklich 
vernichtet. 

Die Procentualtilgung ift allerdings eine gejeglihe Tilgung 
und fann daher jtatt einer wirklichen Tilgung jehr leicht eine 
blos finanzielle werden. Da fie aber weder die Zinjen noch das 
Kapital bedeutend afficirt, jo wird fie bei font günftigen Umftän- 
den leicht ertragen. Der Regel nad iſt das Verhältniß jo, daß 
bei größern Schulden eine neue Steuer erforderlih wird, um die 
Procentualtilgung eintreten zu lafjen. Iſt dies nicht der Fall, 
jo müfjen fih die Finanzen mit der Vermehrung der ſchwebenden 
Schuld helfen. 

Die Grundlagen des Tilgungsplans bei jeder Procentual— 
tilgung find nun erjtens der Sag, daß jede neue Schuld ihren 
jelbftändigen, auf ‘Procentualtilgung berechneten Tilgungsplan 
haben muß, zweitens die michtige Feititellung des Tilgungspro: 
cents. Diejes hat unter Y, Proc. keine Bedeutung; über 2 Proc. 
dagegen droht e3 zu einer durchgreifend finanziellen zu werden. 
Innerhalb dieſer Grenzen bewegt fih der Tilgungsplan mit 
Sicherheit. 

Die Procentualtilgung unterfcheidet fih vom Tilgungsfonds 
dadurch, daß fie feine abfolut jelbftändige Dotation bat, ſon— 
dern daß nur der Finanzverwaltung geſetzlich die Pflicht auf: 
erlegt wird, die fich ergebenden Tilgungsbeträge gewiß zur wirk— 
lihen Tilgung zu verwenden. Es ift ferner Feine eigentlich 
jelbftändige Verwaltung der Tilgung nöthig, jfondern diefelbe ift 
mit der Verwaltung der Staatsihulden verbunden. Ebendarum 
aber wird gerade bier die ftrengite Loyalität und die regelmäßige 
Beröffentlihung der geſchehenen Tilgung die weſentliche Bedin- 
gung des Einfluffes auf den Staatscredit. 

Es verjteht ſich dabei von jelbit, daß die Procentualtilgung 
die freie Tilgung in feiner Weile ausjchließt. Mit oder ohne 
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diejelbe aber wird jede Tilgung ſtets almählih auf dem Punkte 
anlangen, wo die Zinjenreduction als das einzige Auskunfts— 
mittel erjcheinen muß. 


Man bat, wie jchon bemerkt, die Procentualtilgung bisher theo: 
retifch nicht ſelbſtändig geichieden, obwol man ſie mol ſelbſtändig 
betradtet hat. Schon Gönner ftellte den Grundjag auf, daß die 
Tilgungsrate nie geringer ald 4/, Proc. und nie höher ald 1 Proc. 
jein dürfe, und daß — freilih ganz naturgemäß — je größer die 
Schuld, deſto Heiner die Tilgungsrate jein müſſe. Dieſen Sat hat 
Wirth (AKlaſſenſteuer“, S. 535) ohne weitere Bemerkung angenom: 
men. Dagegen nahm Laffitte 1 Proc. ald Minimum; Malchus be: 
merkt indeß mit Recht, dab dafür feine allgemeine Norm für alle 
Länder aufgejtellt werden fünne (I, $. 96). Nah Courtoi’3 „Ma- 
nuel“ wird ungefähr 1 Proc. jährlid der Caisse d’amortissement über: 
geben, welche mit diefer Summe den Anfauf der Rente bejorgt, doc 
find jeit 1861 die Rückkäufe ſiſtirt. Derielbe ift auch der erfte, der 
fih für die Specialität des Tilgungsfonds erklärt, wobei er eigent- 
(ih den Tilgungsfonds mit der Procentualtilgung verwecdjelt, da die 
Aufitellung eines eigenen Tilgungsfonds für jede Schuld höchſtens 
dann einen Sinn hätte, wenn derſelbe blos in einer feiten, auf den 
Procentbetrag keine Rüdjiht nehmenden Dotation beitände ($. 97). 
Tilgungsplane ver re ik namentlich bei Nebenius Kap. 8, 
F. 4 ©. aub Rau, $. 523. In Preußen ift die Procentual: 
tilgung gejeglib 1 Proc. "ährli: Gejeg vom 21. Jan. 1820. Die 
einzelnen Schulden und ihre Procentualtilgung bei Desfeld, a. a. D., 
S. 134— 136. Genauer bei Rönne, „Staatswiſſenſchaft“, VI 
$. 469 und I, 80. In Dejtereih durch das neuejte Patent vom 
23. Dec. 1859 aleichfall3 1 Proc. jährlich. 


VI. Die Zinjenreductionen. 


Die legte große Art der Tilgung der Staatsichulden it dies 
jenige, welche durch die Binjenrebuction geſchieht. 

Die Zinjenreductionen find bei den Staatsobligationsschulden 
diejenigen Operationen, durch welche der Staat nicht die Summe 
jeiner Schuld, wohl aber die Summe feiner jährlichen Zinfen ver: 
mindert. Die Tilgung beitehbt daher im eriten Falle nit im 
Nominalkapital, jondern wird nur dadurch eine Kapitaltilgung, 
daß man die Summe der reducirten Zinjen wieder zum frühern 
Zinsfuße Fapitalifirt und auf dieje Weife ein vom Nennmwerthe der 
Obligationen unabhängiges Kapital herausbringt. 
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Die Zinjenreductionen zeigen die wahre Natur des Rechts, 
welches aus den Staatsobligationen entjtebt, in ihrem vollen 
Lichte. Bei ihnen erjcheinen die legtern effectiv nur als An- 
fprüche auf Zinſen und nicht auf ein Kapital. Sie find zugleich 
das Mittel, durch welches die Verwaltung des Staatscredits die 
Fähigkeit hat, dem Preife des Credits zu folgen und die Staats: 
ſchuld dadurch zu erleichtern. Sie find Ereditoperationen im wah— 
ren Sinne des Wortes und bedürfen daher nicht blos der allge: 
meinen Grundlagen des Credits, fjondern auch einer fejten und 
fihern Hand, welche fie ausführt und fie oft lange Zeit hindurch 
vorlichtig vorzubereiten hat. 

Die Operation bei der Zinjenreduction beruht auf folgenden 
einfahen Grundlagen. 

Da der Staat feine Verpflihtung eingegangen ift, nicht kün— 
digen zu mwollen, jo hat er das Recht, in jedem Augenblid jeine 
Schulden jowol im ganzen als zum Theil zurüdzuzahlen. Wenn 
nun der Staat im Stande ilt, Geld zu billigern Zinjen zu be: 
fommen, als er für feine Obligationen zahlt, jo iſt es höchſt 
wahrſcheinlich, daß auch der Einzelne nicht mehr Zinſen für fein 
Geld befommen wird als der Staat, und daß er daber den Be: 
trag feiner Forderung lieber dem Staate zu jenem geringern Zins: 
fuße läßt, al3 daß er die offerirte Nominalfumme der Obligation 
annähme Dabei werden allerdings ſtets einige ihre Forderung 
einziehen; die Mehrzahl aber wird dies nicht thun. it daher 
diefe Sachlage vorhanden, jo erflärt der Staat, daß er allen 
Inhabern der Obligationen einer betreffenden Schuld ihre For: 
derung fündige und e3 ihnen anbeimitelle, entweder für den frü— 
bern Betrag Obligationen mit einem verringerten Zinsfuße anzu: 
nehmen, oder fich den Betrag zum Paricurfe auszahlen zu laffen. 
Diefe Operation enthält daher für die erftern eine Novation, für 
die legtern eine Zahlung. Für die neue Schuld treten dann jo: 
fort die Grundjäge und Verhältniſſe der alten ein. 

Die finanzielle Bedingung der Zinjenreduction ift demnach 
wejentlih die, daß der Staat den baaren Betrag für diejenige 
DObligationsfumme vorräthig babe, melde der Wahrjcheinlichkeit 
nah baare Rüdzahlung ftatt der reducirten Zinfen fordern wird. 
Diejes Geld kann der Staat wirklich in der Kaffe jammeln; es 
liegt aber nabe, daß e3 bei weitem zmwedmäßiger iſt, ſich dafür 
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auf irgendeine Weile einen Credit bei der Banf zu eröffnen, 
was dann auf verjchiedene Weile gejchehen fann. Es ift in die: 
jem Falle jelbit eine Eleine Anleihe nicht zu fcheuen. Das 
eigentlih Schwierige ijt e8 aber, die Summe zu veranjchlagen, 
welche der Wahrjcheinlichfeit nad zurüdgefordert werden mird, 
und bier ift es, wo die finanzielle Tüchtigfeit jich in ihrem glän- 
zenditen Lichte zeigt. 

Man kann zu dem Ende gewiffe allgemeine Grundjäße auf: 
ftellen, und daneben dann die beiden Hauptfälle unterfcheiden, 
auf welche die Reduction Anwendung findet. 

ALS allgemeiner Grundjag für alle Reduction muß gelten, 
daß diejelbe jtet3 nur zu einem Zeitpunkte vorgenommen werden 
joll, wo der Disconto dauernd niedrig ſteht. Und zwar nicht 
blos deshalb, weil in ſolchem Falle die Finanzen billiges Geld 
finden, jondern auch deshalb, meil alsdann namentlid die grö- 
Bern Kapitaliften jich Icheuen werden, ihre Nominalfumme zurüde 
zufordern, da fie Feine Wahrjcheinlichfeit wor ſich ſehen, im Geld— 
verkehr höhern Zins zu erzielen. 

Es gibt aber eine zweite viel tiefer gehende Regel, welche 
für alle Reduction maßgebend jein muß. Jeder Staat muß noth— 
wendig an eine Neduction denken," wenn fein Zinsfuß über 
5 Broc. jteigt. Denn es ilt ein auf den höhern Gefegen der 
Nationalölonomie beruhendes Princip, daß niemand und auch der 
Staat nit im Stande ilt, auf die Dauer für irgendein Kapital 
mehr al3 5 Proc. zu zahlen; die 5 Proc. find die höchſte reine 
und dauernde Reproductivität, welche ein Kapital haben Fann. 
Nun ift die Staatsihuld jchließlih doch ein Anlagekapital; wenn 
der Staat mehr als 5 Proc. zahlt, jo zahlt er mehr, als das 
Kapital ihm jelber dauernd trägt, er ift daher ohne aus jeinem 
eigenen Kapital zu zahlen gar nit im Stande, auf die Dauer 
den Zins zu leiften, und wenn er es im Notbfalle gethan bat, 
jo muß er unter allen Umjtänden fuchen, diejen Zinsfuß zu redu- 
ciren. Freilich find bier zwei Fälle möglich. 

Zuerft ift es möglih, daß bei irgendeinem Zinsfuße der 
Börfencurs einer Obligation über pari fteht. In diejem Falle 
ift eine Reduction des Zinsfußes nicht blos nothiwendig, jondern 
auch jehr leicht; denn die Größe der Summe, melde zur Rüd- 
zahlung kommt, hängt dann allein von dem Rebuctionsfuße ab. 
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Man kann dabei als Regel annehmen, daß die Reduction ihr 
böchftes Maß erreicht, wenn jie, nachdem man fie zu 5 Proc. 
fapitalijirt hat, den doppelten Betrag des Agios (über pari) aus: 
macht. Geht die Reduction über. diefe Grenze, fo ilt eine jtarfe 
Einlöfung wahrſcheinlich; jteht fie darunter, jo ift die leßtere 
unwahrſcheinlich. Wenn alfo bei 5procentigen Obligationen der 
Börfencurs 115 wäre, fo ift eine Reduction auf 4'/, Proc. ohne 
Bedenken, da /, Proc., Fapitalifirt zu 5 Proc., 10 ausmadt; 
eine Reduction auf 4 Proc. dagegen würde bereits viele Einlö- 
jungen zur Folge haben, mwährend eine Reduction auf 3°/, uns 
thunlic wäre. Die Berechnung beruht darauf, daß der Werth 
von 100 als Einheit der Staatsihuld fih als Procentbetrag an 
Binjen ergibt, wenn man den Curs im VBerhältniß zum beſtehen— 
den Zins berechnet und mit dem reducirten vergleicht. Ein Curs 
von 115 bei 5procentigen Obligationen entſpräche genau einem 
Zinfe von 4%, Proc.; bei diefem Zinje hätte der Inhaber nichts 
gegen den Börfencurs verloren. Eine Reduction auf 41, Proc. 
ift daher noch ein fehr günftiger Zins. Eine Reduction auf 
4 Proc. dagegen bringt ſchon einen Nachtheil von °/,, Proc., der 
aber für viele durch die Eriparniß der Koften und die Ungemwiß- 
beit einer neuen Anlage aufgewogen wird, fodaß bier viele Ein: 
löfungen geicheben, andere unterbleiben werden. it dies zweifel— 
baft, jo enticheidet wieder die Sicherheit des Börfencurjes, denn 
wenn diejer zwiſchen 110 und 115 zu ſchwanken pflegt, To ift 
auch jener Nachtheil von %,, Proc. ein ungewiſſer und die Zahl 
der Einlöfungen wird fih danad vermindern. Auf diefe Meife 
it die Reduction bei einem Curſe über pari ziemlich einfach. 
Ganz anders aber ftellt fih die Neductionsfrage, wenn bei 
einem gegebenen Zinsfuße der Curs der Obligation unter pari 
jteht. Ein folder Eurs ift immer ein Beweis, daß entweder das 
Geld theurer, oder die Sicherheit, die der Staat bietet, geringer 
it, als fie jein follte. In diefem Falle ift alfo die effective Ver: 
zinfung natürlich viel höher als die nominelle, da der Staat für 
5 Proc. nicht 100, fondern etwa nur 80, oder bei der Rente 
für 3 Proc. nicht 60, fondern nur 50 bekommen bat. Hier muf 
der Staat wünſchen, die Reduction eintreten zu laffen. Allein 
beitebt jeine Schuld aus Obligationen mit gegebenem Nennwertb, 
jo fehuldet er formell diefen Nominalbetrag und den Zins; beftebt 
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fie aus Rentez fo jchuldet er den Zins. Er kann daher im eriten 
Falle formell gar nicht weniger zur Einlöjung bieten als den 
Nominalbetrag, im legtern als einen Betrag gleich der zu 5 Proc. 
Fapitalifirten Rente. Stände aljo z. B. eine 5procentige Obliga: 
tion, die nominell auf 100 lautet, 30 Broc., jo müßte er 100 
als Einlöfung bieten; ftände eine Zprocentige Rente 50, jo müßte 
er 60 bieten. Es verfteht ſich von jelbit, daß in diefem Falle 
die ganze Summe zur Einlöfung fommen würde, was die Con: 
verfion unmöglich macht. Bleibt man daher auf obigem Stand: 
punkte jtehen, jo leuchtet eS ein, daß jede Gonverfion ausgeſchloſſen 
wird gerade da, wo fie am nothmwendigiten erſcheint, nämlich wenn 
durch den Emiffionscurs unter pari der Staat feine Schulden über 
5 Proc. verzinft. Hier Scheint die Reduction daher zu einem ab: 
foluten Widerfpruche zu führen. Denn wenn der Staat bei einem 
ſolchen niedern Emiffionscurje ernftlid an Reduction dächte, jo 
würde ihm niemand Geld leihen, da am Ende der Zins jich nicht 
durh Willtür, jondern nad beftimmten Gejegen ordnet und 
feine Höhe unbedingt im weſentlich richtigen Verhältniſſe zu der 
Sicherheit fteht, die ihm der Staat bietet. Die Ausficht auf eine 
baldige Reduction einer Schuld, die 3. B. bei einem Emiljions: 
curje von 80 5 Proc. gibt und die daher alsbald die Inhaber 
der Obligationen zwänge, entweder nur noch 4 Proc. oder 80 
Kapital zu nehmen, würde den Eur noch unter 80 drüden und 
die Emiſſion jehr theuer machen. Andererſeits fann fein Staat 
der Welt auf die Dauer mehr als 5 Proc. zahlen. Und bier 
liegt daher die wahre Schwierigkeit der Zinjenreduction. 
Allerdings kann nun der Staat, um den höhern Emijjions: 
curs zu erzielen, die Reduction entweder durch das Tilgungs: 
ſyſtem ſelbſt, oder durch ein eigenes Geſetz ausfchließen. Das 
erfte ift offenbar der Fall bei den verlosbaren Anlehen, das zweite 
fann bei jedem Anlehn ausdrüdlich ausgejprodhen werden. Allein 
wenn damit die Intereſſen der Gläubiger geihügt jind, jo ift die 


Unmöglichkeit der Zinszahlung des Staats dadurch nicht aufge: 


hoben. Es heißt den Knoten durdhichneiden, nicht ihn löſen. 
Ein zweiter Weg wäre dabei nun der, an die Stelle des 
Nennwerthes der Obligation den Verkehrswerth derfelben, ven 
Börfencurs, zu jegen und dieſen der Reduction zu Grunde zu 
legen. Dies geſchähe in der Weile, daß der Staat den Inhabern 
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der Obligation jtatt der veriprochenen Verzinjung eine Sprocentige 
Berzinjung diefes Curswerthes der Obligation, oder aber den 
Betrag des Curswerthes anböte; aljo wenn z. B. eine Sprocentige 
Dbligation 80 jtünde, die Wahl freigäbe, ob die Inhaber 80, oder 
4 Proc. haben wollen. Hier entſteht nur die Frage, ob der Staat 
berechtigt ift, nachdem er ſich für 100 jchuldig befannt, 80 an— 
zubieten. Es wird nun mol nicht leicht jemand gefunden werden, 
der für ein ſolches Verfahren einen formellen Rechtstitel zu Wege 
brädte. Will man diejes Verhältniß aber würdigen, jo muß man 
einen andern Standpunkt annehmen. Sit man fich nämlich einig, daß 
der Staat mehr Zins zahlt, als das Kapital trägt, das er geliehen 
bat, fo ift man ſich im Grunde auch darüber einig, daß der Staat 
unfähig ift, auf die Dauer jeine Verpflichtungen zu halten. Wir 
nehmen nun an, daß 5 Proc. das Höchſte ift, was ein Staat auf 
die Dauer für feine Schuld zu zahlen im Stande iſt. Zahlt er 
mehr, jo kann das Mehr von einem zweifahen Standpunkte aus 
betrachtet werden. Es erſcheint entweder als eine Verficherungss 
prämie oder als eine Kapitalabzahlung; denn ein Zins ift es in 
Wahrheit nit. Iſt es nun das erjtere, fo bat der, der den 
höhern Zins empfängt, die Wahrjcheinlichkeit bereits in feine Be- 
rehnung aufgenommen, daß die Zinszahlung feine dauernde fein 
werde. it das zweite der Fall, jo ift der Zinsbetrag überhaupt 
zum Theil eine Amortijationsquote. Seinem Wejen nad 
enthält jedes Anlehn mit einem höhern als einem Öprocentigen 
Ziuns ſchon die Erklärung, daß der Staat diejes Plus auf die Dauer 

nicht zahlen werde, und zugleidh den Preis für das Wegfallen 
diejer Gemwißheit des Gläubiger. Dem Weſen nad muß der 
legtere die Sade auch jo betrachten; denn wenn er die Natur der 
Sache noch überhaupt neben jeinem formellen Recht gelten laſſen 
will, jo muß er jich jelbit jagen, daß er auf die Dauer auf einen 
jo hoben Zins eigentlih nie hat rehnen dürfen. Der formelle 
Rectstitel tritt daher mit dem wirthichaftlihen Weſen des Zins: 
fußes bier in Widerſpruch, und auf die Dauer wird ſtets in ſolchem 
alle der erftere dem leßtern unterliegen, um jo mehr als ver: 
möge jenes allgemeinen Brincips über die Zinshöhe der Staat 
gerade durch die Zahlung des mehr als 5procentigen Zinsfußes 
ſchließlich factiih unfähig werden muß, auch nur die 5 Proc. 
Binien zu zahlen. Das unbedingte Feithalten an Recht und Pflicht 
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bat daher ſtets zulegt die wirthichaftlihe Unmöglichkeit zur Folge, 
das Recht zu befriedigen und die Pflicht zu erfüllen, und an die 
Stelle beider muß daber dasjenige treten, was dem wahren Weſen 
der Sache genügt, die Zurüdführung auf den 5procentigen effectiven 
Zinsfuß als Marimum dur eine richtige Zinfenreduction. 


Dabei muß allerdings das feitgehalten werden, daß der Staat 
diefe Reduction ebenjo wenig unmittelbar nad der Contrahirung 
ausüben als jie überhaupt gänzlich bei der Gontrabirung aus: 
ſchließen jol. Denn wenn er das legtere nicht halten kann, jo 
würde das erftere den Credit fchon bei der erjten Emiſſion jo 
ernftlih erichüttern, daß der Emiſſionscurs in gar feinem Ber: 
bältniß zur Verzinjung ftehen würde. Hier gibt es dafür nur 
Einen Weg; und diejer Weg führt uns allerdings zu einem ganz 
andern Spitem der Staatsihuldenverwaltung als dem gegen: 
wärtigen. Wir halten aus guten Gründen dafür, daß es für die 
Zukunft das allein richtige, und daß es allein im Stande ift, 
einerfeit3 die Völker mit der wachſenden Laſt der Staatsichulden 
auszujöhnen, andererſeits die legtern in Harmonie mit ihrem 
böchften PBrincip, ihrer NReproductivität in der Verwaltung, zu 
bringen und endlih doch dem Kapital Anlaß zu geben, fih an 
der Staatsichuld zu betheiligen. Wir jegen die Elemente dejjelben 
bierber, ohne uns auf genauere Begründung an diefem Orte ein: 
zulajien, in der innigen Ueberzeugung, daß das gegenwärtige 
Syſtem überhaupt für die Dauer unbaltbar ift, und daß die 
- folgenden einfahen Grundjäge die Balis für die nächfte Epoche 
des Staatsjchuldenmwejens bilden werden. e 


Erftlich joll feine Staatsihuld mehr auf unbejtimmte Dauer, 
fondern ftet3 nur höchſtens auf (90) Jahre contrahirt werden, 
fodaß nad) (90) Jahren die ganze Schuld erloſchen ift. 


Zweitens joll feine Tilgung irgendeiner Art mehr jtatt: 
finden, fondern der Zinsfuß joll die Tilgung enthalten, 
fo zwar, daß die Dauer der Schuld nad der Höhe des Zinsfußes 
beftimmt wird; je höher der Zinsfuß, defto kürzer die Schulddauer. 


Drittens fol jede Reduction der Zinfen — ſelbſt unter 
Hinmweifung auf die Verlängerung der Schulddauer — unbedingt 
ausgeſchloſſen fein; dagegen jo die Erhöhung des Zinsfußes als 
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Zahlung einer höhern Amortifationsquote durch ein Gejeß ein- 
geführt werden fünnen. 


Viertens endlich ſoll ſchon jegt jeder verftändige Mann ſich 
mit dem Gedanken vertraut machen, der Fünftig das ganze Staats: 
ſchuldenweſen definitiv beherrſchen wird, dab alles, was er, in 
welcher Form es immer fein möge, mehr als höchſtens 5 Proc. 
für feine Staatsſchuld erhält, überhaupt gar Fein Zins, jondern 
eine Amortifationsquote feiner Forderung an den Staat 
iſt; daß er deshalb, wenn er mehr als 5 Proc. von feinen Forde: 
rungen verzehrt, nicht mehr von feinen Zinjen, fondern von jeinem 
Kapital lebt und das Kapital verbraudt, meil weder er 
jelbjt noch der Staat e3 jemals werden ändern können, daß fein 
Kapital auf die Dauer mehr als 5 Proc. trägt, und daß der 
befte Wille jo wenig als die höchſte Noth den Staat dazu fähig 
machen fönnen, das mwirtbichaftlid Unmögliche jelbit dann zu er: 
füllen, wenn e3 mit dem klarſten formellen Rechte zugeiagt 
worden it. 


Die Ausführung diejer Gedanken gehört allerdings noch nicht 
der heutigen Finanzwiſſenſchaft; fie ift eine Aufgabe der fünftigen 
Staatswirtbihaft; mit dem höchſten Princip der Gegenwart der 
legtern haben wir begonnen, mit dem Princip ihrer Zukunft 
ihließen wir. 


Nebenius hat die Frage nah ver Reduction zuerjt eingebend 
behandelt und den Sag aufgeitellt, daß die Reduction Pflicht der 
Regierung fei, wenn fie eine Verminderung des Zinſes dadurd er: 
zielen könne (S. 280 fg.), bätte er die „Gerechtigkeit“, die er für 
die Zinsreduction anruft (S. 207). genauer unterjuht, jo wäre er 
mol zu Sägen gelangt, die den obigen jehr analog find. Rau hat 
die einzelnen Gefihtäpunfte mit aller Klarbeit fpecificirt ($. 510 — 
514). Die mwidtigite Frage, ob eine Reduction rechtlich und poli— 
tiih zuläffig ift, indem man nicht ven Nennwerth, jondern den 
durchſchnittlichen Curswerth anbietet, wenn der Cur® unter pari 
jtebt, ift nicht erörtert. Die Reductionsplane find Sache der Be: 
rehnung. Die Zufiherung, welde die Regierungen zumeilen geben, 
daß binnen einer gewijjen Zeit feine Kündigung und alfo aud feine 
Reduction ftattfinden jolle, wie bei den Biterreihiihen Anleiben von 
1841 (Deſſary, $. 85), haben natürlih nur einen Sinn, wenn die 
MWabricheinlichleit eines Curſes über pari vorliegt. 

Die Reduction ver Conſols von Gladftone (1853) auf 3 Proc. 
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lag ebenfo. Der Nebuction der franzöfiihen Rente, die feit 1836 
Gegenitand beftändiger Kämpfe in Frankreich bildete, bis fie endlich 
1845 zuerft, und dann wieder 1852 vollzogen ward, wurde die Ras 
pitalifirung zu e. 5 Proc. zu runde gelegt, und jedesmal, gerade 
wie bei der preufifchen Reduction von 5 auf A Proc. 1840, ver: 
ſprochen, daß feine weitere Reduction innerhalb einer gewifjen Reihe 
von Jahren ftattfinden ſolle. Es ift ſchwer zu verfennen, daß alle 
diefe Reducirungen nur als halbe Mafregeln — erftes unficheres Auf: 
treten einer neuen Geitalt der Dinge — erſcheinen. 


— — — — 


>65288G 


Drud von F. 4, Brodhaus in Leinzig. 
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